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Konrad  Raiser:  Vorwort 

Es  gehörte  von  Anfang  an  zu  den  Aufgaben  der  ökumenischen  Bewegung,  die  soziale 
und  politische  Verantwortung  der  Kirchen  im  internationalen  Bereich  wahrzunehmen. 
Dies  war  das  Erbe,  das  die  Bewegung  für  Praktisches  Christentum  dem  1948  gegrün- 
deten Ökumenischen  Rat  der  Kirchen  übertrug.  Durch  seine  damals  bahnbrechenden 
Studien  zu  theologischen  und  methodischen  Grundfragen  in  den  ersten  20  Jahren 
seines  Bestehens  hat  der  Ökumenische  Rat  der  Kirchen  entscheidend  zur  Ausbildung 
der  Sozialethik  als  anerkannte  Disziplin  beigetragen.  Ihre  innere  Konsistenz  erhielten 
diese  Arbeiten  durch  das  Leitbild  der  "verantwortlichen  Gesellschaft". 

Die  Genfer  Konferenz  für  Kirche  und  Gesellschaft  1966  markiert  einen  Einschnitt.  30 
Jahre  nach  der  großen  Weltkirchenkonferenz  in  Oxford  1937  brachte  sie  zum  ersten 
Mal  Theologen  und  Laien,  Männer  und  Frauen  aus  allen  Teilen  der  Welt  zusammen, 
um  die  Aufgaben  der  Kirchen  angesichts  der  sozialen,  wirtschaftlichen  und  politischen 
Umbrüche  der  Zeit  zu  bestimmen.  Entwicklung,  Rassismus,  Gewalt  -  das  waren  einige 
der  neuen  Themen,  welche  die  Diskussionen  1966  bestimmten.  Vor  allem  die  Teil- 
nehmeraus dem  Süden  drängten  darauf,  von  Worten  zu  Taten  überzugehen. 

In  den  nachfolgenden  Jahren  vollzog  sich  eine  sprunghafte  Ausweitung  der  Pro- 
gramme und  Initiativen  des  Ökumenischen  Rates  in  Antwort  auf  die  gesellschaftlichen 
Herausforderungen.  Reflexion  und  Aktion,  Analyse  und  politische  Intervention  gingen 
ineinander  über.  Der  Kampf  um  Gerechtigkeit  und  Befreiung  verdrängte  allmählich  das 
Leitbild  der  verantwortlichen  Gesellschaft.  Das  Antirassismusprogramm  des  Ökumeni- 
schen Rates  der  Kirchen  wurde  zum  Symbol  der  teilweise  scharfen  Kontroversen  die- 
ser Zeit. 

30  Jahre  nach  der  Genfer  Konferenz  hat  sich  erneut  eine  tiefgreifende  Veränderung 
vollzogen.  Das  Ende  der  ideologischen  und  politischen  Ost-West-Spaltung,  die  Über- 
windung der  Apartheid  in  Südafrika,  die  Folgen  der  wirtschaftlichen  und  finanziellen 
Globalisierung  und  die  wachsende  Beunruhigung  über  die  ökologische  Gefährdung 
der  menschlichen  Zukunft  haben  den  Bezugsrahmen  für  das  ökumenische  Sozialden- 
ken verändert.  Im  Vordergrund  steht  heute  die  Aufgabe,  Überleben  zu  sichern  und 
Leben  in  Gemeinschaft  zu  fördern.  Die  Weltkonvokation  für  Gerechtigkeit,  Frieden  und 
die  Bewahrung  der  Schöpfung  in  Seoul  1990  und  die  Vollversammlung  des  Ökumeni- 
schen Rates  der  Kirchen  in  Canberra  1991  markieren  den  Übergang  zu  dieser  neuen 
Epoche,  deren  Umrisse  vermutlich  bei  der  bevorstehenden  Achten  Vollversammlung 
des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen  in  Harare  1998,  dem  Jahr  des  50jährigen  Be- 
stehens des  ökumenischen  Rates,  deutlicher  Sichtbarwerden. 
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Die  25  Jahre  von  1966  bis  in  die  frühen  90er  Jahre  lassen  sich  daher  heute  als  eine 
zusammenhangende  und  sehr  fruchtbare  -  wenn  auch  kontroverse  -  Periode  im  öku- 
menischen Sozialdenken  und  in  der  Wahrnehmung  gesellschaftlicher  Verantwortung 
durch  die  Kirchen  überblicken.  Die  vorliegende  Quellenedition  mit  Texten  aus  der 
ökumenischen  Diskussion  zur  Wirtschaftsethik,  politischen  Ethik,  Sozialethik  und 
ökologischen  Ethik  soll  diesen  Überblick  erleichtern.  Sie  erfüllt  einen  dringenden 
Wunsch  all  derer,  die  in  der  theologischen  Ausbildung  und  der  kirchlichen  Bildungsar- 
beit mit  Fragen  der  Sozialethik  im  ökumenischen  Horizont  umzugehen  haben.  Sie  ist 
erwachsen  aus  der  praktischen  Erfahrung,  daß  die  für  die  Bildungsarbeit  sowie  für  die 
Urteilsbildung  in  kirchlichen  Ausschüssen  und  Kommissionen  wichtigen  ökumenischen 
Texte  oft  nur  schwer  zuganglich  und  dann  nicht  in  deutscher  Sprache  verfügbar  wa- 
ren. 

Das  zu  sichtende  Material  war  so  vielfältig,  daß  auch  diese  Edition  trotz  ihres  Umfan- 
ges  eine  Auswahl  vornehmen  mußte.  Der  Schwerpunkt  liegt  auf  Texten  des  ökumeni- 
schen Rates  aus  den  Jahren  1966  bis  1991.  Sie  werden  ergänzt  durch  einige  zentrale 
Ausschnitte  aus  den  früheren  Phasen  der  ökumenischen  Diskussion  und  durch  Be- 
richte und  Erklärungen  aus  den  letzten  Jahren  der  Arbeit  des  ökumenischen  Rates 
der  Kirchen.  Auf  Stellungnahmen  von  anderen  ökumenischen  Organisationen,  vor  al- 
lem aus  der  südlichen  Hemisphäre,  mußte  aus  Gründen  des  Umfanges  verzichtet 
werden. 

Die  Quellensammlung  läßt  deutlich  die  Breite  der  ökumenischen  Auseinandersetzung 
mit  wirtschaftlichen,  politischen,  gesellschaftlichen  und  ökologischen  Themen  erken- 
nen. Einige  der  Themen  halten  sich  durch,  andere  tauchen  in  einer  bestimmten  Situa- 
tion auf  und  werden  nicht  oder  erst  viel  später  weiterverfolgt.  So  ergibt  sich  im 
diachronischen  Vergleich  ein  deutlicheres  Profil  der  Veränderungen  in  Ausrichtung 
und  Methode  ökumenischer  Arbeit  an  Fragen  der  Wirtschafts-  und  Sozialethik. 

Am  Ende  dieses  Vorwortes  muß  der  Dank  an  meine  früheren  Bochumer  Mitarbeiter 
Wolfram  Stierle,  Dietrich  Werner  und  Martin  Heider  stehen.  Es  ist  ihrem  Einsatz  und 
ihrem  Durchhaltevermögen  zu  verdanken,  daß  aus  unseren  anfänglichen  Planungen 
nunmehr  diese  eindrucksvolle  Quellensammlung  entstanden  ist.  Es  bleibt  zu  hoffen, 
daß  diese  sorgfältige  Arbeit  Früchte  trägt  und  neues  Interesse  weckt,  an  der  weiterge- 
henden ökumenischen  Diskussion  zu  den  zentralen  Fragen  der  Ordnung  des  gesell- 
schaftlichen, politischen  und  wirtschaftlichen  Zusammenlebens  der  Menschheit  und 
der  Mitverantwortung  der  Kirchen  für  diese  Ordnung  teilzunehmen. 

Genf,  im  Januar  1996 

Konrad  Raiser 
Generalsekretär 
ökumenischer  Rat  der  Kirchen 
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100  Jahre  ökumenische  Sozialethik  -  Eine  Einführung  in  die  Quellenedition 


„Es  muß  uns  klar  werden,  daß  die  Kirchenglieder,  die  in  der  Praxis  ihre  Verantwortung  für  die 
Bedürftigen  irgendwo  in  der  Welt  leugnen,  ebenso  der  Häresie  schuldig  sind  wie  die,  welche  die 
eine  oder  andere  Glaubenswahrheit  verwerfen.  Die  Einheit  der  Menschheit  ist  kein  schönes, 
doch  flüchtiges  Ideal;  sie  ist  ein  fester  Bestandteil  von  Gottes  eigener  Offenbarung." 

Willem  A.  Visser  t  Hooft 


Im  Jahre  1998  wird  der  Ökumenische  Rat  der  Kirchen  sein  fünfzigjähriges  Bestehen 
feiern.  Die  ökumenische  Bewegung,  die  sich  in  ihm  ihr  wichtigstes  Handlungsinstru- 
ment verschaffte,  ist  einer  der  bedeutendsten  Prozesse  der  Kirchengeschichte  des  20. 
Jahrhunderts.  Nachdem  jahrhundertelang  die  Tendenz  der  Kirchengeschichte  auf  eine 
immer  größere  Aufspaltung  der  Christenheit  in  Kirchen  und  Denominationen  zulief, 
war  seit  Beginn  des  Jahrhunderts  zum  ersten  Mal  eine  gegenläufige  Bewegung  zu 
beobachten. 

Ein  Anstoß  zu  dieser  Bewegung  ging  von  der  Mission  aus.  In  den  „Missionsgebieten" 
mit  ihren  vielen,  oft  konkurrierenden  „Missionsgesellschaften",  wurden  die  Zersplitte- 
rung der  Christenheit  und  die  sozialen  Auswirkungen  westlicher  Kolonialisierung  und 
Industrialisierung  deutlich  und  früh  empfunden  (Weltmissionskonferenzen  Edinburgh 
1910,  Jerusalem  1928).  Als  zweiter  wesentlicher  Impuls  zur  „ökumenisierung"  des 
kirchlichen  Horizontes  wirkte  die  christliche  Friedens-  und  Sozialarbeit  auf  internatio- 
naler Ebene.  Diese  hatte  schon  in  den  20er  Jahren  dieses  Jahrhunders  eine  erstaun- 
liche Intensität  und  interkonfessionelle  Kooperation  erreicht  (Weltbund  für  Freund- 
schaftsarbeit der  Kirchen  seit  1914,  Bewegung  für  Praktisches  Christentum  seit  1919). 
Das  praktische  und  sozialethische  Interesse,  das  für  die  ökumenische  Bewegung  in 
wichtigen  Perioden  charakteristisch  geworden  ist,  war  von  Anfang  an  ein  integrativer 
Bestandteil.  Für  den  ÖRK,  der  im  Jahr  1948  auf  dem  Hintergrund  der  Erfahrungen  der 
Katastrophe  des  Zweiten  Weltkrieges  entstand,  gehört  das  sozialethische  Zeugnis  der 
Kirchen  für  Frieden  und  Gerechtigkeit  weltweit  mit  zu  den  wichtigsten  und  hervorra- 
gendsten Feldern  seiner  vielfältigen  Wrksamkeit.  Unter  Berücksichtigung  der  vorin- 
stitutionellen Phase  der  ökumenischen  Bewegung  mit  ihren  verschiedenen  regionalen 
Kooperationen  und  internationalen  Strömungen  (Praktisches  Christentum,  Weltbund 
für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen,  Internationaler  Missionsrat),  ergibt  sich  mittler- 
weile eine  Geschichte  von  nicht  nur  50,  sondern  von  100  Jahren  ökumenischen 
Sozialdenkens. 
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Im  Zeichen  des  Generationswechsels  in  der  ökumenischen  Bewegung  sowie  im  Sinne 
der  Verbesserung  des  „ökumenischen  Gedächtnisses"  war  die  Rekonstruktion  und 
Aufarbeitung  dieser  Geschichte  anhand  zentraler  Quellentexte  ein  seit  langem  beste- 
hendes Desiderat. 

Die  hier  zusammengestellten  Voten  vielfältiger  ökumenischer  Konsultationen  und 
Konferenzen  stehen  für  die  im  Laufe  der  vergangenen  Jahrzehnte  gewachsene  Fä- 
higkeit der  ökumenischen  Gemeinschaft  der  Kirchen,  an  theologischer  und  gesell- 
schaftlicher Verantwortung  aktiv  teilzunehmen.  Der  wachsenden  Bedrohung  des 
menschlichen  Überlebens  auf  der  Erde  in  sozialer,  ökonomischer,  politischer  und 
ökologischer  Hinsicht  entspricht  eine  theologische  Konvergenz  ökumenischen  Sozial- 
denkens: Die  Ethik  für  das  Leben  entspringt  einer  Theologie  des  Lebens.  Als  Ethik  für 
das  Leben  artikuliert  sie  nicht  etwa  ein  moralisches  Akzidens,  sondern  das  lebendige 
Kirche-Sein  in  der  Ökumene.  Gerade  in  der  jüngeren  Phase  des  konziliaren  Prozes- 
ses seit  Vancouver  (1983)  gewinnt  diese  ekklesiologische  Motivation  der  Ethik  zu- 
nehmend an  Kontur. 

Die  Begegnung  mit  den  ökumenischen  Zeugnissen  ermöglicht  spannende 
(Wieder-)Entdeckungen  angesichts  einer  gewissen  Vernachlässigung  ökumenisch-so- 
zialethischer Studien  in  der  theologischen  Ausbildung  und  im  sozialethischen  Diskurs. 
Die  hier  vor-  und  zusammengestellten  Dokumente  bieten  eine  erste  Orientierung  in 
zentralen  Themenbereiche  des  ökumenischen  Sozialdenkens  und  sollen  zum  selb- 
ständigen Weiterfragen  und  -forschen  anregen.  Die  Quellenedition  möchte  die  oft  ver- 
streut publizierten  Schlüsseltexte  für  Studium,  Ausbildung,  Forschung  und  für  den 
Alltag  sozialethisch  interessierter  NichtChristen  und  Christen  identifizieren  und  leichter 
zugänglich  machen.  Die  Begegnung  mit  diesen  exemplarischen  Beiträgen  aus  der 
Weltchristenheit  nimmt  die  Leserin  und  den  Leser  in  das  interdisziplinäre  und  inter- 
kontextuelle  Gespräch  über  die  Fragen  christlichen  Sozialdenkens  mit  hinein.  Auch  für 
die  wachsende  Bedeutung  des  interreligiösen  Gesprächs  über  ethische  Herausforde- 
rungen der  Menschheit  wird  die  Erinnerung  an  gemeinsame  christliche  Positionsbe- 
stimmungen an  Relevanz  gewinnen.  Genau  dieses  den  eigenen  Horizont  weitende 
Gespräch  aber  ist  es,  das  für  die  Weiterentwicklung  der  christlichen  Wirtschafts-  und 
Sozialethik  im  nationalen  und  internationalen  Bereich  konstitutiv  bleiben  wird. 

Für  andere  Themenbereiche  der  theologischen  Arbeit  im  ÖRK  liegen  entsprechende 
kleinere  Quellensammlungen  aus  früheren  Jahren  vor  (vgl.  Lukas  Vischer  (Hg.),  Zur 
Einheit  der  Kirche.  Material  der  ökumenischen  Bewegung,  München  1965;  Hans-Jo- 
chen Marguli  (Hg.),  Zur  Sendung  der  Kirche.  Material  der  ökumenischen  Bewegung, 
München  1963).  Für  den  Bereich  des  ökumenischen  Sozialdenkens  gibt  es  -  außer 
frühen  Zusammenstellungen  (WCC  (ed.),  Ecumenical  Documents  on  Church  and 
Society  (1925-1953),  Geneva  1954)  und  den  hervorragenden  kommentierten  Litera- 
turbibliographien von  Ans  van  der  Bent  (vgl.  ders.,  Six  Hundred  Ecumenical  Consulta- 
tions  1948-1982,  Geneva  1983;  ders.,  Vital  Ecumenical  Concems.  Sixteen  Documen- 
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tary  Surveys,  Geneva  1986)  -  keine  deutsche  Quellenedition.  Eine  vergleichbare  eng- 
lische Quellenedition,  die  in  der  Arbeit  des  Straßburger  Institutes  für  Ökumenische 
Forschung  des  LWB  entstand,  bezieht  sich  auf  alle  weltweiten  Konfessionsfamilien 
unter  Einschluß  der  Römisch-Katholischen  Kirche  und  beschränkt  sich  auf  die  letzten 
30  Jahre  (vgl.  Mark  Ellingsen,  The  Cutting  Edge.  How  Churches  Speak  on  Social  Is- 
sues,  Strasbourgh,  Geneva,  Grand  Rapids  1993).  Eine  jüngst  erschienene  Publika- 
tion der  ILO  (International  Labor  Organisation)  in  Genf  ist  bisher  nur  in  französisch 
verfügbar:  Les  Eglfses  Protestantes  et  la  question  sociale,  Bureau  international  du 
Travail,  Geneva  1996  (ISBN  92-2-206530-1). 

Die  vorliegende  Quellenedition,  die  gemeinsam  mit  der  im  Sommer  1997  zur  Publika- 
tion vorgesehenen  deutschen  Fassung  der  englischen  Einführung  in  die  Geschichte 
des  ökumenischen  Sozialdenkens  von  Ans  van  der  Bent  erscheint,  ist  auf  diesem 
Hintergrund  von  folgenden  editorischen  Zielen  und  Auswahlkriterien  geleitet: 

1.  Schlüsseltexte  ökumenischen  Sozialdenkens  werden  in  wesentlichen  Auszügen 
vorgestellt  und  bibliographisch  identifiziert. 

2.  Der  Schwerpunkt  der  Auswahl  liegt  auf  Texten,  die  nach  1948  in  Arbeitseinheiten, 
auf  Vollversammlungen  sowie  Studienkonsultationen  des  ÖRK  entstanden  sind. 
Da  die  Sammlung  in  besonderer  Weise  auf  die  gegenwärtigen  sozialethischen 
Herausforderungen  ausgerichtet  sein  soll,  wurde  bei  den  Texten  nach  1948  wie- 
derum bewußt  ein  Schwerpunkt  auf  Vorgeschichte  und  Fortgang  des  konziliaren 
Prozesses  für  Gerechtigkeit,  Friede  und  Bewahrung  der  Schöpfung  gelegt.  Gleich- 
wohl werden  zum  „ökumenischen  Gedächtnis"  wichtige  Texte  aus  den  Anfängen 
des  ökumenischen  Sozialdenkens  vor  1948  aufgenommen  (vgl.  insbesondere  Ka- 
pitel I  „Anfänge  ökumenischen  Sozial denkens"). 

3.  Einbezogen  werden  Texte  aus  der  Arbeit  des  ÖRK  sowie  aus  Konsultationen,  die 
unter  Verantwortung  oder  in  Verbindung  mit  dem  ÖRK  stattgefunden  haben.  Prio- 
rität bei  der  Auswahl  hatten  Texte  mit  einem  gewissen  autoritativen  Charakter, 
Beiträge,  in  denen  ein  wichtiges  Grundthema  ökumenischen  Sozialdenkens  neu 
vorgestellt  wird,  sowie  Dokumente,  die  für  einen  Perspektivwechsel  im  ökumeni- 
sehen  Sozialdenken  besonders  wichtig  waren.  Nur  in  besonderen  Fällen  wurden 
auch  Reden  einzelner  Autoren  mit  aufgenommen. 

4.  Der  Akzent  liegt  auf  Texten  mit  einem  grundsätzlichen  sozialethischen  Anspruch. 
Daher  wurden  sozialethische  Erklärungen,  die  einen  stark  regionalen  bzw.  ta- 
gespolitischen Bezug  haben  (z.B.  Erklärungen  von  Vollversammlungen  zu  öffentli- 
chen Fragen),  in  der  Regel  ebensowenig  berücksichtigt  wie  eher  handlungsorien- 
tierte  Resolutionen  und  Empfehlungen. 

5.  Etwa  ein  Viertel  der  Texte  lag  bisher  nur  in  englischer  Sprache  vor  und  wurde  von 
Martin  Heider  und  Dietrich  Werner  ins  Deutsche  übersetzt  (vgl.  Vermerk:  „eigene 
Übersetzung"  im  Quellennachweis).  Im  übrigen  wurde  -  soweit  irgend  möglich  -  auf 
autorisierte  deutsche  Übersetzungen  des  ÖRK-Sprachendienstes  oder  vorhandene 
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deutsche  Veröffentlichungen  bei  der  Textwiedergabe  zurückgegriffen  (vgl.  Quel- 
lennachweise). 

6.  Wo  es  sich  um  Texte  von  ÖRK-Vollversammlungen,  Zentralausschußsitzungen 
oder  Weltkonferenzen  handelt,  sind  die  ursprünglichen  englischen  Versionen  nicht 
eigens  bibliographisch  erwähnt  worden.  Die  entsprechenden  Publikationen  sind 
leicht  zu  identifizieren.  Anders  verhalt  es  sich  bei  Studienkonsultationen,  deren 
englische  Originalversionen  oft  nicht  ohne  weiteres  auffindbar  sind.  In  diesen  Fäl- 
len haben  die  Herausgeber  die  Bibliographie  der  englischen  Fassung  mit  angefügt. 

7.  Den  Textauszügen  wird  eine  kurze,  in  der  Regel  von  Wolfram  Stierle  oder  Dietrich 
Werner  verfaßte  Einleitung  vorangestellt.  Sie  soll  eine  Einordnung  des  Textes  in 
seinen  historischen  und  sachlichen  Zusammenhang  erleichtern,  wichtige  themati- 
sche Perspektiven  identifizieren  und  auf  sachverwandte  Texte  oder  Zusammen- 
hänge verweisen. 

8.  Sozialethische  Reflexion  begegnet  in  der  ökumenischen  Bewegung  nicht  nur  im 
ÖRK,  sondern  seit  den  70er  Jahren  verstärkt  auch  in  den  regionalen  ökumeni- 
schen Organisationen  (Regional  Councils  of  Churches).  Von  der  ursprünglichen 
Absicht,  exemplarische  Dokumente  dieser  ökumenischen  Organisationen  in  einem 
eigenen  Kapitel  mit  aufzunehmen,  mußte  leider  abgerückt  werden. 

An  wen  richtet  sich  eine  solche  Edition?  Die  Quellenedition  ist  zunächst  bestimmt  für 
Zwecke  der  theologischen  Aus-  und  Fortbildung  von  kirchlichen  Mitarbeiterinnen  und 
Mitarbeitern,  für  Forschung  und  Lehre  in  Hochschulen  und  Fortbildungsinstitutionen. 
Die  Quellentexte  können  im  Religionsunterricht  der  Oberstufe  ebenso  verwendet  wer- 
den wie  in  Fortbildungsveranstaltungen  für  Religionspädagoginnen  und  -pädagogen, 
für  interdisziplinäre  Dialogprojekte  im  sozialethischen  Bereich  und  in  der  wissen- 
schaftlichen Arbeit  anderer  Disziplinen,  die  sich  mit  ethischen  Problemen  befassen. 
Darüber  hinaus  kann  diese  Ausgabe  aber  auch  zu  einem  wertvollen  -  und  spannen- 
den! -  Lesebuch  für  all  jene  werden,  die  persönlich,  in  Gemeinden  oder  in  Netzwerken 
sozialethisch  sensibilisiert,  interessiert  oder  engagiert  sind. 

Folgende  Hinweise  zum  Gebrauch  erscheinen  uns  für  die  Arbeit  mit  dieser  Quellene- 
dition nützlich: 

1.  Nur  in  seltenen  Fällen  konnten  Dokumente  in  vollständigem  Wortlaut  wiedergege- 
ben werden.  Die  Lektüre  des  Textauszuges  kann  daher  grundsätzlich  nicht  ein 
gründliches  Studium  des  vollständigen  Wortlautes  anhand  der  Originalquelle  und 
des  jeweiligen  Kontextes,  dem  sich  eine  Erklärung  verdankt,  ersetzen.  Die  vorlie- 
gende Quellensammlung  ist  kein  Gesamtkompendium  ökumenischen  Sozialden- 
kens, da  es  zahlreiche  weitere  wichtige  Texte  gibt,  die  hier  nicht  aufgenommen 
werden  konnten. 
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2.  Auslassungen  bei  der  Wiedergabe  der  Originale  wurden  durch  „(...)"  so  gekenn- 
zeichnet, daß  einerseits  der  Weg  zurück  zur  Quelle  erleichtert,  andererseits  aber 
die  flüssige  Lektüre  der  getroffenen  Auswahl  nicht  unnötig  behindert  wird. 

3.  Es  erschien  uns  sinnvoll,  die  Quellentexte  in  thematischen  Rubriken,  die  den  wirt- 
schafts-  und  sozialethischen  Herausforderungen  der  Ökumene  entsprechen,  wie- 
derzugegeben. Innerhalb  dieser  systematischen  Abteilungen  wurden  die  Texte  je- 
weils chronologisch  angeordnet.  Nicht  in  allen  Fällen  kann  dabei  die  jeweils  vorge- 
nommene thematische  Zuordnung  die  einzige  Möglichkeit  darstellen.  Zum  Teil 
wurden  Textabschnitte,  die  ursprünglich  in  einem  Dokument  zusammenstanden, 
unter  unterschiedlichen  sozialethischen  Rubriken  eingeordnet.  Querverweise  in 
den  jeweiligen  Einleitungstexten,  ein  Index  mit  Schlüsselbegriffen  am  Schluß  der 
Quellenedition,  das  ausführliche  Inhaltsverzeichnis  und  die  chronologische  Über- 
sicht der  in  die  Auswahl  aufgenommenen  Texte  sollen  den  Gebrauch  und  die  selb- 
ständige Suche  nach  Querbezügen  erleichtern. 

4.  Wenn  in  einer  der  systematischen  Rubriken  über  einen  längeren  Zeitraum  keine 
Quellentexte  für  das  entsprechende  Themenfeld  nachgewiesen  sind,  so  bedeutet 
dies  nicht  automatisch,  da  ß  es  hier  aus  der  sozialethischen  Arbeit  des  ÖRK  nichts 
zu  berichten  gäbe. 

Wer  sich  mit  Hilfe  der  Quellensammlung  einen  Einblick  in  das  ökumenische  Sozial- 
denken zu  einem  bestimmten  Problembereich  oder  aber  einen  Überblick  über  die  Ge- 
nese des  sozialethischen  Diskurses  verschaffen  möchte,  der  bleibt  notwendigerweise 
auf  die  Begleitlektüre  eines  entsprechenden  Einführungswerkes  angewiesen  (vgl.  die 
erwähnte  Einführung  von  Ans  van  der  Bent  oder  auch  Peter  Scherle,  All  in  one  Boat, 
The  History  of  Ecumenical  Social  Thought  and  Action  -  A  Case  Study  of  the  WCC, 
Geneva  1995).  Zusätzlich  werden  in  einer  Spezialbibliographie  im  Anhang  einige 
wichtige  Monographien  zum  Gesamtverständnis  ökumenischen  Sozialdenkens  sowie 
zu  einzelnen  Themenbereichen  angegeben. 

Die  ersten  Ideen  und  Skizzen  zu  diesem  ökumenegeschichtlichen  Forschungsprojekt 
entstanden  gemeinsam  mit  Prof.  Konrad  Raiser  1992/93  am  ökumenischen  Institut 
der  Evangelisch-Theologischen  Fakultät  der  Ruhr-Universität  Bochum.  In  den  beiden 
nachfolgenden  Jahren  haben  wir  die  ökumenegeschichtliche  und  editorische  For- 
schungs-  und  Auswahlarbeit  an  dieser  Quellensammlung  durchgeführt.  Für  sachlichen 
Rat  und  vielfältige  Anregung  und  Hilfe  -  sowohl  hinsichtlich  der  Identifizierung  einzel- 
ner Quellen  wie  auch  im  Blick  auf  ihre  ökumenegeschichtliche  Einordnung  -  sind  wir 
einem  großen  Kreis  von  Kolleginnen  und  Kollegen,  Freundinnen  und  Freunden  insbe- 
sondere im  Rahmen  der  Arbeitsgemeinschaft  Ökumenische  Forschung  (AÖF)  dank- 
bar. Besonders  möchten  wir  hier  nennen:  Dr.  Paul  Abrecht  (Genf),  Dr.  Rainward  Ba- 
stian (Tübingen),  Pierre  Beffa  (Genf),  Dr.  Harmjan  Dam  (Frankfurt),  Rob  van  Drim- 
melen  (Genf),  Dr.  Ulrich  Duchrow  (Heidelberg),  die  Verlagsabteilung  des  ÖRK  (Marlin 
van  Eideren),  Christina  Kayales  (Hamburg),  Dr.  Thomas  Kratzert  (Bochum),  Dr.  Harry 
de  Lange  (Den  Haag),  Dr.  Gottfried  Orth  (Rothenburg  o.d.T.),  Dr.  Hans-Balz  Peter 
(Bern),  Dr.  Martin  Robra  (Genf),  Dr.  Gert  Rüppell  (Genf),  Dr.  Anna  Dorothea  Scheytt 
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(Marl),  Dr.  Lukas  Vischer  (Genf)  und  Kurt  Zaugg-Ott  (Bern).  Frau  Ingrid  Kunze  von  der 
Missionsakademie  in  Hamburg  bewältigte  die  vielfältige  Korrespondenz  der  Projekt- 
durchführung, Frau  Ulrike  Scholz  (Bochum)  machte  sich  unerschrocken  an  die  PC- 
Erfassung  der  Textfülle  und  Frau  Luise  Stoltefuß  (Bochum)  führte  uns  hilfsbereit  und 
sachkundig  durch  „ihre"  ökumenische  Bibliothek  in  Bochum.  Mit  zu  den  angenehmsten 
Erinnerungen  an  unsere  Redaktionssitzungen  zählen  der  dampfende  Kaffee  und  die 
internationalen  Gerichte,  die  Frau  Ingrid  Reichardt  an  der  Missionsakademie  Hamburg 
immer  zur  rechten  Zeit  zu  bereiten  wußte. 

Für  organistorisch-administrative  Unterstützung  sind  wir  der  Missionsakademie  an  der 
Universität  Hamburg  zu  besonderem  Dank  verpflichtet.  Ohne  die  z.T.  erheblichen  fi- 
nanziellen Zuschüsse  der  Altvilligsterlnnen  des  Evangelischen  Studienwerkes  Villigst 
e.V.,  des  Ernst  Lange-Instituts  für  ökumenische  Studien,  des  Evangelischen  Mis- 
sionswerkes Hamburg,  des  Instituts  für  Sozialethik  des  Schweizerischen  Evangeli- 
schen Kirchenbundes  in  Bern,  des  Ausschusses  für  Entwicklungsbezogene  Bildung 
und  Publizistik  (ABP)  der  Arbeitsgemeinschaft  Kirchlicher  Entwicklungsdienst  Stutt- 
gart, des  EKD-Kirchenamtes  (Hauptabteilung  III),  der  Ev.  Paul-Gerhardt-Gemeinde 
Dortmund,  der  Evangelischen  Kirche  in  Westfalen  und  der  Württembergischen  Lan- 
deskirche wäre  das  vorliegende  Werk  nicht  realisiert  worden. 


Wolfram  Stierle,  Dietrich  Werner,  Martin  Heider 
Marl,  Hamburg,  Dortmund 
Pfingsten  1996 
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I.  Anfänge  ökumenischen  Sozialdenkens 


1         Ein  Soziales  Credo 

Federal  Council  of  the  Churches  of  Christ  in  America  1908 

Die  Anfänge  des  ökumenischen  Sozialdenkens  finden  sich  in  regionalen  kirchlichen  Koopera- 
tionen. In  England  entstand  1889  die  Christian  Social  Union,  in  Frankreich  wurde  1887  die  As- 
soociation  protestante  pour  l'etude  pratique  des  questions  sociales  gegründet  und  in  Deutsch- 
land faßte  seit  1890  der  Evangelisch-Soziale  Kongreß  verschiedene  kirchliche  Strömungen  zu- 
sammen. Das  1908  gegründete  „Fedcil"  repräsentierte  75%  der  US-Protestanten  und  wollte 
dem  zersplitterten  Protestantismus  eine  gemeinsame  profilierte  Stimme  verleihen.  Bereits  auf 
der  Gründungsversammlung  wurde  prononciert  erklärt,  die  Zeit  sei  reif  für  ein  „Anathema  gegen 
die  Häresie  des  Krieges"  (vgl.  W.  Weiße,  Praktisches  Christentum  S.67ff).  In  dem  hier  wieder- 
gegebenen „Social  Creed"  wurden  erstmals  die  gemeinsamen  sozialen  Grundsätze  der  prote- 
stantischen Kirchen  sowie  ihre  Impulse  für  die  Gestaltung  einer  christlichen  Gesellschaftsord- 
nung niedergelegt.  Der  Text  erhob  das  Social  Gospel  des  liberalen  und  fortschrittsorientierten 
US-amerikanischen  Protestantismus  in  einen  programmatischen  Rang  (vgl. 
W.  Rauschenbusch,  The  Social  Gospel,  1907,  erschienen  in  23  Auflagen). 


Das  Federal  Council  tritt  ein 

•  für  gleiche  Rechte  und  völlige  Gerechtigkeit  für  alle  Menschen  in  allen  Lebensla- 
gen; 

•  für  den  Schutz  der  Familie,  gleiche  Anforderungen  an  beide  Geschlechter,  gleich- 
mäßige Scheidungsgesetzgebung  in  allen  Staaten,  zweckmäßige  Ehegesetze  und 
angemessene  Wohnungsverhältnisse; 

•  für  die  bestmögliche  Entwicklung  des  Kindes  durch  richtige  Erziehung  und  Erho- 
lung; 

•  für  die  Abschaffung  der  Kinderarbeit; 

•  für  eine  solche  Regelung  der  Frauenarbeit,  durch  welche  die  physische  und  mora- 
lische Gesundheit  der  Gemeinschaft  beschützt  wird; 

•  für  die  Bekä  mpfung  und  Verhinderung  der  Armut; 
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für  den  Schutz  des  Individuums  und  der  Gesellschaft  gegen  die  sozialen,  ökonomi- 
schen und  moralischen  Schaden,  die  durch  den  Alkoholverkauf  entstehen; 

für  den  Schutz  der  Gesundheit; 

für  den  Schutz  des  Arbeiters  gegen  gefährliche  Maschinen,  Beschäftigungskrank- 
heiten, Unfälle  und  Sterblichkeit; 

für  die  Rechte  aller  Menschen  auf  Selbsterhaltung,  gegen  die  Beeinträchtigung 
dieses  Rechtes  und  für  den  Schutz  der  Arbeiter  gegen  die  Härten  erzwungener  Ar- 
beitslosigkeit; 

für  angemessene  Altersversorgung  und  Unfallentschädigung; 

für  das  Recht  der  Angestellten  und  Arbeitgeber,  sich  in  gleicher  Weise  zu  organi- 
sieren, und  für  gegenseitige  und  angemessene  Mittel  der  Versöhnung  und  für  das 
Schiedsgericht  in  industriellen  Streitigkeiten; 

für  einen  Ruhetag  in  der  Woche; 

für  die  allmähliche  und  vernünftige  Herabsetzung  der  Arbeitszeit,  soweit  es  irgend 
möglich  ist,  und  für  eine  Mußezeit  für  alle,  die  zu  höherem  Menschenleben  erfor- 
derlich ist; 

für  ein  Existenzminimum  in  jeder  Industrie  und  für  den  höchsten  Lohn,  den  jede  In- 
dustrie zahlen  kann; 

für  eine  neue  und  bessere  Anwendung  christlicher  Prinzipien  im  Erwerb  und  Ge- 
brauch des  Eigentums  und  für  die  billigste  Verteilung  des  Industrieergebnisses,  die 
letzten  Endes  erreicht  werden  kann. 

Quelle:  Adolf  Keller,  Die  soziale  Erneuerung  der  Menschheit  durch  das  Christentum,  in:  Die  Ei- 
che 14  (1926)  S.272 
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2        Die  Christen  und  das  soziale  Leben 

Weltbund  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen,  Uppsala  1917 

Die  Anfänge  des  sozialethischen  Engagements  interdenominationeller  Vereinigungen  reichen  in 
die  Zeit  vor  dem  ersten  Weltkrieg  zurück.  Zu  einem  der  ersten  ökumenischen  Aufrufe  für  den 
Frieden  zwischen  den  Völkern,  der  über  denominationelle  und  nationale  Grenzen  hinausging, 
zählt  der  am  25.  Juni  1907  veröffentlichte  „Aufruf  der  Kirchen  für  den  Frieden"  anläßlich  der 
Zweiten  Haager  Friedenskonferenz  (veröffentlicht  in:  Handbook  World  Alliance  for  Friendship 
through  the  Churches,  1916,  p.44f).  Dieser  Aufruf,  der  bereits  eine  grundlegende  Abkehr  vom 
Krieg  als  Mittel  der  Konfliktlösung  in  internationalen  Beziehungen  forderte,  führte  1910  zur 
Gründung  der  „Vereinigung  kirchlicher  Komitees  zur  Pflege  freundschaftlicher  Beziehungen 
zwischen  Groß-Britannien  und  Deutschland".  Darauf  aufbauend  wurde  am  2.  August  1914  - 
zeitgleich  mit  dem  Beginn  des  Weltkrieges  -  in  Konstanz  der  Weltbund  für  Freundschaftsarbeit 
der  Kirchen  gegründet,  der  maßgeblichen  Anteil  an  der  Entstehung  ökumenischen  Sozialden- 
kens hatte.  Als  eine  Art  erstes  sozialethisches  Manifest  dieses  Weltbundes  kann  die  Erklärung 
von  Uppsala  verstanden  werden.  Vom  14.  bis  16.  Dezember  1917  kamen  in  Uppsala  auf  Einla- 
dung des  schwedischen  Erzbischofs  Nathan  Söderblom  über  das  Netzwerk  des  Weltbundes  für 
Freundschaftsarbeit  der  Kirchen  Delegierte  aus  den  neutralen  (nicht  am  Ersten  Weltkrieg  betei- 
ligten) Ländern  Europas  zusammen.  In  dieser  Versammlung  wurden  wichtige  Grundlagen  für 
die  sozialethischen  Aussagen  der  ökumenischen  Bewegung  bis  zum  Jahre  1925  gelegt.  Drei 
Themengruppen  fassen  das  Ergebnis  dieser  Konferenz  zusammen. 


Christliche  Einheit 

Wenn  unsere  christliche  Konfession  von  einer  heiligen  katholischen  Kirche  spricht, 
erinnert  sie  uns  an  die  tiefe  innere  Einheit,  die  sämtliche  Christen  in  Christus  und  in 
der  Arbeit  seines  Geistes  -  ungeachtet  aller  nationalen  und  konfessionellen  Unter- 
schiede -  miteinander  verbindet.  Ohne  undankbar  und  ungläubig  gegenüber  besonde- 
ren Gaben  christlicher  Erfahrung  und  Vorstellung  zu  sein,  die  jede  Gemeinschaft  vom 
Herrn  der  Geschichte  erhalten  hat,  sollte  diese  Einheit,  die  man  im  tiefsten  Sinne  am 
Kreuze  Christi  zu  suchen  hat,  in  Leben  und  Lehre  besser  als  bisher  verwirklicht  wer- 
den. 

Die  Christen  und  das  soziale  Leben 

Die  große  Mission  der  christlichen  Gemeinschaft  hat  das  Salz  der  Erde  und  das  Licht 
der  Welt  zu  sein.  Dies  kann  und  soll  die  evangelische  Kirche  ausschließlich  auf  geistli- 
cher Ebene  mittels  ihrer  Lehre  und  ihres  Lebens  verwirklichen.  Die  Kirche  sollte  das 
lebendige  Gewissen  der  Nationen  und  der  Menschen  sein.  Zusammen  mit  den  Chris- 
ten aller  kriegführenden  Länder  empfinden  wir  zutiefst  den  Gegensatz  zwischen  dem 
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Krieg  und  dem  Geist  Christi.  Aus  diesem  Grund  wünschen  wir  einige  Hauptpunkte  be- 
züglich des  Verhaltens  der  Christen  im  sozialen  Leben  hervorzuheben: 

1.  Die  Kirche,  die  leider  häufig  die  Unterschiede  stärker  betont  hat  als  die  Gemein- 
samkeiten, sollte  das  Ideal  der  christlichen  Bruderschaft  stärken,  die  Verurteilung 
der  Selbstsucht  anregen  und  fördern  und  all  ihre  Kräfte  dafür  einsetzen,  die  Ursa- 
chen für  Kriege,  seien  sie  sozialer,  ökonomischer  oder  politischer  Art,  zu  entfernen. 

2.  Christen  sollen  sich  ihrer  Verantwortung  für  die  öffentliche  Meinung  bewußt  sein; 
sie  sollten  -  genau  wie  in  ihren  persönlichen  Beziehungen  -  sowohl  in  der  nationa- 
len wie  in  der  internationalen  Öffentlichkeit  der  Sache  der  Wahrheit  und  der  Liebe 
dienen  und  versuchen,  die  Annahmen,  die  den  Äußerungen,  Gedanken  und  Taten 
anderer  zugrunde  liegen,  zu  verstehen. 

3.  Die  Kirche  sollte  die  Nationen  dazu  erziehen,  sich  immer  selbständiger  selbst  zu 
regieren. 

4.  Die  Kirche  sollte  sich  in  den  Dienst  der  internationalen  Verständigung  stellen  und 
durch  Vermittlung  und  Rechtsprechung  internationale  Kontroversen  beilegen. 

Die  Christen  und  das  Gesetzessystem 

Nach  christlicher  Auffassung  sind  das  Bewußtsein  von  Recht  und  Unrecht  sowie  das 
System  gesetzlicher  und  politischer  Ordnung,  das  aus  diesem  Bewußtsein  entsteht, 
nützliche  Geschenke  Gottes  an  den  Menschen.  Das  Evangelium  braucht  für  seine  Ar- 
beit zumindest  eine  elementare  gesetzliche  Ordnung.  Jede  existierende  Form  des 
Gesetzes  und  der  Justiz  ist  unvollständig  und  erfordert  in  dem  Maße  eine  Weiterent- 
wicklung wie  das  Moralgefühl  voranschreitet. 

Aus  diesem  Grund  muß  die  Kirche  im  Namen  Christi  für  die  Unverletzlichkeit  von 
Recht  und  Gesetz  sorgen  und  deren  Weiterentwicklung  fordern.  In  erster  Linie  sollte 
die  Kirche  dieses  mit  aller  Kraft  in  jedem  einzelnen  Land  betreiben,  aber  es  ist  auch 
ihre  zwingende  Pflicht,  im  Bereich  ihrer  Möglichkeiten  jede  Bemühung  für  die  interna- 
tionale Einfuhrung  der  Gerechtigkeit,  die  im  Gesetz  verkörpert  ist,  zu  unterstützen. 
Daher  sollte  sie  gegen  jede  Verherrlichung  von  Gewalt  und  Stärke  auf  Kosten  von 
Recht  und  Gerechtigkeit  angehen  und  das  Axiom  hervorheben,  daß  auch  die  Hand- 
lungen von  Nationen  und  Staaten  genauso  wie  die  eines  Individuums  ethischen  Prin- 
zipien unterliegen  und  daß  das  gemeinsame  Wohl  der  Nationen  auf  den  Prinzipien  der 
Wahrheit,  der  Gerechtigkeit  und  der  Liebe  aufgebaut  werden  sollte. 
(...)  Die  unterschiedlichen  Rechtssysteme  sowohl  innerhalb  einer  einzelnen  Nation  wie 
zwischen  den  Nationen  sind  unvollkommen  und  ineffektiv,  solange  sie  nicht  durch 
eine  wirklich  innere  moralische  Überzeugung  beseelt  sind.  Einen  solchen  Geist  der 
christlichen  Bruderliebe,  Selbstkontrolle  und  gegenseitigen  Rechtschaffenheit  hervor- 
zubringen und  zu  fördern,  ist  -  unter  diesem  Lebensaspekt  -  die  vornehmste  Pflicht  der 
Kirche. 
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Quelle:  Gerhard  Besier,  Die  protestantischen  Kirchen  Europas  im  Ersten  Weltkrieg,  G  öttingen 
1984,  S.188f;  englisch  in:  Handbook  World  Alliance  of  Friendship  through  the  Churches  1919, 
p.  49-50 


3  Weder  apokalyptische  Weltverneinung  noch  reduktionistischer  Materia- 
lismus -  christliches  Sozialdenken  als  Heiligung  des  materiellen  Daseins 

C.O.P.E.C.  -  Konferenz,  Birmingham  1924 

Ein  bleibendes  sozialethisches  Verdienst  der  COPEC-Bewegung  (Conference  on  Christian  Po- 
litics,  Economics  and  Citizenship)  und  ihres  großen  ökumenischen  Treffens  im  April  1924  in 
Birmingham  war  die  interdisziplinär  und  kooperativ  ausgerichtete  „Study-Group-Methode".  Ver- 
treterinnen und  Vertreter  unterschiedlichster  Disziplinen  wie  der  Theologie,  Ökonomie,  Ge- 
schichte, Medizin,  Jurisprudenz  und  des  Journalismus  wurden  zu  einer  methodisch  ausgefeilten 
Mitarbeit  gewonnen;  Menschen  verschiedener  sozialer  Klassen,  Religionen,  politischer  An- 
schauungen und  Ausbildungen  wurden  zusammengeführt  (vgl.  H.Lehmann-Jottkowitz,  Christ- 
lich-soziale Bewegung  S.66-83).  Unter  dem  Vorsitz  von  William  Temple  fanden  sich  so  alle  Kir- 
chen Großbritanniens,  auch  die  römisch-katholische,  zu  diesem  christlich-sozialen  Projekt  zu- 
sammen, das  auf  die  Stockholmer  Weltkonferenz  für  Praktisches  Christentum  1925  ökumenisch 
weiterwirkte.  Der  COPEC-Report  umfaßt  12  Bände  und  wendet  sich  ausgesprochen  differen- 
ziert und  mit  klaren  Positionen  einer  Fülle  sozialethisch  relevanter  Themen  zu.  Die  Erziehung, 
die  Geschlechterbeziehungen,  das  Verbrechen,  die  internationalen  Beziehungen  und  die  so- 
ziale Aufgabe  und  Wirksamkeit  der  Kirchen  seien  aus  dieser  „sozialethischen  Enzyklopädie"  nur 
exemplarisch  genannt.  Das  hohe  Diskursniveau  in  ganz  speziellen  Fragen  bei  einer  gleichzeitig 
großen  Themenbreite  zeigt  sich  in  den  Ausführungen  über  die  Heranführung  an  die  Ideale  des 
Völkerbundes,  die  Bezahlung  der  Urlaubszeit,  die  Art  der  Freizeitgestaltung,  die  Ablehnung  der 
verherrlichenden  Darstellung  des  Krieges  und  des  Gehorsams  gegenüber  einer  Regierung,  die 
ihre  Kriegsgründe  nicht  einem  internationalen  Gerichtshof  zur  Entscheidung  zu  unterbreiten  be- 
reit ist.  Dasselbe  gilt  für  die  Passagen,  die  die  herrschende  Produktionsweise  als  „Entthronung 
Gottes  im  täglichen  Leben"  unmißverständlich  kritisieren  und  zugleich  würdigende  Worte  zur 
Funktion  des  Privateigentums  finden.  Im  folgenden  wird  aus  dem  grundlegenden  Band  I  „The 
Nature  of  God  And  His  Purpose  for  the  World"  ein  Abschnitt  zur  theologischen  Begründung  ei- 
nes sozialen  Engagements  der  Kirchen  angeführt. 


Gott  und  Mensch 

Es  ist  kaum  notwendig,  besonders  darauf  hinzuweisen,  daß  unser  gesamter  Zugang 
zu  den  Problemen  des  sozialen,  industriellen  und  politischen  Lebens  zutiefst  mitbe- 
stimmt wird  durch  unsere  Wahrnehmung  des  Wesens  und  Zweckes  der  dinglichen 
Natur  und  des  in  ihr  offenbarten  Gottes.  Soweit  wie  die  Menschheit  rational  ist,  wird 
auch  ihre  philosophische  Einstellung  zur  Welt  einen  großen  Einfluß  nicht  nur  auf  ihre 
Hoffnungen  und  Bestrebungen  ausüben,  sondern  auch  auf  ihr  individuelles  und  kol- 
lektives Verhalten.  Wenn  man  die  Welt  lediglich  als  ein  Tal  der  Tränen  betrachtet,  wird 
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man  das  Reich  der  Träume  und  Zukunftshoffnung  natürlich  in  einem  Paradies  ansie- 
deln. Wer  die  Welt  als  in  sich  böse  ansieht,  wird  zur  Verteidigung  eines  rigiden  Aske- 
tismus oder  vielleicht  auch  einer  ungezügelten  Ausschweifung  neigen.  Wer  in  der  Welt 
nichts  außer  den  Betrieb  einer  unerbittlichen  Maschine  sieht,  wird  jeden  Antrieb  zu  ir- 
gendeiner Anstrengung  verlieren  und  möglicherweise  resignieren  bis  hin  zur  Ver- 
zweiflung. Allein  wenn  wir  das  Evangelium  Christi  als  mit  den  Tatsachen  des  Lebens, 
wie  wir  sie  kennengelernt  haben,  konsistent  und  durch  sie  bestätigt  erfahren,  können 
wir  auf  seinem  Anspruch  auf  unsere  Loyalität  insistieren  und  in  den  Dienst  an  seinem 
Reich  mit  Freude  eintreten.  Denn  jene  jenseitsorientierte  Weltverneinung,  die  die 
Möglichkeiten  zu  einer  Verbesserung  in  diesem  Leben  resigniert  aufgibt  und  alle  Hoff- 
nungserwartungen auf  ein  mirakulöses  Millennium  vertagt,  ist  nicht  weniger  dem  Gei- 
ste Christi  fremd  als  jener  Materialismus,  der  das  Christentum  auf  die  Dimension  eines 
bloßen  ethischen  Appells  reduziert.  (...) 

Unter  der  Voraussetzung,  daß  Jesus  Christus  Gottes  umfassendste  Selbstoffenba- 
rung darstellt,  müssen  wir  davon  ausgehen,  daß  Seine  Offenbarung  zu  uns  nicht  ein- 
fach in  einer  Begegnung  von  „reinem  Geist  mit  reinem  Geist"  stattfindet,  sondern 
durch  und  in  dem  materiellen  Weltprozeß,  dessen  Teil  auch  wir  selber  sind.  Diese 
Sichtweise  verleiht  allem  natürlichen  Dasein,  besonders  auch  dem  physisch-materiel- 
len Leben,  eine  unerhörte  Bedeutung  und  Heiligkeit,  denn  es  ist  das  Medium  von 
Gottes  höchst  umfassender  und  demütiger  Zuwendung  zu  uns.  Dies  bedeutet,  daß  wir 
alle  Gegebenheiten  der  Sinne  so  wahrnehmen  müssen,  daß  sie  -  potentiell  -  auch 
Gegebenheiten  des  Geistes  sind.  Dies  bedeutet  ferner,  daß  die  wahre  Ausrichtung 
unserer  physisch-materiellen,  sozialen  und  geistigen  Evolution  darin  bestehen  muß, 
die  Welt  zu  einem  immer  besser  geeigneten  Gefäß  des  Geistes  Gottes  zu  machen. 
Wenn  wir  über  den  Menschen  und  seine  Gemeinschaft  mit  Gott  aus  sozialem  und 
kollektivem  Blickwinkel  nachdenken,  dann  erhält  die  Überzeugung,  daß  die  sichtbare 
Welt  das  Medium  von  Gottes  Selbstoffenbarung  seiner  Zuwendung  zum  Menschen 
ist,  eine  besondere  Bedeutung.  Wie  die  Menschen  in  einer  schier  unbegrenzten 
Weise  differenziert  und  abgestuft  sind  hinsichtlich  ihrer  geistigen  wie  aller  anderen 
Gaben,  so  ist  auch  Gottes  Selbstoffenbarung  in  sich  differenziert  und  abgestuft  -  sie 
ist  ein  Prozeß,  der  kulminiert  in  dem  absoluten  Geschehen  der  Hingabe  Jesu  Christi. 
Wenn  also  der  Geist  überall  die  Natur  durchwirkt  und  ihr  ihre  Schönheit,  ihre  Bedeu- 
tung und  ihren  Wert  verleiht,  dann  bedeutet  dies  auch,  daß  der  Mensch  durch  die 
physisch-materielle  Welt  Gott  begegnen  und  seiner  Selbsthingabe  unter  den  jeweili- 
gen sinnlichen  Zufällen  teilhaftig  werden  kann,  soweit  er  ein  Bewußtsein  von  Gott  be- 
sitzt. Es  existiert  ein  fundamentaler  Zwiespalt  zwischen  dieser  Konzeption  von  der 
Gegenwart  und  Selbstoffenbarung  Gottes  in  der  Welt  (die  gleichwohl  völlig  Gottes  un- 
veränderliche Unterschiedenheit  und  Transzendenz  gegenüber  der  Welt  bewahrt)  und 
entweder  jener  völlig  nicht-sakramentalen  Sichtweise  Seines  Wesens  und  Seines  Wir- 
kens, die  grundsätzlich  von  einem  Gegensatz  zwischen  Geist  und  Sinnlichem  aus- 
geht, oder  jenem  ungezügelten  Immanentismus,  der  uns  früher  oder  später  in  eine 
pantheistische  Philosophie  führt.  Die  Überzeugung,  daß  die  physisch-materielle  Welt 
empfänglich  für  Gott  ist,  heiligt  das  materielle  Leben  und  läßt  aus  ihm  -  soweit  dieses 
praktisch  oder  beabsichtigt  auf  die  Zwecke  seines  ewigen  Willens  bezogen  wird  -  eine 
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wirkliche  Offenbarung  des  Göttlichen  werden.  Es  gibt  für  diese  Überzeugung  keine 
wasserdichten  Schotten  zwischen  Natur  und  Gnade,  jedoch  einen  unüberwindbaren 
Unterschied.  Durch  die  Heiligung  des  Natürlichen  kann  uns  das  Übernatürliche  überall 
erreichen,  weil  es  bereits  jetzt  und  unveränderbar  präsent  ist. 

Diese  Erwägungen  verleihen  der  sozialen  Dimension  der  christlichen  Bemühungen 
eine  sehr  viel  direkter  religiöse  und  nicht  einfach  nur  liebenswürdig  humanistische  Be- 
deutung. Sie  legen  nahe,  daß  unsere  Anstrengungen,  unserer  menschlichen  Welt  ihre 
Schönheit  und  Rechtmäßigkeit  zu  geben,  als  unser  Beitrag  dafür  gesehen  werden 
können,  daß  die  göttliche  Wirklichkeit  in  Raum  und  Zeit  zu  wirklichem  Erblühen  ge- 
langt; und  daß  wir,  wo  immer  wir  etwas  Häßliches,  Schmutziges  oder  Unvollkomme- 
nes schaffen  oder  zulassen,  überall  und  direkt  einen  Selbstausdruck  Gottes  profanie- 
ren oder  verhindern.  Bis  zu  einer  letzten  logischen  Schlußfolgerung  durchdacht,  würde 
dies  bedeuten,  da  ß  wir  uns  gezwungen  sehen,  jeden  Aspekt  des  täglichen  Lebens  als 
mit  einer  impliziten  religiösen  Dimension  ausgestattet  zu  betrachten,  was  von  einer 
fundamentalen  Bedeutung  für  eine  wirklich  christliche  Sichtweise  jeglicher  menschli- 
cher Beziehungen  ist.  Eine  solche  Wahrnehmung  der  sinnlichen  Welt,  die  von  ihrem 
Potential  zur  Erweckung  und  der  Erfüllung  unserer  Sehnsucht  nach  dem  Geist  aus- 
geht, wird  auch  unserer  Einstellung  im  Blick  auf  die  Bewahrung  der  natürlichen 
Schönheit,  die  Herstellung  ziviler  Schönheit,  die  Rolle  und  Berufung  des  Künstlers, 
den  moralischen  Wert  des  vollendeten  Handwerks  und  einer  ehrlichen  Industrie  sowie 
der  genauesten  und  sorgfältigsten  Ausführung  der  niedrigsten  Tätigkeiten  einen 
neuen  Anstrich  verleihen.  Alles  dieses  kann  teilnehmen  an  der  Durchsetzung  von 
Gottes  Zwecken  und  nach  je  eigenem  Maß  zum  wirklichen  Mittel  der  Gnade  werden. 
Eine  christliche  Sozialordnung  mu  ß  eine  solche  sein,  in  der  ei  ner  solche  Ordnung  des 
täglichen  Lebens  und  eine  freie  Ausbreitung  von  Schönheit  möglich  ist  für  alle.  Denn 
wenn  das  Wort  „Erlösung"  unsere  besten  Vorstellungen  von  Gottes  Willen  mit  der  Welt 
sowie  ihrer  allmählichen  Annäherung  an  ihre  göttliche  Ursprungsidee  zusammenfaßt, 
dann  muß  dieser  Begriff  immer  auch  die  Erlösung  durch  die  Heiligung  der  materiellen 
Aspekte  des  Lebens  einschließen  (ohne  sie  allerdings  je  gleichzusetzen),  die  Ver- 
wandlung des  ganz  gewöhnlichen  Materials  des  Lebens  auf  allen  Ebenen  in  himmli- 
sche Speise.  Und  dieses  schließt  eine  permanente  Anstrengung  ein,  alles  auszu- 
schalten, was  mit  den  besten  menschlichen  Visionen  von  Gott  im  Konflikte  steht,  das 
heißt  vor  allem,  was  nicht  in  Übereinstimmung  steht  mit  dem  Geist  Christi.  Es  ist  hier 
wie  überall,  daß  wir  unseren  Mitmenschen  am  besten  dienen,  wenn  wir  zuerst  Gott 
dienen.  Anbetung  ist  der  eigentliche  Schlüssel  zum  rechten  Handeln.  Wenn  unsere 
Einstellung  zur  sinnlichen  Welt  geprägt  ist  durch  eine  klare  Gewißheit  von  der  Allge- 
genwart einer  unwandelbaren  und  vollkommen  Liebe,  dann  wird  auch  unser  Umgang 
mit  dieser  Welt  von  einer  Achtung  geprägt  sein,  die  implizit  auf  eine  Christianisierung 
der  materiellen  Struktur  des  Lebens  hinausläuft. 

So  ist  eine  gewisse  sakramentale  Lehre  einbezogen  in  eine  christliche  Perspektive 
des  Wesens  Gottes,  Seines  Willens  und  des  Wirkens  der  Gnade,  denn  allein  auf  der 
Grundlage  dieser  Auffassung  kann  die  Nähe,  die  Einfachheit  und  gleichzeitige 
„Andersheit"  des  Übernatürlichen  bei  uns  Heimat  finden. 
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Quelle:  C.O.P.E.C  Commission  Reports,  Vol.  I:  The  Nature  of  God  And  His  Purpose  for  The 
World.  Report  presented  to  the  Conference  on  Christian  Politics,  Economics  and  Citizenship  at 
Binningham,  April  5-12,  1924,  London  1924,  p.61f,  71-74  (eigene  Übersetzung) 


4         Die  Botschaft  der  Weltkonferenz  für  Praktisches  Christentum 

Life  and  Work,  Stockholm  1925 

Die  Stockholmer  Konferenz  der  Bewegung  für  Praktisches  Christentum  ist  der  Beginn  eines  in- 
stitutionell verwurzelten  ökumenischen  Sozialdenkens.  Sie  ist  zum  Symbol  einer  Vision  ökume- 
nischer Sozialethik  geworden:  Das  Evangelium  Jesu  Christi  erhebt  einen  kritischen  Anspruch 
auf  alle  Bereiche  des  Lebens.  In  der  praktischen  Umsetzung  dieses  Anspruches  überwindet  die 
Kirche  die  unheilvollen  religiösen,  nationalen,  ökonomischen  und  rassischen  Grenzziehungen  in 
der  Welt.  So  kristallisiert  sich  das  soziale  Ethos  von  Stockholm  in  dem  -  von  Anfang  an  nicht 
unumstrittenen  -  optimistischen  Leitspruch:  "doctrine  divides,  Service  unites". 


/. 

1.  Die  Weltkonferenz  für  Praktisches  Christentum,  versammelt  in  Stockholm  vom  19. 
bis  23.  August  1925  und  beschickt  von  Vertretern  der  meisten  Kirchen  aus  sie- 
benunddreißig verschiedenen  Völkern  der  Alten  und  der  Neuen  Welt,  des  Nahen  und 
des  Fernen  Ostens,  richtet  hierdurch  eine  brüderliche  Botschaft  an  alle  Nachfolger 
Christi  mit  der  herzlichen  Bitte,  sich  in  Gebet,  Bekenntnis  und  Dank,  in  Denkarbeit  und 
Dienst  mit  der  Konferenz  zu  vereinen.  (...) 

2.  Durch  Arbeit  und  Gebet  christlicher  Männer  und  Frauenist  unsere  Konferenz  seit 
fünf  Jahren  vorbereitet  worden.  Ernstes  Bemühen  um  engere  Verbindung  zwischen 
den  Kirchen  hat  der  Konferenz  den  Weg  bereiten  helfen.  Sie  hat  sich  als  der  bisher 
umfassendste  Ausdruck  der  Gemeinschaft  und  Zusammenarbeit  der  Kirchen  über  die 
Grenzen  von  Nation  und  Konfession  hinaus  erwiesen.  Die  Sünden  und  Sorgen, 
Kämpfe  und  Verluste  der  christlichen  Kirchen  in  und  nach  dem  Kriege  haben  sie  zu 
der  beschämenden  Erkenntnis  geführt,  daß  gegenüber  einer  in  sich  uneinigen  Chri- 
stenheit die  Welt  die  Übermacht  hat.  Unter  Beiseitelassung  aller  Fragen  des  Bekennt- 
nisstandes und  der  Kirchenverfassung  hat  die  Konferenz  sich  das  Ziel  gesetzt,  sich  in 
gemeinsamer  praktischer  Arbeit  zu  betätigen.  (...) 
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//. 

5.  Die  Konferenz  hat  unsere  Hingabe  an  den  Herzog  unserer  Seligkeit  vertieft  und 
geläutert.  Auf  seinen  Ruf  hin:  „Folge  mir  nach!"  haben  wir  unter  seinem  Kreuz  die 
Pflicht  anerkannt,  sein  Evangelium  auf  allen  Gebieten  des  menschlichen  Lebens  zu 
der  entscheidenden  Macht  zu  machen  -  im  industriellen,  sozialen,  politischen  und  in- 
ternationalen Leben. 

6.  So  haben  wir  auf  dem  Gebiete  des  Wirtschaftslebens  uns  dazu  bekannt,  daß  die 
Seele  der  höchste  Wert  ist,  der  den  Rechten  des  Besitzes  oder  dem  Mechanismus  der 
Industrie  nicht  untergeordnet  werden  darf,  und  daß  die  Seele  als  ihr  Grundrecht  das 
Recht  auf  ihre  Rettung  beanspruchen  kann.  Wir  kämpfen  deshalb  für  eine  freie  und 
vollkommene  Entwicklung  der  menschlichen  Persönlichkeit.  Im  Namen  des  Evangeli- 
ums haben  wir  von  neuem  betont,  daß  die  Industrie  sich  nicht  gründen  darf  auf  den 
bloßen  Wunsch  nach  persönlichem  Gewinn,  sondern  daß  sie  als  ein  Dienst  an  der 
Gemeinschaft  das  Eigentum  als  ein  anvertrautes  Gut  ansehen  muß,  für  das  wir  Gott 
Rechenschaft  schuldig  sind.  Zusammenarbeit  muß  an  die  Stelle  einer  nur  selbstsüch- 
tigen Konkurrenz  treten.  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sollen  in  die  Lage  versetzt 
werden,  ihren  Anteil  an  der  Industrie  als  Erfüllung  ihres  Berufes  anzusehen.  So  allein 
kann  das  Wort  unseres  Herrn  befolgt  werden:  „Alles,  was  ihr  wollt,  daß  euch  die  Leute 
tun  sollen,  das  tut  ihr  ihnen  auch!" 

7.  Wir  haben  alsdann  die  moralischen  und  sozialen  Fragen  behandelt:  Wohnungsnot, 
Arbeitslosigkeit,  Unsittlichkeit,  Alkoholmißbrauch  und  Verbrechen.  Wir  sind  da  zu  der 
Erkenntnis  geführt  worden,  daß  diese  schweren  Probleme  nicht  aus  der  Kraft  des  Ein- 
zelnen wirklich  gelöst  werden  können,  sondern  daß  die  Gesamtheit  die  Verantwortung 
hierfür  übernehmen  und  eine  soziale  Kontrolle  über  die  individuellen  Handlungen  in- 
soweit ausüben  muß,  als  dies  in  jedem  einzelnen  Fall  für  das  allgemeine  Wohl  not- 
wendig ist. 

Wir  haben  uns  auch  mit  den  Fragen  beschäftigt,  welche  aus  einer  höheren  Wertung 
der  Persönlichkeit  der  Frau,  des  Kindes  und  des  Arbeiters  auf  dem  Gebiet  der  Erzie- 
hung, der  Familie  und  des  Berufes  stammen.  Die  Kirche  soll  nicht  für  die  Rechte  des 
Individuums  als  solchem,  wohl  aber  für  die  Rechte  der  sittlichen  Persönlichkeit  eintre- 
ten, da  alles,  was  Mensch  heißt,  reicher  wird  durch  die  volle  Entfaltung  jeder  einzelnen 
Seele. 

8.  Wir  haben  auch  die  für  die  internationalen  Beziehungen  maßgebenden  christlichen 
Gedanken  durchberaten,  die  von  völkischer  Selbstvergötterung  ebensoweit  entfernt 
sind  wie  von  einem  matten  Kosmopolitismus,  dem  jedes  beliebige  Land  gleichviel  be- 
deutet. Wir  haben  die  Verpflichtung  des  Einzelgewissens  dem  Staat  gegenüber  be- 
trachtet. Wir  haben  den  universalen  Charakter  der  Kirchen  und  ihre  Pflicht,  die  Bru- 
derliebe zu  predigen  und  auszuüben,  anerkannt.  Wir  haben  das  Rassenproblem,  die 
Frage  nach  Recht  und  Schiedsgerichtsbarkeit  sowie  nach  der  Herstellung  einer  inter- 
nationalen Ordnung  untersucht,  die  friedliche  Methoden  zur  Entfernung  der  Kriegsur- 
sachen enthalten  könnte,  Fragen,  welche  uns  in  der  Tragik  unserer  Tage  so  tief  be- 
rühren. Wir  bitten  die  Kirchen,  mit  uns  ein  Gefühl  zu  haben  für  die  Schrecken  des 
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Krieges,  wie  auch  für  seine  Unzulänglichkeit  für  die  wirkliche  Lösung  internationaler 
Streitfragen,  und  dafür  zu  beten  und  zu  arbeiten,  daß  unter  dem  Szepter  des  Friede- 
fürsten „Güte  und  Treue  einander  begegnen,  Gerechtigkeit  und  Friede  sich  küssen". 
(...) 

///. 

10.  Wenn  aber  dies  Ziel  erreicht  werden  soll,  muß  die  dringende  Notwendigkeit  einer 
Erziehung  anerkannt  werden,  und  zwar  sowohl  einer  Erziehung  des  Einzelnen  durch 
die  Kirche,  damit  der  Einzelne  in  allen  diesen  Dingen  sich  ein  christliches  Urteil  bilden 
kann,  wie  auch  einer  Erziehung  der  Kirchen  selbst  durch  Denkarbeit,  Austausch  und 
Beten,  so  daß  sie  in  den  Stand  gesetzt  werden,  in  immer  wachsendem  Maße  die  Ge- 
sinnung Christi  zu  erfassen,  vom  Geist  der  Wahrheit  in  alle  Wahrheit  geleitet.  (...) 

11.  Wir  richten  diesen  Aufruf  in  erster  Linie  an  alle  Christen.  Jedermann  soll,  seinem 
eigenen  Gewissen  folgend  und  seine  Überzeugung  ins  praktische  Leben  umsetzend, 
seine  volle  Verantwortung  für  das  Tun  des  Willens  Gottes  auf  Erden  und  für  die  Arbeit 
an  Gottes  Reich  einsetzen.  Er  soll  in  voller  Treue  zu  seiner  Kirche  seinen  Anteil  an  der 
weiteren  Gemeinschaft  und  Zusammenarbeit  der  christlichen  Kirchen  suchen,  für  die 
unsere  Konferenz  Verheißung  und  Unterpfand  ist.  (...) 

12.  Indem  wir  diesen  Appell  in  erster  Linie  an  die  Kirchen  richten,  erkennen  wir  dank- 
bar an,  daß  wir  auf  diesem  heiligen  Wege  auch  Verbündete  finden. 

Wir  richten  unser  Auge  auf  die  jungen  Menschen  in  allen  Ländern.  Wir  haben  mit 
herzlicher  Freude  von  dem  Streben  und  Ringen  der  Jugendbewegung  vieler  Völker 
um  eine  bessere  Gestaltung  des  Gemeinschaftslebens  gehört.  Den  Eifer  und  die  fri- 
sche Kraft  der  Jugend  möchten  wir  völlig  einstellen  in  den  Dienst  des  Reiches  Gottes. 
Wr  gedenken  ferner  an  die,  die  auf  irgendwelchem  anderen  Wege  nach  der  Wahrheit 
suchen  und  bitten  sie  um  ihre  Hilfe.  Da  Christus  die  Wahrheit  ist  und  den  Geist  der 
Wahrheit  verheißen  hat,  so  möchte  die  Kirche  Christi  jeden  Fortschritt  im  Denken  und 
inneren  Erfassen  willkommen  heißen.  Insbesondere  erbitten  wir  die  Mitarbeit  der  Leh- 
rer und  Forscher,  die  in  ihren  besonderen  Gebieten  die  Erkenntnis  erfolgreich  fördern. 
Ohne  sie  können  wir  die  vor  uns  liegenden  Fragen  nicht  lösen. 
Wir  richten  diese  Botschaft  im  Namen  des  Menschensohnes,  des  Zimmermanns  von 
Nazareth,  auch  an  die  Arbeiter  der  Welt,  voll  Dankbarkeit  gegen  alle,  welche  unter  den 
heutigen  schwierigen  Verhältnissen  ihr  Handeln  durch  Jesus  Christus  bestimmen  las- 
sen. Wir  beklagen  die  noch  vorhandenen  Ursachen  von  Entfremdung  oder  mangeln- 
dem Einvernehmen  und  wollen  sie  zu  beseitigen  suchen.  Wir  teilen  ihr  Streben  nach 
einer  sozialen  Ordnung,  in  der  durch  Gerechtigkeit  und  Brüderlichkeit  die  Möglichkeit 
für  eine  Entwicklung  jedes  Einzelnen  und  des  ganzen  Menschengeschlechtes  nach 
Gottes  Wllen  gesichert  ist.  (...) 

14.  Nur  soweit  wir,  jeder  Einzelne,  durch  Innerlichkeit  zur  Einheit  gelangen,  werden  wir 
zur  wahrhaften  Geistes-  und  Gesinnungseinheit  vordringen.  Je  näher  wir  dem  gekreu- 
zigten Christus  kommen,  um  so  näher  kommen  wir  einander,  wie  verschieden  auch 
die  Farben  sein  mögen,  in  denen  unser  Glaube  das  Licht  widerstrahlen  läßt.  Unter 
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dem  Kreuze  Jesu  Christi  strecken  wir  einander  die  Hände  entgegen,  denn  der  gute 
Hirte  starb  dafür,  daß  er  die  zerstreuten  Kinder  Gottes  zusammenführe.  In  dem  ge- 
kreuzigten und  auferstandenen  Herrn  allein  liegt  die  Hoffnung  der  Menschheit. 
„Dem  aber,  der  überschwenglich  tun  kann  über  alles,  was  wir  bitten  oder  verstehen, 
nach  der  Kraft,  die  da  in  uns  wirket,  Ihm  sei  Ehre  in  der  Gemeinde,  die  in  Christus  Je- 
sus ist,  zu  aller  Zeit  und  von  Ewigkeit  zu  Ewigkeit!"  Amen! 

Quelle:  Die  Stockholmer  Weltkirchenkonferenz,  Vorgeschichte,  Dienst  und  Arbeit  der  Weltkon- 
ferenz für  Praktisches  Christentum,  19.-30.  August  1925,  Amtlicher  Deutscher  Bericht,  hg.v. 
Adolf  Deißmann,  Berlin  1926,  S.685-688.  Engl.  Fassung  in:  The  Stockholm  Conference  1925. 
The  Report  ofthe  Universal  Christian  Council  of  Life  and  Work,  Held  at  Stockholm,  19-30  Au- 
gust 1924,  ed.  G.K.A.  Bell,  London,  Oxford  UP,  1925 


5        Mission  und  Industrialisierung 

Sektion  V  der  Weltmissionskonferenz,  Jerusalem  1928 

Auch  die  Missionsbewegung  -  der  dritte  Ursprungsstrom  der  ökumenischen  Bewegung  -  war  ein 
wichtiger  Entstehungsort  sozialethischen  Denkens.  Wie  keine  nachfolgende  Weltmissionskonfe- 
renz hat  sich  Jerusalem  mit  den  zerstörerischen  Dimensionen  der  Industrialisierung  beschäftigt, 
die  vor  allem  in  den  damaligen  überseeischen  Missionsgebieten  spürbar  wurden.  So  standen  im 
Mittelpunkt  der  durch  die  Beiträge  der  Ökonomen  Tawney  und  Butterfield  mitbestimmten  Bera- 
tungen die  Landfrage  und  die  Verantwortung  der  Christenheit  für  die  Entwicklungsprobleme. 
(K.H. Dejung,  Entwicklungskonflikt  S.32ff)  Im  nachfolgenden  Sektionsbericht  werden  funda- 
mentale wirtschaftsethische  Maximen  genannt,  an  die  später  bei  der  Konzeption  der 
„verantwortlichen  Gesellschaft"  neu  angeknüpft  werden  konnte.  Im  Zusammenhang  dieser  Je- 
rusalemer Impulse  stand  auch  die  nach  1928  erfolgte  Gründung  eines  internationalen  Sozial- 
wissenschaftlichen Institutes  des  IMR. 


Die  christliche  Mission  in  ihrer  Beziehung  zu  industriellen  Problemen  in  Asien  und 
Afrika 

Christus,  Der  Herr  Allen  Lebens 

Der  Internationale  Missionsrat  wünscht  seinen  Bericht  über  industrielle  Bedingungen 
einzuleiten,  indem  er  mit  allem  ihm  verfügbaren  Nachdruck  seine  Überzeugung  be- 
kräftigt, daß  das  Evangelium  Christi  eine  Botschaft  nicht  nur  für  die  einzelne  Seele 
beinhaltet,  sondern  für  die  Welt  gesellschaftlicher  Organisation  und  wirtschaftlicher 
Beziehungen,  in  denen  die  Einzelnen  leben.  Christus  ist  gekommen,  damit  Menschen 
das  Leben  und  volle  Genüge  haben  sollen.  Als  Er  über  Jerusalem  weinte,  beklagte  Er 
den  geistigen  Ruin  nicht  nur  eines  Einzelnen,  sondern  einer  ganzen  Gesellschaft.  Er 
wählte  als  Seine  Apostel  nicht  die  Weisen  und  Gebildeten,  sondern  Männer,  die  den 
gewöhnlichen  Beschäftigungen  nachgingen,  die  zu  allen  Zeiten  von  der  Masse  der 
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Menschheit  betrieben  wurden.  Seine  Lehre  verwandte  als  Ausdrucksmittel  Illustratio- 
nen, die  aus  der  Arbeit  des  Schäfers,  des  Fischers,  des  Tagelöhners  und  des  Bauern 
entnommen  waren.  Durch  die  Botschaft  der  göttlichen  Liebe,  die  in  der  Fleischwer- 
dung  offenbart  wurde,  ist  die  Trennung  zwischen  Geist  und  Materie  überwunden,  und 
alle  menschlichen  Beziehungen  wurden  verklärt.  Im  Lichte  dieser  Offenbarung  haben 
seine  Nachfolger  gelernt,  daß  sie  Gott  nicht  lieben  können,  wenn  sie  nicht  auch  ihre 
Mitmenschen  mit  einer  Liebe  lieben,  die  die  Unterschiede  von  Rasse,  Klasse  und 
ökonomischerStellung  überschreitet.  In  solcher  Liebe,  lehrte  Christus  sie,  werden  sie 
das  Himmelreich  finden.  Wenn  sie  ihrem  Herrn  treu  sein  wollen,  müssen  sie  alle  ge- 
sellschaftlichen und  wirtschaftlichen  Systeme  an  dem  Maß  messen,  das  Er  offenbart 
hat.  Es  ist  ihre  Aufgabe,  mit  der  Hilfe  Seines  Geistes  die  Liebe  mit  ständig  wachsen- 
der Fülle  zu  verwirklichen,  nicht  nur  in  ihren  eigenen  Herzen,  sondern  in  ihrer  Gesell- 
schaftsordnung, in  ihren  politischen  Beziehungen  und  in  den  täglichen  Handlungen 
der  Fabrik  und  des  Marktplatzes. 

Wenn  er  sich  den  Problemen  des  sozialen  Lebens  in  einem  solchen  Geist  nähert,  wird 
der  Christ  den  Triumph  der  Wissenschaft  und  der  technischen  Fähigkeiten  willkom- 
men hei  ßen,  durch  die  die  Ressourcen,  die  Gott  Seinen  Kindern  gegeben  hat,  zum 
Dienste  aller  in  vollerem  Ausmaß  zugänglich  gemacht  wurden.  Aber  er  wird  materiel- 
len Wohlstand  als  Mittel,  nicht  als  Ziel  begreifen.  Er  wird  es  an  erster  Stelle  als  Hilfs- 
mittel geistigen  Wachstums  und  geistiger  Lebendigkeit  schätzen.  Er  wird  wünschen, 
daß  wirtschaftliche  Interessen  nicht  der  Herr,  sondern  der  Knecht  der  Zivilisation 
seien.  Er  wird  die  Wahrheit  der  Worte  -  "Es  gibt  keinen  Reichtum  außer  dem  Leben"  - 
erkennen,  und  wird  verschiedene  Formen  wirtschaftlicher  Aktivität  nicht  nur  nach  ih- 
rem Erfolg  in  der  Vermehrung  von  Reichtümern  bewerten,  sondern  nach  dem  Aus- 
maß, in  dem  sie  eine  christliche  Wesens-  und  Lebensart  unter  allen  Gliedern  der 
menschlichen  Familie  fördert.  Insbesondere  wird  er  das  gesellschaftliche  und  wirt- 
schaftliche System  an  drei  einfachen  und  doch  grundlegenden  Kriterien  messen: 

1.  Die  Lehre  Christi  über  die  Heiligkeit  der  Persönlichkeit.  Die  Heiligkeit  der  Persön- 
lichkeit ist  ein  fundamentaler  Gedanke  der  christlichen  Lehre,  der  im  Neuen  Testa- 
ment immer  wieder  wiederholt  wird.  "Ich  bin  gekommen,  damit  die  Menschen  das  Le- 
ben haben  sollen".  "Was  ihr  getan  habt  einem  dieser  Geringsten,  das  habt  ihr  mir  ge- 
tan". "Es  wäre  besser  für  einen  Menschen,  daß  ein  Mühlstein  an  seinen  Hals  gehängt 
und  er  ersäuft  würde  im  Meer,  als  daß  er  einen  dieser  Geringsten  zum  Abfall  verführt". 
Im  Lichte  solcher  Aussprüche  ist  jede  Form  wirtschaftlicher  Organisation,  die  den  Um- 
gang mit  Menschen  hauptsächlich  als  Produktionsmittel  beinhaltet  oder  die  die  Gele- 
genheit zu  voller  Entwicklung  der  Person  opfert,  die  das  Recht  jedes  Kindes  sein 
sollte,  offensichtlich  antichristlich.  Menschen,  so  lehrt  das  Neue  Testament,  sind  nicht 
Mittel,  sondern  Ziele.  In  den  Augen  Gottes  sind  alle  von  gleichem  und  unendlichem 
Wert. 

2.  Die  Lehre  Christi  über  Brüderlichkeit.  Die  Lehre  des  Neuen  Testaments  ist,  daß  alle 
Menschen  Brüder  sind,  weil  alle  Menschen  Kinder  eines  Vaters  sind,  und  daß  sie  ein- 
ander den  Dienst  schulden,  der  Ausdruck  ihrer  gemeinsamen  Sohnschaft  ist.  Die 
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christliche  Ethik  scheint  daher  solches  Streben  nach  Gewinn  oder  eigenem  Vorteil, 
das  Gelegenheiten  zum  persönlichen  Erfolg  auf  Kosten  der  Gemeinschaft  oder  deren 
schwächeren  Glieder  ergreift,  und  die  Organisation  des  Wirtschaftslebens  mit  der 
Hauptblickrichtung  auf  die  Bereicherung  Einzelner  auszuschließen.  "Der  größte  unter 
euch  soll  der  Diener  aller  sein".  "Selig  sind  die  Sanftmütigen".  "Wie  schwer  kommen 
die  Reichen  ins  Reich  Gottes".  Zusammenarbeit  in  selbstlosem  Dienst  statt  Wettstreits 
um  persönlichen  Profit  schiene  die  angemessenste  Stimmung  einer  christlichen  Ge- 
sellschaft. 

3.  Die  Lehre  Christi  über  kollektive  Verantwortung.  Es  folgt  aus  der  Betonung,  die  das 
Neue  Testament  der  Brüderlichkeit  verleiht,  daß  eine  christliche  Gesellschaft  in  der 
Pflicht  steht,  jedes  in  ihrer  Macht  stehende  Mittel  zu  gebrauchen,  um  die  materiellen 
wie  auch  die  ethischen  Bedingungen  geistigen  Wachstums  und  geistiger  Lebendigkeit 
in  die  Reichweite  all  ihrer  Glieder  zu  bringen.  Die  christliche  Kirche  wird  vom  Apostel 
als  Leib  Christi  beschrieben.  Sie  ist  nicht  eine  Versammlung  zum  Zweck  des  Gebets 
und  des  Gottesdienstes  von  einzelnen,  die  ansonsten  unverbunden  sind,  sondern 
eine  Gemeinschaft  und  Gesellschaft,  die  alle  menschlichen  Beziehungen  umfaßt,  in 
denen  alle  ihre  Glieder  einer  zum  anderen  stehen;  und  nur  in  einer  solchen  Gemein- 
schaft, so  lehrt  das  Neue  Testament,  können  Menschen  die  Früchte  des  christlichen 
Lebens  tragen.  Daher  stehen  alle  Kräfte,  die  diese  Gemeinschaft  zerstören  -  Krieg, 
wirtschaftliche  Unterdrückung,  die  selbstsüchtige  Verfolgung  von  Profiten,  die  Ver- 
nachlässigung der  Unreifen,  Alten,  Kranken  oder  Schwachen  -,  gewiß  und  notwendi- 
gerweise in  scharfem  Widerspruch  mit  dem  Geist  des  Christentums.  Die  christliche 
Gesellschaft  existiert  insoweit,  und  nur  insoweit,  wie  Christen  nicht  nur  mit  Worten, 
sondern  mit  Handlungen  zeigen,  daß  sie  danach  streben,  "einer  des  anderen  Last  zu 
tragen,  und  so  das  Gesetz  Christi  zu  erfüllen". 

Die  hiermit  kurz  angedeutete  Lehre  stellt  klar,  daß  das  Neue  Testament  die  von  späte- 
ren Zeiten  oft  hervorgehobene  Antithese  zwischen  persönlicher  und  sozialer  Regene- 
ration nicht  anerkennt.  Die  Aufgabe  der  christlichen  Kirche  ist  daher,  sowohl  der  ein- 
zelnen Seele  die  Botschaft  Christi  zu  bringen  und  eine  christliche  Zivilisation  zu 
schaffen,  in  der  alle  Menschen  zu  ihrer  vollen  geistigen  Größe  heranwachsen  können. 
Es  ist  ihre  Aufgabe,  das  Wissen  zu  erwerben,  durch  welches  die  Bedingungen,  die 
solches  Wachstum  gefährden,  entfernt  und  jene,  die  sie  fördern,  eingeführt  werden 
können.  Es  ist  ihre  Aufgabe,  furchtlos  gegen  gesellschaftliche  und  wirtschaftliche  Un- 
gerechtigkeit zu  sprechen  und  zu  arbeiten.  Es  ist  ihre  Aufgabe,  ihre  Unterstützung  in 
Wort  und  Tat  allen  Kräften  zukommen  zu  lassen,  die  die  Errichtung  des  Reiches  Chri- 
sti in  der  Welt  gesellschaftlicher  Beziehungen,  industrieller  Organisation  und  des  Wirt- 
schaftslebens näher  bringen. 

Wir  gestehen  mit  Scham  und  Bedauern  ein,  daß  die  Kirchen  überall  sowie  die  missio- 
narische Bewegung,  die  im  Zusammenhang  einer  wirtschaftlichen  Ordnung  entstand, 
die  fast  vollständig  vom  Profitmotiv  (einem  Motiv,  das  selbst  der  christlichen  Überprü- 
fung bedarf)  beherrscht  wird,  den  Aspekten  der  christlichen  Botschaft  nicht  so  viel  Be- 
achtung geschenkt  hat,  wie  nötig  gewesen  wäre,  das  Übel  zu  lindern,  das  die  fort- 
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schreitende  Industrialisierung  mit  sich  gebracht  hat;  und  wir  glauben,  daß  unser  Ver- 
sagen in  dieser  Hinsicht  bestimmt  ein  Hindernis  -  vielleicht  das  schwerste  solche  Hin- 
dernisse -  für  die  Kraft  und  Ausbreitung  der  missionarischen  Bewegung  gewesen  ist. 

Quelle:  Missions  and  Industrialism.  Christianity  and  the  Growth  of  Industhalism  in  Asia,  Africa 
and  South  America.  Report  of  the  Jerusalem  Meeting  of  the  IMC,  1928,  Vol.  V,  London  1928, 
p.181-185  (eigene  Übersetzung) 


6        Kirche,  Staat  und  Wirtschaftsordnung 

Sektionen  II  und  III  der  zweiten  Weltkirchenkonferenz  von  Life  and  Work,  Oxford  1937 

Die  Konferenz  von  Oxford  wurde  im  internationalen  Dialog  mit  Experten  verschiedener  Fachbe- 
reiche sehr  sorgfältig  vorbereitet.  Sie  gilt  bis  heute  als  das  paradigmatische  Gegenüber  zum 
"Idealismus"  von  Stockholm.  Drei  Elemente  zeichnen  dafür  rückblickend  im  wesentlichen  ver- 
antwortlich: das  Programm  der  Oldham'schen  Studienmethode,  die  sozialethische  Methode  der 
sogenannten  "mittleren  Axiome"  und  der  Abschied  von  der  Idee  einer  naiv  erscheinenden  Arbeit 
an  der  sozialen  Verwirklichung  des  Reiches  Gottes  auf  Erden  zugunsten  des  Konzeptes  eines 
"christlichen  Realismus".  Für  die  ökumenische  Sozialethik  ist  Oxford  das  Musterbeispiel  einer 
auf  evolutionären  Wandel  zielenden  Reformstrategie,  der  als  alternative  Perspektive  der  Ruf 
nach  radikaler  Veränderung  gegenübersteht  (vgl.  P.Abrecht,  From  Oxford  p.150;  PAbrecht, 
The  Predicament  p.327;  K.H. Dejung,  Entwicklungskonflikt  S.92ff;  K.Raiser,  Wir  stehen  S.76f). 
Ihrem  Selbstverständnis  nach  stand  die  Konferenz  aufgrund  der  weltpolitischen  Konstellationen 
in  einem  Kampf  auf  Leben  und  Tod  zwischen  christlichem  Glauben  und  säkularen  heidnischen 
Strömungen.  Hier  werden  zunächst  Passagen  aus  Sektion  II  "Kirche  und  Staat"  wiedergegeben. 
Anschließend  werden  aus  dem  Bericht  der  Sektion  III  "Kirche,  Volk  und  Staat  in  ihrer  Beziehung 
zur  Wirtschaftsordnung"  Abschnitte  dokumentiert,  die  für  die  Formulierung  einer  Wrtschaftse- 
thik  unverändert  aktuell  sind. 


Sektion  II  „Kirche  und  Staat" 

I.  Einleitung:  Zweck  des  Berichtes 

1.  Es  ist  nicht  der  Zweck  dieses  Berichtes,  eine  abstrakte  Lehre  von  der  Beziehung 
zwischen  Kirche  und  Staat  vorzulegen,  sei  es  in  soziologischer,  juristischer  oder 
theologischer  Form,  sondern  die  Haltung  der  Christen  gegenüber  der  Entchristlichung 
der  modernen  Gesellschaft  und  der  wachsenden  Macht  des  Staates  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  die  dem  christlichen  Denken  Probleme  aufdrängen  und  das  christliche  Ge- 
wissen belasten.  (...) 
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//.  Der  Standort 

1.  Grundvoraussetzungen 

C) 

b)  Wir  anerkennen,  daß  wir  sowohl  als  Glieder  einzelner  Kirchen,  als  auch  als  Glieder 
der  Una  Sancta  zum  einzelnen  Staat,  dem  wir  angehören,  nicht  nur  unmittelbar,  wie 
z.B.  durch  eine  Staatskirche  oder  durch  ein  Konkordat,  in  Beziehung  stehen,  sondern 
in  allererster  Linie  durch  das  Volk,  dessen  politischer  Willensträger  der  Staat  ist,  was 
auch  immer  sein  verfassungsmäßiger  Aufbau  sei.  Daraus  folgt,  daß  die  besonderen 
Aufgaben  und  Verpflichtungen  der  Kirche  in  Bezug  auf  den  Staat  durch  all  die  Seiten 
des  sozialen,  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Lebens  mitbedingt  sind,  mit  denen  Staat 
und  Kirche  in  gleicher  Weise  zu  tun  haben. 

c)  Wir  erkennen  die  bestehenden  Staaten  als  geschichtlich  gegebene  Größen  an,  de- 
ren jeder  im  politischen  Wirkungsbereich  die  höchste  Autorität  ist,  der  aber,  da  er 
selbst  unter  der  Autorität  und  unter  dem  Gerichte  Gottes  steht,  an  Gottes  Willen  ge- 
bunden ist.  Er  hat  den  von  Gott  gegebenen  Auftrag,  Recht  und  Ordnung  aufrechtzu- 
erhalten, dem  Leben  des  in  ihm  geeinten  Volkes  oder  der  in  seinem  Raum  lebenden 
Völker  oder  Volksgruppen  zu  dienen  und  auch  seinen  Beitrag  zum  Gesamtleben  aller 
Völker  zu  leisten. 

Gleichzeitig  anerkennen  wir,  daß  der  Staat  als  eine  besondere  Form  und  als  der 
stärkste  Ausdruck  menschlichen  Handelns  in  dieser  Welt  der  Sünde  gerade  durch 
seine  Macht  und  seine  Alleinberechtigung  zur  Gewaltanwendung  oft  ein  Werkzeug 
dämonischer  Mächte  wird.  Da  wir  an  den  heiligen  Gott  als  die  Quelle  der  Gerechtigkeit 
glauben,  betrachten  wir  den  Staat  nicht  als  letzte  Quelle  des  Rechtes  sondern  als  sei- 
nen Hüter.  Er  ist  nicht  der  Herr  sondern  der  Diener  der  Gerechtigkeit.  Es  kann  für  den 
Christen  keine  andere  letzte  Autorität  geben  als  Gott  allein. 

d)  Der  Staat  hat  nach  diesem  Verständnis  eine  zweifache  Beziehung  zur  Kirche: 

1)  als  eine  Ordnung,  innerhalb  der  die  Christen  zu  leben  und  Zeugnis  für  Christus 
abzulegen  haben, 

2)  als  eine  Einrichtung,  die  durch  ihre  Handlungen  die  Sendung  der  Kirche  entweder 
fördern  oder  hemmen,  und  der  gegenüber  die  Kirche  je  nach  der  geschichtlichen 
Lage  eine  verschiedene  Stellung  einzunehmen  gezwungen  sein  kann:  die  der 
Zusammenarbeit,  der  Kritik  oder  der  Opposition,  und  dies  sowohl  als  Gesamtkir- 
che wie  als  eine  Gemeinschaft  gläubiger  Christen,  die  als  Einzelne  oder  als 
Gruppen  handeln.  (...) 

3.  Die  Notwendigkeit  der  Buße  und  neuer  Hingabe  für  die  Kirche 

(...)  Wenn  wir  als  Christen  durch  die  politische  Entwicklung  unseres  Zeitalters  und  un- 
serer Tage  tief  beunruhigt  sind,  so  müssen  wir  unsere  große  Mitverantwortung  an  der 
Lage  der  Dinge  anerkennen.  Wir  haben  nicht  nach  dem  Worte  unseres  Herrn  gelebt: 
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„Ihr  seid  das  Salz  der  Erde  und  das  Licht  der  Welt."  Wir  haben  unseren  Glauben  an 
die  erlösende  Kraft  des  Kreuzes  Christi  in  unseren  sozialen  Beziehungen  nicht  zum 
Ausdruck  gebracht.  Wir  haben  ohne  deutlichen  Widerspruch  bestehende  soziale  Zer- 
spanungen hingenommen.  Ebenso  erkennen  wir  an,  daß  Kirchen  zu  manchen  Zeiten 
anstelle  des  allumfassenden  Herrschaftsanspruches  Christi,  der  das  Leben  des  Men- 
schen in  allen  seinen  Beziehungen  dem  Willen  Gottes  unterwirft,  einen  von  Gewalt 
unterstützten  allumfassenden  Herrschaftsanspruch  politischer  Art  gestellt  haben.  Sie 
waren  zu  oft  weit  mehr  auf  die  Wahrung  ihrer  eigenen  Sicherheit  und  ihres  Ansehens 
in  dieser  Welt  bedacht  als  darauf,  dem  Auftrag  ihres  Herrn  zu  gehorchen  und  der 
Menschheit  im  Geiste  selbstaufopfernder  Liebe  zu  dienen.  Wir  anerkennen  heute  in 
tiefer  Demut  unseren  Anteil  an  dieser  Schuld. 

///.  Grundsätze 

1.  Die  verschiedenartige  Wirkungsweise  von  Kirche  und  Staat 

Die  Kirche  als  Treuhänderin  der  Heilsbotschaft  Gottes  und  der  Staat  als  Hüter  von 
Ordnung,  Gerechtigkeit  und  bürgerlicher  Freiheit  haben  im  Hinblick  auf  die  Gesell- 
schaft verschiedene  Aufgaben.  Der  Auftrag  der  Kirche  ist  es,  den  Menschen  von  den 
Wirklichkeiten  Zeugnis  zu  geben,  die  allen  Wandel  überdauern,  weil  sie  im  ewigen 
Willen  Gottes  begründet  sind.  Der  Auftrag  des  Staates  ist  es,  in  einer  Welt  der  Sünde 
und  der  Wandelbarkeit  aller  Dinge  für  Gerechtigkeit,  Ordnung  und  Sicherheit  zu  sor- 
gen. Da  es  das  Ziel  der  Kirche  ist,  eine  auf  der  göttlichen  Liebe  begründete  Gemein- 
schaft darzustellen,  kann  sie  ihre  Aufgabe  nicht  unter  Anwendung  von  Zwangsmitteln 
erfüllen;  ebensowenig  darf  sie  die  in  Gottes  Geboten  enthaltenen  Normen  den  Forde- 
rungen des  Tages  unterordnen  und  sie  dadurch  in  Frage  stellen.  Auf  der  anderen 
Seite  hat  der  Staat  die  Aufgabe,  die  öffentliche  Ordnung  aufrechtzuerhalten,  muß 
darum  Gewalt  anwenden  und  sich  mit  den  Grenzen  des  Erreichbaren  begnügen.  (...) 

2.  Pflichten  der  Kirche  gegenüber  dem  Staat 

Die  erste  Aufgabe  der  Kirche  gegenüber  dem  Staat  ist  die,  Kirche  zu  sein:  nämlich,  für 
Gott  Zeugnis  abzulegen,  sein  Wort  zu  predigen,  den  Glauben  vor  den  Menschen  zu 
bekennen,  Jung  und  Alt  die  Befolgung  der  Gebote  Gottes  zu  lehren,  sowie  Volk  und 
Staat  zu  dienen  durch  die  Verkündigung  des  Willens  Gottes  als  des  Maßstabes,  dem 
sich  alles  menschliche  Wollen  unterwerfen  und  dem  alles  menschliche  Verhalten  ent- 
sprechen muß.  Diese  Aufgabe  der  Anbetung,  der  Predigt,  der  Lehre  und  des  Dienstes 
kann  die  Kirche  unter  keinen  Umständen  preisgeben,  gleichviel  ob  der  Staat  mit  der 
Erfüllung  dieser  Aufgabe  einverstanden  ist  oder  nicht.  (...) 

3.  Die  Freiheit  der  Kirche 

In  einem  Staat,  der  sich  als  christlich  betrachtet,  ist  es  selbstverständlich,  daß  die  Kir- 
che die  Freiheit  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  in  vollstem  Ausmaße  haben  muß. 
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Es  sollte  auch  klar  sein,  daß  dort,  wo  es  in  einem  solchen  Staat  Mehrheits-  und  Min- 
derheitskirchen gibt,  die  Minderheiten  ebenso  wie  die  Mehrheit  dieselbe  unumgänglich 
notwendige  Freiheit  zur  Ausübung  ihrer  kirchlichen  Pflichten  genießen  müssen.  Alle 
Kirchen  sollten  auf  den  Einsatz  staatlicher  Machtmittel  zur  Unterstützung  religiöser 
Anliegen  verzichten.  Die  Zugehörigkeit  zu  einer  Minderheitskirche  darf  kein  Grund  zur 
Verweigerung  voller  bürgerlicher  und  politischer  Gleichberechtigung  sein. 
In  einem  Staat,  der  sich  zu  der  Lehre  von  den  menschlichen  Freiheitsrechten  bekennt, 
ist  es  ebenso  selbstverständlich,  daß  die  Kirche  wie  andere  Vereinigungen  die  Freiheit 
haben  muß,  die  ihre  Aufgabe  erfordert.  In  Ländern,  wo  die  Kirche  in  der  Weltanschau- 
ung und  in  der  Verfassung  des  Staates  keine  Begründung  für  einen  Rechtsanspruch 
findet,  entbindet  diese  Tatsache  die  Kirche  doch  nicht  von  ihrer  Uraufgabe  der  Ver- 
kündigung. Diese  Aufgabe  muß  dann  ein  deutliches  Nein  gegen  eine  derartige  Ver- 
weigerung elementarer  Gerechtigkeit  einschließen.  Und  wenn  der  Staat  eine  solche 
Verkündigung  zu  hindern  oder  zu  unterdrücken  versucht,  dann  haben  alle  anderen 
Kirchen  die  Aufgabe,  diese  Kirche  zu  unterstützen  und  ihr,  soweit  das  nur  irgend  in  ih- 
rer Macht  steht,  Beistand  und  Hilfe  zukommen  zu  lassen. 

Wir  sehen  im  folgenden  wesentliche  und  unerläßliche  Bedingungen  zur  Erfüllung  der 
Aufgabe  der  Kirche: 
Sie  sollte  genießen 

1)  die  Freiheit,  ihren  Glauben  und  ihr  Bekenntnis  zu  bestimmen; 

2)  die  Freiheit  zu  öffentlichem  und  privatem  Gottesdienst,  Predigt  und  Unterricht; 

3)  die  Freiheit  vor  staatlich  erzwungener  Verpflichtung  auf  religiöse  Zeremonien  und 
Kultformen; 

4)  die  Freiheit,  über  die  Art  der  Kirchenleitung  und  die  Befähigung  ihrer  Amtsträger 
und  Glieder  zum  Amt  selbst  zu  entscheiden;  und  umgekehrt,  die  Freiheit  des  Ein- 
zelnen, sich  der  Kirche  anzuschließen,  zu  der  er  sich  berufen  weiß; 

5)  die  Freiheit  die  Ausbildung  ihrer  Amtsträger  zu  beaufsichtigen  und  ihren  jungen 
Gliedern  Religionsunterricht  zu  erteilen  sowie  für  deren  religiöse  Entwicklung  zu 
sorgen; 

6)  die  Freiheit  zu  christlicher  Liebesarbelt  und  Missionstätigkeit,  daheim  wie  draußen; 

7)  die  Freiheit,  mit  anderen  Kirchen  zusammenzuarbeiten; 

8)  die  Freiheit,  alle  Möglichkeiten  zu  nutzen,  die  Bürgern  oder  Verbänden  überhaupt 
offenstehen  und  die  zur  Erreichung  der  angegebenen  Ziele  geeignet  sind,  wie  z.B. 
das  Recht  auf  Eigentum  und  auf  Durchführung  von  Geldsammlungen. 

Die  für  die  Kirche  unerläßliche  Freiheit  kann  ebensowohl  da  vorhanden  sein,  wo  die 
Kirchen  als  freie,  unter  den  allgemeinen  Landesgesetzen  stehende  Körperschaften 
leben,  wie  da,  wo  sie  Staatskirchen  sind  und  in  organischer  oder  einer  sonstigen  be- 
sonderen Verbindung  mit  dem  Staate  stehen.  Wenn  jedoch  diese  Verbindung  dazu 
führt,  daß  die  Freiheit  der  Kirche  zur  Erfüllung  ihrer  Sendung  beeinträchtigt  wird,  dann 
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wird  es  zur  Pflicht  ihrer  Amtsträger  wie  ihrer  Glieder,  alles  zu  tun,  was  in  ihrer  Macht 
steht,  um  diese  Freiheit  zu  sichern,  selbst  um  den  Preis  einer  Lösung  vom  Staat.  (...) 

Sektion  III  „Kirche,  Volk  und  Staat  in  ihrer  Beziehung  zur  Wirtschaftsordnung" 

Teil  I.  Die  Begründung  des  christlichen  Interesses  an  der  Wirtschaftsordnung 

(...)  Das  relative  und  auf  ein  Teilgebiet  beschränkte  Richtmaß  für  alle  sozialen  Rege- 
lungen und  Einrichtungen,  alle  wirtschaftliche  Gestaltung  und  alle  politischen  Sy- 
steme, die  dem  Leben  des  Menschen  eine  Ordnung  geben,  ist  der  Grundsatz  der  Ge- 
rechtigkeit. Gerechtigkeit  als  das  Ideal  einer  harmonischen  Beziehung  von  Mensch  zu 
Mensch  setzt  offenbar  die  sündhafte  Neigung  des  einen  voraus,  den  anderen  zu 
übervorteilen.  Dieser  sündhaften  Neigung  sucht  sie  Einhalt  zu  tun,  indem  sie  den 
rechtmäßigen  Platz  und  die  Rechte  bestimmt,  die  jedem  Einzelleben  in  der  Harmonie 
des  Ganzen  zukommen,  und  indem  sie  jedem  seine  Verpflichtung  gegenüber  dem 
anderen  zuweist.  Die  Gerechtigkeit  verlangt  nicht,  daß  das  Ich  sich  dem  Wohle  des 
Nächsten  vollkommen  opfere,  sondern  versucht  zu  bestimmen  und  zu  verfechten,  was 
jedes  Glied  der  Gemeinschaft  in  der  Harmonie  des  Ganzen  billigerweise  beanspru- 
chen kann. 

Das  Prinzip  der  Gerechtigkeit  hat  sowohl  einen  positiven  als  auch  einen  negativen 
Sinn. 

Negativ  halten  Grundsätze  der  Gerechtigkeit  das  Böse  und  den  Übeltäter  in  Schran- 
ken. Sie  müssen  deshalb  die  Gestalt  von  Zwangsordnungen  annehmen,  die  die  Men- 
schen hindern,  das  zu  tun,  wozu  sündiger  Ehrgeiz,  Stolz,  Sinnenlust  oder  Habgier  sie 
veranlassen  möchten.  Dieser  notwendige  Zwang  ist  selbst  wieder  eine  Wurzel  von 
neuen  Übeln,  da  ja  die  Ausübung  von  Zwang  den  Besitz  von  Macht  voraussetzt  und 
Macht  ihren  Inhaber  dazu  verlockt,  sie  ungerecht  zu  gebrauchen.  Ferner  kann  Zwang 
bei  den  dem  Zwang  Unterworfenen  Groll  erwecken,  selbst  wenn  er  einer  sozialen 
Notwendigkeit  dient.  Ausübung  von  Macht  und  Anwendung  von  Zwang  können  darum 
von  Christen  letztlich  nicht  als  wünschenswert  angesehen  werden.  Gegenüber  ihrem 
Mißbrauch  darf  die  Kritik  nicht  aussetzen.  Anderseits  kann  man  nicht  annehmen,  daß 
christliche  Liebesübung  jemals  die  Notwendigkeit  zwangsmäßiger  politischer  und  wirt- 
schaftlicher Regelungen  aufheben  wird. 

Die  Gesetze  der  Gerechtigkeit  sind  indes  nicht  rein  negativ.  Sie  sind  nicht  nur  „Deiche 
gegen  die  Sünde".  Die  politische  und  wirtschaftliche  Struktur  der  Gesellschaft  ist  auch 
das  mechanische  Gerüst,  das  den  gesellschaftlichen  Organismus  trägt.  Produktions- 
formen und  Methoden  der  Zusammenarbeit  können  der  Sache  menschlicher  Bruder- 
schaft dadurch  dienen,  daß  sie  über  die  Sphäre  rein  persönlicher  Beziehungen  hinaus 
dem  Grundgedanken  der  Liebe  dienen  und  Geltung  verschaffen. 
Das  Liebesgebot  bietet  darum  dem  Einzelnen  stets  Möglichkeiten,  die  über  die  Erfor- 
dernisse wirtschaftlicher  und  gesellschaftlicher  Einrichtungen  hinausgehen.  Kein 
Rechts-,  Staats-  oder  Wrtschaftssystem  ist  so  schlecht  oder  so  gut,  daß  es  dem  Ein- 
zelnen die  Verpflichtung  abnähme,  durch  Taten  christlicher  Liebe  über  das  hinauszu- 
gehen, was  das  System  von  ihm  verlangt.  Die  äußere  Ordnung  schreibt  notwendiger- 
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weise  nur  ein  Minimum  von  Anforderungen  vor.  Selbst  im  bestmöglichen  Gesell- 
schaftssystem können  sich  nur  ganz  allgemeine  Normen  durchsetzen,  in  denen  mit 
der  Selbstsucht  des  menschlichen  Herzens  als  einer  gegebenen  Tatsache  gerechnet 
und  sie  darum  vorausgesetzt  wird.  Der  mit  Christus  verbundene  Mensch  aber  kennt 
eine  höhere  Verpflichtung,  die  die  Forderungen  der  Gerechtigkeit  übersteigt  -  die  Ver- 
pflichtung zu  der  Liebe,  die  des  Gesetzes  Erfüllung  ist. 

Die  Liebe  aber,  die  des  Gesetzes  Erfüllung  ist,  ist  kein  Ersatz  für  Gesetz,  Institutionen 
oder  Systeme.  Persönliche  Barmherzigkeitsübung  Einzelner  kann  innerhalb  eines  ge- 
gebenen Regierungs-  oder  Wirtschaftssystems  dessen  Ungerechtigkeiten  abmildern 
und  seine  Gerechtigkeit  erhöhen.  Sie  befreit  aber  den  Christen  nicht  von  der  Notwen- 
digkeit, nach  der  bestmöglichen  institutionellen  Regelung  und  der  bestmöglichen  so- 
zialen Ordnung  des  Gesamtlebens  zu  suchen.  Eine  übertriebene  Betonung  der  un- 
vergleichlichen Bedeutung  der  Liebe  von  Mensch  zu  Mensch  auch  im  Rahmen  einer 
gegebenen  Rechtsordnung  oder  einer  feststehenden  Gesellschaftsverfassung  kann 
Christen  sehr  wohl  dazu  verführen,  es  zuzulassen,  daß  barmherziges  Tun  zum  Deck- 
mantel der  Ungerechtigkeit  und  zu  einem  Ersatz  für  Gerechtigkeit  werden.  Das  Chri- 
stentum wird  sozial  wirkungslos,  wenn  es  nicht  erkennt,  daß  Liebe  Gerechtigkeit  wol- 
len muß,  und  daß  der  Christ  unter  der  Verpflichtung  steht,  die  bestmögliche  gesell- 
schaftliche und  wirtschaftliche  Ordnung  herbeizuführen,  soweit  eine  solche  Ordnung 
durch  menschliche  Entscheidungen  bestimmt  wird. 

Das  Verhältnis  des  Liebesgebotes  zur  Gerechtigkeit  im  politischen  und  wirtschaftli- 
chen System  ist  ein  zweifaches.  Das  Liebesgebot  ist  ein  Ideal,  das  über  alles  auf  dem 
Felde  politischer  Beziehungen  Erreichbare  greift;  es  ist  aber  gleichwohl  auch  ein  Maß- 
stab, nach  dem  die  verschiedenen  auf  Gerechtigkeit  zielenden  Ordnungen  beurteilt 
werden  können.  Bei  seinen  Bemühungen,  sich  mit  politischen  und  wirtschaftlichen 
Problemen  auseinanderzusetzen,  muß  sich  darum  der  Christ  besonders  vor  zwei  Irr- 
tümern hüten. 

Der  eine  ist  der,  die  tatsächlich  geübte  soziale  Gerechtigkeit,  soweit  sie  in  gegebenen 
Systemen  und  Ordnungen  ihren  Niederschlag  findet,  als  etwas  dem  Geist  der  Liebe 
derart  Untergeordnetes  anzusehen,  daß  dieses  letztere  nicht  als  ein  Maßstab  grund- 
sätzlicher Unterscheidung  zwischen  ihnen,  sondern  nur  als  ein  unterschiedslos  anzu- 
wendendes Mittel  für  die  grundsätzliche  Verurteilung  aller  gelten  kann.  Dieses  Urteil 
macht  das  Christentum  zur  Führung  bei  all  den  Entscheidungen  unfähig,  die  Christen, 
wie  andere  Menschen,  auf  politischem  und  wirtschaftlichem  Gebiet  dauernd  zu  fällen 
haben.  Praktisch  wirkt  sich  dieser  Irrtum  gegenüber  angreiferischen  und  wagemutigen 
neuen  sozialen  Experimenten  als  eine  Stellungnahme  zugunsten  bestehender  Sy- 
steme aus;  denn  er  verleitet  Christen  dazu,  überhaupt  keine  Entscheidung  zu  fällen, 
und  das  Bestreben,  die  Entscheidung  zurückzustellen,  wird  in  praxi  zu  einer  Entschei- 
dung für  den  Status  quo. 

Der  andere  Irrtum  besteht  darin,  ein  bestimmtes  soziales  System  mit  dem  Willen  Got- 
tes zu  verwechseln  oder  es  mit  dem  Reich  Gottes  gleichzusetzen.  Wenn  der  Konser- 
vative das  mit  Nachdruck  zugunsten  des  Status  quo  tut,  so  verleiht  er  ihm  eine  gefähr- 
liche religiöse  Sanktion  und  treibt  so  diejenigen,  die  gegen  den  Status  quo  ankämpfen, 
in  eine  weltliche  Revolte  gegen  die  Religion  als  solche.  Begeht  man  diese  Verwechs- 
lung im  Interesse  einer  neuen  sozialen  Ordnung,  so  wird  das  zu  der  gleichen  Selbst- 
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Zufriedenheit  führen,  die  der  Kritiker  an  dem  alten  sozialen  Zustand  verurteilt.  Jedes 
Streben,  das  Reich  Gottes  mit  einem  bestimmten  Gesellschaftsaufbau  oder  wirt- 
schaftlichen Mechanismus  in  eins  zu  setzen,  muß  für  die,  die  das  herrschende  System 
aufrechterhalten  wollen,  zu  moralischer  Verwirrung,  und  für  die,  die  unter  seinen  Un- 
zulänglichkeiten leiden,  zur  Enttäuschung  führen.  Die  ersteren  werden  Übereinstim- 
mung mit  den  geltenden  Maßstäben  als  mit  der  Erfüllung  des  Gesetzes  identisch  an- 
sehen und  damit  in  die  Sünde  des  Pharisäismus  fallen.  Die  letzteren  werden  sich  zu 
radikaler  Absage  an  die  Religion  versucht  fühlen,  weil  sie  fälschlicherweise  einseitig 
gefärbten  Idealen  und  Zielen  absoluten  Wert  verleiht.  Vom  Blickpunkt  des  christlichen 
Glaubens  gesehen,  sind  beide  Irrtümer  vollendete  Ketzerei.  Der  eine  leugnet  die  Wirk- 
lichkeit des  Reiches  Gottes  in  der  Geschichte;  der  andere  setzt  das  Reich  Gottes  mit 
der  geschichtlichen  Entwicklung  gleich.  In  dem  einen  Fall  macht  man  aus  der  Er- 
kenntnis der  höchsten  und  ewigen  Bestimmung  des  Menschen  eine  Unterstützung  der 
Gleichgültigkeit  gegenüber  gegebenen  geschichtlich  sozialen  Problemen;  im  anderen 
Fall  wird  die  ewige  Bestimmung  des  Menschen  geleugnet  oder  verdunkelt.  Das  Ge- 
setz der  Liebe,  in  dem  wir  das  Richtmaß  christlichen  Lebens  haben,  muß  richtiger- 
weise gleichzeitig  als  gegenwärtige  Wirklichkeit  und  als  letztendliche  Möglichkeit  an- 
gesehen werden.  Es  ist  nicht  nur  ein  Urteilsmaßstab  in  allen  schicksalsschweren  Ent- 
scheidungen, die  Menschen  im  Ablauf  der  Geschichte  treffen  müssen,  sondern  auch 
eine  Anklage  gegenüber  allem  in  der  Geschichte  Vollbrachtem. 
Bei  dem  Urteil  über  die  relativen  Vorzüge  wirtschaftlicher  Regelungen  und  sozialer 
Gestaltung  gibt  der  Maßstab  des  Liebesgebotes,  das  freilich  hier  die  Sprache  der  Ge- 
rechtigkeit redet,  positive  Weisung,  wenn  es  auch  über  die  Wirklichkeit  jeder  denkba- 
ren sozialen  Verfassung  hinausgreift.  Die  Pflicht,  unsere  Nächsten  zu  lieben  wie  uns 
selbst,  bedeutet  nämlich  offenbar  eine  Verurteilung  aller  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Systeme,  die  dem  einen  ein  unbilliges  Übergewicht  gegenüber  dem  anderen  geben. 
Sie  muß  z.B.  die  Gewissen  aller  Christen  beunruhigen,  die  sich  in  ein  Gesellschafts- 
system verflochten  sehen,  das  Kindern  irgend  einer  Rasse  oder  Klasse  den  Weg  zur 
unbeschränkten  Entwicklung  der  Gaben,  die  Gott  ihnen  gegeben  hat,  versperrt,  und 
das  ihre  Erziehung  von  dem  zufälligen  Umstand  abhängig  macht,  ob  ein  Vater  die  er- 
forderlichen Mittel  besitzt  oder  nicht  besitzt.  Von  hier  aus  muß  jedes  Gesellschaftssy- 
stem in  Frage  gestellt  werden,  das  Einzelnen  gesellschaftliche  Vorrechte  ohne  Rück- 
sicht auf  ihre  gesellschaftliche  Leistung  gewährt,  oder  das  auf  der  einen  Seite  Luxus 
und  Hochmut,  auf  der  anderen  Mangel  und  Unsicherheit  schafft.  Es  beunruhigt  das 
Gewissen  von  Christen  in  besonderem  Maße,  wenn  sie  der  Tatsache  gedenken,  daß 
große  Massen  von  Menschen  einer  sicheren  Existenzgrundlage  beraubt  sind. 

Teil  II.  Analyse  der  heutigen  Wirtschaftsordnung 

(...)  Die  heutige  wirtschaftliche  Ordnung  (...)  ist  durch  die  Befreiung  des  Einzelmen- 
schen von  den  gesellschaftlichen  und  kulturellen  Beschränkungen  des  Mittelalters  ge- 
schaffen worden.  Soweit  der  Geist  und  die  Einrichtungen  der  Feudalverfassung  und 
des  Zunftsystems  trotz  ihrer  religiös  und  kulturellschöpferischen  Kräfte  die  unge- 
hemmte Entfaltung  menschlicher  Fähigkeit  gehemmt  haben,  muß  das  Aufkommen 
des  kapitalistischen  Wirtschaftssystems  entschieden  als  ein  Schritt  vorwärts  in  der 
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Fortentwicklung  der  Menschheit  betrachtet  werden.  Dies  gilt  ebensowohl  von  den  gei- 
stigen wie  auch  von  den  politischen  wirtschaftlichen  Errungenschaften  jenes  Zeital- 
ters. Dem  System  der  freien  Einzelwirtschaft  ist  die  industrielle  Entwicklung  zu  ver- 
danken, die  es  zum  ersten  Mal  in  der  menschlichen  Geschichte  ermöglicht  hat,  die 
naturgegebene  Knappheit  der  Wirtschaftsgüter  durch  ununterbrochen  fortschreitende 
technische  Verbesserungen  zu  überwinden.  Trotz  der  ungeheuren  Zunahme  der  Be- 
völkerung der  Welt  hat  es  die  durchschnittliche  Lebenshaltung  beträchtlich  erhöht. 
Durch  die  Mechanisierung  der  industriellen  Produktion  hat  es  die  physische  Arbeitslast 
der  Handarbeiter  vermindert.  Zum  ersten  Mal  in  der  Geschichte  hat  es  alle  Teile  der 
Welt  eng  miteinander  verbunden  und  die  Idee  der  Menschheitseinheit  zu  einer  Tatsa- 
che der  alltäglichen  Erfahrung  werden  lassen. 

Es  hat  eine  Zeit  gegeben,  in  der  man  meinte,  die  Entwicklung  dieser  neuen  Wirt- 
schaftsordnung würde  nicht  nur  die  materiellen  Lebensbedingungen  verbessern,  son- 
dern auch  soziale  Gerechtigkeit  herstellen.  Diese  Erwartung  wurzelte  in  dem  Glauben, 
eine  prästabilierte  Harmonie  lenke  das  Eigeninteresse  der  Einzelnen  in  der  Weise, 
daß  dadurch  die  größtmögliche  Harmonie  der  Gesellschaft  im  Ganzen  geschaffen 
würde.  „Indem  jeder  dem  Seinen  nachgeht,  muß  er  dem  Gemeinwohl  dienen."  Heute 
hat  dieser  Glaube  weithin  seine  Kraft  verloren.  Der  Versuch,  mit  den  Mitteln  der 
menschlichen  Vernunft  eine  eigengesetzliche  und  universale  Kultur  zu  schaffen,  hat 
zu  einer  Vielfalt  von  voneinander  unabhängigen  und  spezialisierten  Kulturbereichen 
geführt,  die  auf  kein  einheitliches  Organisationsprinzip  bezogen  sind,  und  die  folglich 
jener  inneren  Einheit  entbehren,  von  der  wir  glauben,  daß  sie  einzig  auf  dem  Wege 
einer  Durchdringung  des  Ganzen  mit  religiösem  Geist  zu  erreichen  ist.  Das  Fehlen  ei- 
nes solchen  religiösen  Zentrums  der  Wirtschaftsordnung  hat  die  fortschreitende  Ver- 
geudung der  geistigen  Erbschaft  des  Abendlandes  zur  Folge.  Dieselben  Kräfte,  die 
den  materiellen  Fortschritt  geschaffen  haben,  haben  häufig  die  Ungleichheit  ver- 
schärft, dauernde  Unsicherheit  erzeugt  und  alle  Glieder  der  modernen  Gesellschaft 
der  Herrschaft  sogenannter  unabhängiger  wirtschaftlicher  „Gesetze"  unterworfen.  Die 
Überlegenheit  der  Massenproduktion  im  Konkurrenzkampf  hat  viel  zu  der  Zerstörung 
der  überkommenen  bäuerlich-handwerklichen  Gesellschaft  beigetragen  und  dadurch 
eine  Gesellschaft  geschaffen,  die  sich  in  vielen  Ländern  durch  die  Anhäufung  von 
Reichtum  auf  der  einen  Seite  und  das  Vorhandensein  städtischer  Massenbevölkerung 
auf  der  anderen  kennzeichnet.  Die  fortschreitende  Mechanisierung  industrieller  Arbeit 
hat  periodisch  große  Mengen  von  Arbeitern  für  lange  Dauer  der  Arbeitslosigkeit  über- 
antwortet. Der  Kreislauf  der  Konjunkturen  hat  eine  ungeheure  Vergeudung  produktiver 
Kräfte  und,  in  Folge  davon,  „Armut  inmitten  der  Fülle"  mit  sich  gebracht. 
Gleichzeitig  ist  die  menschliche  Seite  des  Wirtschaftslebens  tiefgehend  in  Mitleiden- 
schaft gezogen  worden.  Allgemein  gesprochen  ist  die  kapitalistische  Produktion  nicht 
der  Gefahr  entgangen,  menschliche  Arbeitskraft  als  eine  Ware  zu  betrachten,  die  zum 
denkbar  niedrigsten  Preise  gekauft  und  so  weitgehend  wie  möglich  ausgenützt  wer- 
den müsse.  Die  Vorherrschaft  des  Profitgedankens  hat  dazu  beigetragen,  den  Arbei- 
ter des  gesellschaftlichen  Sinnes  seiner  Arbeit  zu  berauben,  und  hat  zwischen  den 
Gliedern  verschiedener  Gruppen  feindselige  wirtschaftliche  Beziehungen  groß  werden 
lassen.  (...) 
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Eine  Folge  dieser  Entwicklung  des  Kapitalismus  war  die  Entstehung  des  Sozialismus 
und  des  Kommunismus  Diese  Bewegungen  stellen  einen  Protest  gegen  die  üblen 
Folgen  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  von  Seiten  derer  dar,  die  besonders 
unter  ihnen  leiden.  In  mehreren  Ländern  verband  sich  dieser  Protest  mit  einer  radika- 
len Ablehnung  von  Christentum,  Kirche  und  Gottesglauben.  Das  ist  teilweise  auf  die 
Tatsache  zurückzuführen,  daß  die  Kirchen  sich  tief  in  die  gesellschaftliche  und  kultu- 
relle Haltung  der  reicheren  Glieder  der  Gesellschaft,  von  denen  sie  politisch  und  wirt- 
schaftlich häufig  abhängig  waren,  verstrickt  hatten.  Da  die  Kirchen  sich  von  diesen 
Bindungen  nicht  freimachten,  tat  sich  eine  verhängnisvolle  Kluft  zwischen  denen  (auf 
der  einen  Seite),  die  zwar  für  soziale  Gerechtigkeit  kämpften,  aber  auf  nicht-religiöser 
oder  antireligiöser  Grundlage,  und  jenen  (auf  der  anderen  Seite)  auf,  die  für  den 
christlichen  Glauben  eintraten,  aber  bestehende  Ungerechtigkeiten  nicht  zu  erkennen 
schienen.  Dies  ist  einer  der  Gründe,  warum  der  Kommunismus,  wo  er  siegreich  ist,  die 
christlichen  Kirchen  verfolgt,  die  Religion  als  ein  Werkzeug  der  Reaktion  ablehnt  und 
sie  auszurotten  versucht,  und  warum  in  anderen  Ländern  die  erbarmungslose  Verfol- 
gung von  Kommunisten  und  Sozialisten  von  den  christlichen  Kirchen  entweder  ohne 
Protest  geduldet  oder  sogar  unterstützt  wird. 

Angesichts  dieser  Situation  müssen  die  Kirchen  zuallererst  ihre  Blindheit  für  die  wirkli- 
che Situation  eingestehen  und  dafür  Buße  tun;  denn  diese  Blindheit  ist  zum  Teil  für 
die  Feindseligkeit  verantwortlich,  die  zwischen  ihnen  und  den  radikalen,  auf  soziale 
Gerechtigkeit  zielenden  Bewegungen  herrscht.  Die  Kirchen  dürfen  Angriffe,  die  gegen 
sie  selbst  gerichtet  sind,  nicht  als  solche  gegen  Gott  betrachten.  Sie  müssen  erken- 
nen, daß  durch  die  Bewegungen  Gott  zu  ihrem  Gewissen  geredet  hat,  indem  er  durch 
sie  die  wirkliche  Lage  von  Millionen  ihrer  Glieder  enthüllte.  Auf  der  anderen  Seite 
müssen  die  Kirchen  immer  wieder  die  Elemente  in  der  tatsächlichen  Entwicklung  des 
Kommunismus  zurückweisen,  die  der  christlichen  Wahrheit  widerstreiten:  den  Utopis- 
mus,  der  auf  eine  Vollendung  des  menschlichen  Seins  durch  den  natürlichen  Ablauf 
der  Geschichte  hofft  und  annimmt,  daß  die  Besserung  sozialer  Einrichtungen  automa- 
tisch eine  Besserung  des  Menschen  als  Person  bewirken  wird;  den  Materialismus,  der 
alle  sittlichen  und  religiösen  Ideale  auf  wirtschaftliche  Bedürfnisse  und  wirtschaftliche 
Verhältnisse  zurückführt;  und  schließlich  jene  Mißachtung  der  Würde  des  Einzelmen- 
schen, hinsichtlich  deren  der  Kommunismus  sich  von  anderen  totalitären  Bewegungen 
unserer  Zeit  zwar  theoretisch  unterscheiden  mag,  sich  aber  praktisch  nicht  unter- 
scheidet. 

Teil  ///.  Punkte,  die  im  Widerspruch  zu  christlicher  Lebensauffassung  stehen 

(...)  In  gewissem  Sinne  ist  Armut  etwas  Relatives,  und  es  wird  sie  darum  in  irgend  ei- 
ner Gestalt  in  jeder  Lage  geben;  wir  denken  aber  an  die  Armut,  die  man  zu  jeder  Zeit 
als  ein  Versagen  der  physischen  Lebensbedürfnisse  ansehen  muß.  Die  Beseitigung 
dieser  Art  Armut  scheint  heute  vielmehr  von  der  Art  abzuhängen,  wie  der  Mensch  die 
Wirtschaft  organisiert,  als  von  naturgegebenen  Faktoren  oder  von  dem:  was  man  die 
unvermeidliche  Grundlage  jeder  Wirtschaftsordnung  nennen  könnte.  Aber  die  Mög- 
lichkeit wirtschaftlichen  „Überflusses"  ist  sittlich  darum  von  Bedeutung,  weil  sie  in 
wachsendem  Maße  die  Fortdauer  der  Armut  zu  einer  Sache  macht,  für  die  Menschen 
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die  moralische  Verantwortung  tragen.  Diese  Möglichkeit  hebt  unsere  Zeit  von  dem 
neutestamentlichen  und  von  anderen  Zeitaltern  ab,  in  denen  die  christliche  Anschau- 
ung vom  Wirtschaftsleben  geformt  wurde.  Im  Lichte  dieser  Möglichkeit  muß  sich 
christliche  Bemühung  um  die  Wirtschaftsordnung  künftig  von  karitativem  Patriarcha- 
lismus abwenden  und  sich  in  der  Richtung  auf  die  Verwirklichung  einer  billigeren  Ge- 
rechtigkeit in  der  Verteilung  der  Güter  bewegen.  Darüber  hinaus  müssen  Christen,  die 
in  geographisch  günstigeren  Gebieten  leben,  erkennen,  daß  mit  der  Sicherstellung 
reichlicher  Versorgung  und  größerer  Gerechtigkeit  bei  der  Verteilung  innerhalb  des 
nationalen  Verbandes  ihrer  vollen  Verpflichtung  in  diesem  Zusammenhang  nicht  ge- 
nügt ist;  sie  können  sich  einem  gewissen  Maß  von  Verantwortung  für  diejenigen  Ge- 
biete, wo  ohne  Zweifel  noch  auf  Jahre  hinaus  eine  verzweifelte  Wirtschaftsnot  herr- 
schen wird,  nicht  entziehen. 

Es  will  uns  scheinen,  daß  das  sittliche  und  religiöse  Wesen  des  Menschen,  wenig- 
stens nach  seinem  christlichen  Verständnis,  durch  die  die  Wirtschaftsordnung  der  in- 
dustrialisierten Welt  beherrschenden  Anschauungen  und  die  ganze  Art,  wie  sie  arbei- 
tet, in  vielfacher  Hinsicht  verletzt  wird;  darauf  möchten  wir  besonders  aufmerksam 
machen. 

1.  Die  Steigerung  der  Profitsucht 

Jene  Wrtschaftsordnung  bringt  zunächst  einmal  die  sehr  ernste  Gefahr  mit  sich,  daß 
die  feineren  Wesenszüge  des  menschlichen  Geistes  der  alles  beherrschenden  Inan- 
spruchnahme durch  einen  Lebensbereich  zum  Opfer  fallen,  der,  so  wichtig  er  an  und 
für  sich  sein  mag,  doch  ernsteren  Seiten  des  Lebens  unbedingt  untergeordnet  werden 
muß.  Das  Neue  Testament  gibt  uns  die  Warnung,  daß  Reichtum  für  den,  der  ihn  be- 
sitzt, eine  Gefahr  ist,  und  die  Erfahrung  bestätigt  augenscheinlich  diese  Diagnose. 
Man  kann  nicht  Gott  dienen  und  dem  Mammon.  Wenn  die  notwendige  gesellschaftli- 
che Arbeit  auf  eine  Weise  organisiert  ist,  daß  der  Erwerb  von  Reichtum  zum  Haupt- 
kriterium des  Erfolges  wird,  dann  bedeutet  das  den  Anreiz  zu  einem  fieberhaften  Ja- 
gen nach  Geld  und  zu  einer  falschen  Hochachtung  vor  den  Siegern  in  diesem 
Kampfe,  die  in  ihren  sittlichen  Folgen  ebenso  verhängnisvoll  ist  wie  jede  andere  Form 
von  Götzendienst.  Sofern  das  Streben  nach  geldlichem  Gewinn  zu  dem  beherrschen- 
den Faktor  im  Leben  der  Menschen  wird,  wird  der  innere  Wert  der  Gesellschaft  lang- 
sam aber  sicher  zerstört.  Daß  eine  solche  Gesellschaft  der  Schauplatz  eines  dauern- 
den, zuweilen  versteckten,  zuweilen  offen  zutage  liegenden  Interessenkonflikts  zwi- 
schen den  wirtschaftlichen  Gruppen  werden  muß,  aus  denen  sie  besteht,  überrascht 
nicht.  Menschen  können  nur  soweit  wirklich  zusammenarbeiten,  als  sie  durch  die  Bin- 
dung an  eine  ihnen  gemeinsame  Sache  geeint  sind,  die  ihnen  als  etwas  ihren  Ein- 
zelinteressen Übergeordnetes  gilt.  Solange  die  Wirtschaft  nicht  in  erster  Linie  auf  den 
Dienst  an  der  Gemeinschaft,  sondern  lediglich  auf  finanzielle  Gewinnerzielung  für  ei- 
nige ihrer  Glieder  angelegt  ist,  kann  ihr  nicht  zuerkannt  werden,  daß  sie  ihren  sozialen 
Zweck  richtig  erfüllt. 
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2.  Ungleichheiten 

Das  zweite  Kennzeichen  unseres  Wirtschaftssystems,  das  dem  christlichen  Gewissen 
widerspricht,  ist  die  Tatsache,  daß  die  wirtschaftliche  Lage  der  Menschen  Ungleich- 
heiten in  einem  Umfang  aufweist,  der  zwar  von  Land  zu  Land  verschieden,  in  man- 
chen aber  empörend,  und  in  allen  beträchtlich  ist.  Einmal  wird  der  wirtschaftliche  Ge- 
samtertrag so  außerordentlich  ungleich  verteilt  (wenn  auch  das  Maß  dieser  Ungleich- 
heit ebenfalls  von  Land  zu  Land  beträchtlich  wechselt),  daß  eine  kleine  Minderheit  der 
Bevölkerung  Einkommen  bezieht,  die  in  ihrer  Gesamtsumme  die  Einkommen  vom 
mehrmals  so  vielen  Menschen  überschreitet.  Eine  viel  ernstere  Sache  ist  es,  daß 
diese  letzteren  außerdem  dazu  verurteilt  sind,  ihr  ganzes  Leben  in  einer  häßlichen 
und  schlechten  Umgebung  zuzubringen,  der  sich  die  Erstgenannten  entziehen  kön- 
nen, und  daß  sie  der  Möglichkeit  voller  Entwicklung  ihrer  Fähigkeiten  beraubt  sind,  die 
ihren  vom  Glück  mehr  begünstigten  Mitmenschen  wie  selbstverständlich  offensteht. 
Das  Christentum  lehrt  nicht,  alle  Menschen  seien  von  der  Natur  mit  den  gleichen  Ga- 
ben ausgestattet,  oder  allen  komme  ohne  Rücksicht  auf  Fähigkeiten  und  Bedürfnisse 
genau  dieselbe  Versorgung  zu.  Was  es  aber  behauptet,  ist  dies,  daß  alle  Menschen 
Kinder  desselben  Vaters  sind,  und  daß  im  Vergleich  mit  dieser  vornehmsten  und  an 
Wchtigkeit  alles  andere  hinter  sich  lassenden  Tatsache  die  Unterschiede  zwischen 
den  Rassen,  Nationalitäten  und  Klassen,  so  bedeutsam  sie  auch  an  und  für  sich  sein 
mögen,  äußerlicher  und  geringfügiger  Art  sind.  Jede  soziale  Ordnung,  die  die  Würde 
des  Menschen  dadurch  kränkt,  daß  sie  die  einen  als  Selbstzweck  und  andere  als  Mit- 
tel behandelt,  jede  Einrichtung,  die  durch  Betonung  der  äußerlichen  Zufälligkeiten  von 
Geburt,  Vermögen  oder  gesellschaftlicher  Stellung  das  gemeinsame  Menschentum 
der  Menschen  verdunkelt,  ist  in  sich  selbst  antichristlich.  (...) 

3.  Verantwortungsloser  Besitz  wirtschaftlicher  Macht 

Ein  drittes,  für  das  christliche  Gewissen  abstoßendes  Kennzeichen  der  heutigen  Lage 
besteht  in  der  Macht,  die  von  ein  paar  wenigen,  keinem  Organ  der  Gesellschaft  ir- 
gendwie verantwortlichen  Personen  oder  Gruppen  ausgeübt  wird.  Das  verleiht  der 
Wirtschaftsordnung  in  vielen  Ländern  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  der  Tyrannis  im 
klassischen  Sinne  des  Wortes,  wo  die  Machthaber  für  ihre  Taten  von  keiner  überge- 
ordneten, die  von  ihnen  beherrschte  Gemeinschaft  vertretenden  Autorität  zur  Rechen- 
schaft gezogen  werden  können.  An  der  Spitze  dieser  Hierarchie  stehen  die  Führer  der 
Weltfinanz,  deren  Entscheidungen  die  wirtschaftliche  Temperatur  heben  oder  senken. 
Dann  folgen  die  Beherrscher  gewisser  großer  Schlüsselindustrien,  deren  Verhalten 
und  Politik  das  Leben  von  Millionen  entscheidend  beeinflußt.  Wiederum  folgen  eine 
Masse  großer  und  kleiner  wirtschaftlicher  Unternehmungen,  deren  Herren  über  die 
paar  hundert  oder  paar  tausend  jeweils  von  ihnen  abhängigen  Menschen  bestimmen. 
Die  Macht,  die  diese  ausüben,  wird  an  vielen  Punkten  durch  das  Gewerkschaftswesen 
und  die  Gesetzgebung  eingeschränkt.  Im  ganzen  aber  hat  sich  die  Tätigkeit  der  Ge- 
werkschaften sowohl  wie  die  des  Staates  bisher  darauf  beschränkt,  gewisse  Mindest- 
tarife aufzustellen  und  aufrechtzuerhalten.  Nahezu  das  gesamte  Gebiet  der  eigentli- 
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chen  Wirtschaftsführung,  die  letzten  Endes  bestimmt,  welche  Tarife  aufrechterhalten 
werden  können,  entzieht  sich  ihrem  Einfluß. 

Der  wirtschaftlichen  Autokratie  wohnen,  ebensowohl  wie  der  politischen,  zweifellos 
bestimmte  Vorteile  inne.  Indessen  unterliegt  sie  der  Gefahr,  sowohl  in  Einzelnen  wie  in 
der  Gesellschaft  eine  Charakterhaltung  und  Lebensauffassung  hervorzurufen,  die  mit 
keiner  noch  als  christlich  zu  bezeichnenden  Art  der  Beziehung  von  Mensch  zu 
Mensch  in  Einklang  zu  bringen  sind.  Sie  hat  die  Tendenz,  bei  den  Machthabem  und 
ihren  Unterorganen  eine  diktatorische  Haltung  zu  erzeugen,  die  keinem  persönlichen 
Charakterfehler  entspringt,  sondern  dem  inneren  Einfluß  der  Stellung,  die  sie  inneha- 
ben. Die  Wirkung  übergroßer  wirtschaftlicher  Macht  auf  die,  die  sich  ihr  fügen  müssen, 
ist  ebenso  verhängnisvoll.  Oft  macht  sie  sie  zu  Sklavennaturen;  die  Angst  vor  dem 
Verlust  des  Arbeitsplatzes,  und  die  unklare  Überzeugung,  daß  schließlich  und  endlich 
die  Reichen  eben  doch  am  längeren  Hebelarm  sitzen,  zerstört  leicht  ihren  Mannes- 
mut. Oft  auch  werden  sie  auf  diese  Weise  bitter  und  frech;  sie  empfinden,  daß  Macht 
und  nicht  Recht  ihre  Welt  regiert,  und  sie  sind  in  der  Versuchung,  Äußerungen,  hinter 
denen  eine  andere  Auffassung  steht,  als  verlogenes  frommes  Geschwätz  abzutun. 

4.  Die  Zerstörung  des  christlichen  Berufsbewußtseins 

Es  hat  sich  ein  tiefgreifender  Konflikt  zwischen  der  Forderung,  daß  Christen  in  ihrer 
täglichen  Arbeit  den  Willen  Gottes  erfüllen  sollen,  und  der  Art  der  Arbeit  entwickelt,  die 
Christen  im  Rahmen  der  heutigen  Wirtschaftsordnung  tatsächlich  zu  leisten  gezwun- 
gen sind.  Was  die  Arbeiter  und  Angestellten  betrifft,  so  stehen  wir  hier  vor  der  Tatsa- 
che, daß  die  meisten  von  ihnen  unmittelbar  das  Bewußtsein  ha  ben,  für  den  Profit  des 
Arbeitgebers  (und  um  ihres  Lohnes  willen),  aber  nur  mittelbar  in  irgend  einem  Sinne 
für  das  allgemeine  Wohl  zu  arbeiten;  mag  diese  Tatsache  auch  in  manchen  Fällen 
sich  lediglich  daher  ergeben,  daß  die  Arbeit  für  das  Allgemeinwohl  eben  auf  Umwegen 
geleistet  wird,  so  bleibt  die  Schwierigkeit  selbst  doch  zum  guten  Teil  bestehen.  Ferner 
stehen  wir  vor  der  Tatsache,  daß  gegenwärtig  viele  Arbeiter  Dinge  erzeugen  müssen, 
die  nutzlos  oder  wertlos  oder  zerstörender  Art  sind.  Schließlich  gibt  es  eine  bestimmte 
Art  von  Arbeit,  die  ganz  deutlich  im  Widerstreit  mit  dem  Christenberuf  zu  stehen 
scheint,  nämlich  jenes  Händlertum,  das  nicht  ohne  Betrug  zu  denken  ist  -  den  Betrug, 
der  vielleicht  bloß  in  Suggestion  und  Übertreibung  besteht,  der  aber  eine  ernsthafte 
Bedrohung  der  charakterlichen  Sauberkeit  dessen  darstellt,  der  damit  arbeiten  muß. 
Doch  noch  viel  verhängnisvoller  ist  die  dauernde  Bedrohung  mit  Arbeitslosigkeit.  Sie 
erzeugt  in  unzähligen  Menschen  ein  Gefühl  äußerster  Unsicherheit.  Arbeitslosigkeit 
ruft  meist,  vor  allem,  wenn  sie  lange  andauert,  in  dem  Arbeitslosen  das  Gefühl  hervor, 
unnütz  oder  gar  eine  bloße  Last  für  andere  zu  sein,  und  nimmt  seinem  Leben  jeden 
Sinn.  Dieser  Situation  läßt  sich  nicht  mit  Arbeitslosenunterstützungsmaßnahmen  be- 
friedigend begegnen,  weil  gerade  der  Mangel  sinnvoller  Betätigung  menschliche 
Selbstachtung  zu  zerstören  droht.  (...) 
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Teil  V.  Die  christliche  Lehre  von  der  Wirtschaftsordnung 

(...)  Dieser  Abschnitt  unseres  Berichtes  soll  nun  einen  Versuch  darstellen,  die  Art  von 
Weisung  herauszuarbeiten  wie  sie  heute  vom  christlichen  Glauben  her  für  Fragen  des 
Wirtschaftslebens  zu  gewinnen  ist.  Wir  befassen  uns  hier  ganz  unmittelbar  mit  der 
Frage,  welches  die  Lehre  der  Kirche  als  Kirche  im  Blick  auf  die  Wirtschaftsordnung 
sein  muß.  (...) 

A.  Die  christliche  Verkündigung  muß  sich  mit  Zielen  im  Sinne  von  Zielen  auf  lange 
Sicht  -  mit  Normen  und  Grundsätzen  befassen,  in  deren  Licht  jede  konkrete  Situation 
und  jeder  Besserungsvorschlag  zu  prüfen  ist.  (...) 

Wir  deuten  beispielsweise  fünf  solche  Ziele  oder  Normen  an,  die  bei  der  Prüfung  jeder 
wirtschaftlichen  Situation  angewandt  werden  können. 

(i)  Da  rechte  Gemeinschaft  von  Mensch  zu  Mensch  eine  Voraussetzung  der  Gemein- 
schaft des  Menschen  mit  Gott  ist,  muß  jede  wirtschaftliche  Regelung,  die  sie  un- 
möglich macht  oder  beeinträchtigt,  abgeändert  werden  -  und  insbesondere  eine 
Ordnung  des  Wirtschaftslebens,  die  die  Gemeinschaft  in  eine  besitzende  und  eine 
nichtbesitzende  Klasse  aufzuspalten  und  bei  den  Ärmeren  ein  Gefühl  ungerechter 
Behandlung  zu  erzeugen  droht.  Jedem  Glied  der  Gemeinschaft  müssen  angemes- 
sene Unterhaltungsmittel  zugänglich  gemacht  werden.  Die  Möglichkeit  zur  mas- 
senhaften Anhäufung  privaten  Besitzes  muß  in  der  Weise  beschränkt  werden,  daß 
die  Skala  sozialer  Werte  nicht  durch  Furcht  und  Neid,  durch  Unverschämtheit  und 
Unterwürfigkeit,  wie  sie  mit  übermäßiger  Ungleichheit  Hand  in  Hand  zu  gehen  pfle- 
gen, verfälscht  werde. 

(ii)  Ohne  Rücksicht  auf  Rassen-  oder  Klassenzugehörigkeit  muß  jedes  Kind  und  jeder 
heranwachsende  Mensch  die  Bildungsmöglichkeiten  erhalten,  die  der  vollen  Ent- 
faltung seiner  besonderen  Anlagen  angemessen  sind,  und  muß  von  all  jenen  zufäl- 
ligen Beeinträchtigungen  gesundheitlicher  und  milieumäßiger  Art  unabhängig  sein, 
wie  sie  unsere  heutige  Gesellschaft  unzähligen  Kindern  der  unteren  Schichten  auf- 
erlegt. Im  Zusammenhang  hiermit  muß  der  Schutz  der  Familie  als  einer  Gemein- 
schaftszelle ein  dringliches  Anliegen  der  Gemeinschaft  sein. 

(iii)  Menschen,  die  zu  wirtschaftlicher  Betätigung,  sei  es  durch  Krankheit,  Gebrechlich- 
keit oder  Alter,  unfähig  geworden  sind,  dürfen  dafür  nicht  wirtschaftlich  bestraft 
werden;  sie  müssen  vielmehr  der  Gegenstand  besonderer  Fürsorge  sein.  Hier 
spielt  wiederum  der  Schutz  der  Familie  mit  herein. 

(iv)Die  Arbeit  hat,  als  von  Gott  zum  Besten  des  Menschen  verordnet,  inneren  Wert 
und  Würde.  Pflicht  und  Recht  des  Menschen  zur  Arbeit  muß  deshalb  in  gleicher 
Weise  nachdrücklich  betont  werden.  Im  Wirtschaftsprozeß  darf  darum  die  Arbeit 
niemals  als  bloße  Ware  angesehen  werden.  Der  Mensch  muß  imstande  sein,  in 
der  täglichen  Arbeit  seinen  Christenberuf  zu  erkennen  und  zu  erfüllen.  Der  Arbeiter 
-  der  auf  dem  Felde  wie  der  in  der  Fabrik  -  hat  einen  Anspruch  auf  auskömmlichen 
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Lohn,  gesunde  Umgebung  und  auf  Gehör  bei  den  Entscheidungen,  die  sein  Wohl- 
ergehen als  Arbeiter  berühren. 

(v)  Der  Reichtum  der  Erde  wie  der  Boden  und  die  Bodenschätze  müssen  als  Gaben 
Gottes  für  die  gesamte  Menschheit  angesehen  und  mit  angemessener  und 
wohlausgewogener  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der  gegenwärtigen  und  der  zu- 
künftigen Generationen  genutzt  werden. 

Was  sich  auch  nur  aus  einer  dieser  Normen  ergibt,  wird,  wenn  man  es  einmal  ernst 
nimmt,  drastische  Veränderungen  im  Wirtschaftsleben  nach  sich  ziehen.  Je  nach  der 
besonderen  Problematik  im  einzelnen  Volke  muß  dann  ihre  Anwendung  in  bestimmter 
Form  erfolgen. 

Eng  verknüpft  mit  dem  Bisherigen  ist  die  gesamte  Frage  des  Eigentums  und  zwar  so 
eng,  daß  alle  Maßnahmen  seitens  der  Gemeinschaft,  die  Eigentumsrechte  berühren, 
auch  die  Anwendung  der  erwähnten  Normen  berühren  wird.  Das  ist  ein  Bereich,  in 
dem  christliche  Lehre  von  Zielen  und  Grundsätzen  des  Wirtschaftslebens  unmittelbare 
Ergebnisse  haben  könnte,  wenn  sie  in  praktische  wirtschaftliche  Entscheidungen  um- 
gesetzt würde.  Das  christliche  Denken  hat  hier  bereits  eine  geistige  Grundlage  ge- 
schaffen, die  von  großer  Bedeutung  ist,  aber  wirkungsvolle  Beziehung  zu  der  Ent- 
wicklung der  Eigentumsordnung  in  der  Welt  der  modernen  Wirtschaft  würde  von  hier 
aus  noch  nicht  gewonnen.  Dieser  Sache  muß  von  allen  etwa  für  das  weitere  Studium 
unserer  Fragen  künftig  zu  schaffenden  Organen  lebhafteste  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt werden.  Einstweilen  deuten  wir  einige  Gesichtspunkte  an,  denen  das  christli- 
che Denken  nachgehen  müßte. 

(i)  Es  muß  ohne  jede  Einschränkung  wieder  und  wieder  ausgesprochen  werden,  daß 
alles  menschliche  Eigentumsrecht  bloß  relativen  und  zufälligen  Charakter  trägt, 
sofern  der  Mensch  von  Gott  als  dem  Geber  aller  Güter  und  dem  Schöpfer  der 
menschlichen  Fähigkeit  zur  Entwicklung  des  Reichtums  der  Natur  an  Kräften  und 
Gütern  abhängt.  Diese  grundlegende  christliche  Überzeugung  muß  bei  Christen 
ebenso  in  dem  Gedanken,  anvertrautes  Gut  zu  verwalten,  wie  in  der  Bereitschaft 
zum  Ausdruck  kommen,  jede  Anhäufung  von  Eigentum  im  Blick  auf  ihre  sozialen 
Folgen  zu  prüfen. 

(ii)  Die  heutige  Eigentumsordnung  und  -Verteilung  muß  von  den  weithin  nicht-morali- 
schen Vorgängen  her  kritisiert  werden,  durch  die  sie  entstanden  sind,  und  die  Kritik 
muß  die  Tatsache  in  Rechnung  stellen,  daß  jedes  für  das  christliche  Denken  gül- 
tige Argument  zur  Verteidigung  von  Eigentumsrechten  immer  auch  ein  Argument 
für  die  weitestmögliche  Verteilung  dieser  Rechte  ist. 

(iii)Es  muß  ferner  ausgesprochen  werden,  daß  individuelle  Eigentumsrechte  niemals 
ohne  Rücksicht  auf  die  sozialen  Folgen  oder  ohne  Rücksicht  auf  die  Leistung  der 
Gesamtheit  bei  der  Erzeugung  allen  Reichtums  aufrechterhalten  und  ausgeübt 
werden  dürfen. 
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(iv)Es  ist  sehr  wichtig,  zwischen  den  verschiedenen  Formen  von  Eigentum  klar  zu 
unterscheiden.  Eigentum,  das  in  Besitz  zum  Zwecke  persönlichen  Gebrauchs 
steht,  wie  etwa  das  eigene  Heim,  hat  ein  klarere  sittliche  Rechtfertigung  hinter  sich 
als  das  Eigentum  an  den  Produktionsmitteln  und  an  Grund  und  Boden,  das  dem 
Inhaber  Macht  über  andere  Menschen  verleiht.  Alles  Eigentum,  das  gesellschaftli- 
che Macht  darstellt,  verlangt  in  besonderer  Weise  sittliche  Prüfung,  da  die  Macht, 
über  das  Leben  anderer  Menschen  zu  bestimmen,  in  jedem  Rechtssystem  den 
schwierigsten  Punkt  darstellt.  Man  muß  immer  fragen,  ob  es  sich  hier  um  eine  Art 
von  Macht  handelt,  die  ausreichender  gesellschaftlicher  Kontrolle  unterstellt  wer- 
den kann,  oder  ob  sie  den  Typ  darstellt,  der  sich  wesensgemäß  gesellschaftlicher 
Kontrolle  entzieht  und  entgeht.  Industrielles  Eigentum  im  besonderen  fördert  die 
Anhäufung  von  Macht;  denn  es  verleiht  dem  Inhaber  Verfügungsgewalt  sowohl 
über  den  Arbeitsplatz  wie  über  das  Werkzeug  und  läßt  so  den  Arbeiter  machtlos, 
soweit  es  sich  um  die  Eigentumsverhältnisse  handelt;  ihm  bleibt  nur  übrig,  die  or- 
ganisierte Macht  seiner  Gewerkschaft  und  sein  politisches  Wahlrecht  der  Macht 
des  Eigentums  entgegenzusetzen.  Großeigentum  an  Grund  und  Boden  kann  eine 
ähnliche  Macht  über  die  bedeuten,  die  gezwungen  sind,  es  für  ihren  Lebensunter- 
halt zu  pachten.  (...) 


Zusammenfassender  Bericht  (der  III.  Sektion;  Hg.) 

V.  Die  christliche  Lehre  von  der  Wirtschaftsordnung 

Die  Kirche  kann  Weisungen  geben,  die  weniger  allgemein  gefaßt  sind  als  die  oben 
betonten  theologischen  Grundlehren,  und  die  doch  weniger  in  die  Einzelheiten  gehen 
als  Ratschläge,  die  sich  mit  bestimmten  Programmen  und  politischen  Entscheidungen 
befassen.  Die  Grundlage  von  Weisungen  dieser  Art  ist  in  den  Glaubensaussagen  zu 
finden,  die  von  Gott  als  dem  Schöpfer  und  Erlöser,  vom  Wesen  des  Menschen  und 
dem  Gebot  der  Liebe  handeln.  Wir  deuten  drei  Wege  an,  auf  denen  diese  Glau- 
bensaussagen zur  Grundlage  von  Weisungen  für  das  Wirtschaftsleben  werden  kön- 
nen, die  die  Kirche  ihren  Gliedern  zu  geben  vermag. 

(A)  Die  christliche  Verkündigung  muß  sich  mit  Zielen  im  Sinne  von  Endzielen  auf 
lange  Sicht,  mit  Normen  und  Grundsätzen  befassen,  in  deren  Licht  jede  einzelne 
konkrete  Situation  und  jeder  Besserungsvorschiag  zu  prüfen  ist.  Viele  dieser 
Grundsätze  enthalten  notwendig  christliche  Lehre  über  das  Eigentum;  dies  ist 
darum  ein  Gegenstand,  welchem  Christen  besondere  Aufmerksamkeit  schenken 
müssen. 

(B)  Die  christliche  Verkündigung  muß  die  wirklichen  Tatsachen  der  jeweils  gegebe- 
nen Situation  wie  ein  Scheinwerfer  beleuchten  und  im  besonderen  die  menschli- 
chen Folgen  des  heute  verbreiteten  wirtschaftlichen  Verhaltens  aufdecken.  Was 
für  sich  allein  als  bloß  niederreißende  Kritik  erscheint,  ist  ein  notwendiger  Be- 
standteil des  Gesamtprozesses,  durch  welchen  im  aufbauenden  Sinne  Wandel 
geschaffen  wird. 
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(C)  Die  christliche  Verkündigung  muß  die  Hindernisse  aufzeigen,  die  der  wirtschaftli- 
chen Gerechtigkeit  im  Menschen  selbst  entgegenstehen,  insbesondere  die,  die 
uns  bei  den  der  Kirche  angehörenden  Menschen  begegnen. 

VI.  Unmittelbar  christliches  Handeln 

A.  Auf  der  Seite  der  Kirchen 

(1)  Reform  ihrer  eigenen  Ordnungen 

Eine  Kirche  kann  im  sozialen  und  wirtschaftlichen  Leben  nur  dann  ein  überzeugendes 
Beispiel  bedeuten,  wenn  sie  im  eigenen  Hause  Ordnung  geschaffen  hat. 

(2)  Entwicklung  neuer  Organe  für  soziale  Forschung  und  Praxis 

Die  Kirche  muß  für  den  Zweck  des  Studiums  und  der  Untersuchung  wirtschaftlicher 
Dinge  und  ebenso  für  ihre  öffentliche  Behandlung  und  unmittelbares  Eingreifen  aus- 
reichend gerüstet  sein.  Hier  ist  die  Zusammenarbeit  der  Laienschaft  mit  der  Geistlich- 
keit unentbehrlich. 

(3)  Enge  Verbindung  von  Arbeit  und  Gottesdienst 

Zwischen  den  weltlichen  Geschäften  des  Alltags  und  dem  spezifisch  religiösen  Tun 
darf  keine  Kluft  sein.  Die  innere  Einheit  der  Welt  der  Arbeit  und  des  Gottesdienstes 
muß  Männern  und  Frauenwieder  zum  Erlebnis  werden. 

B.  Handeln  der  Christen 

(1)  Handeln  im  Rahmen  der  bestehenden  Wirtschaftsordnung 

Christen  müssen  in  der  täglichen  Praxis  von  Industrie,  Handel  und  freien  Berufen  für 
den  Glauben,  den  sie  bekennen,  Zeugnis  ablegen.  Ein  weites  Feld  für  christliches 
Handeln  bietet  sich  auch  in  der  Verwaltungsarbeit  der  Orts-  und  Landesbehörden,  in 
der  Genossenschaftsbewegung  und  bei  vielen  anderen  sozialen  wie  wohlfahrtspflege- 
rischen  Organen. 

(2)  Gruppen-Versuche 

In  Übergangszeiten  wie  den  heutigen  bedeutet  der  gruppenmäßige  Zusammenschluß 
von  Christen  eine  ganz  besondere  Möglichkeit,  geeignete  Wege  auszuprobieren,  die 
im  Gemeinschaftsleben  weiterführen. 

(3)  Änderung  der  Wirtschaftsordnung 

Aus  oben  bereits  angedeuteten  Gründen  müssen  Christen  bereit  sein,  Partei  zu  er- 
greifen und  an  gruppenmäßigem  Vorgehen  auf  politischen  und  anderen  Gebieten  teil- 
zunehmen. 

Quelle:  Kirche  und  Welt  in  ökumenischer  Sicht.  Bericht  der  Weltkirchenkonferenz  von  Oxford 
über  Kirche,  Volk  und  Staat,  hg.v.  der  Forschungsabteilung  des  ÖRK  für  Praktisches  Christen- 
tum, Genf  1938,  Sektion  II  „Kirche  und  Staat",  S.148-156,  Sektion  III  „Kirche,  Volk  und  Staat  in 
ihrer  Beziehung  zum  Wirtschaftsleben"  S.  158-1 75,  180-184,  197-199.  Engl.  Fassung  in:  The 
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Churches  Survey  their  Task.  The  Report  ofthe  Conference  at  Oxford,  July  1937,  on  Church, 
Community  and  State,  London,  Allen  <&  Unwin,  1937 


7        Die  Kirche  und  die  Auflösung  der  gesellschaftlichen  Ordnung 

Sektion  III  der  ersten  Vollversammlung,  Amsterdam  1948 

Mit  der  dem  Hintergrund  westlicher  Demokratien  entstammenden  Konzeption  einer 
"Verantwortlichen  Gesellschaft"  bündelt  die  erste  Vollversammlung  die  bisherige  sozialethische 
Diskussion  zum  Gesellschaftsbild  und  stellt  zugleich  die  Basis  ökumenischen  Sozial denkens  für 
eine  "verantwortliche  Weltgesellschaft"  (Visser  't  Hooft)  in  den  folgenden  zwei  Jahrzehnten  be- 
reit (vgl.  K.H. Dejung,  Entwicklungskonflikt  S.152).  Selbstkritisch  reflektiert  der  Bericht  der  Drit- 
ten Sektion  das  Verhältnis  der  Kirche  zu  den  sich  im  Zuge  der  Technisierung  auflösenden  über- 
kommenen gesellschaftlichen  Ordnungen  sowie  die  Suche  nach  einem  eigenständigen  Weg 
zwischen  den  Ideologien  des  Kapitalismus  und  des  Kommunismus.  Das  Leitbild  der 
„verantwortlichen  Gesellschaft"  bedeutet  den  Versuch  einer  Vermittlung  zwischen  den  Konzep- 
tionen des  Liberalismus  („Freiheit")  und  des  Sozialismus  („Gerechtigkeit")  und  zielt  auf  ein  de- 
mokratisch-dezentrales Gesellschaftsmodell  mit  wohlfahrtsstaatlichen  Zügen. 

/.  Die  Unordnung  der  Gesellschaft 

1.  Die  Welt  erfährt  heute  eine  soziale  Krisis  von  unvergleichbaren  Ausmaßen.  Die  tief- 
ste Wurzel  dieser  Unordnung  ist  die  Weigerung  der  Menschen,  zu  sehen  und  anzuer- 
kennen, daß  ihre  Verantwortung  vor  Gott  höher  steht  und  größer  ist  als  ihre  Verbun- 
denheit mit  irgendeiner  irdischen  Gemeinschaft  und  ihrer  Gehorsamspflicht  gegenüber 
irgendeiner  weltlichen  Macht.  Unsere  moderne  Gesellschaft,  die  zum  größten  Teil 
weltlich  ausgerichtet  ist,  verkennt  die  ganze  Tiefe  des  Bösen  in  der  menschlichen 
Natur  und  die  volle  Größe  der  Freiheit  und  Würde  der  Kinder  Gottes. 

2.  Die  christliche  Kirche  begegnet  der  Unordnung  unserer  Gesellschaft  mit  dem  Glau- 
ben an  die  Herrschaft  Jesu  Christi.  In  Ihm  hat  Gott  Sein  Reich  aufgerichtet  und  seine 
Tore  stehen  allen  offen,  die  hineinzukommen  willens  sind.  Ihr  Leben  gehört  Gott  in  ei- 
ner Gewißheit,  die  keine  Unordnung  der  Gesellschaft  zerstören  kann,  und  auf  ihnen 
liegt  die  Pflicht,  Gottes  Reich  und  Seine  Gerechtigkeit  zu  suchen. 

3.  Im  Lichte  dieser  Gottesherrschaft,  die  Gericht  und  Gnade  zugleich  ist,  sind  sich  die 
Christen  der  Sünden  bewußt,  welche  die  menschlichen  Gemeinschaften  und  Einrich- 
tungen zu  allen  Zeiten  verderbt  haben,  aber  sie  vertrauen  auch  auf  den  endlichen 
Sieg  über  Sünde  und  Tod  durch  Christus.  Er  ist  es,  der  uns  befoh  len  hat,  für  das 
Kommen  Seines  Reiches  auf  Erden  zu  beten,  und  unser  Gehorsam  gegenüber  die- 
sem Befehl  verlangt,  daß  wir  jederzeit  versuchen,  die  besonderen  Formen  der  Unord- 
nung zu  überwinden,  durch  welche  das  bleibende  Böse  in  den  menschlichen  Gemein- 
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Schäften  noch  verschlimmert  wird,  und  Mittel  und  Wege  zu  suchen,  wie  sie  behoben 
oder  eingeschränkt  werden  können.  (...) 

5.  Zwei  Hauptfaktoren  tragen  zu  dieser  Krisis  unseres  Zeitalters  bei.  Eine  von  diesen 
besteht  in  den  gewaltigen  Machtkonzentrationen,  die  unter  dem  Kapitalismus  vorwie- 
gend wirtschaftlicher,  unter  dem  Kommunismus  sowohl  wirtschaftlicher  als  politischer 
Art  sind.  Unter  solchen  Bedingungen  offenbart  sich  das  soziale  Übel  im  größten  Aus- 
maß nicht  nur  in  der  Habgier,  dem  Hochmut  und  der  Grausamkeit  von  einzelnen  und 
ganzen  Gruppen;  es  liegt  auch  in  der  Stoßkraft  oder  der  Trägheit  riesiger  Organisatio- 
nen, welche  die  Fähigkeit  des  Menschen,  als  sittliches  und  verantwortliches  Wesen  zu 
handeln,  herabmindern.  Wege  zu  finden,  um  die  persönliche  Verantwortung  für  ge- 
meinsames Handeln  in  den  ausgedehnten  Machtgebilden  unserer  modernen  Gesell- 
schaft zu  verwirklichen,  ist  eine  Aufgabe,  die  noch  nicht  ernsthaft  genug  angegriffen 
worden  ist. 

6.  Der  zweite  Faktor  in  dem  kritischen  Zustand  unserer  Zeit  besteht  in  der  Tatsache, 
daß  die  in  ihrer  Gesamtheit  von  der  Technik  beherrschte  Gesellschaft,  stärker  als  in 
früheren  Zeiten,  einer  Eigentriebkraft  gehorcht.  Das  führt  zu  Machtkonzentrationen. 
Zwar  wird  auf  diese  Weise  der  Mensch  in  höherem  Maße  in  den  Stand  gesetzt,  sich 
der  Natur  zu  bedienen,  aber  es  liegen  hierauch  Möglichkeiten  der  Zerstörung,  sowohl 
durch  den  Krieg  als  auch  durch  die  Untergrabung  der  natürlichen  Grundlagen  der  Ge- 
sellschaft in  Familie,  Nachbarschaft  und  Handwerk.  Die  Menschen  wurden  in  großen 
Industriestädten  zusammengeballt,  und  viele  Völker  wurden  derjenigen  Formen  des 
Gemeinschaftslebens  beraubt,  in  denen  der  Mensch  zu  voller  Personenhaftigkeit  er- 
wachsen kann.  Im  Menschen  wurde  die  Neigung  bestärkt,  die  Gabe  Gottes  zu  ver- 
schwenden, die  ihm  im  Boden  und  anderen  natürlichen  Reichtümern  geschenkt  ist. 

7.  Andererseits  hat  die  technische  Entwicklung  die  Menschen  von  viel  Plagerei  und 
Armut  befreit  und  ist  noch  jetzt  imstande,  mehr  in  dieser  Richtung  zu  tun.  Die  in  dieser 
Hinsicht  gegebenen  Möglichkeiten  sind  begrenzt.  Immerhin  sind  große  Teile  der  Welt 
von  dieser  Grenze  noch  weit  entfernt.  Die  Gerechtigkeit  verlangt,  daß  den  Einwoh- 
nern, z.B.  von  Asien  und  Afrika,  die  Vorteile  einer  mehr  maschinellen  Produktions- 
weise zugute  kommen.  Sie  mögen  lernen,  die  Mechanisierung  des  Lebens  und  die 
anderen  Gefahren  einer  unausgeglichenen  Wirtschaft  zu  vermeiden,  die  der  sozialen 
Gesundheit  der  älteren  industriellen  Völker  abträglich  sind.  Der  technische  Fortschritt 
schafft  auch  Austauschmöglichkeiten  und  eine  wechselseitige  Abhängigkeit,  die  zu 
echter  Gemeinschaft  helfen  können,  wenngleich  engerer  Kontakt  Reibungen  mit  sich 
bringen  mag. 

8.  Die  Gesellschaft  steht  nicht  vor  der  unausweichlichen  Notwendigkeit,  einer  steuer- 
losen Entwicklung  der  Technik  zu  verfallen,  und  die  christliche  Kirche  hat  eine  drin- 
gende Verantwortung  dafür,  daß  dem  Menschen  von  heute  geholfen  wird,  in  der  tech- 
nisierten Gesellschaft  zu  einem  volleren  persönlichen  Leben  zu  gelangen. 
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9.  Indem  sie  das  tun,  sollten  die  Kirchen  nicht  vergessen,  in  welchem  Ausmaße  sie 
selbst  gerade  zu  den  Übeln  beigetragen  haben,  die  sie  so  gerne  der  Verweltlichung 
der  Gesellschaft  zur  Last  legen.  Gewiß  haben  sie  viele  Christen  in  Bewegung  gesetzt, 
die  in  allen  Arten  von  Reformbewegungen  führend  wurden;  gewiß  haben  viele  von  ih- 
nen in  einer  ganz  neuen  Weise  sehen  gelernt,  welchen  Bezug  ihr  Glaube  auf  die  ge- 
sellschaftlichen Probleme  hat  und  welche  gebieterischen  Verpflichtungen  ihnen  infol- 
gedessen auferlegt  sind;  dennoch  sind  sie  für  die  soziale  Unordnung  der  Gegenwart 
mit  verantwortlich.  Unsere  Kirchen  haben  oft  die  besonderen  Vorrechte  der  herr- 
schenden Klassen,  Rassen  und  politischen  Gruppen  religiös  sanktioniert  und  sind  auf 
diese  Weise  den  Wandlungen  im  Wege  gewesen,  die  im  Interesse  der  sozialen  Ge- 
rechtigkeit und  politischen  Freiheit  notwendig  waren.  Sie  haben  sich  oft  auf  ein  rein 
geistliches  oder  jenseitiges  oder  individualistisches  Verständnis  ihrer  Botschaft  und  ih- 
rer Verantwortung  beschrankt.  Sie  haben  oft  versäumt,  die  Kräfte  zu  begreifen,  welche 
die  sie  umgebende  Gesellschaft  bestimmten,  und  waren  deshalb  nicht  bereit,  sich  mit 
den  neuen  Problemen,  wie  sie  sich  in  einer  technischen  Zivilisation  ergaben,  schöpfe- 
risch zu  befassen;  sie  haben  oft  die  Wirkungen  der  Industrialisierung  auf  bäuerliche 
Völker  übersehen. 


//.  Wirtschaftliche  und  politische  Organisation 

10.  In  der  industriellen  Revolution  wurde  die  wirtschaftliche  Aktivität  von  früheren  so- 
zialen Einschränkungen  befreit  und  wuchs  über  ihre  bescheidene  Rolle  im  menschli- 
chen Leben  hinaus.  Sie  schuf  das  umfassende  Netz  finanzieller,  kommerzieller  und 
industrieller  Beziehungen,  die  wir  als  kapitalistische  Ordnung  kennen. 

In  allen  Teilen  der  Welt  sind  dem  freien  Spiel  der  wirtschaftlichen  Kräfte  in  verschie- 
denem Ausmaß  neue  Einschränkungen  auferlegt  worden,  aber  es  gibt  wirtschaftliche 
Notwendigkeiten,  die  kein  politisches  System  mißachten  darf.  So  ist  zum  Beispiel 
heutzutage  das  Bedürfnis  nach  Stabilisierung  der  Währung,  Kapitalschöpfung  und 
Produktionsantrieben  unausweichlich  und  allgemein.  Allerdings  verlangt  die  Gerech- 
tigkeit, daß  wirtschaftliches  Tun  sozialen  Zwecken  untergeordnet  werde.  Es  ist  uner- 
träglich, daß  viele  Millionen  von  Menschen  durch  periodische  Inflation  und  Depression 
der  Unsicherheit,  dem  Hunger  und  der  Verzweiflung  ausgesetzt  werden. 

11.  Die  Kirche  kann  die  Debatte  nicht  entscheiden  zwischen  denjenigen,  die  glauben, 
daß  die  primäre  Lösung  in  der  Sozialisierung  der  Produktionsmittel  besteht,  und  jenen 
anderen,  die  fürchten,  daß  auf  diese  Weise  nur  neue  und  unmäßige  Machtansamm- 
lungen politischer  und  wirtschaftlicher  Art  entstehen,  die  schließlich  in  einem  für  alles 
zuständigen  Staat  gipfeln.  Vom  christlichen  Verständnis  des  Menschen  her  aber  müs- 
sen wir  den  Befürwortern  der  Sozialisierung  sagen,  daß  die  Institution  des  Eigentums 
als  solches  nicht  die  Wurzel  der  Verderbnis  der  menschlichen  Natur  ist.  Wir  müssen 
gleichermaßen  den  Verteidigern  der  bestehenden  Besitzverhältnisse  sagen,  daß  Pri- 
vateigentum kein  unbedingtes  Recht  ist.  Das  Eigentum  muß  deshalb  den  Erfordernis- 
sen der  Gerechtigkeit  gemäß  erhalten,  eingeschränkt  oder  verteilt  werden. 
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12.  Einerseits  müssen  wir  den  unbedingten  Vorrang  der  Person  gegenüber  rein  tech- 
nischen Erwägungen  sicherstellen,  indem  wir  alle  wirtschaftlichen  Vorgänge  und  sorg- 
sam gewahrten  Rechte  den  Bedürfnissen  der  Gemeinschaft  als  Ganzes  unterordnen. 
Andererseits  müssen  wir  dem  kleinen  Mann  in  der  großen  Gesellschaft  die  Möglichkeit 
eines  befriedigenden  Lebens  sichern.  Wir  müssen  dem  Mißbrauch  der  Autorität  vor- 
beugen, sowie  einen  möglichst  weiten  Raum  offenhalten,  in  dem  die  Menschen  un- 
mittelbare und  verantwortliche  Beziehungen  personenhafter  Art  miteinander  haben 
können. 

13.  Eine  zweckentsprechende  und  in  sich  geschlossene  Neuordnung  der  Gesellschaft 
ist  heutzutage  eine  zwingende  Notwendigkeit  geworden.  Hier  haben  die  Regierungen 
eine  Verantwortung,  der  sie  nicht  ausweichen  können.  Aber  Zentren  der  Initiative  im 
wirtschaftlichen  Leben  müssen  so  gefördert  werden,  daß  es  vermieden  wird,  zentralen 
Instanzen  zu  viele  Entscheidungen  zuzuschieben.  Wenn  religiöse,  kulturelle,  wirt- 
schaftliche, soziale  und  andere  Ziele  erreicht  werden  sollen,  so  ist  es  von  großer 
Wichtigkeit,  daß  die  Gesellschaft  eine  reiche  Vielfalt  kleinerer  Gemeinschaftsgebilde 
umfaßt,  in  der  örtlichen  Verwaltung,  in  industriellen  Organisationen  einschließlich  der 
Gewerkschaften,  durch  die  Entwicklung  öffentlicher  Körperschaften  oder  durch  freie 
Vereinigungen.  Mit  solchen  Mitteln  ist  es  möglich,  einer  übertriebenen  Machtzentrali- 
sierung in  modernen,  technisch  organisierten  Gemeinschaften  vorzubeugen  und  so- 
wohl den  Gefahren  der  Tyrannei  zu  entrinnen,  als  auch  die  Gefahren  der  Anarchie  zu 
vermeiden. 


///.  Die  verantwortliche  Gesellschaft 

14.  Der  Mensch  ist  geschaffen  und  berufen,  ein  freies  Wesen  zu  sein,  verantwortlich 
vor  Gott  und  seinem  Nächsten.  Alle  Tendenzen  innerhalb  des  Staates  und  der  Gesell- 
schaft, die  den  Menschen  der  Möglichkeit  des  verantwortlichen  Handelns  berauben, 
sind  eine  Verleugnung  des  Willens  Gottes  über  den  Menschen  und  Seines  Erlö- 
sungswerkes. Eine  verantwortliche  Gesellschaft  ist  eine  solche,  in  der  Freiheit  die 
Freiheit  von  Menschen  ist,  die  sich  für  Gerechtigkeit  und  öffentliche  Ordnung  verant- 
wortlich weiß  und  in  der  jene,  die  politische  Autorität  oder  wirtschaftliche  Macht  besit- 
zen, Gott  und  den  Menschen,  deren  Wohlfahrt  davon  abhängt,  für  ihre  Ausübung  ver- 
antwortlich sind. 

15.  Der  Mensch  darf  niemals  zum  bloßen  Mittel  für  politische  oder  wirtschaftliche 
Zwecke  gemacht  werden.  Der  Mensch  ist  nicht  für  den  Staat  geschaffen,  sondern  der 
Staat  für  den  Menschen.  Der  Mensch  ist  nicht  für  die  Produktion  geschaffen,  sondern 
die  Produktion  für  den  Menschen.  Für  eine  Gesellschaft,  die  unter  modernen  Lebens- 
bedingungen verantwortlich  bleiben  soll,  ist  es  erforderlich,  daß  die  Menschen  die 
Freiheit  haben,  ihre  Regierungen  zu  kontrollieren,  zu  kritisieren  und  zu  wechseln,  daß 
die  Macht  durch  Gesetz  und  Tradition  verantwortlich  gemacht  und,  soweit  wie  mög- 
lich, auf  die  ganze  Gemeinschaft  verteilt  wird.  Es  ist  erforderlich,  daß  wirtschaftliche 
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Gerechtigkeit  und  die  Bereitstellung  gleicher  Entfaltungsmöglichkeiten  für  alle  Mitglie- 
der der  Gesellschaft  gesichert  werden. 

16.  Daher  verwerfen  wir: 

a)  jeden  Versuch  einer  Beschränkung  des  freien  Zeugnisses  der  Kirche  und  ihren 
Herrn  und  Seinen  Heilsplan  sowie  jeden  Versuch  einer  Beeinträchtigung  der  Frei- 
heit, Gott  zu  gehorchen  und  dem  Gewissen  gemäß  zu  handeln,  denn  diese  Frei- 
heiten sind  mit  der  Verantwortlichkeit  des  Menschen  vor  Gott  gesetzt; 

b)  jedes  Versagen  der  Möglichkeit,  an  der  Gestaltung  der  Gesellschaft  Anteil  zu  neh- 
men, den  dies  ist  eine  Pflicht,  die  mit  der  Verantwortlichkeit  des  Menschen  gegen- 
über seinem  Nächsten  gesetzt  ist; 

c)  jeden  Versuch,  den  Menschen  an  der  Erforschung  und  Verbreitung  der  Wahrheit 
zu  hindern. 


IV.  Kommunismus  und  Kapitalismus 

17.  Christen  sollten  fragen,  warum  der  Kommunismus  in  seiner  modernen  totalitären 
Form  eine  so  große  Anziehungskraft  auf  große  Volksmassen  in  vielen  Teilen  der  Welt 
ausübt.  Sie  sollten  die  Hand  Gottes  im  Aufstand  der  Massen  gegen  das  Unrecht  er- 
kennen, der  dem  Kommunismus  viel  von  seiner  Stärke  gibt.  Sie  sollten  danach  trach- 
ten, für  die  Kirche  die  ursprüngliche  christliche  Solidarität  mit  den  notleidenden  Men- 
schen in  der  Welt  wiederzugewinnen,  ihr  Verlangen  nach  Gerechtigkeit  nicht  zu  unter- 
drücken, sondern  im  Gegenteil  sie  darin  zu  überbieten  und  auf  den  einzigen  Weg  zu 
leiten,  der  sie  nicht  vor  eine  unüberwindliche  Mauer  führt,  den  Weg  des  Gehorsams 
gegen  Gottes  Willen  und  Seine  Gerechtigkeit.  Christen  sollten  sich  darüber  klar  wer- 
den, daß  für  viele,  besonders  für  viele  junge  Männer  und  Frauender  Kommunismus 
das  Ideal  menschlicher  Gleichheit  und  universaler  Bruderschaft  darstellt,  für  das  sie 
durch  den  Einfluß  des  Christentums  vorbereitet  worden  sind.  Christen,  die  die  Vorteile 
des  Kapitalismus  genießen,  sollten  versuchen,  die  Welt  so  zu  sehen,  wie  sie  den  vie- 
len erscheint,  die  sich  von  seinen  Vorrechten  ausgeschlossen  sehen  und  die  im 
Kommunismus  ein  Mittel  zur  Befreiung  von  Armut  und  Unsicherheit  erblicken.  Alle 
sollten  verstehen,  daß  die  Proklamierung  der  Rassengleichheit  durch  die  Kommuni- 
sten und  ihr  Eintreten  für  die  Sache  der  Kolonialvölker  den  Bevölkerungen  Asiens  und 
Afrikas  und  rassischen  Minderheiten  anderwärts  großen  Eindruck  macht.  Es  ist  eine 
große  menschliche  Tragödie,  daß  so  vieles  Gute  in  den  Motiven  und  Bestrebungen 
vieler  Kommunisten  und  derer,  deren  Sympathie  sie  gewinnen,  in  eine  Gewalt  ver- 
wandelt worden  ist,  die  neue  Formen  des  Unrechts  und  der  Unterdrückung  mit  sich 
bringt,  und  daß  der  Wahrheitsgehalt  der  kommunistischen  Lehre  dazu  mißbraucht 
wird,  einer  unglaubwürdigen  Propaganda  überzeugende  Kraft  zu  geben. 

18.  Christen  sollten  bußfertig  erkennen,  daß  viele  Kirchen  an  mancherlei  wirtschaftli- 
cher Ungerechtigkeit  und  rassischer  Diskriminierung  Anteil  haben,  die  dem  Wachstum 
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des  Kommunismus  günstigen  Verhältnisse  geschaffen  haben,  und  daß  der  Atheismus 
und  die  antireligiöse  Lehre  des  Kommunismus  teilweise  eine  Reaktion  auf  das  zwei- 
deutige Bild  einer  angeblich  christlichen  Gesellschaft  darstellen.  Es  ist  eine  der  ver- 
hängnisvollsten Tatsachen  der  modernen  Geschichte,  daß  die  Menschen  der  Arbei- 
terklasse, einschließlich  der  Kleinbauern,  oft  zu  der  Überzeugung  kamen,  die  Kirchen 
ständen  gegen  sie  oder  seien  an  ihrer  Not  uninteressiert.  Christen  sollten  erkennen, 
daß  die  Kirche  es  oft  versäumt  hat,  ihre  Jugend  so  anzusprechen,  daß  diese  darauf 
zuchtvoll,  zielbewußt  und  opferwillig  reagierte,  und  daß  der  Kommunismus  in  dieser 
Hinsicht  ein  moralisches  und  geistiges  Vakuum  ausgefüllt  hat. 

19.  Der  Gegensatz  zwischen  dem  Christentum  und  dem  atheistisch-marxistischen 
Kommunismus  unserer  Tage  zeigt  sich  an  folgenden  Punkten: 

a)  die  kommunistische  Verheißung  einer  geradezu  vollkommenen  Erlösung  des  Men- 
schen innerhalb  der  Geschichte; 

b)  der  Glaube,  daß  eine  bestimmte  Gesellschaftsklasse  kraft  ihrer  Rolle  als  Trägerin 
einer  neuen  Ordnung  für  frei  von  den  Sünden  und  Zweideutigkeiten  erklärt  wird, 
von  denen  die  Christen  überzeugt  sind,  daß  sie  alle  menschliche  Existenz  kenn- 
zeichnen; 

c)  die  materialistischen  und  deterministischen  Lehren,  die  -  wie  immer  sie  auch  näher 
bestimmt  sein  mögen  -  nicht  mit  dem  Glauben  an  Gott  und  mit  der  christlichen  An- 
schauung von  Menschen  als  einer  nach  Gottes  Ebenbild  geschaffenen  und  Ihm 
verantwortlichen  Person  zu  vereinbaren  sind; 

d)  die  rücksichtslosen  Methoden  der  Kommunisten  in  der  Behandlung  ihrer  Gegner; 

e)  das  Bestehen  der  Partei  auf  der  ausschließlichen  und  bedingungslosen  Treue  ihrer 
Mitglieder,  wie  sie  doch  Gott  allein  zukommt,  und  die  Zwangsmethoden  der  kom- 
munistischen Diktatur  bei  ihrer  Kontrolle  aller  Gebiete  des  Lebens. 

20.  Die  Kirche  sollte  der  Ausbreitung  eines  jeden  Systems  zu  widerstehen  suchen, 
das  nicht  nur  Elemente  der  Unterdrückung  in  sich  schließt,  sondern  auch  den  Opfern 
seiner  Unterdrückung  jede  Möglichkeit  der  Kritik  oder  der  Bemühung  um  eine  Korrek- 
tur versagt.  Es  gehört  zur  Mission  der  Kirche,  ihre  Stimme  überall  dort  hören  zu  las- 
sen, wo  Menschen  Opfer  des  Terrors  sind,  wo  ihnen  solch  grundlegende  Menschen- 
rechte, wie  das  der  Sicherheit  gegen  willkürliche  Verhaftung,  versagt  werden  und  wo 
Regierungen  Foltern  und  grausame  Bestrafungen  gebrauchen,  um  das  Gewissen  der 
Menschen  einzuschüchtern. 

21.  Die  Kirche  sollte  klarstellen,  daß  es  Gegensätze  zwischen  Christentum  und  Kapi- 
talismus gibt.  Die  Entwicklung  des  Kapitalismus  ist  von  Land  zu  Land  verschieden, 
und  oft  ist  die  Ausbeutung  des  Arbeiters,  die  für  den  früheren  Kapitalismus  charakteri- 
stisch war,  in  beträchtlichem  Maße  durch  den  Einfluß  der  Gewerkschaften,  soziale 
Gesetzgebung  und  verantwortliche  Betriebsführung  korrigiert  worden.  Der  Kapitalis- 
mus hat  indes 
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a)  die  Tendenz,  das,  was  die  primäre  Pflicht  jeder  Wirtschaft  sein  sollte  -  die  Befriedi- 
gung menschlicher  Bedürfnisse-,  dem  wirtschaftlichen  Vorteil  derer  unterzuord- 
nen, die  in  erster  Linie  über  ihre  Einrichtungen  verfügen. 

b)  Er  hat  die  Tendenz,  schwerwiegende  Ungleichheiten  zu  erzeugen. 

c)  Er  hat  in  den  westlichen  Nationen  trotz  ihrer  christlichen  Vergangenheit  praktisch 
eine  Art  von  Materialismus  groß  werden  lassen,  denn  er  hat  nichts  wichtiger  sein 
lassen  als  den  Erfolg  im  Geldverdienen. 

d)  Er  hat  auch  die  Völker  der  kapitalistischen  Länder  sozusagen  einem  Schicksal  un- 
terworfen sein  lassen,  das  die  Gestalt  sozialer  Katastrophen,  wie  z.B.  der  Massen- 
arbeitslosigkeit, angenommen  hat. 

22.  Die  christliche  Kirche  sollte  die  Ideologien  beider  verwerfen,  des  Kommunismus 
und  des  laissez-faire-Kapitalismus,  und  danach  trachten,  die  Menschen  von  der  fal- 
schen Vorstellung  zu  befreien,  diese  beiden  stellten  die  einzige  Alternative  dar.  Beide 
haben  Versprechungen  gemacht,  die  sie  nicht  einlösen  konnten.  Die  kommunistische 
Ideologie  betont  wirtschaftliche  Gerechtigkeit  und  verheißt,  die  Freiheit  werde  sich 
automatisch  aus  der  Vollendung  der  Revolution  ergeben.  Der  Kapitalismus  betont  die 
Freiheit  und  verheißt,  die  Gerechtigkeit  werde  sich  ganz  von  selbst  aus  der  freien 
Wirtschaft  ergeben.  Auch  dies  ist  eine  Ideologie,  die  sich  als  falsch  erwiesen  hat.  Es 
gehört  zu  der  Verantwortung  der  Christen,  neue  schöpferische  Lösungen  zu  suchen, 
die  es  nicht  zulassen,  daß  Gerechtigkeit  und  Freiheit  sich  gegenseitig  zerstören. 

Quelle:  Die  Unordnung  der  Welt  und  Gottes  Heilsplan.  Die  erste  Vollversammlung  des  ökume- 
nischen Rates  der  Kirchen,  Bd.l-V,  hg.v.  Willem  A.  Visser  't  Hooft,  Genf  1948,  hier:  Bd. III,  Die 
Kirche  und  die  Auflösung  der  gesellschaftlichen  Ordnung,  S. 229-237 
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8        Eine  verantwortliche  Gesellschaft 

J.H.  Oldham  auf  der  ersten  Vollversammlung,  Amsterdam  1948 

Am  Anfang  der  reichen  Wirkungsgeschichte,  die  das  sozialethische  Programm  der 
"Verantwortlichen  Gesellschaft"  entfaltete  (siehe  dazu  den  Bericht  von  Sektion  III  in  Text  7 
der  vorliegenden  Sammlung),  stand  Oldhams  Ausformulierung  dieses  Konzeptes  für  die 
Vollversammlung  in  Amsterdam.  In  der  "Verantwortlichen  Gesellschaft"  verantwortet  sich  die 
Person  in  Freiheit  gegenüber  den  zunehmenden  unpersönlichen  Sachzwängen  technischer, 
wissenschaftlicher  oder  politischer  Natur,  denen  das  Leben  in  Gemeinschaft  ausgesetzt  ist 
(vgl.  M.Robra,  Sozialethik  S.IOOff). 

Eine  Krisis  des  Menschen 

Gegenstand  dieses  Kapitels  ist  die  rechte  Ordnung  der  menschlichen  Gesell- 
schaft. Wenn  man,  wie  das  in  einem  früheren  Kapitel  geschah,  vom  wissenschaft- 
lichen und  technischen  Fortschritt  her  an  diese  Frage  herangeht,  so  wird  klar, 
daß  die  gesellschaftliche  Krisis  im  Grunde  eine  Krisis  des  Menschen  selbst  ist. 
(...) 

Durch  den  Fortschritt  der  Wissenschaft  und  Technik  haben  die  Menschen  eine 
völlig  neue  Fähigkeit  gewonnen,  ihre  Umgebung  zu  formen  und  sich  selbst  zu 
wandeln.  Im  Bewußtsein  ihrer  Erfolge  bei  der  Umwandlung  der  Natur  gehen  sie 
an  die  umfassende  Aufgabe,  die  Gesellschaft  und  die  Menschen  in  ihr  umzuge- 
stalten. In  der  Vergangenheit  haben  die  Menschen  die  Notwendigkeit  anerkannt, 
sich  den  Kräften  zu  unterwerfen,  die  sie  nicht  beherrschen  konnten.  Mit  den 
neuen  Mächten,  die  zu  ihrer  Verfügung  stehen,  öffnet  sich  vor  ihren  Augen  eine 
größere  Schau.  Sie  sehen  das  Bild,  wie  sie  die  Verantwortung  für  die  Gestaltung 
ihrer  eigenen  Zukunft  selber  tragen.  In  dieser  Haltung  sind  sich  Kapitalismus  und 
Kommunismus  trotz  ihrer  Unterschiede  einig.  (...) 
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Wie  haben  wir  vom  christlichen  Standpunkt  aus  die  radikale  Revolution  im  Leben 
des  Menschen  zu  beurteilen,  mit  der  er  im  Bewußtsein  wachsender  Macht  seine 
Zukunft  in  die  eigene  Hand  nimmt?  Es  gibt  viele  Christen,  die  sofort  bereit  sind, 
den  Ehrgeiz  des  modernen  Menschen,  seine  Umwelt  zu  verwandeln,  als  höchste 
Offenbarung  menschlichen  Hochmuts  zu  verdammen,  als  teuflische  Auflehnung 
des  Menschen  gegen  seinen  Schöpfer.  In  vielen  Kreisen  wachst  aber  die  Er- 
kenntnis, daß  dies  ein  zu  einfacher  Weg  ist,  ein  wirkliches  und  tiefes  Problem  zu 
behandeln.  Wie  hätte  der  Mensch  die  erstaunlichen  Kräfte  entfalten  können,  in 
deren  Besitz  er  sich  erwiesen  hat,  wären  sie  ihm  nicht  vom  Schöpfer  eingepflanzt 
worden?  Es  gibt  ein  altes  Wort:  Niemand  vermag  gegen  Gott  zu  streiten,  es  sei 
denn  Gott  selbst  (Nemo  contra  Deum,  nisi  Deus  ipse);  und:  Wenn  es  einen  Gott 
gibt,  so  müssen  die  „prometheischen  Kräfte",  die  ihm  entgegenstehen,  in  irgend- 
einer Weise  von  ihm  verliehen  sein;  sie  müssen  als  Seine  erhabenste  und  ehr- 
furchtgebietendste  Offenbarung  verstanden  werden.  (...) 

Will  die  Kirche  ihre  Mission  in  einer  Welt  erfüllen,  in  der  solche  radikalen  Verän- 
derungen geschehen,  so  muß  ihr  eigenes  Denken  sich  wandeln.  Es  muß  eine  Er- 
weiterung der  christlichen  Denkkraft  eintreten,  die  begreift,  daß  der  Bereich 
menschlicher  Freiheit  ausgedehnter  ist,  als  man  annahm.  Die  großen  christli- 
chen Lehren  von  Schöpfung,  Sünde  und  Erlösung  müssen  in  diesem  viel  weite- 
ren Zusammenhang  erneut  durchdacht  werden.  Aber  während  wir  uns  um  das  Er- 
reichen dieser  größeren  Schau  mühen  müssen,  können  wir  als  Christen  nicht 
blind  sein  für  die  größeren  Gefahren,  die  die  neuen  Möglichkeiten  begleiten.  Die 
Entdeckung  neuer  Werte  könnte  der  Menschen  Interesse  so  sehr  fesseln,  daß  sie 
andere,  die  von  gleicher  oder  sogar  noch  fundamentalerer  Bedeutung  sind,  fast 
ganz  aus  den  Augen  verlieren.  (...) 

Der  Mensch  entwickelt  sich  als  Person  in  erster  Linie  durch  seine  Beziehungen 
zu  anderen  Personen  und  im  Streben  nach  einer  über  ihn  selbst  hinaus  liegen- 
den Vollendung.  Die  Unterwerfung  dieser  Äußerungen  der  Natur  unter  eine  maß- 
lose Inanspruchnahme  durch  die  Dinge  hat  zu  einem  fortschreitenden  Abbau 
menschlicher  Substanz  geführt.  Ganz  hingenommen  von  der  Aufgabe,  die  mate- 
riellen Hilfsquellen  der  Erde  durch  die  Technik  auszubeuten,  hat  der  Mensch  die 
Zwecke  des  Lebens  aus  der  Sicht  verloren.  In  der  erregenden  Jagd  nach  Wissen, 
Reichtum  und  Macht  hat  er  aufgehört  danach  zu  fragen,  wofür  das  alles  gut  ist. 
Er  hat  infolgedessen  in  weitem  Umfang  sogar  die  Fähigkeit  verloren,  Sinn  und 
Bedeutung  von  Zwecken  zu  begreifen,  die  sich  nur  in  der  Sphäre  persönlichen 
Lebens  ergeben,  nämlich  durch  verantwortliches  Zusammenleben  mit  anderen 
Menschen  und  im  gehorsamen  Eingehen  auf  den  Anspruch  Gottes.  Er  hat  sich 
alles  Wissen  angeeignet,  aber  nicht  die  Liebe,  und  soweit  das  wahr  ist,  ist  er,  wie 
der  Apostel  sagt,  zu  nichts  geworden.  Der  Verlust  seines  wahren  Seins  ist  die  Kri- 
sis  des  Menschen.  (...) 
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Eine  Krisis  der  Kultur 


Die  Krisis  des  Menschen  ist  unlösbar  verbunden  mit  einer  tiefen  und  weitreichen- 
den Krisis  seines  ganzen  sozialen  und  kulturellen  Lebens.  Wir  meinen  hier  in  er- 
ster Linie  den  westlichen  Menschen.  Aber  die  zersetzenden  Einflüsse  der  Wissen- 
schaftund  Technik  dringen  auch  schon  in  die  alten  Kulturen  Asiens  und  die  pri- 
mitiveren Kulturen  Afrikas  ein  und  bedrohen  ihre  Grundlagen.  (...) 

Wenn  die  Kirche  die  Krise  entsprechend  beantworten  will,  so  muß  sie  vier  Haupt- 
aufgaben ihre  Aufmerksamkeit  und  ihre  Kraft  widmen.  Der  Boden,  in  dem  das 
Leben  des  einzelnen  wurzelt,  ist  verarmt,  und  es  muß  Humus  in  ihn  hineingege- 
ben werden,  bevor  ein  fruchtbares  Wachstum  einsetzen  kann. 

1.  Die  Praxis  des  Gemeinschaftslebens 

Die  erste  unabdingbare  Aufgabe  besteht  darin,  der  menschlichen  Person  durch 
die  Wiedererweckung  des  persönlichen  Lebens  im  lebendigen  Geben  und  Neh- 
men, in  der  gegenseitigen  Verpflichtung  und  Verantwortung  einer  Personenge- 
meinschaft wieder  Substanz  zu  geben.  Wenn  unsere  Diagnose  richtig  ist,  so  kann 
die  Welt  nicht  von  oben  her,  sondern  nur  von  unten  her  in  Ordnung  gebracht 
werden.  Nur  durch  Leben  kann  Leben  wieder  Substanz  und  Tiefe  erhalten.  (...) 

Die  Kirche  kann  für  die  Gesellschaft  nichts  Größeres  tun  als  ein  Mittelpunkt  zu 
sein,  in  welchem  kleine  Gruppen  von  Personen  gemeinsam  diese  Erfahrung  der 
Erneuerung  erleben  und  einander  in  christlichem  Leben  wie  im  Handeln  in  welt- 
lichen Bereichen  unterstützen.  Solche  Gruppen  werden  aus  Wort  und  Sakrament 
und  aus  der  Verbundenheit,  wie  sie  die  Gemeindeversammlung  schenkt,  leben- 
dige Kraft  schöpfen. 

Diese  Dinge  sind  richtig  und  grundlegend,  aber  sie  im  Zusammenhang  dieses 
Kapitels  auszusprechen,  ist  fast  gefährlich.  Sie  könnten  uns  die  Vorstellung  nahe- 
legen, alles,  was  die  Kirche  zu  tun  habe,  sei,  in  derselben  Weise  wie  bisher  auch 
mitten  in  ihren  heutigen  Schwierigkeiten  weiterzumachen.  Es  gibt  kein  wirkliches 
Verständnis  der  menschlichen  Krisis,  das  nicht  zu  der  Erkenntnis  führt,  wie  fern 
das  kirchliche  Leben  der  Gegenwart  den  Wirklichkeiten  des  gesellschaftlichen 
Lebens  ist  und  wie  groß  die  Anstrengungen  sein  müssen,  um  diese  Lebensferne 
zu  überwinden. 

Kreise  von  der  erwähnten  Art  werden  nur  zu  leicht  sich  selber  zum  Mittelpunkt 
und  betonen  die  persönliche  Religiosität,  wie  das  in  der  Vergangenheit  nur  zu 
üblich  war.  Heute  wird  aber  ein  Einsatz  verlangt,  der  von  einem  tiefen  Wissen  um 
die  gegenwärtige  Lage  getragen  ist.  Es  darf  nicht  ein  Rückzug  aus  der  Gesell- 
schaft sein,  sondern  eine  Aufgabe,  die  in  der  Überzeugung  in  Angriff  genommen 
wird,  daß  das  wesentliche  Bedürfnis  der  Gesellschaft  eine  neue  Tiefe  des  persön- 
lichen Lebens  ist.  Alles  hängt  an  der  Sinnfülle,  die  diesem  Gedanken  gegeben 
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werden  kann.  Sodann  hat  die  Kirche  auch  an  dem  weiteren  Feld  menschlicher 
Beziehungen  ein  direktes  Interesse,  da  der  Sinn  des  persönlichen  Lebens  im 
Ganzen  der  Gesellschaft  neu  begriffen  werden  muß.  In  der  weltlichen  Sphäre, 
nicht  in  der  Kirche  als  Institution,  müssen  wir  den  wirklichen  auf  uns  zukommen- 
den Ansprüchen  gerecht  werden,  und  geistliches  Wachstum  vollzieht  sich  in  der 
Begegnung  mit  wirklichen  Schwierigkeiten  und  ihrer  Überwindung. 

Es  ist  ein  wesentliches  christliches  Anliegen,  daß  ein  möglichst  weiter  Raum  of- 
fengehalten wird,  innerhalb  dessen  der  Mensch  direkte  und  verantwortliche  Be- 
ziehungen zu  anderen  haben  kann.  Dieser  Raum  ist  der  unentbehrliche  Übungs- 
plan für  das  politische  Leben.  Nur  solche  Menschen,  die  durch  ihre  Erfahrung  in 
diesen  gegenüber  dem  Staate  kleineren  Verbänden  im  Blick  auf  religiöse,  kultu- 
relle, philanthropische,  bürgerliche  und  wirtschaftliche  sowie  für  Zwecke  sinnvol- 
ler Freizeitgestaltung  durchgeformt  wurden,  sind  auch  imstande,  von  dem  Ent- 
scheidungs-  und  Denkvermögen  Gebrauch  zu  machen,  die  für  ein  gesundes  poli- 
tisches Leben  erforderlich  sind.  Wo  der  einzelne  nicht  in  einem  kräftigen  und 
reichen  kulturellen  Leben  wurzelt  und  wo  er  unmittelbare  Beziehungen  nur  oder 
fast  nur  zum  Staate  hat,  da  wird  aus  ihm  ein  bloßes  Korn  in  einem  Sandhaufen 
unverbundener  Atome.  Dann  wird  der  Totalitarismus  zur  fast  unvermeidlichen 
Konsequenz.  (...) 

Nichts  kann  die  Menschen  mehr  davor  bewahren,  Herdenvieh  zu  werden,  und  in 
ihnen  ein  echtes  persönliches  Leben  wiederherstellen  als  die  weiteste  Verteilung 
und  Verantwortung,  Initiative  und  Gelegenheiten  der  Zusammenarbeit  mit  ihren 
Kameraden. 

Auf  diesem  weiten  Feld  der  Wiederherstellung  einer  lebendigen  Gesellschafts- 
ordnung durch  die  Erfahrung  gemeinsamen  Lebens  kann  die  Kirche  am  besten 
der  Gesellschaft  einen  neuen  unmittelbaren  Dienst  leisten.  Ein  Dienst  auf  diesem 
Gebiet  liegt  ihrem  spezifischen  und  zentralen  Anliegen  am  nächsten.  Es  ist  das 
auch  ein  Dienst,  den  die  Kirche  von  ihrer  überlieferten  Tätigkeit  her  kraft  ihrer 
ausgedehnten  parochialen  und  kongregationalen  Organisation  her  in  besonderer 
Weise  zu  leisten  geeignet  ist.  Es  ist  das  ein  Dienst,  dessen  unendlich  mannigfal- 
tige Möglichkeiten  überall  greifbar  zur  Hand  sind.  Alle  verfügbare  Energie  kann 
sofort  der  Aufgabe  fruchtbar  gemacht  werden.  (...) 

2.  Eine  christliche  Lehre  von  der  Arbeit 

Der  Versuch,  neue  soziale  Fundamente  zu  legen,  kann  nicht  sehr  weit  führen, 
wenn  man  nicht  die  Frage  der  Arbeit  des  Menschen  anpackt.  (...)  Die  Wiederver- 
leihung von  Substanz  und  Tiefe  an  das  persönliche  Leben  zählt  wenig,  wenn  sie 
keine  Gelegenheit  findet,  auch  in  dem  großen  Stück  des  Tages  zum  Ausdruck  zu 
kommen,  das  für  die  übergroße  Mehrheit  der  Menschen  der  Gewinnung  des  Le- 
bensunterhaltes gewidmet  ist.  Die  Krisis  des  Menschen,  mit  der  sich  unser  Kapitel 
befaßt,  wird  nicht  ohne  eine  christliche  Lehre  von  der  Arbeit  bewältigt  werden. 
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Eine  solche  Theologie  der  Arbeit  zu  entwerfen,  das  liegt  jenseits  der  hier  zu  lö- 
senden Aufgabe.  Wir  können  lediglich  ihre  Bedeutung  unterstreichen.  (...) 

3.  Kollektive  Sittlichkeit 

Neue  Schwierigkeiten  entstehen  für  eine  christliche  Aktion  innerhalb  der  Gesell- 
schaft aus  der  Tatsache,  daß  für  die  meisten  Menschen  die  Mehrzahl  der  von  ih- 
nen zu  treffenden  oder  durchzuführenden  Entscheidungen  kollektive  Entschei- 
dungen sind.  Von  jeher  haben  die  bei  weitem  meisten  Menschen  Befehle  aus- 
führen müssen,  die  ihnen  von  Übergeordneten  gegeben  wurden.  Das  besondere 
der  heutigen  Lage  besteht  darin,  daß  das  Anwachsen  der  Organisation  für  unend- 
lich viele  Leute  den  Raum  eingeengt  hat,  innerhalb  dessen  sie  die  Freiheit  zu 
unabhängiger,  verantwortlicher  Entscheidung  haben.  Die  Art  der  von  ihnen  täg- 
lich zu  vollziehenden  Akte  wird  durch  jenseits  ihrer  Verfügungsgewalt  liegende 
Gegebenheiten  bestimmt,  und  wo  sie  als  Mitglieder  einer  Partei,  einer  Gewerk- 
schaft oder  eines  Arbeitgeberverbandes  eine  teilweise  oder  wenigstens  nominelle 
Verantwortung  haben,  mag  die  Fähigkeit  eines  einzelnen  zur  Beeinflussung  der 
kollektiven  Entscheidung  oft  als  kaum  vorhanden  erscheinen. 

Die  Bedeutung  dieses  Wandels  der  Dinge  wird  von  der  Kirche  im  ganzen  nur  sehr 
unzureichend  verstanden.  (...) 

In  einer  Gesellschaft,  in  welcher  Entscheidungen  über  praktische  Angelegenhei- 
ten zu  kollektiven  Entscheidungen  geworden  sind,  muß  zu  allererst  innerhalb  der 
kleineren  Gruppen  die  Ausübung  von  Verantwortung  gesichert  werden.  In  der 
einzelnen  Fabrik,  der  Partei,  der  Gewerkschaft,  der  Angestelltenversicherung  muß 
der  Kampf  für  die  Gewissensfreiheit  ausgetragen  und  gewonnen  werden.  Unter 
politischer  Entscheidung  zum  Beispiel  versteht  man  im  allgemeinen  den  An- 
schluß an  eine  politische  Partei;  aber  es  ist  ein  verhängnisvolles  Mißverständnis 
zu  meinen,  daß  ein  Mensch,  der  Mitglied  einer  Partei  wird,  dadurch  von  jeder 
politischen  Verantwortung  frei  wird  und  bloß  noch  das  zu  tun  hat,  was  die  Partei 
ihm  sagt.  Irgendein  Lebensgebiet  von  Grund  auf  aus  dem  Bereich  verantwortli- 
cher Entscheidung  herauszunehmen,  heißt  dieses  der  Herrschaft  Gottes  über  die 
Welt  entziehen.  Das  bedeutet  nicht,  daß  die  Entscheidungen  seiner  politischen 
Partei  nicht  in  den  meisten  Fällen  mit  der  allgemeinen  Haltung  zu  politischen 
Fragen  übereinstimmen  könnten,  die  seine  ursprüngliche  Wahl  bestimmte.  Es 
bedeutet  auch  nicht,  daß  ein  einzelner,  selbst  wenn  er  von  der  Partei  abweicht, 
nicht  recht  daran  tut,  ihrem  kollektiven  Urteil  mehr  Gewicht  beizumessen  als  sei- 
nem eigenen.  Aber  es  bedeutet,  daß  für  einen  Menschen,  der  in  all  seinem  Tun 
entschlossen  ist,  Gott  zu  gehorchen,  Weisung  nicht  an  die  Stelle  verantwortlicher 
Entscheidung  treten  kann. 

Eine  Gruppensittlichkeit,  in  welcher  die  Erfüllung  der  Gerechtigkeit  die  höchste 
Norm  ist,  muß  immer  von  der  persönlichen  Sittlichkeit  abweichen,  in  welcher 
nach  christlicher  Ansicht  Liebe  der  leitende  Grundsatz  sein  soll.  Aber  das  Pro- 
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blem  wird  verschärft  durch  den  unchristlichen  Charakter  unserer  gegenwärtigen 
Kultur  und  die  zunehmende  soziale  Haftung. 

In  einer  Gesellschaft,  in  der  Christen  in  der  Minderheit  sind,  können  wir  nicht  er- 
warten, kollektive  Entscheidungen  würden  direkt  und  entschlossen  auf  Grund 
christlicher  Voraussetzungen  getroffen,  die  die  Mehrheit  der  an  ihnen  Beteiligten 
nicht  teilt.  Wir  können  nicht  hoffen,  daß  unter  den  heutigen  Umständen  die  kol- 
lektiven Entscheidungen  der  Gesellschaft  von  dem  vollen  Licht  des  christlichen 
Glaubens  her  gefunden  werden,  sondern,  wie  Jacques  Maritain  sagt,  in  seinem 
irgendwie  gebrochenen  Licht. 

Die  der  Kirche  in  der  modernen  Gesellschaft  gestellte  unausweichliche  Aufgabe 
ist  die,  zu  ethischer  Führung  bei  den  kollektiven  Entscheidungen  und  Aktionen  zu 
helfen.  Ohne  eine  solche  ethische  Führung  müssen  die  Beziehungen  zwischen 
den  Gruppen  zu  nacktem  Machtkampf  entarten.  Das  Problem  der  Sittlichkeit  der 
Staaten  im  Unterschied  von  dem  der  Individuen  hat  die  Aufmerksamkeit  der 
Christen  lange  Zeit  ebenso  beschäftigt  wie  das  allgemeine  politische  Denken. 
Das  Problem  hat  durch  die  Ausdehnung  des  kollektiven  Gruppenhandelns  eine 
neue  Reichweite  gewonnen  und  ist  dem  gewöhnlichen  Menschen  immer  näher 
auf  den  Leib  gerückt.  Es  gibt  kein  dringenderes  Bedürfnis  als  die  Ergänzung  einer 
Individualethik  durch  eine  Ethik  des  Handelns  im  Rahmen  der  Gruppe.  Das  Chri- 
stentum wird  als  eine  Sache  von  geringer  Bedeutung  für  das  Leben  in  dieser 
Welt  erscheinen,  wenn  es  keine  Sittlichkeit  gibt,  die  die  Menschen  bei  ihren  Ent- 
scheidungen und  ihrem  Handeln  im  Leben  der  Gruppe  leitet,  und  wenn  die 
Menschen  nicht  in  den  Stand  gesetzt  werden,  einen  Zusammenhang  zwischen 
dieser  aktiven  Sittlichkeit  und  dem  christlichen  Glauben  zu  erkennen. 

Die  Christen  haben  die  doppelte  Verantwortung  zu  tragen:  einmal  ihr  Äußerstes 
zu  tun,  um  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des  sozialen  Lebens  das  Wachsen 
einer  Gruppenethik  zu  fördern,  die,  wie  wir  gesehen  haben,  niemals  identisch  mit 
der  christlichen  Ethik  sein  kann;  gleichzeitig  aber  ihr  gegenüber  eine  kritische 
Haltung  zu  bewahren.  Es  muß  der  Versuchung  widerstanden  werden,  der  die  Kir- 
che zu  oft  erlag,  die  gewöhnlichen  Tugenden  der  Ehrlichkeit,  der  Fairneß,  der 
Duldsamkeit  und  des  allgemeinen  Anstandes  mit  Christentum  gleichzustellen. 
Diese  Tugenden  sind  nicht  auf  Christen  beschränkt,  und  es  schafft  nur  Schwierig- 
keiten, wenn  man  annimmt,  sie  seien  es.  Christen  müssen  in  ihrem  eigenen  Le- 
ben ein  Beispiel  dieser  Tugenden  geben  und  alles  tun,  was  in  ihrer  Macht  steht, 
sie  bei  kollektiven  Entscheidungen  zur  Geltung  zu  bringen,  aber  sie  können  sich 
nicht  damit  begnügen.  Sie  erfüllen  nicht  ihre  volle  christliche  Zeugenpflicht, 
wenn  sie  nur  mit  dem  Schritt  halten,  was  es  an  besten  sozialen  Bemühungen 
gibt.  In  dem  Verhältnis  des  Christen  zur  Gesellschaft  muß  es  immer  eine  gewisse 
Hilflosigkeit  geben.  Für  ihn  besteht  das  Leben  nicht  in  der  Übereinstimmung  mit 
abstrakten  Idealen.  Es  ist  tägliche  Begegnung  mit  anderen  Personen  und  mit 
Gott  in  Christus.  Er  kann  niemals  voraussehen,  zu  welchen  unerwarteten  Hand- 
lungen ihn  diese  Begegnung  führen  mag.  Gerade  durch  seine  Offenheit  für  diese 
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Begegnungen  und  nicht  durch  bequeme  Anpassung  an  herrschenden  Brauch 
kann  er  der  Gesellschaft  einen  neuen  Sauerteig  zuführen.  (...) 

4.  Die  politische  Aufgabe 

(...)  Es  ist  nicht  Sache  der  Kirche,  ihren  einzelnen  Mitgliedern  die  politischen 
Entscheidungen  vorzuschreiben,  die  sie  treffen  sollen;  und  es  ist  klar,  daß  in  ei- 
ner ökumenischen  Versammlung  die  politischen  Entscheidungen,  die  ihren  Mit- 
gliedern offenstehen  und  von  ihnen  erwartet  werden,  je  nach  dem  Lande  stark 
voneinander  abweichen  werden.  Alles,  was  die  ökumenische  Aussprache  leisten 
kann,  ist,  zu  einem  Verständnis  der  allgemeinen  Prinzipien  zu  verhelfen,  von  de- 
nen christliches  Handeln  geleitet  sein  muß. 

Bei  einem  Versuch,  die  Überzeugungen  und  Verhaltensweisen  zu  bestimmen, 
welche  Urteil  und  Handeln  der  Christen  im  Blick  auf  die  hier  behandelten  politi- 
schen Fragen  beherrschen  sollten,  müssen  wir  uns  davor  hüten,  in  moralischen 
Idealismus  zu  fallen,  der  meint,  die  bloße  Nennung  sittlicher  Ziele  könne  die 
starke  Flut  aufhalten  oder  brechen,  die  unsere  gegenwärtige  soziale  Existenz  be- 
stimmt. Die  mächtigen  biologischen,  wirtschaftlichen  und  politischen  Kräfte,  die 
den  Menschen  in  der  Gewalt  haben,  können  nicht  durch  Ideale  und  Wünsche, 
sondern  nur  durch  eine  höhere  und  stärkere  Wirklichkeit  gemeistert  werden. 

Die  soziale  Ordnung,  die  Christen  auf  Grund  ihres  Glaubens  zu  verwirklichen  su- 
chen müssen,  wird  folgende  Elemente  einschließen:  Ohne  Frage  müssen  Chris- 
ten in  erster  Linie  fest  für  die  Freiheit  der  Menschen  einstehen,  Gott  zu  gehor- 
chen und  nach  ihrem  Gewissen  zu  handeln.  Das  ist  die  Grundlage  einer  verant- 
wortlichen Gesellschaft.  Es  stehen  nicht  nur  die  Rechte  des  Individuums  auf  dem 
Spiel,  sondern  der  sittliche  Fortschritt  der  Gesellschaft  als  ganzer.  Nur  eine  Ge- 
sellschaft, die  die  Gewissen  ihrer  Mitglieder  achtet,  ist  schöpferischen  Impulsen 
offen,  durch  welche  sie  zu  einem  volleren  sittlichen  und  geistigen  Leben  auf- 
steigen kann.  (...) 

Zweitens  müssen  Menschen,  um  Gott  zu  gehorchen,  frei  sein,  die  Wahrheit  zu 
suchen,  die  Wahrheit  auszusprechen  und  sich  einander  durch  gemeinsames  Su- 
chen der  Wahrheit  zu  erziehen.  Die  Gesellschaft  kann  nur  in  der  Weise  zu  neuen 
Lebensstufen  voranschreiten,  daß  ihre  Glieder  das  Recht  haben,  Irrtum  zu  nen- 
nen, vorhandene  Einrichtungen  zu  kritisieren  und  neue,  schöpferische  Ideen  zu 
äußern.  Damit  das  möglich  werde,  müssen  die  Quellen  der  Information  frei  zu- 
gänglich, freie  Äußerung  im  gesprochenen  und  geschriebenen  Wort  und  freie 
Kritik  an  Behörden  gestattet  sein.  (...) 

Drittens  ist  der  Christ  durch  seinen  Glauben  verpflichtet,  den  Menschen  als  Men- 
schen zu  achten.  Jedes  andere  Individuum  ist  ebenso  wie  er  selbst  Gegenstand 
der  Liebe  Gottes.  Er  kann  niemals  zulassen,  daß  die  individuelle  Person  über  ei- 
ner verhaßten  Klasse  oder  verabscheuten  Rasse  vergessen  wird.  Jeder  Mensch 
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hat  das  Recht  auf  eine  Gelegenheit,  seine  Gesichtspunkte  darzulegen  und  in 
den  ihn  angehenden  Fragen  gehört  zu  werden.  (...) 

Viertens  werden  die  Christen  den  direkten  Beziehungen  zwischen  Personen  grö- 
ßere Bedeutung  zumessen  als  den  kollektiven  Verhältnissen,  die  unser  Leben  zu 
beherrschen  drohen.  Die  letzteren  sind  Instrument  für  die  ersteren  und  müssen 
danach  beurteilt  werden,  in  welchem  Ausmaß  sie  ein  ursprüngliches,  persönli- 
ches Leben  fördern,  das  zu  wahrer  Gemeinschaft  führt.  Institutionen  haben  einen 
wesentlichen  Platz  im  menschlichen  Leben  und  können  das  Hilfsmittel  eines 
persönlichen  Lebens  werden.  Dahin  kann  es  nur  kommen,  wenn  eine  revolutio- 
näre Umkehrung  der  Werte  stattfindet.  (...) 

Fünftens  wird  der  Glaube  an  die  Verantwortung  des  Menschen  vor  Gott  und  die 
Kenntnis  der  menschlichen  Sündhaftigkeit  die  Christen  antreiben,  unverantwort- 
liche Macht  zu  beschränken  und,  wie  bereits  gefordert  wurde,  auf  die  weiteste 
Verteilung  von  Macht,  Verantwortlichkeit  und  Initiative  durch  die  ganze  Gemein- 
schaft hinzuarbeiten. 

Sechstens  gibt  es  theologische  Gründe  für  die  Annahme,  daß  allen  den  ver- 
schiedenen Betätigungen  des  Menschen,  der  religiösen,  kulturellen,  politischen 
und  wirtschaftlichen,  das  Höchstmaß  von  Unabhängigkeit  der  einen  von  der  an- 
deren gegeben  werden  sollte.  Eine  Tradition,  in  der  die  Unabhängigkeit  jeder 
dieser  Tätigkeiten  geachtet  wird,  ist  das  mächtigste  Bollwerk  gegen  die  allumfas- 
senden Ansprüche  des  omnipotenten  Staates. 

Siebtens  muß  es  das  Ziel  einer  gerechten  Gesellschaft  sein,  Verantwortung  für 
alle  ihre  Mitglieder  auszuüben  und  sicherzustellen,  daß  der  materielle  Lohn  der 
gemeinsamen  nationalen  Unternehmung  gleichmäßig  verteilt  wird.  (...) 

Quelle:  J.H.  Oldham,  Eine  verantwortliche  Gesellschaft,  in:  Die  Unordnung  der  Welt  und  Got- 
tes Heilsplan.  Die  erste  Vollversammlung  des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen,  Bd.l-V, 
hg.v.  Willem  A.  Visser  't  Hooft,  Genf  1948,  hier:  Bd. III,  Die  Kirche  und  die  Auflösung  der  ge- 
sellschaftlichen Ordnung,  S.  149-1 88 
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9        Die  christliche  Grundlage  des  politischen  Verantwortungsbewußtseins 

Studienkonferenz  Church  and  Society,  Thessaloniki  1959 

Die  Studienkonferenz  von  Church  and  Society  in  Thessaloniki  bildete  den  ersten  Höhepunkt 
der  „Rapid  Social  Change"  -  Studie,  in  der  die  Konsequenzen  von  Dekolonialisierung,  sozialer 
Umwälzung  und  rascher  Industrialisierung  in  Afrika,  Asien  und  Lateinamerika  untersucht  wur- 
den. Die  Studie,  die  den  ersten  konzentrierten  ökumenischen  Versuch  darstellte,  sich  der 
Probleme  des  Südens  im  Horizont  der  beginnenden  Entwicklungsdiskussion  anzunehmen, 
enthielt  auch  einen  Abschnitt  zur  Grundlegung  der  politischen  Verantwortung  der  Kirche. 


Das  christliche  Verantwortungsbewußtsein  im  politischen  Leben  geht  von  der  tie- 
feren und  umfassenderen  Verantwortung  gegenüber  der  Gesellschaft  aus,  denn 
die  Politik  ist  nur  das  Mittel,  durch  das  die  Gesellschaft  ihre  Ziele  auf  den  ver- 
schiedenen Gebieten,  einschließlich  des  kulturellen  und  wirtschaftlichen  Be- 
reichs, durchzusetzen  sucht.  Und  obwohl  es  spezifisch  politische  Ziele  gibt,  bei 
denen  es  hauptsächlich  um  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und  Verfeinerung 
der  Verfahren  zur  Herbeiführung  von  Entscheidungen  geht,  wäre  es  falsch,  ihnen 
neben  den  gesellschaftlichen  Zielsetzungen,  zu  deren  Verwirklichung  die  politi- 
schen Institutionen  dienen,  ein  Eigengewicht  beizumessen. 

Unsere  Verantwortung  gegenüber  der  Gesellschaft  gründet  sich  auf  der  in  Chri- 
stus geschehenen  Offenbarung  der  Weltherrschaft  Gottes.  Diese  Herrschaft  um- 
faßt die  Weltgeschichte  in  ihrer  Gesamtheit,  und  so  geht  es  nicht  an,  daß  wir  sie 
lediglich  im  persönlichen  oder  religiösen  Bereich  anerkennen.  Wir  sind  berufen, 
Gottes  universale  Herrschaft  im  Glauben  jetzt  zu  bekunden,  nämlich  in  dem 
Glauben,  daß  Gott  diese  Herrschaft  zu  seiner  Zeit  in  ihrer  Fülle  offenbaren  wird. 
Der  Mensch  kann  zwar  nicht  erwarten,  in  dieser  Welt  durch  seine  Anstrengungen 
eine  vollkommene  Gesellschaft  zu  schaffen;  aber  auch  in  unserem  Bemühen  um 
einzelne  Ziele,  wie  Gerechtigkeit,  Freiheit  und  Frieden,  dienen  wir  der  Herrschaft 
Gottes. 

Aus  der  biblischen  Offenbarung  von  Gottes  Heilsplan  sind  besonders  die  folgen- 
den Punkte  für  unseren  Gehorsam  gegen  ihn,  soweit  er  die  Gesellschaft  betrifft, 
von  Belang: 

•  das  Gebot  der  Nächstenliebe,  wenn  darunter  konkret  verstanden  wird,  daß  un- 
sere Nächsten  von  den  Auswirkungen  gesellschaftlicher  Institutionen,  dem 
Verhalten  der  Völker  und  anderer  Gesellschaftsgruppen  und  schließlich  von 
unseren  eigenen  Entscheidungen  und  Handlungen  als  Staatsbürger  betroffen 
werden; 
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•  die  Versicherung  dessen,  daß  Gott  sich  gerade  der  Menschen  annimmt,  die 
Opfer  sind,  "der  Armen,  die  für  ein  Paar  Schuhe  verkauft  werden",  "der  Gering- 
sten", die  hungrig  oder  nackt  oder  Gefangene  sind; 

•  der  Ruf  zur  Buße,  gerichtet  an  uns  als  ganze  Personen,  die  in  der  Sünde  der 
Gruppe,  zu  der  sie  gehören,  einen  Teil  der  persönlichen  Sünde  sehen;  dahin- 
ter steht  die  biblische  Lehre  von  der  Einheit  von  Körper  und  Geist,  die  durch 
unser  empirisches  Wissen  vom  Einfluß  der  äußeren  Lebensumstände  auf  das 
seelische  Wohlbefinden  der  Menschen  erhärtet  wird; 

•  das  Bestehen  der  Kirche  inmitten  der  Welt,  die  die  Verantwortung  für  alle 
Menschen  als  Kinder  Gottes  trägt,  und  deren  Glieder  füreinander  sorgen  sol- 
len, denn  "wenn  ein  Glied  leidet,  so  leiden  alle  Glieder  mit". 

Die  politische  Verantwortung  bezieht  sich  auf  das  Handeln  im  Bereich  der 
Staatsgewalt  und  erstreckt  sich  auf  den  Einsatz  der  staatlichen  Autorität  und 
Macht  zur  Lösung  der  gesellschaftlichen  Probleme.  Die  soziale  Verantwortung 
liegt  zum  großen  Teil  außerhalb  des  politischen  Bereichs  und  findet  ihren  Aus- 
druck in  der  Tätigkeit  freiwilliger  Gruppen  innerhalb  wirtschaftlicher  bzw.  sozialer 
Einrichtungen,  die  zum  Teil  vom  Staate  unabhängig  sind.  Allerdings  ist  der  Wir- 
kungsbereich des  Staates  in  unseren  heutigen  vielschichtigen  Gesellschaftsstruk- 
turen unvermeidlicherweise  größer  geworden,  da  es  nötig  ist,  an  vielen  Fronten 
gleichzeitig  und  mit  Macht  seinen  Willen  durchzusetzen,  um  im  großen  Maßstab 
für  das  Allgemeinwohl  zu  sorgen.  Dies  gilt  besonders  für  die  Länder  Afrikas,  Asi- 
ens und  Lateinamerikas,  wo  ein  großer  Teil  der  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Entwicklung  staatlich  geplant  und  gelenkt  wird. 

In  der  christlichen  Lehre  nimmt  die  politische  Ordnung,  wie  sie  sich  in  der  Regie- 
rung eines  Staates  verkörpert,  einen  wesentlichen,  aber  begrenzten  Raum  inner- 
halb des  Heilsplans  Gottes  ein.  Das  Neue  Testament  erkennt  politische  Autoritä- 
ten (die  "Obrigkeit")  an  als  von  Gott  mit  dem  Zweck  eingesetzt,  unter  seiner  Herr- 
schaft eine  gerechte  Gesellschaftsordnung  zu  errichten  und  aufrechtzuerhalten. 
Gemeinhin  ist  damit  für  den  Christen  eine  loyale  und  verantwortungsbewußte 
Mitarbeit  am  Werk  der  Regierung  gegeben.  Die  Art  dieser  Mitarbeit  hängt  vom 
Wesen  des  Staates  ab.  Wo  aktive  politische  Mitarbeit  nicht  möglich  ist,  hat  der 
Christ  noch  immer  die  Verantwortung  für  den  Staat,  eine  Verantwortung,  die  sich 
in  äußersten  Fällen  unter  Umständen  im  Widerstand  gegenüber  einer  bestimmten 
Regierung  beweisen  muß  und  häufig  mit  einem  hohen  Einsatz  für  ihn  verbunden 
ist,  da  er  Gott  mehr  gehorchen  muß  als  den  Menschen. 

Quelle:  Aufgaben  und  Möglichkeiten  christlichen  Handelns  im  raschen  sozialen  Umbruch. 
Amtliche  deutsche  Fassung  des  Berichtes  einer  vom  Weltkirchenrat  einberufenen  internatio- 
nalen Studienkonferenz,  in:  ZEE  5  (1960),  Gütersloh  1960,  S.257-320,  hier:  S.278f.  Engl. 
Fassung  in:  Dilemmas  and  Opportunities:  Christian  Action  in  Rapid  Social  Change.  Report  of 
an  International  Ecumenical  Study  Conference,  Thessalonica,  Greece,  July  25-August  2, 
1959.  Geneva,  WCC,  1959 
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10      Theologische  Probleme  in  der  Sozialethik 

Arbeitsgruppe  B  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Die  Genfer  Konferenz  ist  zum  Symbol  des  beginnenden  Perspektivenwechsels  in  der  ökume- 
nischen Sozialethik  geworden.  Erstmals  auf  einer  ökumenischen  Weltkonferenz  befanden 
sich  die  Teilnehmenden  aus  der  westlichen  Welt  nicht  in  der  Mehrheit.  Auf  dem  Hintergrund 
der  Erfahrung,  daß  der  Appell  an  das  langfristige  Eigeninteresse  der  Industrieländer  im 
Nord-Süd-Konflikt  ohne  Echo  blieb,  verdrängt  in  der  Folge  von  Genf  die  "vorrangige  Option 
für  die  Armenzunehmend  das  Eintreten  für  eine  "Verantwortliche  Gesellschaft"  (vgl. 
K.Raiser,  Wir  stehen  S.76ff;  M.Robra,  Sozialethik  S.103f).  Die  Arbeitsgruppe  B  beschäftigte 
sich  mit  theologischen  Grundproblemen  in  der  Sozialethik.  Im  folgenden  werden  die  Passa- 
gen zum  Naturverhältnis  und  zum  theologischen  Verständnis  sozialer  und  technischer  Re- 
volutionen dokumentiert. 


/.  Intelligibilität  und  Erkenntnis  der  Natur  aus  theologischer  Sicht 

Die  Herrschaft  des  Menschen  über  die  Natur  und  seine  Verantwortung  für  sie 

10.  „Machet  euch  die  Erde  Untertan  und  herrschet  über  sie",  sagt  Gott  zum  Men- 
schen (Genesis  1,28).  Was  bedeutet  das?  Beruft  Gott  den  Menschen  zu  Macht 
und  Herrschaft  über  die  Welt,  die  ihm  Gott  zur  Verfügung  gestellt  hat?  Ja.  Dar- 
über hinaus  legt  er  der  Macht  und  Herrschaft  des  Menschen  über  die  Natur  keine 
andere  Beschränkung  auf  als  die,  daß  sie  unter  der  Herrschaft  Gottes  ausgeübt 
werden.  Es  geht  um  die  Meisterschaft  des  Menschen  und  die  Herrschaft  Gottes. 
Der  Mensch  ist  verantwortlich,  sein  Verwalteramt  für  ein  menschlicheres  Leben 
der  ganzen  Menschheit  zu  gebrauchen  und  so  die  ursprüngliche,  von  Gott  gege- 
bene Bestimmung  des  Menschen,  für  den  Christus  starb  und  auferstand,  wieder- 
zuerlangen. Die  Erlösung  betrifft  auch  die  Natur,  weil  der  Erlöser  die  Schöpfung 
zu  ihrer  noch  verborgenen  Bestimmung,  der  neuen  Schöpfung,  bringen  will. 
Nach  Römer  8,20  hat  der  Mensch  gegenüber  der  ganzen  Natur  eine  priesterliche 
Aufgabe.  Die  Verkündigung  der  Erlösung  betrifft  die  Wissenschaft  nicht  in  der 
Weise,  daß  der  Glaube  mit  wissenschaftlicher  Information  rivalisieren  würde, 
sondern  dadurch,  daß  der  Glaube  ihr  eine  Richtung  gibt.  Der  Mensch  ist  dazu 
aufgefordert,  seine  Fähigkeiten  dazu  zu  benutzen,  das  Leben  der  Menschheit 
menschlicher  zu  machen  und  Gottes  Herrlichkeit  auszubreiten. 

11.  Der  Mensch  ist  Meister  und  Verwalter  der  Natur.  Seine  Herrschaft  über  die  Na- 
tur, die  als  Schöpfung  Gottes  gesehen  wird,  besteht  eher  darin,  sie  zu  bewahren 
und  umzugestalten,  als  sie  als  Eroberer  in  Besitz  zu  nehmen. 
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//.  Ein  theologisches  Verständnis  des  sozialen  Umbruchs 

Der  Kontext  des  Problems 

18.  (...)  Nach  biblischem  Verständnis  ist  die  Existenz,  welche  die  Existenz  des 
Christen  im  Glauben  determiniert,  wie  die  Existenz  in  unserer  Welt  geschichtlich. 
Es  geht  ihr  nicht  um  abstrakte  und  zeitlose  Strukturen  des  Denkens,  der  Gesell- 
schaft und  der  physischen  Welt,  sondern  um  die  Wahrheit,  die  erkannt  werden 
kann,  und  das  Gute,  das  in  einer  lebendigen  Beziehung  zu  Gott,  dem  die  Zukunft 
gehört,  getan  werden  kann.  Es  geht  ihr  um  den  Menschen  in  der  ganzen  Weite 
des  Planes  Gottes  mit  diesem  Menschen  in  dem  Ganzen  seines  persönlichen 
und  gemeinschaftlichen  Lebens.  In  der  säkularen  Technik  und  Revolution  unter- 
scheidet sich  der  Mensch  im  Kontext  des  Glaubens  darum  vom  Menschen  in  ei- 
nem glaubenlosen  Kontext  grundsätzlich  in  seinem  Verständnis  der  Kraft  Gottes, 
dem  er  verantwortlich  ist,  der  menschlichen  Sünde,  mit  der  er  rechnen  muß,  und 
der  Schau  einer  echten  Menschlichkeit,  die  er  in  Christus  findet.  Gerade  durch 
dieses  Zeichen  ist  er  Teil  des  Ringens  unserer  Zeit  um  eine  verantwortliche  Ge- 
sellschaft in  Gerechtigkeit  und  Frieden  unter  den  Menschen  und  um  die  Erkennt- 
nis und  die  Verwirklichung  relativer  Sinngebungen  in  der  Geschichte.  Hier  ist  der 
Ort  seiner  Berufung  und  seines  Zeugnisses.  Diese  Solidarität  und  zugleich  Unter- 
scheidung findet  ihren  Ausdruck  in  vier  grundsätzlichen  Formen. 

19.  Erstens:  Der  Christ  weiß  aus  Glauben,  daß  keine  Gesellschaftsstruktur,  kein 
System  menschlicher  Macht  und  Sicherheit  vollkommen  gerecht  ist  und  jedes 
System  unter  das  Gericht  Gottes  fällt,  insofern  es  unfähig  ist,  sich  entsprechend 
dem  Ruf  nach  Gerechtigkeit  derjenigen,  die  unter  seiner  Herrschaft  leben,  selbst 
zu  reformieren.  Es  gibt  keine  göttlich  verordnete  Gesellschaftsordnung,  und  we- 
der ist  jeder  Wechsel  als  solcher  noch  jeder  Status  quo  als  solcher  notwendiger- 
weise gut.  Es  gibt  nur  relative,  säkulare  Strukturen,  die  einer  beständigen  Über- 
prüfung angesichts  neuer  menschlicher  Anforderungen  unterworfen  sind.  Es  gibt 
in  der  Geschichte  sowohl  eine  Dynamik  des  Bösen  wie  eine  Dynamik  des  Guten. 
Gottes  Handeln  gestaltet  beständig  die  Ordnungen  menschlicher  Macht  um, 
demütigt  die  Stolzen  und  Reichen  und  erhebt  die  Unterdrückten.  Die  Kreuzigung 
Christi  ist  das  letzte  Gericht  über  einen  sich  selbst  schützenden  Status  quo,  und 
der  Ruf  der  Kirche,  das  wandernde  Gottesvolk  zu  sein,  ist  eine  beständige  Heraus- 
forderung an  die  Sicherheiten  dieser  Welt. 

20.  Der  Christ  ist  darum  gerufen,  ein  radikales  Nein  zu  den  Machtstrukturen  zu 
sprechen,  die  den  Status  quo  verlängern  und  um  den  Preis  der  Ungerechtigkeit 
gegenüber  seinen  Opfern  stärken.  Er  muß  darum  auch  entsprechend  handeln.  Es 
ist  besonders  seine  Aufgabe,  sich  um  einen  wirksamen  sozialen  Wandel  zu  be- 
mühen und  in  dem  Protest  der  Armen  und  Unterdrückten  die  hier  wirkende  rela- 
tive geschichtliche  Gerechtigkeit  zu  erkennen.  Es  könnte  seine  Aufgabe  sein,  in 
diesem  Handeln  die  Buße  zum  Ausdruck  zu  bringen,  zu  der  er  seine  eigene  herr- 
schende Gruppe  ruft.  Nur  dann  ist  er  bereit  zu  dem  Zeugnis,  das  er  dem  Revolu- 
tionär schuldet:  Freiheit  von  Haß,  Freiheit  zum  Aufbau  einer  neuen  Welt,  in  der 
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auch  der  Gegner  einen  gerechten  Platz  findet;  Freiheit  von  Selbstgerechtigkeit, 
Freiheit  zum  Miteinander,  das  auch  revolutionäre  Pläne  und  Macht  modifizieren 
muß;  denn  auch  Revolutionen  stehen  unter  dem  Gericht,  wenn  sie  ihre  Sache 
absolut  setzen  und  das  letzte  Heil  versprechen. 

21.  Zweitens:  Der  Christ  lebt  in  der  Welt  von  der  Hoffnung  auf  den  endgültigen 
Sieg  Jesu  Christi  über  die  Macht  dieser  Erde.  Darum  sieht  er  das  Ringen  um  Ge- 
rechtigkeit und  echte  Menschlichkeit  in  unserer  Zeit  unter  dem  Zeichen  dieser 
Hoffnung.  In  der  Vollendung  werden  die  ganze  Natur,  alle  Kräfte  der  menschli- 
chen Gesellschaft  und  das  menschliche  Leben  selbst  in  einer  Weise  verwandelt 
werden,  die  unsere  Vorstellung  übersteigt.  Die  Bibel  drückt  das  symbolisch  aus 
durch  ihr  Reden  von  einem  „neuen  Himmel  und  einer  neuen  Erde".  Das  König- 
reich Gottes  brach  mit  dem  Kommen  Christi  in  die  menschliche  Geschichte  ein 
und  wird  sich  über  alle  Menschen  und  über  die  ganze  Schöpfung  ausbreiten.  In 
dem  Kampf  zwischen  dem  auferstandenen  Herrn  und  den  dämonischen  Mächten 
können  die  letzteren  nicht  den  Sieg  davontragen.  Jesus  der  Messias  ist  gekom- 
men und  wird  wiederkommen  für  die  Juden  und  für  die  Völker,  und  Zeichen  sei- 
ner Herrschaft  brechen  in  unsere  Zeit  ein  und  verwandeln  unsere  Welt.  Diese 
Verwandlung  ist  natürlich  niemals  nur  eine  Erfüllung  menschlicher  Pläne  und 
Wünsche.  Sie  bringt  immer  neue  Gesichtspunkte  und  Einsichten  für  die  mensch- 
lichen Beziehungen.  Sie  geschieht  oft  als  Ergebnis  eines  Handelns,  das  ganz 
andere  Motive  hatte.  Auch  können  wir  nicht  von  einer  fortwährenden  Verwand- 
lung dieser  Welt  sprechen,  bis  sie  das  Reich  Gottes  wird.  Die  Welt  sieht  sich  in 
der  Zukunft  ebenso  dem  Gericht  und  der  Zerstörung  wie  dem  Fortschritt  und  der 
Entwicklung  gegenüber.  Aber  weil  der  Messias,  der  Gott  und  Mensch  zugleich  ist, 
vom  Tode  auferstanden  ist,  in  den  die  pervertierte  menschliche  Macht  ihn  ge- 
schickt hat,  sind  Christen  gerufen,  für  die  Verwandlung  der  menschlichen  Gesell- 
schaft an  jedem  Punkte  zu  arbeiten,  in  der  Hoffnung,  daß  Gott  ihre  Arbeit  zum 
Guten  wenden  werde,  ob  sie  Erfolg  oder  Mißerfolg  haben. 

22.  Dasselbe  gilt  für  den  Aufbau  der  menschlichen  Gesellschaft,  in  der  besonders 
zwischen  den  Nationen  noch  wenig  Ordnung  besteht.  Machtausgleich  und 
Schaffung  von  Gebieten  gemeinsamen  Interesses,  ihre  Sicherung  durch  Institu- 
tionen und  Bestimmungen  unter  dem  Schutz  einer  Macht,  die  den  Ge- 
setzesbrecher abschreckt,  sind  das  Werk  eines  nüchternen  Realismus,  der  sich  der 
zerstörerischen  Macht  menschlicher  Selbstsucht  ständig  bewußt  ist.  Aber  so  et- 
was geschieht  ebenfalls  aus  einer  Hoffnung  heraus,  die  nicht  im  Ablauf  der  Er- 
eignisse selbst  begründet  ist. 

23.  Drittens:  Das  Urteilen  der  Christen  über  das,  was  recht  und  unrecht,  was  in 
den  Vielschichtigkeiten  des  politischen  und  wirtschaftlichen  Wandels  mensch- 
lich und  unmenschlich  ist,  ist  eine  Disziplin,  die  im  ständigen  Dialog  mit  den  bi- 
blischen Quellen,  mit  der  Ansicht  der  Kirche  durch  die  Geschichte  hindurch  und 
heutzutage  mit  den  besten  Einsichten  der  sozialwissenschaftlichen  Analyse  voll- 
zogen wird.  Aber  sie  bleibt  eine  Disziplin,  die  nicht  auf  ein  theoretisches  System 
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der  Wahrheit,  sondern  ein  Handeln  in  der  menschlichen  Gemeinschaft  gerichtet 
ist.  Ihr  Ziel  ist  nicht  einfach,  die  Welt  zu  verstehen,  sondern  auf  die  Macht  Gottes, 
die  die  Welt  neu  schafft,  Antwort  zu  geben.  Der  Christ  kann  sich  das  Urteil  über 
die  Form  seines  Gehorsams  nicht  vorbehalten.  Er  muß  in  seiner  Welt  nach  be- 
stem Wissen  in  dem  Glauben  handeln,  daß  der  Heilige  Geist  ihn  führt,  Gottes 
Willen  zu  tun.  Die  christliche  Theologie  ist  nur  insofern  prophetisch,  als  sie  in 
reiflicher  Überlegung  zu  erklären  wagt,  wie  Gott  an  einem  bestimmten  Ort  und  zu 
einer  bestimmten  Zeit  am  Werk  ist,  und  so  der  Kirche  zeigt,  wo  und  wann  sie  an 
Seinem  Werk  teilzunehmen  hat. 

24.  Dies  führt  die  Theologie  in  all  die  Probleme,  die  die  Bildung  von  Ideologien 
aufwirft.  Mit  Ideologie  meinen  wir  einen  Prozeß,  im  Gegensatz  zu  einem  in  sich 
abgeschlossenen  Ideensystem,  das  Korrektur  und  neuen  Einsichten  unzugänglich 
ist.  Ideologie  im  hier  gebrauchten  Sinne  ist  die  theoretische  und  analytische 
Gedankenstruktur,  die  einem  erfolgreichen  Handeln  zugrunde  liegt,  um  einen  re- 
volutionären Wandel  in  der  Gesellschaft  zu  verwirklichen  oder  ihren  Status  quo 
zu  stützen  und  zu  rechtfertigen.  Ihr  Nutzen  erweist  sich  in  ihrer  erfolgreichen  An- 
wendung. Ihr  Wert  besteht  darin,  Selbstverständnis,  Hoffnungen  und  Werte,  die 
von  einer  sozialen  Gruppe  vertreten  werden,  zum  Ausdruck  zu  bringen  und  das 
Handeln  dieser  Gruppe  zu  leiten.  Ihr  inneres  Problem  ist  ihr  Bezogensein  auf  den 
Machtkampf  jener  Gruppe  und  die  Gefahr  des  Zynismus  auf  der  einen  Seite  und 
des  Fanatismus  auf  der  anderen,  wenn  der  Anspruch  der  Ideologie,  die  Wahrheit 
für  alle  Menschen  zu  sein,  in  Frage  gestellt  wird. 

25.  Das  Verhältnis  der  Theologie  zu  menschlichen  Situationen  bietet  an  diesem 
Punkt  eine  Hilfe.  Die  Theologie  reflektiert  nicht  nur  das  Handeln,  sondern  die 
Wechselwirkung  zwischen  Gottes  Offenbarung  und  des  Menschen  ideologischem 
Verständnis  seines  eigenen  Zustands  und  seiner  Wünsche.  Gerade  insofern  der 
Christ  ernsthaft  auf  das  Gebot  Gottes  hin  sucht  und  handelt  und  es  glaubt  und 
verkündet,  wird  er  aus  seiner  Erfahrung  heraus  offen  für  die  Korrektur  durch  Gott. 
Christen  werden  genau  wie  alle  anderen  menschlichen  Wesen  von  ideologi- 
schen Perspektiven  beeinflußt.  Aber  ihr  Zeugnis  zeigt  sich  in  der  Weise,  wie  sie 
sich  aus  ihrem  Glauben  heraus  in  der  Begegnung  mit  Gott  und  ihren  Nächsten 
fortwährend  korrigieren  lassen. 

26.  Viertens:  In  der  Welt  ist  die  Kirche  dazu  berufen,  jener  Teil  der  Welt  zu  sein, 
der  auf  Gottes  Liebe  für  alle  Menschen  Antwort  gibt,  und  so  die  Gemeinschaft  zu 
werden,  in  der  Gottes  Beziehung  zum  Menschen  bekannt  ist  und  verwirklicht  wird. 
Die  Kirche  ist  der  Mittelpunkt  und  die  Erfüllung  der  Welt.  Andererseits  ist  sie  die 
Dienerin  der  Welt  und  bezeugt  ihr  die  Hoffnung  ihrer  Zukunft.  Sie  ist  gerufen,  die 
Gemeinschaft  zu  sein,  in  der  die  Welt  ihr  zukünftiges  mögliches  Sein  entdecken 
kann.  Wenn  sie  diesen  Auftrag  nicht  erfüllt  und,  wie  es  oft  der  Fall  ist,  die  Vorur- 
teile der  Welt  widerspiegelt,  ist  sie  ihrer  Berufung  nicht  treu. 
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Quelle:  Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft, hg.  v.  ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfried  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967, 
S.  248-255 


1 1      Theologische  Überlegungen  zur  Methode  christlicher  Sozialethik 

Konsultation  über  Theologische  Fragen  im  Bereich  von  "Kirche  und  Gesell- 
schaft", Sagorsk  1968 

Die  in  Genf  1966  angesprochenen  systematisch-theologischen  Fragen  einer  Sozialethik  wie- 
sen in  ihrer  Bedeutung  über  den  Aufgabenbereich  des  Referates  "Church  and  Society"  hin- 
aus. Die  bis  dahin  vernachlässigte  Kooperation  mit  der  Kommission  "Faith  and  Order"  wurde 
unübersehbar  dringlich.  Die  Beratungen  von  Sagorsk  setzten  bei  der  Präzisierung  der  in  Genf 
aufgebrochenen  Fragen  wichtige  Akzente:  Sie  reflektierten  die  sozialethische  Bedeutung  un- 
terschiedlicher kultureller  Kontexte  und  sie  würdigten  die  ekklesiologische  Qualität  christlicher 
Pioniergruppen  (vgl.  K.H. Dejung,  Entwicklungskonflikt,  S.376ff).  Als  für  die  Folgezeit  wichtig 
erwiesen  sich  die  in  diesem  Text  angestellten  Überlegungen  zur  Relevanz  einer  induktiven 
Methodik  in  der  sozialethischen  Reflexion. 


/.  Theologische  Überlegungen  zur  Methode  christlicher  Sozialethik 

A 

Mit  der  Genfer  Konferenz  für  Kirche  und  Gesellschaft  ist  in  der  ökumenischen 
Diskussion  aufs  neue  die  Frage  nach  der  Methode  der  christlichen  Sozialethik 
akut  geworden.  Wie  können  Probleme  der  gegenwartigen  Weltsituation  in  die 
theologische  Reflexion  einbezogen  werden?  Wie  sollen  soziale  und  praktische 
Fragestellungen  über  den  Menschen  von  der  christlichen  Sozialethik  im  Lichte 
der  biblischen  und  der  theologischen  Tradition  bedacht  werden?  Drei  Vorausset- 
zungen bestimmen  unsere  Einstellung  zu  diesen  Problemen. 

1.  Zusammenarbeit  mit  Menschen  anderer  Überzeugungen 

Gerade  auf  dem  Gebiet  der  Sozialethik  haben  Christen  am  besten  mit  Menschen 
anderer  Überzeugungen  zusammenarbeiten  können.  Christen  fällen  oft  die  glei- 
chen oder  ähnliche  politische  Entscheidungen  wie  andere,  ohne  unbedingt  mit 
ihnen  in  Glaubensfragen  übereinzustimmen.  Diese  Übereinstimmung  in  prakti- 
schen Fragen  wird  natürlich  dankbar  begrüßt.  Doch  erwächst  daraus  für  die  christ- 
liche Theologie  die  grundsätzliche  Frage:  Ergibt  sich  diese  Übereinstimmung 
lediglich  aus  den  Forderungen  der  Situation,  oder  hat  sie  tiefere  Wurzeln  in  zu- 
grunde liegenden  Überzeugungen  über  das  Humanum? 
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Ferner  müssen  sich  die  Christen  in  dieser  Situation  die  Frage  stellen,  ob  ihre 
Überzeugungen  vom  Menschen  und  seinem  Weltauftrag  nicht  einen  ganz  be- 
stimmten Akzent  und  Charakter  haben,  der  auch  theologisch  bedacht  werden 
muß.  Gleichzeitig  können  sie  auch  nicht  an  ihren  Alltagserfahrungen  und  den 
Ergebnissen  der  Gesellschaftswissenschaften  -zum  Beispiel  der  Soziologie,  der 
Psychologie,  der  Kulturanthropologie  -  über  den  Menschen  in  allen  seinen  Le- 
bensbereichen vorbeigehen.  Es  ist  ihre  Pflicht,  all  dieses  Material  in  Betracht  zu 
ziehen,  selbst  wenn  die  Ergebnisse  oft  widersprüchlich  und  im  einzelnen  verwir- 
rend sind.  Durch  das  Sich-Einlassen  auf  diesen  Dialog  können  sie  sehr  viel  besser 
das  an  ihrer  Menschlichkeit  und  ihrer  Berufung  vor  Gott  Spezifische  und  Einzig- 
artige erkennen  lernen. 

2.  Praktischer  Konsensus 

Während  der  letzten  Jahrzehnte  haben  Christen  auch  die  Erfahrung  gemacht, 
daß  sie  in  vielen  ethischen  Fragen  einen  Konsensus  erzielen  konnten,  ohne  zu 
voller  Übereinstimmung  in  konfessionellen  und  theologischen  Fragen  zu  gelan- 
gen. Das  könnte  bedeuten,  daß  die  lebendige  Erfahrung  der  Gemeinschaft  von 
Kirchen  in  dem  einen  Geist  Christi  in  der  modernen  Situation  wichtiger  sein 
könnte  als  die  Übereinstimmung  in  theologischen  Meinungen  hinsichtlich  der 
Sozialethik. 

Jedoch  erweist  sich  diese  praktische  Gemeinsamkeit  immer  weniger  als  befriedi- 
gend. Die  Frage,  ob  es  sich  hier  um  eine  Übereinstimmung  einzelner  christlicher 
Gewissen  oder  aber  um  einen  Konsensus  von  Kirchen  handele,  kann  nicht  um- 
gangen werden  (vgl.  im  folgenden  die  Diskussion  zur  Ekklesiologie).  Darüber  hin- 
aus müssen  die  gegenwärtigen  Formen  der  Beschäftigung  mit  solch  gewichtigen 
Problemen  wie  der  Entwicklung  der  Technik  oder  der  Revolution  überprüft  wer- 
den, um  eine  lebendigere  Beziehung  zwischen  unserem  praktischen  Wirken  in 
der  Gesellschaft  und  unserem  theologischen  Verständnis  des  Menschen  und  sei- 
ner Berufung  zur  Teilnahme  an  Gottes  Schöpfung  zu  finden. 

3.  Situationsanalyse 

Soziale  und  politische  Probleme  bestehen  in  verschiedenen  Kirchen  und  Kultur- 
bereichen in  sehr  verschiedener  Weise.  Dazu  gehören  das  nukleare  Wettrüsten, 
der  Krieg  in  Vietnam,  die  Krise  im  Nahen  Osten,  Rassenbeziehungen,  Flücht- 
lingsprobleme, die  Zunahme  der  Weltbevölkerung,  Demokratisierung  und  Um- 
strukturierung der  politischen  und  wirtschaftlichen  Macht  in  den  Industrienatio- 
nen und  der  „Dritten  Welt"  usw.  Probleme  dieser  Art  erfordern  sorgfältige  und  kriti- 
sche Analyse.  Es  ist  deshalb  für  die  christliche  Sozialethik  unumgänglich,  alle  er- 
forderlichen Mittel  zu  benutzen,  einschließlich  der  Methoden  und  Ergebnisse  der 
Gesellschaftswissenschaften  (Statistik,  empirische  Forschung,  Ideologiekritik,  So- 
zialpsychologie, politische  und  ökonomische  Theorie  usw.). 
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Ferner  müssen  die  Kirchen  lernen,  ihr  institutionelles  Dasein  als  Teil  der  Gesell- 
schaft, als  Strukturen  mit  situationsspezifischen  Herrschaftsformen  zu  verstehen. 
Nur  dann  werden  sie  in  der  Lage  sein,  auf  ökumenischer  Ebene  eine  Strategie 
gemeinsamen  Denkens  und  Handelns  zu  entwerfen.  Schon  auf  dieser  Vorberei- 
tungsstufe der  Situationsanalyse  würden  die  Kirchen  in  der  Zusammenarbeit  mit 
Spezialisten  in  vielen  wissenschaftlichen  Disziplinen  über  spezifisch  kirchliche 
Erfahrungen  hinausgehen. 

B 

In  den  bisherigen  ökumenischen  Diskussionen  über  die  christliche  Sozialethik 
sind  im  allgemeinen  zwei  verschiedene  Methoden  angewandt  worden,  um  Lö- 
sungen für  umstrittene  öffentliche  Probleme  zu  finden. 

1.  Die  deduktive  Methode 

Die  Anhänger  dieser  Methode  betonen  -  ausgehend  von  der  biblischen  Überliefe- 
rung (Dekalog,  Jesu  Weisungen  usw.)  -  ewige  Gesetze,  beständig  gültige  Ordnun- 
gen und  grundlegende  Prinzipien  für  das  soziale  Leben.  Als  bekannteste  solcher 
Ordnungen  gelten  die  Familie,  die  Wirtschaftsordnung,  die  staatliche  Herrschaft 
und  die  Grundprinzipien  der  sozialen  Gerechtigkeit.  Das  in  dieser  Tradition  ste- 
hende christliche  ethische  Denken  setzt  sich  ein  für  das  biblische  Liebesgebot, 
die  kritische  Beurteilung  der  sozialen  Gegebenheiten,  die  Warnung  vor  Illusio- 
nen, verbunden  mit  der  Hoffnung  auf  Veränderbarkeit  unmenschlicher  Verhält- 
nisse und  die  Bereitschaft,  dem  Gegner  zu  vergeben  und  ihn  anzunehmen. 

Es  hat  jedoch  den  Christen  immer  Schwierigkeiten  bereitet,  ethische  Prinzipien 
dieser  Art  zu  konkretisieren,  besonders  wenn  sie  aus  verschiedenen  politischen 
und  kulturellen  Bereichen  kommen.  Was  bedeutet  zum  Beispiel  das  Liebesgebot, 
wenn  Individuen  fest  in  ihre  soziale  und  institutionelle  Situation  hineingebunden 
sind?  Was  bedeutet  die  Vergebungsbereitschaft,  wenn  der  Mensch  in  kollektiven 
Vorurteilen  befangen  ist?  Was  bedeutet  Realismus,  wenn  die  Realitäten  sehr  ver- 
schieden bewertet  werden  können?  Wie  formuliert  man  Warnungen  und  Hoffnun- 
gen, wenn  diese  für  verschiedene  Menschen  sehr  verschieden  aussehen  können? 

Kurzum:  die  in  der  christlichen  Sozialethik  angewandten  ewigen  Prinzipien  ha- 
ben sich  als  zeit-  und  situationsgebunden  erwiesen.  Es  genügt  deshalb  nicht, 
sich  auf  sie  zu  berufen,  wenn  die  konkreten  Fragen  unserer  Zeit  beantwortet  wer- 
den sollen.  Der  Mensch  der  Gegenwart  ist  sich  in  akuter  Weise  seiner  Geschicht- 
lichkeit bewußt  geworden.  Während  er  zutiefst  von  seiner  Pflicht  überzeugt  ist, 
die  Welt  zum  Wohle  der  Menschen  zu  verbessern,  sieht  er  doch  auch  sehr  deut- 
lich, daß  er  Bedingungen  gegenübersteht,  die  in  ständigem  Wandel  begriffen 
sind. 
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2.  Die  induktive  Methode 

Viele  christliche  Theologen  haben  deshalb  den  Versuch  aufgegeben,  von  de- 
duktiven Prinzipien  auszugehen.  Statt  dessen  versuchen  sie,  den  Willen  Gottes 
im  Kontext  konkreter  Erfahrungen  und  neuer  Probleme  zu  durchdenken,  das  heißt 
die  gegenwartigen  Erfahrungen  zu  biblisch-theologischen  in  Beziehung  zu  set- 
zen. Anhänger  dieser  Auffassung  betonen,  daß  ethische  Entscheidungen  sich 
rasch  wandeln  und  immer  zeit-  und  situationsgebunden  sind.  Beispielsweise  ist 
die  Auffassung  von  der  Notwendigkeit  revolutionärer  Wandlung  in  verschiedenen 
Teilen  der  Welt  sehr  verschieden.  Man  kann  einfach  nicht  prinzipiell  entschei- 
den, wann  eine  bestimmte  Regierung  zu  unterstützen  und  wann  ihr  Widerstand 
zu  leisten  ist,  und  ob  der  Widerstand  gewaltsam  sein  soll  oder  nicht. 

Jedoch  kein  Mensch  und  besonders  kein  Christ  kann  ohne  ein  bestimmtes  Rah- 
menwerk von  Grundprinzipien  der  menschlichen  Existenz  auskommen,  die  als 
praktische  Wegweiser  für  die  Beurteilung  der  verschiedenen  Situationen  dienen, 
in  die  ihn  das  Leben  stellt.  Die  biblische  Wahrheit  über  den  Willen  und  das  Han- 
deln Gottes  kann  nicht  einfach  aus  der  Situation  erhoben  werden.  Denn  einmal 
sind  die  konkreten  Situationen  immer  vieldeutig,  ambivalent  im  Hinblick  auf  die 
Frage  nach  Gut  und  Böse.  Deshalb  kann  man  nicht  schlechthin  behaupten,  daß 
„prophetisches  Handeln"  eindeutig  sei.  Zum  anderen  gibt  uns  die  Bibel  zumin- 
dest einige  Grundstrukturen  an  die  Hand,  von  denen  her  wir  des  Menschen  so- 
ziale Situation  auslegen  und  verstehen. 

3.  Die  Notwendigkeit  beider  Methoden 

Wir  müssen  deshalb  versuchen,  ob  sich  diese  beiden  Methoden  nicht  in  der 
Weise  kombinieren  lassen,  daß  die  Vorzüge  beider  zur  Geltung  kommen,  ihre 
Schwächen  jedoch  vermieden  werden  können.  Können  unsere  theologischen 
Prinzipiennicht  mit  den  Analysen  der  Humanwissenschaften  und  unserer  eigenen 
Erfahrung  der  menschlichen  Wirklichkeit  sowohl  konfrontiert  als  auch  durch  diese 
vermittelt  werden?  Eine  solche  Methode  dialektischen  Aufeinandereinwirkens 
würde  sowohl  auf  den  Gehorsam  gegenüber  dem  Wort  Gottes  als  auch  auf  die 
Relevanz  für  die  dem  Menschen  heute  tatsächlich  begegnenden  konkreten  Pro- 
bleme abzielen.  Durch  die  Auswertung  der  Einsichten  der  Humanwissenschaften 
würde  die  christliche  Sozialethik  rational,  kritisch  und  verifizierbar  bleiben. 
Gleichzeitig  würde  die  theologische  Erkenntnis  der  Christen  diese  Ergebnisse 
einbeziehen  in  einen  bestimmten  Rahmen  und  eine  Richtung,  die  im  biblischen 
Zeugnis  von  Gottes  in  Jesus  Christus  erschienener  Liebe  vorgegeben  sind.  Ein 
solcher  Dialog  zwischen  den  Disziplinen  auf  der  Grundlage  gegenseitiger  Einwir- 
kung zwischen  der  christlichen  Theologie  und  den  Gesellschafts-  und  Verhal- 
tenswissenschaften erweckt  eine  Hoffnung  auf  weitgehende  Übereinstimmung 
über  das  Humanum  als  ein  ökumenisches  Kriterium  der  christlichen  Sozialethik. 
(...) 
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IV.  Ekklesiologie  und  Anthropologie 

(...) 
B 

Wie  immer  sich  nun  auch  das  ekklesiologische  Denken  gestaltet,  so  läßt  sich  fest- 
stellen, daß  die  verschiedenen  Konfessionen  in  funktionaler  Hinsicht  oft  auf  ganz 
ähnliche  Weise  vorgehen  und  daß  sich  in  ihnen  eine  Reihe  spezialisierter  und 
freiwilliger  Gruppen,  Bewegungen  und  Organisationen  entwickelt  haben.  (...) 

1.  Die  Kirchen  fördern  die  Bildung  von  Gruppen  und  Bewegungendie,  vom 
Evangelium  angeregt,  im  sozialen  Bereich  tätig  werden,  ohne  indessen  die 
ganze  Kirche  zu  binden  (z.B.  die  Christliche  Studentenbewegung,  Evangelische 
Akademien,  Laienzentren,  Gruppen  für  soziale  Aktion,  Ausbildungszentren  für 
Großstadtarbeit,  Friedensorganisationen,  Kliniken  und  Seelsorgezentren,  Studi- 
engruppen, Publikationen  usw.).  Diese  haben  für  gewöhnlich  mehr  Freiheit  zum 
radikalen  Einsatz  und  Experimentieren  als  die  Kirchen  als  ganze,  und  sie  erfüllen 
eine  doppelte  Funktion: 

a)  Sie  reden  und  handeln  in  gewisser  Weise  im  Namen  der  Kirche  (manchmal 
ohne  daß  sie  im  juristischen  Sinn  damit  beauftragt  sind); 

b)  sie  geben  der  Kirche  Anregungen  und  üben  einen  Einfluß  auf  sie  aus. 

2.  Gruppen  dieser  Art  arbeiten  nicht  nur  im  Rahmen  einer  Kirche  oder  Konfes- 
sion, sondern  oft  in  Verbindung  mit  mehreren  und  schaffen  dadurch  Brücken  und 
Gemeinsamkeiten,  für  die  die  Mitglieder  der  ganzen  Kirchen  vielleicht  noch 
nicht  bereit  sind. 

3.  Organe  und  Studiengruppen  des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen,  die  im 
Laufe  der  Jahre  Gestalt  gewannen,  haben  oft  derartige  Funktionen  erfüllt.  Die 
ökumenischen  Organisationen  sind  sogar  teilweise  selbst  aus  freiwilligen  Grup- 
pen erwachsen.  Heute  üben  sie  eine  Rückwirkung  auf  die  in  ihnen  vertretenen 
Konfessionen  und  ihre  ursprünglichen  Positionen  aus.  Die  Genfer  Konferenz 
1966  ist  ein  Beispiel  dafür.  Sie  war  offiziell  einberufen  worden;  doch  ihr  inoffizi- 
elles Reden,  das  seine  Autorität  in  sich  selbst  trug,  regte  offizielle  kirchliche  Stel- 
len zu  neuen  Formulierungen  an.  Gemeinsames  Zeugnis  beginnt,  traditionelle 
Auffassungen  von  der  Kirche  und  ihrer  Aufgabe  umzuformen. 

4.  Ferner  ist  zu  beachten,  daß  die  „Welt"  aufmerksam  auf  diesen  neuen  Aus- 
tausch und  Lernprozeß  achtet,  der  in  der  gesamten  Christenheit  vor  sich  zu  ge- 
hen scheint,  trotz  (und  teilweise  wegen)  der  gegenwärtigen  Unsicherheit  in  der 
Theologie.  Die  Weisungen  und  Urteile,  mit  denen  die  Kirchen  einander  helfen, 
sind  nicht  nur  gemeinsamem  gesellschaftlichen  Handeln  förderlich,  sondern  be- 
deuten noch  viel  mehr:  Sie  können  ein  Modell   dafür  abgeben,  wie  Menschen 
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und  Gruppen  mit  weitgehend  verschiedener  Geschichte  in  gegenseitiger  Ergän- 
zung zusammenarbeiten,  statt  in  Konkurrenz,  gegenseitiger  Kritik  und  Verurtei- 
lung zu  koexistieren. 

Offensichtlich  würde  man  nicht  viel  damit  erreichen,  sich  in  Spekulationen  über 
diese  Entwicklung  zu  ergehen.  Um  ein  Übergewicht  bei  der  Beschäftigung  mit 
strukturellen  und  methodologischen  Problemen  zu  vermeiden,  ist  es  erforderlich, 
sich  auf  langfristige  Studienarbeiten  zu  konkreten  und  spezifischen  ethisch-an- 
thropologischen Themen  zu  konzentrieren;  dazu  gehören  etwa  Probleme  wirt- 
schaftlicher Entwicklung,  Frieden  und  Abrüstung,  christlich-marxistischer  Dia- 
logBegegnung  mit  den  Weltreligionen,  neue  Aspekte  von  Euthanasie,  Geburten- 
regelung usw.  Studien  dieser  Art  helfen  auch  offiziellen  und  inoffiziellen  Grup- 
pen in  der  Kirche,  in  dringenden  Situationen  verantwortlich  zu  reden.  Denn  es 
wäre  unverantwortlich,  ein  Recht  zu  charismatischem  Reden  zu  beanspruchen, 
wenn  es  sich  dabei  nur  um  eine  Ausflucht  für  mangelnde  Vorbereitung  handelt. 
Charismatisches  Reden  in  Fragen  von  sozialem  Belang  setzt  Erfahrung  und  Vor- 
bereitung voraus;  auf  dieser  Grundlage  werden  in  konkreter  Situation  (mit  prophe- 
tischer Kraft)  die  Gegebenheiten  und  Möglichkeiten  erkannt  und  ein  spezifisches 
Reden  oder  Handein  empfohlen. 


Das  wahrhaft  „ökumenische  Problem"  im  Kontext  dieser  Entwicklung  ist  nun  die 
Frage,  inwieweit  die  verschiedenen,  geschichtlich  gewordenen  Ekklesiologien 
diese  neuen  schöpferischen  Bewegungen  und  Gruppen  tolerieren  und  begrüßen 
können. 

Mindestens  vier  Aufgaben  können  als  Schwerpunkte  formuliert  werden,  um  unse- 
rem Suchen  in  den  kommenden  Jahren  Richtung  zu  geben: 

1.  Die  Bemühungen  um  historisches  und  dogmatisches  Verstehen  der  Ekklesiolo- 
gien anderer  Traditionen  müssen  fortgesetzt  werden.  Um  jedoch  tatsächlich  an 
die  heutige  Wirklichkeit  der  Kirchen  heranzukommen,  ist  es  wesentlich,  in  diese 
Studien  auch  anthropologische  und  ethische  Fragen  einzubeziehen.  Das  Pro- 
blem der  Trennung  besteht  nicht  nur  im  Hinblick  auf  ererbte  Traditionsunter- 
schiede. Es  ergeben  sich  auch  immer  wieder  neue  kirchentrennende  Faktoren. 
Durch  Inangriffnahme  der  Probleme,  die  die  Christen  heute  trennen,  wird  der 
ökumenische  Rat  der  Kirchen  einen  Beitrag  zur  Überwindung  überkommener 
Trennungsgründe  und  zur  Erhaltung  der  Einheit  angesichts  neuer  Bedrohungen 
leisten. 

2.  Wir  sollten  uns  kritischer  der  Gefahr  des  Dilettantismus  in  der  Behandlung  so- 
zialer Probleme  bewußt  sein.  Die  Größe  der  Aufgabe  der  Christen  und  die  Ge- 
wichtigkeit ihres  Anspruchs,  komplizierte  weltliche  Probleme  in  Angriff  nehmen 
zu  dürfen  und  zu  müssen,  machen  es  ihnen  zum  Gebot,  kritische  und  objektive 
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Methoden  der  Analyse,  der  Urteilsbildung  der  Formulierung  von  Stellungnahmen 
anzuwenden.  Die  Christen  sind  in  einzigartiger  Weise  zu  dieser  Aufgabe  berufen 
und  zu  ihrer  Durchführung  imstande  -  denn  sie  können  im  Wissen  um  die  Verge- 
bung der  Vergangenheit  gegenüber  ehrlich  sein,  und  sie  können  aufgrund  ihrer 
Hoffnung  realistisch  die  Möglichkeiten  der  Zukunft  unserer  Welt  erwägen.  Und  im 
Lichte  ihrer  letzten  Hoffnung  können  und  müssen  sie  auch  die  „vorletzten"  Hoff- 
nungen der  Menschen  auf  die  Früchte  verantwortlichen  sozialen  Engagements 
nähren  und  fördern. 

3.  Offizielle  Erklärungen  der  Kirchen  haben  zweifellos  ihren  Wert,  besonders  in 
Krisenzeiten.  Es  sollte  jedoch  nicht  übersehen  werden,  daß  das  Wort  einer  inoffi- 
ziellen Gruppe  oder  selbst  eines  einzelnen  gleiche  oder  größere  Wirkung  auf  das 
christliche  Denken  haben  kann  wie  offizielle  Verlautbarungen.  Die  Bereitschaft, 
sich  von  Gottes  Wort,  Willen  und  Führung  überraschen  zu  lassen,  auch  wenn  sie 
von  einem  einzelnen  Mitchristen  formuliert  werden,  kennzeichnet  in  besonderer 
Weise  die  christliche  Gemeinschaft  -  im  Unterschied  zu  anderen  Gruppen  der 
Gesellschaft  -,  und  diese  Offenheit  verträgt  sich  auch  mit  den  verschiedenen 
oben  erwähnten  Ekklesiologien.  Eine  unserer  Aufgaben  ist  die  sorgfältige  und  kri- 
tische Klärung  derjenigen  Faktoren  innerhalb  einer  bestimmten  ekklesiologischen 
Tradition,  die  charismatische  Stimmen  oder  sogar  das  nützliche  Funktionieren 
von  Gruppen  und  Bewegungen  verhindern  oder  überflüssig  machen.  Es  muß  je- 
doch bemerkt  werden,  daß  der  Einheit  der  Kirche  nicht  durch  eine  falsche  Tole- 
ranz von  Ekklesiologien  gedient  wird,  die  grundsätzlich  die  „institutionalisierte 
Kirche"  zugunsten  freier  Gruppen  und  Bewegungen  beiseite  schieben. 

4.  Angesichts  der  scharfen  Konflikte  über  soziale  Probleme,  die  die  Christenheit 
in  vielen  Ländern  entzweien,  sollten  christliche  Gruppen  ermutigt  werden,  die 
Verfechter  konträrer  Ansichten  zusammenzubringen,  ohne  irgendeinem  von  ih- 
nen von  vornherein  einen  besonderen  prophetischen  Beitrag  abzusprechen.  Be- 
sonders wichtig  ist,  daß  die  Ansichten  von  Minderheiten  zum  Ausdruck  kommen; 
dies  sollte  auf  diese  Weise  gefördert  werden.  Das  von  der  Genfer  Konferenz  ermu- 
tigte Aufeinanderprallen  der  Meinungen  der  Kirchen  der  verschiedenen  Konti- 
nente war  einer  der  wichtigsten  Beiträge  zum  christlichen  Denken  über  soziale 
Probleme. 

Quelle:  Theologische  Fragen  im  Bereich  von  "Kirche  und  Gesellschaft".  Erklärung  der  Kon- 
sultation von  Sagorsk,  in:  ökumenische  Diskussion  4(1968),  S. 75-88.  Engl.  Fassung  in: 
Study  Encounter,  vol.  IV,  no.2,  1968 
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12      Der  Auftrag  der  ökumenischen  Bewegung 

W.A.  Visser  't  Hooft  auf  der  vierten  Vollversammlung,  Uppsala  1968 

Unter  dem  Leitmotiv,  „Siehe,  ich  mache  alles  neu"  war  Uppsala  die  Vollversammlung  mit  der 
bisher  am  stärksten  sozialethisch  ausgerichteten  ökumenischen  Agenda.  Fast  alle  wichtigen 
aktionsorientierten  sozialethischen  Programme  nahmen  in  Uppsala  ihren  Ausgang.  Gegen 
den  Vorbehalt,  diese  starke  Orientierung  an  der  „Tagesordnung  der  Welt"  würde  den  Auftrag 
der  Kirche  auf  einen  ethischen  Horizontalismus  reduzieren,  setzt  Visser  't  Hooft  in  seiner  be- 
rühmten Rede  als  Generalsekretär  die  These  vom  notwendigen  Zusammenhang  der  vertika- 
len und  der  horizontalen  Dimension  im  christlichen  Zeugnis,  d.h.  die  Überzeugung  vom  Zu- 
sammenhalt von  Ekklesiologie  und  Sozialethik.  So  bleibt  auch  die  Rede  von  der  Möglichkeit 
einer  „praktischen  Häresie"  (vgl.  hier  S.61)  rückgebunden  an  das  Bekenntnis  der  Kirche. 
Visser  't  Hoofts  Rede  repräsentiert  diese  ekklesiologische  raison  d'etre  ökumenischer  So- 
zialethik. 


1.  Kein  horizontaler  Fortschritt  ohne  vertikale  Orientierung 

Ich  glaube,  daß  wir  im  Hinblick  auf  die  große  Spannung  zwischen  der  vertikalen 
Interpretation  des  Evangeliums  mit  seiner  Betonung  von  Gottes  erlösendem  Han- 
deln im  Leben  des  einzelnen  einerseits  und  der  horizontalen  Interpretation  mit 
dem  Schwerpunkt  auf  den  menschlichen  Beziehungen  in  der  Welt  andererseits 
aus  dem  ziemlich  primitiven  Hin-  und  Herschwanken  von  einem  Extrem  zum  an- 
deren herauskommen  müssen;  das  ist  einer  Bewegung  nicht  würdig,  die  ihrem 
Wesen  nach  die  Wahrheit  des  Evangeliums  in  seiner  Fülle  zu  erfassen  sucht.  Ein 
Christentum,  das  seine  vertikale  Dimension  verloren  hat,  hat  ihr  (sie;  Hg.)  Salz 
verloren  und  ist  dann  nicht  nur  in  sich  selbst  fade  und  kraftlos,  sondern  auch  für 
die  Welt  unnütz.  Hingegen  würde  ein  Christentum,  das  infolge  einer  Konzentra- 
tion auf  die  vertikale  Dimension  seine  Verantwortung  für  das  Gemeinschaftsleben 
vernachlässigen  würde,  die  Inkarnation  verleugnen,  die  Liebe  Gottes  zur  Welt, 
die  sich  in  Christus  dargestellt  hat. 

Das  ganze  Geheimnis  des  christlichen  Glaubens  liegt  darin,  daß  er  sich  auf  den 
Menschen  konzentriert,  weil  Gott  in  seinem  Zentrum  steht.  Wir  können  nicht  von 
Christus  als  dem  Menschen  für  andere  sprechen,  wenn  wir  nicht  auch  von  ihm  als 
dem  Menschen  sprechen,  der  von  Gott  kam  und  für  Gott  lebte. 

Das  ist  eine  praktische  Wahrheit.  Denn  von  ihr  hängt  die  Relevanz  des  christli- 
chen Zeugnisses  in  der  Welt  ab.  Lassen  Sie  mich  das  an  einem  Beispiel  verdeut- 
lichen, indem  ich  auf  eines  der  wichtigsten  Probleme  auf  unserer  Tagesordnung 
eingehe. 
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Uns  alle  geht  das  Problem  der  internationalen  sozialen  Gerechtigkeit  an,  dieses 
Problem  mit  seinen  verschiedenen  Aspekten  der  wachsenden  Gefahr  von  Hun- 
gersnöten in  großen  Teilen  der  Welt,  der  geringen  Fortschritte  in  der  Entwicklung 
und  der  zunehmenden  Spannung  zwischen  den  reichen  und  armen  Ländern.  Es 
beunruhigt  uns  sehr,  daß  die  Versuche,  dieses  brennende  menschliche  Problem 
zu  lösen,  sich  als  derart  unzureichend  erweisen,  daß  Dr.  Prebisch  sagen  konnte, 
das  Jahrzehnt  der  Entwicklung  sei  zum  Jahrzehnt  der  Enttäuschung  über  die 
Entwicklung  geworden.  Es  ist  nicht  etwa  so,  daß  wir  nicht  wüßten,  was  getan  wer- 
den muß.  Fachleute  -  darunter  mehrere  von  denen,  die  an  unserer  Weltkonferenz 
für  Kirche  und  Gesellschaft  und  an  deren  Nacharbeit  teilgenommen  haben  -  ha- 
ben Pläne  ausgearbeitet,  die  der  Lösung  einen  gewaltigen  Schritt  näherkommen 
würden.  Doch  diese  Pläne  werden  nicht  verwirklicht.  Warum  nicht?  Weil  sie  die 
Bereitstellung  viel  größerer  Summen  und  eine  viel  engere  Zusammenarbeit  zwi- 
schen den  betroffenen  Staaten  erfordern.  Doch  die  Regierungen  sind  gegenwär- 
tig nicht  in  der  Lage,  eine  Erhöhung  der  Hilfe  zu  versprechen  oder  weiterrei- 
chende Abkommen  zu  treffen,  weil  sie  dabei  nicht  von  einer  genügend  klar  und 
kräftig  vernehmbaren  öffentlichen  Meinung  getragen  werden.  Denn  die  öffentli- 
che Meinung  in  der  westlichen  Welt  ist  heute  der  Entwicklungsprobleme  bereits 
ziemlich  überdrüssig.  In  unserer  unmittelbaren  Umgebung  scheint  es  genug  drin- 
gende Aufgaben  zu  geben.  Und  die  Argumente,  mit  denen  man  versucht,  Ent- 
wicklung „an  den  Mann  zu  bringen",  scheinen  ihre  Kraft  verloren  zu  haben.  Das 
wirtschaftliche  Argument,  daß  die  Entwicklung  den  Handel  fördere,  ist  nicht  be- 
sonders überzeugend,  wo  doch  der  Westen  auf  Grund  seiner  eigenen  Kapazität 
auch  allein  gewaltige  Fortschritte  machen  kann.  Das  politische  Argument,  man 
dürfe  die  Spannung  zwischen  reichen  und  armen  Ländern  nicht  bis  zum  Zerrei- 
ßen anwachsen  lassen,  hat  wenig  Gewicht,  wo  doch  einige  wenige  Großmächte 
in  der  Lage  sind,  die  internationale  politische  Lage  zu  beherrschen.  So  scheinen 
wir  dazu  verdammt  zu  sein,  die  Dinge  sich  selbst  überlassen  und  unseren  Kindern 
eine  Welt  hinterlassen  zu  müssen,  in  der  es  Hunger  und  Verzweiflung  und  als  de- 
ren unvermeidliche  Folge  noch  mehr  Gewalttätigkeit  geben  wird  als  heute. 

Was  können  die  Kirchen  dagegen  tun?  Sie  können  Resolutionen  und  Berichte 
annehmen.  Aber  was  ändert  das?  Wir  befinden  uns  in  einer  Motivationskrise,  ei- 
ner Krise  der  grundlegenden  Einstellungen.  Die  eigentliche  Schwierigkeit  liegt 
tiefer  als  die  politische  und  wirtschaftliche  Ebene.  Sie  hat  ihre  Wurzel  darin,  daß 
angesichts  der  Forderung  der  Geschichte  nach  einer  einzigen,  verantwortlichen 
Weltgesellschaft  die  Menschen  sich  immer  noch  weigern,  für  ihre  Mitmenschen 
Verantwortung  zu  tragen. 

Natürlich  können  wir  versuchen,  ein  Gefühl  der  Solidarität  und  des  Mitgefühls  mit 
den  Bedürftigen  zu  wecken.  Wir  tun  das  mit  einigem  Erfolg  und  müssen  es  weiter 
tun.  Aber  es  bringt  nicht  die  notwendige,  radikale  Wandlung.  Es  führt  nicht  zu  ei- 
ner Änderung  der  Weltwirtschaftsstrukturen;  es  verwirklicht  nicht  die  gegenseitige 
Verantwortung  in  dem  Maße,  daß  den  wirtschaftlich  Schwachen    in  einem  Teil 
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der  Welt  mit  Selbstverständlichkeit  von  den  Starken  in  anderen  Teilen  der  Welt 
geholfen  wird  -  wie  es  heute  in  unseren  Wohlfahrtsstaaten  geschieht.  Nein,  was 
wir  brauchen,  ist  nichts  weniger  als  ein  neues  Verständnis  der  Menschheit,  neu 
im  Vergleich  mit  der  gegenwärtigen  Lage,  nicht  in  einem  absoluten  Sinn.  Denn 
bei  unserer  aufrechten  Suche  nach  der  Idee  der  universalen  Menschheit  ergeht 
es  uns  wie  dem  Forschungsreisenden,  der  ein  neues  Land  suchte  und  sein  eige- 
nes entdeckte.  In  der  Heiligen  Schrift  wird  nämlich  die  Einheit  der  Menschheit 
mit  Entschiedenheit  proklamiert. 

Die  Kirchen  haben  diese  Proklamation  nicht  ernst  genug  genommen.  Sie  sind 
weitgehend  daran  schuld,  daß  der  falsche  Eindruck  entstand,  die  Christen  seien 
nur  die  Advokaten  der  Kirche  und  überließen  es  den  Philosophen,  Humanisten 
und  Marxisten,  für  die  Menschheit  einzutreten.  Tatsächlich  ist  aber  die  Vision 
des  Einsseins  der  Menschheit  ein  ursprünglicher  und  wesentlicher  Teil  der  bibli- 
schen Offenbarung.  Jahrhunderte  vor  Alexander  dem  Großen,  dessen  Oikumene 
dem  Mittelmeermenschen  das  Gefühl  gab,  in  einer  großen  Menschheitsfamilie 
zu  leben,  hatte  Israel  bereits  seine  Einsicht  niedergeschrieben,  daß  alle  Men- 
schen zum  Bilde  Gottes  geschaffen  seien;  daß  sie  die  gemeinsame  Aufgabe  hät- 
ten, sich  die  Erde  Untertan  zu  machen;  daß  sie  alle  zusammen  dem  mit  Noah 
geschlossenen  Bund  der  Langmut  Gottes  angehörten;  daß  alle  in  Abraham  ge- 
segnet sein  sollten.  Und  Deutero-Jesaja  hatte  bereits  in  einem  seiner  Lieder  über 
den  Gottesknecht  prophezeit,  daß  er  der  „Bund  für  das  Menschengeschlecht"  und 
das  Licht  für  die  Völker  sein  werde.  (Es  ist  ziemlich  klar,  daß  in  Jesaja  42,6  das 
Wort  „am"  in  Wirklichkeit  „Menschheit"  bedeutet).  Diese  Prophezeiung  ist  in  Jesus 
Christus  erfüllt.  Er  ist  die  Verwirklichung  der  Liebe  Gottes  zur  ganzen  Menschheit. 
Er  stirbt  für  alle  und  eröffnet  als  zweiter  Adam  das  neue  Menschsein.  Wenn  ge- 
sagt wird,  daß  Gott  alle  Dinge  neu  macht,  bedeutet  das  vor  allem,  daß  Gott 
durch  Christus  die  Menschheit  neu  schafft  als  eine  Familie,  die  unter  seiner  Herr- 
schaft vereint  ist.  Die  Menschheit  ist  eins  -  aber  nicht  aus  sich  selbst  heraus  oder 
wegen  ihrer  eigenen  Verdienste  oder  Eigenschaften,  sondern  als  Objekt  der 
Liebe  Gottes  und  seines  erlösenden  Handelns.  Die  Menschheit  ist  eins,  weil  sie 
einen  gemeinsamen  Ruf  hat.  Die  vertikale  Dimension  ihrer  Einheit  bestimmt  die 
horizontale  Dimension. 

Deshalb  haben  die  Christen  bessere  Gründe  als  irgendwer  sonst,  sich  für  die 
Menschheit  einzusetzen.  Sie  sind  nicht  Menschenfreunde  in  dem  sentimentalen 
Sinn,  daß  es  nett  ist,  zu  netten  Leuten  nett  zu  sein.  Sie  sind  nicht  Humanisten  in 
dem  aristokratischen  Sinn,  daß  Bildung  und  Kultur  zwischen  den  wenigen  Privi- 
legierten aller  Nationen  eine  Verbindung  herstellen.  Sie  stehen  auf  der  Seite  der 
ganzen  Menschheit,  weil  sich  Gott  auf  diese  Seite  gestellt  hat  und  sein  Sohn  für 
sie  gestorben  ist.  Deshalb  lassen  sie  sich  nicht  so  schnell  entmutigen,  wenn  der 
Dienst  an  der  Menschheit  sich  als  viel  anstrengender  erweist,  als  man  dachte. 
Sie  sagen  nicht:  Du  sollst  deine  wirtschaftliche  Gerechtigkeit  haben,  wenn  du 
unsere  Bedingungen  erfüllst.  Weil  sie  Christus  nachfolgen,    ist  es  geradezu  ihre 
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raison  d'etre,  dafür  zu  sorgen,  daß  ihre  notleidenden  Brüder  erhalten,  was  sie 
brauchen. 

Mir  scheint,  daß  uns  in  unserem  gegenwärtigen  Dilemma  keine  Resolution  und 
kein  Moralisieren  hilft,  wenn  wir  nicht  zuerst  für  unsere  Theologie,  unseren  Unter- 
richt und  unsere  Predigt  die  klare  biblische  Lehre  von  der  Einheit  der  Menschheit 
wiederentdecken  und  unseren  Kirchen  so  eine  tragfähige  Grundlage  für  einen 
neuen  Zugang  zum  Problem  der  weltwirtschaftlichen  Gerechtigkeit  und  eine  bes- 
sere und  überzeugendere  Motivation  für  die  Entwicklungshilfe  geben.  Es  muß 
uns  klar  werden,  daß  die  Kirchenglieder,  die  in  der  Praxis  ihre  Verantwortung  für 
die  Bedürftigen  irgendwo  in  der  Welt  leugnen,  ebenso  der  Häresie  schuldig  sind 
wie  die,  welche  die  eine  oder  andere  Glaubenswahrheit  verwerfen.  Die  Einheit 
der  Menschheit  ist  kein  schönes,  doch  flüchtiges  Ideal;  sie  ist  ein  fester  Bestand- 
teil von  Gottes  eigener  Offenbarung.  Wenn  irgendwo,  so  ist  an  diesem  Punkt  die 
vertikale,  gottgegebene  Dimension  für  jedes  Handeln  auf  der  horizontalen,  zwi- 
schenmenschlichen Ebene  wesentlich. 

2.  Die  ökumenische  Bewegung  und  die  Kirchen  brauchen  einander 

Es  ist  nicht  schwer  zu  verstehen,  warum  gefragt  wird,  ob  die  ökumenische  Bewe- 
gung wirklich  in  so  starkem  Maß  von  den  Kirchen  in  die  Hand  genommen  werden 
soll.  Die  Kirchen  repräsentieren  nicht  nur  die  große,  gemeinsame  christliche 
Tradition,  sondern  auch  die  vielen  getrennten  und  historisch  bedingten  Traditio- 
nen, die  nicht  alle  theologische  Würde  besitzen.  Vom  rein  soziologischen 
Standpunkt  aus  müssen  die  Kirchen  als  Institutionen  bezeichnet  werden,  die  sich 
Reformations-  und  Erneuerungsbestrebungen  äußerst  hartnäckig  widersetzen.  Wie 
kann  also  eine  ökumenische  Bewegung,  die  zur  Lage  unserer  sich  rasch  verän- 
dernden Gesellschaft  etwas  zu  sagen  versucht  und  die  Notwendigkeit  einer  Er- 
neuerung in  allen  Lebensbereichen  verkündet,  sich  dermaßen  stark  auf  die  Kir- 
chen stützen?  Sollten  wir  deshalb  nicht  den  Kurs  ändern,  den  die  ökumenische 
Bewegung  in  den  dreißiger  Jahren  wählte,  und  in  entgegengesetzter  Richtung 
segeln?  Sollten  wir  nicht  den  Kampf  zur  Mobilisierung  der  Kirchen  für  ihre  neuen 
gemeinsamen  Aufgaben  abblasen  und  den  Ermahnungen  der  Propheten  des 
„nach-ökumenischen"  Zeitalters  folgen,  uns  einzig  und  allein  auf  die  dringenden 
Aufgaben  in  der  Welt  zu  konzentrieren,  ohne  auf  Bemühungen  um  die  Erneue- 
rung der  Kirchen  Zeit  zu  verschwenden? 

Ich  spüre  die  Berechtigung  einer  solchen  Frage.  In  gewissem  Sinne  haben  wir 
diese  Antwort  herausgefordert.  Denn  in  allen  unseren  Kirchen  und  im  Ökumeni- 
schen Rat  haben  wir  so  viel  von  der  Erneuerung  und  der  wahren  Mission  der  Kir- 
che gesprochen,  aber  so  geringe  Fortschritte  zur  Verwirklichung  dieser  Erneue- 
rung zur  wahren  Erfüllung  dieser  Mission  gemacht,  daß  diese  Reaktion  unver- 
meidlich ist.  War  es  also  ein  Fehler,  den  Ökumenischen  Rat  der  Kirchen  zu  bil- 
den und  so  den  Kirchen  eine  zentrale  Stellung  in  der  ökumenischen  Bewegung 
zu  geben?  Ich  bin  überzeugt,  daß  das  kein  Fehler  war  und  daß  die  1937  getrof- 
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fene  Entscheidung  auch  noch  für  1968  gültig  ist.  In  der  ökumenischen  Bewe- 
gung hatten  von  den  Kirchen  unabhängige  Bewegungen  immer  eine  wichtige 
Stellung.  Sie  waren  Pioniere,  und  sie  müssen  uns  auch  weiterhin  herausfordern 
und  anregen.  Eine  ökumenische  Bewegung  aber,  die  von  den  Kirchen  nicht  ge- 
fördert und  getragen  wäre,  würde  ein  Luftschloß  werden.  Sie  wäre  keine  Bewe- 
gung, die  den  Glauben  an  die  Inkarnation  verkörpert.  Sie  würde  eine  der  grund- 
legenden Entdeckungen  der  ökumenischen  Geschichte  verleugnen,  daß  die  Una 
Sancta  nicht  ein  schönes  Ideal,  sondern  eine  gottgegebene  Realität  ist,  die  kon- 
krete Darstellung  erfordert.  Sie  würde  nicht  tiefer  in  den  entscheidenden  geisti- 
gen, kulturellen  und  sozialen  Kämpfen  unserer  Zeit  stehen.  Sie  würde  sich  nicht 
mehr,  sondern  weniger  um  die  wirkliche  Geschichte  kümmern.  Um  in  der  Gesell- 
schaft wirken  zu  können,  müssen  die  Christen  sich  mit  erkennbaren  Strukturen  des 
Gemeinschaftslebens  identifizieren.  Wenn  die  Welt,  wie  in  Stockholm  gesagt 
wurde,  für  eine  getrennte  Kirche  zu  stark  ist,  dann  ist  sie  ganz  gewiß  auch  zu  stark 
für  Christen,  die  nicht  versuchen,  als  ein  Volk  mit  einer  bestimmten  Berufung  zu 
leben,  und  die  nicht  den  Auftrag  verkörpern,  den  sie  von  ihrem  Herrn  empfangen 
haben.  Wir  werden  die  großen  Entscheidungen,  die  die  Menschheit  in  Fragen 
der  internationalen  wirtschaftlichen  Gerechtigkeit,  des  Friedens  und  des  Krieges 
und  vielen  anderen  zu  fällen  hat,  niemals  wirklich  beeinflussen  können,  wenn  wir 
nicht  das  gewaltige  geistige  Potential  einsetzen,  das  in  den  christlichen  Kirchen 
immer  noch  verborgen  liegt. 

Sofort  müssen  wir  aber  hinzufügen,  daß  andererseits  die  Kirchen  die  ökumeni- 
sche Bewegung  brauchen.  Denn  vor  allem  durch  diese  Bewegung  werden  die 
Kirchen  zu  einer  wahren  Erneuerung  gedrängt.  Gott  weiß,  daß  sie  diesen  Druck 
brauchen.  Die  Amsterdamer  Vollversammlung  sprach  davon,  daß  sich  die  Kir- 
chen gegenseitig  Rat  und  Zurechtweisung  geben  sollen.  Wir  dürfen  dankbar  sa- 
gen, daß  es  im  Laufe  der  letzten  zwanzig  Jahre  Anzeichen  dafür  gegeben  hat, 
daß  dieser  Prozeß  der  gegenseitigen  Zurechtweisung,  in  dem  der  ökumenische 
Rat  eine  entscheidende  Rolle  spielen  kann,  tatsächlich  begonnen  hat.  Die  Kir- 
chen geben  einander  Anteil  an  den  Gaben  des  Heiligen  Geistes.  Ost  und  West, 
junge  und  alte  Kirchen  und  seit  dem  Zweiten  Vatikanischen  Konzil  auch  die 
Römisch-katholische  und  andere  Kirchen  dienen  einander  „zur  Auferbauung  des 
Leibes".  Doch  das  ist  nur  ein  erster  Anfang.  Zur  Zeit  brauchen  wir  vor  allem  einen 
intensiven  Dialog  zwischen  den  Kirchen  der  östlich-orthodoxen  und  denen  der 
westlichen  Tradition  -  einen  Dialog,  der  auf  beiden  Seiten  viel  Phantasie  und 
Geduld  erfordert,  der  aber  zu  einer  großen  Bereicherung  und  Vertiefung  der 
ökumenischen  Bewegung  führen  kann.  Wenn  wir  wirklich  nach  dem  Modell  von 
1Kor.  12  lebten,  wenn  wir  wirklich  einen  Gemeinsamen  Markt  der  Charismata 
hätten,  dann  brauchten  wir  uns  nicht  darum  zu  sorgen,  daß  es  in  unseren  Kirchen 
so  wenig  neues  Leben  gibt.  Die  Zeit  ist  gekommen,  daß  die  Kirchen  aufwachen 
und  die  unaussprechliche  Gabe  entdecken  müssen,  die  Gott  ihnen  mit  den 
neuen  Möglichkeiten  eines  Zusammenlebens  als  Glieder  des  einen  Leibes  ge- 
geben hat,  des  Leibes,  der  die  vielen  Gaben  von  dem  einen  Geist  empfängt. 
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3.  Die  Einheit  der  Kirche  ist  wichtig 


Es  ist  verständlich,  daß  sich  viele  innerhalb  und  außerhalb  der  Kirche  fragen,  ob 
wir,  die  wir  in  der  ökumenischen  Bewegung  stehen,  der  Frage  der  Kircheneinheit 
nicht  übertriebene  Bedeutung  beimessen.  Manche  sind  an  dieser  Frage  nicht  in- 
teressiert, weil  sie  meinen,  daß  die  Unterschiede  zwischen  den  Kirchen  ohnehin 
verschwinden.  In  anderen  Kirchen  finden  sie  Christen,  denen  sie  sich  näher  ver- 
wandt fühlen  als  vielen  in  ihrer  eigenen  Kirche.  Andere  fürchten,  daß  die  Kir- 
cheneinheit die  institutionalistischen  Tendenzen  im  kirchlichen  Leben  verstärken 
und  Strukturen  schaffen  könnte,  die  noch  starrer  sind  als  die  heutigen.  Ich 
glaube,  wir  müssen  an  der  ursprünglichen  Überzeugung  der  ökumenischen  Be- 
wegung festhalten,  daß  es  geradezu  zum  Wesen  des  Volkes  Gottes  gehört,  als 
eine  versöhnte  und  deshalb  vereinte  Familie  zu  leben,  und  daß  es  zu  seinem 
Zeugnis  gehört,  der  Welt  das  Bild  einer  neuen  Menschheit  zu  zeigen,  die  in  ih- 
rem Leben  keine  trennenden  Mauern  kennt.  Selbst  die  beste  Zusammenarbeit 
und  der  intensivste  Dialog  sind  kein  Ersatz  für  eine  volle  Gemeinschaft  in  Chri- 
stus. 

Zugleich  frage  ich  mich  aber,  ob  wir  nicht  weitgehend  selbst  daran  schuld  sind, 
daß  so  viele  unter  „Einheit"  „Uniformität"  und  „Zentralisation"  verstehen  und  sich 
dann  davor  fürchten.  Sollten  wir  nach  diesen  Jahrzehnten  gemeinsamen  Lebens 
in  der  ökumenischen  Bewegung  nicht  gelernt  haben,  daß  der  Heilige  Geist  sehr 
viele  verschiedene  Formen  der  Kirchenverfassung  für  sein  Werk  der  Inspiration, 
Bekehrung  und  Prophetie  gebraucht  hat?  Und  haben  wir  genug  auf  die  unbe- 
streitbare Tatsache  geachtet,  daß  es  in  der  Urkirche  mehrere  ganz  verschiedene 
Typen  der  Kirchenverfassung  gab?  Mir  geht  es  hier  ganz  einfach  darum,  daß  es 
keinen  wirklich  zwingenden  Grund  zu  geben  scheint,  Einheit  mit  der  Annahme 
ein  und  derselben  Kirchenverfassung  gleichzusetzen.  Entdecken  wir  nicht  in  un- 
serer zunehmend  pluralistischen  Zivilisation,  daß  das,  was  für  einen  Kontinent 
oder  geographischen  Raum  gut  ist,  nicht  notwendigerweise  auch  einem  anderen 
nützt?  Müssen  wir  nicht  zu  dem  Schluß  kommen,  daß  es  wirklich  Glaubens-  und 
Sakraments-Gemeinschaft  geben  kann,  auch  wenn  die  Strukturen  der  Kirchen 
verschieden  sind? 

Jedenfalls  bleibt  es  ein  zentraler  Bestandteil  des  Auftrages  der  ökumenischen 
Bewegung,  darauf  zu  bestehen,  daß  die  Einheit  -  wie  in  Neu-Delhi  gesagt  wurde  - 
sowohl  Gottes  Wille  wie  auch  seine  Gabe  an  die  Kirche  ist;  daß  sie  an  jedem  Ort 
sichtbar  gemacht  werden  muß  und  daß  die  Gläubigen  an  jedem  Ort  mit  der  gan- 
zen christlichen  Gemeinschaft  an  allen  Orten  und  zu  allen  Zeiten  vereint  sein 
müssen.  Ich  hoffe,  daß  in  Uppsala  diese  Einsicht  nicht  nur  bestätigt  wird,  sondern 
auch  ihre  Implikationen  so  klar  herausgearbeitet  werden,  daß  alle  Kirchen  ermu- 
tigt werden,  sich  viel  mehr  um  die  Förderung  der  wahren  Einheit  zu  bemühen. 

Quelle:  W.A.Visser  't  Hooft,  Der  Auftrag  der  ökumenischen  Bewegung,  in:  Bericht  aus 
Uppsala  1968.  Offizieller  Bericht  über  die  Vierte  Vollversammlung  des  ÖRK,  Uppsala  4.-20. 
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Juli  1968,  hg.v.   Norman  Goodall,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Walter  Müller-Römheld, 
Genf  1968,  S. 329-341;  hier:  S.335-340 


13  Auf  dem  Wege  zu  einer  neuen  christlichen  Sozialethik  und  einer  neuen 
Sozialpolitik  der  Kirchen 

Sektion  X  der  MIT-Konferenz  über  Glaube,  Wissenschaft  und  die  Zukunft,  Boston 
1979 

Eine  ausführliche  Diskussion  über  die  Entwicklung  einer  neuen  ökumenischen  Sozialethik 
fand  statt  in  Sektion  X  „Towards  a  New  Christian  Social  Ethic  and  New  Social  Policies  for  the 
Churches"  der  Bostoner  Weltkonferenz.  Neben  der  ethischen  Bewertung  der  technologischen 
Revolution  und  Grundsatzfragen  zum  Verhältnis  von  Glauben,  Wissenschaft  und  Ethik,  einer 
expertenorientierten  und  einer  basisorientierten  sozialethischen  Methodologie,  sind  die  Ab- 
schnitte besonders  bemerkenswert,  in  denen  erstmals  eine  Reflexion  der  Kontextualität 
ökumenischen  Sozialdenkens  sowie  eine  Thematisierung  der  Spannung  zwischen  Universali- 
tät und  Partikularität  im  Horizont  einer  drohenden  Welteinheitskultur  und  des  interreligiösen 
Dialoges  begegnet.  Im  folgenden  werden  diese  Abschnitte  zur  Kontextualität  ökumenischen 
Sozialdenkens  und  zum  Verhältnis  von  Universalität  und  kultureller  Partikularität  wiedergege- 
ben. 


2.  Die  historische  und  soziale  Situation,  in  der  wir  leben  und  Entscheidungen  tref- 
fen 

Versammelt  in  dieser  Konferenz  werden  wir  der  Einzigartigkeit  unserer  Situation 
gewahr.  Niemals  zuvor  hat  das  menschliche  Geschlecht  jenen  spezifischen  Mög- 
lichkeiten, Verantwortungen  und  Gefahren  gegenübergestanden,  die  unsere  Ge- 
neration betreffen.  Ob  wir  an  die  Kräfte  des  Heilens  oder  der  Zerstörung  denken, 
ob  an  die  Kommunikation  auf  der  Erde  oder  das  Reisen  im  Raum,  an  die  Atom- 
spaltung oder  die  Zerlegung  von  Genen,  wir  sind  heutzutage  Herren  -  und  Opfer  - 
einer  immensen  technologischen  Macht.  Wir  müssen  Entscheidungen  treffen, 
die  unsere  Vorfahren  noch  nicht  zu  tätigen  hatten.  Wir  spüren  die  Macht  der 
christlichen  Glaubensüberzeugung,  daß  Gott  seiner  menschlichen  Schöpfung  in 
Gnade  und  Gericht  mitten  in  den  geschichtlichen  Ereignissen  begegnet.  Wir 
glauben  an  einen  verläßlichen  Gott,  der  in  seiner  Liebe  konstant  bleibt,  aber  der 
gleichzeitig  in  seiner  Freiheit  neue  Dinge  schafft  und  auch  die  Menschen  dazu 
aufruft,  in  Freiheit  Neues  zu  schaffen. 

Indem  wir  Menschen  aus  vielen  Ländern  treffen,  wird  uns  bewußt,  wie  stark  un- 
sere verschiedenen  sozialen  Situationen  unsere  Erfahrungen  prägen,  unsere 
Wahrnehmungen  der  Realität,  unsere  ethischen  Entscheidungen.  Einige  unter 
uns  investieren  ihr  Leben  und  ihre  Arbeit  in  das  wissenschaftliche  Unternehmen 

64 


II.  Theologische  und  methodologische  Grundfragen 

und  erfahren  dies  als  lohnenswert.  Keiner  von  uns  könnte  an  dieser  Konferenz 
zugegen  sein  ohne  die  Errungenschaften  der  modernen  Technologie.  Gleich- 
wohl sind  einige  von  uns  unterdrückt  durch  eben  diese  Technologie:  in  unseren 
Ländern  hat  eine  Invasion  stattgefunden  und  unsere  Wirtschaft  ist  verzerrt  worden 
durch  Leute  und  Kräfte,  die  eine  größere  technologische  Macht  entfalten  als  wir 
selbst.  Wir  alle  kennen  Angst  vor  dem  Mißbrauch  technologischer  Macht.  Unsere 
Erleichterung  oder  unser  Schmerz,  unser  Bild  von  der  Welt,  unsere  Freude,  unser 
Humor,  unser  Empfinden  moralischer  Entrüstung  oder  Schuld  ist  -  nicht  aus- 
schließlich, aber  beträchtlich  -  mitbestimmt  durch  unseren  Ort  in  der  Gesell- 
schaft. Wir  bemühen  uns  darum,  eine  Ethik  zu  finden,  die  sicherer  und  autoritati- 
ver ist  als  unsere  Empfindungen  und  unser  sozialer  Ort.  Doch  wo  immer  wir  hin- 
sehen, sehen  wir  alles  aus  der  Perspektive  unseres  sozialen  Ortes.  Wenn  wir  an 
z.B.  das  Gewissen  appellieren,  stellen  wir  wieder  fest,  daß  auch  unsere  Gewissen 
zu  einem  hohen  Maße  bestimmt  sind  durch  unsere  gesellschaftlichen  Erfahrun- 
gen. Wenn  wir  in  der  Heiligen  Schrift  suchen,  erfahren  wir,  daß  die  Teile,  die  uns 
am  intensivsten  bewegen,  diejenigen  sind,  die  uns  dort  ansprechen,  wo  wir  sind, 
und  daß  die  Konzepte,  mit  denen  wir  die  Heilige  Schrift  interpretieren,  mitge- 
prägt sind  durch  einen  gegebenen  historischen  Kontext.  Bisweilen  erfahren  wir  es 
mit  Freude,  daß  unsere  besonderen  Sensibilitäten  -  vielleicht  als  Frauen,  als  kör- 
perlich Behinderte  oder  als  wirtschaftlich  unterdrückte  Menschen  -  der  Kirche 
Einsichten  in  biblische  Traditionen  und  Bedeutungen  zurückvermitteln,  die  in 
Jahrhunderten  der  „offiziellen"  Interpretation  der  Bibel  verdunkelt  wurden. 

Deshalb  müssen  wir  feststellen,  daß  traditionelle  ethische  Methoden  selten  den 
sozialen  Situationen  derjenigen  genügend  Aufmerksamkeit  geschenkt  haben,  die 
ethisch  zu  denken  versuchten.  Wir  müssen  uns  selbst  und  alle  anderen  erneut 
fragen,  worin  der  Zweck  ethischer  Aussagen  besteht.  Geht  es  nur  darum,  daß  wir 
nach  einer  Rechtfertigung  für  unsere  eigene  Macht  und  unsere  eigenen  Ansprü- 
che suchen?  Wenn  das  so  ist,  wird  auch  das  sorgfältigst  begründete  ethische  Ur- 
teil nur  unsere  Verantwortung  verraten. 

Nach  unserem  Glauben  sind  es  nicht  die  Brilliantesten,  sondern  die  reinen  Her- 
zens sind,  die  Gott  schauen  werden.  Es  sind  die  Armen,  sowohl  im  Geiste  als 
auch  die  materiell  Armen,  denen  das  Reich  Gottes  verheißen  ist.  Sie  erinnern 
uns  daran,  daß  alle  die  Pflicht  haben,  Einsicht  bei  den  Ausgebeuteten  und  Un- 
terdrückten zu  suchen,  damit  die  ganze  Gesellschaft  befreit  werde.  (...) 

10.  Welche  ethische  Bedeutung  haben  besondere  kulturelle  Rahmenbedingungen 
und  Werte? 

Die  Verbreitung  der  Technologie  schließt  gemeinhin  die  Verbreitung  derjenigen 
Kultur  ein,  die  sie  hervorbringt.  Heutzutage  fühlen  sich  viele  Völker  in  der  Welt 
bedroht  durch  importierte  Technologien,  die  ihre  lokalen  Kulturen  schwächen 
oder  zerstören.  Die  Menschen  wissen  nicht,  wie  sie  der  Vereinheitlichung  der 
Kultur  widerstehen  sollen.  (...) 
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Das  Phänomen  ist  häufig  darin  irreführend,  daß  von  lokalen  und  regionalen  Kul- 
turen erwartet  wird,  daß  sie  starker  „universale"  menschliche  Wege  einschlagen. 
Aber  das,  was  unter  „universal"  verstanden  wird,  besteht  häufig  in  durchaus  west- 
lich partikularen  Werten,  die  sich  als  universal  verkleiden.  Ein  besonders  schädli- 
cher Effekt  besteht  in  der  in  einigen  Gesellschaften  zu  beobachtenden  Heraus- 
bildung von  reichen  Eliten,  die  sich  an  einer  ausländischen  technologisch  do- 
minanten Kultur  orientieren  und  gleichzeitig  den  Menschen  und  kulturellen  Wer- 
ten ihrer  eigenen  Gesellschaften  mit  Geringschätzung  gegenüberstehen. 

Die  Verbreitung  von  Technologie  und  Kultur  erfordert  eine  Neubewertung  der 
ethischen  Bedeutung  von  partikularen  kulturellen  Werten.  Es  erfordert  ebenfalls 
eine  Überprüfung  der  Verbindung,  die  gewöhnlich,  ob  zu  recht  oder  zu  unrecht, 
hergestellt  wird  zwischen  dem  Christentum  und  der  technologisch  fortgeschritte- 
nen Welt  einerseits  sowie  den  mit  anderen  Kulturen  verknüpften  Religionen  an- 
dererseits. 

Der  christliche  Glaube  muß  die  Verschiedenheit  der  Kulturen  und  Religionen 
annehmen  lernen.  Christen  haben  kein  Monopol  hinsichtlich  des  moralischen  Ur- 
teils oder  im  Blick  auf  sozialethische  Reflexion  (s.o.,  Teil  3).  So  sind  zum  Bei- 
spiel die  Wertvorstellungen,  die  in  den  Traditionen  des  Judentums,  des  Hinduis- 
mus, des  Buddhismus  oder  des  Islams  der  Menschheit  und  der  Natur  beigemes- 
sen werden,  erhellend  in  ihrer  Weise.  Ganz  abgesehen  von  der  Tatsache,  daß 
eine  größere  Aufmerksamkeit  ihnen  gegenüber  auch  nur  noch  schwach  bewußte 
Einsichten  aus  der  christlichen  Tradition  wiederentdecken  zu  helfen  vermag, 
kann  sie  uns  auch  in  die  Lage  versetzen,  neue  Einsichten  und  Anwendungen  zu 
entdecken.  In  einer  Welt,  die  täglich  kleiner  wird,  werden  unsere  Chancen,  von 
diesen  anderen  Traditionen  zu  lernen,  glücklicherweise  immer  größer.  Deshalb 
fordern  wir  alle  Christen,  nicht  nur  die  Wissenschaftler  auf,  das  Beste  in  diesen 
Traditionen  zu  entdecken  (...)  . 

Die  Bibel  erkennt  kulturelle  Unterschiede  an  und  preist  auch  die  verschiedenen 
Wege,  auf  denen  diejenigen,  die  nicht  der  Gemeinschaft  des  Glaubens  angehö- 
ren, dennoch  Gottes  Willen  tun  können.  Wir  sollten  gegenüber  dieser  Möglichkeit 
offener  sein,  denn  es  ist  gerade  eine  Haltung,  die  immer  nur  die  Unterschiede 
sieht,  wo  in  Wrklichkeit  gar  keine  Differenz  besteht,  die  die  Erfüllung  von  Gottes 
Absichten  mit  der  Welt  behindert. 

Daher  ist  die  Identität  der  christlichen  Gemeinschaft  als  distinkte  Gruppe  ganz 
wesentlich.  Wenn  nicht  die  spezifische  Integrität  eines  jeden  Partners  bekräftigt 
wird,  können  weder  andere  von  uns  lernen  noch  können  wir  von  ihnen  lernen. 
Nichts  von  dem,  was  hier  ausgeführt  wird,  bedroht  die  Überzeugungen,  die  Chris- 
ten im  Blick  auf  die  Einzigartigkeit  Christi  haben.  Was  vielmehr  herausgefordert 
wird,  ist  die  Einzigartigkeit  und  der  Vorrang  der  Art  und  Weise,  in  der  Christen  - 
sei  es  als  Individuen  oder  als  Gemeinschaften  -  die  Einzigartigkeit  Christi  in  ihren 
Wertsystemen  interpretiert  haben.  (...) 


66 


II.  Theologische  und  methodologische  Grundfragen 

15.  Welche  Sozialpolitik  ist  möglich  und  angemessen  für  die  Kirchen  in  ihren  ver- 
schiedenen kulturellen  Situationen? 

Christen  glauben  daran,  daß  die  Herrschaft  Gottes  in  Natur  und  Geschichte  be- 
reits präsent  ist  durch  die  Schöpfung  und  die  erlösende  Neuschöpfung  des  gan- 
zen Kosmos  (Rom  8,  I.Kor  5,  Kol).  Wenn  man  sich  diesen  Prozeß  der  Neuschöp- 
fung vergegenwärtigt  und  seine  „Geburtsschmerzen"  erfährt,  können  und  müssen 
sich  Christen  darauf  einlassen,  mit  säkularen  Gruppen  und  Initiativen  (auch  Mar- 
xisten eingeschlossen)  sowie  mit  anderen  religiösen  Gemeinschaften  zu  koope- 
rieren, die  an  dem  Prozeß  von  Gottes  Neuschöpfung  der  ganzen  Welt  teilhaben 
und  diesen  unterstützen. 

Gleichwohl  gibt  es  eine  spezifische  Berufung  der  christlichen  Gemeinschaft,  auf 
Gottes  universales  erlösendes  Handeln  in  der  Welt  als  Gemeinschaft  des  Glau- 
bens, des  Gottesdienstes  und  des  aktiven  Dienstes  zu  antworten  -  als  jener  Teil 
der  Menschheit,  der  Gott  als  den  bekennt  und  kennt,  der  er  in  seiner  Liebe,  Ge- 
rechtigkeit und  Wahrheit  für  die  ganze  Welt  ist.  Innerhalb  der  christlichen  Ge- 
meinschaft gibt  es  spezifische  und  identifzierbare  Handlungsformen,  die  das 
christliche  Handeln  beseelen,  leiten  und  fördern.  Gebet  und  Gottesdienst  sollten 
in  der  christlichen  Gemeinschaft  allerdings  nicht  ausgrenzen,  sondern  vielmehr 
als  durch  den  Heiligen  Geist  gegebene  Mittel  das  grundlegende  Engagement 
der  christlichen  Gemeinschaft  für  eine  letzte  Gemeinschaft  aller  Menschen  zum 
Ausdruck  bringen.  Das  Gebet  steht  auch  nicht  im  Gegensatzt  zur  Aktion,  vielmehr 
ist  es  sowohl  der  Beginn  wie  die  eigentliche  Kraftquelle  des  politischen  und  so- 
zialen Handelns. 

Wenn  wir  danach  fragen,  welche  Sozialpolitik  für  die  Kirchen  angemessen  und 
möglich  ist,  dann  sehen  wir  unmittelbar,  daß  verschiedene  Kirchen  in  verschie- 
denen Situationen  divergierende  Möglichkeiten  haben.  Auf  ihrem  historischen 
Entwicklungsweg  war  die  christliche  Kirche  zum  Beispiel  eine  winzige  verfolgte 
Minderheit;  dann  hat  sie  sich  als  Corpus  Christianum  etabliert  und  sogar  den 
weltlichen  Herrschern  Befehle  erteilt;  dann  hat  sie  innerhalb  einer  religiös  plura- 
listischen Gesellschaft  existiert.  Diese  und  viele  andere  Unterschiede  kirchlicher 
Existenz  gibt  es  nach  wie  vor  als  gegenwärtige  Realität  oder  als  Nachklang  in 
den  verschiedenen  Teilen  der  Welt.  Wir  können  nun  nicht  Bewertungen  einfach 
für  alle  Kirchen  in  den  verschiedenen  Situationen  vorschreiben.  Während  einige 
Kirchen  zu  machtlos  sind,  um  die  Politik  auf  nationaler  Ebene  in  ihren  Ländern 
mitzubestimmen,  würden  andere  Kirchen  sich  untreu  im  Blick  auf  ihren  Glauben 
und  unverantwortlich  verhalten,  wenn  sie  solchen  Einfluß  nicht  ausüben  würden. 
Doch  in  der  Ausformulierung  ihrer  jeweiligen  Ansätze  müssen  die  Kirchen  den 
universalen  Charakter  der  kommenden  Herrschaft  Gottes  im  Blick  behalten,  der 
die  existierenden  Wertsysteme  und  situationsbestimmenden  Faktoren  transzen- 
diert.  Die  Kirche  selbst  ist  dazu  gerufen,  jene  Gerechtigkeit  darzustellen,  die  von 
jeder  menschlichen  Gesellschaft  angestrebt  werden  sollte.  Die  gegenwärtige 
Gebrochenheit  der  Kirche,  die  das  christliche  Zeugnis  diskreditiert  und  schwächt, 
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ist  ein  Grund  und  Anlaß  für  fortdauernde  Ungerechtigkeit  und  Versagen  in  der 
Gesellschaft.  Die  ökumenische  Bewegung,  die  auf  die  Einheit  der  Christenheit 
hinarbeitet,  ist  ein  unverzichtbares  Instrument  für  die  Prüfung  der  Gültigkeit  und 
die  Wirksamkeit  der  ethischen  Überzeugungen,  die  dem  christlichen  Glauben  zu 
eigen  sind,  ökumenische  Gespräche,  die  in  jüngster  Zeit  z.B.  Wirtschaftsexperten 
verschiedener  Gesellschaftssysteme  zusammengebracht  haben,  können  die  Kir- 
chen dazu  befähigen,  über  die  Begrenzungen  ihres  jeweiligen  kulturellen  Mi- 
lieus hinaus  zu  blicken. 

Quelle:  Paul  Abrecht  (ed.),  Faith  and  Science  in  an  Unjust  World.  Report  of  the  1979  Confe- 
rence of  the  World  Council  of  Churches  in  the  Massachusetts  Institute  of  Technology,  Bo- 
ston 1979,  Vol. 2:  Reports  and  Recommendations,  Geneva  1980;  hier:  Towards  a  New  Chri- 
stian Social  Ethic  and  New  Social  Policies  for  the  Churches.  Report  Section  X,  p.  147 ff;  hier 
149f.  157 f.  163f  (eigene  Übersetzung) 


14  Das  Reich  Gottes  und  die  Grundlagen  einer  gerechten,  partizipatori- 
schen  und  verantwortbaren  Gesellschaft  (JPSS) 

Zentralausschuß,  Kingston  1979 

Zwischen  der  fünften  Weltversammlung  in  Nairobi  (1975)  und  der  sechsten  Weltversamm- 
lung in  Vancouver  (1983)  wurden  die  verschiedenen  Aspekte  der  Verwirklichung  einer  "just, 
participatory  and  sustainable  society"  (JPSS)  ein  Schwerpunkt  der  sozialethischen  Arbeit  des 
ÖRK.  Auf  seiner  29.  Tagung  in  Genf  erklärte  der  ZA  diese  Thematik  1976  zu  einem  der  vier 
Programmschwerpunkte.  Im  folgenden  Jahr  wurde  entschieden,  einen  Beratungsauschuß 
zum  Programmschwerpunkt  einzusetzen.  Wchtige  Themen  des  von  diesem  Beratungsau- 
schuß 1979  in  Kingston  dem  ZA  vorgelegten  Berichtes  sind  die  Verankerung  des  Konzeptes 
der  JPSS  in  einem  messianischen  Verständnis  von  Gerechtigkeit  sowie  das  Bemühen,  re- 
gionale Akzentsetzungen  innerhalb  der  Arbeit  für  eine  JPSS  zu  einer  integralen  Perspektive 
zusammenzufassen.  Hier  werden  die  Ausführungen  zum  theologischen  Verständnis  des  Rei- 
ches Gottes  inmitten  unterschiedlicher  geschichtlicher  Wrklichkeiten  aus  den  einleitenden 
Abschnitten  II  und  III  der  insgesamt  11-seitigen  Studie  dokumentiert.  Die  sich  diesen 
grundlegenden  Überlegungen  im  Bericht  anschließenden  Hauptpassagen  über  Gerechtigkeit, 
Partizipation  und  Verantwortbarkeit  (sustainability)  sind  im  Kapitel  II  1.1  "Soziale  Gerechtigkeit" 
als  Text  27  der  vorliegenden  Sammlung  aufgenommen  worden. 


//.  Eine  Diskussion  mit  Geschichte 

2.  Ausgangspunkt:  Die  heutige  geschichtliche  Wirklichkeit 

Mit  dem  Programmschwerpunkt  "Grundlagen  einer  gerechten,   partizipatorischen 
und  verantwortlichen  Gesellschaft"  soll  weder  ein   Modell    noch   ein   christliches 
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Programm  für  eine  ideale  Gesellschaft  ausgearbeitet  und  vorgestellt  werden,  die 
gerecht,  partizipatorisch  und  verantwortbar  organisiert  wäre.  Vielmehr  wollen  wir 
von  der  heutigen  geschichtlichen  Wirklichkeit  unserer  Gesellschaft  ausgehen,  de- 
ren integraler  Bestandteil  die  Kirchen  sind.  Zwar  unterscheiden  sich  die  Verhält- 
nisse von  Region  zu  Region,  doch  läßt  sich  beobachten,  daß  immer  mehr  Ge- 
sellschaften durch  ungerechte  Strukturen  und  mangelnde  Mitbestimmung  ge- 
kennzeichnet und  von  den  Folgen  der  Verantwortungslosigkeit  bedroht  sind, 
örtlich  begrenzte  Lösungsvorschläge,  so  realistisch  sie  auch  in  der  konkreten  Si- 
tuation sein  mögen,  dringen  nicht  zwangsläufig  auch  bis  zu  den  Grundursachen 
vor.  Die  Vorschläge  an  jedem  einzelnen  Ort  müssen  unter  Berücksichtigung  der 
globalen  Dimension  von  Gerechtigkeit,  Mitbestimmung  des  Volkes  und  verant- 
wortlicher Weichenstellung  für  die  Zukunft  der  ganzen  Menschheit  formuliert 
werden.  In  der  Tat  werden  sich  mehr  und  mehr  Menschen  der  bestehenden  Un- 
gerechtigkeiten bewußt  und  treten  für  ihre  Rechte  auf  Eigenidentität,  Würde  und 
Selbstbestimmung  ein.  Basisbewegungen  fordern  die  das  Volk  beherrschenden 
Machstrukturen  heraus,  die  sowohl  die  wirtschaftliche,  politische  und  technologi- 
sche Entwicklung  als  auch  die  damit  verbundenen  Entscheidungen  kontrollieren. 
Wenn  wir  also  von  der  heutigen  geschichtlichen  Wirklichkeit  ausgehen,  so  be- 
deutet das,  daß  wir  uns  zunächst  in  erster  Linie  die  Konsequenzen  einer  solchen 
Infragestellung  für  die  Strukturen  und  ideologischen  Inhalte  unserer  Gesellschaf- 
ten klarmachen  wollen. 

3.  Stimmen  des  Volkes 

Das  Volk  spricht  mit  einer  Stimme;  mitunter  gehen  die  Meinungen  auseinander 
oder  stehen  sogar  im  Widerspruch  zueinander.  Dies  ist  ein  äußerst  wichtiger 
Aspekt  der  geschichtlichen  Wirklichkeit,  die  den  Ausgangspunkt  für  unsere  Über- 
legungen darstellt,  und  es  wird  besonders  deutlich,  wenn  wir  uns  ernsthaft  mit 
den  verschiedenen  regionalen  Perspektiven  einer  gerechten,  partizipatorischen 
und  verantwortbaren  Gesellschaft  auseinandersetzen.  So  ist  Gerechtigkeit  im 
Sinne  der  Befriedigung  wirtschaftlicher  und  sozialer  Grundbedürfnisse  das  zen- 
trale Anliegen  der  Menschen  in  Afrika,  Asien  und  Lateinamerika  und  wird  Partizi- 
pation als  integrierter  Teil  des  Kampfes  um  Gerechtigkeit  verstanden.  Die  inter- 
nen Probleme  und  Konflikte  werden  in  vielen  Ländern  durch  die  politische,  wirt- 
schaftliche und  militärische  Einmischung  des  Auslands  verschärft.  Im  Mittelpunkt 
des  Kampfes  stehen  daher  auch  spezielle  Probleme,  die  mit  dem  beherrschen- 
den Einfluß  von  transnationalem  Kapitel  zusammenhängen  (Lateinamerika),  mit 
Grundbesitz  und  Eigentumsrechten  an  Grund  und  Boden  (Pazifik),  mit  Men- 
schenrechten im  Sinne  von  kollektiven  Rechten  (Lateinamerika,  Asien),  mit  der 
Ausdehnung  autoritärer  Regierungssysteme  und  den  Konsequenzen  der  Doktrin 
der  nationalen  Sicherheit  (Lateinamerika,  Asien).  In  weiten  Teilen  der  nördli- 
chen Hemisphäre  wird  die  Frage  der  Verantwortbarkeit  der  Gesellschaft  -wie  an 
Begriffen  wie  industrielle  Wiederverarbeitung,  Rohstoffunabhängigkeit,  alterna- 
tive Energiequellen  und  Technologien,  Beseitigung  der  strukturellen  Arbeitslo- 
sigkeit deutlich  wird  -  weitgehend  als  ein  Problem  der  Dauerhaftigkeit  gesehen, 
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wahrend  in  der  südlichen  Hemisphäre  vorerst  das  reine  Überleben  der  Menschen 
auf  dem  Spiel  steht.  Für  die  sozialistischen  Länder  ist  vor  allem  die  Sicherung 
des  Friedens  und  der  friedlichen  Koexistenz  wichtig,  ohne  die  Verantwortbarkeit 
und  Dauerhaftigkeit  sowie  Partizipation  und  Gerechtigkeit  im  internationalen,  re- 
gionalen oder  nationalen  Rahmen  unvorstellbar  wären.  In  allen  Regionen  aber 
muß  den  Forderungen  nach  Verantwortbarkeit/Dauerhaftigkeit  und  sozialer  Ge- 
rechtigkeit, auch  wenn  sie  zum  Teil  im  Widerspruch  zueinander  stehen,  oberste 
Priorität  eingeräumt  werden. 

4.  Eine  Herausforderung  an  die  Kirchen 

Wie  können  die  Kirchen  zu  einem  gemeinsamen  Verständnis  der  geschichtli- 
chen Wirklichkeit  gelangen  und  durch  ihr  Leben  und  Wirken,  ihr  Zeugnis  und  ih- 
ren Dienst  entscheidend  an  den  Veränderungsbestrebungen  teilhaben?  Wie  kön- 
nen sie  das  Wesen  und  die  Modalitäten  ihrer  Teilhabe  am  Aufbau  einer  neuen 
Gesellschaft  erkennen?  Inwieweit  kann  ihnen  die  Gemeinschaft  in  der  ökumeni- 
schen Bewegung  helfen,  aus  den  Erkenntnissen  und  Erfahrungen  des  Volkes  zu 
lernen,  auf  neue  Stimmen  in  der  ökumenischen  Gemeinschaft  zu  hören,  ihr  ei- 
genes Leben  zu  erneuern  und  ihr  Selbstvertrauen  im  Licht  der  bestehenden  ge- 
schichtlichen Wrklichkeit  zu  prüfen?  Es  ist  von  daher  das  Ziel  dieses  Programm- 
schwerpunktes, dazu  beizutragen,  daß  sich  die  Christen  aktiv  an  dem  Prozeß  der 
geschichtlichen  Veränderung  der  Gesellschaft  beteiligen,  ein  Prozeß,  der  den 
Menschen  mehr  Gerechtigkeit,  mehr  Würde  und  größere  Entfaltungsmöglichkei- 
ten bringen  soll. 


///.  Das  Ziel:  Gerechtigkeit  in  der  Gesellschaft 

1.  Die  Verheißung  des  messianischen  Reiches 

Die  Christen  glauben,  daß  die  ganze  Welt  Gottes  Schöpfung  ist,  die  beständig 
durch  die  Kraft  der  Erlösung  erneuert  wird  und  in  der  Verheißung  des  Reiches 
Gottes,  des  Reiches  des  Friedens  und  der  Gerechtigkeit  lebt.  Christen  glauben, 
daß  alle  Menschen  in  die  Dynamik  integriert  sind,  die  auf  das  messianische 
Reich  gerichtet  ist.  Diese  Überzeugung  ist  weder  Privatbesitz  der  Christen,  noch 
wird  sie  irgend  jemandem  aufgezwungen.  Diese  Überzeugung  ist  vielmehr  eine 
Einladung,  die  ohne  Gegengabe  an  alle  ergeht.  Die  Christen  nehmen  kein  Mo- 
nopol für  sich  in  Anspruch,  doch  ist  an  sie  der  besondere  Ruf  zum  Gehorsam  er- 
gangen, die  Aufforderung,  sich  mit  anderen  auf  die  Suche  nach  einem  gemein- 
samen Ziel  zu  begeben:  Gerechtigkeit  auf  Erden,  die  zum  Ausdruck  kommt  in  der 
friedvollen  Gemeinschaft  der  ganzen  Menschheit,  in  der  jeder  einzelne  wahre 
Erfüllung  in  seinem  Leben  findet.  Die  Bibel  bezeichnet  dieses  letzte  Ziel  als 
„Reich  Gottes",  das  sowohl  die  Erlösung  der  ganzen  Schöpfung  als  auch  die  per- 
sönliche Erfüllung  jedes  einzelnen  Menschen  einschließt. 
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Als  Christen  sind  wir  berufen,  „nach  dem  Reich  Gottes  und  nach  seiner  Gerech- 
tigkeit" zu  trachten  (Mt.  6,33).  Allerdings  können  wir  dieses  zentrale  biblische 
Konzept  nicht  ohne  einige  zusätzliche  Erläuterungen  verwenden.  Wir  nennen 
das  Reich  „messianisch",  weil  wir  glauben,  daß  Jesus  als  der  Christus,  das  heißt 
der  Messias,  das  Königreich  auf  Erden,  in  Zeit  und  Raum,  gebracht,  gelebt  und 
eingeleitet  hat.  Ohne  diese  christologische  Manifestation  wäre  das  Reich  Gottes 
eine  abstrakte  Utopie,  ein  Traum,  in  dem  die  Menschheit  ihre  unerfüllten  Wün- 
sche austräumt.  Wenn  wir  von  dem  messianischen  Reich  sprechen,  stellen  wir 
zwei  weitere  Behauptungen  auf:  Das  Reich  wirkt  bereits  hier  und  jetzt  und  stellt 
somit  keine  futuristische  oder  spirituelle  Flucht  dar,  aber  es  ist  noch  nicht  erfüllt 
und  kann  auch  in  der  Geschichte  nicht  erfüllt  werden.  Das  messianische  Reich 
ist  zwar  in  die  Geschichte  eingebrochen,  geht  aber  gleichzeitig  über  sie  hinaus; 
es  ist  sichtbar  und  gegenwärtig  für  die  Glaubenden  und  muß  dennoch  Gegen- 
stand der  Hoffnung  bleiben.  Es  wirkt  in  unserer  konkreten  Realität,  und  dennoch 
warten  wir  darauf.  Warten  ohne  Handeln  hieße  Verleugnung  der  historischen  An- 
kunft Christi.  Handeln  ohne  Warten  jedoch  hieße  Verleugnung  der  Wiederkunft 
Christi.  Unsere  Leiber,  ja,  der  „Leib"  der  Geschichte,  gewinnen  ihre  innere  Kraft 
und  Stärke  aus  dieser  aktiven  und  wartenden  Gegenwart  zwischen  den  beiden 
Ankünften,  der  historischen  und  der  eschatologischen.  Der  Geist  Gottes  verbindet 
Geschichte  und  Eschatologie,  Glaube  und  Hoffnung.  So  werden  wir  beseelt 
durch  eine  Einheit,  die  durch  Spannung  gekennzeichnet  ist  und  die  Einheit  und 
Spannung  des  trinitarischen  Lebens  Gottes  widerspiegelt. 

Angesichts  dieses  Zieles  begreift  der  christliche  Glaube  Kämpfe  und  Widersprü- 
che der  Gegenwart  als  Bestandteil  und  Ausdruck  einer  geschichtlichen  Dynamik 
mit  dem  Ziel  der  eschatologischen  Erfüllung,  die  die  Geschichte  somit  gegen 
Hochmut  und  Verzweiflung  verteidigt.  Christen  sind  immer  zweierlei  Versuchun- 
gen ausgesetzt:  der  Geschichte  durch  eine  voreilige  Eschatologie  zu  entkommen 
(Enthusiasmus  und  Illusionen,  Pietismus  ohne  Übernahme  von  Verantwortung; 
unrealistischer  Aktivismus)  oder  die  Eschatologie  mit  Hilfe  einer  sich  selbst  genü- 
genden Geschichte  zu  eliminieren  (Konservatismus  ohne  Hoffnung  auf  Verände- 
rung; Zynismus  als  Karikatur  der  Weisheit;  Selbstgefälligkeit).  Das  messianische 
Reich  fordert  die  Menschen  hier  und  jetzt  auf,  in  ihrem  Leben  und  Handeln 
durch  eine  klare  Entscheidung  eine  Antwort  zu  geben,  gleichzeitig  aber  auch  in 
Erwartung  zu  bleiben  auf  der  Suche  nach  dem,  das  auch  durch  geduldiges  und 
kraftvolles  Beten  nicht  sichtbar  wird. 

Quelle:  Bericht  des  Beratungsausschusses  "Grundlagen  einer  gerechten,  partizipatorischen 
und  verantwortbaren  Gesellschaft",  Protokoll  der  31.  Tagung  des  ZA  des  ÖRK  in  Kingston 
(Jamaica),  Genf  1979;  deutsch  in:  epd-Dokumentation  7/79,  S.37-39  (Übersetzung:  Spra- 
chendienst des  ÖRK) 
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15      Ökumenische  politische  Ethik 

CCPD-Konsultation,  Aya  Napa  (Zypern)  1981 

Im  Jahre  1979  gab  der  ZA  die  Empfehlung,  die  Weiterarbeit  am  Konzept  der  JPSS  auf 
Grundfragen  einer  „politischen  Ethik"  und  die  Rolle  von  Basisbewegungen  (people's  move- 
ments  bzw.  movimientos  populäres)  auszurichten.  Ein  Resultat  war  die  CCPD-Konsultation 
auf  Zypern  vom  18.-25.  Oktober  1981,  die  methodologische  und  grundsätzliche  Überlegun- 
gen zur  Begründung  einer  kontextuellen  politischen  Ethik  in  der  Ökumene  formulierte.  Im  fol- 
genden werden  auszugsweise  Abschnitte  aus  Kap.  I,  II  und  V  des  30-seitigen  Textes  wieder- 
gegeben. 


/.  Grundlegende  Annahmen 

(...)  Eine  Anzahl  von  Eingangsannahmen  haben  die  Diskussion  geleitet,  und  sie 
müssen  zu  Beginn  klar  benannt  werden. 

Die  erste  davon  betrifft  eine  "Minimaldefinition"  politischer  Ethik,  wie  sie  in  der 
ausführlichen  Tagesordnung  für  die  Konsultation  dargelegt  wurde:  "Eine  ökume- 
nische politische  Ethik  hat  zu  tun  mit  der  Bewertung  des  Verständnisses  und  der 
Ausübung  von  Macht,  im  Vertrauen  auf  das  Evangelium  und  um  sozialer  Gerech- 
tigkeit, menschlicher  Würde  und  authentischer  Gemeinschaft  willen."  (...) 

Die  zweite  Eingangsannahme  betrifft  die  Tatsache,  daß  die  Kirchen  aufgrund 
verschiedener  historischer,  kultureller  und  politischer  Umstände  unterschiedliche 
Erfahrungen  mit  der  Behandlung  politischer  Fragestellungen  haben.  Jeder  Ver- 
such, eine  politische  Ethik  zu  formulieren,  ist  durch  die  Gegebenheiten  einer  be- 
stimmten Situation  gekennzeichnet.  Zugleich  sind  alle  Situationen  von  weltwei- 
ten politischen  Kräften  und  Geschehnissen  beeinflußt,  die  ihre  eigene  Dynamik 
aufprägen  und  ein  gemeinsames  Verständnis  und  eine  gemeinsame  Reaktion  er- 
fordern. 

Darüberhinaus  interpretieren  Christen  politische  Realitäten  als  solche  wie  auch 
ihre  weiterreichende  Bedeutung  auf  der  Grundlage  eines  gemeinsamen  Be- 
kenntnisses des  ihnen  gemeinsamen  Glaubens  an  Jesus  Christus  und  ihrer  ge- 
meinsamen Hoffnung  auf  das  Reich  Gottes,  die  alle  eine  gemeinsame  Anforde- 
rung nach  politischem  Zeugnis  in  der  Welt  zur  Folge  haben.  Allerdings  weist  dies 
auch  auf  die  grundlegende  ökumenische  Herausforderung  hin:  Wie  sollen  wir  die 
unterschiedlichen  Forderungen,  die  wir  auf  dem  Gebiet  politischer  Aktion  und 
anscheinend  auf  der  Grundlage  des  gleichen  Bekenntnisses  stellen,  mit  diesem 
Bekenntnis  vereinbaren?  Der  widerstreitende  Charakter  der  verschiedenen  Wahr- 
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heitsbehauptungen,  die  den  vielen  kontextuellen  Formulierungen  einer  christli- 
chen politischen  Ethik  innewohnen,  stellt  eine  ökumenische  Aufgabe  dar  und 
muß  zu  einem  dialogischen  Prozeß  gegenseitigen  Befragens,  Zuhörens  und  Ler- 
nens führen. 

Die  dritte  Eingangsannahme  ist  ebenso  wichtig.  Christen  stehen  mit  ihren  Über- 
legungen zu  einer  lebensfähigen  politschen  Ethik  in  der  gegenwärtigen  Lage  der 
Menschen  nicht  allein  da.  Ihre  Suche  muß  für  den  Dialog  mit  Menschen  anderer 
religiöser  und  weltanschaulicher  Überzeugungen  offen  bleiben.  Es  wäre  vermes- 
sen von  Christen,  wenn  sie  einen  Bauplan  einer  idealen  politischen  Ordnung  an- 
böten. Das  Bestreben,  Elemente  einer  christlichen  politischen  Ethik  in  ökumeni- 
scher Sichtweise  zu  formulieren,  zielt  zuerst  darauf,  Christen  und  Kirchen  in  ih- 
rem eigenen  Leben  und  Zeugnis  zu  dienen.  Der  "politische"  Lebensstil  innerhalb 
der  Kirchen  ist  ein  entscheidendes  Element  ihres  Zeugnisses  in  der  Gesellschaft. 

Die  vierte  Annahme  bekräftigt,  daß  eine  ökumenische  politische  Ethik  nur  eine 
"Ethik  verantwortlicher  Nachfolge"  sein  kann.  Hieraus  folgt  methodisch,  daß  sie 
ständig  Glauben  und  Überzeugungen  zu  den  voraussichtlichen  Konsequenzen 
der  von  diesen  Überzeugungen  geleiteten  Handlungen  in  Beziehung  setzen 
muß.  Sie  wird  auch  die  gegenseitigen  Beziehungen  politischer  Ziele  und  der 
Mittel,  die  für  ihre  Durchsetzung  zur  Verfügung  stehen,  berücksichtigen  müssen. 


//.  ökumenische  politische  Ethik 
(...) 

2.  Wiederherstellung  des  gemeinsamen  christlichen  Verständnisses 
(...) 

a)  Betonung  eines  ganzheitlichen  Verständnisses  des  biblischen  Zeugnisses 
In  der  Vergangenheit  fußten  christliche  Zugänge  zu  politischer  Ethik  auf  einem 
einzelnen  Aspekt  der  biblischen  Tradition,  z.B.  dem  paulinischen  Denken,  be- 
sonders seinem  Ratschlag  in  Römer  13.  Wiederholt  ist  während  der  Konsultation 
darauf  hingewiesen  worden,  daß  das  biblische  Zeugnis  ganzheitlich  interpretiert 
und  verstanden  werden  muß.  Dieser  ganzheitliche  Ansatz  weist  die  Absolutierung 
von  Einzelaspekten  zurück,  nimmt  kontextuelle  Unterschiede  hin  und  gebraucht 
sie  schöpferisch,  und  richtet  sich  vor  allem  auf  das  biblische  Zeugnis  von  Jesus 
Christus  und  Gottes  messianischem  Reich.  Darüberhinaus  fordert  er  eine  bewußte 
Anstrengung,  Schöpfung  und  Sündenfall,  das  Verständnis  des  Menschen  als  im 
Bilde  Gottes  geschaffen  und  als  von  der  menschlichen  Sündigkeit  beschädigt, 
die  Erlösung  durch  Bekehrung  und  Sündenvergebung  und  den  Anfang  der  neuen 
Schöpfung,  die  die  alte  Ordnung  der  Dinge  verwandelt,  das  Kreuz  und  die 
Fleischwerdung  Christi,  seine  Auferstehung  und  die  Gabe  des  Geistes  und  -  nicht 
zuletzt  -  das  Alte  und  Neue  Testament  zusammenzuhalten. 

Die  Betonung  der  Ganzheit,  die  in  der  ökumenischen  Bewegung  von  Anfang  an 
gegenwärtig  war,  bestreitet  nicht  das  Bestehen  von  Spannungen   zwischen  den 
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vielfältigen  Elementen  des  biblischen  Zeugnisses;  allerdings  versucht  sie,  jegli- 
che Trennung,  z.B.  von  zwei  Reichen,  und  die  Aufrichtung  jeglichen  antitheti- 
schen Gegenüberstehens  der  vielfältigen  Elemente  zu  vermeiden. 

b)  Geschichte  und  Eschatologie 

(...)  Die  konkrete,  besondere  historische  Realität  und  die  umfassende  eschatologi- 
sche  Realität  müssen  zusammengehalten  werden;  jede  Trennung  sollte  vermie- 
den werden.  Dennoch  sind  diese  zwei  Realitäten  nicht  identisch;  alles  menschli- 
che Handeln  in  der  Geschichte  bleibt  relativ  und  wird  dem  kritischen  Urteil  im 
Licht  von  Gottes  Handeln  in  der  Erfüllung  seines  endzeitlichen  Versprechens  un- 
terworfen. Wie  ein  Teilnehmer  sagte:  "Wir  leben  am  Samstag  zwischen  dem  Frei- 
tag der  Kreuzigung  und  dem  Sonntag  der  Auferstehung.  Die  eigentliche  Frage 
ist,  wie  wir  gerade  und  aufrecht  gehen  können,  ohne  die  letztendliche  Erfüllung 
der  Auferstehung  der  Toten  schon  gesehen  zu  haben?"  Das  Verborgensein  der 
eschatologischen  Realität  unter  den  Widersprüchen  der  historischen  Realität  ist 
ein  entscheidender  Punkt  jeder  Diskussion  über  eine  christliche  politische  Ethik. 

c)  Zwei  Schlüsselsymbole 

Während  der  Diskussion  auf  Zypern  stellten  sich  zwei  zentrale  biblische  Symbole 
als  besonders  relevant  heraus.  Das  erste  ist  das  alttestamentliche  Symbol  der 
Bundesgemeinschaft.  Hier  ist  die  richtige  Beziehung  zwischen  Gott  und  seinem 
Volk  der  Brennpunkt  des  biblischen  Verständnissen  von  Recht,  Gerechtigkeit  und 
Frieden/Schalom. 

Gerechtigkeit  ist  hier  ein  Beziehungsbegriff  und  das  zentrale  Kriterium  für  die 
Ausübung  und  Beherrschung  der  Macht.  Gerechtigkeit  stellt  sich  im  Schutz  der 
Armen,  der  Witwen,  der  Waisen  und  der  Fremden  als  Teil  der  Gemeinschaft  des 
Bundes  dar.  Gerechtigkeit  zielt  nicht  auf  einfache  Gleichheit  und  Angemessen- 
heit in  der  Verteilung  von  Gütern  ab,  sondern  auf  die  Schaffung  von  Frie- 
den/Schalom zwischen  Gott  und  seinem  Volkzwischen  Gliedern  der  Gemein- 
schaft und  sogar  zwischen  Menschen  und  Gottes  Schöpfung.  Die  Wiederentdek- 
kung  des  Gedankens  des  "Volkes  Gottes"  als  eines  Bildes  der  Kirche  in  neueren 
ökumenischen  Diskussionen  über  die  Ekklesiologie  hat  wichtige  Auswirkungen  auf 
eine  christliche  politische  Ethik.  Aber  über  seine  ekklesiologische  Gültigkeit  hin- 
aus eröffnet  das  Symbol  des  Volkes,  der  Gemeinschaft  des  Bundes,  wichtige  Per- 
spektiven für  die  Interpretation  politischer  Realitäten.  Es  bietet  eine  Alternative 
zum  traditionellen  organischen  Verständnis  von  Staat  und  Gesellschaft  ein- 
schließlich der  Beziehung  zwischen  Kirche  und  Staat,  wie  sie  im  paulinischen 
Bild  des  Leibes  symbolisiert  wird.  Es  legt  die  zentrale  Betonung  auf  das  partizipa- 
torische,  kooperative  oder  -  wie  es  während  der  Konsultation  ausgedrückt  wurde  - 
das  "föderalistische"  Wesen  der  politischen  Gemeinschaft.  Die  Konsultation  war 
überzeugt  davon,  daß  dieser  Zugang  weiter  ausgebaut  werden  sollte. 

Das  zweite  Symbol  steht  in  Beziehung  zu  dem  ersten,  hat  aber  seine  eigene,  klar 
umrissene  Identität    und   Integrität:    es  ist  der  neutestamentliche    Gedanke  des 
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messianischen  Reiches,  der  messianischen  Gemeinschaft  des  neuen  Bundes  in 
Jesus  Christus.  Dieses  neutestamentliche  Symbol  baut  auf  der  Bundestradition 
auf.  Aber  es  entwirft  eine  Gemeinschaft  ohne  Herrschaftsmacht,  die  Erfüllung  des 
Versprechens,  daß  Gott  unter  seinem  Volk  leben  wird,  daß  das  Volk  mit  dem  Mes- 
sias herrschen  wird.  Seine  historische  Manifestation  ist  die  Gemeinschaft,  die 
sich  unter  dem  Kreuz  des  leidenden  Messias  versammelt  hat,  die  Gemeinschaft 
derer,  die  von  Liebe  getrieben  werden  und  ihre  Hoffnung  auf  die  verändernde 
Kraft  des  Kreuzes  legen.  Es  ist  ein  eschatologisches  Symbol:  es  kann  nicht  in 
eine  geschichtlich  zu  verwirklichende  politische  Ideologie  umgewandelt  werden. 
Seine  Bedeutung  liegt  darin,  daß  es  eine  kritische  Perspektive  zur  Interpretation 
politischer  Geschichte  und  eine  Vision  von  Hoffnung  über  geschichtliche  Hoff- 
nungen hinaus  anbietet.  Daher  kann  es  im  historischen  Reich  politischer  Wider- 
sprüche eine  mächtige  Kraft  werden.  (...) 


3.  Ansätze  politischer  Ethik 
(...) 

c)  Der  Wert  und  die  Legitimität  der  Politik 

Der  zweite  Ansatz  wurde  auf  der  Konsultation  besonders  von  Teilnehmern  reprä- 
sentiert, die  aus  Kirchen  in  Europa  und  Nordamerika  kamen;  er  würde  wahr- 
scheinlich ebenso  auf  Australien  und  Neuseeland  zutreffen.  Dieser  Ansatz  ist  im 
Vergleich  zu  früheren  ökumenischen  Positionen  deutlicher  politikzentriert  und 
hält  sich  weniger  mit  den  institutionellen  Gesichtpunkten  der  Beziehungen  zwi- 
schen Kirche  und  Staat  auf.  Er  konzentriert  sich  auf  zwei  beherrschende  Anlie- 
gen, nämlich  den  Wert  der  Politik  im  ganzen  Kontext  der  Gesellschaft  und  die 
Legitimität  politischer  Strukturen  und  Entscheidungen. 

Angesichts  des  zunehmenden  Auseinanderfallens  des  politischen  Prozesses  ist  es 
unumgänglich  geworden,  die  Ziele  der  Politik  und  die  Funktionen  des  Staates 
auf  nationaler  und  internationaler  Ebene  neu  zu  bewerten. 

Politik  als  ein  Vorgang  der  Partizipation  des  Volkes  muß  gegenüber  ökonomi- 
schen, militärischen  und  anderen  Kriterien  betont  werden. 

Dies  wird  nur  möglich  sein,  wenn  der  politische  Prozeß  noch  einmal  klar  auf 
letzte  soziale  Ziele  bezogen  wird,  die  aus  christlicher  Sicht  repräsentiert  werden 
von  den  Werten  Gerechtigkeit  und  Frieden  in  ihrer  untrennbaren  Beziehung  zu- 
einander, Menschenwürde  unter  Einschluß  von  Freiheit  und  Gleichheit  und  dem 
Schutz  des  Lebens,  Menschenrechte  einschließlich  der  Befriedigung  grundle- 
gender menschlicher  Bedürfnisse  und  dem  Recht  auf  freie  Zusammenschlüsse, 
Selbstbestimmung  und  Ablehnung. 

Politische  Ethik,  die  diesem  Ansatz  folgt,  hat  es  außerdem  mit  der  Legitimität  po- 
litischer Strukturen  und  Entscheidungen  zu  tun.  Die  Kirchen  haben  immer  bekräf- 
tigt, daß  politische  Mächte  letztlich  innerhalb  der  Herrschaft  Gottes  stehen  und 
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seinem  Recht  rechenschaftspflichtig  sind.  Diese  Überzeugung  wurde  mit  Hilfe 
der  Tradition  des  Naturrechts  weiter  ausgearbeitet.  In  neuerer  Zeit  fußte  die  Legi- 
timation in  der  westlichen  demokratischen  Tradition  auf  dem  Gedanken  eines 
angemessenen  (demokratischen;  Hg.)  Prozesses  und  einer  korrekten  Verfahrens- 
weise. Allerdings  häufen  sich  die  Anzeichen,  daß  die  Legitimation  durch 
(demokratische;  Hg.)  Prozesse  unabhängig  von  der  Anerkennung  gemeinsamer 
Werte  zur  Verteidigung  fast  jeder  Politik  gebraucht  werden  kann.  Der  Verlust  der 
Gültigkeit  dieser  Formen  der  Legitimation  führt  zu  einem  allgemeinen  Vertrau- 
ensverlust unter  den  Menschen  im  politischen  Prozeß  und  unter  denen,  die  ein 
politisches  Mandat  ausüben. 

In  diesem  Kontext  muß  eine  christliche  politische  Ethik  der  schützenden  wie 
auch  der  schöpferischen  Funktion  des  Rechtes  erneute  Aufmerksamkeit  schen- 
ken. In  nationalen  Situationen  fordert  die  zunehmende  Komplexität  des  Gesell- 
schaftslebens die  Glaubwürdigkeit  der  Gesetze  radikal  heraus.  Die  Gesetzgebung 
wird  weiter  entwickelt  werden  müssen,  um  neue  politische  Werte  und  Ziele  auf- 
zunehmen. Auf  internationaler  Ebene  gibt  es  eine  klare  Notwendigkeit,  eine 
"neue  internationale  Rechtsordnungzu  entwickeln,  die  die  Tradition  internationa- 
len Rechts  fortsetzt. 

Ein  letzter  Punkt,  der  aus  diesem  Blickwinkel  wichtig  ist,  betrifft  die  Beziehung 
zwischen  Religion/Glauben  und  Politik.  Man  meinte,  daß  die  Unterscheidung 
zwischen  Religion  und  Politik,  wie  sie  in  vielen  Teilen  der  Welt  einschließlich 
der  westlichen  Tradition  entwickelt  wurde,  gegenüber  Tendenzen  zu  einer  neuen 
Sakralisierung  der  Politik  aufrechterhalten  und  verteidigt  werden  sollte.  Das  Prin- 
zip religiöser  Freiheit  wurde  als  entscheidendes  Kriterium  für  eine  ökumenische 
politische  Ethik  eingeschätzt,  da  es  die  Grundlage  für  eine  kritische,  propheti- 
sche Haltung  und,  wo  geraten,  für  Opposition  und  Widerstand  gegen  die  politi- 
schen Kräfte  bietet.  Es  ist  allerdings  klar,  daß  Unterscheidung  nicht  völlige  Tren- 
nung bedeutet.  Die  christliche  Gemeinschaft  kann  sich  von  ihrer  politischen  Ver- 
antwortung nicht  lossagen. 

d)  Politische  Sehnsüchte  des  Volkes 

Der  dritte  umfassende  Ansatz  politischer  Ethik  basiert  auf  einer  Wahrnehmung  der 
politischen  Realität,  die  sich  auf  die  Sehnsüchte  des  Volkes  konzentriert.  Der  Be- 
griff "Volk"  als  neue  Kategorie  wurde  bewußt  in  die  Diskussion  eingebracht,  um 
auf  eine  neue  politische  Realität  hinzuweisen:  das  Erwachen  des  Volkes,  das  bis 
dahin  nur  stilles  Objekt  oder  Opfer  der  politischen  Macht  gewesen  ist.  Der  Aus- 
druck "Volk",  besonders  wenn  er  in  einige  Sprachen  übersetzt  wird,  ist  nicht  frei 
von  Doppeldeutigkeit.  Es  sollte  mithin  nicht  überraschen,  daß  ein  zutreffender 
Ausdruck  nicht  zur  billigen  Verfügung  steht,  um  eine  politische  Realität  zu  be- 
zeichnen, die  sogar  in  früheren  ökumenischen  Ansätzen  politischer  Ethik  weitest- 
gehend fehlte. 
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Verschiedenste  Versuche  sind  unternommen  worden,  die  Bedeutung  des  Aus- 
drucks "Volk"  zu  entfalten  oder  die  Erfahrung  mitzuteilen,  die  sich  um  diesen 
Kern  kristallisiert.  Es  herrscht  Übereinstimmung,  daß  "das  Volk"  nicht  einfach  alle 
Bürger  einer  gegebenen  politischen  Gemeinschaft  umfaßt.  Einige  bedienen  sich 
einer  bestimmten  Form  der  Klassenanalyse:  der  Ausdruck  bezieht  sich  dann  auf 
das  gemeine  Volk,  auf  Arbeiter,  Bauern,  auf  die  ausgebeuteten  Klassen.  Andere 
setzen  bei  einer  stärker  politischen  Analyse  an:  hier  bezieht  sich  der  Ausdruck 
"Volk"  auf  die  Regierten  im  Gegensatz  zu  den  Regierenden,  auf  die  Unterdrück- 
ten im  Gegensatz  zu  den  Unterdrückern,  auf  die  Machtlosen  im  Gegensatz  zu 
denen,  die  die  politische  Macht  in  Händen  halten.  Manchmal  wird  das  "Volk"  mit 
den  "Beraubten,  Unterdrückten  und  Armen"  in  der  Gesellschaft  für  identisch  ge- 
halten. 

Gegenüber  diesen  eher  negativen  Formulierungen  wurde  während  der  Konsulta- 
tion stark  betont,  daß  die  Bedeutung  des  Ausdrucks  bezogen  ist  auf  seine  positive 
Funktion,  die  kulturelle,  politische  und  religiöse  Identität  des  Volkes  als  Subjekte 
ihrer  eigenen  Geschichte  gegenüber  auferlegten  gesellschaftlichen  und  politi- 
schen Mustern  zu  bekräftigen.  Die  kulturpolitische  Dimension  des  Ausdrucks  wird 
daher  für  wichtiger  gehalten  als  seine  sozio-ökonomische  Bedeutung.  Der  Zweck 
einer  volkszentrierten  politischen  Ethik  ist  daher,  die  Bedeutung  des  Volkes,  de- 
rer, die  oft  als  Nicht-Volk  betrachtet  werden  und  sich  als  Fremde  in  ihrem  eige- 
nen Land  fühlen,  zu  bekräftigen.  Sie  hängt  mit  der  Rekonstruktion  der  Volksge- 
schichte und  der  Artikulation  einer  neuen  politischen  Zielsetzung  zusammen. 

Aus  diesem  Blickwinkel  ist  die  wichtigste  Eigenschaft  der  politischen  Realität, 
besonders  in  den  Entwicklungsländern,  daß  der  Prozeß  der  Nationwerdung  nicht 
zu  einer  gerechten  Gesellschaft  und  legitimierten  Regierungsformen  geführt  hat. 
Stattdessen  wird  politische  Macht  weithin  ohne  wirksame  Partizipation  des  Volkes 
und  Kontrolle  durch  das  Volk  ausgeübt.  Die  klassischen,  von  den  Kolonialmäch- 
ten ererbten  Legitimationsmodelle  sind  zusammengebrochen  oder  funktionieren 
nicht  mehr.  Anstatt  danach  zu  streben,  den  importierten  Rahmen  des  politischen 
Prozesses  wiederherzustellen,  beginnen  Menschen,  ihre  eigenen  Formen  politi- 
schen Lebens,  die  in  ihrer  eigenen  Kultur  verwurzelt  sind,  wiederzuentdecken, 
indem  sie  von  den  Menschen  selbst  neu  interpretiert  und  neu  umgesetzt  werden. 

Eine  christliche  politische  Ethik  in  dieser  Situation  bezieht  ihre  Inspiration  aus 
der  Hoffnung,  daß  das  messianische  Reich  das  letzte  Ziel  des  Kampfes  des  Vol- 
kes darstellt  und  zugleich  das  Kriterium  menschlicher  Verantwortung  bleibt.  Sie 
versucht,  eine  neue  Vision  politischen  Lebens  im  Volk  zu  formulieren  und  neue 
Formen  politischer  Gemeinschaft  zu  praktizieren.  Sie  arbeitet  nicht  einfach  auf 
einen  "Machttransfer"  oder  die  "Ermächtigung  des  Volkes"  hin,  sondern  vielmehr 
auf  die  Transformation  politischer  Macht  unter  dem  Eindruck  des  Kreuzes  Jesu 
Christi,  des  leidenden  Messias. 
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Dieser  Ansatz  politischer  Ethik  wird  manchmal  aus  extremen  nationalen  Situatio- 
nen heraus  geäußert,  wo  politische  Macht  ihre  ganze  Legitimität  verloren  und 
sich  in  extreme  Unterdrückung  verkehrt  hat.  In  solchen  Situationen  muß  sich  die 
christliche  Gemeinschaft  auf  dieser  Linie  jeder  politischen  Berechnung  enthal- 
ten und  um  ihrer  eigenen  Integrität  wie  auch  der  Integrität  des  politischen  Le- 
bens des  Volkes  willen  ihr  politisches  Zeugnis  durch  Widerstand  gegen  die  beste- 
henden Mächte  ablegen.  (...) 


4.  Politisches  Zeugnis  von  Kirchen  in  ökumenischer  Solidarität 

Indem  die  Konsultation  die  Unterschiedlichkeit  von  Kontexten,  Wahrnehmungen 
politischer  Realitäten,  und  von  Ansätzen  politischer  Ethik  unter  den  Teilnehmern 
zur  Kenntnis  nahm,  war  sie  der  Ansicht,  daß  die  Möglichkeiten  gemeinsamen  po- 
litischen Zeugnisses  der  Kirchen  ernsthaft  erforscht  und  die  Linien  aktiver  ökume- 
nischer Solidarität  gestärkt  werden  sollten.  Statt  einen  Bauplan  einer  idealen  po- 
litischen Ordnung  zu  entwickeln  oder  "mittlere  Axiome"  für  eine  ökumenische  po- 
litische Ethik  zu  definieren,  schätzte  die  Konsultation  Zeugnis  und  Solidarität  als 
die  Gebiete  ein,  die  im  weiteren  Prozeß  höchster  Aufmerksamkeit  bedürfen.  Die 
folgenden  Beobachtungen  werden  als  Beitrag  zu  dieser  Suche  nach  einer 
"lebendigen  politischen  Ethik"  angeboten.  (...) 

a)  Die  politische  Beteiligung  der  Kirchen 

Wo  sie  auch  sind,  sind  Kirchen  ein  Teil  der  bestehenden  politischen  Realität,  sei 
es  durch  bewußte  politische  Beteiligung  auf  viele  verschiedene  Weisen  oder  sei 
es,  ohne  daß  ihre  Rolle  anerkannt  wird.  Alle  Kirchen  müssen  daher  die  Integrität 
und  Gewissenhaftigkeit  ihres  politischen  Zeugnisses  und  ihrer  politischen  Beteili- 
gung im  Licht  des  gemeinsamen  Bekenntnisses,  durch  wechselseitigen  kritischen 
Dialog  und  gegenseitige  Ermutigung  überprüfen.  Ebenso  müssen  sie  ihre  Wahr- 
nehmungen politischer  Realitäten  und  ihrer  politischen  Analysen  erweitern.  Sie 
können  von  ihren  jeweiligen  Erfahrungen  politischen  Zeugnisses  lernen  und  ein- 
ander aktiv  in  ihren  politischen  Aktionen  unterstützen,  indem  sie  ökumenische 
Delegationen  austauschen,  sich  gegenseitig  mit  authentischer  Information  ver- 
sorgen, im  Namen  anderer  Kirchen  bei  ihren  Regierungen  vorstellig  werden,  usw. 
Verschiedene  Formen  ökumenischer  Solidarität  sind  innerhalb  und  zwischen  den 
Kirchen  entwickelt  worden,  wie  öffentliche  Fürsprache  im  Namen  inhaftierter 
Personen  und  unterdrückter  Völker,  offene  Gebetstreffen  mit  den  Familien  von 
Opfern  politischer  Unterdrückung,  gottesdienstliche  Handlungen  und  symboli- 
sche Aktionen,  die  Solidarität  mit  Menschen  in  ihrem  Kampf  ausdrücken.  (...) 

b)  Die  politische  Dimension  des  Evangeliums 

Weil  die  Kirchen  Teil  der  politischen  Realität  sind,  können  sie  sich  ihrer  Verant- 
wortlichkeit in  der  Ausübung  ihrer  eigenen  Rolle  in  dieser  Realität  nicht  entzie- 
hen. Das  Evangelium  hat  eine  unweigerlich  politische  Dimension,  die  am  deut- 
lichsten zum  Ausdruck  kommt,  wo  es  unter  Bedingungen  extremer  Unterdrückung 
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verkündet  wird.  Dort  regt  das  Evangelium  die  Unterdrückten  an  und  erhalt  sie  auf- 
recht; die  Bibel  kann  sogar  in  den  Augen  des  Unterdrückers  zu  einem  subversiven 
Buch  werden.  Dies  liegt  an  der  klaren  Gewichtung  im  biblischen  Zeugnis  zugun- 
sten der  Unterdrückten,  der  Armen  und  der  Beherrschten  und  Machtlosen.  Die 
gegenseitige  Begegnung  von  Kirchen  in  der  ökumenischen  Bewegung  hilft  ih- 
nen, in  der  Treue  zum  biblischen  Zeugnis  zu  wachsen,  Möglichkeiten  für  ge- 
meinsames prophetisches  Zeugnis  und  Dienst  zu  entdecken  und  die  Lebensfor- 
men und  -Stile  ihrer  eigenen  Gemeinschaften  in  Übereinstimmung  mit  dem  bibli- 
schen Befehl  zu  erneuern. 

c)  Mit  dem  Volk  leiden  als  Gestalt  des  politischen  Zeugnisses 

Als  Anhänger  Jesu  Christi,  des  leidenden  Knechtes,  sind  die  Kirchen  in  der  öku- 
menischen Gemeinschaft  aufgerufen,  am  Leid  der  Welt  teilzuhaben.  Die 
Fleischwerdung  Gottes  in  Christus  fand  ihre  Erfüllung  am  Kreuz,  das  das  Symbol 
der  Macht  der  Liebe  im  Gegensatz  zu  einer  Machtliebe  ist;  ökumenische  Solida- 
rität kann  die  Form  einer  "inkarnatorischen"  Anteilnahme  am  Leiden  der  Men- 
schen annehmen,  das  sie  bei  der  Suche  nach  der  Veränderung  ihrer  politischen 
Lage  erfahren.  Das  Leiden  der  Menschen  stellt  an  sich  ein  Zeugnis  gegen  die  Il- 
legitimität der  Macht  dar,  und  ruft  nicht  nur  nach  ihrer  Berichtigung,  sondern 
nach  einer  fundamentalen  Umwandlung.  Es  gibt  besondere  Situationen,  in  de- 
nen Märtyrertum  wieder  zu  einer  Form  christlichen  Zeugnisses  mit  politischen 
Auswirkungen  wird.  (...) 

d)  Christen  in  ihrer  politischen  Berufung  ermutigen 

Als  Staatsbürger  und  als  Anhänger  Jesu  Christi  sind  Christen  in  eine  politische 
Berufung  gestellt,  nämlich  die  aktive  Beteiligung  an  Politik.  Viele  haben  diese 
Berufung  in  verschiedenem  Ausmaß  abhängig  von  ihren  nationalen  Situationen 
angenommen.  Die  Kirchen  sollten  sie  vollständiger  anerkennen  und  sie  mit  an- 
gemessener Unterstützung  und  Kritik  versorgen.  Kirchen  und  die  ökumenische 
Bewegung  können  z.B.  dazu  beitragen,  die  ethischen  Kriterien  für  politische  Par- 
tizipation und  Verantwortung  zu  klären.  (...) 

e)  Brennpunkte  politischen  Handelns  der  Kirchen 

Die  folgenden  Punkte  mögen  als  zusätzliche  ethische  Indikationen  dienen,  die 
Formen  und  Brennpunkte  politischen  Handelns  der  Kirchen  zu  bestimmen: 

-  die  Kirchen  sollten  darauf  vorbereitet  sein,  den  Opfern  politischer  Entschei- 
dungen beizustehen  und  sie  zu  unterstützen,  und  nach  Möglichkeit  bei  Regie- 
rungsbehörden in  ihrem  Namen  zu  intervenieren; 

-  in  Situationen,  in  denen  die  Menschenrechte  des  Volkes  systematisch  und 
andauernd  verletzt  werden,  sollte  das  politische  Handeln  der  Kirchen  über  die 
Unterstützung  und  Rettungsversuche  zugunsten  der  Opfer  hinausgehen;  es 
muß  die  Urgründe  und  strukturellen  Ursprünge  solcher  Verletzungen  der  Men- 
schenrechte angehen; 


79 


Ökumenische  Wirtschafts-  und  Sozialethik 


unter  allen  Umständen  und  unabhängig  von  der  jeweiligen  Beziehung  zu  den 
politischen  Strukturen  sind  alle  Kirchen  aufgerufen,  Zeugnis  von  der  Wahrheit 
abzulegen.  Ausgehend  von  der  Umwandlung  ihres  eigenen  Lebens  und  ihrer 
eigenen  Strukturen  sind  die  Kirchen  berufen,  "das  Salz  der  Erde"  wie  auch 
das  "Licht  der  Welt"  zu  sein; 

die  Integrität  und  Würde  der  Politik  sollte  respektiert,  aufrechterhalten  und,  wo 
sie  unterminiert  ist,  wiederhergestellt  werden.  Zugleich  müssen  Personen,  die 
ein  politisches  Amt  innehaben,  an  ihre  eigentlichen  Aufgaben  und  Verantwor- 
tungen erinnert  werden.  (...) 


V.  Methodologische  Erwägungen 

(...)  Eine  Reihe  methodologischer  Ansätze  wurden  auf  der  Konsultation  auf  Zy- 
pern angewandt.  Tatsächlich  beinhalten  die  verschiedenen  Beiträge  zu  den 
Konsultationen  in  impliziter  oder  expliziter  Weise  unterschiedliche  Methoden. 
Durch  die  Diskussion  wurde  aber  deutlich,  daß  die  Verlagerung  hin  zu  einer 
volkszentrierten  Herangehensweise  klare  methodologische  Implikationen  hat. 
Fragen  wurden  aufgeworfen,  ob  die  Aktion-Reflektion-Methode,  die  in  der  öku- 
menischen Bewegung  in  etwa  im  letzten  Jahrzehnt  vorherrschte,  adäquat  sei. 

Der  JPSS-Beratungsausschuß  hat  bereits  die  Notwendigkeit  einer  neuen  und  zu- 
treffenderen Methodologie  aufgezeigt,  die,  mit  seinen  Worten,  "die  folgenden 
Elemente  ernst  nehmen  sollte: 

a)  das  geschichtliche,  kulturelle  und  religiöse  Erbe  des  Volkes; 

b)  die  gegenwärtigen  Machtstrukturen  der  menschlichen  Gesellschaft; 

c)  die  Glaubensverpflichtung,  hoffnungsvoll  nach  dem  messianischen  Reich  zu 
suchen,  in  dem  Gerechtigkeit  und  die  Fülle  des  Menschseins  (Lebens)  verwirk- 
licht werden."  (...) 

1.  Eine  Ethik  der  Verantwortung.  Diese,  von  einigen  europäischen  Teilnehmern 
vorgebrachte  Methode  unterscheidet  die  folgenden  wesentlichen  Punkte: 

a)  Politische  Ethik  ist  grundlegend  eine  Verantwortungsethik.  Die  Frage  ist  hier, 
wie  Überzeugungen  innerhalb  des  Bedingungsrahmens,  in  dem  politische  Ak- 
tionen vorgenommen  werden  müssen,  miteinander  und  mit  den  vorhersehba- 
ren Folgen  dieser  Aktionen  zusammengebracht  werden  können. 

b)  Die  Methode  politischer  Ethik  muß  selbst  partizipatorisch  sein.  Es  genügt 
nicht,  politische  Ethik  ohne  die  Partizipation  der  Menschen  zu  konstruieren, 
die  selbst  stark  an  Politik,  politischen  Erfahrungen  und  politischem  Ringen  um 
Partizipation  und  Gerechtigkeit  beteiligt  sind.  Nur  wenn  ihre  Methode  partizi- 
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patorisch  ist,  kann  politische  Ethik  zugleich  eine  Angelegenheit  der  Begriffs- 
bildung und  der  Orientierung  auf  konkrete  Aktionen  hin  sein. 

c)  Politische  Ethik  ist  ein  Beispiel  für  ein  dialogisches  Verfahren  in  der  Ethik. 
Dies  erfordert,  gegebene  gesellschaftliche,  kulturelle  und  religiöse  Barrieren 
zu  überschreiten.  Es  ist  ein  Grundelement  politischer  Ethik,  den  "Genius  ande- 
rer geschichtlicher,  kultureller  und  religiöser  Traditionen  in  die  Diskussion" 
einzubringen. 

d)  Eine  ökumenische  politische  Ethik  sollte  sich  im  Leben  der  Kirchen  selbst  wi- 
derspiegeln. In  der  Tat  können  die  Kirchen  durch  die  Neuordnung  ihrer  eige- 
nen Wirtschaft,  ihrer  Struktur  und  ihres  Engagements  für  Sendung  und  Zeugnis 
Glaubwürdigkeit  für  die  von  ihnen  vertretene  politische  Ethik  gewinnen. 

2.  Participatory  action  research-Methode.  Diese,  auf  der  Konsultation  von  einem 
lateinamerikanischen  Teilnehmer  vorgebrachte  Methode  ist  von  einer  kritischen 
Schule  von  Sozialwissenschaftlern  entwickelt  worden,  die  mit  einigen  Spe- 
zialeinrichtungen  der  Vereinten  Nationen  verbunden  waren.  Diese  Methode,  all- 
gemein als  PAR  bezeichnet  (Participatory  Action  Research,  Partizipatorische 
Handlungsforschung),  konzentriert  sich  auf  den  Kontext  des  Kampfes  und  die  ak- 
tive Beteiligung  daran. 

Der  Schlüssel  zu  dieser  Methode  ist  ein  Aufruf  an  die  Theologie,  ihre  Isolation 
nicht  nur  von  den  Politik-  und  Sozialwissenschaften,  sondern  auch  vom  Leben 
des  Volkes  und  der  Art  und  Weise,  in  der  die  Menschen  dieses  begreifen,  zu 
überwinden.  Diese  Methode  ist  daher  eine  Kombination  von  Kontext,  Leben, 
Werten  und  nicht  übertragbaren  Annahmen.  Genauer  gesagt  reagiert  sie  auf  die 
Bedürfnisse  der  Menschen,  indem  sie  deren  Sehnsüchte  und  Wissens-  und  Hand- 
lungskapazitäten mit  einbezieht.  Sie  strebt  danach,  eigenständige  Entwicklung 
von  unten  und  relative  Unabhängigkeit  von  außen  zu  fördern. 

Diese  Methode  spricht  wissenschaftlichem  Wissen  jeglichen  absoluten  Wert  ab, 
indem  sie  postuliert,  daß  ein  solcher  Wert  sich  entsprechend  dem  Interesse  der 
Klassen  verändert,  die  an  der  Bildung  und  Sammlung  von  Wissen  beteiligt  sind. 
Positiv  ausgedrückt  geht  sie  davon  aus,  daß  Populärwissenschaft  oder  -Weisheit 
am  Grunde  der  Gesellschaft  für  die  Verleihung  von  Macht  an  Menschen  in  ihrem 
Kampf  entscheidend  sind. 

3.  Das  Paradigma,  einen  Text  zu  lesen.  Diese,  von  einigen  nordamerikanischen 
Teilnehmern  vorgebrachte  Methode  zentriert  sich  auf  die  Interpretation  von 
Symbolen.  Was,  so  fragt  diese  Methode,  wird  in  der  Totalität  menschlichen  Le- 
bens als  der  eigentlich  bestimmende  Gegenstand  für  die  Interpretation  herange- 
zogen? Sie  postuliert,  daß  der  Text  für  die  politische  Ethik  die  Geschichte  (the 
story;  Hg.)  des  Volkes  oder  die  gesellschaftliche  Biographie  ist.  Die  Geschichte 
des  Volkes  ist  eine  Praxis,  ein  historisch-politischer  Kampf  der  Befreiung  von  Lei- 
den und  Unterdrückung.  Daher  ist  "Volk"  ein  zentrales  Symbol  in  der  Arbeit  der 
politischen  Ethik. 
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Drei  Momente  der  Interpretation  oder  des  Lesens  sind  der  Kern  der  Methode: 

a)  Intuition  und  kritische  Wahrnehmung:  Dies  bezieht  sich  auf  den  fundamentalen 
Sinn  oder  die  Bedeutung  des  zentralen  Symbols,  des  Volkes.  Zum  Beispiel 
stellt  auf  der  Konsultation  auf  Zypern  die  Befreiung  des  Volkes  den  paradig- 
matischen Sinn  der  Lebensgeschichte  dar. 

b)  Analytische  Durchdringung:  Wenn  ein  Volk  sich  selbst  wiederfindet,  nimmt  es 
die  Verantwortung  für  seine  Lebensgeschichte,  für  die  Umformung  der  Zukunft 
nach  seinen  eigenen  Maßstäben  auf  sich.  Das  erklärende  Moment  betrifft  das 
Aufspüren  von  Unterdrückungsmustern,  von  Punkten  im  System  der  Unterdrük- 
kung,  an  denen  eine  Hebelwirkung  ausgeübt  werden  kann,  und  Strategien  für 
die  Ausweitung  der  Partizipation  des  Volkes  an  der  Formgebung  seiner  eige- 
nen Zukunft.  Verschiedene  analytische  Modelle  können  bei  der  Behandlung 
der  Aufeinanderfolge  von  Unterdrückung  und  Befreiung  nützlich  sein,  aber 
kein  Modell  und  keine  analytische  Arbeitsweise  kann  den  Anspruch  erheben, 
endgültig  zu  sein.  In  diesem  Sinn  sind  die  Arbeitsweisen  der  Sozialwissen- 
schaften, der  Ethik  und  der  Theologie  alle  in  ideologische  Projektionen  ein- 
gebettet, die  sowohl  verzerren  als  sie  auch  auf  Möglichkeiten  für  Gerechtig- 
keit, Frieden  und  Partizipation  aufzeigen.  Hier  bietet  die  Weisheit  des  Volkes 
die  einzige  sichere  Quelle  für  schöpferische  ethische  Arbeit.  Denn  das  Volk  ist 
der  Träger  der  Möglichkeit,  Unterdrückung  im  Namen  von  Gerechtigkeit  und 
Frieden  zu  überwinden. 

c)  Partizipatorische  Anteilnahme:  Dies  bezieht  sich  auf  den  Umstand,  wenn  die- 
jenigen, die  politische  Ethik  betreiben,  bewußt  von  der  Welt  des  Volkes  ergrif- 
fen oder  in  sie  hineingestellt  werden,  indem  sie  ihre  Last  teilen  und  an  ihrem 
Kampf  für  Gerechtigkeit  und  Befreiung  teilhaben.  Die  entscheidende  Frage 
für  die  politische  Ethik  wäre  hier,  wie  die  Religionsgemeinschaft  und  ihre  Insti- 
tutionen zur  politischen  Verantwortung  des  Volkes  für  die  Formgebung  seiner 
Zukunft  beitragen  können.  Eine  unterstützende  Kraft  zu  sein,  wie  auch  eine  kri- 
tische und  prophetische  Stimme  innerhalb  des  Kampfes  des  Volkes  zur  Verfü- 
gung zu  stellen,  sind  zwei  grundlegende  Aktionsformen. 

4.  Lebensgeschichte  des  Volkes  (peoples  story;  Hg.).  Diese  von  einigen  asiati- 
schen Teilnehmern  vorgebrachte  Methode  fußt  auf  den  Einsichten,  die  aus  den 
Kämpfen  asiatischer  Menschen  gewonnen  wurden.  Vier  eng  verknüpfte  Elemente 
bilden  den  Kern  dieser  Methode: 

a)  Suche  nach  dem  messianischen  Reich:  Im  Angesicht  von  verachteter  Armut 
und  von  Unterdrückung  durch  das  System,  inspiriert  vom  "neuen  Himmel  und 
der  neuen  Erde",  ist  das  Volk  in  den  Kampf  für  eine  gerechte  Gesellschaft 
eingebunden.  Dieser  Kampf  ist  zugleich  politisch  und  religiös;  dennoch  sind 
die  beiden  Dimensionen  nicht  identisch.  Die  religiöse  betrifft  die  tiefste  Di- 
mension des  Menschseins,  als  Einzelpersonen  und  in  der  Gemeinschaft.  Sie 
bezieht  sich  auf  die  menschliche  Erfahrung  des  Heiligen.    In  dieser  Hinsicht 
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stellt  sie  eine  authentische  Spiritualität,  ein  volles  Bewußtsein  und  einen  Aus- 
druck der  göttlichen  Dimension  menschlicher  Erfahrung  dar.  Die  politische 
Dimension  bezieht  sich  aus  diesem  Blickwinkel  auf  die  Verwirklichung  der  re- 
ligiösen Vision  in  der  menschlichen  Geschichte  und  schließt  die  Ausübung 
von  Macht  mit  ein,  die  den  Zweck  verfolgt,  die  Kräfte  des  Todes  zu  bekämp- 
fen und  Bedingungen  und  Strukturen  für  menschliche  Erfüllung  zu  schaffen. 

b)  Neuinterpretation  und  Wiederentdeckung  des  Erbes:  Auf  der  Suche  nach  ihrer 
Identität  interpretieren  und  entdecken  arme  und  unterdrückte  Menschen  ihre 
geschichtlichen  Wurzeln,  ihr  kulturelles  und  religiöses  Erbe,  ihr  kollektives  Ge- 
dächtnis und  ihre  Volksweisheit  sowohl  auf  nationaler  als  auch  auf  lokaler 
Ebene  von  neuem.  Diese  Quellen  der  Identität  sind  in  bedeutende  historische 
Epochen,  Gründungsmythen,  Volksmärchen  oder  Folklore  und  in  die  Künste 
und  Literatur  eingebettet  -  kurz  gesagt  in  das  Vermächtnis  von  Symbolen,  die 
die  lebendige  Wesensart  für  das  Volk  darstellen.  Indem  dieses  Erbe  von 
neuem  interpretiert  und  entdeckt  wird,  wird  das  Volk  ermächtigt,  seine  Identi- 
tät gefestigt  und  seine  Zielrichtung  geklärt.  All  dies  geschieht,  wenn  Men- 
schen sich  des  Vermächtnisses  ihrer  heiligen  Geschichte  erinnern  und  sie  von 
neuem  erzählen,  und  es  so  mit  neuen  Generationen  und  mit  anderen  Völkern 
teilen. 

c)  Die  gegenwärtige  Realität  benennen:  Indem  sie  ihre  eigene  Sprache  spre- 
chen, bekräftigen  Menschen  ihr  Menschsein  durch  das  Erzählen  der  Gege- 
benheiten ihres  Leidens  und  ihrer  Unterdrückung  wie  auch  ihrer  Hoffnungen 
und  Träume.  An  dieser  Stelle  sagen  die  Menschen  nicht  ohne  Zwiespältigkeit 
"nein"  zu  den  dämonischen  Kräften  und  "ja"  zur  Macht  des  Lebens.  Das  Er- 
zählen von  Geschichten  umfaßt  aus  dieser  Sicht  zugleich  das  Benennen  der 
Wirklichkeit,  gesellschaftliche  und  politische  Analyse,  die  Projektion  von 
Handlungsstrategien  und  den  Traum  von  einer  gerechten  Welt.  Dieses  Be- 
nennen gehört  darüberhinaus  unabdingbar  dazu,  wenn  Menschen  ihre  politi- 
sche Ethik  betreiben.  Diese  beiden  Dimensionen,  die  Wiederentdeckung  der 
Wurzeln  und  das  Benennen  des  Leidens,  stellen  dem  Volk  eine  hervorragende 
politische  Erziehung  zur  Verfügung. 

d)  Den  Kelch  des  Leidens  und  der  Freude  teilen:  Die  drei  oben  genannten  Di- 
mensionen bilden  letztlich  einen  wesentlichen  Bestandteil,  wenn  das  Volk 
sein  Leiden  und  seine  Freude  teilt.  Doch  stellt  der  Akt  der  Solidarität,  der  sich 
in  gemeinsamem  Handeln  und  Feiern  ausdrückt,  das  letzte  Glied  im  Zirkel  der 
Methode  des  Erzählens  der  Lebensgeschichte  des  Volkes  dar.  Zusammen  sind 
diese  vier  Dimensionen  nur  eine  Erscheinungsform  der  Suche  des  Volkes 
nach  einer  gerechten,  partizipatorischen  und  überlebensfähigen  Gesellschaft. 

Quelle:  Koson  Srisang  (ed.),  Perspectives  on  Political  Ethics,    GenevaAVashington  1983, 
p.  16-42  (eigene  Übersetzung) 
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16      Die  Kirche  als  eucharistische  Gemeinschaft  -  Schritte  auf  dem  Weg  zur 
Einheit 

Fachgruppe  2  der  sechsten  Vollversammlung,  Vancouver  1983 

Die  bereits  zwischen  den  beiden  Vorläuferbewegungen  des  ÖRK,  Praktisches  Christentum 
und  Glauben  und  Kirchenverfassung  spürbare  Spannung  zwischen  dem  Anliegen  christlicher 
Verantwortung  für  Gerechtigkeit  und  Frieden  und  dem  Anliegen  der  Einheit  der  Kirche  ist  im 
ökumenischen  Prozeß  immer  wieder  aufgetreten.  Im  Bereich  von  Glauben  und  Kirchenver- 
fassung wurde  diese  Spannung  von  den  Studien  „Teure  Einheit"  (vgl.  dazu  hier  S.105ff)  und 
„Einheit  der  Kirche  und  Erneuerung  der  Menschheit"  reflektiert.  In  Vancouver  kam  sie  u.a. 
zum  Ausdruck  in  der  Frage,  ob  dem  (hier  zitierten)  Konvergenzdokument  über  „Taufe,  Eucha- 
ristie und  Amt"  oder  dem  Vorschlag  eines  „Konziliaren  Prozesses"  größere  Aufmerksamkeit 
zuteil  werden  sollte.  Der  folgende  Textabschnitt  hält  die  Untrennbarkeit  beider  Anliegen  fest. 
Über  diese  ekklesiologischen  Passagen  der  Fachgruppe  2  hinaus  ist  auch  der  Bericht  der 
Fachgruppe  6  für  die  ökumenische  Sozialethik  im  Rahmen  des  konziliaren  Prozesses  von 
methodologisch  grundlegender  Bedeutung.  Im  Sinne  einer  Integration  ökumenischer  Soziale- 
thik in  den  Horizont  einer  Theologie  des  Lebens  wird  dort  die  Frage  nach  dem  Tun  der  Kirche 
als  die  Frage  nach  ihrem  Wesen  entfaltet.  Dieser  Beitrag  der  Fachgruppe  6  wird  hier  als 
Text  54  im  Abschnitt  III. 5.  Lebensstil  wiedergegeben. 


21.  Auf  dieser  Vollversammlung  haben  wir  eine  gewisse  Spannung  gespürt  zwi- 
schen denjenigen,  denen  es  in  erster  Linie  um  die  Einheit  der  Kirche  geht,  und 
denjenigen,  denen  es  um  die  dringende  Notwendigkeit  von  Gerechtigkeit  und 
Frieden  und  Versöhnung  in  der  menschlichen  Gemeinschaft  geht.  Einigen  er- 
scheint das  Streben  nach  Einheit  in  einem  Glauben  und  einer  eucharistischen 
Gemeinschaft  gegenüber  dem  Ringen  um  Frieden,  Gerechtigkeit  und  Men- 
schenwürde bestenfalls  zweitrangig,  wenn  nicht  irrelevant;  anderen  erscheint  das 
gegen  das  Böse  in  der  Geschichte  gerichtete  politische  Engagement  der  Kirche 
bestenfalls  zweitrangig,  wenn  nicht  schädlich  für  ihre  Aufgabe,  als  eucharistische 
Gemeinschaft  zu  leben  und  Zeugnis  für  das  Evangelium  abzulegen. 

22.  Wir  möchten  als  Christen  feststellen,  daß  es  weder  in  der  Kirche  noch  auf  der 
Tagesordnung  des  ÖRK  eine  solche  Trennung  zwischen  Einheit  und  Erneuerung 
der  Menschheit  geben  kann.  Tatsächlich  hat  das  Dokument  deutlich  gemacht, 
daß  Taufe,  Eucharistie  und  Amt  heilende  und  einende  Zeichen  einer  Kirche 
sind,  die  für  eine  erneuerte  Menschheit  lebt  und  arbeitet.  „Während  sie  im  christ- 
lichen Glaubensleben  wachsen,  bezeugen  die  getauften  Glaubenden,  daß  die 
Menschheit  erneuert  und  befreit  werden  kann.  ...  Ebenso  erkennen  sie  an,  daß 
die  Taufe,  als  eine  Taufe  in  Christi  Tod,  ethische  Folgen  hat,  die  nicht  nur  nach 
persönlicher  Heilung  rufen,  sondern  die  Christen  motivieren,  sich  um  die  Verwirk- 
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lichung  des  Willens  Gottes  in  allen  Bereichen  des  Lebens  zu  bemühen  (Rom  9,9 
ff;  Gal  3,26-28;  1  Petr  2,21-4,6)."  (Taufe,  10) 

23.  Ebenso  spricht  sich  der  Text  über  die  Eucharistie  ausdrücklich  für  eine  Art 
eucharistischen  Lebensstils  inmitten  der  Kämpfe  um  Gerechtigkeit,  Frieden  und 
Freiheit  in  der  heutigen  Welt  aus: 

"Die  Eucharistie  umgreift  alle  Aspekte  des  Lebens.  Sie  ist  ein  repräsentativer  Akt 
der  Danksagung  und  Darbringung  für  die  ganze  Welt...  Alle  Arten  von  Ungerech- 
tigkeit, Rassismus,  Trennung  und  Mangel  an  Freiheit  werden  radikal  herausgefor- 
dert, wenn  wir  miteinander  am  Leib  und  Blut  Christi  teilhaben.  Durch  die  Eucha- 
ristie druchdringt  die  alles  erneuernde  Gnade  Gottes  die  menschliche  Person 
und  Würde  und  stellt  sie  wieder  her."  (Eucharistie,  20) 

Quelle:  Bericht  aus  Vancouver  1983.  Offizieller  Bericht  der  Sechsten  Vollversammlung  des 
ÖRK,  24.  Juli  bis  10.  August  in  Vancouver/Kanada,  hg.v.  Walter  Müller-Römheld,  Frank- 
furt/M. 1983,  S.75f 


17      Der  Ökumenische  Rat  der  Kirchen  in  internationalen  Angelegenheiten 

CCIA  auf  dem  Zentralausschuß,  Buenos  Aires  1985 

Der  Grundlagentext  der  Kommission  des  ÖRK  für  internationale  Angelegenheiten  formuliert 
wichtige  ekklesiologische  und  methodologische  Grundsatzentscheidungen  für  die  Erarbeitung 
sozialethischer  Erklärungen  des  ÖRK. 

3.  Gemeinschaft  der  Kirchen 

Wenn  der  ÖRK  international  und  insbesondere,  wenn  er  in  der  Öffentlichkeit  tätig 
wird,  ist  er  sich  stets  seines  Wesens  als  einer  Gemeinschaft  von  Kirchen  bewußt. 
Leben  und  Zeugnis  seiner  Mitgliedskirchen  vollziehen  sich  in  einem  breiten 
Spektrum  sozialer,  wirtschaftlicher,  politischer  und  ideologischer  Situationen. 
Ihre  Einwirkungsmöglichkeiten  und  die  Probleme,  mit  denen  sie  konfrontiert  sind, 
weichen  stark  voneinander  ab.  Geschichte,  Tradition,  Kultur  und  die  aktuellen 
Bedingungen  sind  dabei  von  großer  Tragweite.  Das  öffentliche  Handeln  des  ÖRK 
muß  diesen  Faktoren  Rechnung  tragen  und  sollte  sich  durch  Einfühlungsvermö- 
gen in  die  besonderen  Bedürfnisse  der  jeweiligen  Kirche  und  in  die  nationale  Si- 
tuation auszeichnen.  Damit  sind  dem  Handeln  Beschränkungen  auferlegt.  Die 
Weltmissionskonferenz  erklärte  1980  in  Melbourne: 

Die  Kirchen  müssen  prophetisch  Stellung  beziehen,  müssen  aber  auch  bereit  sein,  in  ihrer 
Umwelt  ein  Volk  unter  dem  Kreuz  zu  sein  und  schweigend  und  leidend  die  Hoffnung  zu  be- 
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zeugen,  die  in  ihnen  ist...  Wir  fühlen  auch  die  Notwendigkeit,  Reue  über  unsere  Unfähigkeit 
zu  äußern,  in  bestimmten  Fällen  deutlichere  Aussagen  zu  machen.  Das  spiegelt  die 
leidvolle  Situation  wider,  in  der  sich  viele  Menschen  immer  noch  befinden,  und  das  Mitemp- 
finden denen  gegenüber,  für  die  eine  deutliche  Stellungnahme  gefährlich  werden  könnte. 

Konsultationen  mit  den  Kirchen 

Es  besteht  ein  enger  Zusammenhang  zwischen  der  Rolle  der  Mitgliedskirchen 
und  der  Rolle  des  ÖRK  in  nationalen  und  internationalen  Angelegenheiten.  Das 
Zeugnis  der  ÖRK  im  politischen  Bereich  wird  durch  das  politische  Zeugnis  der 
Mitgliedskirchen  in  ihren  jeweiligen  Ländern  gestärkt,  geprägt  und  herausgefor- 
dert. Alle  haben,  jede  auf  ihre  Weise,  Teil  an  dem  fortwährenden  Amt  Christi  in 
der  Welt  durch  das  hohepriesterliche  Gebet,  durch  das  prophetische  Wort  und 
die  daraus  erwachsende  Hoffnung  und  Seelsorge. 

Wenn  Maßnahmen  ergriffen  werden  sollen,  werden  zunächst  die  Kirchen  in  den 
betreffenden  Ländern  konsultiert.  Häufig  werden  Aktionen  aufgrund  von  Bitten 
aus  den  Kirchen  eingeleitet.  Konsultationen  sind  ein  kontinuierlicher  Prozeß  in- 
nerhalb der  Gemeinschaft.  Gelegentlich  sind  Gespräche  über  bestimmte  Ent- 
wicklungen nicht  erforderlich.  In  anderen  Fällen  sind  sie  nicht  möglich  oder 
nicht  ratsam.  Dann  müssen  diejenigen  entscheiden,  die  Maßnahmen  ergreifen. 

Konsultation  bedeutet  aber  nicht,  daß  der  ÖRK  in  einer  in  einem  bestimmten 
Land  gegebenen  Situation  nur  mit  Zustimmung  der  offiziellen  Gremien  der  be- 
treffenden Kirche  oder  Kirchen  tätig  werden  kann  und  darf.  Unter  bestimmten 
Umständen  hört  der  ÖRK  in  einer  spezifischen  nationalen  Situation  auch  kontro- 
verse Stimmen  aus  einer  Kirche.  Die  Beurteilung  einer  Angelegenheit  kann  dar- 
über hinaus  auch  aus  globaler  Sicht  anders  ausfallen  als  aus  dem  nationalen 
Blickwinkel.  Bei  unterschiedlichen  Auffassungen  müssen  zuvor  die  Auswirkungen 
einer  Aktion  des  ÖRK  sorgfältig  abgewogen  werden.  Mögliche  Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen  einer  Kirche  und  anderen  Kirchen  oder  mit  dem  inter- 
nationalen Gremium  dürfen  nicht  umgangen  werden,  sie  müssen  vielmehr  als 
notwendige  Konsequenz  der  Pflicht  zur  sorgfältigen  Abwägung  und  zur  gegensei- 
tigen Ermutigung  zur  Erneuerung  im  Geiste  der  Gemeinschaft  akzeptiert  werden. 
Es  wird  eingeräumt,  daß  einige  Kirchen  das  sozialpolitische  Engagement  nicht 
als  Bestandteil  ihres  Auftrages  anerkennen  und  daß  andere  sich  auf  eine  Weise 
einsetzen,  die  sie  für  ihre  besondere  Situation  angemessener  halten.  (...) 

4.  Handlungsgrundlage 

Das  Urteilen  von  Christen  über  das,  was  recht  und  unrecht,  was  in  den 
Vielschichtigkeiten  des  politischen  und  wirtschaftlichen  Wandels  menschlich  und 
unmenschlich  ist,  ist  eine  Disziplin,  die  im  ständigen  Dialog  mit  den  biblischen  Quellen, 
mit  der  Ansicht  der  Kirche  durch  die  Geschichte  hindurch  und  heutzutage  mit  den  besten 
Einsichten  der  sozialwissenschaftlichen  Analyse  vollzogen  wird. 

(Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesellschaft,  Genf  1966) 
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Die  Christen  sind  von  Gott  zur  Erfüllung  einer  Mission  in  der  Welt  berufen  worden, 
und  der  Gehorsam  gegenüber  dieser  Berufung  bedeutet  volle  Beteiligung  am 
Leben  der  Welt.  Es  ist  offenkundig,  daß  sich  Christen  in  dieser  Beteiligung  einer 
großen  Vielfalt  von  Situationen  gegenüberstehen,  in  welchen  tiefe  ethische 
Zweideutigkeiten  enthalten  sind,  und  es  werden  sich  starke  Spannungen  im 
christlichen  Gewissen  wie  auch  innerhalb  der  christlichen  Gemeinschaft  erge- 
ben. Jede  konkrete  Situation  und  jede  einzunehmende  Position  beinhalten  Ent- 
scheidungen, die  häufig  scharfe  Konflikte  der  Werte  und  Loyalitäten  in  sich  tra- 
gen oder  in  denen  die  Fragen  verwischt  werden  und  fast  nicht  mehr  zu  unter- 
scheiden sind.  Eine  volle  Anerkennung  dieser  ethischen  Schwierigkeiten  ist  für 
den  Christen  wie  für  die  Kirche  wichtig.  Es  gibt  keine  eindeutige  Sammlung  all- 
gemein gültiger  Regeln,  die  eine  unmittelbare  Antwort  auf  die  Schwierigkeiten 
ermöglichen,  noch  kann  die  Lösung  in  einer  einfachen  Anwendung  abstrakter 
Prinzipien  auf  konkrete  Situationen  gefunden  werden.  Doch  die  Heilige  Schrift, 
die  Kirchengeschichte,  die  heutige  christliche  Erfahrung  und  die  Erkenntnisse 
der  Sozialwissenschaften  und  anderer  säkularer  Wissenschaften  beleuchten  die 
Situation,  und  in  ihrem  Licht  ist  der  Christ  aufgerufen,  seinem  Verständnis  des 
Willens  Gottes  in  seiner  konkreten  Situation  gehorsam  zu  sein. 

a)  Biblische  und  theologische  Aussagen 

Im  Vorwort  zu  „Mission  und  Evangelisation  -  Eine  ökumenische  Erklärung"  wird 
hervorgehoben,  daß  dieses  Engagement  integrierender  Bestandteil  der  Mission 
der  Kirche  ist. 

Die  biblische  Verheißung  einer  neuen  Erde  und  eines  neuen  Himmels,  wo  Liebe,  Frieden 
und  Gerechtigkeit  herrschen  werden,  ermutigt  unser  Handeln  als  Christen  in  der  Ge- 
schichte. Der  Kontrast  zwischen  dieser  Vision  und  der  heutigen  Wirklichkeit  offenbart  die 
Ungeheuerlichkeit  der  menschlichen  Sünde,  des  Bösen,  das  durch  die  Ablehnung  von  Got- 
tes befreiendem  Wollen  für  die  Menschheit  freigesetzt  wird.  Die  Kirche  ist  in  die  Welt  ge- 
sandt, um  Menschen  und  Völker  zur  Buße  zu  rufen,  Vergebung  der  Sünden  und  einen 
Neuanfang  in  den  Beziehungen  zu  Gott  und  den  Nächsten  durch  Jesus  Christus  zu  ver- 
künden. 

Politik  ist  eine  unausweichliche  Realität  und  das  Engagement  in  der  Politik  Chri- 
stenpflicht. Man  muß  der  Neigung  widerstehen,  es  zu  verunglimpfen  oder  zu  ro- 
mantisieren. Unpolitisch  sein  im  Sinne  von  politischer  Abstinenz  bedeutet,  still- 
schweigend die  Dinge  zu  erhalten,  wie  sie  sind,  und  dies  auf  unverantwortliche 
Weise,  gedankenlos.  Ein  ganzheitliches  Verständnis  des  Evangeliums  würde  zu 
größerer  Feinfühligkeit  für  Aktionen  und  Motive,  zu  gründlicherer  Einschätzung 
von  Situationen,  zu  Selbstkritik  und  einer  geringeren  Neigung  führen,  die  eigene 
Einschätzung  allzu  leicht  mit  dem  Willen  Gottes  gleichzusetzen,  und  daher  auch 
bei  aller  Gegnerschaft  zu  größerer  Toleranz  gegenüber  dem  Gegner  führen. 

Quelle:  Die  Rolle  des  ökumenischen  Rates  in  Internationalen  Angelegenheiten,  Genf  1986, 
S.8-11 
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18      Frieden  in  Gerechtigkeit  für  die  ganze  Schöpfung 

Kontinentale  Konvokation  der  Konferenz  Europäischer  Kirchen,  Basel  1989 

Die  in  diesem  Ausmaß  bisher  ungekannte  starke  Präsenz  der  osteuropäischen  Kirchen  auf 
der  ökumenischen  Versammlung  im  Mai  1989  gab  -  wenige  Monate  vor  dem  Fall  der  Berliner 
Mauer  -  diesem  europäischen  Meilenstein  des  Konziliaren  Prozesses  für  "Justice,  Peace  and 
the  Integrity  of  the  Creation"  (JPIC)  ein  besonderes  Gewicht.  Basel  verortet  eine  ökumeni- 
sche Ethik  im  Hören  auf  das  Evangelium  des  Gottes  der  Gerechtigkeit,  der  Versöhnung  und 
der  Schöpfung. 


2.5.  Tiefere  Wurzeln  der  heutigen  Krise 

18.  Wie  sind  wir  in  diese  Lage  hineingeraten?  Was  sind  die  tieferen  Wurzeln  der 
Bedrohungen,  denen  wir  heute  ausgesetzt  sind?  Für  viele  scheint  die  Antwort  auf 
der  Hand  zu  liegen:  Der  Grund  ist  in  dem  ungeheuren  Umfang  von  Mitteln  und 
Möglichkeiten  zu  suchen,  die  Wissenschaft  und  Technik  in  die  Hand  des  Men- 
schen gelegt  haben.  Die  tiefgreifenden  Veränderungen,  sowohl  in  den  Gesell- 
schaftsstrukturen als  auch  in  den  Beziehungen  des  Menschen  zu  seiner  natürli- 
chen Mitwelt,  sind  Konsequenzen  der  unerhörten  Ausweitung  aller  menschlichen 
Tätigkeitsbereiche.  Moderne  Produktionsmittel  bilden  die  Grundlage  der  heuti- 
gen Wirtschaft.  Sie  stellen  Möglichkeiten  zur  Ausbeutung  bereit,  wie  sie  noch  nie 
zuvor  bestanden  haben.  Die  Technik  hat  das  Wesen  des  Krieges  verändert  und 
Diktaturen  mit  neuen  Mitteln  zur  Überwachung  und  Unterdrückung  ausgestattet. 
Der  Mißbrauch  der  Technik  ist  für  die  zunehmende  Ausbeutung  der  Umwelt  ver- 
antwortlich, die  -  wenn  sie  nicht  unter  Kontrolle  gebracht  wird  -  schließlich  zu  de- 
ren Zerstörung  führen  wird.  Die  Technik  hat  viele  Segnungen  gebracht.  Aber  an- 
statt der  Menschheit  zu  dienen,  ist  sie  gleichzeitig  zu  einer  Bedrohung  der  Zu- 
kunft geworden.  Sie  hat  ganze  Systeme  hervorgebracht,  in  denen  selbst  kleine 
menschliche  Fehler  zur  Katastrophe  führen  können. 

19.  Der  wahre  Grund  für  diese  Fehlentwicklung  ist  jedoch  in  den  Herzen  der 
Menschen,  in  ihrer  Einstellung  und  Mentalität  zu  suchen.  Da  ist  die  Täuschung, 
daß  der  Mensch  imstande  sei,  die  Welt  zu  gestalten;  die  Vermessenheit,  die  zur 
Überschätzung  der  Rolle  des  Menschen  im  Hinblick  auf  das  Ganze  des  Lebens 
führt;  eine  Ideologie  des  ständigen  Wachstums  ohne  Bezug  auf  ethische  Werte 
an  der  Wurzel  der  Wrtschaftssysteme  in  West  und  Ost;  die  Überzeugung,  daß  die 
geschaffene  Welt  uns  zur  Ausbeutung  und  nicht  zur  Fürsorge  und  Pflege  überge- 
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ben  sei;  das  blinde  Vertrauen,  daß  neue  Entdeckungen  die  jeweils  entstehenden 
Probleme  lösen  werden  und  daraus  folgend  die  Nichtbeachtung  der  Risiken,  die 
durch  unser  eigenes  Tun  entstanden  sind. 

20.  Zweifellos  brauchen  wir  das  Können  und  die  Fähigkeiten  von  Wissenschaft 
und  Technologie  für  die  Bewältigung  unserer  Zukunft.  Wenn  wir  aber  der  Sache 
der  Gerechtigkeit,  des  Friedens  und  der  Bewahrung  der  Schöpfung  dienen  wol- 
len, müssen  die  an  Technik  und  Wissenschaft  geknüpften  Erwartungen  grundle- 
gend überprüft  werden.  Als  Christen  können  wir  nicht  unkritisch  eine  Ideologie 
des  durch  den  Menschen  geschaffenen  Fortschritts  vertreten,  die  in  ihren  Grund- 
lagen nicht  die  ganze  Person  angemessen  berücksichtigt.  Wir  können  daher  das 
blinde  Vertrauen  auf  die  menschlichen  Errungenschaften  nicht  teilen.  Anderer- 
seits wenden  wir  uns  aber  mit  der  gleichen  Entschiedenheit  gegen  die  wach- 
sende Neigung  zu  Ohnmachtsgefühlen,  Resignation  oder  Verzweiflung.  Christli- 
che Hoffnung  ist  für  uns  eine  Widerstandsbewegung  gegen  jeden  Fatalismus.  Wir 
glauben,  daß  wir  durch  die  Umkehr  zu  Christus  die  volle  Bedeutung  des  mensch- 
lichen Lebens  erkennen. 


3.  Unser  gemeinsamer  Glaube 

3.1.  Die  Grundlage  unserer  Verantwortung 

21.  Unser  Leben  verdanken  wir  Gott  dem  Schöpfer,  dem  dreieinigen  Gott  -  Vater, 
Sohn  und  Heiligem  Geist  -,  der  sich  in  seiner  Barmherzigkeit  in  Jesus  Christus  der 
Menschheit  offenbart  hat.  Ungeachtet  der  fortdauernden  konfessionellen  Unter- 
schiede teilen  wir  alle  diesen  Glauben. 

22.  Mit  der  Vollendung  seines  Schöpfungswerkes  hat  Gott  vollkommene  Liebe 
bewiesen.  „Und  Gott  sah  alles  an,  was  er  gemacht  hatte,  und  siehe:  Es  war  sehr 
gut"  (Gen.  1,31).  Gott  hat  uns  alle  als  einmalige  menschliche  Wesen  nach  sei- 
nem Bild,  als  Brüder  und  Schwestern,  als  Teil  der  gesamten  Schöpfung  und  in 
enger  Abhängigkeit  von  ihr  geschaffen.  Gott  hat  uns  zu  einem  Leben  in  Liebe 
berufen  und  Beziehungen  und  Strukturen  der  Liebe  unter  uns  eingesetzt.  Die 
menschliche  Gemeinschaft  soll  ein  Abbild  der  unendlichen  Liebe  sein,  welche 
die  drei  göttlichen  Personen  in  der  Trinität  verbindet;  deshalb  sollte  sie  eine 
„koinonia"  (Gemeinschaft)  der  Liebe  sein.  Die  Heiligkeit  der  menschlichen  Person 
nimmt  einen  zentralen  Platz  im  Geheimnis  der  „oikonomia"  (Erlösungsordnung) 
ein.  Der  Schöpfer  „setzte  den  Menschen  auf  der  Erde  ein,  gleichsam  eine  zweite 
Welt,  eine  große  in  der  kleinen,  einen  anderen  Engel,  einen  Anbeter  aus  Körper 
und  Geist,  vollkommen  eingeweiht  in  die  sichtbare  Schöpfung,  aber  nur  teilweise 
in  die  geistige;  König  über  das,  was  auf  der  Erde  ist,  aber  selber  unter  der  Kö- 
nigsherrschaft von  oben;  ein  lebendiges  Geschöpf,  das  hier  geleitet  und  dann  an 
einen  anderen  Ort  versetzt  wird;  und,  um  das  Geheimnis  zu  vollenden,  vergött- 
licht  durch  seine  Hinneigung  zu  Gott"  (Gregor  von  Nazianz,  or.  45,7).  Die  Schöp- 
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fung  ist  gegründet  und  wird  zusammengefaßt  in  der  Fleischwerdung  des  Logos 
Gottes  und  der  Vergöttlichung  der  Menschheit,  Christus  machte  „aus  dem  alten 
Menschen  einen  neuen"  (Hippolyt,  ref.  haer.  10,34). 

23.  Wie  die  ganze  Menschheit  schon  im  ersten  Adam  existierte,  so  wird  sie  in 
gleicher  Weise  zusammengefaßt  im  zweiten  Adam,  unserem  Herrn  Jesus  Christus. 
Für  uns  Christen  gibt  es  nur  „eine  einzige  Menschheit,  nämlich  das  ganze  Men- 
schengeschlecht" (Gregor  von  Nazianz,  or.  31,  15). 

24.  Aber  wir  haben  gegen  den  Plan  Gottes  gesündigt.  Der  Sündenfall  (Gen.  3) 
führte  zum  Verlust  des  göttlichen  Friedens  und  der  Gerechtigkeit  für  alle  Men- 
schen und  brachte  Leid  und  Schaden  über  die  ganze  Schöpfung.  Durch  den 
Verlust  des  göttlichen  Friedens  und  der  Gerechtigkeit  wurden  die  menschlichen 
Beziehungen  zerstört,  wie  man  an  der  Geschichte  vom  Mord  an  Abel  (Gen  4,1-8) 
sehen  kann.  Dadurch  wurde  nicht  nur  die  menschliche  Gemeinschaft  gestört, 
sondern  es  hatte  auch  Folgen  für  Gottes  Schöpfung:  „Wenn  du  den  Ackerboden 
bestellst,  wird  er  dir  keinen  Ertrag  mehr  bringen",  sagt  Gott  zu  Kain  (Gen  4,12). 

25.  Aus  dem  Zeugnis  der  Bibel  wissen  wir,  daß  Gott  der  Menschheit  treu  geblie- 
ben ist,  obwohl  sie  sich  von  der  Quelle  allen  Lebens  abgewandt  hatte.  Immer 
wieder  ist  Gott  bereit,  aufs  neue  mit  der  Menschheit  den  Bund  zu  schließen  und 
neue  Hoffnung  zu  geben.  Dabei  ist  von  einer  Reihe  von  Bundesschlüssen  die 
Rede,  von  Noach  (Gen  9)  über  Abraham  (Gen  15)  bis  zu  Mose  und  dem  Volk  Is- 
rael. Gott  sucht  die  Gemeinschaft  mit  den  Menschen.  Um  aber  wirklich  ein  Le- 
ben in  Fülle  leben  zu  können,  muß  auch  das  Volk  Gott  gegenüber  treu  sein.  Aus 
der  Heilsgeschichte  erfahren  wir  jedoch,  daß  es  bereit  war,  den  Bund  durch  Un- 
gehorsam gegenüber  dem  Schöpfer  zu  brechen.  Unrecht  und  Unredlichkeit 
herrschten  unter  ihnen  (Jes  1,4).  Propheten  mußten  ausgeschickt  werden,  um  das 
Volk  auf  die  Wege  Gottes  zurückzuführen  und  ihre  Herzen  und  Gedanken  zu  än- 
dern. 

26.  Der  endgültige  Bund  Gottes  mit  der  Menschheit  wurde  in  Jesus  Christus  ein- 
gesetzt, durch  ihn  wurde  die  Versöhnung  der  Menschheit  mit  ihrem  Schöpfer 
vollbracht:  „Denn  Gott  wollte  mit  seiner  ganzen  Fülle  in  ihm  wohnen,  um  durch 
ihn  alles  zu  versöhnen.  Alles  im  Himmel  und  auf  Erden  wollte  er  zu  Christus  füh- 
ren, der  Frieden  gestiftet  hat  am  Kreuz  durch  sein  Blut"  (Kol  1,19-20).  In  Christus, 
seiner  Kreuzigung  und  Auferstehung,  steht  der  gefallenen  Menschheit  der  Weg 
offen,  den  Frieden  mit  Gott  und  untereinander  zu  empfangen  (Joh  14,27),  die 
göttliche  Gerechtigkeit  wiederzuerlangen  (Mt  6,33)  und  schließlich  mit  der  gan- 
zen Schöpfung  erlöst  zu  werden,  wie  der  Apostel  Paulus  sagt:  „Wenn  also  jemand 
in  Christus  ist,  dann  ist  er  eine  neue  Schöpfung:  Das  Alte  ist  vergangen,  Neues  ist 
geworden"  (2  Kor  5,17).  An  die  ganze  Schöpfung  ist  die  Verheißung  gerichtet, 
daß  Gottes  Schöpfertätigkeit  noch  nicht  beendet  ist.  Er  übt  seine  Schöpferkraft 
weithin  überall  auf  der  Welt  aus,  wie  Jesus  sagt:  „Mein  Vater  ist  noch  immer  am 
Werk,  und  auch  ich  bin  am  Werk"  (Joh  5,17). 
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27.  Die  Versöhnung  in  Jesus  Christus  öffnet  uns  den  Weg  zum  ewigen  Leben. 
Wenn  Gottes  Reich,  das  „Gerechtigkeit  und  Friede  und  Freude  in  dem  Heiligen 
Geist"  (Rom  14,17)  ist,  anbricht,  wird  die  Fülle  seines  Segens  offenbar  werden. 
Gemeinsam  mit  der  ganzen  Schöpfung  warten  wir,  daß  diese  zukünftige  Herrlich- 
keit offenbart  werde,  und  wir  wissen,  daß  erst  dann  unser  jetziger  sündiger  Zu- 
stand endgültig  überwunden  sein  wird.  Aber  wir  wissen  auch,  daß  diese  Zukunft 
bereits  hier  und  jetzt  in  unserem  Leben  auf  Erden  begonnen  hat.  Deshalb  ist  es 
die  höchste  Bestimmung  des  Menschen,  hier  und  jetzt  Gottes  Frieden  und  Ge- 
rechtigkeit zu  suchen  -  im  Bewußtsein  unserer  Solidarität  mit  der  ganzen  Schöp- 
fung Gottes. 

3.2.  Das  Evangelium  des  Friedens 

28.  Aufgrund  dieses  Glaubens  verkündigen  wir  das  Evangelium  des  Friedens.  Im 
Neuen  Testament  wird  die  Frohe  Botschaft  von  der  Offenbarung  Gottes  an  die 
Menschheit  und  der  Erlösung  durch  Jesus  Christus  „Evangelium  des  Friedens" 
genannt  (Eph  6,15).  Friede  mit  Gott  ist  die  Quelle  wahren  und  echten  Friedens 
unter  den  Menschen.  Jesus  Christus  ist  das  Fundament  für  die  Wiederherstellung 
der  Gemeinschaft  unter  den  Menschen.  Was  er  den  Jüngern  sagte,  gilt  auch  uns: 
„Frieden  hinterlasse  ich  euch,  meinen  Frieden  gebe  ich  euch;  nicht  einen  Frie- 
den, wie  die  Welt  ihn  gibt,  gebe  ich  euch"  (Joh  14,47). 

29.  Der  Begriff  Friede  (Schalom)  hat  eine  zentrale  Stellung  im  Alten  Testament. 
„Schalom"  hat  eine  viel  umfassendere  Bedeutung,  als  wir  heute  mit  dem  Wort 
„Frieden"  verbinden.  Er  bedeutet  Harmonie  und  Ganzheit  und  schließt  Gesund- 
heit und  die  volle  Entfaltung  als  Person  ein.  Er  umfaßt  alle  Lebensbereiche  - 
persönliches  Leben  und  das  der  Familie  sowie  den  Bereich  der  Gesellschaft  auf 
nationaler  und  internationaler  Ebene.  Er  ist  weit  mehr  als  die  begrenzte  politi- 
sche Sicherheit,  die  man  heute  oft  Frieden  nennt.  Vielmehr  weist  Schalom  auf 
jene  göttliche  Realität,  die  die  Gaben  von  Gerechtigkeit,  Frieden  und  Unver- 
sehrtheit der  Schöpfung  in  ihren  wechselseitigen  Beziehungen  umfaßt.  Für  den 
Propheten  Jesaja  ist  ein  Friede,  der  diesen  Namen  verdient,  nicht  zu  trennen  von 
Gerechtigkeit  und  Rechtschaffenheit  (Jes  9,6);  und  der  zukünftige  Friedenszu- 
stand des  Volkes  wird  vom  Frohlocken  und  Blühen  des  dürren  Landes  und  der 
Wüste  begleitet  (Jes  35,1-2).  Daher  überrascht  es  nicht,  daß  Schaiom  der  charak- 
teristische Begriff  ist,  mit  dem  die  messianischen  Verheißungen  beschrieben 
werden. 

30.  Diese  messianischen  Verheißungen  wurden  durch  unseren  Heiland  und  Erlö- 
ser Jesus  Christus  erfüllt,  der  den  neuen  und  ewigen  Bund  mit  der  Menschheit 
geschlossen  hat:  Er  ist  unser  Friede.  Der  Bund  geht  von  Gott  aus,  aber  er  hat  zwei 
Seiten:  Gott  lädt  die  Menschen  ein,  in  Gemeinschaft  mit  ihm  und  in  Gemein- 
schaft untereinander  zu  leben.  In  seiner  Barmherzigkeit  erlaubt  uns  Gott,  seine 
Partner  und  Mitarbeiter  zu  sein. 
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31.  Der  Gott  der  Gerechtigkeit:  Wir  bekennen,  daß  Gott  der  Schöpfer  und  Gott  der 
Befreier  gleichzeitig  der  Gott  der  Gerechtigkeit  ist.  Wir  werden  von  dem  gnädi- 
gen Gott  in  Jesus  Christus  gerechtfertigt  und  aufgerufen,  für  seine  Gerechtigkeit 
zu  wirken.  Im  Alten  Testament  wird  immer  wieder  die  Forderung  nach  Gerechtig- 
keit betont.  Ihr  herausragendes  Kennzeichen  ist  Sorge  und  Schutz  für  die  Armen 
und  die  Fremdlinge,  Verteidigung  und  Förderung  ihrer  Rechte  und  das  Mitein- 
anderteilen  als  Grundsatz  und  praktisches  Handeln.  Die  prophetische  Botschaft 
von  der  Gerechtigkeit  ist  der  Auftrag,  Ungerechtigkeit  in  Strukturen  und  Verhal- 
tensformen überall  und  von  Grund  auf  zu  verändern.  Wir  müssen  auch  bedenken, 
daß  in  der  Tradition  des  Glaubens,  wie  er  durch  das  Alte  Testament  bezeugt 
wird,  Jesus  selbst  seine  messianische  Berufung  als  Sendung  zur  Rettung  aller,  zur 
Befreiung  der  Armen,  Leidenden  und  Unterdrückten  verstanden  und  gelebt  hat. 
„Der  Geist  des  Herrn  ruht  auf  mir,  denn  der  Herr  hat  mich  gesalbt.  Er  hat  mich  ge- 
sandt, damit  ich  den  Armen  eine  Gute  Nachricht  bringe;  damit  ich  den  Gefan- 
genen die  Entlassung  verkünde  und  den  Blinden  das  Augenlicht;  damit  ich  die 
Zerschlagenen  in  Freiheit  setze  und  ein  Gnadenjahr  des  Herrn  ausrufe"  (Lk4,18- 
19  nach  Jes  61,1-2).  Diese  Befreiung  bricht  bereits  in  der  Gegenwart  an  und  fin- 
det in  der  Auferstehung  ihre  Vollendung  (1  Kor  15,42-57).  Die  prophetische  Bot- 
schaft von  der  Gerechtigkeit  wird  im  Neuen  Testament  aufgegriffen  und  weiterge- 
führt in  den  beiden  Seligpreisungen,  die  auf  Gerechtigkeit  bezogen  sind  (Mt  5,6 
und  5,10),  und  in  dem  Wort  von  der  besseren  Gerechtigkeit  (Mt  5,20)  in  der  Berg- 
predigt. 

32.  Der  Gott  des  Friedens  und  der  Versöhnung:  Versöhnung  mit  Gott  gehört  we- 
sentlich zum  Evangelium  des  Friedens  (Rom  5,1).  Die  Kirche  ist  berufen,  Zeugnis 
von  Gottes  Versöhnung  zu  geben.  Weil  Christus  uns  Versöhnung  gebracht  hat, 
sollen  wir  Botschafter  der  Versöhnung  in  der  Welt  sein.  „Denn  er  ist  unser  Friede. 
Er  vereinigte  die  beiden  Teile  -  Juden  und  Heiden  -  und  riß  durch  sein  Sterben 
die  trennende  Wand  der  Feindschaft  nieder"  (Eph  2,14).  Die  gnädige  Liebe  Got- 
tes, der  sündigen  Menschen  vergibt,  ist  die  Grundlage  unserer  Liebe  zu  Freund 
und  Feind  gleichermaßen.  Nach  dem  Evangelium  schließt  das  Streben  nach 
Frieden  Kampf,  Leiden  und  aktiven  Widerstand  ein.  Wirklichen  Frieden  gibt  es 
nicht  ohne  Gerechtigkeit.  Frieden  und  Gerechtigkeit  müssen  in  ihrem  Verhältnis 
zueinander  verstanden  und  ausgelegt  werden.  Wenn  die  Propheten  so  nach- 
drücklich auf  Gerechtigkeit  bestehen,  dann  wollen  sie  uns  warnen,  vor  der  Unge- 
rechtigkeit zu  kapitulieren  oder  Kompromisse  mit  ihr  einzugehen;  sie  wollen  uns 
warnen  vor  der  Passivität,  die  im  Grunde  Feigheit  oder  Komplizenschaft  ist  oder 
der  Erhaltung  unseres  eigenen  Friedens  auf  Kosten  anderer  dient,  besonders  auf 
Kosten  der  Schwachen,  die  keine  Macht  haben  und  kein  Gehör  finden,  um  ihre 
Würde  und  Rechte  zu  verteidigen.  Als  Christen  glauben  wir,  daß  wahrer  Friede 
gewährt  wird,  wenn  wir  den  Weg  mit  Christus  gehen,  auch  wenn  wir  oft  davor  zu- 
rückschrecken, ihm  bis  ans  Ende  zu  folgen.  Seine  Absage  an  Gewalt  fließt  aus 
der  Liebe,  die  sogar  den  Feind  sucht,  um  ihn  zu  verwandeln  und  sowohl  Feind- 
schaft wie  Gewalt  zu  überwinden.  Diese  Liebe  ist  bereit,  in  aktiver  Weise  zu  lei- 
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den.  Sie  entlarvt  den  ungerechten  Charakter  des  Gewaltaktes,  zieht  jene  zur  Re- 
chenschaft, die  Gewalt  anwenden,  und  zieht  den  Feind  in  eine  Beziehung  des 
Friedens  hinein  (Mt  5,38-48;  Joh  18,23).  Jesus  stellt  den  Weg  der  Gewaltlosigkeit 
unter  die  Verheißung  einer  friedlichen  Erde  (Mt  5,5).  Auch  wenn  wir  das  Problem 
der  Selbstverteidigung  und  die  Pflicht  des  Staates  zum  Schutz  seiner  Bürger  an- 
erkennen, sind  wir  immer  noch  konfrontiert  mit  Leben,  Lehre  und  Vorbild  Jesu 
Christi. 

33.  Der  Gott  der  Schöpfung:  Wir  bekennen  abschließend,  daß  Gott  der  Schöpfer 
alle  seine  Geschöpfe  erhält  und  liebt.  Deswegen  haben  sie  alle  ein  fundamenta- 
les Recht  auf  Leben.  Er  hat  dem  Menschen  eine  besondere  Stellung  in  der 
Schöpfung  zugedacht:  „Gott,  der  Herr,  nahm  den  Menschen  und  setzte  ihn  in 
den  Garten  von  Eden,  damit  er  ihn  bebaue  und  hüte"  (Gen  2,15  und  1,28).  In 
Gottes  Schöpfung  sollen  wir  Haushalter  sein.  Haushalterschaft  ist  nicht  Besitz. 
Gott  der  Schöpfer  bleibt  allein  im  Vollsinn  des  Wortes  Eigentümer  der  ganzen 
Schöpfung.  Im  Psalm  heißt  es:  „Dem  Herrn  gehört  die  Erde  und  was  sie  erfüllt, 
der  Erdkreis  und  seine  Bewohner.  Denn  er  hat  ihn  auf  Meere  gegründet,  ihn  über 
Strömen  befestigt"  (Ps  24,1-2).  Wenn  wir  die  besondere  Stellung  des  Menschen 
als  des  Privilegierten  unter  allen  Geschöpfen  richtig  verstehen  wollen,  dann  dür- 
fen wir  nicht  vergessen,  daß  die  ganze  Schöpfung  zur  Ehre  Gottes  bestimmt  ist. 
Hierin  liegt  auch  die  grundsätzliche  Bedeutung  des  Sabbats  (Gen  2,3).  Nicht  die 
Menschheit,  sondern  Gott  ist  Anfang,  Mitte  und  Ziel  seiner  ganzen  Schöpfung 
und  aller  Geschichte:  „Ich  bin  das  Alpha  und  das  Omega,  der  ist  und  der  war  und 
der  kommt,  der  Herrscher  über  die  ganze  Schöpfung"  (Offb  1,8). 

34.  Damit  muß  die  in  den  letzten  Jahrhunderten  vorherrschende  Ethik  neu 
durchdacht  werden,  die  -  im  Gegensatz  zur  wahren  Bedeutung  des  Wortes  Gottes 
-  der  Menschheit  gestattete,  sich  die  Schöpfung  für  ihre  eigenen  Zwecke 
„Untertan"  zu  machen.  Statt  dessen  sollten  die  Menschen  Haushalter  im  Dienste 
Gottes  und  der  Schöpfung  sein.  Deshalb  sind  wir  im  Gehorsam  gegenüber  Gott 
zur  Erhaltung  und  Förderung  der  Integrität  der  Schöpfung  zum  Wohle  zukünftiger 
Generationen  verpflichtet.  Als  wahrhaftiges  Bild  Gottes  und  Herr  der  Schöpfung 
zeigt  Christus  uns  den  Weg  zur  Erfüllung  unserer  Sendung,  Gottes  Schöpfungs- 
plan zu  gehorchen. 

3.3.  Die  Hoffnung,  die  wir  bezeugen 

35.  Die  Hoffnung,  die  wir  bezeugen,  beruht  auf  der  Gewißheit:  Gott  will,  daß  alle 
Menschen  gerettet  werden  (1  Tim  2,4),  und  bietet  ihnen  das  höchste  Geschenk 
an:  ewiges  Leben.  „Wenn  wir  unsere  Hoffnung  nur  in  diesem  Leben  auf  Christus 
gesetzt  haben,  sind  wir  erbärmlicher  daran  als  alle  anderen  Menschen"  (1  Kor 
15,19).  Wir  erwarten  vielmehr  „einen  neuen  Himmel  und  eine  neue  Erde"  (Offb 
21,1),  d.h.  die  Verwandlung  unserer  Schöpfung:  „Siehe,  ich  mache  alles  neu" 
(Offb  21,5).  Die  neue  Schöpfung  ist  die  endgültige  Errichtung  der  Gottesherr- 
schaft: Durch  die  Auferweckung  wird  Gottes  Plan  mit  der  Menschheit  zur  letzten 
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Erfüllung  gelangen.  „Danach  kommt  das  Ende,  wenn  er  jede  Macht,  Gewalt  und 
Kraft  vernichtet  hat  und  seine  Herrschaft  Gott,  dem  Vater,  übergibt"  (1  Kor  15,24). 

36.  Die  Hoffnung  auf  Gottes  endgültige  Herrschaft  lenkt  uns  nicht  von  unseren 
jetzigen  Verpflichtungen  ab.  Im  Gegenteil,  christliche  Hoffnung  ist  der  stärkste 
Impuls,  mit  Mut  und  glühendem  Eifer  dafür  zu  arbeiten,  daß  die  Menschheit 
friedfertiger  und  gerechter  wird,  daß  sie  starker  mit  geschwisterlicher  Liebe  erfüllt 
wird,  verantwortungsvoller  ihre  Haushalterschaft  in  der  Schöpfung  wahrnimmt 
zum  Wohle  aller  Männer  und  Frauen,  damit  die  Schöpfung  zukünftig  in  weltwei- 
ter Solidarität  leben  kann.  Gott  fordert  uns  auf,  die  Liebe  im  konkreten  Dienst  an 
unseren  Mitmenschen  (Lk  10,37)  wirksam  werden  zu  lassen,  selbst  wenn  diese  un- 
sere Feinde  sind  (Mt  5,43-48).  Die  Seligpreisungen  der  Bergpredigt  weisen  so- 
wohl auf  die  Zukunft  als  auch  auf  die  Gegenwart  (Mt  5,1-12).  Jesus  zeigt  den 
Weg,  der  allein  zur  endgültigen  Teilhabe  am  Reich  Gottes  führt:  „Darum  sage 
ich  euch:  Wenn  eure  Gerechtigkeit  nicht  weit  größer  ist  als  die  der  Schriftgelehr- 
ten und  der  Pharisäer,  werdet  ihr  nicht  in  das  Himmelreich  kommen"  (Mt  5,20). 
Gleichzeitig  zeigt  Jesu  Handeln  und  Lehre,  wie  echte  Liebe  zu  Gott  und  unse- 
rem Nächsten  hier  und  jetzt  aussehen  muß.  Christliche  Hoffnung  ist  Aufruf  zum 
Handeln,  weil  sie  ein  zwingender  Ruf  zum  Dienst  an  Gott  und  unseren  Mitmen- 
schen ist  (Mt  7,21).  Je  stärker  unsere  christliche  Hoffnung,  desto  leidenschaftli- 
cher und  wirkungsvoller  unser  Handeln  zur  Verbesserung  der  gegenwärtigen  Si- 
tuation der  Menschen. 

Quelle:  Frieden  in  Gerechtigkeit  für  die  ganze  Schöpfung.  Texte  der  Europäischen  ökumeni- 
schen Versammlung  "Frieden  in  Gerechtigkeit"  und  des  Forums  "Gerechtigkeit,  Frieden  und 
Bewahrung  der  Schöpfung"  der  ACK,  EKD  Texte  27,  hg.v.  Kirchenamt  der  EKD,  Hannover 
1989,  S. 14-21 


19  Zehn  Affirmationen  zu  Gerechtigkeit,  Frieden  und  Bewahrung  der 
Schöpfung 

Weltkonvokation  des  ÖRK,  Seoul  1990 

Die  Weltkonvokation  in  Seoul  wurde  verstanden  als  der  Höhepunkt  (gleichwohl  nicht  Schluß- 
punkt) des  in  Vancouver  1983  angestoßenen  Konziliaren  Prozesses  für  JPIC.  Die  10  Affir- 
mationen fassen  als  "sozial-ethischer  Katechismus"  (K.  Raiser)  "wichtige  Erfahrungen  aus 
langen  Jahren  der  Arbeit  (...)  zusammen.  Die  entscheidenden  theologischen  und  sachlichen 
Erkenntnisse  von  zwanzig  Jahren  sozialethischer  Reflexion  lassen  sich  in  diesem  Text  wie- 
derfinden: die  Aufnahme  des  Bundesgedankens  und  der  messianischen  Verheißung  vom 
Reich  Gottes  ebenso  wie  das  Wissen  um  den  unlösbaren  Zusammenhang  von  Friede  und 
Gerechtigkeit  (...)  ."  (M.Robra,  Sozialethik  S.164). 
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Einleitung 

In  dieser  von  Ungerechtigkeit,  Gewalt  und  Umweltzerstörung  gezeichneten  Welt 
wollen  wir  Gottes  Bund  bekräftigen,  der  offen  ist  und  ein  Leben  in  Ganzheit  und 
heilen  Beziehungen  verheißt.  Wir  antworten  auf  Gottes  Bund  mit  dem  Bekenntnis 
unseres  Glaubens  an  den  dreieinigen  Gott,  der  die  wirkliche  Quelle  aller  Ge- 
meinschaft ist. 

Unser  Ja  zu  diesem  Bund  bewegt  uns  heute,  die  folgenden  Grundüberzeugun- 
gen, die  wir  bekräftigen  wollen,  zu  den  drängenden  Problemen  der  Gerechtig- 
keit, des  Friedens  und  der  Bewahrung  der  Schöpfung  zu  machen.  Diese  Grund- 
überzeugungen sind  feste  Überzeugungen.  Sie  sind  die  Früchte  langer  ökumeni- 
scher Gespräche  und  Auseinandersetzungen. 

Wir  formulieren  diese  grundsätzlichen  Überzeugungen  als  Christen,  die  wissen, 
daß  viele  Menschen,  die  andere  Religionen  und  Weltanschauungen  vertreten, 
diese  Sorgen  mit  uns  teilen  und  ihre  eigene  Sicht  von  Gerechtigkeit,  Frieden 
und  der  Bewahrung  der  Schöpfung  haben.  Wir  suchen  den  Dialog  und  die  Zu- 
sammenarbeit mit  ihnen.  Wr  folgen  damit  der  Vision  einer  neuen  Zukunft,  die  für 
den  Fortbestand  unseres  Planeten  unerläßlich  ist. 

Wir  können  die  folgenden  Aussagen  nur  dann  richtig  fassen,  wenn  wir  gleichzei- 
tig unser  Unvermögen  und  Versagen  zugeben  und  uns  erneut  auf  die  Wirklichkeit 
des  Reiches  Gottes  einlassen.  Das  bedeutet,  daß  wir  in  Gedanken,  Worten  und 
Werken  den  Mächten  der  Zertrennung  und  der  Zerstörung  Widerstand  leisten  und 
mit  den  leidenden  Menschen  in  aktiver  Solidarität  leben. 


Grundüberzeugung  I 

Wir  bekräftigen,  daß  alle  Ausübung  von  Macht  vor  Gott  verantwortet  werden  muß 

Die  Welt  gehört  Gott.  Deshalb  sollen  Art  und  Weise,  in  der  menschliche  Macht 
und  Autorität  ausgeübt  werden,  der  Absicht  Gottes  mit  dieser  Welt  dienen  und  vor 
den  Menschen  verantwortet  werden,  in  deren  Namen  dies  geschieht.  Diejenigen, 
die  wirtschaftliche,  politische,  militärische,  gesellschaftliche,  wissenschaftliche, 
kulturelle  und  juristische  Macht  ausüben,  sollen  Haushalter  im  Namen  von  Gottes 
Gerechtigkeit  und  Frieden  sein.  In  Christus  wird  die  Macht  Gottes  unübersehbar 
deutlich.  Sie  zeigt  sich  gerade  im  Leiden  als  erlösende  und  mitleidende  Liebe, 
die  mit  der  geschundenen  und  leidenden  Menschheit  solidarisch  ist.  Die  so  ver- 
standene Macht  Gottes  befähigt  die  Menschen,  die  Botschaft  der  Befreiung,  der 
Liebe  und  der  Hoffnung,  die  neues  Leben  gibt,  zu  verkünden,  Widerstand  gegen 
Ungerechtigkeit  zu  leisten  und  die  Mächte  des  Todes  zu  bekämpfen. 
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Wir  bekräftigen,  daß  die  Art  und  Weise  der  Ausübung  menschlicher  Macht  und 
Autorität  unter  dem  Urteil  Gottes  stehen  und  vor  den  Menschen  verantwortet 
werden  müssen.  Zu  ihr  gehört  das  Recht  der  Menschen  auf  volle  Mitwirkung.  In 
Christus  hat  Gott  den  Sinn  der  Macht  als  mitleidende  Liebe  ein  für  allemal 
deutlich  gemacht;  sie  ist  stärker  als  die  Macht  des  Todes. 

Wir  werden  jeder  Ausübung  von  Macht  und  Autorität  widerstehen,  die  ein 
Machtmonopol  anstrebt  und  auf  diese  Weise  Veränderungen  hin  zu  Gerechtig- 
keit, Frieden  und  Bewahrung  der  Schöpfung  verhindert. 

Wir  verpflichten  uns,  die  positiv  aufbauende  Kraft  der  Basisbewegungen  zu  un- 
terstützen, die  für  die  Menschenwürde  und  die  Befreiung  kämpfen  und  ein  ge- 
rechtes und  partizipatorisches  Regierungs-  und  Wirtschaftssystem  anstreben. 


Grundüberzeugung  II 

Wir  bekräftigen,  daß  Gott  auf  der  Seite  der  Armen  steht 

Die  Armen  werden  ausgebeutet  und  unterdrückt.  Ihre  Armut  ist  kein  Zufall.  Sie  ist 
sehr  oft  das  Ergebnis  einer  bewußt  darauf  gerichteten  Politik,  Reichtum  und 
Macht  zu  vergrößern.  Armut  ist  ein  Skandal  und  ein  Verbrechen.  Es  ist  Gotteslä- 
sterung zu  sagen,  sie  entspreche  dem  Willen  Gottes.  Jesus  ist  gekommen,  damit 
wir  „das  Leben  in  seiner  ganzen  Fülle"  (Johannes  10,10)  haben.  Durch  seinen 
Tod  und  seine  Auferstehung  hat  Christus  die  Mächte  entlarvt  und  daher  besiegt, 
die  den  Armen  ihr  Recht  auf  Leben  in  seiner  ganzen  Fülle  verweigern  (Lukas 
4,16-21).  Gott  steht  auf  der  Seite  der  Armen.  Die  Herrlichkeit  Gottes  spiegelt  sich 
in  dem  Armen  wider,  der  ein  Leben  in  seiner  Fülle  hat  (Erzbischof  Romero).  In 
den  Schreien  der  Armen  hören  wir  die  uns  herausfordernde  Stimme  Gottes. 

Jene,  die  die  Gesellschaft  als  die  „Geringsten"  behandelt,  nennt  Jesus  seine  Ge- 
schwister (Matthäus  25,31-46).  Wir  sehen  zwar  die  Notwendigkeit  diakonischer 
Dienste  und  dringender  Maßnahmen  in  Notsituationen  ein,  doch  müssen  wir 
heute  erkennen,  daß  die  Bedürfnisse  der  „Geringsten"  nur  dadurch  befriedigt  wer- 
den können,  wenn  die  Strukturen  der  Weltwirtschaft  grundlegend  verändert  wer- 
den. Wohltätigkeit  und  Hilfsprojekte  allein  können  weder  die  Bedürfnisse  der  ärm- 
sten Milliarde  Menschen  befriedigen,  deren  Mehrheit  Frauen  und  Kinder  sind, 
noch  ihre  Menschenwürde  schützen.  Die  Lösung  für  die  Schuldenkrise  ist  eine 
gerechte  Weltwirtschaftsordnung.  Umschuldungen  reichen  nicht  aus. 

Wir  bekräftigen,  daß  Gott  auf  der  Seite  der  Armen  steht.  Wir  erklären,  daß  wir  als 
Christen  die  Pflicht  haben,  Gottes  Handeln  im  Kampf  der  Armen  für  die  Befrei- 
ung von  uns  allen  zu  unterstützen. 
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Wir  werden  allen  Kräften,  politischen  Maßnahmen  und  Institutionen  widerste- 
hen, die  Armut  verursachen  und  verlängern  oder  sie  als  unvermeidlich  und  un- 
veränderlich hinnehmen. 

Wir  verpflichten  uns,  solche  Organisationen  oder  Bemühungen  zu  unterstützen, 
die  für  die  Abschaffung  von  Ausbeutung  und  Unterdrückung  arbeiten. 


Grundüberzeugung  III 

Wir  bekräftigen,  daß  alle  Rassen  und  Völker  gleichwertig  sind 

In  Jesus  Christus  sind  alle  Menschen,  gleich  welcher  Rasse,  Kaste  oder  ethni- 
schen Herkunft,  mit  Gott  und  untereinander  versöhnt.  Rassismus  als  Ideologie  und 
Diskriminierung  als  Praxisverstoßen  gegen  die  Vielfalt,  in  der  Gott  die  Welt  ge- 
schaffen hat.  Die  Vielfalt  ist  ein  Reichtum.  Rassismus  und  Diskriminierung  verlet- 
zen die  Würde  der  menschlichen  Person.  Alle  Formen  des  -  individuellen,  kollek- 
tiven oder  systembedingten  -  Rassismus  sind  Sünde  und  ihre  theologische  Recht- 
fertigung Gotteslästerung. 

Wer  die  Menschen  und  Völkerrechte  dazu  benutzt,  sogenannte  „Grundrechte"  zu 
beanspruchen,  mißbraucht  deren  Inhalt  und  Bedeutung.  Der  Anspruch  auf  sol- 
che „Gruppenrechte"  dient  der  Rechtfertigung  wirtschaftlicher  Ausbeutung  und 
der  Begründung  politischer  Sonderrechte;  er  führt  zur  Entsolidarisierung  und 
nicht  in  die  Befreiung. 

Im  Bund  Gottes  gilt:  „Alle  Geschlechter  der  Erde  gehören  mir".  Daran  wollen  wir 
uns  erinnern. 

Wir  bekräftigen,  daß  die  Menschen  jeder  Rasse,  Kaste  und  ethnischen  Gruppe 
gleichwertig  sind.  Im  Reichtum  der  Kulturen  und  Traditionen  spiegelt  sich  die 
reiche  Vielfalt  der  Schöpfung  Gottes. 

Wir  werden  der  Verweigerung  von  Grundrechten  für  die  Menschen  widerstehen, 
die  ausgebeuteten  und  unterdrückten  rassischen  und  ethnischen  Gruppen,  Ka- 
sten und  Urvölkern  angehören.  Wir  werden  allen  Versuchen  herrschender  Kultu- 
ren und  Gruppen  widerstehen,  diesen  Menschen  ihre  kulturelle  Identität  und 
ihre  uneingeschränkte  Staatsbürgerschaft  sowie  den  gleichberechtigten  Zugang 
zu  wirtschaftlicher,  politischer  und  kirchlicher  Macht  vorzuenthalten.  Wir  wer- 
den der  Unterdrückung  und  Ausbeutung  der  am  schlimmsten  Betroffenen,  der 
Frauen  und  Kinder,  widerstehen. 

Deshalb  verpflichten  wir  uns,  gegen  die  Kräfte  des  Rassismus,  der  ethnischen 
Diskriminierung  und  der  Einteilung  in  Kasten  zu  arbeiten  und  deren  Opfer  soli- 
darisch in  ihrem  Kampf  zu  unterstützen. 
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Grundüberzeugung  IV 

Wir  bekräftigen,  daß  Mann  und  Frau  nach  dem  Bilde  Gottes  geschaffen  sind 

Gott  schuf  Mann  und  Frau  nach  seinem  Bilde  (1.  Mose  1,27).  Diese  Ebenbild- 
lichkeit des  Menschen  ist  die  Grundlage  für  eine  lebendige  Beziehung  zwischen 
Frauen  und  Männern  und  zur  Umgestaltung  der  Gesellschaft.  Christus  hat  die 
Frauen  ganz  ernst  genommen  und  sie  dazu  befähigt,  in  Würde  und  Vollkommen- 
heit zu  leben.  Frauen  und  Männer  sind  gemeinsam  „die  neue  Schöpfung  in  Chri- 
stus" (2.  Korinther  5,7).  Als  solche  sollen  sie  für  eine  Welt  arbeiten,  in  der  jede 
Diskriminierung  überwunden  ist.  Wir  erinnern  uns  des  Bundes  Gottes  und  sagen 
deshalb: 

Wir  bekräftigen  die  schöpferische  Kraft,  die  den  Frauen  geschenkt  worden  ist, 
um  für  das  Leben  dort  einzutreten,  wo  der  Tod  regiert.  In  der  Gemeinschaft 
Jesu  sind  die  Frauen  gleichberechtigt,  ihre  Würde  wird  betont.  Auch  sie  haben 
von  ihm  den  Auftrag  erhalten,  die  frohe  Botschaft  weiterzutragen. 

Wir  werden  jeder  patriarchalischen  Struktur  widerstehen,  die  Gewalt  gegen 
Frauen  rechtfertigt  und  ihre  Rolle  in  einer  Gesellschaft  festschreibt,  in  der  die 
Arbeitskraft  der  Frauen  und  ihre  Sexualität  ausgebeutet  werden.  In  diesem  Zu- 
sammenhang weisen  wir  besonders  auf  die  Frauen  hin  -  die  Armen  und/oder 
Schwarzen,  die  Dalits,  die  Frauen  der  Urvölker,  Flüchtlinge,  ausländische  Ar- 
beitnehmerinnen und  Frauen  aus  Gruppen,  die  besonders  bedroht  oder  unter- 
drückt werden.  Wir  werden  allen  Herrschaftsstrukturen  widerstehen,  die  die  theo- 
logischen und  spirituellen  Beiträge  von  Frauen  zurückweisen  und  ihnen  die 
Mitwirkung  an  den  Entscheidungsprozessen  in  Kirche  und  Gesellschaft  verwei- 
gern. 

Deshalb  verpflichten  wir  uns,  eine  neue  Gemeinschaft  von  Frauen  und  Männern 
zu  schaffen.  Wir  werden  dazu  ermutigt  durch  die  Beharrlichkeit,  mit  der  Frauen 
sich  für  die  Bewahrung  des  Lebens  einsetzen. 

Grundüberzeugung  V 

Wir  bekräftigen,  daß  Wahrheit  zur  Grundlage  einer  Gemeinschaft  freier  Menschen 
gehört. 

Jesus  lebte  ein  Leben  der  Wahrhaftigkeit.  Weil  er  Gottes  Wahrheit  lebte,  geriet  er 
mit  den  Wertvorstellungen  und  Mächten  seiner  Gesellschaft  in  Konflikt.  Er  ver- 
kündete dem  Volk  seine  Botschaft  der  Wahrheit,  er  lehrte  und  predigte  in  einer 
einfachen,  verständlichen  Sprache  und  in  Bildern  und  Gleichnissen. 
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Daß  der  Mensch  kommunizieren  und  lernen  kann,  ist  eine  der  größten  Gaben 
Gottes.  Diese  Fähigkeit  führt  den  einzelnen  Menschen  in  eine  Gemeinschaft  und 
verbindet  diese  miteinander.  Sie  führt  einzelne  Gemeinschaften  zur  Mensch- 
heitsfamilie zusammen.  Im  Dienste  der  Gerechtigkeit,  des  Friedens  und  der  Be- 
wahrung der  Schöpfung  haben  Kommunikation  und  Erziehung  in  der  Zukunft 
eine  kaum  zu  überschätzende  Bedeutung. 

„Das  ist's  aber,  was  ihr  tun  sollt:  Rede  einer  mit  dem  anderen  Wahrheit,  und  rich- 
tet recht,  und  schaffet  Frieden  in  euren  Toren",  sagt  der  Prophet  (Sacharja  8,16). 

Heute  existieren  durch  die  neuen  Technologien  neue  Möglichkeiten  für  umfas- 
sendere Kommunikation  und  Bildung  für  alle.  Gleichzeitig  bedroht  aber  ihr  Miß- 
brauch den  eigentlichen  Zweck  der  Kommunikation  und  der  Bildung.  Wir  werden 
uns  gegen  Unwissenheit,  Analphabetismus,  Propaganda,  Falschinformation  und 
Lüge  wehren.  Wir  antworten  auf  den  Ruf  Gottes,  der  die  Wahrheit  ist,  die  uns  be- 
freit: 

Wir  bekräftigen,  daß  Zugang  zur  Wahrheit  und  zu  Bildung,  Information  und 
Kommunikationsmitteln  ein  menschliches  Grundrecht  ist.  Alle  Menschen  haben 
das  Recht  auf  Bildung;  sie  haben  das  Recht,  zu  sagen,  was  ihnen  wichtig  ist, 
ihre  Überzeugungen  und  Meinungen  zu  äußern,  von  anderen  angehört  zu  wer- 
den und  die  Fähigkeit  zu  erlangen,  Wahrheit  von  Lüge  zu  unterscheiden. 

Wir  widerstehen  allen  Bestrebungen,  die  die  freie  Meinungsäußerung  verhin- 
dern, die  die  Kommunikationsmedien  in  den  Händen  des  Staates  oder  wirt- 
schaftlich mächtiger  Monopole  konzentrieren,  die  das  Konsumdenken,  Rassis- 
mus, Kastendenken,  Sexismus,  Chauvinismus  jeder  Art,  religiöser  Intoleranz  und 
die  Neigung  zur  Gewaltanwendung  verbreiten  oder  dulden  und  in  vielen  Län- 
dern ein  zunehmendes  Analphabetentum  und  eingeschränkte  Bildungsmög- 
lichkeiten hinnehmen.  Dies  gilt  auch  für  jeden  Bereich  in  Kirche  und  Gesell- 
schaft 

Wir  verpflichten  uns,  Möglichkeiten  zu  schaffen,  durch  die  die  an  den  Rand  Ge- 
drängten und  die  Unterprivilegierten  lernen  können.  Diejenigen,  die  zum 
Schweigen  gebracht  worden  sind,  sollen  sich  Gehör  verschaffen  können.  Wir 
wollen  uns  darum  bemühen,  daß  die  Wahrheit  und  das  Wort  Gottes  in  den  mo- 
dernen Medien  auf  eine  phantasievolle,  prophetische,  befreiende  und  respekt- 
volle Weise  verbreitet  wird.  Andere  Religionen  müssen  wahrheitsgemäß  darge- 
stellt werden. 
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Grundüberzeugung  VI 

Wir  bekräftigen  den  Frieden  Jesu  Christi 

Die  einzig  mögliche  Grundlage  für  einen  dauerhaften  Frieden  ist  Gerechtigkeit 
(Jesaja  32,17).  Die  prophetische  Vision  von  Frieden  und  Gerechtigkeit  lautet: 

„Dann  schmieden  sie  Pflugscharen  aus  ihren  Schwertern, 

und  Winzermesser  aus  ihren  Lanzen: 

Man  zieht  nicht  mehr  das  Schwert,  Volk  gegen  Volk, 

und  übt  nicht  mehr  für  den  Krieg; 

Alle  sitzen  unter  dem  eigenen  Weinstock  und  Feigenbaum, 

und  niemand  schreckt  sie  auf. 

Ja,  der  Mund  des  Herrn  der  Heere  hat  gesprochen."  (Micha  4,3-4). 

Jesus  sagt:  „Selig  sind,  die  Frieden  schaffen"  und  „Liebt  eure  Feinde".  Die  Kirche 
ist  als  die  Gemeinschaft  des  gekreuzigten  und  auferstandenen  Christus  dazu  auf- 
gerufen, in  der  Welt  für  die  Versöhnung  einzutreten.  Wir  müssen  lernen,  was  es 
heißt,  Frieden  zu  schaffen:  die  eigene  Verwundbarkeit  bewußt  zu  bejahen. 

In  Jesus  Christus  hat  Gott  die  Feindschaft  zwischen  Nationen  und  Völkern  über- 
wunden und  will  uns  auch  jetzt  Frieden  in  Gerechtigkeit  schenken.  Wenn  wir  die- 
sen Frieden  erlangt  haben,  der  unsere  Vernunft  übersteigt,  wird  es  keine  Verlet- 
zung, keine  Feindschaft  und  keine  Sünde  mehr  geben.  Nach  biblischem  Glau- 
ben bedeutet  wahrer  Friede,  daß  jeder  Mensch  in  einer  Beziehung  der  sicheren 
Geborgenheit  zu  Gott,  zum  Nächsten,  zur  Natur  und  zu  sich  selbst  steht. 

Gottes  Gerechtigkeit  schützt  die  „Geringsten"  (Matthäus  25,31-46),  die,  die  am 
verletzlichsten  sind  (5.  Mose  24).  Gott  ist  der  Anwalt  der  Armen  (Arnos  5). 

Es  gibt  keinen  Frieden  ohne  Gerechtigkeit.  Frieden  kann  nicht  durch  eine  Doktrin 
der  nationalen  Sicherheit  erlangt  oder  erhalten  werden,  weil  Frieden  unteilbar 
ist.  Wirkliche  Sicherheit  muß  auf  der  Gerechtigkeit  für  das  Volk  beruhen,  insbe- 
sondere für  jene,  die  am  meisten  bedroht  sind  und  auf  Respekt  vor  der  Mitwelt. 

Wir  bekräftigen  Gottes  Frieden  in  seiner  ganzen  Bedeutung.  Wr  werden  alle 
Möglichkeiten  ausschöpfen,  um  Gerechtigkeit  und  Frieden  zu  schaffen  und 
Konflikte  durch  aktive  Gewaltfreiheit  zu  lösen. 

Wir  werden  jedem  Verständnis  und  System  von  Sicherheit  widerstehen,  das  den 
Einsatz  von  Massenvernichtungsmitteln  vorsieht  oder  durch  die  Drohung  mit 
solchem  Einsatz  abschrecken  will.  Wir  lehnen  militärische  Invasionen,  Interven- 
tionen und  Besetzungen  ab.  Wir  werden  einem  Konzept  der  nationalen  Sicher- 
heit widerstehen,  welches  das  Ziel  hat,  die  Bevölkerung  zu  beherrschen  oder  zu 
unterdrücken,  um  die  Privilegien  einiger  Weniger  zu  verteidigen. 
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Wir  verpflichten  uns,  unsere  persönlichen  Beziehungen  gewaltfrei  zu  gestalten. 
Wir  werden  darauf  hinarbeiten,  auf  den  Krieg  als  legales  Mittel  zur  Lösung  von 
Konflikten  zu  verzichten.  Wir  verlangen  von  den  Regierungen,  daß  sie  eine  in- 
ternationale Rechtsordnung  schaffen,  die  der  Verwirklichung  des  Friedens 
dient. 


Grundüberzeugung  VII 

Wir  bekräftigen,  daß  Gott  die  Schöpfung  liebt 

Gott  der  Schöpfer  ist  der  Ursprung  und  der  Erhalter  des  ganzen  Kosmos.  Gott 
liebt  die  Schöpfung.  Die  geheimnisvolle  Ordnung  der  Schöpfung,  ihr  Leben  und 
ihre  Lebendigkeit  spiegeln  die  Herrlichkeit  ihres  Schöpfers.  Gottes  Erlösungswerk 
in  Jesus  Christus  versöhnt  alle  Dinge  miteinander  und  ruft  uns  auf,  am  Werk  der 
Heilung  durch  den  Geist  Gottes  in  der  ganzen  Schöpfung  teilzunehmen. 

Da  die  Schöpfung  von  Gott  ist  und  seine  Güte  die  ganze  Schöpfung  durchdringt, 
sollen  wir  alles  Leben  heilighalten.  Heute  ist  auf  der  Welt  alles  Leben  bedroht, 
sowohl  für  die  jetzt  lebende  als  auch  für  die  kommende  Generation,  weil  sich  die 
Menschheit  als  unfähig  erweist,  die  lebendige  Erde  zu  lieben.  Insbesondere  die 
Reichen  und  Mächtigen  haben  die  Erde  ausgeplündert,  als  wäre  sie  für  ihre 
egoistischen  Zwecke  geschaffen.  Die  Zerstörung  hat  möglicherweise  bereits 
heute  ein  solches  Ausmaß  erreicht,  daß  sie  nicht  mehr  rückgängig  gemacht  wer- 
den kann.  Dies  zwingt  uns  dringend  zum  Handeln. 

Biblische  Aussagen  wie  „macht  euch  die  Erde  Untertan"  und  „herrscht  über  sie" 
sind  jahrhundertelang  zur  Rechtfertigung  zerstörerischen  Verhaltens  gegenüber 
der  geschaffenen  Ordnung  mißbraucht  worden.  Indem  wir  diese  Vergewaltigung 
bereuen,  nehmen  wir  die  biblische  Lehre  an,  daß  die  nach  Gottes  Bild  geschaf- 
fenen Menschen  als  Diener  Gottes  und  als  Abbild  seiner  erschaffenden  und  er- 
haltenden Liebe  eine  besondere  Verantwortung  dafür  haben,  daß  sie  für  die 
Schöpfung  Sorge  tragen  und  in  Harmonie  mit  ihr  leben. 

Wir  bekräftigen,  daß  die  Welt  als  Gottes  Werk  eine  eigene  Ganzheit  besitzt  und 
daß  Land,  Wasser,  Luft,  Wälder,  Berge  und  alle  Geschöpfe,  einschließlich  der 
Menschen,  in  Gottes  Augen  „gut"  sind.  Die  Bewahrung  der  Ganzheit  der  Schöp- 
fung hat  einen  sozialen  Aspekt,  nämlich  Frieden  auf  der  Grundlage  von  Ge- 
rechtigkeit, und  einen  ökologischen  Aspekt,  nämlich  die  Regenerierbarkeit  und 
Überlebensfähigkeit  natürlicher  Ökosysteme. 

Wir  werden  dem  Anspruch  widerstehen,  alle  geschaffenen  Dinge  dienten  ledig- 
lich dazu,  vom  Menschen  ausgebeutet  zu  werden.  Wir  widersetzen  uns  darüber 
hinaus  der  Vernichtung  der  Arten  um  des  von  Menschen  erzielten  Gewinns  wil- 
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len,  dem  Konsumdenken  und  der  schädlichen  Massenproduktion,  der  Ver- 
schmutzung von  Land,  Luft  und  Wasser,  allen  menschlichen  Aktivitäten,  die 
jetzt  zu  wahrscheinlich  raschen  Klimaveränderungen  führen,  sowie  politischen 
Vorhaben  und  Plänen,  die  zur  Zerstörung  der  Schöpfung  beitragen. 

Deshalb  verpflichten  wir  uns,  einerseits  als  Mitglieder  der  lebendigen  Schöp- 
fungsgemeinschaft, in  der  wir  eine  unter  vielen  Arten  sind,  andererseits  als  Mit- 
glieder der  Gemeinschaft  des  Bundes  in  Christus,  Mitarbeiter  Gottes  zu  sein  mit 
der  moralischen  Verantwortung,  die  Rechte  kommender  Generationen  zu  ach- 
ten und  die  Ganzheit  der  Schöpfung  zu  bewahren;  dafür  sollen  wir  uns  einset- 
zen um  des  eigenen  Wertes  willen,  den  die  Schöpfung  von  Gott  hat,  und  damit 
Gerechtigkeit  geschaffen  und  erhalten  werden  kann. 


Grundüberzeugung  VIII 

Wir  bekräftigen,  daß  die  Erde  Gott  gehört 

Das  Land  und  die  Gewässer  bedeuten  Leben  für  die  Menschen,  ja  für  alles,  was 
lebt,  heute  und  in  Zukunft.  Doch  Millionen  sind  ihres  Landes  beraubt  und  leiden 
unter  der  Verschmutzung  des  Wassers;  ihre  Kultur,  ihre  Spiritualität  und  ihr  Leben 
werden  zerstört.  Ureinwohner  eines  Landes,  die  im  Laufe  der  Geschichte  für  das 
Land  gesorgt  haben,  haben  besonders  darunter  gelitten  und  leiden  weiterhin 
darunter,  daß  sie  in  unterdrückerischer  Weise  von  ihrem  Land  getrennt  worden 
sind.  Dies  geschah  entweder  durch  die  Politik  einer  Regierung  und  mit  Gewalt, 
durch  Raub  und  Betrug  oder  durch  kulturellen  und  physischen  Völkermord.  Diese 
Menschen  warten  auf  die  Erfüllung  der  Verheißung,  daß  die  Armen  das  Land  be- 
sitzen werden.  Wenn  auf  der  Erde  Gerechtigkeit  herrscht,  werden  die  Fluren  und 
alle  Bäume  des  Waldes  und  alles,  was  lebt,  jauchzen  und  frohlocken  (Psalm 
96,11-12). 

Wir  bekräftigen  deshalb,  daß  das  Land  Gott  gehört.  Der  Mensch  soll  Boden  und 
Gewässer  so  nutzen,  daß  die  Erde  regelmäßig  ihre  lebensspendende  Kraft  wie- 
derherstellen kann,  daß  ihre  Unversehrtheit  geschützt  wird  und  daß  die  Tiere 
und  Lebewesen  den  Raum  zum  Leben  haben,  den  sie  brauchen. 

Wr  werden  jeder  Politik  widerstehen,  die  Land  als  bloße  Ware  behandelt,  die 
Bodenspekulation  auf  Kosten  der  Armen  treibt,  die  Giftmüll  auf  das  Land  und 
ins  Wasser  entlädt,  die  Ausbeutung,  ungleiche  Verteilung  und  Vergiftung  des 
Bodens  und  seiner  Erzeugnisse  fördert  und  denjenigen,  die  unmittelbar  von  der 
Nutzung  des  Landes  leben,  die  Verfügungsgewalt  darüber  vorenthält. 

Wir  verpflichten  uns  zur  Solidarität  mit  den  Urvölkern,  die  um  ihre  Kultur,  ihre 
Spiritualität  und  ihre  Rechte  auf  Grund  und  Boden  sowie  auf  Gewässer  kämp- 
fen. Wir  verpflichten  uns  zur  Solidarität  mit  Landarbeitern  und  armen   Bauern, 
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die  sich  für  eine  Bodenreform  einsetzen  sowie  mit  den  Saisonlandarbeitern.  Wir 
verpflichten  uns  außerdem,  den  ökologisch  notwendigen  Lebensraum  anderer 
Lebewesen  zu  achten. 


Grundüberzeugung  IX 

Wir  bekräftigen  die  Würde  und  das  Engagement  der  jüngeren  Generation 

Jesus  zeigte  eine  besondere  Wertschätzung  für  die  jüngere  Generation.  Er  sagte, 
daß  der,  der  nicht  wie  ein  Kind  sei,  nicht  in  das  Reich  Gottes  kommen  werde 
(Lukas  18,17).  Und  Paulus  sagte  dem  Timotheus,  er  solle  niemandem  erlauben, 
ihn  wegen  seiner  Jugend  geringzuschätzen,  (1.  Timotheus  4,12).  Dies  ist  eine 
Aufforderung  an  die  Gesellschaft,  Gemeinschaften  zu  schaffen,  in  denen  die  ver- 
schiedenen Generationen  voller  Staunen  und  Neugier,  spielerisch  und  sensibel, 
im  Einklang  von  Leib  und  Seele  und  in  der  Liebe  Gottes  aufwachsen  können. 
Armut,  Ungerechtigkeit  und  die  Folgen  der  Schuldenkrise  sowie  Krieg  und  Milita- 
rismus treffen  Kinder  ganz  besonders  hart.  Sie  entwurzeln  Familien  und  zwingen 
Kinder  schon  sehr  früh,  selbst  für  ihren  Lebensunterhalt  zu  sorgen;  diese  Kinder 
haben  sehr  häufig  zu  wenig  zu  essen,  ihr  Überleben  steht  auf  dem  Spiel.  Millio- 
nen von  Kindern  -vor  allem  Mädchen-  leben  ohne  jede  Sicherheit  und  können 
ihre  Kindheit  nicht  genießen.  Die  zunehmende  Arbeitslosigkeit,  insbesondere 
junger  Menschen,  schafft  Hoffnungslosigkeit. 

Wir  bekräftigen  den  Anspruch  der  Kinder  auf  Würde,  die  sich  aus  ihrer  besonde- 
ren Verletzlichkeit  und  aus  ihrem  Bedürfnis  nach  Zuwendung  und  Liebe  ergibt. 

Wir  bekräftigen  die  Tatsache,  daß  junge  Menschen  Kreativität  und  Opferbereit- 
schaft in  den  Aufbau  einer  neuen  Gesellschaft  einbringen.  Wr  erkennen  ihr 
Recht  an,  bei  Entscheidungen,  die  ihr  Leben  und  ihre  Gemeinschaft  betreffen, 
eine  prophetische  Stimme  zu  erheben. 

Wir  bekräftigen,  daß  die  Rechte  und  Bedürfnisse  junger  Menschen  die  ent- 
scheidenden Kriterien  für  die  Bestimmung  der  Prioritäten  in  Bildung  und  Ent- 
wicklung sind. 

Wir  werden  jeder  Politik  oder  Autorität  widerstehen,  welche  die  Rechte  der  jun- 
gen Generation  mißachtet,  sie  mißbraucht  und  ausbeutet.  Das  Menschenrecht 
der  Kriegsdienstverweigerung  muß  gewährleistet  sein. 

Wir  verpflichten  uns,  zu  unserer  Verantwortung  zu  stehen,  die  jungen  Menschen 
bei  ihrem  Streben  nach  Selbstverwirklichung,  Mitwirkung  und  einem  Leben  der 
Hoffnung  und  des  Glaubens  zu  unterstützen;  und  wir  verpflichten  uns,  Verhält- 
nisse zu  schaffen,  die  es  allen  Kindern  ermöglichen,   ein  ihnen  angemessenes 
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Leben  zu  führen,  und  unter  denen  Alt  und  Jung  miteinander  Erfahrungen  aus- 
tauschen und  voneinander  lernen  können. 


Grundüberzeugung  X 

Wir  bekräftigen,  daß  die  Menschenrechte  von  Gott  gegeben  sind 

Gerechtigkeit  und  Menschenrechte  sind  untrennbar  miteinander  verbunden.  Die 
Quelle  der  Menschenrechte  ist  die  Gerechtigkeit  Gottes,  der  sein  versklavtes  und 
verelendetes  Volk  aus  der  Unterdrückung  befreit  (2.  Mose  3,7f).  Wir  erkennen  und 
bereuen,  daß  wir  als  Kirchen  bei  der  Verteidigung  von  Menschenrechten  nicht  in 
vorderster  Front  waren  und  Menschenrechtsverletzungen  sogar  oft  theologisch 
gerechtfertigt  haben. 

Der  Begriff  der  Menschenrechte  bezieht  sich  nicht  nur  auf  individuelle  Rechte, 
sondern  auch  auf  kollektive,  soziale,  wirtschaftliche  und  kulturelle  Rechte  der 
Menschen.  Das  Recht  auf  Grund  und  Boden  und  die  Bodenschätze,  das  Recht 
auf  die  eigene  ethnische  bzw.  rassische  Identität  und  das  Recht  auf  Religions- 
freiheit und  politische  Freiheit  gehören  zu  den  Menschenrechten.  Das  Recht  auf 
Souveränität  und  Selbstbestimmung  der  Völker  sowie  ihr  Recht,  sich  für  ihr  eige- 
nes Entwicklungsmodell  zu  entscheiden  und  frei  von  Angst  und  Fremdbestim- 
mung zu  leben,  ist  ein  grundlegendes  Menschenrecht,  das  ebenso  geachtet  wer- 
den sollte  wie  das  Recht  von  Frauen  und  Kindern  auf  ein  Leben  ohne  Gewalt  in 
der  Familie  und  in  der  Gesellschaft. 

Wir  bekräftigen,  daß  die  Menschenrechte  von  Gott  gegeben  sind  und  daß  sie 
und  ihr  Schutz  entscheidende  Voraussetzungen  für  Freiheit,  Gerechtigkeit  und 
Frieden  sind.  Um  Menschenrechte  zu  schützen  und  zu  verteidigen,  ist  eine  un- 
abhängige Rechtsprechung  notwendig. 

Wir  werden  allen  Strukturen  und  Systemen  widerstehen,  die  Menschenrechte 
verletzen  und  die  Einzelnen  und  Völkern  die  Möglichkeit  nehmen,  sich  voll  zu 
entfalten;  wir  widersetzen  uns  insbesondere  der  Folter,  dem  Verschwindenlassen 
von  Menschen,  Hinrichtungen  ohne  Gerichtsverfahren  sowie  der  Todesstrafe. 

Wir  verpflichten  uns,  solidarisch  mit  Organisationen  und  Bewegungen  zu  sein, 
die  sich  für  die  Förderung  und  den  Schutz  der  Menschenrechte  einsetzen.  Wir 
treten  für  die  Annahme  und  uneingeschränkte  Durchsetzung  der  Menschen- 
rechtsnormen durch  wirksame  Instrumente  ein. 

Wir  verpflichten  uns  ferner,  mit  allen  verfügbaren  Mitteln  auf  die  vollständige 
soziale  Eingliederung  von  behinderten  Menschen  in  unsere  Gesellschaft  hin- 
zuarbeiten. Dies  wollen  wir  dadurch  erreichen,  daß  wir  wirtschaftliche,  religiöse, 
soziale  und  kulturelle  Hemmnisse  überwinden  (insbesondere  den   Zugang   zu 
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Gebäuden,  zu  Dokumentation  und  Information  gewährleisten).  Ohne  die  Besei- 
tigung dieser  Barrieren  haben  Behinderte  keine  Möglichkeit  zur  vollen  Mitwir- 
kung in  unseren  Gesellschaften. 

Quelle:  Die  Zeit  ist  da.  Schlußdokument  und  andere  Texte  von  der  Weltversammlung  für  Ge- 
rechtigkeit, Frieden  und  die  Bewahrung  der  Schöpfung  (Seoul,  Republik  Korea,  5.-12.  März 
1990),  Genf  1990,  S.  16-26.  Engl.  Fassung  in:  The  Final  Document  on  Justice,  Peace  and 
the  Integrity  of  Creation,  Seoul,  Republic  of  Korea,  5-12  March.  Geneva,  WCC,  1990 


20    Teure  Einheit 

Konsultation  von  Faith  and  Order  und  JPIC,  Ronde  1993 

In  welchem  Zusammenhang  stehen  die  sozialethischen  Impulse  des  konziliaren  Prozesses 
für  Gerechtigkeit,  Frieden  und  Bewahrung  der  Schöpfung  (JPIC)  mit  der  Einheit  der  Kirche? 
Wie  unterscheidet  sich  eine  billige  Einheit  von  der  teuren  Einheit?  In  Anknüpfung  an  die 
Canberra-Erklärung  "Die  Einheit  der  Kirche  als  Koinonia:  Gabe  und  Berufung"  von  1991  und 
angeregt  von  dem  Vorbereitungsdokument  für  die  Fünfte  Weltkonferenz  für  Glauben  und  Kir- 
chenverfassungzum  Thema  „Auf  dem  Weg  zu  Koinonia  in  Glauben,  Leben  und  Zeugnis" 
stellen  sich  die  Teilnehmerinnen  und  Teilnehmer  der  Tagung  von  Ronde  dieser  genuin  öku- 
menischen Frage.  Die  bereits  in  Vancouver  angeklungene  Frage  nach  dem  Verhältnis  von 
Ekklesiologie  und  Sozialethik  wird  damit  neu  aufgenommen.  Dabei  wird  der  Versuch  unter- 
nommen, das  Verhältnis  von  Ekklesiologie  und  Ethik  ausgehend  vom  Verständnis  der  Kirche 
als  Koinonia  neu  zu  bestimmen.  Ronde  interpretiert  diese  Koinonia  im  Blick  auf  Glauben, 
Leben,  Zeugnis  und  sittliche  Gemeinschaft  (moral  Community).  Die  Kirche  hat  nicht  eine 
Ethik,  sondern  sie  ist  eine  ethische  Wrklichkeit  (vgl.  K.Raiser,  Ethik  und  Ekklesiologie,  in: 
ökumenische  Rundschau  44  (1995)  S.41 1-424  und  die  Rede  von  der  „moralischen  Häresie", 
hier  in  Text  12).  Der  Studienprozeß  wurde  im  November  1994  in  Tantur  bei  Jerusalem  fort- 
gesetzt. (Der  Bericht  dieses  Folgetreffens  ist  erschienen  unter  dem  Titel:  Ecclesiology  and 
Ethics:  Costly  Commitment,  Presentations  and  Reports  from  the  World  Council  of 
Churches'  Consultation  in  Jerusalem,  November  1994,  ed.  by  Thomas  F. Best  and  Martin 
Robra,  WCC,  Geneva  1995.) 


/.  JPIC  und  die  Kirche  als  ethische  Gemeinschaft 

5.  Im  konziliaren  Prozeß  steht  das  Sein  {esse)  der  Kirche  auf  dem  Spiel.  Es  ge- 
nügt nicht  zu  erklären,  es  bestehe  lediglich  ein  Zusammenhang  zwischen  der 
ethischen  Orientierung  von  JPIC  und  dem  Wesen  und  der  Funktion  der  Kirche.  Es 
geht  hier  um  mehr.  Dies  läßt  sich  von  zwei  Seiten  her  erfassen:  einmal  aus  der 
Erfahrung  von  JPIC  als  konziliarem  Prozeß  und  zum  anderen  aus  der  Erfahrung 
des  Wesens  der  Kirche.  Koinonia  eignet  sich  als  Begriff  für  beide.  Es  ist  bei- 
spielsweise empirisch  nachweisbar,  daß  Menschen,  die  sich  für  bestimmte  ethi- 


105 


ökumenische  Wirtschafts-  und  Sozialethik 

sehe  Anliegen  engagieren  und  dafür  zusammenarbeiten,  ein  Gefühl  der  Zusam- 
mengehörigkeit entwickeln.  In  Bezug  auf  JPIC  haben  sich  immer  wieder  Men- 
schen zu  Gemeinschaften  zusammengefunden,  die  als  Koinonia  bezeichnet 
werden  können.  Das  Mitwirken  im  Ringen  der  menschlichen  Gemeinschaft 
schafft  Koinonia  und  trägt  häufig  zu  einer  Klärung  von  Lehrfragen  bei.  Hier 
kommt  eine  „ekklesiogene"  Kraft  zum  Tragen,  die  bei  den  Mitwirkenden  oft  eine 
reiche  liturgische  Ausdrucksfähigkeit  erzeugt  und  sie  an  zutiefst  religiöse  Fragen 
heranführt  -  an  Fragen  des  Glaubens  und  des  Engagements.  Dies  zeugt  vom  Wir- 
ken des  Heiligen  Geistes. 

6.  Zugleich  ist  der  Glaube  von  jeher  davon  ausgegangen,  daß  die  Kirche  ihrem 
Wesen  nach  eine  „ethische"  Realität  ist.  Glaube  und  Nachfolge  verkörpern  sich  in 
der  Kirche  als  gemeinschaftliche  Lebensweise.  Das  Gedenken  der  Heilstat  Christi 
(anamnesis),  auf  dem  die  Kirche  aufbaut,  ist  eine  Kraft,  die  die  ethische  Existenz 
der  Kirche  prägt.  Die  Dreieinigkeit  wird  als  Vorbild  menschlicher  Gemeinschaft 
und  als  Grundlage  der  Soziallehre  und  der  kirchlichen  Realität  erfahren.  Es  ist 
müßig,  diese  Ausführungen  fortzusetzen,  denn  es  läuft  alles  darauf  hinaus,  daß 
die  Kirche  nicht  nur  eine  Sozialethik  oder  eine  Ko/non/a-Ethik  hat,  sondern  sich 
auch  selbst  verkörpert. 

7.  Dennoch  sind  eine  Reihe  komplexer  Einschränkungen  zu  formulieren,  wenn 
der  konziliare  Prozeß  und  die  Kirche  als  im  wesentlichen  ethische  Realitäten 
behandelt  werden. 

7.1.  Das  Eintreten  für  ein  bestimmtes  ethisches  Anliegen  ist  nicht  notwendiger- 
weise gleichbedeutend  mit  Zugang  oder  Zugehörigkeit  zur  Kirche.  Die  Behaup- 
tung, Nichtmitglieder  würden  durch  gutzuheißendes  ethisches  Verhalten  gewis- 
sermaßen zu  Kirchengliedern  (den  sog.  „latenten"  oder  „anonymen"  Christen),  ist 
eine  Form  des  kirchlichen  Imperialismus.  Wir  erkennen  jedoch  an,  daß  Gemein- 
schaft und  gemeinsames  Zeugnis  auch  über  die  Grenzen  der  Kirche  hinaus  er- 
fahrbar sind. 

7.2.  Wie  dem  auch  sei  -  das  ethische  Handeln  der  Kirchenmitglieder  ist  weder  für 
die  Kirche  konstitutiv  noch  für  ihre  weitere  Existenz  ausschlaggebend.  Ihr  Ur- 
sprung und  ihr  Fortleben  leiten  sich  her  aus  der  überreichen  Gnade  und  Geduld 
Gottes.  Ethische  Verfehlungen  von  Kirchenmitgliedern  können  jedoch  die 
Glaubwürdigkeit  des  kirchlichen  Zeugnisses  beeinträchtigen,  und  nicht  selten  ist 
das  auch  der  Fall.  Die  Kirche  ist  heute  zu  jenem  Widerstand  gegen  lebensbe- 
drohliche Entwicklungen  aufgerufen,  den  JPIC  in  die  Wege  zu  leiten  versucht 
hat.  In  jedem  Fall  kann  ohne  Übertreibung  gesagt  werden,  daß  die  Heiligkeit  der 
Kirche  nur  um  den  Preis  eines  ständigen  ethischen  Bemühens  ihrer  Glieder  zu 
erreichen  ist. 

7.3.  Angesichts  der  Ambivalenz  und  Komplexität  zahlreicher  konkreter  ethischer 
Forderungen  ist  nicht  zu  erwarten,  daß  alle   Mitglieder   einer  Kirche   oder  alle 
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kirchlichen  Organisationen  einer  Region  in  jeder  einzelnen  Frage  die  gleiche 
ethische  Entscheidung  treffen  werden.  Die  Freiheit  der  Christen  läßt  Raum  für  of- 
fen ausgesprochene  und  tiefgreifende  Differenzen  in  der  ethischen  Beurteilung. 

7.4.  Hiermit  soll  jedoch  keineswegs  einem  pauschalen  ethischen  Relativismus 
das  Wort  geredet  werden.  Es  gibt  Grenzen,  und  es  wird  immer  so  sein,  daß  ge- 
wisse Entscheidungen  und  Handlungen  dem  Wesen  und  den  Zielsetzungen  der 
Kirche  und  den  zentralen  Aussagen  des  Evangeliums  widersprechen.  Lehrreiche 
Beispiele  aus  der  Vergangenheit  sind  die  Deutschen  Christen,  die  dem  Nazire- 
gime Treue  schworen,  und  diejenigen  südafrikanischen  Kirchen,  die  die  Apart- 
heid unterstützten.  In  beiden  Fällen  haben  sich  diese  Christen  selbst  aus  der  Kir- 
che Christi  ausgeschlossen.  Sie  machten  sich  dessen  schuldig,  was  Visser  't  Hooft 
als  „moralische  Häresiebezeichnete.  Hier  steht  das  Sein  der  Kirche  auf  dem 
Spiel.  Es  sei  hinzugefügt,  daß  größte  Vorsicht  geboten  ist,  wenn  eine  so  hohe 
Meßlatte  für  das  ethische  Urteil  angelegt  wird,  denn  die  damit  gezogene  Grenze 
trennt  zwischen  wahrer  und  falscher  Kirche.  Es  ist  allerdings  richtig  und  auch 
wichtig  zu  sagen,  daß  vom  Wesen  der  Kirche  her  immer  eine  gründliche  ethi- 
sche Auseinandersetzung  über  lebenswichtige  Fragen  erforderlich  ist. 

7.5.  Selbstverständlich  kommt  nicht  allen  ethischen  Anliegen  das  gleiche  Ge- 
wicht zu.  Wir  sind  der  Überzeugung,  daß  die  Kirche  heute  vor  allem  die  morali- 
sche Pflicht  hat,  wie  JPIC  auf  lebensbedrohliche  Entwicklungen  zu  reagieren. 
Als  Gottes  Mitarbeiterin  in  der  Schöpfung  und  als  Verkünderin  der  Heilsbotschaft 
ist  sie  aufgrund  ihres  Wesens  und  ihrer  Zielsetzung  verpflichtet,  mit  aller  Ent- 
schiedenheit zu  handeln,  wenn  Leben  bedroht  ist  -  sei  es  durch  wirtschaftliche, 
politische  oder  militärische  Kräfte  oder  durch  Umweltzerstörungen.  Überlebens- 
fragen müssen  für  die  Kirche  an  erster  Stelle  stehen. 

7.6.  Ethische  Probleme  und  Auseinandersetzungen  lassen  häufig  die  Grenze 
zwischen  „billiger"'  Einheit  und  „teurer"  Einheit  erkennbar  werden.  Billige  Einheit 
geht  ethisch  strittigen  Fragen  aus  dem  Wege,  denn  sie  würden  die  Einheit  der 
Kirche  stören.  Teure  Einheit  bedeutet,  daß  wir  die  Einheit  der  Kirchen  als  Ge- 
schenk auf  dem  Weg  zur  Verwirklichung  von  Gerechtigkeit  und  Frieden  erfahren. 
Sie  ist  oft  nur  um  einen  hohen  Preis  zu  erwerben.  Man  denke  etwa  an  den  Unab- 
hängigkeitskampf Namibias  oder  an  die  Antiapartheid-Kampagne  in  Südafrika. 
Dort  wurde  versucht,  die  römischen  Katholiken  gegen  die  Lutheraner,  die  Angli- 
kaner  gegen  die  Methodisten,  die  einheimischen  afrikanischen  Kirchen  gegen 
die  traditionellen  Konfessionen  auszuspielen.  Im  gemeinsamen  Kampf  wurde 
wirkliche  Einheit  entdeckt  und  oft  auch  ökumenische  Pionierarbeit  geleistet  (z.B. 
im  Kairos-Dokument  und  nachfolgenden  Texten).  In  anderen  Fällen  liegt  teure 
Einheit  gerade  darin,  die  Zugehörigkeit  zu  Blut,  Boden,  Nation,  Volk  oder  Klasse 
zu  transzendieren  im  Namen  Gottes,  der  eins  ist  und  dessen  Schöpfung  eins  ist. 
Es  ist  die  Einheit  der  Kirche,  die  auf  dem  Wege  des  Kreuzes  verwirklicht  und  mit 
dem  Leben  Jesu  und  dem  Leben  der  Märtyrer,  deren  Zeugnis  zwangsläufig  auch 
ethischer  Natur  ist,  bezahlt  wird.  Dies  ist  eine  Einheit,   die  durch  Gottes  Gnade 
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trennende  Mauern  niederreißt,  damit  wir  uns  mit  Gott  und  miteinander  versöh- 
nen. Im  konziliaren  Prozeß  gibt  es  viele  Beispiele  für  solche  teure  Einheit.  Auf 
der  anderen  Seite  steht  die  billige  Einheit  -  Vergebung  ohne  Buße,  Taufe  oder 
Nachfolge,  Leben  ohne  tägliches  Sterben  und  Wiederauferstehen  in  einem  Haus 
des  Glaubens  (dem  oikos),  das  das  sichtbare  Zeichen  von  Gottes  Plan  für  den 
ganzen  bewohnten  Erdkreis  (die  oikumene)  sein  soll. 

Quelle:  "A  Costly  Koinonia",  Tagung  des  ÖRK  über  Koinonia  und  Gerechtigkeit,  Frieden  und 
Bewahrung  der  Schöpfung,  24.-28.2.1993,  in:  Ökumenische  Rundschau  3  (1993)  S. 281-283. 
Engl.  Fassung  in:  Costly  Unity,  eds.  Thomas  F.  Best  and  Wesley  Granberg-Michaelson,  Ge- 
neva, WCC,  1993 


21      Zur  Bedeutung  der  Mitgliedschaft  im  ÖRK 

Ein  Entwurf,  Zentralausschuß,  Genf  1995 

In  der  Satzung  des  ÖRK  ist  die  Rede  von  der  "wesentlichen  Interdependenz  der  Kirchen" 
(Artikel  I,  3,  c),  mit  der  sie  das  Einssein  der  Kirche  (Joh.  17)  zum  Ausdruck  bringen.  Es  ist 
für  die  Zukunft  der  ökumenischen  Bewegung  notwendig  geworden,  auszuformulieren,  welche 
Bedeutung  die  vielfältigen  Beziehungen  haben,  welche  die  Kirchen  in  der  ökumenischen  Be- 
wegung im  allgemeinen  und  im  ÖRK  im  besonderen  miteinander  verbinden.  In  dem  Entwurf 
einer  Grundsatzerklärung  in  Genf  1995  wird  erläutert,  wie  die  Bedeutung  der  Mitgliedschaft 
gegenwärtig  verstanden  wird.  Eine  überarbeitete  Fassung  dieser  Erklärung  soll  der  Vollver- 
sammlung in  Harare  1998  vorgelegt  werden.  Bemerkenswert  sind  Textpassagen,  in  denen 
sogenannte  ekklesiale  Mindeststandards  ökumenischer  Verbindlichkeit  festgelegt  werden,  die 
auch  eine  gegenseitige  Beratungs-  und  Korrekturmöglichkeit  im  sozialethischen  Bekenntnis 
in  sich  schließen. 


"Der  ökumenische  Rat  der  Kirchen  ist  eine  Gemeinschaft  von  Kirchen,  die  den 
Herrn  Jesus  Christus  gemäß  der  Heiligen  Schrift  als  Gott  und  Heiland  bekennen 
und  darum  gemeinsam  zu  erfüllen  trachten,  wozu  sie  berufen  sind,  zur  Ehre  Got- 
tes, des  Vaters,  des  Sohnes  und  des  Heiligen  Geistes." 

1.  Der  ÖRK  ist  eine  Gemeinschaft  von  Kirchen  verschiedener  Traditionen  und 
Konfessionen  (vgl.  Basis).  Die  Annahme  der  Basis  ist  nicht  nur  ein  Bekenntnis  zu 
den  zentralen  Elementen  des  christlichen  Glaubens,  wie  sie  in  ihr  zum  Ausdruck 
gebracht  werden;  sie  ist  ein  gemeinsames  Bekenntnis  mit  anderen  Kirchen  und 
damit  eine  Bestätigung,  daß  dieses  gemeinsame  Bekenntnis  die  Mitglieder  in 
eine  Gemeinschaft  einbindet,  die  Ausdruck  des  biblischen  Konzepts  der  koinonia 
und  des  Bilds  vom  Leib  ist,  das  Paulus  gebraucht  (1.  Kor.  12).  Als  ein  weltweiter 
Leib  geht  die  Gemeinschaft  ihrem  Wesen  nach  über  nationale,  kulturelle  und  re- 
gionale Schranken  hinaus.   Die  globale    Dimension  des  ÖRK  ist  Reichtum   und 
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Herausfordern ng  zugleich.  In  einer  Zeit,  wo  viele  örtliche  Gemeinschaften  das 
Bedürfnis  verspüren,  ihre  Besonderheit  zum  Ausdruck  zu  bringen,  ist  es  notwen- 
dig, daß  sich  die  Kirchen  für  sich  selbst  die  grundlegende  Dimension  ihrer  Identi- 
tät als  Mitglieder  einer  weltweiten  Gemeinschaft  neu  aneignen. 

2.  Im  ÖRK  ist  ein  breites  Spektrum  christlicher  Traditionen  vertreten.  Er  ist  ge- 
genwärtig das  geeignetste  und  "bevorzugte  Instrument"  zur  Sichtbarmachung  und 
Wahrung  der  Ganzheit  der  ökumenischen  Bewegung.  Aus  diesem  Grund  ist  die 
Qualität  der  im  ÖRK  verkörperten  Gemeinschaft  von  höchster  Bedeutung. 

3.  Die  Gemeinschaft  des  ÖRK  bemüht  sich,  eine  integrative  Gemeinschaft  zu 
sein.  Sie  bekennt  sich  zur  Würde  und  Gleichheit  aller  Glieder  des  Volkes  Gottes, 
ohne  Unterschiede  in  Bezug  auf  Geschlecht,  Alter,  Rasse,  Sozialstatus  oder  son- 
stige Kriterien  zu  machen,  die  die  menschliche  Gemeinschaft  spalten.  Jede  Kir- 
che ist  aufgefordert,  diese  Maxime  in  ihrem  eigenen  gesellschaftlichen  Umfeld 
sowie  in  den  Beziehungen  zu  anderen  Kirchen  zu  verwirklichen. 

4.  Die  Zugehörigkeit  zum  Rat  bedeutet,  mit  anderen  Kirchen  eine  gemeinsame 
ökumenische  Vision  zu  teilen  und  im  Leben  und  Zeugnis  jeder  Kirche  in  die  Pra- 
xis umzusetzen,  zuallererst  im  jeweiligen  lokalen  Kontext.  Die  ökumenische  Vi- 
sion, die  die  Gemeinschaft  zusammenhält,  stützt  sich  auf  die  Einheit  in  Christus, 
die  Gabe  und  Verheißung  zugleich  ist.  Sie  drückt  sich  in  der  Verpflichtung  der 
Mitglieder  aus,  diese  Einheit  sichtbar  zu  machen.  Es  handelt  sich  um  eine  dy- 
namische Vision,  die  ständig  neugestaltet  wird  in  dem  Maße,  wie  die  Kirchen 
gemeinsam  auf  die  Fülle  zuwachsen,  die  in  Christus  gegeben  ist.  Das  setzt  die 
Bereitschaft  voraus,  sich  durch  das  Wirken  des  Heiligen  Geistes  in  der  Begeg- 
nung mit  anderen  Kirchen  erneuern  zu  lassen.  Durch  eine  solche  Erneuerung 
sind  die  Kirchen  in  der  Lage,  diese  gemeinsame  Vision  in  ihrem  örtlichen  Kon- 
text zu  verwirklichen. 

5.  Sich  der  Gemeinschaft  des  ÖRK  anschließen  bedeutet,  der  Universalität  und 
Katholizität  der  Kirche  einen  sichtbaren  Ausdruck  zu  verleihen.  Die  Mitgliedskir- 
chen erfahren  die  Entdeckung  dieser  gemeinsamen  Identität  als  Bereicherung. 
Es  wird  jedoch  von  keiner  Kirche  verlangt,  daß  sie  ihre  eigene  Identität  aufgibt, 
sondern  sie  ist  vielmehr  eingeladen,  sie  mit  anderen  zu  teilen  und  somit  zur  Er- 
neuerung und  Bereicherung  aller  beizutragen. 

6.  Mitglied  zu  sein  bedeutet,  in  die  umfassendere  ökumenische  Realität  einer 
Gemeinschaft  einzutreten,  die  mehr  ist  als  die  Gesamtsumme  der  sie  bildenden 
Mitglieder.  Indem  die  Kirchen  zusammenwachsen,  erfahren  sie  jene  tiefere  Qua- 
lität der  Gemeinschaft,  die  sie  befähigt,  im  gemeinsamen  Zeugnis  zusammenzu- 
arbeiten. 

7.  Mitglied  zu  sein,  bedeutet,  daß  in  der  Kraft  des  Geistes  die  Fähigkeit  von  Kir- 
chen unterschiedlicher  Herkunft  und  Tradition  gefördert  wird,  gemeinsam  in  der 
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Gemeinschaft  zu  beten,  zu  leben,  zu  handeln  und  zu  wachsen,  zuweilen  durch 
Ringen  und  Konflikt.  Es  setzt  die  Bereitschaft  und  Fähigkeit  voraus,  Meinungsver- 
schiedenheiten auf  dem  Weg  des  theologischen  Gesprächs,  des  Gebets  und  des 
Dialogs  beizulegen.  Angesichts  der  Realität  kultureller,  gesellschaftlicher  und  re- 
ligiöser Pluralität  in  der  heutigen  Welt  sind  die  Kirchen  aufgerufen,  ihr  Einssein 
zu  leben  und  zu  feiern  und  dabei  gleichzeitig  die  reiche  Vielfalt  im  Denken  und 
Handeln  anzuerkennen. 

8.  Teil  des  Leibes  zu  sein  bedeutet,  daß  innerhalb  der  Gemeinschaft  Raum  dafür 
geschaffen  wird,  daß  die  Kirchen  einander  helfen,  dem  Evangelium  treu  zu  sein, 
und  einander  in  Frage  stellen,  wenn  ein  Mitglied  sich  offensichtlich  von  den 
Glaubensgrundlagen  oder  der  Evangeliumstreue  entfernt.  Wenn  die  Mitgliedskir- 
chen einander  auch  für  die  Einhaltung  der  Evangeliumstreue  zur  Rechenschaft 
ziehen,  so  bewahren  sie  doch  die  Integrität  ihrer  Gemeinschaft  dadurch,  daß  sie 
sich  eher  füreinander  verantwortlich  fühlen  als  daß  sie  einander  richten  und  aus- 
schließen. 

9.  Mitglied  zu  sein  bedeutet,  an  Aufgaben  mitzuwirken,  die  über  die  Grenzen  und 
Möglichkeiten  hinausgehen,  die  einer  einzelnen  Kirche  gesetzt  sind.  Die  Gemein- 
schaft erlaubt  es  den  Kirchen,  zu  Fragen  und  Problemen  Stellung  zu  nehmen 
und  aktiv  zu  werden,  zu  denen  sie  als  einzelne  Kirchen  nicht  oder  nur  mit  be- 
grenzter Wirkung  hätten  Stellung  nehmen  oder  handeln  können.  Durch  den  ÖRK 
können  Ortskirchen  global  sprechen  und  handeln.  Die  Mitgliedschaft  setzt  die 
Bereitschaft  der  Kirchen  voraus,  ihren  spezifischen  lokalen  Kontext  mit  der  globa- 
len Wirklichkeit  zu  verbinden  und  es  dieser  globalen  Wirklichkeit  zu  erlauben, 
Einfluß  auf  die  lokale  Situation  zu  nehmen. 

10.  Mitglied  zu  sein  bedeutet,  Teil  einer  Gemeinschaft  zu  sein,  die  ihre  eigene 
Stimme  hat.  Der  ÖRK  kann  auf  Wunsch  durch  seine  Leitungsgremien  im  Namen 
der  Kirchen  auftreten.  Er  kann  zu  den  Kirchen  sprechen  und  sie  zum  Handeln, 
zum  Gebet  und  zur  Reflexion  aufrufen.  Der  ÖRK  hat  die  Möglichkeit,  dort  aufzu- 
treten, wo  die  Mitgliedskirchen  selbst  vielleicht  nicht  in  Erscheinung  treten  kön- 
nen. Den  Kirchen  ihrerseits  steht  es  frei,  sich  nicht  mit  der  Stimme  des  ÖRK  zu 
identifizieren.  Sie  sollten  sich  jedoch  ernsthaft  mit  dem  auseinandersetzen,  was 
der  Rat  im  Namen  der  Gemeinschaft  als  ganzer  sagt  oder  tut. 

11.  Mitglied  zu  sein  verpflichtet  jede  Kirche  dazu,  sich  um  die  Verwirklichung  der 
Vereinbarungen,  die  durch  die  gemeinsame  theologische  Studienarbeit  und  Re- 
flexion der  Gemeinschaft  erzielt  worden  sind,  in  ihrem  eigenen  Leben  und 
Zeugnis  zu  bemühen. 

12.  Mitglied  des  ÖRK  zu  sein  bedeutet,  in  einer  Gemeinschaft  des  Teilens  und 
der  Solidarität  mitzuwirken.  Die  Kirchen  sind  aufgefordert,  einander  in  ihren  Nö- 
ten und  Konflikten  beizustehen  und  gemeinsam  ihre  Freude  und  Hoffnung  zu 
feiern.  Das  Teilen   kommt  zum  Ausdruck  im  geistlichen  Beistand  und  in  der  an- 
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teilnehmenden  Fürbitte  füreinander  sowie  in  finanzieller  Unterstützung.  Dabei 
handelt  es  sich  um  einen  wechselseitigen  Prozeß,  in  dem  anerkannt  wird,  daß 
jede  Kirche  etwas  geben  kann  und  gleichzeitig  darauf  angewiesen  ist,  zu  emp- 
fangen. Innerhalb  der  Gemeinschaft  zählen  die  Gaben,  die  Gott  den  Kirchen 
anvertraut  hat  (1.  Kor  12),  und  nicht  Armut  und  Reichtum  oder  Schwäche  und 
Stärke,  die  in  materiellen  Begriffen  und  Zahlen  gemessen  werden. 

13.  Mitglied  zu  sein  bedeutet,  die  Sendung  der  Kirche  als  eine  gemeinsame 
Verantwortung  zu  verstehen,  die  mit  anderen  geteilt  wird.  Die  Kirchen  sind  aufge- 
rufen, die  Disziplin  eines  gemeinsamen  Zeugnisses  anzunehmen.  Das  impliziert, 
daß  sie  nicht  isoliert  voneinander  missionarisch  oder  evangelistisch  tätig  werden 
und  noch  weniger  zueinander  in  Konkurrenz  treten  oder  Proselytismus  unter  an- 
deren christlichen  Gläubigen  betreiben,  speziell  dort,  wo  sie  innerhalb  derselben 
territorialen  Grenzen  tätig  sind. 

14.  Mitglied  zu  sein  bedeutet,  zusammen  mit  den  anderen  Mitgliedskirchen  Got- 
tesdienst zu  feiern  und  zu  beten.  Dabei  sind  die  den  einzelnen  Traditionen  ge- 
setzten Grenzen  uneingeschränkt  zu  achten,  aber  auch  konkrete  Gelegenheiten 
zu  gemeinsamem  Gottesdienst  und  Gebet  zu  suchen. 

15.  Von  jeder  Mitgliedskirche  wird  erwartet,  daß  sie  sich  uneingeschränkt  am  Le- 
ben und  an  der  Arbeit  des  Rates  und  an  seinen  Programmen  beteiligt.  Das  bedeu- 
tet, daß  die  Mitgliedskirchen  dafür  sorgen,  daß  sie 

a)  für  den  Rat  und  füreinander  in  der  Gemeinschaft  beten; 

b)  auf  Vollversammlungen  vertreten  sind; 

c)  jährlich  einen  Mitgliedsbeitrag  zu  den  Fonds  des  Rates  leisten; 

d)  sich  verpflichten,   die  Anliegen   des  Rates  ihren  Ortsgemeinden   nahezubrin- 
gen; 

e)  alle  Möglichkeiten  nutzen,  die  sich  für  die  Mitarbeit  in  der  Gemeinschaft  des 
Rates  bieten. 

Quelle:  Dokument  zur  Bedeutung  der  Mitgliedschaft  (Entwurf),  Dokument  Nr.  5.7.,  Zentral- 
ausschuß, Genf  1995,  S.1-3  (Übersetzung:  Sprachendienst  des  ÖRK) 
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22      Der  ökumenische  Dialog  über  ethisch-moralische  Grundfragen 

Studienpapier  der  Joint  Working  Group,  Genf  1996 

Zwischen  dem  ökumenischen  Rat  der  Kirchen  und  der  römisch-katholischen  Kirche  hat  es  in 
vielen  Einzelbereichen  eine  intensive  Kooperation  im  Bereich  sozialethischer  Fragen  gege- 
ben (vgl.  z.B.  die  gemeinsame  Konferenz  über  Entwicklungsfragen  1968  in  Beirut  sowie  das 
in  den  Jahren  1968  bis  1980  bestehende  gemeinsame  Komitee  für  Gesellschaft,  Entwicklung 
und  Frieden,  SODEPAX).  Unterschiede  in  der  Weise  sozialethischer  Urteilsbildung  und  in 
der  Rolle  ekklesialer  Lehr-  und  Autoritätsstrukturen  haben  jedoch  die  Gemeinsamkeit  im 
ökumenischen  Sozialdenken  sowohl  zwischen  einzelnen  Mitgliedskirchen  des  ÖRK  und  dem 
Vatikan  als  auch  zwischen  Rom  und  Genf  insgesamt  erschwert.  Aus  diesem  Grunde  empfahl 
die  Gemeinsame  Arbeitsgruppe  (Joint  Working  Group)  zwischen  Genf  und  Rom  1991,  eine 
gemeinsame  Studie  über  „potentielle  Quellen  des  gemeinsamen  Zeugnisses  oder  der  Spal- 
tung" in  sozialethischen  Fragen  zu  erarbeiten.  Die  im  September  1995  fertiggestellte  und 
1996  veröffentlichte  Studie  der  JWG  (das  bisher  einzige  ethisch-methodologische  Grund- 
satzdokument zwischen  Genf  und  Rom)  behandelt  nicht  spezifische  Kontroversfragen,  son- 
dern beleuchtet  vor  allem  die  grundsätzlichen  Unterschiede  in  der  Methodik  ethisch-morali- 
scher Entscheidungsfindung  (Kapitel  III)  und  der  diese  beeinflussenden  kirchlichen  Lehr-  und 
Autoritätsstrukturen  (Kapitel  IV).  Die  insgesamt  14-seitige  Studie  schließt  mit  zehn  allge- 
mein gefaßten  Leitthesen  für  den  ökumenischen  Dialog  über  ethisch-moralische  Fragen.  Im 
folgenden  werden  Kapitel  III  bis  V  der  Studie  wiedergegeben,  in  denen  eher  deskriptiv  und 
nüchtern  die  vorhandenen  Gemeinsamkeiten  und  die  strukturellen  Unterschiede  in  der  so- 
zialethischen Urteilsbildung  beschrieben  werden.  So  wird  auch  deutlich,  was  noch  an  Aufga- 
ben für  eine  größere  Gemeinsamkeit  in  der  ökumenischen  Sozialethik  bevorsteht.  Deutlich 
wird  darüberhinaus  aber  auch,  daß  die  Unterschiede  in  den  Bedingungen  und  Strukturen  so- 
zialethischer Urteilsbildung  zwischen  den  Kirchen  selbst  eine  Frage  mit  weitreichenden  so- 
zialethischen Implikationen  darstellen,  weil  sie  ebenso  zur  Spaltung  wie  zur  Versöhnung  der 
Völker  beitragen  können. 


III.  Gemeinsame  Quellen  und  verschiedene  Wege  der  ethisch-moralischen 
Entscheidungsfindung 

Auf  den  Wegen,  die  die  Kirchen  in  ihrer  ethisch-moralischen  Reflexion  gehen, 
um  zu  ethischen  Entscheidungen  zu  gelangen,  gehen  sie  alle  von  der  Heiligen 
Schrift  aus  und  stützen  sich  auf  weitere  Hilfsmittel  wie  Liturgie  und  ethisch- 
moralische Tradition,  Katechismen  und  Predigten,  erprobte  pastorale  Praktiken, 
die  aus  vergangenen  und  gegenwärtigen  Erfahrungen  gewonnene  Weisheit,  die 
Fähigkeit  zu  Reflexion  und  spiritueller  Erkenntnis.  Doch  haben  die  kirchlichen 
Traditionen  unterschiedliche  Konstellationen  dieser  gemeinsamen  Hilfsmittel 
herausgebildet. 
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111. 1  Die  biblische  Vision  an  sich  liefert  den  Christen  nicht  all  die  klaren  ethisch- 
moralischen Prinzipien  und  praktischen  Normen,  die  sie  brauchen.  Auch  bietet 
die  Heilige  Schrift  nicht  die  Lösung  für  jedes  konkrete  ethische  Problem. 
Erzählungen  stehen  neben  vielen  Anweisungen  zur  richtigen  Lebensführung  - 
allgemeinen  Geboten  und  Verboten,  prophetischen  Ermahnungen  und 
Anklagen,  weisen  Ratschlägen,  Gesetzes-  und  rituellen  Vorschriften  usw..  Was  die 
Moraltheologie  zu  universellen  ethisch-moralischen  Prinzipien  oder  Normen 
erhoben  hat,  ist  in  den  biblischen  Texten  vermischt  mit  spezifischen,  aber  zeitlos 
gültigen  Geboten  und  bestimmten  zeitgebundenen  Vorschriften.  Die 
provozierende,  oft  paradoxe  Verwendung  von  Bildern  in  der  Heiligen  Schrift  stellt 
eine  weitere  Schwierigkeit  für  die  Auslegung  der  ethisch-moralischen  Lehren  in 
der  Bibel  dar. 

Dennoch  herrscht  ein  allgemeiner  Konsens  darüber,  daß  Christen  in  vielen 
Fällen  zu  begründeten  ethischen  Entscheidungen  gelangen  können,  wenn  sie 
die  Heilige  Schrift  und  die  sich  ständig  weiter  entwickelnden  Traditionen 
biblischer  Auslegung  mit  dem  Geist  des  Gebets  studieren,  wenn  sie  menschliche 
Erfahrungen  miteinbeziehen  und  ihre  Erkenntnisse  mit  anderen  in  ihrer 
Gemeinschaft  teilen. 

111. 2  Im  Verlauf  der  Kirchengeschichte  haben  die  Christen  bestimmte  Formen  der 
systematischen  Reflexion  über  das  sittliche  Leben  ausgearbeitet,  indem  sie 
biblische  Konzepte  und  Bilder  zusammengefügt  und  mit  Argumenten  der 
Vernunft  verbunden  haben.  Mit  solchen  Methoden  wird  versucht,  Klarheit  und 
Kohärenz  in  Fragen  zu  schaffen,  bei  denen  unterschiedliche  Positionen 
Verwirrung  und  Chaos  stiften  könnten. 

So  sieht  eine  Tradition  zum  Beispiel  verschiedene  Ebenen  ethisch-moralischer 
Erkenntnis  vor  und  unterscheidet  zwischen  (unveränderlichen)  Prinzipien  ersten 
Ranges  und  (gegebenenfalls  veränderbaren)  Regeln  zweiten  Ranges.  Neueren 
Datums  ist  die  sog.  "Hierarchie  der  Werte",  die  zwischen  den  zentralen  Werten, 
die  zum  Kern  der  christlichen  Nachfolge  gehören,  und  jenen  anderen  Werten 
unterscheidet,  die  zwar  nicht  so  sehr  zentraler,  aber  doch  integraler  Bestandteil 
der  christlichen  Ethik  sind.  Mit  dieser  Hervorhebung  der  "Prinzipien  ersten 
Ranges"  oder  der  "zentralen  Werte"  können  die  Christen  erkennen,  wieviel  sie 
bereits  miteinander  teilen,  ohne  die  ethisch-moralische  Wahrheit  herabzusetzen 
oder  lediglich  nach  dem  kleinsten  gemeinsamen  Nenner  zu  suchen. 

111. 3  In  den  christlichen  Traditionen  gibt  es  jedoch  eine  unterschiedliche 
Einschätzung  der  menschlichen  Natur  und  der  Fähigkeiten  der  menschlichen 
Vernunft.  Einige  glauben,  daß  die  Sünde  die  menschliche  Natur  so  verdorben 
hat,  daß  die  Vernunft  nicht  zu  ethisch-moralischen  Wahrheiten  gelangen  kann. 
Andere  sind  der  Überzeugung,  daß  die  Sünde  die  menschliche  Natur  nur  verletzt 
hat  und  daß  die  Vernunft  mit  Hilfe  der  göttlichen  Gnade  und  der  menschlichen 


113 


ökumenische  Wirtschafts-  und  Sozialethik 

Disziplin  nach  wie  vor  viele  universell  gültige  Wahrheiten  im  Hinblick  auf  das 
sittliche  Leben  erkennen  kann. 

So  hat  zum  Beispiel  die  römisch-katholische  Kirche,  gestützt  auf  die  Heilige 
Schrift  und  die  Tradition,  auf  Vernunft  und  Erfahrung,  ihr  Verständnis  vom 
Menschen  und  der  Menschenwürde,  von  menschlichem  Handeln  und 
menschlichen  Zielsetzungen,  von  Menschenrechten  und  menschlicher 
Verantwortung  weiterentwickelt.  In  der  Tradition  ihrer  Morallehre  ist  die  höchste 
Norm  des  menschlichen  Lebens  jenes  universelle  göttliche  Gesetz,  mit  dem  Gott 
in  Weisheit  und  Liebe  die  ganze  Welt  und  alles  Tun  der  menschlichen 
Gemeinschaft  ordnet,  leitet  und  regiert.  Gott  gibt  jedem  Menschen  von  Natur  aus 
und  durch  seine  Gnade  die  Möglichkeit,  dieses  göttliche  Gesetz  mit  seinem 
Verstand  zu  erfassen,  so  daß  alle  Männer  und  Frauen  dahin  gelangen  können, 
die  unveränderbare  Wahrheit  umfassender  zu  erkennen.  Das  offenbarte  Gesetz 
Gottes  und  das  sog.  "natürliche  Gesetz"  bringen  so  gemeinsam  jenen 
unzertrennlichen  Willen  Gottes  zum  Ausdruck,  der  von  den  Menschen  verlangt, 
daß  sie  alles  tun,  um  ihn  zu  erkennen,  und  so  zu  leben,  wie  ihr  Gewissen  es 
ihnen  vorschreibt. 

111.4  Die  Aufdeckung  der  verschiedenen  Wege,  die  ethische  Vision  mit  ethischer 
Urteilsbildung  und  Entscheidungsfindung  verbinden,  kann  den  Christen  helfen, 
einige  ihrer  unterschiedlichen  Positionen  herauszukristallisieren  und  zu 
evaluieren.  So  haben  zum  Beispiel  Christen,  die  die  Sprache  der 
Menschenrechte  sprechen,  eine  wirksame  Möglichkeit,  das  Engagement  der 
Kirche  für  die  Machtlosen,  Armen  und  Marginalisierten  der  Gesellschaft 
hervorzuheben.  Auch  wenn  viele  Kirchen  im  Blick  auf  bestimmte  Grundrechte 
einer  Meinung  sind,  so  können  sie  daraus  doch  unterschiedliche,  ja  sogar 
entgegengesetzte  praktische  Schlüsse  ziehen,  wie  z.B.  im  Fall  des  Rechts  auf 
Religionsfreiheit.  Darüber  hinaus  sind  die  Formulierung  und  die  Ausweitung  von 
Rechten  zum  Gegenstand  harter  Auseinandersetzungen  geworden,  insbesondere 
dort,  wo  es  um  ethisch-moralische  Fragen  wie  menschliche  Fortpflanzung  und 
Schwangerschaftsabbruch  geht. 

Es  gibt  eine  christliche  Vision  von  der  Integrität  des  sexuellen  Lebens,  die  auf 
der  Auslegung  des  Naturgesetzes  und  der  biblischen  Schöpfungsberichte  basiert 
und  sexuelle  Beziehungen  nur  zum  Zweck  der  Fortpflanzung  akzeptiert.  Einige 
Kirchen,  wie  die  römisch-katholische  Kirche  vertreten  diese  Position.  Für  andere 
Kirchen  ist  es  sehr  schwierig,  ja  sogar  unmöglich,  eine  solche  Verbindung 
herzustellen.  Diejenigen,  die  der  Verweis  auf  das  Naturgesetz  nicht  überzeugen 
kann,  akzeptieren  die  mögliche  Trennung  von  Fortpflanzung  und  sexueller 
Beziehung,  die  jeweils  einen  eigenen  Sinn  haben,  und  benutzen  dieses 
Argument,  um  Verhütungsmittel  in  der  Ehe  zu  befürworten. 

111. 5  Die  christliche  Haltung  zum  Krieg  ist  ein  anderes  Beispiel  für  die 
verschiedenen    Wege,   die   zu  verschiedenen    Schlußfolgerungen    führen.    Jede 
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Tradition  akzeptiert  die  biblische  Vision  vom  Frieden  zwischen  Nachbarn  und  im 
besonderen  das  Zeugnis,  das  im  Neuen  Testament  für  Gewaltfreiheit  im  Denken 
wie  im  Handeln  abgelegt  wird.  Zu  einer  größeren  Spaltung  zwischen  den 
Kirchen  ist  es  jedoch  aufgrund  der  unterschiedlichen  Beurteilung  der 
Zusammenarbeit  der  Kirche  mit  den  staatlichen  Mächten  als  Mittel  zur 
Beeinflussung  der  menschlichen  Geschichte  gekommen.  Diejenigen  Kirchen, 
die  für  eine  Zusammenarbeit  optiert  haben,  akzeptieren  einige  Versionen  der 
Lehre  vom  "gerechten  Krieg";  sie  tolerieren,  ja  sie  ermutigen  sogar  dazu,  daß 
Christen,  die  ihr  Vaterland  lieben,  aktiv  an  bestimmten  Kriegen  zwischen 
Nationen  und  an  bewaffneten  Revolutionen  innerhalb  ihres  Landes  teilnehmen. 
Aber  es  gibt  Gruppen  innerhalb  derselben  Kirchen,  die  sich  der  kompromißlosen 
Entscheidung  jener  anderen  Kirchen  anschließen,  im  Rahmen  der  politischen 
Ordnung  Zeugnis  gegen  jegliche  Anwendung  militärischer  Gewalt  abzulegen, 
weil  diese  Gewaltanwendung  im  Widerspruch  zu  Christi  gewaltfreiem  Leben  als 
Friedensstifter  steht.  Diese  Christen  lehnen  es  ab,  Waffen  zu  tragen,  selbst  wenn 
sie  damit  zivilen  Ungehorsam  begehen. 

An  dieser  Stelle  kann  man  genau  den  Unterschied  in  wichtigen  theologischen 
Optionen  erkennen,  die  grundlegende  Konsequenzen  für  die  Haltung  einer 
Kirche  zum  Krieg  und  für  das  Verhalten  ihrer  Mitglieder  haben. 


IV.  Verschiedene  kirchliche  Autoritätsstrukturen  für  eine  ethisch-moralische 
Entscheidungsfindung 

Verschiedene  Verständnisse  und  eine  verschiedene  Ausübung  von 
Kirchenregierung  und  kirchlichen  Autoritätsstrukturen  beinhalten,  daß  die 
Ausbildung  von  Moral  und  Ethos  sowie  konkreter  ethischer  Positionen  auf 
verschiedene  Weise  erfolgt,  auch  wenn  am  Ende  häufig  ähnliche  Ergebnisse 
dabei  herauskommen. 


IV.1  Die  Gewissensbildung  und  die  Entwicklung  damit  einhergehender 
Positionen  in  bestimmten  ethischen  Fragen  gehen  unterschiedliche  Wege  in  den 
verschiedenen  Traditionen,  sei  es  bei  den  Orthodoxen  oder  den  römischen 
Katholiken,  den  Reformierten  oder  den  Lutheranern,  den  Baptisten  oder  den 
Freunden  (Quäker).  Jede  Kirche  glaubt,  daß  ihre  Glieder  die  Aufgabe  haben, 
ihren  Glauben  in  rechter  Weise  stärker  in  ihr  tägliches  Leben  einzubringen.  Alle 
Traditionen  haben  ihre  eigenen  Methoden,  ihren  ethisch-moralischen 
Entscheidungsfindungsprozeß  in  Gang  zu  setzen,  durchzuführen  und 
abzuschließen  und  anschließend  entsprechend  zu  handeln.  Es  gibt 
verschiedene  Methoden  der  Diskussion,  Konsultation  und  Entscheidungsfindung 
sowie  der  Bekanntmachung  und  Rezeption  dieser  Entscheidungen. 
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Beeinflußt  wird  dieser  Prozeß  durch  die  unterschiedliche  Art  und  Weise,  wie  das 
Wirken  des  Heiligen  Geistes  und  die  besondere  Rolle  der  geistlichen  Amtsträger 
bei  der  ethisch-moralischen  Urteilsbildung  und  Wegweisung  verstanden  wird. 

In  der  römisch-katholischen  Kirche  sind  die  Bischöfe  kraft  der  vom  Heiligen  Geist 
empfangenen  Gabe  und  Lenkung  in  ihrem  Aufsichtsamt  (episkope)  die 
bevollmächtigten  Hüter  und  Interpreten  des  ganzen  Moralgesetzes,  d.h.  sowohl 
des  Gebotes  des  Evangeliums  als  auch  des  Naturgesetzes.  Die  Bischöfe  haben 
die  pastorale  Verantwortung  und  Pflicht,  moralische  Wegweisung  zu  geben  und 
manchmal  sogar  die  letztgültige  Entscheidung  zu  treffen,  ob  ein  bestimmtes 
Verhalten  richtig  oder  falsch  ist.  Moraltheologen  stellen  die  für  die  ethische 
Urteilsbildung  zuständige  Instanz  in  der  Gemeinschaft  dar.  Beichtväter, 
Seelsorger  und  geistliche  Väter  versuchen,  auf  die  einzigartigen  Bedürfnisse  des 
einzelnen  Menschen  einzugehen. 

In  der  orthodoxen  Kirche  obliegen  Entscheidungen  über  ethische  Fragen  der 
Hierarchie,  d.  h.  der  Bischofssynode  oder  einem  einzelnen  Bischof,  die  sich  an 
der  Heiligen  Schrift  und  der  langen  Tradition  der  Kirche  in  pastoralen  und 
ethisch-moralischen  Fragen  orientieren.  Das  Hauptanliegen  ist  die  Entfaltung 
der  geistlichen  Beziehung  des  Menschen  zu  Gott  und  zu  seinen  Mitmenschen. 
Die  kluge  Anwendung  des  Kirchengesetzes  und  der  allgemeinen  Normen 
(oikonomia)  mildert  manchmal  deren  Strenge,  bringt  manchmal  aber  auch 
gewisse  Härten  mit  sich.  Es  handelt  sich  dabei  um  ein  wichtiges  Mittel  sowohl  für 
das  spirituelle  Wachstum  als  auch  für  ethisch-moralische  Wegweisung.  Die 
orthodoxe  Tradition  mißt  auch  der  Rolle  erfahrener  geistlicher  Väter  und  Mütter 
großen  Wert  bei  und  unterstreicht  die  Bedeutung  des  Gebets  sowohl  der  Laien 
als  auch  der  Ordinierten. 

In  anderen  Kirchen  wird  den  geistlichen  Amtsträgern  nicht  diese  Kompetenz  bei 
der  Auslegung  bzw.  eine  solche  Autorität  bei  der  Entscheidungsfindung 
zugesprochen.  Diese  Kirchen  gelangen  mit  Hilfe  verschiedener  Konsultations- 
und Entscheidungsfindungsstrukturen,  an  denen  Geistliche  und  Laien  beteiligt 
werden,  zu  bestimmten  ethischen  Positionen.  Die  reformierten  Traditionen  z.B. 
gehen  davon  aus,  daß  das  lebendige  Wort  des  souveränen  Gottes  die  Kirche 
fortwährend  in  ihrem  Glauben  und  Leben  reformiert.  Lehrmäßige  und  ethische 
Entscheidungen  sollten  in  der  Heiligen  Schrift  begründet  sein  und  sich  auf  die 
gesamte  Tradition  der  Kirche  -  in  ihrer  katholischen  und  ökumenischen 
Dimension  -  stützen.  Aber  keine  Kirche  hat  die  Autorität,  das  Wort  Gottes 
abschließend  zu  definieren.  Erlöste  und  fehlbare  Menschen  setzen  in  der  Kirche 
ihr  Vertrauen  in  den  vom  Heiligen  Geist  inspirierten  Prozeß,  in  dem  sie  ihre 
ordinierten  und  nicht-ordinierten  Vertreter  und  Vertreterinnen  wählen  und  zu 
autoritativen,  aber  stets  reformierbaren  individual-  und  sozialethischen 
Positionen  und  Glaubensaussagen  gelangen. 
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IV.2  In  diesem  Sinne  sollte  der  ökumenische  Dialog  über  ethisch-moralische 
Anliegen  sich  auch  auf  Wesen,  Mission  und  Strukturen  der  Kirche,  auf  die  Rolle 
der  Autorität  der  geistlichen  Amtsträger/innen  und  die  von  ihnen  benutzten  Mittel 
zur  Ausübung  ihrer  ethisch-moralischen  Weisungsaufgabe  sowie  auf  die 
innerhalb  der  Kirche  zu  beobachtenden  Reaktionen  auf  diese  Ausübung  von 
Autorität  erstrecken.  Die  Diskussion  über  diese  Themen  wird  wiederum  dazu 
beitragen,  ökumenische  Gaben  und  Möglichkeiten  des  gemeinsamen  Zeugnisses 
sowie  auch  Spannungen  und  Konflikte  zu  orten. 

Zum  ersten  ein  Wort  zu  den  Spannungen  und  Konflikten.  Begegnen  uns  Angst 
und  Unbehagen  deshalb,  weil  viele  eine  Erosion  der  Bedeutung  der 
grundlegenden  Offenbarungsquellen  von  Heiliger  Schrift  und  Tradition  sowie  der 
kirchlichen  Autorität  befürchten,  von  denen  sie  glauben,  daß  sie  die 
zuverlässigsten  Garanten  für  das  christliche  Gewissen  und  christliche 
Lebensführung  darstellen?  Oder  ist  die  Art  und  Weise,  wie  bestimmte  kirchliche 
Traditionen  die  Quellen  der  Offenbarung  und  die  Rolle  der  kirchlichen 
Autoritäten  verstehen,  akzeptieren  und  handhaben  selbst  Ursache  von 
Spannungen  und  Spaltungen?  Führt  die  Diskussion  über  ethische  Fragen  zu 
Angst  und  Verärgerung,  weil  einige  Menschen  negative  Erfahrungen  mit  diesen 
Quellen  und  dem  Umgang  damit  machen?  Wie  z.B.  mit  einer  bestimmten  Weise 
der  Auslegung  der  Heiligen  Schrift  und  der  Tradition,  die  die  unterdrückerische 
Seite  patriarchalischer  Strukturen  in  Gesellschaft  und  Theologie  repräsentiert? 

Oft  versteht  man  langlebige  unveränderte  Positionen  zu  bestimmten  Fragen  am 
besten,  wenn  man  sich  nicht  eng  auf  die  Frage  selbst  konzentriert,  sondern 
überlegt,  was  nach  dem  Empfinden  der  Menschen  für  das  Zusammenleben  in 
der  Gesellschaft  auf  dem  Spiel  steht,  wenn  bestimmte  Fundamente,  Strukturen 
und  Autoritäten  außer  acht  gelassen  oder  sogar  lächerlich  gemacht  werden.  So 
kommt  in  einigen  Kontexten  den  Fragen  nach  Anfang  und  Ende  des  Lebens  - 
Abtreibung  und  Euthanasie  -  dieses  moralische  Gewicht  zu. 

Ferner  messen  einige  Kirchen  den  kirchlichen  Autoritätsstrukturen  und  den 
offiziellen  detaillierten  Lehrdokumenten  über  Glauben  und  Moral  größere 
Bedeutung  bei  als  andere.  So  kann  es  im  Dialog  zu  einem  Ungleichgewicht  und 
zu  mangelndem  Realismus  kommen,  wenn  die  offiziellen  Lehrdokumente  einiger 
Kirchen  zu  leichtfertig  mit  den  eher  diffusen  Positionen  anderer  Kirchen  zu 
Fragen  des  Glaubens  und  des  Handelns  im  allgemeinen  verglichen  werden. 

Ein  Bewußtsein  von  der  Umstrittenheit  bzw.  Unbeständigkeit,  die  die  Frage  der 
ethischen  Fundamente  und  der  Autoritätsstrukturen  umgibt  -  worin  sie  bestehen, 
durch  wen  und  wie  sie  ausgelegt  werden  und  mit  welchen  Themen  sie  in 
Verbindung  gebracht  werden  -  ,  ist  daher  entscheidend,  wenn  wir  verstehen 
wollen,  warum  einige  ethisch-moralische  Fragen  zu  Schwierigkeiten  und 
potentiell  auch  zu  Spaltungen  unter  Christen  führen. 
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IV.3  Ein  zweites  Wort  zu  den  ökumenischen  Gaben  und  Möglichkeiten:  Wenn 
wir  die  in  den  kirchlichen  Traditionen  verborgenen  Gaben  entdecken  wollen,  die 
vielleicht  von  großem  Wert  für  Moral  und  Ethos  der  Christen  sein  könnten,  aber 
noch  unentdeckt  vor  sich  hin  schlummern,  so  stellt  sich  eine  Reihe  von  weiteren 
Fragen  im  ökumenischen  Dialog: 

Was  bedeuten  die  überlieferten  Verständnisse  und  Formen  von  koinonia 
(Gemeinschaft  oder  communio),  diakonia  (Dienst)  und  martyria  (Zeugnis)  für  die 
Ausbildung  von  Moral  und  Ethos  heute? 

Welche  Visionen,  Tugenden,  Werte  und  Pflichten  entwickeln  sich  aus  der  lex 
orandi,  lex  credendi,  lex  vivendi  (Ordnung  des  Gebets,  des  Glaubens  und  des 
Lebens),  die  in  bestimmten  Traditionen  und  Strukturen  Form  annehmen? 

Welche  Verhaltensweisen  innerhalb  der  verschiedenen  Traditionen  tragen  zu 
positiver  Verschiedenheit  und  authentischer  Vielfalt  im  sittlichen  Leben  der 
einen  Kirche  bei?  Wie  können  sowohl  gemeinsame  als  auch  unterschiedliche 
Verhaltensweisen  zum  ethisch-moralischen  Reichtum  der  koinonia  beitragen? 

Im  Dialog  müssen  die  Christen  daher  sowohl  die  vielfältigen  Ressourcen 
erkennen,  die  sie  mit  anderen  Kirchen  bei  der  Ausbildung  einer  christlichen 
Moral  und  Ethik  teilen,  als  auch  die  kritische  Frage  stellen,  wie  diese  effektiv  in 
einer  Vielfalt  von  Kontexten,  Kulturen  und  Völkern  funktionieren. 


V.  Ausbildung  und  Diskussion  von  Moral  und  Ethos:  eine  ökumenische 
Herausforderung 

Kirchen,  die  in  einer  wirklichen,  wenn  auch  unvollständigen  koinonia  leben, 
stehen  als  Gemeinschaften,  in  denen  eine  gemeinsame  Moral  und  Ethik 
ausgebildet  und  diskutiert  wird,  vor  neuen  Herausforderungen:  der  ethisch- 
moralische Pluralismus,  die  Krise  der  ethisch-moralischen  Autorität,  veränderte 
ethisch-moralische  Grundsätze  in  traditionellen  Bereichen  und  neue  Positionen 
zu  aktuellen  Fragen. 

V.1  Die  Christen  stimmen  darin  überein,  daß  es  ein  ethisch-moralisches 
Universum  gibt,  das  im  Willen  und  in  der  Weisheit  Gottes  begründet  ist,  aber  sie 
haben  ein  unterschiedliches  Verständnis  von  der  Weisheit  Gottes,  der  Natur 
dieses  Universums  und  dem  Ausmaß,  in  dem  die  Menschen  aufgerufen  sind,  es 
als  Mitverantwortliche  gemeinsam  mit  Gott  mitzugestalten. 
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Es  gibt  drei  Tatsachen,  die  wir  nicht  leugnen  können: 

Erstens  haben  die  Christen  eine  lange  gemeinsame  Geschichte  umfassender 
Einheit  in  ihrer  ethisch-moralischen  Lehre  und  Praxis,  die  zum  Teil  aus  einer 
gemeinsamen  Reflexion  über  gemeinsame  Quellen,  wie  die  Zehn  Gebote  und 
die  Seligpreisungen,  erwuchs. 

Zweitens  entwickelten  sich  in  den  gespaltenen  christlichen  Gemeinschaften 
allmählich  Unterschiede  in  der  Art  und  Weise,  wie  ethisch-moralische 
Grundsätze  festgelegt  und  befolgt  wurden. 

Drittens  haben  diese  Unterschiede  heute  zu  einem  solchen  Pluralismus  in  den 
ethisch-moralischen  Lehren  und  Positionen  innerhalb  und  zwischen  den 
kirchlichen  Traditionen  geführt,  daß  einige  Positionen  in  starker  Spannung,  ja 
sogar  im  Widerspruch  zueinander  zu  stehen  scheinen.  Die  gleiche  Konstellation 
fundamentaler  ethisch-moralischer  Grundsätze  kann  eine  Vielfalt  von  Regeln 
zulassen,  die  jedoch  eine  treue  Antwort  auf  die  biblische  Vision  und  auf  diese 
Grundsätze  sein  will.  Sogar  bei  der  Anwendung  des  klaren  göttlichen  Gebots  "Du 
sollst  nicht  töten"  ergeben  sich  Konflikte,  z.B.  zwischen  Befürwortern  und 
Gegnern  der  Todesstrafe  an  sich  oder  für  bestimmte  Verbrechen. 

V.2  Die  Krise  der  ethisch-moralischen  Autorität  innerhalb  der  Kirchen  macht  die 
Diskussion  und  effektive  Ausbildung  einer  christlichen  Moral  und  Ethik  noch 
problematischer.  Selbst  dort,  wo  Kirchen  eine  feste  ethisch-moralische  Tradition 
haben,  gibt  es  Kirchenglieder,  die  sich  mit  Nachdruck  für  Veränderungen 
einsetzen.  Diese  Kirchenglieder  äußern  ihre  Kritik  an  der  verbindlichen  ethisch- 
moralischen Lehre  und  Praxis  der  Kirche  immer  lauter  und  entschlossener,  und 
sie  benutzen  dieselben  Quellen,  um  zu  unterschiedlichen  ethisch-moralischen 
Positionen  zu  gelangen.  Die  Diskussion  und  effektive  Ausbildung  einer 
christlichen  Moral  und  Ethik  ist  unter  diesen  Umständen  eine  dringliche 
ökumenische  Aufgabe. 

V.3  Der  Prozeß  der  Formulierung  und  Rezeption  ethischer  Entscheidungen  stellt 
auch  eine  große  Herausforderung  dar:  wer  wird  daran  beteiligt?  Wer  trifft  und 
formuliert  die  ethisch-moralischen  Entscheidungen  der  Kirchen,  welche  Kräfte 
haben  dabei  das  Sagen,  und  auf  welchem  Wege  finden  Konsultationen  statt? 
Wie  beurteilen  Kirchenglieder  und  die  Gesellschaft  als  ganze  offizielle  kirchliche 
Stellungnahmen,  wie  eignen  sie  sich  diese  Stellungnahmen  an,  und  wie 
reagieren  sie  darauf?  Welche  Kanäle  gibt  es  für  diese  Reaktionen,  und  welche 
Art  von  Reaktion  wird  ermutigt  bzw.  entmutigt? 

V.4  Werfen  die  Bedingungen  und  Strukturen  des  Dialogs  nicht  selbst 
grundlegende  ethische  Fragen  für  die  Kirchen  auf?  Sie  tragen  potentiell  zu 
Spaltungen  bzw.  zur  Versöhnung  bei.  Sie  können  die  koinonia  im  Glauben, 
Leben  und  Zeugnis  entweder  stärken  oder  aushöhlen.    Ein   Ansatz  ist,  einfach 
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anzuerkennen,  daß  die  Art  und  Weise,  wie  eine  Kirche  (oder  Kirchen 
gemeinsam)  ihre  Entscheidungsfindung  ordnet  und  strukturiert  und  dann  ihre 
Entscheidungen  öffentlich  mitteilt,  bereits  an  sich  eine  Sozialethik  darstellt  und 
die  ethisch-moralische  Lehre  und  Praxis  beeinflußt.  Strukturen,  Abteilungen  und 
Funktionen  bringen  ethische  Werte  und  Unwerte  zum  Ausdruck.  Formen  der 
Machtausübung,  der  Kontrolle  und  des  Zugangs  zu  EntScheidungsprozessen 
haben  ethische  Dimensionen.  Wenn  das  nicht  berücksichtigt  wird,  so  wird  es 
unverständlich  bleiben,  warum  ethisch-moralische  Fragen  und  die  Art  des 
Umgangs  damit  sogar  innerhalb  einer  Kirche  so  leicht  zu  Spaltungen  führen 
kann. 

V.5  Es  muß  offen  darüber  diskutiert  werden,  in  welchem  Ausmaß  sich  ethisch- 
moralische Entscheidungen  ändern  können.  So  z.B.  befürworteten  die 
historischen  Kirchen  selbst  in  ihren  offiziellen  Erklärungen  die  Praxis  der 
Sklaverei;  einige  Kirchenführer  lieferten  sogar  biblische  und  theologische 
Argumente,  um  sie  abzusegnen.  Heute  verurteilen  alle  Kirchen  die  Sklaverei  als 
grundlegendes  Übel,  das  überall  und  immer  ein  Unrecht  darstellt.  Was  bedeutet 
diese  Art  von  Veränderung  einer  zuvor  etablierten  Lehre  der  Kirchen  dafür,  wie 
wir  das  Ausmaß  der  Einheit  verstehen,  das  in  der  Morallehre  nötig  wäre,  um  die 
volle  Gemeinschaft  der  Kirchen  zu  verwirklichen. 

Christen,  die  im  Dialog  miteinander  stehen,  sollten  Beweise  für  Veränderungen 
in  der  Morallehre  oder  der  ethisch-moralischen  Praxis  nicht  außer  acht  lassen 
oder  verdecken.  Obwohl  die  Kirchen  in  der  historischen  Entwicklung  ihrer  Lehre 
und  Praxis  immer  die  Endlichkeit  und  Sündhaftigkeit  des  Menschen  betont 
haben,  begrüßen  sie  nicht  immer  eine  solche  Offenheit.  Darüber  hinaus  ist  die 
Auslegung  der  Veränderungen  in  der  Morallehre  selbst  Ursache  von 
Meinungsverschiedenheiten  und  Spannungen.  Während  einige  die 
Veränderungen  als  positives  Wachstum  im  evangeliumstreuen  ethisch- 
moralischen Verständnis  auslegen,  sehen  andere  darin  vielleicht  nur  einen 
faulen  Kompromiß  oder  offenkundiges  Versagen. 

Die  Apartheid  ist  ein  besonderes  Beispiel,  wo  einige  Kirchenfamilien  nach 
langen  Diskussionen  über  die  bloße  Ablehnung  der  Apartheid  als  unvereinbar  mit 
dem  Evangelium  hinausgingen  und  erklärten,  daß  jene,  die  die  Apartheid 
weiterhin  als  christlich  bezeichneten,  sich  selbst  außerhalb  der  Gemeinschaft  der 
Kirche  stellten. 

Dieses  Beispiel  zeigt,  daß  der  ökumenische  Dialog  über  Moral  und  Ethik  in  dem 
Bewußtsein  geführt  werden  muß,  daß  Veränderungen  in  den  ethisch-moralischen 
Traditionen  unterschiedlich  beurteilt  werden.  (...) 


Quelle:  Der  ökumenische  Dialog  über  ethisch-moralische  Fragen:  Potentielle  Quellen  des 
gemeinsamen  Zeugnisses  oder  der  Spaltung.  Ein  Studienpapier  der  Gemeinsamen  Arbeits- 
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gmppe  des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen  und  der  römisch-katholischen  Kirche.   WCC, 
Genf  1996  (Übersetzung:  Sprachendienst  des  ÖRK) 
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III.  Wirtschaftsethik 


1.1      Soziale  Gerechtigkeit 


23      Wesen  und  Aufgabe  des  Staates  in  einer  Zeit  des  Umbruchs 

Sektion  II  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesellschaft,  Genf  1966 

In  den  60er  Jahren  wurde  die  Frage  der  sozialen  Gerechtigkeit  vor  allem  im  Kontext  der  Aus- 
einandersetzungen mit  den  Folgen  der  technologisch-wissenschaftlichen  Revolution  disku- 
tiert. Die  Genfer  Weltkonferenz  von  Church  and  Society  1966  unternimmt  eine  Fortschrei- 
bung des  Konzepts  der  „verantwortlichen  Gesellschaft"  (vgl.  Text  7)  im  Kontext  des  raschen 
sozialen  Wandels. 

Das  Wesen  der  Macht  und  ihr  Gebrauch  durch  den  Staat 

4.  Macht  als  die  Fähigkeit,  Dinge  zu  verwirklichen,  ist  für  jeden  Menschen  oder 
jede  Gesellschaft  lebenswichtig.  Als  Christen  glauben  wir,  daß  ihr  Ursprung  bei 
Gott  liegt,  daß  die  menschliche  Macht  ein  Teil  der  Herrschaft  ist,  die  Gott  dem 
Menschen  gewährt  hat.  Wie  alle  Gaben  Gottes  ist  sie  Mißbrauch  unterworfen. 
Das  christliche  Bemühen  geht  dahin,  daß  alle  menschliche  Macht  zum  Wohle 
des  Menschen  gebraucht  wird  und  nicht  dazu,  den  Menschen  zu  mißbrauchen 
oder  zu  verraten. 

5.  Im  gegenwärtigen  Zeitalter  hat  der  Mensch  neue  Mittel,  Nutzungen  und  Ver- 
teilungen der  Macht  erworben.  Insbesondere  ist  die  Technik  eine  ungeheure 
Quelle  der  Macht,  beladen  mit  beidem,  Verheißung  und  Drohung.  Der  Mensch 
hat  in  seiner  Freiheit  über  den  Gebrauch  der  Technik  zu  entscheiden  und  zu  be- 
stimmen. 

6.  Die  Technik  führt  zu  wachsender  Konzentration  der  Macht  in  großen,  kompli- 
zierten Organisationen.  Der  Staat  hat  eine  moralische  Verantwortung,  den  Ge- 
brauch der  Macht  anzubahnen   und  zu  steuern,  die  Verteilung    der  Macht   zu 
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überwachen,  den  Gebrauch  der  Macht  verantwortlich  zu  halten,  eine  Beziehung 
zwischen  der  Macht  einer  bestimmten  Gesellschaft  und  anderer  Gesellschaften 
herzustellen. 

7.  Wenn  wir  das  Wirken  der  Macht  innerhalb  des  Staates  untersuchen,  erkennen 
wir,  daß  die  tatsachliche  Wirksamkeit  von  Macht  sich  weitgehend  von  der  förmli- 
chen Zuteilung  von  Macht  unterscheiden  kann.  Zum  Beispiel  sind  Verfassungen 
und  Gesetze  nicht  immer  zuverlässige  Hinweise  auf  die  Machtzentren  einer  Ge- 
sellschaft. Gesetzliche  Rechte  können  denen,  die  die  wirtschaftlichen  Mittel  zu 
ihrer  Ausübung  nicht  besitzen,  wirksam  verweigert  werden.  Im  Streben  nach  einer 
verantwortlichen  Gesellschaft  müssen  wir  das  Wrken  der  Macht  erkennen,  die 
verborgenen  Machtzentren  aufdecken  und  alle  Macht  vor  Gott  und  den  Men- 
schen verantwortlich  halten. 

8.  In  einer  technisierten  Gesellschaft  lassen  sich  ohne  Anspruch  auf  Vollzählig- 
keit folgende  Machtzentren  aufzählen:  Verteidigungskräfte,  politische  Parteien, 
Wirtschaftsgruppen,  Verbände,  Gewerkschaften,  Massenmedien,  freiwillige  Orga- 
nisationen und  Einflüsse  von  außerhalb  der  Nation  (andere  Nationen,  internatio- 
nale Organisationen,  ausländische  Gesellschaften),  deren  Einfluß  durch  Zusam- 
menwirken beträchtlich  verstärkt  werden  kann. 

9.  Wr  haben  uns  die  Frage  gestellt:  „Sollte  der  Staat  der  einzige  Verwalter  von 
Macht  sein?"  Und  wir  fanden,  daß  die  Antwort  nein  lautet.  Kein  Staat  hat  je  alle 
Macht  in  einer  Gesellschaft  ausgeübt,  ausüben  können  oder  irgendein  Recht, 
dies  anzustreben.  Christen  und  ihre  Mitmenschen  dürfen  den  Staat  ehren  und 
achten,  aber  sie  können  ihm  nicht  die  letzte  Treue  leisten,  die  nur  Gott  geschul- 
det wird. 

10.  Jenseits  dieser  Übereinstimmung  finden  wir  unter  uns  jedoch  größere  Unter- 
schiede. Einige  unter  uns  sehen  im  Staat  nur  ein  Instrument  der  Gesellschaft  - 
ein  einzigartiges  Instrument,  das  eine  gewisse  Entscheidungsgewalt  über  alle 
Menschen  und  alle  Organisationen  hat,  aber  doch  nur  eine  Institution  unter  an- 
deren ist.  Diejenigen,  die  dieser  Überzeugung  sind,  betonen  die  Wichtigkeit  ver- 
schiedener Machtquellen,  vieler  Zentren,  von  denen  Initiativen  ausgehen,  und 
eines  Systems  der  Hemmungen  und  des  Gleichgewichts. 

11.  Andere  unter  uns  sprechen  dem  Staat  eine  umfassendere  Rolle  zu.  Sie  sehen 
im  Staat  ein  wirksames  Organ  der  Gemeinschaft  gegenüber  den  Gefahren  des 
übersteigerten  Individualismus,  und  sie  halten  die  Verstaatlichung  der  Produk- 
tionsmittel im  Rahmen  einer  zentralen  Planung  für  eine  Grundlage  verantwortli- 
cher Beteiligung  der  Staatsbürger  am  politischen  Leben.  (...) 

13.  In  einer  technisierten  Zeit  sind  viele  Funktionen  des  Staates  komplexer  ge- 
worden und  neue  Funktionen  übernommen  worden.  Als  Beispiele  für  das  erstere 
nennen   wir  folgende   Verantwortlichkeiten:    Gleichheit    in    der  Verteilung    wirt- 


124 


II  1.1  Soziale  Gerechtigkeit 

schaftlicher  Vergünstigungen,  Beteiligung  am  Prozeß  der  Planung  sozialer  und 
wirtschaftlicher  Probleme  der  Gesellschaft,  Schaffung  gleicher  Möglichkeiten 
der  Erziehung  und  Bildung  auf  allen  Ebenen  und  Bekämpfung  schädlicher  Aus- 
wirkungen des  technischen  Umbruchs.  Als  Beispiele  für  das  letztere  sind  die 
Rolle  des  Staates  auf  vielen  Gebieten  naturwissenschaftlicher  Forschung  und 
seine  Beteiligung  an  einigen  industriellen  Auswirkungen  der  neuen  Technik  zu 
nennen. 

14.  Zugleich  erkennen  wir  es  als  wichtig,  die  Ausübung  der  ungeheuren  Macht, 
die  dem  modernen  Staat  zur  Verfügung  steht,  einzuschränken.  Eine  der  Aufga- 
ben des  Staates  ist  es,  die  Freiheiten  der  Personen  und  Gruppen  zu  schützen.  Wir 
kommen  auf  die  Bedeutung  zurück,  die  den  Grundrechten  in  vielen  Verfassun- 
gen und  in  der  Allgemeinen  Menschenrechtserklärung  der  UNO  in  diesem  Zu- 
sammenhang zukommt. 

15.  Wir  sehen  endlich,  daß  der  Staat  oft  von  außen  her  eingeschränkt  ist.  Einige 
dieser  Einschränkungen  betrachten  wir  als  unmoralisch  -  wenn  nämlich  eine  Ge- 
sellschaft und  ein  Staat  zum  Nachteil  der  Bevölkerung  durch  äußere  politische, 
militärische  und  wirtschaftliche  Kräfte  unter  Druck  gesetzt  werden.  Andere  Ein- 
schränkungen sind  jedoch  wünschenswert.  Der  Nationalstaat  ist  für  ein  techni- 
sches Zeitalter  zu  klein,  wenn  er  nicht  in  eine  internationale  wirtschaftliche  und 
politische  Zusammenarbeit  eintritt.  Der  Nationalismus,  der  in  einigen  Fällen  wün- 
schenswert für  ein  Volk  ist,  das  seine  Eigenständigkeit  und  Freiheit  in  der  moder- 
nen Welt  sucht,  ist  in  anderen  Fällen  eine  Krankheit,  die  den  Weltfrieden  und  die 
Wohlfahrt  der  Menschheit  bedroht. 

Quelle:  Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft, hg.v.  ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfried  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967, 
S.152-154 
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24      Heil  und  soziale  Gerechtigkeit 

Sektion  II  der  Weltmissionskonferenz,  Bangkok  1973 

Auch  aus  der  Missionsdiskussion  gingen  Anfang  der  70er  Jahre  sozialethische  Impulse  her- 
vor. Die  Weltmissionskonferenz  von  Bangkok  wurde  als  „Stunde  der  Dritten  Welt"  empfun- 
den. Deutlich  wird  der  Einfluß  der  lateinamerikanischen  Befreiungstheologie  auf  ein  erweiter- 
tes und  politisch  akzentuiertes  Verständnis  des  Heils  spürbar.  Der  Bericht  der  Sektion  II  mit 
dem  Titel  „Heil  und  soziale  Gerechtigkeit"  trägt  diesem  integralen  Heilsverständnis  Rech- 
nung. 

Heil  und  soziale  Gerechtigkeit  inmitten  einer  gespaltenen  Menschheit 

(...) 

A.  Gottes  Auftrag 

Gott,  der  Vater,  sandte  Christus  in  der  Vollmacht  des  Heiligen  Geistes  in  diese 
gespaltene  Welt,  „um  den  Armen  zu  sagen,  daß  Gott  sie  liebhat,  die  verwundeten 
Herzen  zu  verbinden,  den  Gefangenen  die  Befreiung  zu  bringen  und  den  Blin- 
den das  Licht,  die  Mißhandelten  zu  erlösen  und  zu  sagen,  daß  Gottes  Stunde  da 
ist,  die  Stunde,  die  ihm  gehört"  (Lukas  4,18.19  -  nach  der  Übersetzung  von  Jörg 
Zink).  Durch  Christus  werden  Männer  und  Frauen  befreit  und  mit  allen  Kräften 
und  Möglichkeiten  ausgerüstet,  die  sie  zur  Mitarbeit  an  seinem  Erlösungswerk 
brauchen.  Durch  seinen  Tod  am  Kreuz  und  seine  Auferstehung  von  den  Toten 
wird  das  Hoffen  auf  das  Heil  realistisch  und  die  Realität  voller  Hoffnung.  Er  löst 
die  Bande  der  Schuld.  Er  nimmt  der  Geschichte  die  Unausweichlichkeit.  In  ihm 
rückt  das  Reich  Gottes  und  der  freien  Menschen  nahe.  Der  Glaube  an  Christus 
weckt  im  Menschen  schöpferische  Freiheit  zum  Ziel  der  Welt.  Wer  sich  Gottes 
Auftrag  entzieht,  entzieht  sich  dem  Heil. 

Das  Heil,  das  Christus  brachte  und  an  dem  wir  teilhaben,  bietet  uns  ganzheitli- 
ches Leben  in  dieser  geteilten  Welt  dar.  Wir  begreifen  Heil  als  Erneuerung  des 
Lebens  -  als  die  Entfaltung  wahrer  Menschlichkeit  in  der  Fülle  der  Gottheit  (Kol. 
2,9).  Es  ist  Heil  der  Seele  und  des  Lebens,  des  einzelnen  und  der  Gesellschaft, 
der  Menschheit  und  der  „seufzenden  Kreatur"  (Rom.  8,19).  Das  Böse  ist  im  Leben 
des  einzelnen  und  in  den  ausbeuterischen  Sozialstrukturen  wirksam,  die  das 
Menschengeschlecht  entwürdigen;  darum  tut  sich  Gottes  Gerechtigkeit  in  der 
Rechtfertigung  des  Sünders  und  in  sozialer  und  politischer  Gerechtigkeit  kund. 
Schuld  ist  immer  Schuld  des  einzelnen  und  gemeinschaftliche  Schuld;  darum 
verwandelt  Gottes  befreiende  Kraft  Menschen  und  Strukturen.  Wir  müssen  in  un- 
seren Gedanken  die  Aufspaltung  zwischen  Seele  und  Leib,  Mensch  und  Gesell- 
schaft und  Menschheit  und  Schöpfung   überwinden.   Darum  betrachten  wir  das 
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Ringen  um  wirtschaftliche  Gerechtigkeit,  politische  Freiheit  und  kulturelle  Er- 
neuerung als  Elemente  der  umfassenden  Befreiung  der  Welt  im  Namen  Gottes. 
Dieses  Befreiungswerk  wird  erst  vollbracht  sein,  wenn  „der  Tod  in  den  Sieg  ver- 
schlungen ist"  (1.  Kor.  15,55).  Dieser  umfassende  Heilsbegriff  fordert  von  dem 
ganzen  Volk  Gottes  eine  gleichermaßen  umfassende  Bereitschaft  zur  Mitarbeit 
am  Erlösungswerk. 

B.  Heil  und  Befreiung  der  Kirchen  und  der  Christen 

Viele  Christen,  die  um  Christi  willen  im  wirtschaftlichen  und  politischen  Kampf 
gegen  Ungerechtigkeit  und  Unterdrückung  stehen,  fragen  sich  und  die  Kirchen, 
was  Christsein  und  wahre  Kirche  heute  bedeuten.  Ohne  die  Erlösung  der  Kirchen 
aus  ihrer  Gebundenheit  an  die  Interessen  der  herrschenden  Klassen,  Rassen  und 
Staaten  gibt  es  keine  heilbringende  Kirche.  Ohne  die  Befreiung  der  Kirchen  und 
der  Christen  aus  ihrer  Komplizenschaft  mit  institutioneller  Ungerechtigkeit  und 
Gewalt  kann  es  für  die  Menschheit  keine  befreiende  Kirche  geben.  Alle  Kirchen, 
alle  Christen  sind  gefragt,  ob  sie  allein  Christus  und  seinem  Erlösungswerk  dienen 
oder  auch  noch  den  Mächten  der  Unmenschlichkeit.  „Niemand  kann  zwei  Herren 
dienen,  Gott  und  dem  Mammon"  (Matth.  6,24).  Wir  müssen  bekennen,  daß  wir 
den  Namen  Christi  mißbrauchten,  weil  sich  die  Kirchen  mit  den  Mächten  der  Un- 
terdrückung eingelassen  haben,  weil  wir  selbstsüchtig  und  darum  gleichgültig, 
lieblos  und  furchtsam  gewesen  sind.  Wir  trachten  nach  der  wahren  Gemeinschaft 
Christi,  die  für  sein  Reich  wirkt  und  leidet.  Wir  trachten  nach  der  charismatischen 
Kirche,  die  heilbringende  Kräfte  in  Bewegung  setzt  (1.  Kor.  12).  Wir  trachten 
nach  der  Kirche,  die  Aktionen  für  die  Befreiung  und  Unterstützung  der  Arbeit  an- 
derer Befreiungsgruppen  anbahnt,  ohne  auf  den  eigenen  Nutzen  zu  schauen.  Wir 
streben  nach  einer  Kirche,  die  nicht  nur  Zufluchtsort  der  Erlösten  ist,  sondern 
eine  Gemeinschaft  der  in  Christi  Liebe  der  Welt  dienenden  Menschen. 

C.  Das  Heil  in  vier  Dimensionen 

In  dem  umfassenden  Heilsbegriff  erkennen  wir  vier  soziale  Dimensionen  des  Erlö- 
sungswerkes: 

1.  Das  Heil  wirkt  im  Kampf  um  wirtschaftliche  Gerechtigkeit  gegen  die  Ausbeu- 
tung des  Menschen  durch  den  Menschen. 

2.  Das  Heil  wirkt  im  Kampf  um  die  Menschenwürde  gegen  politische  Unterdrük- 
kung  durch  Mitmenschen. 

3.  Das  Heil  wirkt  im  Kampf  um  Solidarität  gegen  die  Entfremdung  der  Menschen. 

4.  Das  Heil  wirkt  im  Kampf  um  die  Hoffnung  gegen  die  Verzweiflung  im  Leben 
des  einzelnen. 

Im  Erlösungsprozeß  müssen  wir  diese  vier  Dimensionen  zueinander  in  Beziehung 
setzen.  Ohne  politische  Freiheit  gibt  es  keine  wirtschaftliche  Gerechtigkeit,  ohne 
wirtschaftliche  Gerechtigkeit  keine  politische   Freiheit.   Soziale  Gerechtigkeit  ist 
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ohne  Solidarität  nicht  denkbar,  Solidarität  nicht  ohne  soziale  Gerechtigkeit.  Es 
gibt  keine  Gerechtigkeit,  keine  Solidarität  ohne  Hoffnung,  keine  Hoffnung  ohne 
Gerechtigkeit,  Menschenwürde  und  Solidarität.  Indessen  gibt  es  von  der  Ge- 
schichte gesetzte  Prioritäten,  denen  zufolge  das  Heil  in  einer  Dimension  zu- 
nächst vorweggenommen  wird,  etwa  in  der  personalen,  der  politischen  oder  der 
wirtschaftlichen  Dimension.  Der  Ausgangspunkt  ist  in  jeder  von  uns  gestalteten 
und  durchlittenen  Situation  anders.  Wir  müssen  uns  bewußt  sein,  daß  die  jeweils 
vorweggenommene  Dimension  noch  nicht  das  ganze  Heil  ist,  und  wir  dürfen  die 
anderen  Dimensionen  bei  unserer  Arbeit  nicht  aus  den  Augen  verlieren.  Das  zu 
vergessen,  würde  bedeuten,  die  Fülle  des  Heils  zu  leugnen.  Niemand  kann  in  ei- 
ner gegebenen  Situation  alles  zugleich  tun.  Es  sind  vielerlei  Gaben  und  vielerlei 
Aufgaben,  aber  es  ein  Geist  und  ein  Ziel.  (...) 

D.  Mittel  und  Kennzeichen  des  Erlösungswerkes 

Wenn  wir  realistisch  vom  Heil  sprechen  wollen,  dann  dürfen  wir  uns  der  Frage 
nach  den  angemessenen  Mitteln  nicht  verschließen.  Jede  der  vier  aufgezählten 
Dimensionen  bedarf  ihrer  besonderen  Mittel.  Wr  werden  wirtschaftliche  Gerech- 
tigkeit nicht  ohne  Teilnahme  an  der  wirtschaftlichen  Macht  und  nicht  ohne  Ein- 
satz wirtschaftlicher  Macht  verwirklichen  können.  Politische  Freiheit  werden  wir 
nicht  erlangen  können,  ohne  an  politischer  Machtausübung  mitzuwirken  und  po- 
litische Macht  und  diskriminatorische  Mittel  einzusetzen.  Die  kulturelle  Entfrem- 
dung wird  nicht  zu  überwinden  sein,  ohne  daß  wir  uns  kulturellen  Einfluß  zunutze 
machen.  In  diesem  Zusammenhang  diskutierten  wir  über  die  Anwendung  physi- 
scher Gewalt  zur  Befreiung  als  Gegenmittel  gegen  unterdrückerische  Gewaltan- 
wendung. Die  christliche  Tradition  gibt  auf  diese  Frage  keine  eindeutige  Antwort, 
denn  sie  rechtfertigt  weder  die  Gewaltanwendung,  noch  verwirft  sie  politische 
Macht.  Jesu  Gebot,  liebet  eure  Feinde,  setzt  Feindschaft  voraus.  Wir  sollen  unse- 
ren Feinden  aber  nicht  feindselig  begegnen,  sondern  sollen  sie  von  ihrer  Feind- 
schaft befreien  (Matth.  5,43-48).  Dieses  Gebot  untersagt  uns  brutale  Gewaltan- 
wendung und  rücksichtslose  Mißachtung  des  Lebens.  In  den  Fällen  institutionali- 
sierter Gewaltanwendung,  struktureller  Ungerechtigkeit  und  legalisierter  Unmoral 
schließt  Liebe  indessen  auch  das  Recht  auf  Widerstand  und  die  Pflicht,  „der  Ty- 
rannei entgegenzutreten"  (Schottisches  Bekenntnis),  unter  verantwortlicher  Wahl 
der  uns  zu  Gebote  stehenden  Möglichkeiten,  ein.  Demnach  können  wir  um  der 
Liebe  willen  auch  schuldig  werden,  wir  dürfen  aber  auf  die  Vergebung  der 
Schuld  bauen.  Realistisches  Erlösungswerk  ereignet  sich  in  der  Konfrontation, 
immer  und  überall  aber  steht  sie  unter  der  Versöhnung  mit  Gott. 

Quelle:  Heil  der  Welt  heute.  Ende  oder  Beginn  der  Weltmission?  Dokumente  der  Weltmis- 
sionskonferenz Bangkok  1973,  herausgegeben  im  Namen  des  ÖRK  von  Philip  A.  Potter, 
Stuttgart/Benin  1973,  S. 197-199 
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25      Globale  soziale  Gerechtigkeit  in  einem  technologischen  Zeitalter 

Weltkonferenz  über  Wissenschaft  und  Technologie  für  eine  menschliche  Entwick- 
lung, Bukarest  1974 

In  dem  folgenden  Bericht  der  Bukarester  Konferenz  von  Church  and  Society,  UIM  und 
CCPD  wird  die  Frage  nach  einem  neuen  Konzept  sozialer  Gerechtigkeit  im  Horizont  der  Ent- 
wicklungsproblematik diskutiert.  Deutlich  wird  die  Erweiterung  des  Gerechtigkeitsverständnis- 
ses, das  über  die  Dimension  der  Verteilungsgerechtigkeit  hinaus  geöffnet  wird  für  die  Di- 
mensionen der  intergenerationellen  und  der  ökologischen  Gerechtigkeit  sowie  der  politisch- 
ökonomischen Grundrechte  auf  Teilhabe  an  den  Bereichen  von  Produktion  und  Technologie- 
einsatz. 


/.  Gerechtigkeit  und  Technologie  in  christlicher  Perspektive 

Wissenschaft  und  Technologie  sind  Zeugen  und  Verwirklichungsformen  von  eini- 
gen der  hervorragendsten  Gaben  und  Fähigkeiten  intelligenter  menschlicher 
Bemächtigung  der  Natur,  wie  sie  uns  von  Gott  mit  der  Schöpfung  anvertraut 
wurde.  Männer  und  Frauen  sind  vor  Gott  verantwortlich  für  ihre  angemessene 
Anwendung  und  Erfindung.  Weil  wir  aber  ehrgeizige,  habgierige,  stolze,  kurzge- 
sagt  mit  Sünde  beladene  Menschen  sind,  lassen  wir  uns  beim  Gebrauch  der  wis- 
senschaftlichen und  technologischen  Machtmöglichkeiten  zu  häufig  von  gewalt- 
tätigen und  destruktiven  Antrieben  leiten  und  mißbrauchen  die  Schöpfung  und 
andere  Menschen.  Doch  uns  ist  in  Christus  eine  neue  Verheißung  gegeben,  die 
Möglichkeit  der  Transformation  hin  zu  einer  Erneuerung  unseres  Daseins  in 
Liebe,  so  daß  wir  auch  die  technologischen  Möglichkeiten  in  einer  anderen 
Weise  gebrauchen  können,  eingebunden  in  eine  umfassende  Sorge  vor  Gott  für 
das  Wohl  unserer  Mitmenschen,  der  Gesellschaft  und  der  Welt,  in  der  wir  leben. 
Die  Humanisierung  der  Technologie  hängt  von  der  Humanisierung  der  Men- 
schen selbst  ab.  (...) 

Wir  stehen  vor  der  Aufgabe,  die  Königsherrschaft  Christi  in  eine  Welt  hinein  zu 
übersetzen,  in  der  die  wissenschaftlich  fundierte  Technologie  die  Möglichkeiten 
der  Menschheit  zu  dienen  erheblich  ausgeweitet  hat,  in  der  aber  gleichzeitig 
akute  Probleme  bezüglich  ihres  Mißbrauches  und  einer  neu  hervortretenden  so- 
zialen Ungerechtigkeit  aufgetreten  sind.  Die  Disparitäten  zwischen  reich  und  arm 
nehmen  zu.  Reiche  Länder  haben  ihre  eigenen  Probleme  im  Blick  auf  Unge- 
rechtigkeit. Ihr  Selbstbewußtsein  ist  erschüttert  worden  durch  die  Ölkrise  und 
wachsende  Anzeichen  möglicher  Gefahren  der  Umweltverschmutzung  und  des 
Abfalls.  Sie  stehen  vor  der  Versuchung,  kurzsichtig  darauf  zu  reagieren  und  dabei 
die  Völker  Asiens,  Afrikas  und  Lateinamerikas  zu  vergessen.  Einige  grundlegende 
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Elemente  unserer  natürlichen  Umwelt  -  wie  Wasser,  Land  und  die  Atmosphäre  - 
können  nicht  mehr  als  selbstverständlich  vorausgesetzt  angesehen  werden,  son- 
dern müssen  zum  Gegenstand  der  Verantwortung  vor  Gott  für  gegenwärtige  und 
zukünftige  Generationen  werden.  Die  uralte  Frage  nach  der  Verteilungsgerech- 
tigkeit wird  gegenwärtig  in  neuer  Form  relevant. 

In  den  reichen  Ländern  ist  das  Bewußtsein  dieser  Zusammenhänge  beschränkt 
auf  einige  Sektoren  in  der  Gesellschaft,  und  das  Bewußtsein  hat  auch  noch  nicht 
dazu  ausgereicht,  Mechanismen  zu  schaffen,  mittels  derer  die  Eigenständigkeit 
in  Entwicklungsländern  gefördert  werden  könnte.  Ihre  Abhängigkeit  hat  sogar  zu- 
genommen. Die  Völker  in  Asien,  Afrika  und  Lateinamerika  beginnen  jetzt,  Ent- 
wicklungshilfe zurückzuweisen  und  versuchen,  ihre  Lage  als  Länder  in  der  Situa- 
tion abhängiger  Beherrschung  selbst  in  den  Griff  zu  bekommen.  Sie  werden  zu- 
nehmend ungeduldig  in  einer  Situation,  die  immer  unerträglicher  wird.  Befrei- 
ung ist  für  sie  mehr  als  ein  Wort,  es  ist  eine  Herausforderung  zur  Bewegung,  ein 
Ziel,  das  erreicht  werden  soll.  Was  kann  daher  heute  über  die  Gestalt  der  Gerech- 
tigkeit für  unser  Zeitalter  im  Licht  unserer  Glaubensgrundlagen  ausgesagt  wer- 
den? Wir  möchten  folgendes  anbieten: 

-  Zunächst,  Gerechtigkeit  nach  christlichem  Verständnis  war  nie  einfach  be- 
schränkt auf  Herstellung  eines  Gleichgewichts  von  Rechten  und  Besitztümern. 
Sie  konnte  nie  einfach  auf  abstrakte  Gleichheit  reduziert  werden,  obgleich  ihr 
die  Gleichheit  von  freien  Menschen  vor  Gott  zugrundeliegt.  Vielmehr  enthält  Ge- 
rechtigkeit die  Option  Gottes  für  die  Armenfür  die  Schwachen,  für  die  Benachtei- 
ligten, für  die  Befreiung  der  Unterdrückten  und  die  Erfüllung  der  Sehnsucht  der- 
jenigen, die  der  Ungerechtigkeit  unterworfen  sind  und  von  einem  erfüllten  Leben 
in  der  menschlichen  Gemeinschaft  mit  Hoffnung  und  Mitverantwortung  ausge- 
schlossen sind.  Gott  ist  es,  der  ihnen  Recht  zukommen  läßt,  der  ihre  Lebensbe- 
dingungen verwandelt  und  ihnen  menschliche  Würde  schenkt. 

-  Das  oben  gesagte  impliziert  nun  zweitens  einen  verantwortlichen  Gebrauch  von 
technologischer  Macht  und  Produktionsmitteln.  Die  Armen  dieser  Welt  haben  ein 
Grundrecht  auf  Teilhabe  an  einer  menschenwürdigen  Versorgung  mit  Nahrung, 
Kleidung  und  Wohnraum.  Doch  bedeutet  dieses  Grundrecht  noch  mehr,  ohne 
daß  selbst  diese  elementaren  Lebensmittel  nur  versklavend  wären.  Es  bedeutet, 
daß  der  Kampf  der  Armen  um  Gerechtigkeit  und  Freiheit  unterstützt  werden 
sollte,  weil  hierdurch  die  Armen  zu  einer  freien  und  verantwortlichen  Partizipa- 
tion am  gesellschaftlichen  Leben  Zugang  finden.  Dadurch  bekommen  sie  auch 
Anteil  an  der  rechten  Haushalterschaft  der  Technologie  und  der  Produktion.  Got- 
tes Gerechtigkeit  zu  dienen  bedeutet,  seine  Gaben  im  Bezug  auf  Macht  und  der 
Fähigkeit,  Wohlstand  zu  vermehren,  recht  einzusetzen. 

-  Zum  dritten  enthält  ein  christliches  Gerechtigkeitsverständnis  aber  auch  eine 
Unterordnung  materiellen  Reichtums  unter  die  Qualität  einer  menschlichen  Ge- 
meinschaft. Eine  doppelte  Grenze  wird  damit  für  die  Menschheit  aufgerichtet: 
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materielle  Dinge  und  der  andere  Mensch.  Es  ist  nirgendwo  verheißen,  daß  der 
Mensch  in  seinen  materiellen  Besitzverhaltnissen  sicher  sein  soll  gegenüber  Be- 
drohungen und  Ansprüchen  von  anderen  Menschen.  Einige  der  stärksten  Ge- 
richtsandrohungen im  Neuen  Testament  beziehen  sich  auf  diejenigen,  die  ihr 
Vertrauen  auf  ihre  eigenen  Güter  und  Reichtümer  setzen.  Reichtum  ist  eine  Ver- 
suchung, weil  er  den  Menschen  in  Versuchung  führt,  auf  seine  eigene  Macht  zu 
vertrauen  und  darüber  die  Ansprüche  seines  Mitmenschen  zu  vergessen.  Die 
Verheißung  eines  neuen  Lebens  in  Jesus  Christus  besteht  auch  in  der  Verwand- 
lung materieller  Güter  in  neue  Dimensionen  zwischenmenschlicher  Beziehun- 
gen. Gottes  Verheißung  für  das  Zusammenleben  richtet  sich  auf  solche  Modelle 
wirtschaftlichen  Lebens,  in  denen  in  Fällen  wirtschaftlicher  Entscheidungsfragen 
das  Allgemeinwohl  vor  individuellen  Interessen  den  Vorrang  erhält  und  die  Qua- 
lität des  zwischenmenschlichen  Miteinanderlebens  den  Primat  vor  einer  bloßen 
Steigerung  des  materiellen  Konsums.  Auf  Grund  dieser  Verheißung  -  und  als  Zei- 
chen dafür  -  sind  die  Christen  und  die  Kirchen  gerufen,  an  der  Auseinanderset- 
zung um  die  bestmögliche  Kontrolle  der  Mittel  der  Macht  auf  politischer,  wirt- 
schaftlicher und  technologischer  Ebene  teilzunehmen  und  ihren  Einsatz  für 
menschenwürdige  Zwecke  zu  fördern,  soweit  dies  die  sündhafte  menschliche 
Realität  möglich  macht. 

-  In  einer  vierten  Hinsicht  hat  sich  die  Gerechtigkeit  nach  christlichem  Verständ- 
nis immer  auch  auf  das  Gericht  und  die  Gnade  Gottes  bezogen,  die  uns  zu  Um- 
kehr und  zu  einer  Einsicht  in  die  Folgen  unseres  Handelns  bewegen  wollen.  Es  ist 
an  keine  bestimmte  Zivilisation,  Nation  oder  Volksbewegung  die  Verheißung  er- 
gangen, daß  sie  erlöst  und  gerettet  werden  wird.  Wir  können  mit  Sicherheit  davon 
ausgehen,  daß  Gott  seine  Hände  auch  bei  dem  Gericht,  das  uns  überkommen 
wird,  im  Spiel  hat,  wenn  wir  keine  Möglichkeiten  finden,  die  Habgier  der  techno- 
logisch entwickelten  Länder  zu  zügeln  und  den  Armen  Gerechtigkeit  zu  sichern. 
Die  Kirche  ist  dazu  gerufen,  die  Zeichen  der  Zeit  zu  interpretieren  -  Nahrungsmit- 
telknappheit, Umweltverschmutzung,  die  furchtbare  Lage  der  armen  Nationen, 
die  technologische  und  wissenschaftliche  Macht  und  Errungenschaften  -  als  Zei- 
chen des  Gerichtes  und  der  Gnade  Gottes. 

-  Fünftens  haben  wissenschaftliche  Erfindungskraft  und  technologische  Innova- 
tion auch  ein  übersteigertes  Vertrauen  in  die  menschliche  Macht  gezüchtet. 
Gleichzeitig  haben  sie  aber  auch  von  einer  kosmischen  Dimension  der  Verhei- 
ßung Gottes  Zeugnis  gegeben,  die  im  Zeugnis  der  Schrift  vom  Evangelium  Chri- 
sti enthalten  ist.  "Die  ganze  Schöpfung  seufzt  und  wartet  auf  die  Offenbarung  des 
Sohnes  Gottes"  (Rom  8,19)  und  die  Schöpfung  wird  versöhnt  werden  in  Christus, 
welcher  das  Haupt  der  Kirche  ist  (Kol  1,18-20).  Die  Schöpfung  ist  nicht  statisch. 
Gott  bestimmt  ihre  Grenzen,  aber  öffnet  auch  neue  Horizonte,  in  denen  wir  leben 
können.  In  unserem  Streben  nach  Gerechtigkeit  inmitten  einer  Zeit,  in  der  wir  uns 
unserer  eigenen  Gefahren,  Grenzen  und  Möglichkeiten  neu  bewußt  geworden 
sind,  dürfen  wir  dieses  nicht  vergessen.  Wer  weiß  schon,  ob  unsere  wissenschaft- 
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lich-technische  Welt  eines  Tages  so  reagieren  wird  wie  Ninive  auf  den  Propheten 
Jona  oder  wie  Babylon  auf  den  Propheten  Daniel? 

//.  Zur  Rolle  der  Kirchen 

Die  Kirchen  sind  Teil  der  gegenwärtigen  Weltgesellschaft  und  teilen  auch  eine 
Verantwortung  für  die  weltweite  soziale  Ungerechtigkeit  und  die  Entwicklung  ei- 
ner Form  von  Wissenschaft  und  Technologie,  die  dazu  beiträgt,  diese  Gerechtig- 
keit zu  befördern  oder  sie  zu  verhindern: 

-  Die  "traditionelle  Weisheit"  der  Theologie  hat  viel  zu  oft  eine  Trennung  der 
Realität  in  persönliche  und  gesellschaftliche,  spirituelle  und  materielle,  religiöse 
und  säkulare  Lebensbereiche  vorgenommen.  Der  Rückzug  des  Glaubens  in  den 
persönlichen,  spirituellen  und  religiösen  Bereich  hat  es  Wissenschaft  und  Tech- 
nologie leicht  gemacht,  sich  ohne  den  Referenzrahmen  der  ganzheitlichen 
menschlichen  Lebensbedingungen  zu  entwickeln.  Oft  wurde  sogar  angenom- 
men, daß  Wissenschaft  und  Technologie  in  sich  fixen  Naturgesetzen  folgen  wür- 
den, zu  denen  Kirche  und  Theologie  nichts  zu  sagen  hätten. 

-  Die  zu  ausschließliche  Aufmerksamkeit  der  Kirchen  auf  den  Bereich  der  indivi- 
duellen, inneren  Werte  trägt  eine  große  Mitverantwortung  für  die  "strukturelle  Be- 
gierde" (organized  concupiscence;  Hg.)  der  reichen  Länder,  die  von  wissen- 
schaftlich fundierter  Technologie  geprägt  sind.  Das  liberale  Verständnis  der  Frei- 
heit als  Selbstregulierungsprinzip  menschlicher  Angelegenheiten  ist  noch  nicht 
ausreichend  durch  ein  beliebtes  christliches  Verständnis  von  Freiheit  herausge- 
fordert worden.  Ohne  Gerechtigkeit  wird  Freiheit  zu  purer  Willkür  und  ohne  Frei- 
heit verkommt  Gerechtigkeit  zur  Tyrannei. 

Die  Kirchen  haben  deshalb  eine  vorrangige  Aufgabe  darin,  einen  alternativen 
Werterahmen  zu  entwickeln  und  zu  leben,  der  zu  einem  Lebensstil  beitragen 
kann,  der  so  wenig  wie  möglich  auf  Kosten  der  Menschen  geht. 
Obgleich  die  Kirchen  in  einer  großen  Vielfalt  von  sozio-politischen  Kontexten 
und  unter  sehr  verschiedenen  sozialen  und  organisatorischen  Rahmenbedingun- 
gen existieren,  sind  sie  doch  alle  gleichzeitig  und  in  derselben  Weise  mit  einem 
globalen  ökonomischen  System  der  Weltwirtschaft  konfrontiert,  das  wesentlich 
durch  wissenschaftlich  fundierte  Technologie  geprägt  wird.  Der  Rahmen  kirchli- 
chen Handelns  ist  deshalb  sowohl  global  als  auch  kontinental,  regional  und  lo- 
kal. Es  gibt  deshalb  einen  großen  Bedarf  für  mehr  Koordination  und  strategische 
Kooperation  des  kirchlichen  Handelns  auf  den  verschiedenen  Ebenen.  Vor  allem 
sollten  die  Kirchen  der  komplexen  Frage  der  Organisation  der  Entscheidungspro- 
zesse  im  Bereich  von  Wissenschaft  und  Technologie  und  ihrer  Auswirkungen  auf 
soziale  Gerechtigkeit  Aufmerksamkeit  schenken,  sowohl  innerhalb  des  nationalen 
Rahmens  als  auch  zwischen  verschiedenen  Ländern.  Es  besteht  ein  Bedarf  für 
die  Entwicklung  von  sozialen  Mechanismen,  die  für  die  Weiterentwicklung   von 
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Wissenschaft  und  Technologie  eine  Rückbindung  an  die  Ziele  der  sozialen  Ge- 
rechtigkeit auf  allen  diesen  Ebenen  ermöglichen. 

Quelle:  Science  and  Technology  for  Human  Development.  The  Ambiguous  Future  and  the 
Christian  Hope,  Bucharest  June  24-July  2,  1974;  in:  Anticipation  No.  19,  November  1974, 
p.4ff;  hier  p.  241  (eigene  Übersetzung)  -  engl.  Berichtstext  auch  in:  Study  Encounter  Vol.X, 
No.4,  1974,  Dokument  Nr.SE  69. 


26      Strukturen  der  Ungerechtigkeit  und  der  Kampf  um  Befreiung 

Sektion  V  der   fünften  Vollversammlung,  Nairobi  1975 

Der  Bericht  von  Sektion  V  von  Nairobi  spiegelt  den  Einfluß  der  Befreiungstheologie  auf  das 
Gerechtigkeitsverständnis  wider.  Es  geht  nicht  einfach  nur  um  gerechte  Verteilung  von  Gü- 
tern, sondern  um  einen  Befreiungskampf  gegen  Strukturen  von  Ungerechtigkeit.  Anders  als 
in  früheren  Texten  wird  die  Kontextualisierung  und  Ausdifferenzierung  des  Verständnisses 
von  Gerechtigkeit  spürbar.  Über  die  politisch-ökonomische  Dimension  hinaus  werden  die  so- 
zio-kulturellen  Dimensionen  (Rassismus)  und  die  „gender"-spezifischen  Dimensionen 
(Sexismus)  von  Gerechtigkeit  erkennbar. 

Präambel 

1.  Strukturen  der  Ungerechtigkeit  und  der  Kampf  um  Befreiung  stellen  heute  für 
die  Kirche  eine  starke  Herausforderung  dar.  In  dem  Bemühen,  ihr  zu  begegnen, 
hat  die  Kirche  keine  andere  Grundlage,  auf  der  sie  steht,  als  Jesus  Christus.  Von 
ihm  hat  sie  ihren  Auftrag  empfangen:  die  Wahrheit  zu  bezeugen,  die  richtet,  und 
die  gute  Nachricht  zu  verkündigen,  die  Freiheit  und  Erlösung  bringt.  Wenn  die 
Kirche  ihren  besonderen  Platz  im  heutigen  Kampf  um  soziale  Gerechtigkeit  und 
menschliche  Befreiung  sucht,  muß  sie  beständig  von  ihrem  göttlichen  Auftrag 
geleitet  werden. 

2.  Immer  wenn  ein  Christ  sich  mit  Strukturen  der  Ungerechtigkeit  konfrontiert  sieht 
und  am  Kampf  um  Befreiung  teilnimmt,  muß  er  oder  sie  den  Zugriff  zerstöreri- 
scher Kräfte  erfahren,  die  in  der  ganzen  menschlichen  Familie  wirken.  Solche 
Kräfte  geben  ein  Gefühl  für  die  „Fürstentümer  und  Gewalten",  von  denen  Paulus 
sprach. 

3.  Das  Evangelium  bringt  uns  die  Botschaft  von  Gottes  vollkommener  Identität 
mit  der  Menschheit,  die  unter  der  Sünde  und  anderen  zerstörenden  Kräften  lei- 
det. Gottes  eigene  Solidarität  mit  den  Menschen  ist  in  der  Wirklichkeit  des 
Knechtes  Jesus  Christus  ausgedrückt,  der  sich  selbst  erniedrigt  und  Menschenge- 
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stait  annahm  und  in  Armut  geboren  wurde  und  den  Weg  der  Verachtung  wählte 
und  am  Kreuz  den  Tod  erlitt.  Das  stellvertretende  Leiden  Christi  ist  die  vornehm- 
ste Bekundung  der  göttlichen  Liebe.  Gott  nahm  in  Jesus  Christus  die  ganze  Last 
menschlicher  Sünde  und  Schwäche  auf  sich. 

4.  Gott  ruft  seine  Kirche,  eine  Gemeinschaft  von  erlösten  Sündern,  Christus  auf 
seinem  Weg  zu  folgen  und  der  Sache  der  Armen,  Unterdrückten  und  Verachteten 
verpflichtet,  die  Liebe  Gottes  durch  das  Wort  und  das  ganze  Leben^ajjszudrücken 
und  das  Kreuz  anzunehmen. 

5.  Der  Sinn  menschlichen  Leidens  an  sich  ist  zweideutig.  Es  ist  ein  Ausdruck  des 
Bösen,  das  die  Menschheit  quält,  aber  es  öffnet  uns  auch  dem  erlösenden  Han- 
deln Gottes.  Im  Leiden  für  die  Sache  der  Gerechtigkeit  und  für  das  Evangelium 
kann  die  Kirche  am  stellvertretenden  Leiden  Christi  selbst  teilnehmen. 

6.  Gibt  es  in  unsren  Kirchen  heute  die  Bereitschaft  zu  leiden?  Oder  dienen  un- 
sere kirchlichen  Strukturen  eigenem  Schutz  und  eigener  Sicherheit  und  sind  zu 
Schranken  geworden,  die  uns  von  unserem  gemeinsamen  Leiden  in  Gehorsam 
gegenüber  Christus  und  der  Aufnahme  und  dem  Ausdruck  der  erlösenden  Liebe 
Gottes  abhalten? 

7.  Christen,  die  gemeinsam  für  Gerechtigkeit  und  Befreiung  leiden,  erfahren  eine 
tiefe  Gemeinschaft  miteinander  und  mit  Christus.  Diese  Gemeinschaft  geht  über 
die  Unterschiede  der  Ideologie,  der  Klasse  und  der  christlichen  Tradition  hinaus. 
Sie  wird  von  der  Macht  der  Vergebung  und  der  Liebe  zusammengehalten.  Sie 
spiegelt  das  Leben  der  letzten  Gemeinschaft  des  dreifaltigen  Gottes,  und  der 
Ausdruck  ihrer  tiefsten  Solidarität  mit  der  leidenden  und  sündigen  Menschheit  ist 
die  gemeinsame  Eucharistie. 

8.  Leiden  ist  jedoch  nicht  das  Ziel;  hinter  dem  Kreuz  steht  die  Auferstehung. 
Christus  hat  die  Macht  von  Sünde  und  Tod  überwunden  und  die  Fesseln  der 
„Fürstentümer  und  Gewalten"  zerbrochen,  die  heute  sich  selbst  verstärken  und 
sich  der  Kontrolle  der  entsprechenden  Personen  zu  entziehen  scheinen.  Der 
Sieg  Christi  bringt  eine  greifbare  und  vertiefte  Hoffnung  für  diejenigen,  die  ge- 
gen Unterdrückung  und  Herrschaft  im  Kampf  stehen.  Darüber  hinaus  verspricht 
dieser  Sieg,  daß  der  Teufelskreis  gebrochen  wird,  in  dem  Ungerechtigkeit  neue 
Ungerechtigkeit  und  eine  Form  der  Unterdrückung  einer  anderen  Platz  macht. 

9.  Wir  erkennen,  daß  jene,  die  die  Mechanismen  der  Unterdrückung  kontrollieren, 
letztlich  von  den  Menschen,  die  sie  unterdrücken,  abhängen  und  wie  sie  der  Be- 
freiung und  Gottes  vergebender  Liebe  bedürfen.  Es  ist  jedoch  viel  wahrscheinli- 
cher, daß  der  Wille  und  die  Kraft,  die  Unterdrückung  zu  beenden,  in  dieser  gefal- 
lenen Welt  von  denen  ausgeht,  die  unter  der  Unterdrückung  leiden,  als  von  den 
privilegierten  Menschen,  Völker  und  Staaten. 
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10.  Strukturen  der  Ungerechtigkeit  und  der  Kampf  um  Befreiung  können  nicht 
voneinander  getrennt  werden;  um  jedoch  nach  allgemeineren  Überlegungen 
spezifische  Fragen  zu  behandeln,  haben  wir  unseren  Bericht  in  die  drei  Haupt- 
sektionen Menschenrechte,  Sexismus  und  Rassismus  aufgeteilt. 

Quelle:  Bericht  aus  Nairobi  1975.  Offizieller  Bericht  der  Fünften  Vollversammlung  des  ÖRK, 
23.  November  bis  10.  Dezember  1975  in  Nairobi/Kenia,  hg.v.  Hanfried  Krüger/Walter  Müller- 
Römheld,  Frankfurt/M.  2.  Aufl.  1976,  S. 74-76 


27  Die  Grundlagen  einer  gerechten,  partizipatorischen  und  verantwortbaren 
Gesellschaft  (JPSS) 

Zentralausschuß,  Kingston  1979 

Die  Konzeption  der  gerechten,  partizipatorischen  und  verantwortbaren  Gesellschaft  (JPSS) 
ist  das  zweite  sozialethische  Leitkonzept  ökumenischen  Sozialdenkens  in  der  Nachkriegszeit. 
Es  löst  das  Konzept  der  „verantwortlichen  Gesellschaft"  ab  und  entwickelt  das  Gerechtig- 
keitsverständnis unter  den  Voraussetzungen  des  Scheiterns  der  ersten  Entwicklungsdekade 
und  der  ökologischen  Grenzen  des  Wachstums  weiter.  Aufbauend  auf  den  Ausführungen 
zum  theologischen  Verständnis  des  Reiches  Gottes  in  der  Sozialethik  wendet  sich  der  19- 
seitige  Bericht  den  leitenden  Kategorien  der  Gerechtigkeit,  der  Partizipation  und  der  Verant- 
wortbarkeit  (sustainability)  in  einer  Gesellschaft  zu  (vgl.  dazu  auch  den  in  Kapitel  II  Theologi- 
sche und  methodologische  Grundfragen  in  dem  Text  Nr.  14  dokumentierten  unmittelbar  vor- 
angehenden Auszug). 


///.  Das  Ziel:  Gerechtigkeit  in  der  Gesellschaft 

2.  Gerechtigkeit,  eine  messianische  Kategorie 

Das  messianische  Reich  Gottes  ist  die  Erfüllung  der  Verheißung  eines  neuen 
Himmels  und  einer  neuen  Erde,  „in  welchen  Gerechtigkeit  wohnt"  (2.  Petr.  3,13), 
und  die  Erfüllung  der  Hoffnung  derer,  „die  da  hungern  und  dürsten  nach  der  Ge- 
rechtigkeit" (Mt.  5,6).  Das  Reich  Gottes  ist  „nicht  Essen  und  Trinken,  sondern  Ge- 
rechtigkeit und  Friede  und  Freude  in  dem  heiligen  Geist"  (Rom.  14,17). 

Gerechtigkeit  ist  deshalb  eine  messianische  Kategorie.  Sie  umfaßt  Gottes  Ge- 
rechtigkeit und  Treue  wie  auch  seinen  Willen  für  eine  rechte  Ordnung  der 
menschlichen  Gemeinschaft.  Jesus  verkündigt  die  Rechtfertigung  des  bußferti- 
gen Sünders  vor  Gott  und  Gerechtigkeit  in  der  Gesellschaft.  Gerechtigkeit  wird 
zur  Bestrafung  und  zu  prophetischem  Gericht  wie  auch  zum  Erbarmen  mit  den 
Schuldigen   und  zur  Freilassung  der  Gefangenen,  zur  Befreiung  der  Unterdrück- 
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ten.  Gerechtigkeit  ist  die  geschichtliche,  vorletzte  Verkörperung  der  Liebe.  Beide 
können  nicht  voneinander  getrennt  werden.  Es  ist  eine  Verhöhnung  des  bibli- 
schen Zeugnisses,  zur  Liebe  aufzurufen  und  gleichzeitig  Gerechtigkeit  zu  ver- 
weigern. Die  eschatologische  Wirklichkeit  des  Reiches  Gottes  ist  die  Verwirkli- 
chung von  Liebe  in  Gerechtigkeit.  Die  unauflösliche  Verbindung  von  Gerechtig- 
keit und  Liebe  findet  ihren  dramatischen  Ausdruck  im  Kreuz  und  in  der  Auferste- 
hung Jesu  Christi. 

Das  Verlangen  nach  Gerechtigkeit  ist  heute  die  zentrale  Motivierung  für  das  Rin- 
gen der  Menschen  in  der  ganzen  Welt.  Welchen  Bezug  hat  Gerechtigkeit  als 
messianische  Kategorie  zu  den  geschichtlichen  Bemühungen  um  Gerechtigkeit 
heute?  Die  Christen  haben  hierauf  noch  keine  eindeutige  und  einheitliche  Ant- 
wort gefunden.  Die  vorstehenden  Behauptungen  müssen  im  gemeinsamen  Dia- 
log und  in  der  Praxis  des  Kampfes  um  Gerechtigkeit  in  der  Gesellschaft  verifiziert 
werden.  In  diesem  Zusammenhang  ist  es  wichtig,  an  die  volle  biblische  Bedeu- 
tung der  Suche  nach  Gerechtigkeit  zu  erinnern:  die  Versuche,  der  Unterdrückung 
zu  entkommen,  wie  sie  in  der  Exodusgeschichte  geschildert  werden;  die  Verwirk- 
lichung persönlicher  und  kollektiver  Sicherheit  durch  die  Einrichtung  und  Vertei- 
digung der  Lebensordnung  des  Volkes  Israel;  das  Gericht  kommt;  Gottes  Verge- 
bung und  Treue,  die  sich  in  der  Rückkehr  aus  dem  Exil  und  in  der  Wiedereinset- 
zung des  Volkes  manifestiert.  In  diesem  biblischen  wie  auch  im  menschlichen 
Kontext  ist  Gerechtigkeit  das  Kriterium  für  die  Beziehung  des  einzelnen  und  der 
Gemeinschaft  zu  Gott.  Gerechtigkeit  ist  die  Gabe,  sich  selbst  verwirklichen  zu 
können,  ohne  egozentrische  Gleichgültigkeit  oder  entfremdende  Abhängigkeit. 
Die  Verwirklichung  der  Gerechtigkeit  ist  die  den  Menschen  übertragene  ge- 
schichtliche Aufgabe  und  die  eschatologische  Erfüllung  Gottes  in  seiner  Gerech- 
tigkeit. Gerechtigkeit  muß  von  Gott  empfangen  werden,  gleichzeitig  aber  auch 
von  uns  verwirklicht  und  verbreitet  werden.  So  verstanden  ist  Gerechtigkeit  sowohl 
eine  Gabe  als  auch  eine  Aufgabe;  ihr  Ziel  ist  ein  Wandel  in  unseren  Herzen, 
aber  auch  die  Veränderung  von  Strukturen. 

Gerechtigkeit  ist  das  Hauptmerkmal  der  neuen  Gesellschaft,  für  die  sich  die  Chris- 
ten zusammen  mit  Menschen  anderer  Glaubensrichtungen  und  Weltanschauun- 
gen einsetzen.  Wir  sind  nicht  die  einzigen,  die  sich  des  Gerechtigkeitsproblems 
bewußt  sind,  doch  vertrauen  wir  darauf,  daß  uns  unser  Glaube  helfen  möge,  Ge- 
rechtigkeit nicht  mit  unseren  persönlichen,  kollektiven,  nationalen  oder  gesell- 
schaftlichen Eigeninteressen  zu  verwechseln.  Und  wir  glauben  ferner,  daß  uns 
die  Hoffnung  hilft,  in  diesem  fortwährenden  Kampf  nicht  zu  resignieren.  Gerech- 
tigkeit fordert  alle  zur  aktiven  Beteiligung  auf. 

3.  Partizipation 

Es  ist  heute  nicht  mehr  von  der  Hand  zu  weisen,  daß  Partizipation  die  absolute 
Voraussetzung  für  die  uneingeschränkte  Verwirklichung  von  sozialer  Gerechtig- 
keit ist.  Diejenigen,   die  Besitz  und  Macht  haben,  dürfen  die,  die  von  ihnen   ab- 
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hängen  und  von  ihren  Handlungen  und  Entscheidungen  betroffen  sind,  nicht  als 
reine  Befehlsempfanger  behandeln,  von  denen  man  erwartet,  daß  sie  die  Pläne 
und  Entscheidungen,  die  an  den  Verhandlungstischen  von  Regierung  und  Indu- 
strie für  sie  vorbereitet  werden,  widerspruchslos  ausführen.  Partizipation  setzt  die 
Anerkennung  der  Tatsache  voraus,  daß  jeder  das  Recht  hat,  gehört  und  berück- 
sichtigt zu  werden,  gleichgültig,  welchen  politischen,  wirtschaftlichen  oder  sozia- 
len Status  er  in  seiner  Gesellschaft  innehat.  Jeder  muß  -  gebend  wie  auch  neh- 
mend -  an  den  Planungs-  und  EntScheidungsprozessen  beteiligt  werden.  Partizi- 
pation heißt,  daß  jeder  die  Formulierung  bzw.  Veränderung  politischer  Konzepte 
selbst  in  die  Hand  nimmt  und  an  deren  Verwirklichung  unmittelbar  beteiligt  ist. 

Die  Forderung  nach  uneingeschränkter  Partizipation  gilt  nicht  zuletzt  auch  für 
die  Kirchen,  und  zwar  Partizipation  im  kirchlichen  Leben  und  in  den  kirchlichen 
Strukturen,  angefangen  beim  Gottesdienst  bis  hin  zur  täglichen  „Liturgie"  des 
Dienstes  am  Nächsten.  Die  Kirche  muß  eine  partizipatorische  Gemeinschaft  sein, 
die  allen  -  Männern  und  Frauen,  Alten  und  Jungen,  Schwachen  und  Starken  so- 
wie Geistlichen  und  Laien  -  die  Möglichkeit  gibt,  ein  jeder  nach  seinen  Talenten 
am  gemeinschaftlichen  Leben  teilzuhaben,  darin  mitzubestimmen  und  dazu 
beizutragen. 

Ein  gutes  Beispiel  für  eine  solche  Partizipation  ist  in  der  symbolischen  Definition 
des  Zusammenwirkens  der  verschiedenen  Teile  des  Leibes  enthalten  (1.  Kor. 
12,14  und  27): 

„Auch  der  Körper  besteht  ja  nicht  aus  einem,  sondern  aus  vielen  Gliedern  ...  Da- 
mit will  ich  folgendes  sagen:  Alle  zusammen  seid  ihr  der  eine  Leib  Christi  und 
jeder  von  euch  ist  ein  selbständiger  und  notwendiger  Teil  die  Leibes."  (frei  nach: 
The  Living  Bible) 

Diese  Partizipation  muß  für  alle  Lebensbereiche  gelten:  im  politischen 
(uneingeschränkte  Ausübung  der  politischen  Rechte),  wirtschaftlichen,  sozialen 
und  kulturellen  Bereich. 

Eine  Gesellschaft  ist  nur  dann  gerecht,  wenn  ihre  Mitglieder  als  Subjekte  behan- 
delt werden,  die  aus  eigener  Kraft  ihre  politische,  soziale  und  natürliche  Umwelt 
verändern  können  und  fähig  sind,  gleichberechtigte  Beziehungen  untereinander 
aufzubauen  und  zu  erhalten.  Somit  ist  die  Respektierung  der  -  individuellen  und 
kollektiven  -  Grundrechte  der  Menschen  eine  der  wesentlichsten  Voraussetzun- 
gen für  eine  gerechte  Gesellschaft.  Mitunter  wird  behauptet,  wir  stünden  vor  ei- 
nem Dilemma  und  es  gäbe  nur  die  Alternative  sozialer  Gerechtigkeit  im  Sinne 
von  prinzipieller  Gleichheit  auf  der  einen  und  echter  Wahrung  individueller  und 
kollektiver  Rechte  im  Sinne  von  Partizipation  des  Volkes  auf  der  anderen  Seite. 
Aus  messianischer  Sicht  ist  Partizipation  eine  wesentliche  Ausdrucksform  für 
wahre  koinonia,  in  der  es  keine  Herrschaft  des  Menschen   über  den  Menschen 
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mehr  gibt,  sondern  sich  jeder  für  den  anderen  mitverantwortlich  fühlt.  Es  gibt  kein 
Dilemma  mehr,  sobald  man  den  Bezug  zum  Kampf  des  Volkes  hergestellt  hat. 

Nach  der  Lehre  des  Paulus  ist  Liebe  ein  normativer  Faktor  für  die  gleichberech- 
tigte Partizipation  im  Zusammenleben  der  Menschen  und  Nationen.  Die  Kraft  der 
Liebe  setzt  jeden  einzelnen  Teil  des  Leibes  in  den  Stand,  die  anderen,  glei- 
chermaßen unendlich  wertvollen  Teile  zu  respektieren,  damit  der  ganze  Leib  in 
vollkommener  Harmonie  zusammenwirken  kann  (1.  Kor.  13,1-4). 

4.  Verantwortbarkeit 

Die  Frage  der  Gerechtigkeit  und  der  Partizipation  wird  heute  durch  die  Probleme 
im  Zusammenhang  mit  der  Verantwortbarkeit  für  die  ganze  Erde  und  für  das  Le- 
ben eines  jeden  einzelnen  besonders  deutlich  in  den  Vordergrund  gerückt.  Das 
Konzept  der  Verantwortbarkeit  /  dauerhaften  Lebensfähigkeit  unserer  Gesellschaft 
ist  relativ  neu  in  der  ökumenischen  Debatte.  Es  steht  in  Bezug  zur  Diskussion  über 
die  Grenzen  des  Wachstums,  zum  wachsenden  Bewußtsein  von  dem  Zerstö- 
rungspotential auf  unserem  Planeten,  zur  unverantwortlichen  Belastung  der  Ar- 
men dieser  Welt  und  zum  Raubbau  mit  der  Natur.  Verantwortbarkeit  wird  in  der 
Bibel  durch  die  Treue  Gottes  zu  seinem  dauerhaften  Bund  zum  Ausdruck  ge- 
bracht. Gott  segnet  beständig  seine  Schöpfung,  bewahrt  sie  vor  Zerstörung  und 
geleitet  sie  zur  Fülle  des  Lebens.  Wir  haben  Gottes  Erde  als  ein  gemeinsames 
Erbe  empfangen,  nicht  als  das  Privileg  einiger  weniger  zur  Enttäuschung  und 
Verzweiflung  der  übrigen.  Wir  werden  uns  heute  mehr  und  mehr  der  Tatsache 
bewußt,  daß  die  Dauer  unserer  Gesellschaften  in  Frage  gestellt  ist,  wenn  die  Res- 
sourcen unserer  Erde  und  die  Produkte  der  Technik  auch  weiterhin  ungerecht 
verteilt  werden  und  wir  Medieninformationen,  Entscheidungsprozesse  sowie  Nut- 
zung und  Zugang  zu  den  Ressourcen  nicht  auf  eine  partizipatorische  Basis  stel- 
len. Verantwortbarkeit  steht  daher  in  enger  Beziehung  zu  dem  Bewußtsein  des 
Menschen  von  seiner  Zugehörigkeit  sowie  zu  seinem  Recht  auf  Arbeits-  und  Bil- 
dungsmöglichkeiten. Das  in  die  Zukunft  weisende  Konzept  der  Verantwortbar- 
keit/Dauerhaftigkeit  wird  mehr  und  mehr  zu  einem  Anliegen  für  unsere  eigene 
Generation.  Wir  wissen  inzwischen  mehr  über  die  Gefahren  rein  technokratischer 
Versuche,  eine  Zukunft  zu  verwalten,  die  letztlich  die  Kontrollmöglichkeiten  des 
Menschen  übersteigt.  Eine  auf  lange  Sicht  angestrebte  Verantwortbarkeit  bliebe 
jedoch  ein  abstraktes  Anliegen,  wenn  es  nicht  begleitet  wäre  von  der  Sorge  um 
das  Überleben  großer  Teile  der  Menschheit  heute.  Auch  hier  müssen  Gegenwart 
und  langfristige  Verantwortbarkeit  miteinander  verbunden  werden. 

Quelle:  Bericht  des  Beratungsausschusses  "Grundlagen  einer  gerechten,  partizipatorischen 
und  verantwortbaren  Gesellschaft",  Protokoll  der  31.  Tagung  des  ZA  des  ÖRK  in  Kingston 
(Jamaica),  Genf  1979;  deutsch  in:  epd-Dokumentation  7/79,  S. 39-42 
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28      Für  eine  mit  den  Armen  solidarische  Kirche 

CCPD-Studie,  Zentralausschuß  Genf  1980 

Der  Einsatz  für  soziale  Gerechtigkeit  forciert  nicht  eine  Kirche  "für"  die  Armen,  sondern  eine 
Kirche  "mit"  den  Armen  -  so  das  Plädoyer  von  CCPD  (Kommission  für  den  kirchlichen  Ent- 
wicklungsdienst). Theologische  Fragen  und  sozialwissenschaftliche  Analyse  haben  dann  die 
Interessen  der  Armen  als  leitenden  kategorialen  Rahmen.  Die  CCPD-Studie  ist  ein  wichtiges 
Beispiel  für  die  Verknüpfung  der  sozialethischen  und  der  ekklesiologischen  Debatte  in  der 
Ökumene  (vgl.  P.Lodberg,  Ecclesiology  and  Ethics).  Sie  bringt  ein  befreiungsorientiertes 
Entwicklungsverständnis  mit  einer  „Ekklesiologie  aus  der  Perspektive  der  Peripherie"  zusam- 
men. Vom  Zentralausschuß  wurde  die  Studie  „entgegengenommen",  aber  nicht 
„angenommen",  was  auf  die  ökumenische  Brisanz  des  Inhalts  hindeutet.  Wirtschaftstheore- 
tische Berührungen  gibt  es  mit  der  Schule  des  modernen  Institutionalismus.  (vgl.  S.Katterle, 
Für  eine  solidarische  Kirche  S.235) 


1.  Die  Fünfte  Vollversammlung  des  Ökumenischen  Rates  der  Kirchen  (Nairobi, 
20.  November  bis  10.  Dezember  1975)  hielt  im  Bericht  des  Hearings  der  Pro- 
grammeinheit „Gerechtigkeit  und  Dienst"  Teil  II  über  Entwicklung  und  Gerechtig- 
keit folgendes  fest:  „Der  Entwicklungsprozeß  ist  als  Befreiungsprozeß  zu  verste- 
hen, dessen  Ziele  Gerechtigkeit,  Eigenständigkeit  und  Wirtschaftswachstum  sind. 
Es  ist  seinem  Wesen  nach  ein  Volkskampf,  dessen  aktive  Streiter  und  unmittel- 
bare Nutznießer  die  Armen  und  Unterdrückten  sind  und  sein  müssen.  So  gesehen 
haben  die  Kirchen  und  der  ÖRK  die  Funktion,  den  Kampf  der  Armen  und  Unter- 
drückten für  Gerechtigkeit  und  Eigenständigkeit  zu  unterstützen."  Daraufhin  faßte 
die  CCPD-Kommission  unmittelbar  nach  der  Vollversammlung  von  Nairobi  den 
Entschluß,  es  müsse  das  Hauptziel  der  ökumenischen  Entwicklungsarbeit  sein, 
„den  Kirchen  und  ihren  Gemeinden  zu  helfen,  in  ihrer  theologischen  Perspektive, 
ihrem  Lebensstil  und  ihren  organisatorischen  Strukturen  ihre  Solidarität  mit  dem 
Kampf  der  Armen  und  Unterdrückten  zum  Ausdruck  zu  bringen." 

2.  Ein  derartiger  Entschluß  bedeutet  zunächst  einmal,  daß  die  Kirchen  in  enge- 
rem Kontakt  zu  den  armen  Gesellschaftsschichten  stehen  sollten.  Zwar  haben  die 
Armen  in  manchen  Fällen  teil  am  Leben  der  Kirchen,  doch  herrscht  unter  ihnen 
häufig  die  Meinung,  daß  sie  und  ihre  Interessen  von  den  kirchlichen  Einrichtun- 
gen nicht  wirklich  vertreten  werden.  Viele  Kirchen  und  christliche  Gruppen  sind 
sich  heute  stärker  bewußt,  daß  die  Beziehungen  zwischen  der  Kirche  und  den 
Armen  in  den  letzten  Jahrhunderten  alles  andere  als  gut  gewesen  sind.  Durch 
ihre  Versuche,  diese  Kluft  zu  überbrücken,  haben  sie  -  am  praktischen  Einsatz  - 
gelernt,  daß  es  nicht  genügt,  eine  „Kirche  für  die  Armen"  zu  sein,  sondern  daß 
Gottes  Geist  von  uns  verlangt,  daß  die  „Kirche  mit  den  Armen"  geht.  (...) 
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4.  (Dieses  Dokument;  Hg.)  soll  Ihre  Aufmerksamkeit  richten  erstens  auf  die  Stel- 
lung der  Armen  in  Kirche  und  Gesellschaft  und  die  Mechanismen,  die  Armut 
verursachten  und  aufrechterhalten;  zweitens  auf  den  Kampf  der  Armen  und  ihre 
Ziele;  drittens  darauf,  wie  die  Kirchen  auf  die  Herausforderung  durch  die  Notlage 
der  Armen  reagieren;  und  schließlich  auf  eine  Reihe  von  Vorschlägen,  wie  die 
Kirchen  fortan  bei  der  Entwicklung  mitwirken  sollten,  indem  sie  den  Kampf  der 
Armen  teilen.  (...) 


/.  Das  Los  der  Armen 

(...) 

6.  Armut  ist  nicht  lediglich  eine  Erscheinung  unserer  heutigen  Zeit.  Sie  erreicht 
freilich  skandalöse  Ausmaße,  je  reicher  bestimmte  Teile  der  Weltgemeinschaft 
werden.  Auch  steht  fest,  daß  trotz  des  Weltwirtschaftswachstums  (auch  in  den 
Entwicklungslandern)  der  vergangenen  dreißig  Jahre  die  Armen  nur  beschränkt 
profitiert  haben.  Immer  wieder  zeigt  sich,  daß  der  Anteil  der  Armen  am  Wirt- 
schaftswachstum heute  geringer  ist  und  weiter  abnimmt.  Rein  mengenmäßig 
wächst  die  Zahl  der  armen  Menschen  in  den  meisten  Ländern  Asiens,  Afrikas,  La- 
teinamerikas und  des  Mittleren  Ostens  weiter.  Und  auch  in  den  meisten  Überfluß- 
gesellschaften ist  die  Armut  nicht  vollständig  ausgemerzt.  Dabei  vermitteln  die 
Statistiken  nur  selten  ein  Bild  vom  menschlichen  Ausmaß  des  Leidens  von  Mil- 
lionen, die  am  Rande  der  Existenz  leben  und  weder  genug  Nahrung,  Obdach 
und  Bildung  haben,  noch  medizinisch  ausreichend  versorgt  sind.  In  den  Entwick- 
lungsländern wird  vor  allem  die  Masse  der  Menschen  immer  mehr  der  materiel- 
len Möglichkeiten  zur  Befriedigung  der  Grundbedürfnisse  menschlichen  Lebens 
beraubt. 

7.  Diese  Situation  ist  ein  Skandal  und  vor  allem  deshalb  absolut  unzumutbar, 
weil  die  wissenschaftlich-technischen  Mittel  zu  ihrer  Bekämpfung  meistenteils 
vorhanden  sind.  Der  Skandal  wird  geradezu  monströs,  wenn  man  berücksichtigt, 
daß  die  Armut  weiter  zunimmt,  während  zur  selben  Zeit  eine  Minderheit  im  Über- 
fluß schwelgt  und  sich  jeden  erdenklichen  Luxus  leisten  kann  dank  eines  Reich- 
tums, den  sie  seit  der  industriellen  Revolution  zusammengerafft  hat.  Die  Un- 
gleichheit zwischen  reich  und  arm  signalisiert  eine  Ungerechtigkeit,  die  es  aus- 
zumerzen gilt.  Die  breiter  werdende  Kluft  zwischen  den  Besitzenden  und  den 
„Habenichtsen"  unserer  Gesellschaften  muß  national  und  weltweit  abgebaut  wer- 
den. (...) 

11.  Die  herrschenden  Mechanismen,  die  Armut  verursachen  und  zementieren, 
sind  eine  Begleiterscheinung  der  neueren  geschichtlichen  Entwicklung.  Die 
meisten  tauchten  in  den  vergangenen  vier  oder  fünf  Jahrhunderten  auf,  insbe- 
sondere zur  Zeit  des  westlichen  Kolonialismus,  vor  allem  aber  während  der  indu- 
striellen  Revolution.    Die  Vorherrschaft  wurde  dadurch   sichergestellt,   daß  allen 
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Menschen  und  ihren  Beziehungen  zueinander  überall  in  der  Welt  ein  ganz  be- 
stimmtes System  aufgezwungen  wurde.  Im  Rahmen  dieses  sozio-ökonomischen 
Systems  entwickelte  sich  ein  neues  Verhältnis  zwischen  den  Menschen  und  zwi- 
schen der  Menschheit  und  der  Natur.  Grundsätzlich  ging  es  darum,  daß  diejeni- 
gen, die  die  Macht  besaßen  und  kontrollierten,  versuchten,  allen  wirtschaftlichen 
Überfluß  und  Reichtum  zu  vereinnahmen  und  zwar  auf  Kosten  der  Schwachen, 
der  Armen.  Dieses  System  funktioniert  nach  dem  Prinzip  der  privaten  Akkumula- 
tion von  Reichtum  und  Waren. 

12.  Am  Anfang  stand  dieses  System  im  Zeichen  der  Freiheit  -  nicht  einer  Freiheit 
für  alle,  sondern  für  Handel  und  Wirtschaft.  Diese  Form  der  Freiheit  bestimmt 
noch  heute  -  und  vielleicht  mehr  denn  je  -  die  Herrschaftsstrukturen:  die  Preis-, 
Handels-  und  Unternehmensfreiheit.  Es  sieht  so  aus,  als  habe  sich  der  Anspruch 
des  Menschen  auf  Freiheit  im  Zuge  der  Zeit  auf  eben  diese  Freiheit  des  Marktes 
reduziert.  Je  mehr  der  freie  Markt  sich  entwickelte,  desto  mehr  wurden  Marktge- 
setze zu  Kriterien  der  Freiheit.  An  die  Stelle  der  Freiheit  trat  die  freie  Marktwirt- 
schaft, und  die  Gesetze,  die  den  Markt  regulieren,  wurden  schließlich  zum  allei- 
nigen Imperativ. 

13.  Es  entwickelte  sich  ein  umspannendes  Netz  von  Marktverordnungen.  Wenn 
die  Gesamtheit  der  Menschen  in  ein  solches  Joch  eingespannt  ist,  gehen 
Gleichheit  und  Gleichberechtigung  verloren.  Während  einige  vom  System  profi- 
tieren, bezahlen  andere  den  Preis  dafür.  Dieser  Unterschied  steht  in  direktem  Zu- 
sammenhang mit  dem  Aufkommen  von  asymmetrischen  Herrschafts-  und  Abhän- 
gigkeitsverhältnissen. Im  Verlauf  des  Prozesses  wurde  die  Unterdrückung  zuneh- 
mend anonymer  und  unpersönlicher:  zwischen  Herrschenden  und  Abhängigen 
bestehen  keine  persönlichen  Beziehungen. 

14.  Die  Marktmechanismen  wurden  von  Anfang  an  von  denen  kontrolliert,  die  aus 
der  Freiheit  des  Handels  den  größten  Nutzen  zogen:  mit  Hilfe  der  Marktgesetze 
sicherten  sie  ihre  Geschäfte  für  die  Zukunft  ab.  Jene,  denen  das  Kapital  fehlte, 
hatten  keinerlei  Einfluß  auf  die  Mechanismen  des  Marktes;  sie  gerieten  in  die 
Abhängigkeit  derjenigen,  die  sie  beherrschten.  Die  Abhängigkeit  wurde  nach  und 
nach  zu  einer  Struktur  und  ist  es  noch  heute.  Sie  entwickelte  sich  aus  einem 
weltweiten  System,  das  bestimmten  Menschen  -  zumeist  Weißen  -  einer  bestimm- 
ten Gesellschaftsschicht  und  in  bestimmten  Regionen  der  Welt,  wo  die  Akkumu- 
lation stattfand,  den  Aufstieg  zur  herrschenden  Klasse  ermöglichte,  wo  hingegen 
Menschen  anderer  Rassen,  Klassen  und  Regionen  in  Abhängigkeit  gerieten. 

15.  In  einer  Hinsicht  haben  sich  diese  Strukturen  der  Abhängigkeit  in  den  letzten 
Jahrzehnten  ganz  entscheidend  verändert.  Die  Freiheit  des  Kapitals  verband  sich 
mit  dem  Besitz  von  Technologie  und  ermöglichte  das  Aufkommen  des  transna- 
tionalen Kapitals  wie  wir  es  heute  kennen.  Das  Wirtschaftswachstum  der  abhän- 
gigen Länder  läßt  sich  heute  durch  den  Transfer  von  Technologie  kontrollieren, 
durch  den   die   Technologie    exportierenden    Länder  ärmere   Länder  abhängig 
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machen  vom  transnationalen  Kapital.  Der  Technologietransfer  zielt  nicht  darauf 
ab,  die  Wünsche  und  Erwartungen  eines  Volkes  zu  befriedigen,  sondern  versucht, 
einen  höchstmöglichen  Profit  herauszuschlagen.  Das  transnationale  Kapital  ist 
heute  international  profitorientiert.  Die  abhangigen  Staaten  ihrerseits  (die  mei- 
sten mit  mehrheitlich  armer  Bevölkerung)  sind  in  einen  Kokurrenzkampf  um  aus- 
landisches Kapital  geraten.  Dazu  müssen  sie  zuerst  einmal  günstige  Bedingun- 
gen im  eigenen  Land  schaffen:  niedriges  Lohnniveau,  hohe  Arbeitslosenrate  und 
eine  starke  Regierung,  die  imstande  ist,  jeden  Versuch  der  Armen,  ihre  wirtschaft- 
lichen und  gesellschaftlichen  Interessen  durchzusetzen,  im  Keim  zu  ersticken. 
Modernisierungsprogramme,  die  zu  diesem  Zweck  eingeleitet  werden,  gefährden 
das  kulturelle  Erbe  und  die  Grundrechte  des  betreffenden  Volkes  und  sind  nicht 
immer  so  konzipiert,  daß  Armut  tatsächlich  beseitigt  wird.  Im  Endeffekt  hat  die 
Modernisierung  viele  Arme  nur  tiefer  in  Unterdrückung  und  Abhängigkeit  getrie- 
ben. 

16.  Welche  Bereiche  wirtschaftlich  gefördert  werden  sollen,  entscheiden  die  wirt- 
schaftlich Mächtigen.  Weil  Produkte  und  Dienstleistungen  für  die  ärmsten  Teile 
der  Bevölkerung  zwar  einem  echten  Bedürfnis  entsprechen,  sich  aber  nicht  ren- 
tieren, stehen  sie  oft  ganz  unten  auf  der  Prioritätenliste.  Die  wirtschaftliche  Parti- 
zipation der  Armen  bleibt  auf  den  Erwerb  einiger  weniger  elementar  wichtiger 
Güter  beschränkt.  Je  länger  dieser  Zustand  dauert,  desto  breiter  wird  die  Kluft 
zwischen  hohen  und  niedrigen  Einkommen,  es  sei  denn,  es  wird  eine  Umvertei- 
lung der  Einkommen  zugunsten  der  Armen  vorgenommen.  Das  rasch  voranschrei- 
tende Auseinanderklaffen  der  Einkommen  wird  von  einer  Erscheinung  begleitet, 
die  noch  mehr  Schaden  anrichtet.  Da  die  industriell  entwickelten  Länder  einen 
technologischen  Vorsprung  haben,  lassen  sie  sich  nur  in  seltenen  Fällen  dazu 
bewegen,  in  den  armen  Ländern  vergleichbare  neue  Industrien  aufzubauen,  die 
ihren  eigenen  Konkurrenz  machen  würden.  Kommt  es  dennoch  dazu,  sind  diese 
Firmen  zum  größten  Teil  von  ausländischem  Kapital  abhängig,  was  sich  bei- 
spielsweise daran  zeigt,  daß  die  Unternehmensführung  schrittweise  transnationa- 
lisiert wird.  Transnationale  Gesellschaften  investieren  im  allgemeinen  in  kapital- 
intensive Technologien,  mit  dem  Ergebnis,  daß  der  Industrialisierungsprozeß  das 
Arbeitslosenproblem  nicht  bewältigen  hilft. 

17.  Dies  führt  zu  einer  immer  stärkeren  Marginalisierung  der  Armen.  Die  gesell- 
schaftlichen, wirtschaftlichen,  politischen  und  kulturellen  Herrschaftsmechanis- 
men schafften  Bedingungen,  unter  denen  die  Armen  Opfer  institutioneller  Unge- 
rechtigkeit werden  -  auf  internationaler  wie  auf  nationaler  gesellschaftlicher 
Ebene.  Wirtschaftswachstum  existiert  zwar,  doch  ist  sein  Produkt  ungleich  verteilt. 
Die  Befriedigung  der  Grundbedürfnisse  der  Armen  wird  als  zweitrangig  auf  die 
lange  Bank  geschoben.  Diese  Marginalisierung  hindert  die  Menschen  an  der  Mit- 
sprache bei  Entscheidungen,  die  sie  direkt  betreffen.  Ebenso  wie  die  Unterent- 
wicklung der  Massen  die  Entwicklung  einiger  Weniger  fördert,  so  finanzieren  um- 
gekehrt die  Armen  den  Reichtum  der  Reichen.   Die  Armen  sind  eben  durch  ihre 
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Marginalisierung  völlig  außerstande,  die  Position  der  Privilegierten  und  Mächti- 
gen zu  gefährden  oder  überhaupt  zu  bedrohen. 

18.  Die  Zunahme  von  autoritären  Regimen  in  Ländern  mit  mehrheitlich  armer 
Bevölkerung  zeigt  das  deutlich.  Bis  auf  wenige  Ausnahmen  sind  repressive  Re- 
gierungen bemüht,  die  Armen,  die  ihre  Lebensbedingungen  ändern  möchten, 
unter  Kontrolle  zu  halten.  Mit  repressiven  Mitteln  verhindern  sie,  daß  die  Armen 
jene  Kräfte  angreifen,  die  sie  zu  Opfern  machen.  Dies  muß  berücksichtigt  werden 
bei  der  Analyse  der  Lage  in  machen  Ländern  -  armen  wie  reichen  -,  die  wieder 
auf  die  Doktrin  der  nationalen  Sicherheit  zurückgreifen,  die  zunächst  einmal  das 
herrschende  sozio-ökonomische  und  politische  System  meint  und  nicht  das  Volk 
(und  mit  ihm  die  Armen,  welche  durch  sie  die  Chance  zu  einem  menschenwür- 
digen Leben  erhalten  sollten).  Ein  System,  das  die  Armen  unterdrückt,  das  die 
Armut  der  Massen  braucht,  um  zu  überleben,  wird  entwickelt  auf  der  Grundlage 
autoritärer  staatlicher  Strukturen.  Die  Folge  davon  ist  häufig  eine  Militarisierung 
der  Gesellschaft.  Dann  sind  die  Armen  erst  recht  in  der  Hand  der  Mächtigen  und 
werden  von  Interessen  manipuliert,  die  aus  gesellschaftlicher  Unterprivilegierung 
und  wirtschaftlicher  Ungleichheit  Gewinn  ziehen. 

19.  Die  Kirche  Christi  ist  Zeichen  der  neuen  Menschheit,  die  Gott  durch  Erlösung 
und  geistige  Erneuerung  schaffen  wird.  In  diesem  Sinne  enthält  Leben  und  Wir- 
ken der  Kirche  ein  transzendentes  Element.  Dennoch  müssen  wir  erkennen,  daß 
auch  im  Leben  der  kirchlichen  Einrichtungen  die  Armen  des  öfteren  ins  Abseits 
gedrängt  sind,  wenn  es  auch  zutrifft,  daß  die  Kirchen  von  jeher  eine  Heimstatt 
der  Armen  gewesen  sind.  Weiter  kann  man  feststellen,  daß  viele  kirchliche  Struk- 
turen ein  Abbild  der  jeweils  herrschenden  Gesellschaftsstrukturen  sind  oder  zu- 
mindest dazu  tendieren,  soziale  Unterschiede  zu  reproduzieren  und  unterdrückte 
Gruppen  zu  marginalisieren.  Einige  dieser  Strukturen  wurden  von  den  Kolonial- 
mächten in  die  unterworfenen  Länder  exportiert.  Manche  dieser  Strukturen  sind 
teilweise  noch  heute  hierarchisch  und  autoritär  organisiert.  Andere  stehen  nur 
den  gehobenen  Gesellschaftsschichten  offen;  in  ihnen  kommen  eine  kleinbürger- 
liche Weltanschauung  und  damit  die  Werte  und  ethischen  Normen  der  gesell- 
schaftlichen Mittelklasse  zum  Ausdruck.  Der  Großteil  der  Leitungsgremien  kirchli- 
cher Institutionen  duldet  im  Grunde  nicht,  daß  die  Armen  auf  der  Suche  nach 
einem  konkreten  Ausdruck  ihrer  religiösen  Perspektiven  sich  am  Leben  der  Kirche 
aktiv  beteiligen  und  einen  sinnvollen  Beitrag  leisten. 

Die  schändliche  Armut  in  der  heutigen  Welt  ist  deshalb  eine  Herausforderung  an 
die  Kirchen  auf  allen  Ebenen  ihres  Lebens  und  Wrkens.  Sie  verlangt  von  den 
Kirchen  konkrete  Entscheidungen.  Sie  müssen  eindeutig  bereuen,  wie  sie  das 
Elend  der  Armen  auch  in  den  eigenen  Reihen  akzeptieren  konnten,  und  sie  müs- 
sen sich  kompromißlos  auf  die  Seite  der  Armen  stellen,  auch  im  Kampf  für  eine 
gerechte,  partizipatorische  und  überlebensfähige  Gesellschaft.  Sie  werden  dabei 
die  Werte  und  Traditionen  der  Basis  berücksichtigen  und  bereit  sein  müssen,  auf 
deren  Religiosität  einzugehen.   Die  Gottesfurcht  des  Volkes,  das  die  Kirchenge- 
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schichte  geprägt  und  die  Entwicklung  der  Institution  Kirche  maßgeblich  geför- 
dert hat,  diese  Gottesfurcht  kann  von  neuem  zu  einem  schöpferischen  Element 
werden.  In  diesem  Sinne  können  die  Kirchen  ein  Zeichen  setzen  und  zeigen, 
was  es  bedeutet,  den  Armen  vor  allen  anderen  zum  Nächsten  zu  haben.  Gerade 
die  Solidarität  mit  den  ärmsten  Gliedern  der  Gesellschaft  fehlt  oft  in  den  Entwick- 
lungsprogrammen und  sozio-ökonomischen  Strategien,  in  deren  Vordergrund  das 
Wirtschaftswachstum  steht  -  gleichgültig  wie  hoch  der  Preis  ist,  den  die  Gesell- 
schaft dafür  bezahlen  muß. 

20.  Die  Gemeinschaft  der  Gläubigen  in  Jesus  Christus  macht  die  Erfahrung,  daß 
sie  als  Gottesvolk  ein  Volk  von  Pilgern  ist  und  immerzu  unterwegs.  Das  muß  so 
sein.  Die  Rastlosigkeit  hat  einen  Sinn,  ein  Ziel:  die  Liebe  zwischen  den  Men- 
schen und  Gerechtigkeit  in  der  Welt  als  Zeichen  des  Königreichs  Gottes  -  eine 
schon  in  der  Geschichte  vorhandene  transzendente  Realität.  Die  Armen  sind  ge- 
segnet, denn  das  Reich  Gottes  gehört  ihnen.  Bei  jedem  noch  so  zaghaften  Ver- 
such des  Volkes  Gottes,  der  Ungerechtigkeit  den  Kampf  anzusagen,  schwillt  der 
Schrei  der  Armen  und  Elenden  zum  Orkan,  der  die  Reichen  und  Mächtigen  mit 
Schaudern  erfüllt.  Der  Kampf  der  Armen  ist  eine  Herausforderung  an  die  Kirchen, 
die  sich  ihr  stellen  müssen.  Nicht  in  Form  von  überkommenen  sozio-ökonomi- 
schen und  politischen  Verhaltensmustern,  sondern  durch  das  Bemühen,  ein  Zei- 
chen der  neuen  Menschheit  zu  setzen,  die  Gott  in  Jesus  Christus  vollbringt,  wie 
Paulus  im  Brief  an  die  Galater  schreibt:  „Hier  ist  nicht  Jude  noch  Grieche,  hier  ist 
nicht  Knecht  noch  Freier,  hier  ist  nicht  Mann  noch  Weib."  (Gal.  3,28).  Das  setzt 
voraus,  daß  wir  uns  vor  allem  anderen  den  Armen  widmen,  ihren  Hoffnungen  und 
ihrem  Kampf  um  die  Beseitigung  von  Ungerechtigkeit  und  Armut.  (...) 


///.  Wie  reagieren  die  Kirchen  auf  die  Herausforderung  der  Armen? 

Zeichen  der  Hoffnung 

38.  Durch  die  ganze  Geschichte  des  Volkes  Gottes  hindurch  haben  gläubige 
Männer  und  Frauen  am  Kampf  der  Armen  teilgenommen,  ihre  Hoffnungen  ge- 
teilt und  sich  rückhaltlos  für  die  Sache  der  Unterdrückten  eingesetzt.  Dies  gilt 
nicht  nur  für  Moses  und  die  Propheten  des  Alten  Testaments,  sondern  auch  für 
die  ersten  Christen  und  all  jene  in  den  christlichen  Kirchen,  die  bis  auf  den  heu- 
tigen Tag  ihren  Glauben  in  Solidarität  mit  den  Armen  leben.  Sie  handelten  so, 
weil  sie  selbst  arm  waren  oder  weil  sie  sich  aus  freien  Stücken  der  Armen  an- 
nahmen oder  aus  der  Überzeugung  heraus,  daß  Gottes  Gerechtigkeit  vor  allen 
anderen  für  die  Armen  bestimmt  ist  (vgl.  Ps  72;  Jer  22,13-17;  Jes  61;  Lk  4,17-21; 
6,20  etc.).  Ihr  Einsatz  ist  Zeugnis  ihres  Gehorsams  gegenüber  dem  lebendigen 
Gott.  (...) 

45.  Die  Bibel  nimmt  sich  der  Lage  der  Armen  hauptsächlich  unter  zwei  Aspekten 
an.  Erstens  unter  dem  Aspekt  der  zwischenmenschlichen  Gerechtigkeit.  Die  Bü- 
cher Mose  verheißen  eine  Gesellschaft,   in  welcher  der  Reichtum   des  Landes 
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Gottes  gleichmaßig  an  alle  verteilt  wird  und,  sollte  zu  irgend  einer  Zeit  jemand 
Teile  dieses  Landes  für  sich  behalten,  das  Land  neu  verteilt  würde  (3.  Buch 
Mose).  Es  stimmt,  daß  das  Erlaßjahr  mit  seiner  Landreform  zu  keiner  Zeit  befolgt 
wurde,  doch  die  Forderung  nach  einer  gerechten  Besitzverteilung  bleibt. 

46.  Spater  wurden  Gesetze  über  die  Neuverteilung  erlassen,  und  der  König  von 
Israel  wurde  ermächtigt,  ihre  Einhaltung  zu  überwachen,  „daß  er  dein  Volk  richte 
mit  Gerechtigkeit  und  deine  Elenden  rette"  (Ps  72,2).  Das  Erlaßjahr  und  die  Sab- 
batjahre waren  ein  Versuch,  die  Ungerechtigkeit  der  Armut  mit  strukturellen  und 
institutionellen  Mitteln  zu  bewältigen. 

47.  Als  die  militärischen,  wirtschaftlichen  und  politischen  Kräfte  Israels  die  Kluft 
zwischen  reich  und  arm  immer  mehr  verbreiterten  und  die  Könige  sich  weiger- 
ten, die  Gesetze  Moses,  die  die  Rechte  der  Armen  in  den  Vordergrund  stellen,  zu 
respektieren,  übten  die  Propheten  im  Namen  Gottes  offene,  schonungslose  Kritik 
an  den  königlichen  Behörden  und  den  Unterdrückern  (Arnos  4,1;  5,11-12;  Jes 
3,14-15;  Hes  16,49;  18,12-13).  Jesaja  forderte  beispielsweise,  der  König  müsse 
die  Armen  beschützen  zum  Zeichen  seines  Strebens  nach  messianischer  Ge- 
rechtigkeit (Jes  11,4). 

48.  Im  Neuen  Testament  erscheint  Jesus  Christus  als  König  der  Gerechten  und 
Verkünder  des  Reiches  Gottes.  In  Jesus  wird  das  Erlaßjahr  Wirklichkeit:  „Er  hat 
mich  gesandt,  zu  verkündigen  das  Gnadenjahr  des  Herrn",  ist  seine  erste  öffentli- 
che Erklärung  (Lk  4,18).  Dieser  Aspekt  der  Gerechtigkeit  wird  im  Lukasevangelium 
klar  aufgezeigt.  Das  Heil  der  Reichen  wird  davon  abhängig  gemacht,  ob  sie  be- 
reit sind,  Jesus  zu  folgen  und  ihren  gesamten  Besitz  zugunsten  der  Armen  aufzu- 
geben (Lk  18,18-27); 

49.  Zweitens  unter  dem  Aspekt  der  Solidarität  mit  „Gottes  Hausgenossen".  Das 
heißt  einerseits  die  Solidarität  mit  den  Armen  in  der  Gemeinschaft  der  Gläubi- 
gen, andererseits  aber  auch  die  Solidarität  mit  den  Witwen,  Waisen  und  Besitzlo- 
sen außerhalb  dieser  Gemeinschaft.  Gottes  Solidarität  mit  den  Menschen  muß  in 
den  Beziehungen  zwischen  den  Gliedern  seines  Volkes  zum  Ausdruck  kommen. 
Deshalb  heißt  es  im  5.  Buch  Mose,  daß  in  dem  „Land,  wo  Milch  und  Honig"  flie- 
ßen, kein  Armer  unter  euch  sein  sollte"  (5.  Mose  15,4).  Und  der  Botschaft  des 
Propheten  Hesekiel  zufolge  war  die  Tatsache,  daß  die  Armen  mißhandelt  und 
von  niemand  verteidigt  wurden,  der  Hauptgrund  dafür,  daß  Gott  das  Volk  der  Is- 
raeliten richtete  und  seine  Führer  ins  Exil  sandte  (Hes  22,29-31). 

50.  In  neutestamentlicher  Zeit,  als  die  Kirche  entstand,  praktizierte  die  christliche 
Gemeinschaft  spirituelle  und  materielle  Solidarität  und  Verbundenheit  (Apg 
2,41-47;  4,32-35).  Die  Solidarität  Jesu  Christi,  der  reich  war  und  arm  wurde  - 
„ward  er  doch  arm  um  euretwillen,  auf  daß  ihr  durch  seine  Armut  reich  würdet" 
(2. Kor  8,9)  -,  ist  für  Paulus  eine  neue  theologische  Begründung  für  die  Bestim- 
mung der  Kirche,  durch  die  Gnade  zu  leben.  Es  muß  darauf  hingewiesen  wer- 
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den,  daß  die  Gnade  niemals  spiritualisiert  wurde,  sondern  im  Zusammenleben 
der  christlichen  Gemeinschaften  der  frühen  Kirche  konkret  vorhanden  war:  eine 
Sache  der  Gleichheit,  des  Ausgleichs  und  der  Gerechtigkeit  (vgl.  2. Kor  8,14). 

51.  Als  sich  die  Gemeinde  unsolidarisch  verhielt,  scheute  Jakobus  nicht  davor 
zurück,  von  „Unehre"  und  „Verlästerung  des  guten  Namens,  der  über  euch  ge- 
nannt ist"  zu  sprechen  (Jak.  2,7). 

52.  Beide  dieser  in  der  Bibel  deutlich  werdenden  Aspekte  wurzeln  in  tiefer  Glau- 
bensüberzeugung. Gott  ist  im  Alten  Testament  der  Gott  der  Notleidenden,  er 
steht  auf  der  Seite  derer,  die  niemanden  haben,  der  sie  beschützt.  Der  Tempel 
ist  das  Haus  Gottes,  wo  die  Armen  Schutz  und  Gerechtigkeit  finden  (Ps  68).  Gott 
ist  ihr  Grund  und  ihr  Retter  (Ps  34,6).  Das  heißt  nicht,  daß  die  Bibel  die  Armen 
idealisiert;  sie  sind  nicht  wegen  ihrer  Armut  fromm  und  werden  nicht  romantisiert. 
Weil  aber  Gott  mit  ihnen  ist,  erfüllt  sich  seine  Gerechtigkeit  und  Liebe  an  ihnen 
(vgl.  Joh  5,1-9;  9,1-7).  Jesus  selbst  verkündigte  das  Evangelium  des  Heils  als  Ar- 
mer -  er  war  „sanftmütig  und  von  Herzen  demütig"  (vgl.  Mt  11,29;  Schlüsselbegriff 
der  Bibel  zur  Beschreibung  der  Armen).  Jesu  stellvertretende  Armut  (vgl.  Phil  2,7; 
Mt  25,31.36)  schafft  eine  neue  Gemeinschaft,  die  sich  nicht  auf  Hochmut  und 
Wohlstand  gründet,  sondern  auf  Gnade  und  Liebe. 

53.  In  der  Bibel  ist  der  Einzug  der  Armen  in  das  Reich  Gottes  nie  ein  Problem, 
dagegen  wird  „ein  Reicher  schwer  ins  Himmelreich  kommen"  (Mt.  19,23).  Doch 
werden  die  Reichen  nie  als  Gefangene  ihres  Überflusses  beiseite  geschoben, 
sondern  eingeladen  und  aufgefordert,  sich  von  der  scheinbaren  Sicherheit  ihres 
Wohlstandes  zu  befreien  und  der  wirklichen  Sicherheit  der  Liebe  Gottes  hinzu- 
geben, die  in  der  Liebe  zum  Nächsten  ihren  Ausdruck  findet  (1.  Joh  3,10).  Dann 
steht  auch  ihnen  das  Himmelreich  offen  und  der  Eintritt  in  die  Gemeinschaft  der 
Gläubigen  -  vorausgesetzt,  sie  vertrauen  nicht  ihren  Reichtümern  und  Schätzen, 
sondern  einzig  Jesus  und  seiner  Gnade.  Auch  aus  der  Abhängigkeit  von  ihrem 
Wohlstand  sollen  sie  sich  befreien  und  ihn  in  den  Dienst  der  Gerechtigkeit  und 
Solidarität  stellen.  Sie  sollen  die  Armut  akzeptieren  und  Jesus  bedingungslos  fol- 
gen. Damit  wird  die  Armut  als  Unrecht  angegriffen  und  gleichzeitig  den  Men- 
schen nahegelegt,  ihren  Besitz  zu  verteilen  und  fortan  durch  die  Gnade  Gottes 
zu  leben,  Pilger  Jesu  zu  werden  und  ihm  auf  seinem  Weg  durch  die  Geschichte 
zu  folgen. 

Eine  Theologie,  die  die  Geschichte  der  Armen  einbezieht 

54.  Viele  Kirchenführer,  die  sich  mit  den  Armen  bereits  konkret  identifizieren, 
stellen  nun  theologische  Fragen  aus  der  Sicht  der  Notleidenden  und  Unterdrück- 
ten. Die  daraus  entstehende  theologische  Reflexion  führt  viele  christliche  Ge- 
meinschaften in  der  ganzen  Welt  zu  wichtigen  Entdeckungen  und  einem  neuen 
Verständnis  ihres  Glaubens  und  seiner  Implikationen. 
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55.  So  wurde  etwa  die  Entdeckung  gemacht,  daß  sich  die  Theologie  -  wie  jede 
kirchliche  Aktivität  oder  christliche  Gruppe  -  immer  auf  des  Messers  Schneide 
bewegt:  die  Risiken  und  Gefahren  der  Ambivalenz  sind  unvermeidlich.  Wenn  wir 
Jesus  folgen,  laufen  wir  immer  Gefahr,  vom  richtigen  Pfad  abzuweichen,  untreu 
zu  werden,  ihn  zu  verraten.  Viele  der  Kirchen,  an  welche  die  Briefe  des  Neuen 
Testamentes  gerichtet  sind,  schwebten  in  dieser  Gefahr.  Sie  tritt  dann  ein,  wenn 
kirchliche  Institutionen  und  Christen  sich  in  den  Netzen  der  Mächte  und  Gewal- 
ten dieser  Welt  verfangen. 

56.  Des  weiteren  war  die  Theologie  oftmals  eine  Gefangene  ihrer  Zeit.  Es  kommt 
auch  heute  noch  vor,  daß  die  theologische  Reflexion  sich  von  den  Standpunkten 
und  Anschauungen  der  Herrschenden  in  die  Irre  führen  läßt.  In  diesem  Falle  hat 
die  Gemeinschaft  der  Gläubigen  die  Pflicht,  die  Theologie  aus  ihrer  Gefangen- 
schaft zu  befreien.  Gerade  heute  ist  es  dringend  notwendig,  die  theologische  Ar- 
beit vom  Wohlstandsdenken  zu  säubern  und  dem  Einfluß  jener  Kreise  zu  entzie- 
hen, die  Mißbrauch  mit  der  Macht  treiben.  Nur  so  kann  die  Theologie  Ausdruck 
der  Solidarität  mit  jenen  sein,  denen  Gott  durch  Jesus  Christus  das  Himmelreich 
versprochen  hat. 

57.  Ein  derartiger  theologischer  Befreiungsprozeß  muß  die  gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen,  politischen  und  kulturellen  Verhältnisse,  in  denen  sich  die 
christlichen  Kirchen  befreien,  durchschauen.  Die  Mechanismen  der  Unterdrük- 
kung,  die  im  jeweiligen  Kontext  Armut  und  Marginalisierung  verursachen,  müs- 
sen klar  analysiert  werden.  Eine  Analyse  der  Realität  ist  wichtiger  Bestandteil  je- 
der theologischen  Arbeit,  weil  es  eben  diese  reale  Welt  ist,  in  der  Gottes  Volk  und 
vor  allem  der  Heilige  Geist  wirken.  Eine  solche  Analyse  sollte  jedoch  aus  dem 
Blickwinkel  der  Armen  und  Unterdrückten  erfolgen:  ihren  Standpunkten,  ihrem 
Engagement  und  ihren  Forderungen  ist  größte  Aufmerksamkeit  zu  schenken.  Am 
besten  dadurch,  daß  man  sich  an  den  Bemühungen  und  Kämpfen  der  Armen  be- 
teiligt und  sich  vor  allem  auch  so  weitgehend  wie  möglich  mit  ihnen  identifiziert. 
(...) 


IV.  Der  Weg  vor  uns  -  Vorschläge  für  Aktionen 

Die  Forderung,  eine  Kirche  der  Armen  zu  werden,  ruft  uns  auch  zu  größerer 
Treue  zu  Jesus  Christus  auf.  Die  Aufgabe  ist  groß,  aber  die  Gnade  wird  reichlich 
sein.  Wir  danken  Gott  für  die  Möglichkeit,  an  der  Arbeit  für  das  Reich  Gottes  -  für 
dessen  Kommen  wir  ja  beten  -  zusammen  mit  denen,  die  es  ererben  werden,  be- 
teiligt sein  zu  dürfen.  Einige  christliche  Gemeinschaften  sind  diesem  Aufruf  be- 
reits nachgekommen.  Auf  der  Grundlage  ihrer  Erfahrungen  werden  die  folgenden 
Vorschläge  gemacht: 

1.  Sich  auf  die  Seite  der  Armen  stellen:  Wenn  die  Kirche  aus  dem  Heiligen  Geist 
und  unter  den  Armen  entstanden  ist,  dann  muß  sie  jeden  Aspekt  ihres  Lebens  aus 
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der  Sicht  der  Armen  beurteilen.  Die  Solidarität  kann  nur  dann  echt  sein,  wenn 
die  Kirche  dort  ist,  wo  sie  sind.  Die  Solidarität  kann  nur  dann  von  Dauer  sein, 
wenn  der  direkte  Kontakt  mit  den  Armen  und  ihrer  Unterdrückung  erhalten  bleibt. 
Wenn  ihr  Herr  durch  die  Kirche  wirkt,  kann  sie  zu  einem  Werkzeug  für  die  Armen 
werden.  Kirchen,  deren  Mitglieder  aus  den  ärmeren  Schichten  kommen,  sind 
Wegbereiter  der  kirchlichen  Bemühungen  und  können  aufgrund  ihrer  Erfahrung 
mit  Bibelarbeit  und  Aktion/Reflexion  verläßliche  Orientierungshilfen  für  den 
Kampf  um  die  Gerechtigkeit  geben.  Kirchen,  deren  Mitglieder  nicht  vorwiegend 
Arme  sind,  können  ihre  Solidarität  mit  ihnen  durch  die  Teilnahme  -  direkt  oder 
durch  Fürsprache  -  an  ihrem  Kampf  ausdrücken  und  damit  „den  Sprachlosen 
eine  Stimme  geben".  In  diesem  Fall  müssen  die  Kirchen  sich  allerdings  ent- 
schieden auf  die  Seite  der  Armen  und  deren  Meinung  stellen  und  als  Richt- 
schnur für  alle  Entscheidungen  die  einfache  Frage  stellen:  „Wird  diese  Handlung 
ein  Ausdruck  der  Solidarität  mit  den  Armen  sein?"  Auf  diese  Weise  wird  das  Le- 
ben der  Kirchen  zu  einem  getreuen  Zeugnis  vom  Evangelium  Jesu  Christi. 

Wir  schlagen  vor,  daß  die  Kirchen  sich  auf  die  Seite  der  Armen  stellen,  indem  sie  - 
möglichst  direkt  -  an  deren  Kampf  teilnehmen  und  jede  Entscheidung  danach  be- 
urteilen, ob  sie  zur  Erfüllung  der  Erwartungen  und  Hoffnungen  der  Armen  auf  mehr 
Gerechtigkeit  beiträgt. 

Quelle:  Protokoll  der  32.  Tagung  des  ZA  des  ÖRK  in  Genf,  Genf  1980;  deutsch  in:  epd- 
Dokumentation  25a/1980  S.1-27;  hier:  S.1-7,  12,  15-17,  21  f 


29      Gute  Nachricht  für  die  Armen 

Sektion  I  der  Weltmissionskonferenz,  Melbourne  1980 

Unter  dem  Leitmotiv  „Dein  Reich  komme"  fand  in  Melbourne  die  Weltmissionskonferenz 
statt,  die  sich  in  der  bisherigen  Missionsgeschichte  am  intensivsten  mit  der  Beziehung  zwi- 
schen Kirche,  Reich  Gottes  und  Armut  beschäftigt  hat.  Der  folgende  Textauszug  verdeut- 
licht das  Zusammenspiel  von  sozialethischer,  ekklesiologischer  und  missionstheologischer 
Perspektive  in  der  „Option  für  die  Armen".  Daß  die  „gute  Nachricht  für  die  Armen"  als  Krisis 
für  die  Reichen  mit  ihrer  sozialethischen  Implikation  einer  „Umverteilung  der  Macht"  zu  Kon- 
troversen Anlaß  gab,  verdeutlichten  1980  die  Geschehnisse  auf  der  EKD-Synode  von  Gar- 
misch. 


1.  Das  Reich  Gottes,  das  mit  Jesus  Christus  begonnen  hat,  bringt  Gerechtigkeit, 
Liebe,  Friede  und  Freude  und  die  Freiheit  vom  Zugriff  der  Herrschaften  und  Ge- 
walten, diesen  dämonischen  Mächten,  die  menschliche  Institutionen  und 
menschliches  Leben  versklaven  und  bis  in  deren  Grund  durchdringen.  Gottes  Ge- 
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rieht  offenbart  sich  als  eine  Umwälzung  der  Normen,  Werte  und  Strukturen  dieser 
Welt.  Im  Blick  auf  das  Reich  bevorzugt  Gott  die  Armen. 

Jesus  verkündet  am  Anfang  seiner  Tätigkeit,  indem  er  sich  auf  ein  Wort,  das  dem 
Propheten  Jesaja  zuteil  wurde,  bezieht:  „Der  Geist  des  Herrn  ist  bei  mir,  darum 
weil  er  mich  gesalbt  hat,  zu  verkündigen  das  Evangelium  den  Armen  ..."  (Lk 
4,18).  Diese  Ankündigung  war  nicht  neu,  denn  Gott  hatte  seine  Vorliebe  für  die 
Armen  durch  die  ganze  Geschichte  Israels  hindurch  gezeigt.  Als  das  Volk  Israel 
Knecht  in  Ägypten  war,  sandte  Gott  Moses,  daß  er  das  Volk  in  das  verheißene 
Land  führen  sollte.  Und  dort  schufen  sie  eine  Gesellschaft  nach  Gottes  Offenba- 
rung, wie  sie  ihnen  durch  Moses  gegeben  worden  war,  eine  Gesellschaft  an  der 
alle  gleichermaßen  teilhaben  sollten.  Nachdem  sie  ins  Land  gekommen  waren, 
verlangte  Gott  von  ihnen,  daß  sie  sich  daran  erinnern  sollten,  daß  sie  einst 
Knechte  waren.  Deshalb  sollten  sie  für  die  Witwen,  die  Vaterlosen,  die  Fremd- 
linge in  ihren  Mauern,  ihre  Schuldner,  ihre  Kinder,  ihre  Diener  und  sogar  für  ihre 
Tiere  sorgen  (Dtn  5,13-15  und  15,1-18).  Immer  wieder  mußten  die  Propheten  Is- 
rael an  die  Notwendigkeit  der  Fürsorge  für  die  Armen  und  Unterdrückten  erinnern 
und  daran,  für  Gottes  Gerechtigkeit  zu  arbeiten. 

In  Jesus  identifizierte  sich  Gott  mit  den  Armen  und  Unterdrückten  indem  er  sei- 
nen Sohn  sandte,  damit  er  als  Galiläer  lebt  und  dient  -  der  direkt  zum  einfachen 
Volk  sprach:  der  versprach,  die  zu  segnen,  die  die  Bedürfnisse  der  Hungrigen,  der 
Durstigen,  der  Fremdlinge,  der  Nackten,  der  Kranken  und  Gefangenen  erfüllten; 
und  der  schließlich  den  Tod  am  Kreuz  als  politischer  Missetäter  erlitt.  Die  gute 
Nachricht,  die  der  Kirche  anvertraut  ist,  besteht  darin,  daß  Gottes  Gnade  in  Jesus 
Christus  war,  der  „ob  er  wohl  reich  ist,  doch  um  euretwillen  arm  wurde,  auf  daß  ihr 
durch  seine  Armut  reich  würdet"  (2  Kor.  8,9). 

2.  Armut,  wie  sie  in  der  Schrift  vorkommt,  ist  Leiden,  Verarmung  und  Unterdrük- 
kung.  Sie  kann  aber  auch  überschwengliche  Freude  und  überströmende  Freige- 
bigkeit einschließen  (2  Kor.  8,1ff.).  Das  Evangelium,  das  der  christlichen  Kirche 
gegeben  ist,  muß  diese  fortdauernde  Sorge  Gottes  um  die  Armen  neu  aufneh- 
men, denen  Jesus  den  Segen  des  Reiches  zugesprochen  hat. 

Jesu  Entscheidung  für  die  Armen  wird  zu  einem  Vorbild  und  zu  einer  Herausfor- 
derung für  jeden  und  zeigt,  wie  das  Reich  Gottes  zu  empfangen  ist.  Die  Armen 
sind  „selig",  weil  sie  sich  nach  Gerechtigkeit  sehnen  und  auf  Befreiung  hoffen. 
Sie  nehmen  das  Versprechen  an,  daß  Gott  gekommen  ist,  um  sie  zu  retten,  und 
entdecken  und  erkennen  in  seiner  Zusage  ihre  Hoffnung  auf  Befreiung  und  auf 
ein  Leben  in  menschlicher  Würde. 

3.  Die  gute  Nachricht  für  die  Reichen  bestätigt,  was  Jesus  als  Evangelium  für  die 
Armen  verkündet,  indem  sie  die  Reichen  aufruft,  auf  Gott  und  seine  grenzenlose 
Gnade  zu  vertrauen.  Es  ist  ein  Ruf  zur  Buße,  der  bedeutet: 
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-  auf  die  Sicherheit  von  Reichtum   und  materiellem    Besitz  zu  verzichten,   die 
tatsächlich  Götzenverehrung  ist; 

-  die  ausbeuterische  Macht  als  eine  dämonische  Erscheinungsform  von  Reich- 
tum aufzugeben; 

-  sich  von  Gleichgültigkeit  und  Feindseligkeit  gegenüber  den  Armen  der  Soli- 
darität mit  den  Unterdrückten  zuzuwenden. 

4.  Das  Kommen  des  Reiches  als  Hoffnung  für  die  Armen  ist  deshalb  eine  Zeit  des 
Gerichts  für  die  Reichen.  Im  Lichte  dieses  Gerichts  und  dieser  Hoffnung  zeigt  es 
sich,  daß  alle  Menschen  weniger  menschlich  gemacht  worden  sind.  Gerade  die 
Kennzeichnung  von  Menschen  als  entweder  reich  oder  arm  zeigt  sich  nun  als 
Merkmal  dieses  Verlustes  an  Menschlichkeit.  Die  Armen,  an  denen  man  sich  ver- 
sündigt hat,  werden  weniger  menschlich  gemacht,  indem  sie  beraubt  wurden. 
Die  Reichen  werden  weniger  menschlich  gemacht  durch  die  Sünde,  daß  sie  an- 
dere berauben. 

Das  Gericht  Gottes  kommt  so  als  ein  Urteil  zugunsten  der  Armen.  Dieses  Urteil  be- 
fähigt die  Armen,  sich  für  den  Sturz  der  Mächte  einzusetzen,  die  sie  binden. 
Damit  werden  die  Reichen  von  der  Notwendigkeit  zu  herrschen  befreit.  Wenn 
dies  eingetreten  ist,  dann  ist  es  für  die  gedemütigten  Reichen  wie  für  die  Armen 
möglich,  menschlich  zu  werden  und  dazu  fähig,  auf  die  Herausforderung  des 
Reiches  antworten  zu  können. 

Für  die  Armen  bedeutet  diese  Herausforderung  die  grundlegende  Zusicherung, 
daß  Gott  mit  ihnen  und  für  sie  ist.  Für  die  Reichen  bedeutet  sie  gründliche  Buße 
und  Entsagung.  Allen,  die  sich  nach  Gerechtigkeit  und  Vergebung  sehnen,  bie- 
tet Jesus  Christus  Jüngerschaft  und  die  Forderung  des  Dienstes  an.  Aber  er  bietet 
dies  an  mit  der  Zusicherung  des  Sieges  und  der  Kraft,  an  seinem  Leben  in  der 
Auferstehung  beteiligt  zu  sein.  Da  das  Reich  in  seiner  Fülle  nur  eine  Gabe  von 
Gott  selbst  ist,  kann  jede  menschliche  Errungenschaft  in  der  Geschichte  zum 
endgültigen  Ziel  nur  annähernd  und  relativ  sein  -  dem  verheißenen  neuen  Him- 
mel und  der  neuen  Erde,  in  der  die  Gerechtigkeit  wohnt.  Dieses  Reich  ist  aber 
die  Erleuchtung  und  ständige  Herausforderung  in  allem  unseren  Ringen. 

Quelle:  Dein  Reich  komme.  Weltmissionskonferenz  in  Melbourne  1980,  Darstellung  und  Do- 
kumentation, hg.v.  Martin  Lehmann-Habeck,  Frankfurt  1980,    S.127f 
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30  Rassismus,  Sexismus,  Klassismus  -  drei  Dimensionen  des  einen  Kamp- 
fes um  Befreiung 

Konsultation  „Die  Gemeinschaft  von  Frauen  und  Männern  in  der  Kirche", 
Sheffield  1981 

Bereits  1974  wurden  in  der  Faith  and  Order  -  Kommission  Pläne  für  eine  Studie  über  die 
„Gemeinschaft  von  Frauen  und  Männern  in  der  Kirche"  verabschiedet.  Ein  Studienführer 
wurde  1978  in  Bangalore  herausgegeben  und  an  ein  weites  Netzwerk  von  Beteiligten  ver- 
sandt. Die  Konferenz  von  Sheffield  schloß  diesen  Studienprozeß  ab,  der  zu  den  Studienpro- 
zessen mit  der  breitesten  Basisbeteiligung  in  der  Geschichte  des  ÖRK  gerechnet  werden 
kann.  Die  Wechselbeziehungen  zwischen  den  verschiedenen  Zielrichtungen  des  Befreiungs- 
kampfes gegen  das  eine  „web  of  oppression"  (Netz  der  Unterdrückung)  waren  ein  Haupt- 
thema. 


1 .  Das  Netz  der  Unterdrückung  sehen. 

Der  Kampf  für  Veränderung  ist  ein  Kampf.  Rassismus,  Sexismus,  Klassismus  und 
alle  anderen  Formen  der  Beherrschung,  Ablehnung  und  das  An-den-Rand-Drük- 
ken  sind  miteinander  verbunden  in  einer  dämonischen  Symphonie  der  Unter- 
drückung. Jede  Einstellung,  Handlungsweise  oder  Struktur,  um  Menschen  von  der 
Teilnahme  an  der  Macht  (wirtschaftlich,  sozial  und  politisch)  auszuschließen, 
und/oder  sie  aufgrund  ihrer  wirtschaftlichen  oder  familiären  Stellung  als  gering- 
wertiger zu  erklären,  ist  Klassismus.  Der  systematische  Prozeß,  durch  den  die  Rei- 
chen reicher  und  die  Armen  ärmer  werden,  ist  eine  Äußerungsform  des  Klassis- 
mus, die  heute  im  weltweiten  Imperialismus  ihren  Ausdruck  findet.  Jede  Einstel- 
lung, Handlungsweise  oder  Struktur,  die  Menschen  wegen  ihrer  Rasse  als  unter- 
geordnet behandelt,  ist  Rassismus.  Und  eine  entsprechende  Erklärung  der  Be- 
herrschung und  Zurücksetzung,  die  sich  auf  das  Geschlecht  gründet,  ist  Sexis- 
mus. Zusammen  mit  anderen  falschen  Ideologien,  die  von  einigen  Menschen 
behaupten,  sie  seien  geringer  als  andere,  bilden  sie  jenes  "Netz  der  Unterdrük- 
kung",  das  Paulus  als  "eine  Symphonie  des  Seufzens"  beschrieben  hat  (vgl.  Rom 
8,22). 

Sexismus,  Rassismus  und  Klassismus  sind  sowohl  personale  als  auch  kollektive 
Äußerungsformen  der  Sünde.  Die  Menschen  wurden  nach  Gottes  Bild  geschaf- 
fen. Es  war  eine  gute  Schöpfung,  und  trotzdem  leben  wir  mit  Angst,  Habgier, 
Neid  und  mit  der  Gier,  andere  Menschen  und  die  Natur  zu  beherrschen  und  zu 
unterwerfen.  Die  Menschen,  männliche  und  weibliche,  waren  dazu  bestimmt, 
verantwortungsbewußte  Diener  zu  sein.  Und  doch  sind  Menschen  zu  verantwor- 
tungslosen Tyrannen  über  andere  Menschen  und  die  Natur  geworden.  Die  Bos- 
heiten unserer  Zeit-  Sexismus,  Rassismus  und  Klassenkonflikte  -  lassen  sich  nicht 
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nur  mit  dem  Hinweis  auf  kulturelle  und  wirtschaftliche  Faktoren  oder  auf  soziale 
und  politische  Strukturen  erklären.  Obwohl  sie  alle  eine  bedeutende  Rolle  im 
menschlichen  Leben  spielen,  müssen  die  Wurzeln  unserer  Kämpfe  in  erster  Linie 
im  Lichte  der  biblischen  Auffassung  von  der  Sünde  gesehen  werden.  Daher  ist  es 
eine  Illusion  zu  glauben,  daß  man  die  Wurzel  des  Bösen  durch  die  Errichtung 
einer  neuen  Ordnung  ausrotten  könnte.  Gleichwohl  darf  unser  Kampf  um  Gerech- 
tigkeit und  Freiheit  nicht  aufhören.  Während  wir  kämpfen,  müssen  wir  uns  fragen, 
welche  Prozesse  und  Mechanismen  in  der  Kirche  und  in  der  Gesellschaft  die 
negativen  Einstellungen  und  Werte  für  die  Menschen  verringern  und  welche  sie 
noch  fördern.  Der  Kampf  gegen  das  Böse  in  unseren  Herzen  und  in  unserer  Welt 
muß  sich  auf  persönlicher  und  auf  sozialer  Ebene  abspielen.  Wir  müssen  diesen 
Prozeß  bei  uns  selbst  beginnen,  indem  wir  um  das  Geschenk  der  Reue  bitten  und 
so  unsere  eigene  Mitschuld  zugestehen  und  bekennen. 

2.  Das  Allumfassende  und  das  je  Besondere  der  Unterdrückung. 

Diesen  Herrschaften  und  Mächten,  die  unser  Leben  und  unsere  Welt  regieren, 
muß  gemeinsam  widerstanden  werden.  Wir  können  es  uns  nicht  erlauben,  ge- 
geneinander zu  arbeiten,  weil  wir  dann  nämlich  gegenseitig  unsere  Anstrengun- 
gen zunichte  machen  und,  indem  wir  uns  untereinander  bekämpfen,  die  Kräfte 
der  Beherrschung  unterstützen  und  so  Veränderungen  auf  Gerechtigkeit  und 
Freiheit  hin  selbst  verhindern.  Wir  können  es  uns  auch  deswegen  nicht  leisten, 
gegeneinander  zu  arbeiten,  weil  wir  nur  so  wenige  sind  und  uns  im  Kampf  ge- 
genseitig brauchen.  Am  wichtigsten  aber  ist  unsere  gemeinsame  Anstrengung, 
weil  der  Kampf  gegen  die  Unterdrückung  und  für  die  Befreiung  universal  ist. 
Keine  einzige  Art  der  Freiheit  wird  für  sich  alleine  die  neue  Schöpfung  zustande 
bringen,  die  ein  Geschenk  Gottes  ist.  Und  doch  ist  jeder  Kampf  für  die  Freiheit 
ein  Zeichen  für  Gottes  Zielrichtung  einer  neuen  Schöpfung,  in  der  wahre  Ge- 
meinschaft wiederhergestellt  und  die  Ausbeutung  zu  Ende  ist.  Die  Botschaft  des 
Evangeliums,  die  in  Marias  "Magnifikat"  verkündigt  wird,  ruft  uns  als  Gemein- 
schaft von  Christen  dazu  auf,  Zeugen  dafür  zu  sein,  daß  Gott  die  Beseitigung  al- 
les dessen  will,  das  die  menschliche  Ganzheit  zerstört  (Lk  1,46-55).  Dieses  Zeug- 
nis fordert  Solidarität  mit  den  Armen,  den  Unterdrückten,  den  an  den  Rand  Ge- 
drängten (Lk  4,18-19).  Gott  hat  uns  als  eine  menschliche  Familie  geschaffen, 
und  wir  sind  nicht  vollkommen  frei  dazu  "Kinder  Gottes"  zu  sein,  solange  nicht 
alle  frei  sind  (Rom  8,21). 

Zugleich  aber  hat  der  Kampf  gegen  Unterdrückung  und  für  Befreiung  jeweils  sein 
ganz  besonderes  Gesicht.  In  verschiedenen  Kontexten  und  Situationen  müssen 
Menschen  für  die  Veränderung  kämpfen,  die  an  diesem  bestimmten  Ort  nötig  ist. 
Ohne  eine  kritische  Analyse  des  in  sich  verschlungenen  Netzes  der  Unterdrük- 
kung  durch  wirtschaftliche,  sexuelle  und  rassistische  Ausbeutung  zu  vernachläs- 
sigen, muß  doch  jeder  von  uns  den  Kampf  für  eine  Veränderung  gegen  eben  die 
Unterdrückung  aufnehmen,  die  uns  in  unserer  jeweiligen  Situation  aufgezwun- 
gen ist. 
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Für  den  Hungernden  ist  Nahrung  der  erste  Schritt  auf  der  Straße  zur  Freiheit.  Für 
den  Reichen  sind  Handlungen,  die  unsere  eigene  Klasse  betrügen,  und  unsere 
Parteinahme  für  die  Armen  der  erste  Schritt  -  und  es  sind  noch  viele  weitere 
Schritte  zu  tun!  Je  mehr  Schritte  wir  machen,  desto  mehr  erkennen  wir  andere 
Teile  des  Netzes  der  Unterdrückung  und  lernen,  unsere  Situation  in  einem  welt- 
weiten Zusammenhang  zu  verstehen.  Personen  und  Gruppen  praktizieren  und  er- 
leiden Unterdrückung  in  verschiedenem  Maße.  Eine  schwarze  Frau  aus  Südafrika 
z.B.  wird  durch  Rassismus,  Klassismus  und  Sexismus  unterdrückt.  Sie  wird  zuerst 
gegen  den  Rassismus  kämpfen,  obwohl  Sexismus  und  Klassismus  mit  ihm  ver- 
bunden sind.  Eine  Frau  aus  Guatemala  könnte  zu  denen  gehören,  die  von  Impe- 
rialismus, Klassismus  und  Sexismus  unterdrückt  werden.  Sie  wird  wahrscheinlich 
zunächst  gegen  den  Imperialismus  kämpfen,  aber  der  Kampf  gegen  die  beiden 
anderen  wird  folgen  müssen.  Eine  weiße  Frau,  die  zur  Mittelklasse  gehört,  ist  viel- 
leicht vom  Sexismus  unterdrückt;  aber  wenn  sie  den  Kampf  auf  diesem  Felde 
beginnt,  muß  er  doch  verbunden  sein  mit  ihrem  Kampf  gegen  Klassismus  und 
Rassismus,  in  Solidarität  mit  denen,  die  in  jeder  Gesellschaft  an  den  Rand  ge- 
drückt sind. 

3.  Internationaler  Tourismus  und  Unterdrückung. 

Bei  unserem  Versuch,  die  Wechselbeziehungen  verschiedener  Formen  der  Un- 
terdrückung zu  verstehen  und  Felder  gemeinsamer  Aktion  für  Befreiung  und  Neue 
Gemeinschaft  zu  finden,  wenden  wir  uns  dem  Handeln/Nachdenken  im  Blick  auf 
den  internationalen  Tourismus  und  die  Prostitution  zu.  Dieses  eine  Beispiel  zeigt 
deutlich,  in  welcher  Art  und  Weise  Unterdrückung  allumfassend  ist  und  dennoch 
je  speziell  und  konkret.  Im  internationalen  Tourismus/Prostitution  erkennen  wir 
die  häßliche  Fratze  des  Rassismus,  Sexismus,  Klassismus.  Die  prostituierte,  zer- 
schlagene und  ausgebeutete  Frau  wird  zu  einer  ausdrucksstarken  Metapher  für 
den  Schmerz  derjenigen  Männer,  Frauen  und  Kinder,  deren  Leben  zerstört  ist.  Ihr 
gequälter  Schrei  ruft  uns  alle  zum  Tun  auf.  (...) 


Die  wirtschaftliche  Unordnung 

1 .  Die  alte  wirtschaftliche  Ordnung. 

In  der  heutigen  Welt  besteht  eine  Unausgewogenheit  zwischen  dem  Bestand  an 
Rohstoffen  und  Gütern  und  der  Verfügung  über  sie.  Der  kleinste  Prozentsatz  der 
Weltbevölkerung  (die  Reichen)  kontrolliert  den  größten  Prozentsatz  der  Weltreich- 
tümer, die  sich  in  den  armen  Ländern  befinden.  Dieses  System  hat  in  jedem  der 
betroffenen  Länder  zu  Massenarmut,  auffallender  Ungleichheit,  sozialen  Unge- 
rechtigkeiten, Militarisierung,  Unkenntnis  und  Angst  unter  den  Menschen  geführt. 
In  den  reichen  wie  in  den  armen  Ländern  beherrschen  Eliten  das  wirtschaftliche 
und  sozialpolitische  System.  Die  daraus  entstehende  Ausbeutung  und  Bedräng- 
nis von  drei  Vierteln  der  Weltbevölkerung  verunstaltet  das  Bild  Gottes  in  jedem 
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von  uns.  Als  Gemeinschaft  von  Frauen  und  Männern  in  der  Kirche  sind  wir  oft 
selbst  Teil  dieses  Systems  gewesen.  Wir  rufen  zur  Buße  auf  und  erkennen,  daß  wir 
als  Frauen  und  Männer  zusammenarbeiten  und  uns  mit  den  Beraubten,  Unter- 
drückten, Armen  und  Ausgebeuteten  identifizieren  sollten,  um  eine  neue  welt- 
weite Gemeinschaft  entstehen  zu  lassen. 

2.  Erfahrungen  der  wirtschaftlichen  Unordnung 

A.  Trennung  von  Familien. 

Der  Imperialismus  trennt  uns  von  unseren  Familien.  Die  Folgen  der  Wanderarbeit 
sind  für  Frauen  und  Männer  verheerend.  In  Südafrika,  Mexiko,  Puerto  Rico  und 
den  Philippinen  verlassen  Männer  ihre  Familien,  um  nach  Arbeitsplätzen  zu  su- 
chen, manchmal  mehr  als  800  Meilen  von  zu  Hause  entfernt.  Die  Frauen  müssen 
zu  Hause  bleiben,  um  für  die  Kinder  zu  sorgen,  und  suchen  selbst  Arbeit,  um  den 
Familienunterhalt  zu  verbessern.  Manchmal  kommen  die  Männer  nie  mehr  zu- 
rück. Ähnliche  Probleme  werden  aus  Europa,  den  Vereinigten  Staaten  und  aus 
allen  Teilen  der  Welt  berichtet. 

Die  Männer  werden  dadurch  ausgebeutet,  daß  sie  entweder  gar  keine  Arbeit  fin- 
den oder  nur  sehr  selten  niedrigen  Lohn  erhalten.  Die  Frauen  werden  doppelt 
ausgebeutet,  weil  sie  eine  Anstellung  finden  und  zugleich  ihre  Pflichten  zu 
Hause  erfüllen  müssen.  In  den  ländlichen  Gebieten  Indonesiens  und  Kenias  ar- 
beiten die  Frauen  den  ganzen  Tag  draußen  in  den  Feldern  und  versorgen  ihre 
Kinder,  während  die  Männer  trinken  und  sich  unterhalten.  In  solcher  Situation 
leiden  die  Frauen  unter  der  Ungleichheit  der  Rollenverteilung  zwischen  Männern 
und  Frauen. 

B,  Multinationale  Gesellschaften. 

Frauen  und  Männer  in  verschiedenen  Teilen  der  Welt  leiden  unter  den  Praktiken 
der  multinationalen  Gesellschaften. 

In  Kenia  versuchen  die  Banken  sich  zu  nationalisieren,  und  der  kenianische 
Handel  entwickelt  sich.  Und  trotzdem  wimmelt  es  noch  von  multinationalen  Ge- 
sellschaften, von  denen  allein  eine  einzelne  um  die  2000  Arbeiter  zu  niedrigem 
Lohn  beschäftigt. 

Asiatische  Länder  wetteifern  um  die  Niederlassung  multinationaler  Gesellschaf- 
ten; in  Südafrika  blühen  diese  Gesellschaften  auf,  während  in  den  Niederlanden 
und  den  Vereinigten  Staaten  Fabriken  schließen  müssen  und  Frauen  und  Män- 
ner ohne  Arbeit  zurücklassen.  Gleichzeitig  werden  in  Indonesien  und  auf  den 
Philippinen  von  diesen  Gesellschaften  Rohstoffe  zu  sehr  geringen  Preisen  einge- 
kauft; diese  Rohstoffe  kommen  dann  in  Form  von  sehr  teuer  verarbeiteten  Gütern 
in  diese  Länder  zurück. 

Die  Reklame  dieser  Unternehmen  läßt  die  wirtschaftlichen,  sozialen  und  kulturel- 
len Probleme  in  den  betreffenden  Ländern  noch  anwachsen.  Die  multinationa- 
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len  Gesellschaften  bauen  Fabriken  in  den  Ländern,  in  denen  die  Arbeitskräfte  bil- 
lig sind  und  der  Gewinn  höher  ist,  während  sie  gleichzeitig  Fabriken  in  der  west- 
lichen Welt  schließen.  Frauen  und  Männer  der  arbeitenden  Klasse  in  der  Ersten 
und  Dritten  Welt  müssen  darunter  leiden. 

C.  Kultureller  und  religiöser  Imperialismus. 

Wirtschaftliche  Unordnung  wird  in  den  Ländern  der  Dritten  Welt  auch  durch  das 

Eindringen  fremder  Kulturelemente  erfahren.  Das  religiöse  und  kulturelle  Gefüge 

der  Gesellschaft  wird  unterminiert,  wo  westliche  Kultur  höher  gewertet  wird.  Auch 

die  Kirchen  haben  dazu  ihr  Teil  beigetragen,  weil  Missionare  die  Einheimischen 

dazu  ermutigt  haben,   ihre  eigene   Kultur  aufzugeben   und  die  westliche  Kultur 

anzunehmen. 

Auf  den  Philippinen  haben  einige  Missionare,  die  von  Kirchen  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  ausgesandt  worden  waren,  den  Menschen  beigebracht,  für  die  Re- 
gierenden zu  beten,  aber  nicht,  sich  am  Kampf  für  die  Befreiung  zu  beteiligen. 

Als  wir  uns  diese  Erfahrungen  vor  Augen  stellten,  wurde  uns  klar,  daß  sie  nach 
Veränderungen  in  den  grundlegenden  Strukturen  der  Gesellschaft  geradezu 
schreien.  Sie  rufen  uns  auf,  gemeinsam  für  die  Errichtung  einer  neuen  wirtschaft- 
lichen Ordnung  zu  arbeiten.  (...) 

Freiheit  und  Gerechtigkeit  in  der  Gemeinschaft 

Wir  halten  daran  fest,  daß  Spiritualität  der  Urquell  unserer  Aktivitäten  zugunsten 
von  Freiheit  und  Gerechtigkeit  ist.  Spiritualität  und  Aktion  sind  nicht  zwei  von- 
einander getrennte  und  voneinander  entgegengesetzte  Dimensionen  unseres 
Lebens,  sondern,  da  unser  Handeln  seine  Inspiration  aus  dem  Glauben  emp- 
fängt, findet  unser  geistliches  Leben  seine  Erfüllung,  wenn  wir  uns  an  Kämpfen 
für  die  Befreiung  und  das  Leben  in  der  ganzen  Welt  beteiligen. 

Als  christliche  Frauen  und  Männer  bekennen  wir  unseren  Glauben  an  Christus  als 
die  Wahrheit,  die  uns  frei  macht,  als  den  einen,  der  alle  befreit,  die  an  Leib  und 
Seele  und  Geist  unterdrückt  sind.  Wir  erkennen  aber,  daß  die  befreiende  Wahr- 
heit des  Christus  nicht  nur  in  und  durch  kirchliche  Institutionen  offenbart  sind, 
sondern  auch  gegenwärtig  ist,  wo  immer  Frauen  und  Männer  zugunsten  der  Un- 
terdrückten in  der  Welt  arbeiten.  Das  bedeutet  allerdings,  daß  wir  als  Christen 
immer  dazu  bereit  sein  müssen,  uns  mit  Schwestern  und  Brüdern  aller  lebendi- 
gen Glaubensrichtungen  zusammenzutun,  die  nach  Freiheit  und  Gerechtigkeit  in 
einer  Neuen  Gemeinschaft  der  Frauen  und  Männer  suchen. 

Wir  halten  daran  fest,  daß  alle  Frauen  und  Männer  frei  sein  sollten,  um  ihre  Mög- 
lichkeiten zu  entwickeln.  Für  viele  Menschen  bedeutet  das  Freiheit  von  Unwis- 
senheit, Ausbeutung,  Hunger,  Armut  und  unterdrückenden  Regierungen.  Diese 
grundlegenden  Notwendigkeiten  des  Lebens  müssen  allen   Menschen  verfügbar 
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sein,  damit  wir  dann  von  Freiheit  zum  Wählen  und  Handeln  als  Frauen  und  Män- 
ner reden  können. 

Frauen  und  Männer  in  reicheren  Ländern  müssen  sich  der  Verhaltensweisen  be- 
wußt sein,  durch  die  ihre  Freiheit  oft  zu  Lasten  von  Frauen  und  Männern  in  ärme- 
ren Ländern  geht  und  deren  Freiheit  einschränkt.  Wenn  wir  nach  einer  Neuen 
Gemeinschaft  von  Schwestern  und  Brüdern  in  der  ganzen  Welt  suchen,  muß  es 
unsere  Verpflichtung  sein,  für  die  Freiheit  eines  jeden  und  von  allem  zu  arbeiten. 
Darum  werden  Schritte  zur  Freiheit  hin  in  verschiedenen  Gesellschaften  und  Kul- 
turen verschiedene  Formen  annehmen  müssen.  Wir  hören  von  Frauen,  die  sich 
an  dem  Boykott  der  südafrikanischen  Früchte  in  der  Bundesrepublik  Deutschland 
beteiligen.  Wir  hören  von  der  Arbeit  für  die  Ausbildung  der  Frauen  im  Sudan.  Wir 
hören  von  indischen  Christen,  die  lieber  ihr  eigenes  kulturelles  Erbe  wiederent- 
decken als  das  westliche,  das  von  Missionaren  gebracht  wurde. 

Wenn  wir  für  die  Freiheit  arbeiten,  glauben  wir,  daß  wir  über  die  Bedeutung  von 
Freiheit  viel  voneinander  lernen  müssen.  Während  in  westlichen  Kulturen  die 
Freiheit  des  Individuums  betont  wurde,  ist  in  östlichen  Kulturen  die  Freiheit  als 
ein  Wert  des  Lebens  in  der  Gemeinschaft  hervorgehoben  worden.  In  diesem  Ge- 
meinschaftszusammenhang sind  Lieben  und  Teilen  wichtiger  als  die  Absiche- 
rung der  eigenen  Rechte. 

Diese  Sicht  von  Freiheit  in  der  Gemeinschaft  beleuchtet  das  christliche  Ver- 
ständnis von  Freiheit,  das  die  Freiheit  meint,  Gott  und  der  Gemeinschaft  von 
Schwestern  und  Brüdern  zu  dienen.  Wir  glauben,  daß  für  Christen  Freiheit  die 
Freiheit  ist,  in  das  Bild  Gottes  hineinzuwachsen,  das  offenbart  ist  in  Christus,  des- 
sen Leib  die  Gemeinschaft  von  Frauen  und  Männern  ist. 

Während  wir  als  Christen  glauben,  daß  der  Ruf  nach  Gerechtigkeit  von  funda- 
mentaler Bedeutung  ist,  halten  wir  doch  daran  fest,  daß  Gerechtigkeit  nur  der  An- 
fang ist  auf  dem  Weg  zu  einem  Leben  in  Gemeinschaft.  Auch  wenn  wir  eine 
gleiche  Verteilung  der  Reichtümer  und  Rechte  anstreben,  glauben  wir,  daß  Chri- 
stus uns  zu  einem  Leben  in  einer  Gemeinschaft  der  Liebe  ruft.  Während  Frauen 
traditionell  diejenigen  gewesen  sind,  die  Beziehungen  pflegen  und  die  Liebe 
verkörpern,  stellen  wir  uns  eine  Neue  Gemeinschaft  vor,  in  der  Frauen  und  Män- 
ner alles  gemeinsam  teilen  und  in  Liebe  auf  die  Bedürfnisse  des  anderen  einge- 
hen. Nur  wenn  wir  in  einer  Gemeinschaft  der  Liebe  leben,  werden  wir  Beziehun- 
gen, die  unterdrückend  sind,  überwinden  können. 

Es  ist  die  Botschaft  der  Liebe,  die  wir  als  christliche  Frauen  und  Männer  in  die 
Kämpfe  für  die  Befreiung  hineintragen  müssen,  wo  auch  immer  sie  in  unserer 
Welt  auftreten  mögen.  Das  heißt  nicht,  daß  wir  Schmerzen,  Kummer  und  Ärger 
übersehen  oder  uns  davor  verstecken  sollen.  Die  Kirche  darf  nicht  in  einem  ab- 
geschlossenen Ghetto  verharren.  Sondern  wenn  wir  in  die  Dunkelheit  der  Unter- 
drückung hineingehen,  die  über  der  weiteren  menschlichen   Gemeinschaft  liegt, 
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so  sind  wir  dazu  berufen,  das  Licht  der  Liebe  auszustrahlen,  das  Kampf  in  Hoff- 
nung umwandelt,  genauso  wie  Christus  die  Fesseln  des  Todes  gesprengt  hat  und 
neues  Leben  offenbarte. 

Quelle:  Die  Gemeinschaft  von  Frauen  und  Männern  in  der  Kirche:  Ein  Bericht  der  Konsulta- 
tion des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen,  Sheffield,  England  1981,  hg.v.  Constance  F. 
Parvey,  Neukirchen-Vluyn  1985,  S.  186-189,  192-194,  197 f.  Engl.  Fassung  in:  The  Commu- 
nity of  Women  and  Men  in  the  Church,  ed.  Constance  F.  Parvey,  Geneva,  WCC,  1983 


31  „Triumphierender  Kapitalismus",  soziale  Marktwirtschaft  und  eine 
„lebenszentrierte  Ökonomie" 

CCPD-Seminar,  Berlin  1991 

Die  CCPD-Konsultation  „Utopia  and  Liberation:  Towards  a  Human  World",  die  vom  17.-23. 
November  1991  in  Berlin  stattfand,  reflektierte  die  entwicklungs-  und  wirtschaftsethischen 
Herausforderungen  nach  der  politischen  Wende  in  Osteuropa  und  dem  scheinbar  unaufhalt- 
samen Sieg  des  „kapitalistischen  Systems"  als  dem  einzig  verbleibenden  Weltsystem.  Drei 
Hauptthemen  werden  im  60-seitigen  Schlußbericht  ausführlich  behandelt:  das  neue  Para- 
digma einer  lebenszentrierten  Ökonomie  („Economy  and  Life"),  Wirtschaftliche  und  soziale 
Partizipationsrechte  („Democracy  and  people's  participation")  sowie  die  Stärkung  der  Zivilge- 
sellschaft („New  social  order,  civil  society  and  socialist  ideals").  Im  folgenden  werden  einige 
Abschnitte  zum  Thema  einer  lebenszentrierten  Ökonomie  wiedergegeben. 


Nach  Angaben  der  Weltbank  leben  mehr  als  eine  Milliarde  Menschen,  ein  Fünf- 
tel der  Weltbevölkerung  von  weniger  als  einem  Dollar  pro  Tag  -  das  ist  ein  Le- 
bensstandard, den  Westeuropa  und  die  Vereinigten  Staaten  vor  mehr  als  zwei- 
hundert Jahren  kannten.  Der  tragische  Widerspruch  der  internationalen  Finanzor- 
ganisationen besteht  darin,  daß  sie  -  während  sie  rhetorisch  Armut  zum  bren- 
nendsten Problem  dieses  Jahrhunderts  erklären  -  doch  gleichzeitig  stillschwei- 
gend die  Opferung  von  Millionen  von  Menschen  für  ihre  strukturellen  Anpas- 
sungsprogramme akzeptieren. 

Wir  befinden  uns  nun  im  Zeitalter  des  „triumphierenden  Kapitalismus".  Dennoch 
müssen  wir  fragen:  Wie  steht  es  mit  den  Kriterien  der  Rechenschaftspflichtigkeit 
und  der  Legitimität  im  Blick  auf  die  Beurteilung  dieses  Systems?  Auch  der  ge- 
genwärtige Kapitalismus  muß  nach  seiner  Leistung  beurteilt  werden,  danach,  wie 
weit  er  Armut  und  Elend  beseitigt  und  wie  weit  er  das  Wohlergehen  der  gesamten 
„oikumene",  der  ganzen  bewohnten  Erde,  fördert  und  zu  Gerechtigkeit  und 
menschlicher  Würde  beiträgt. 

Einige  wenige  Länder  und  eine  Minderheit  privilegierter  Menschen,  darunter 
auch  solche  im  Süden,  kontrollieren  die  größten  Anteile  der  Weltwirtschaft  und 
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Reichtümer  dieser  Erde.  Niemals  je  zuvor  hat  die  Welt  solch  eine  ungleichmä- 
ßige Zentralisierung  gesehen.  Die  „Gruppe  der  Sieben"  und  der  sogenannte 
„Kapitalismus  der  Zentren"  mit  seinen  800  Millionen  Menschen  kontrolliert  mehr 
technologische,  wirtschaftliche  und  militärische  Macht  und  Information  als  der 
verbleibende  Rest  der  4000  Millionen  Menschen  im  Süden.  (...) 
Die  Welt  wird  „eins",  doch  dies  geschieht  nicht  ohne  eine  erhebliches  Maß  an 
Polarisierung,  sowohl  auf  der  lokalen  wie  der  globalen  Ebene,  zwischen  Kapital 
und  Arbeit,  zwischen  dem  formellen  und  dem  informellen  Sektor,  zwischen  Bür- 
gern und  Menschen  in  der  Marginalität.  Wir  erfahren  eine  Welt  der  globalen 
Apartheid  im  sozio-ökonomischen  Sinne  (...)  Wie  können  wir  uns  auf  neue  Visio- 
nen und  Strategien  nach  dem  Zusammenbruch  des  bürokratischen  Typs  des  So- 
zialismus bzw.  des  Staatskapitalismus  ausrichten  in  einer  Zeit,  in  der  ein 
„triumphierender  Kapitalismus"  sich  überall  durchgesetzt  zu  haben  scheint?  (...) 

1)  Elementare  und  historische  Analyse  des  Kapitalismus 

Ist  der  Kapitalismus  eine  überlebensfähige  (sustainable;  Hg.)  Wirtschaftsordnung? 
Das  Paradigma  des  Kapitalismus  und  der  Modernisierung  bestand  in  der  Defini- 
tion wirtschaftlichen  Wachstums  in  Gestalt  der  Maximierung  des  Outputs.  Dieses 
Elementarprinzip  der  „Mehrproduktion",  das  in  der  Marktwirtschaft  verwurzelt  ist, 
zieht  das  Leben  sowohl  der  Menschen  wie  der  natürlichen  Umwelt  in  Mitleiden- 
schaft, es  führt  zur  Verarmung  von  Menschen  und  zur  Zerstörung  der  Schöpfung. 
Die  soziale  und  ökologische  Situation  von  zwei  Dritteln  der  Welt  ist  katastrophal 
geworden.  Der  Triumph  des  Kapitalismus  ist  kein  Beweis  für  die  Überlebensfähig- 
keit dieses  Modells,  sondern  viel  eher  ein  Zeichen  seiner  zerstörerischen  Kraft 
und  wachsender  Disparitäten.  (...)  Der  Kapitalismus  hat  die  Fähigkeit,  sich  auf 
neue  historische  Situationen  einzustellen,  sie  sogar  auszunutzen.  Wir  müssen 
deshalb  zu  einer  tieferen  Analyse  der  verschiedenen  kulturellen  und  institutionel- 
len Formen  und  Rahmenbedingungen  des  Kapitalismus  gelangen  und  sie  in  hi- 
storischer Perspektive  vorantreiben.  Wr  müssen  die  Annahme  demaskieren,  daß 
ein  Wirtschaftswachstum,  das  auf  die  bloße  „Maximierung  des  Outputs"  ausge- 
richtet ist,  verbunden  mit  gewissen  Formen  der  Umverteilung,  in  der  Lage  sein 
wird,  die  schwierigen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Dilemmata,  denen  wir  heute 
gegenüberstehen,  zu  lösen. 

2)  Eine  lebensförderliche  Ökonomie 

Wirtschaftliche  Aktivität  ist  in  einer  mindestens  dreifach  unterscheidbarer  Weise 
auf  die  Förderung  des  Lebens  bezogen: 

•  Sie  sollte  die  elementaren  Lebensgarantien  („guarantees  of  life";  Hg.)  sicher- 
stellen. Der  klassische  Ansatz  bei  den  Grundbedürfnissen  ist  hier  nicht  ausrei- 
chend, weil  er  noch  zu  sehr  auf  das  Wachstumsmodell  bezogen  ist.  Heutzu- 
tage wird  mit  den  elementaren  „Lebensgarantien"  vor  allem  und  spezifisch  das 
Überleben  der  am  stärksten  verelendeten   Menschen   bezeichnet.    Dieses  Be- 
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stehen  auf  dem  Lebensrecht  impliziert  eine  Zurückweisung  des  gegenwärtigen 
Systems,  das  zum  Tode  führt. 

•  Sie  sollte  ferner  die  Regeneration  der  natürlichen  Lebenskreisläufe  für  alle 
Lebewesen  sicherstellen. 

•  Sie  sollte  schließlich  die  Voraussetzungen  des  Lebens  für  zukünftige  Genera- 
tionen schützen. 

Das  grundlegende  biblische  Prinzip  für  eine  lebenszentrierte  Ökonomie  ist  Ge- 
rechtigkeit, d.h.  die  Aufrechterhaltung  von  gerechten  Beziehungen.  Lebensför- 
derlichkeit  bedeutet  deshalb  eine  Art  des  Wachstums,  das  in  der  Ausdehnung  von 
Beziehungen  besteht.  Ein  lebenszentriertes  Verständnis  von  Wachstum  bedeutet 
deshalb  im  Gegensatz  zur  Akkumulation  bloßen  Reichtums,  der  letztlich  Tod  be- 
deutet, die  Zunahme  sozialer  Partizipation,  eine  Steigerung  von  gegenseitiger 
Verantwortlichkeit  und  Verantwortung  gegenüber  der  Umwelt,  eine  Zunahme  an 
Hoffnung. 

Das  frühere  Konzept  der  „gerechten,  partizipatorischen  und  überlebensfähigen 
Gesellschaft"  sollte  deshalb  von  neuem  aufgegriffen  und  nun  in  einer  Weise  aus- 
buchstabiert werden,  die  die  Grundelemente  einer  lebenszentrierten  Ökonomie 
enthält.  (...) 

Die  sogenannte  „soziale  Marktwirtschaft"  kann  nicht  als  eine  lebenszentrierte 
Ökonomie  angesehen  werden,  weil  sie  in  ein  transnationales  System  eingebaut 
wurde,  das  auf  der  Maximierung  des  „Output-Prinzips"  der  Wirtschaft  beruht 
(Wachstum  als  quantitative  grenzenlose  Steigerung  des  Outputs). 
Ihren  Treibstoff  und  Antrieb  erhält  diese  Wirtschaftsform  durch  den  Gesamtbe- 
stand der  übrigen  Ressourcen  der  Welt.  Das  Prädikat  „sozial"  bezieht  sich  dann 
nur  auf  Mechanismen  der  Umverteilung  innerhalb  des  begrenzten  Sektors  derje- 
nigen, die  in  die  Ökonomie  integriert  sind  und  auch  dies  nur  bis  zu  einem  gewis- 
sen Maß. 

Was  wir  insgesamt  im  neoliberalen  Modell  des  „Wachstums  durch  eine  output- 
orientierte Ökonomie"  erfahren,  ist  im  großen  und  ganzen  ein  Prozeß  der  zuneh- 
menden Zerstörung  des  Lebens  und  der  Erschütterung  lokaler  soziopoiitischer 
und  kultureller  Beziehungsnetzwerke. 

Was  sind  hier  geeignete  Gegenstrategien  oder  Elemente  davon? 

a)  Ein  erster  Punkt  besteht  darin,  sich  klarzumachen,  daß  es  so  etwas  wie  einen 
wirklich  „freien  Markt"  nicht  gibt,  weil  ein  Markt,  der  insgesamt  darauf  ausge- 
richtet ist,  daß  sich  Kapital  in  immer  weniger  Händen  akkumuliert,  nicht  als 
frei  bezeichnet  werden  kann,  sondern  durch  und  durch  als  manipuliert  durch 
die  großen  Mächte  gelten  muß.  Die  wichtigsten  Träger  dieser  Macht  sind  das 
Finanzkapital,  gefolgt  durch  das  Industrie-,  Handels-,  Technologie-  und  Kom- 
munikationskapital. Diese  Mächte  haben  nicht  nur  die  internationalen  Finan- 
zinstitutionen wie  den  Weltwährungsfonds  und  die  Weltbank,  sondern  auch 
GATT  und  den  Weltwirtschaftsgipfel  der  G7  fest  in  der  Hand.  (...) 
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b)  Deshalb  schlagen  wir  vor,  ein  „Tribunal  gegen  ökonomische  Gewalt"  ins  Le- 
ben zu  rufen  oder  bei  seiner  Erschaffung  mindestens  zu  helfen.  Dieses  Tribu- 
nal sollte  Organisationen  von  marginalisierten  Bevölkerungsgruppen,  von 
NGOs  und  auch  von  Regierungen  zusammenbringen,  die  bereit  dazu  sind,  die 
Gewaltanwendung,  die  durch  die  Folgen  des  gegenwärtig  existierenden  Sy- 
stems gegenüber  den  Menschen  geschieht,  öffentlich  bloßzustellen; 

c)  Auf  der  positiven  Seite  könnten  folgende  Alternativen  entwickelt  und  gestärkt 
werden: 

•  lokale,  lebenszentrierte  Marktstrukturen; 

•  Mechanismen  einer  Sozialberichterstattung; 

•  die  Entwicklung  eines  „Index  sozialer  und  wirtschaftlicher  Lebensqualität" 
(quality  of  life  index;  Hg.),  der  dazu  dienen  sollte,  die  gegenwärtigen, 
wachstumsorientierten  Instrumente  der  Beurteilung  -wie  z.B.  das  Bruttoso- 
zialprodukt -  zu  ersetzen  durch  lebenszentrierte  Kriterien; 

•  doch  alle  diese  Bemühungen  werden  scheitern,  wenn  wir  nicht  auch  neue 
lebensorientierte  internationale  Institutionen  aufbauen,  wie  sie  z.B.  in  der 
Kampagne  zur  Reform  der  Bretton  Woods  Institutionen  von  Davison 
Budhoo  (Enough  is  Enough,  New  Horizon  Press,  New  York,  1990)  aufge- 
zeigt werden. 

Quelle:  Utopia  and  Liberation  -  Towards  a  Human  World.  Summary,  Reports  and  Comments 
on  a  CCPD-Seminar  in  Berlin,  17-22  November  1991,  ed.  by  Israel  Batista,  WCC,  Geneva 
1992,  p. 29-33  (eigene  Übersetzung) 
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32      Überlebenschancen  der  Menschheit  bedroht 

CCPD  vor  dem  Zentralausschuß,  Berlin  (West)  1974 

Die  Frage  nach  der  Wirtschaftsordnung  wurde  bereits  in  der  vorinstitutionellen  Phase  der 
ökumenischen  Bewegung  thematisiert  (vgl.  Sektion  III,  Oxford  1937,  hier  Text  6).  Auch  1948 
in  Amsterdam  (Sektion  III,  „Die  Kirche  und  die  Auflösung  der  gesellschaftlichen  Ordnung", 
hier  Text  7)  sowie  in  Evanston  1954  und  auf  der  Genfer  Weltkonferenz  1966  (Sektion  IM) 
wurde  intensiv  über  Fragen  der  Wirtschaftsordnung  in  der  Spannung  zwischen  den  Konzep- 
tionen des  Kapitalismus  und  des  Sozialismus  diskutiert,  im  folgenden  wird  ein  CCPD-Stu- 
dientext  dokumentiert,  der  die  Diskussion  über  eine  gerechte  Wirtschaftsordnung  im  Hori- 
zont der  Entwicklungsdiskussion  aufnimmt  und  erstmals  die  Forderung  nach  einer  neuen 
Weltwirtschaftsordnung  artikuliert. 


/.  Einführung 

Ungewißheit  ist  heute  das  allgegenwärtige  Merkmal  des  internationalen  Wirt- 
schaftslebens. 

Gewißheit  besteht,  eindeutig  und  in  ständig  zunehmendem  Maße,  über  die  un- 
mittelbarste und  bösartigste  Bedrohung  des  menschlichen  Lebens,  die  da  heißt: 
Nahrungsmittelknappheit,  Hunger,  Unterernährung. 

Gewißheit  besteht  eindeutig  über  das  Faktum  der  Massenarmut  in  der  ganzen 
Welt.  Armut  ist  das  Schicksal  von  mehr  als  zwei  Dritteln  der  Menschheit. 

Gewißheit  besteht  eindeutig  über  die  unausweichliche  Tatsache,  daß  Mitte  1974 
4  Milliarden  Menschen  auf  der  Erde  leben.  Alljährlich  wächst  die  Weltbevölke- 
rung um  75-80  Millionen,  d.h.  um  200  000  pro  Tag.  In  den  nächsten  25  Jahren 
werden  es  7  Milliarden  Menschen  sein;  die  überwiegende  Mehrheit  wird  die  Le- 
gion derer,  die  unter  den  Bedingungen  der  Massenarmut  leben,  noch  verstärken. 

Ungewißheit  besteht  andererseits  in  fundamentalen  Fragestellungen,  die  das 
menschliche  Leben  betreffen. 
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Ungewiß  ist  zunächst  einmal,  ob  die  Menschheit  in  der  Lage  sein  wird,  ihre  Si- 
tuation, die  ihr  über  den  Kopf  zu  wachsen  droht,  klar  zu  erkennen. 

In  Erklärungen,  in  denen  jeder  seine  eigenen  politischen  Interessen  vertritt, 
schleichen  sich  Verschleierungstaktiken  ein.  Die  wichtigsten  Werkzeuge  dieses 
Obskurantismus  sind  „Nothilfe"-Programme  (die  zwar  humanitäre  Ziele  verfolgen 
und  notwendig  sind)  und/oder  sehr  langfristige,  wissenschaftlich-theoretisch 
orientierte  Studien  zur  Herbeiführung  eines  Strukturwandels  im  Leben  der  Gesell- 
schaft, wenn  sie  losgelöst  von  den  Bedingungen  des  tagtäglichen  Lebens  durch- 
geführt werden.  Der  Entschluß,  bereits  erarbeitete  und  vernünftige  Grundsatzent- 
scheidungen zur  Veränderung  der  -  politischen  oder  wirtschaftlichen  - 
Machtstrukturen  in  einer  Zeitspanne  in  die  Tat  umzusetzen,  die  für  die  heute  le- 
bende Generation  irgendeinen  Sinn  hat,  wird  sorgsam  oder  skrupellos  vermieden. 

Ungewiß  ist  auch,  ob  die  Menschheit  in  der  Lage  sein  wird,  die  derzeitigen  Struk- 
turen und  Mechanismen  von  Beherrschung  und  Abhängigkeit  zu  durchbrechen 
und  zu  zerstören  und  dem  Standpunkt  derer  Vorrang  einzuräumen,  die  die  Opfer 
sind,  wenn  Pläne  ausgearbeitet,  „wissenschaftliche  Modelle"  konzipiert,  Grund- 
satzentscheidungen in  die  Tat  umgesetzt  und  Beschlüsse  gefaßt  werden.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  daß  niemand  diesen  Standpunkt  besser  vertreten  kann,  als  die 
Menschen,  die  unter  der  Ungerechtigkeit  leiden  und  das  unmittelbarste  Interesse 
an  einem  tiefgreifenden  Wandel  haben.  Dabei  muß  man  sich  aber  darüber  im 
klaren  sein,  daß  dies  gerade  die  Menschen  sind,  die  am  wenigsten  zu  Wort  kom- 
men, wenn  Entscheidungen  über  die  zukünftige  Entwicklung  des  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Lebens  -  Entscheidungen,  die  sie  am  unmittelbarsten  angehen  -  ge- 
troffen werden.  In  vielen  Gebieten  der  Welt  bereitet  sich  soziale  Unrast  unauf- 
haltsam aus. 

Ungewiß  ist  auch,  ob  die  Ressourcen  unseres  Planeten  ausreichen  werden,  um 
das  Fundament  unserer  Welt,  die  aus  unseren  wissenschaftlichen  Erkenntnissen 
hervorgegangene  Technik,  mit  allem  Nötigen  zu  versorgen.  Die  größte  Ungewiß- 
heit herrscht  in  der  Frage,  ob  die  Energiequellen  der  Welt  ausreichen,  um  den 
Anforderungen  des  Wirtschaftswachstums  gerecht  zu  werden  und,  insbesondere 
auf  kurzfristige  Sicht,  genügend  Düngemittel  zur  Steigerung  der  Nahrungsmittel- 
produktion zu  liefern. 

Ungewißheit  besteht  auch  über  die  Zusammensetzung  des  Güterangebots,  das  in 
den  Überflußländern  produziert  werden  soll.  Manchen  Angaben  zufolge  werden 
in  den  Überflußländern  zum  Beispiel  jährlich  ca.  250  -  300  Milliarden  Dollar  für 
die  Herstellung  von  Waffen  und  Rüstungsgegenständen  aufgewendet,  wobei  sich 
diese  Art  Aufwendungen  alle  12  Jahre  verdoppelt.  Das  Güterangebot,  nach  dem 
bestimmt  wird,  welches  Niveau  die  „Qualität  des  Lebens"  erreicht  hat,  wird  inzwi- 
schen schärfer  unter  die  Lupe  genommen.  Die  immer  tiefer  werdende  Kluft  zwi- 
schen arm  und  reich  und  die  perverse  Wechselbeziehung   zwischen  den  Fakto- 


162 


IM. 2  Wirtschaftsordnung 

ren,  die  dazu  führen,  daß  ein  Teil  der  Menschheit  ein  „untaugliches  Leben"  führt, 
während  ein  anderer  in  maßlosem  Überfluß  lebt,  treten  immer  deutlicher  zutage. 

Ungewißheit  besteht  auch  im  Weltwahrungssystem  -  ein  an  sich  schon  schwieri- 
ges Problem,  das  jedoch  um  so  stärker  beunruhigt,  als  es  ein  unübersehbares 
Symptom  für  eine  allgemeine  wirtschaftliche  Malaise  ist;  in  den  Wirtschafts- 
systemen zahlreicher  Industrie-  und  Entwicklungsstaaten  sind  Rezessionstenden- 
zen zu  beobachten,  hartnäckig  hohe  Inflationsraten  in  den  Industriestaaten  wer- 
den in  die  Entwicklungsländer  exportiert  und  lang-  wie  kurzfristige  Anpassungs- 
mechanismen in  den  Zahlungsbilanzen  erweisen  sich  infolge  der  in  die  Höhe 
geschnellten  Preise  für  Nahrungs-  und  Düngemittel  und  Erdöl  ais  notwendig. 
Handel,  Wechselkurse  und  Hilfsmaßnahmen  werden  folglich  zu  Waffen  im  Kampf 
ums  wirtschaftliche  Überleben  und  im  Wettbewerb  und  sind  nicht  länger,  wie 
manch  einer  bisher  geglaubt  hat,  rein  wirtschaftliche  Instrumente. 

Inmitten  all  jener,  die  sich  nach  mehr  Gerechtigkeit  sehnen,  müssen  Christen  be- 
reit sein  mitzuhelfen,  wenn  es  darum  geht,  Ungewißheiten  in  positive  Gewißhei- 
ten zu  verwandeln,  müssen  sie  den  Mut  besitzen,  die  vielen  positiven  und  uner- 
warteten Möglichkeiten,  die  sich  auf  dem  Weg  zu  einer  gerechten  Ordnung  er- 
öffnen, aufzuzeigen  und  die  Bedingungen  für  einen  Entwicklungsprozeß,  der  von 
mehr  Hoffnung  getragen  ist,  klar  beim  Namen  zu  nennen.  „Es  ist  aber  der  Glaube 
eine  gewisse  Zuversicht  des,  das  man  hofft,  und  ein  Nichtzweifeln  an  dem,  das 
man  nicht  sieht."  (Heb.  11,1).  (...) 

IV.  Herausforderung  für  die  Kirchen 

(...)  Welchen  konkreten  Beitrag  können  die  Kirchen  in  dieser  Krisensituation  lei- 
sten? Wir  wollen  Macht  und  möglichen  Einfluß  der  Kirchen  ganz  sicherlich  nicht 
überschätzen,  doch  sind  wir  davon  überzeugt,  daß  sie  eine  wichtige  Rolle  spie- 
len können,  wenn  es  darum  geht,  eine  Situation,  in  der  unsere  Überlebenschan- 
cen bedroht  sind,  zu  bewältigen  und  uns  den  Weg  zu  weisen  zu  neuen  Wertvor- 
stellungen und  Gesellschaftsstrukturen,  in  denen  Menschlichkeit  und  Gerechtig- 
keit herrschen.  Mit  Nachdruck  verweisen  wir  hier  auf  vier  Aktionsbereiche,  die 
aufs  engste  miteinander  verflochten  sind. 

Auf  der  Ebene  der  internationalen  Strukturen  müssen  die  Kirchen  sich  dafür  ein- 
setzen, daß  in  den  internationalen  Beziehungen  „neue  Spielregeln"  zum  Tragen 
kommen.  Diese  neuen  Regeln,  (die  beispielsweise  im  internationalen  Besteue- 
rungssystem in  neuen  Handelsstrukturen,  in  den  Beratungen  der  UNO  über  Um- 
weltprobleme und  die  Nutzung  der  Ressourcen  des  Meeresbodens  Anwendung 
finden  sollten)  haben  ein  zentrales  und  alle  anderen  Gesichtspunkte  überragen- 
des Ziel:  sie  sollen  den  ärmeren  Nationen  erheblich  mehr  Macht  verleihen,  da- 
mit sie  Politik  und  Arbeit  der  Vereinten  Nationen  in  Zukunft  stärker  beeinflussen 
können.  Diejenigen  Empfehlungen  der  Sechsten  Außerordentlichen  Sitzungspe- 
riode der  UN-Generalversammlung,  die  auf  eine  Stärkung  dieser  Macht  abzielen, 
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halten  wir  in  diesem  Zusammenhang  für  ein  ermutigendes  Zeichen.  Daneben 
müssen  die  Kirchen  -  und  dies  ist  gleichermaßen  wichtig  -  die  Bemühungen  der 
armen  Nationen  um  eine  Intensivierung  ihrer  Beziehungen  untereinander  und 
eine  Konsolidierung  ihrer  Verhandlungsposition  in  der  Welt  unterstützen  und  die- 
sen Bemühungen  Verständnis  entgegenbringen.  Die  reichen  Länder  müssen  be- 
greifen, daß  eine  solche  Zusammenarbeit  und  Einheit  Mittel  sind,  die  eine  ge- 
rechtere Neuverteilung  der  Weltressourcen  ermöglichen  und  neben  anderen  Fak- 
toren Lebensfähigkeit  und  Lebensdauer  der  Weltwirtschaft  insgesamt  gesehen 
stärken. 

Eine  Weigerung  der  reichen  Nationen,  der  Forderung  nach  einer  Neustrukturie- 
rung  der  internationalen  politischen  und  wirtschaftlichen  Beziehungen  nachzu- 
geben, würde  katastrophale  Folgen  nach  sich  ziehen.  Eine  Politik,  die  nur  die 
eigenen  Interessen  berücksichtigt  und  darauf  abgestellt  ist,  die  Hegemonie  und 
Macht  der  Reichen  zu  bewahren,  kann  die  Spannungen,  Konflikte  und  die  Kon- 
frontation zwischen  arm  und  reich  nur  noch  verschärfen. 

Während  man  mit  Nachdruck  und  Energie  auf  diese  fundamentalen  Veränderun- 
gen in  der  Weltordnung  hinzuwirken  sucht,  wird  es  weiterhin  zu  Notsituationen 
kommen,  zum  Teil  verursacht  durch  die  mit  diesen  Veränderungen  einherge- 
henden Spannungen  und  Diskontinuitäten;  und  hier  ist  ein  aktives  Eingreifen  der 
Kirchen  erforderlich.  Als  wichtigstes  Beispiel  wäre  hier  die  Verpflichtung  zu  nen- 
nen, jede  nur  mögliche  Anstrengung  zu  unternehmen,  um  wenigstens  den  Min- 
destnahrungsmittelbedarf  der  Weltbevölkerung  zu  decken.  Ein  weiteres  Beispiel 
wäre  die  Einleitung  von  Programmen  zur  Neufestsetzung  des  Zeitplans  für  Hilfe- 
leistungen und  Schuldendienste,  um  auf  diese  Weise  die  unerträglichen  Verzer- 
rungen in  den  Wirtschaftssystemen  der  ärmsten  Nationen  zu  korrigieren.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  daß  es  schwierig  sein  wird,  die  richtige  Kombination  von  Nothilfe- 
maßnahmen und  grundlegenden  Veränderungen  zu  finden;  ganz  sicherlich  wird 
es  in  der  Frage  ihrer  relativen  Bedeutung  und  ihrer  Wirksamkeit  Meinungsver- 
schiedenheiten geben.  Doch  müssen  beide  Elemente  im  Einsatz  der  Kirchen  für 
die  Entwicklung  auf  der  Ebene  der  internationalen  Beziehungen  und  Strukturen 
ihren  Platz  haben. 

Eine  neue  gerechte  Ordnung  unter  den  Völkern  der  Welt  stellt  an  die  Erneue- 
rung, zu  der  Christen  aufgerufen  sind,  noch  andere  Anforderungen.  Wenn  die 
Tatsache  erwiesen  ist,  daß  eine  Beibehaltung  der  Konsumgewohnheiten  und  des 
Lebensstandards  der  reichen  Nationen  untragbar  ist,  dann  läßt  sich  dieses  Pro- 
blem nicht  damit  lösen,  daß  man  von  den  armen  Nationen  verlangt,  sie  sollten 
auf  das  für  die  Verwirklichung  ihrer  legitimen  nationalen  Bestrebungen  erforder- 
liche Wrtschaftswachstum  verzichten;  im  Gegenteil,  es  sind  die  wohlhabenden 
und  insbesondere  die  reichen  Nationen,  von  denen  man  eine  Änderung  ihres 
Lebensstils  und  eine  Wiedereinsetzung  von  Einfachheit,  Sparsamkeit  und  Mit- 
einanderteilen  die  dem  Christen  geboten  sind,  verlangen   muß.  Den  Hungrigen 
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muß  Brot  gegeben  werden  und  diejenigen,  die  Brot  haben,  muß  nach  Gerech- 
tigkeit verlangen. 

Die  Beschäftigung  mit  den  Problemen  der  Entwicklung  und  der  sozialen  Gerech- 
tigkeit sollte  uns  nicht  den  Blick  dafür  verstellen,  daß  einem  Wandel  auf  lokaler 
und  regionaler  Ebene  außerordentliche  Bedeutung  zukommt.  Ein  Wandel  auf 
diesen  Ebenen  kann  in  strategischer  Hinsicht  bedeutsam  sein  und  langfristige 
Auswirkungen  haben.  Es  ist  nicht  mehr  möglich,  echte  Entwicklung  losgelöst  zu 
sehen  von  einer  Bewegung  für  Freiheit  und  soziale  Gerechtigkeit,  an  der  das 
ganze  Volk  teilhaben  muß.  Soziale  Gerechtigkeit,  Eigenständigkeit  und  partizi- 
patorische  Entwicklungsmodelle  werden  mehr  und  mehr  zu  den  wahren  Funda- 
menten des  Entwicklungsprozesses  und  müssen  daher  im  Einsatz  der  Kirchen  für 
einen  sozialen  Wandel  eine  grundlegende  und  wesentliche  Rolle  spielen.  Durch 
die  Dialektik  von  Experiment  und  Reflexion  müssen  wir  lernen,  mit  den  Unter- 
drückten zu  arbeiten  und  ihnen  Macht  zu  übertragen,  ohne  sie  dadurch  abhän- 
gig zu  machen  von  Vermittlern,  die  eigene  Interessen  verfolgen,  die  den  Interes- 
sen der  Armen  entgegengesetzt  sind.  Die  Kirchen  müssen  sich  davor  hüten,  der 
Faszination  durch  die  sichtbare  Macht  der  Mächtigen  zu  unterliegen,  denn  da- 
mit würden  sie  Gefahr  laufen,  die  Unnachgiebigkeit  und  Kompromißlosigkeit  der 
Mächtigen  in  der  Verteilung  ihrer  angestammten  Interessen  zu  unterschätzen. 

Indem  sie  Menschen,  die  an  den  Rand  der  Gesellschaft  verdrängt  worden  sind, 
dabei  hilft,  sich  der  Ausbeutung,  deren  Opfer  sie  sind,  auf  kritische  Weise  bewußt 
zu  werden,  indem  sie  den  Unterdrückten  dabei  hilft,  einen  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Wandel  auf  lokaler  Ebene  zu  bewirken,  setzt  die  Kirche  einen  kumu- 
lativen Prozeß  in  Gang,  der  schließlich  zu  einer  totalen  Umwandlung  des  Sy- 
stems führen  kann.  Wie  man  diese  Menschen  erreichen,  wie  man  mit  ihnen  ar- 
beiten und  wie  man  von  ihnen  lernen  kann  -  das  sind  die  Fragen,  die  sich  die 
Kirchen  in  erster  Linie  vorlegen  müssen,  wenn  sie  die  Entwicklung  auf  lokaler 
Ebene  fördern  wollen. 

Schließlich  müssen  sich  die  Kirchen,  was  ihre  eigene  Mitgliedschaft  betrifft,  ei- 
ner erzieherischen  Aufgabe  unterziehen,  müssen  sie  sich  den  großen  potentiel- 
len Einfluß  ihrer  Glieder  zunutzemachen.  Die  bestehenden  Gesellschaftsordnun- 
gen und  -Systeme  müssen  eingehend  analysiert  werden,  damit  man  erkennt,  wie 
es  kommt,  daß  die  Systeme,  die  bewirken,  daß  die  Reichen  immer  reicher  wer- 
den, häufig  gerade  die  Systeme  sind,  die  die  Armen  noch  ärmer  machen.  Ver- 
schwenderische Konsumgewohnheiten,  Umweltverschmutzung,  verfehlte  Nut- 
zung der  natürlichen  Ressourcen,  Rüstungstechnik  und  ein  Wirtschaftssystem,  in 
dem  bereits  bestehenden  Machtzentren  immer  noch  mehr  finanzielle  Mittel  zu- 
geführt werden,  verschärfen  die  fundamentalen  Widersprüche  zwischen  arm  und 
reich.  Die  Glieder  der  Kirche  müssen  erkennen,  daß  unser  heutiges  Weltwirt- 
schaftssystem die  Gerechtigkeit  und  die  Überlebenschancen  der  Menschheit 
ebenso  sehr  bedroht  wie  die  immer  und  überall  erwähnte  Bevölkerungsexplosion 
und  der  Hunger  -  so  real  diese  Gefahren  auch  sein  mögen.  Das  heißt  also,  daß 
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nicht  nur  den  Armen  und  Unterdrückten  ein  politisches  Bewußtsein  vermittelt  und 
ihnen  die  Möglichkeit  der  Teilhabe  an  der  Macht  geboten  werden  muß;  gleich- 
zeitig und  in  gleichem  Maße  muß  auch  bei  den  Reichen  ein  neues  Bewußtsein 
geweckt  werden. 

Auf  allen  drei  Ebenen  (in  den  internationalen  Beziehungen,  in  den  aktiven  Be- 
strebungen der  Menschen  am  Ort  und  in  der  entwicklungspolitischen  Bewußt- 
seinsbildung) trägt  die  Kirche  eine  ungeheure  Verantwortung.  Doch  abgesehen 
von  diesen  drei  Aktionsbereichen  haben  die  Kirchen  die  fundamentale  Aufgabe, 
die  Hoffnung  lebendig  zu  erhalten  aus  der  Überzeugung  heraus,  daß  Gottes  Wir- 
ken in  dieser  seiner  Welt  lebendig  ist,  auf  daß  alle  Dinge  neu  werden.  Wenn  man 
so  will,  mag  man  in  der  Entwicklungskrise  lediglich  eine  Bedrohung  unserer  Über- 
lebenschancen sehen,  die  die  Reichen  und  Mächtigen  dazu  veranlaßt,  sich  in 
ihren  Stellungen  zu  verschanzen  und  Haß  und  Enttäuschung  unter  den  Armen 
immer  stärker  werden  läßt.  Doch  sehen  wir  in  den  neuen  Dimensionen  der  Krise, 
in  der  sich  die  Welt  heute  befindet,  in  erster  Linie  eine  Herausforderung  und  Auf- 
forderung zum  Handeln,  die  uns  möglicherweise  zu  neuer  Hoffnung  und  zu  ei- 
nem neuen  Engagement  hinführen  wird.  Wir  glauben,  daß  Christen  in  dieser 
Krise  eine  Gelegenheit  sehen  können  und  sehen  sollten,  die  es  ihnen  ermög- 
licht, mit  mehr  Nachdruck  und  Energie  an  einer  radikalen  Umwandlung  mensch- 
licher Wertvorstellungen  und  sozialer  Realitäten  mitzuwirken. 

Quelle:  epd-Dokumentation  39/74,  S.77-92,  hier:  S.77f,  90-92;  engl.  Fassung:  Threats  to 
Survival,  in:  Study  Encounter  Vol. 10  (1974)  No.4,  Dokument  NR.SE  6-7. 


33      Die  Wirtschaft  -  eine  Gefahr  für  den  Frieden 

CCIA  vor  dem  Zentralausschuß,  Berlin  (West)  1974 

Die  folgende  Erklärung  des  Exekutivausschusses  der  Kommission  der  Kirchen  für  internatio- 
nale Angelegenheiten  (CCIA)  wurde  dem  ZA  in  seiner  Sitzung  vom  29.  Juli  bis  2.  August 
1974  in  Genf  vorgelegt.  Der  Text  nimmt  Bezug  auf  die  Empfehlung  der  sechsten  Sondersit- 
zung der  Generalversammlung  der  UN,  auf  die  Einrichtung  einer  neuen  internationalen  Welt- 
wirtschaftsordnung (NWWO)  hinzuarbeiten  und  formuliert  dazu  Vorschläge. 


1.  Die  Welt  sieht  einer  realen  Krise  entgegen,  die  die  ganze  Zukunft  der  interna- 
tionalen Gesellschaft  bedroht.  (...) 

2.  Die  menschliche  Rasse  lebt  auf  einem  kleinen  Planeten  mit  großen,  aber  end- 
lichen Ressourcen.  Sie  lebt  hier  seit  langer  Zeit,  ist  aber  auf  einmal  alarmiert  von 
der  ernsten  Gefahr  der  Umweltverschmutzung,  von  einem  weltweiten   Nahrungs- 
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mangel  und  möglicher  Hungersnot,  von  den  Folgen  einer  schnell  wachsenden 
Weltbevölkerung,  von  der  möglichen  Erschöpfung  oder  Begrenztheit  vieler  natür- 
licher Ressourcen  und  von  der  Bedrohung,  die  von  der  wuchernden  Verbreitung 
von  immer  mehr  tödlichen  Kriegswaffen  ausgeht.  Alle  diese  stehen  im  Kontext 
der  zunehmenden  politischen  Spannungen,  die  durch  die  wachsende  Kluft  zwi- 
schen dem  Wohlstand  der  reichen  Nationen  und  der  Armut  der  armen  hervorge- 
rufen werden.  (...) 

3.  Um  die  religiöse  Interpretation  der  Krise  zu  gebrauchen,  die  eine  realistische 
Interpretation  ist:  Diese  lähmenden  Situationen  sind  als  ein  Ausdruck  des  Ge- 
richts zu  verstehen.  Menschen  sind  Haushalter  in  der  Welt,  die  Gott  geschaffen 
hat,  einer  Welt  also,  in  der  Harmonie  und  Frieden  nur  im  Gehorsam  auf  seinen 
Willen  in  der  Beziehung  zwischen  einzelnen,  Gruppen  und  Nationen,  und  zwi- 
schen der  Menschheit  und  der  natürlichen  Welt  möglich  ist.  Die  Haushalter  sind 
ungehorsam  gewesen.  Die  vielseitige  Krise  ist  die  Folge. 

4.  Die  säkulare  Interpretation  ist,  daß  durch  Gleichgültigkeit,  Habgier,  Neid,  Angst 
und  Liebe  zur  Macht  Menschen  eine  nachweislich  ungerechte  Wirtschaftsord- 
nung geschaffen  oder  ihre  Entwicklung  zugelassen  haben.  Für  zu  viele  ist  die 
Folge  Leid,  Elend  und  Unterdrückung.  In  einer  Welt  immensen  wissenschaftli- 
chen Wssens  und  technischen  Könnens  sind  Millionen  unterernährt,  unterprivi- 
legiert, ausgebeutet  und  der  Menschenwürde  beraubt,  während  Ressourcen  und 
Fähigkeiten  auf  die  zügellose  und  tödliche  Ansammlung  von  Zerstörungswaffen 
verschwendet  werden. 

5.  Jede  Generation  in  der  menschlichen  Geschichte  ist  in  den  Systemen,  die  die 
ökonomischen,  sozialen  und  politischen  Beziehungen  der  Einzelnen  regeln,  mit 
Ungerechtigkeit  konfrontiert  gewesen.  Heute  stehen  wir  einem  ungerechten  inter- 
nationalen System  gegenüber,  das  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  von  Natio- 
nen und  Völkern  regelt.  Dieses  System  wird  von  einer  Minderheit  beherrscht,  die 
sich  aus  hochentwickelten  Ländern  zusammensetzt,  die  den  Weltmarkt  kontrollie- 
ren und  die  Zuteilung  der  Ressourcen  der  Welt  in  Übereinstimmung  mit  der  Rei- 
henfolge ihrer  eigenen  Priorität  bestimmen.  Dieses  System  ist  aber  von  einer 
Mehrheit  der  Nationen  der  Welt  angefochten  worden.  Das  Bewußtsein  der  Unge- 
rechtigkeit und  die  Nachfrage  nach  Änderungsstrategien  ist  in  den  Unterlagen 
der  Sechsten  Sondersitzung  der  Generalversammlung  der  Vereinten  Nationen 
klar  formuliert  worden. 

6.  Diese  Sitzung,  die  einberufen  wurde,  um  die  Probleme  von  Rohstoffen  und 
Entwicklung  zu  untersuchen,  ist  tief  auf  Gründe  und  Gegenmaßnahmen  einge- 
gangen. Die  Versammlung  äußerte  folgende  Entschließung: 

"Wir,  die  Mitglieder  der  Vereinten  Nationen,  die  wir  uns  in  einer  Sondersitzung 
der  Generalversammlung  zusammengefunden  haben,  um  zum  ersten  Mal  die 
Probleme  der  Rohstoffe  und  der  Entwicklung  zu  untersuchen,  haben  uns  der  Er- 
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wägung  der  wichtigsten  wirtschaftlichen  Probleme,  die  der  Weltgemeinschaft 
bevorstehen,  angenommen,  indem  wir  den  Geist,  die  Zielsetzung  und  die  Prinzi- 
pien der  Charta  der  Vereinten  Nationen  zur  Förderung  des  wirtschaftlichen  Auf- 
schwungs und  des  sozialen  Fortschritts  aller  Völker  vor  Augen  behielten,  und  er- 
klären feierlich  unsere  vereinte  Entschlossenheit,  dringend  für 

Die  Errichtung  einer  Neuen  Weltwirtschaftsordnung 

zu  arbeiten,  die  auf  Gerechtigkeit,  souveräner  Gleichwertigkeit,  gegenseitiger 
Abhängigkeit,  gemeinsamem  Interesse  und  der  Zusammenarbeit  aller  Staaten, 
ungeachtet  ihres  wirtschaftlichen  oder  gesellschaftlichen  Systems,  fußt.  Sie  soll 
Ungleichheiten  korrigieren  und  Abhilfe  von  den  bestehenden  Ungerechtigkeiten 
schaffen;  sie  soll  es  ermöglichen,  die  wachsende  Kluft  zwischen  den  entwickel- 
ten Ländern  und  den  Entwicklungsländern  zu  überwinden,  und  eine  stetig  be- 
schleunigende wirtschaftliche  und  soziale  Entwicklung  in  Frieden  und  Gerech- 
tigkeit für  gegenwärtige  und  zukünftige  Generationen  sicherstellen." 

7.  Der  Exekutivausschuß  der  Kommission  der  Kirchen  für  Internationale  Angele- 
genheiten möchte  die  besondere  Aufmerksamkeit  der  Kirchen  auf  diese 
"Erklärung"  lenken,  da  die  Versuchung  besteht,  in  pessimistische  oder  fatalisti- 
sche Resignation  zu  verfallen,  wenn  man  solch  immensen  und  scheinbar  unlös- 
baren Problemen  begegnet.  Um  auf  die  Sprache  der  Theologie  zurückzugreifen: 
das  Gericht  ist  eine  Warnung,  die  auch  ein  Ruf  zur  Buße  ist.  In  weltlicher  Spra- 
che, aber  das  gleiche  ausdrückend:  das  Gewahrwerden,  daß  die  Menschheit  sich 
dem  Ende  einer  Straße  nähert,  die  zum  Verhängnis  führt,  ist  eine  Herausforde- 
rung, eine  bessere  Straße  zu  finden.  Wir  glauben,  daß  die  "Erklärung"  den  Weg 
aufzeigt,  obwohl  wir  die  totale  Zustimmung  zu  einer  "stetig  beschleunigenden 
wirtschaftlichen  Entwicklung"  nicht  völlig  gutheißen  können.  Das  Bedürfnis  der 
Entwicklungsnationen  ist  offensichtlich  und  ihre  stetig  beschleunigende  Entwick- 
lung muß  ermutigt  werden  -  mit  der  Warnung,  der  sie  sich  wohl  bewußt  sind,  daß 
"Entwicklung"  verstanden  werden  muß  als  Fortschritt  hin  zu  einem  gerechten  und 
menschlich  befriedigenden  Gesellschaftssystem,  das  den  Bedürfnissen  und  Hoff- 
nungen eines  jeden  Entwicklungslandes  gemäß  ist,  und  nicht  bloß  als  Wachstum 
nur  des  Bruttosozialprodukts.  Es  ist  aber  auch  offensichtlich,  daß  einige  der  Fak- 
toren in  der  gegenwärtigen  Krise,  z.B.  die  Umweltverschmutzung  und  der  ver- 
schwenderische Gebrauch  natürlicher  Ressourcen,  Folgen  der  Aktivitäten  der 
entwickelten,  hochindustrialisierten  Nationen  sind.  Überentwicklung  sollte  nicht 
bejaht  werden.  Im  Gegenteil  sollte,  wo  Verschwendung  von  Nahrung,  Energie 
und  natürlichen  Ressourcen  als  Folge  des  Überkonsums  geschieht,  dieses  mißbil- 
ligt werden. 

8.  Der  neue  Weg  wird  lang  und  nicht  einfach  sein.  Die  ihn  begutachten,  sind 
nicht  so  verstiegen  zu  denken,  daß  er  zu  einer  perfekten  Gesellschaft  führe.  Aber 
er  ist  besser  als  der  gegenwärtige  Weg.  Die  "Erklärung"  und  das  Aktionsprogramm 
der  Vereinten    Nationen   für  die   Errichtung    einer   neuen    internationalen    Wirt- 
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Schaftsordnung  führen  einige  nach  vorwärts  gerichtete  praktische  Schritte  auf. 
Darunter  sind  z.B.  die  folgenden: 

a)  Souveräne  Gleichwertigkeit,  Selbstbestimmung  aller  Völker,  Unzulässigkeit  der 
gewaltsamen  Inbesitznahme  von  Land,  territoriale  Unversehrtheit  und  Nichtein- 
mischung in  die  inneren  Angelegenheiten  anderer  Staaten. 

b)  Weitestgehende  Zusammenarbeit  aller  Mitgliedsstaaten  der  internationalen 
Gemeinschaft,  gegründet  auf  Gerechtigkeit,  wodurch  die  in  der  Welt  vorherr- 
schenden Unterschiede  ausgetrieben  werden  können,  und  Wohlstand  für  alle. 

c)  Volle  und  wirksame  Partizipation  an  der  Lösung  der  ökonomischen  Probleme 
der  Welt  auf  der  Grundlage  der  Gleichheit  aller  Länder  und  im  gemeinsamen  In- 
teresse aller  Länder,  wobei  der  Notwendigkeit  der  Sicherstellung  einer  beschleu- 
nigten Entwicklung  aller  Entwicklungsländer  gedacht  und  zugleich  der  Ergrei- 
fung besonderer  Maßnahmen  zugunsten  der  am  wenigsten  entwickelten  Länder 
ausgeprägte  Aufmerksamkeit  gezollt  wird.  (...) 

d)  Das  Recht  jedes  Landes,  dasjenige  Wirtschafts-  und  Gesellschaftssystem  anzu- 
nehmen, das  es  für  das  für  seine  eigene  Entwicklung  geeignetste  hält,  und  nicht 
in  der  Folge  einer  Diskriminierung  jeglicher  Art  unterworfen  zu  werden. 

e)  Volle  und  dauerhafte  Souveränität  jedes  Staates  über  seine  natürlichen  Res- 
sourcen und  alle  ökonomischen  Aktivitäten.  (...) 

g)  Regelung  und  Überwachung  der  Aktivitäten  transnationaler  Unternehmen 
durch  die  Ergreifung  von  Maßnahmen  im  Interesse  der  nationalen  Ökonomien. 
(...) 

i)  Die  Ausweitung  der  Hilfe  an  Entwicklungsländer,  Völker  und  Gebiete,  die  unter 
Kolonial-  und  Fremdherrschaft,  ausländischer  Besetzung,  Rassendiskriminierung 
oder  Apartheid  stehen  oder  wirtschaftlichen,  politischen  oder  irgendwelchen  an- 
deren Arten  von  Zwangsmaßnahmen  unterworfen  sind,  um  von  ihnen  die  Unter- 
ordnung der  Ausübung  ihrer  souveränen  Rechte  zu  erwirken  und  sich  Vorteile 
jeglicher  Art  von  ihnen  zu  sichern,  und  die  dem  Neokolonialismus  in  all  seinen 
Formen  unterworfen  sind,  und  die  eine  wirksame  Kontrolle  über  ihre  natürlichen 
Ressourcen  und  ökonomischen  Aktivitäten,  die  unter  fremder  Macht  standen  oder 
noch  stehen,  erreicht  haben  oder  zu  erreichen  streben. 

j)  Eine  gerechte  und  angemessene  Relation  zwischen  den  Preisen  von  Rohstof- 
fen, Primärprodukten,  Fertig-  und  Halbfertiggütern,  die  von  Entwicklungsländern 
exportiert  werden,  und  den  Preisen  von  Rohstoffen,  Primärwaren,  Fertigungen, 
Kapitalgütern  und  Ausstattung,  die  von  ihnen  importiert  werden,  mit  dem  Ziel, 
eine  nachhaltige  Verbesserung  ihrer  unbefriedigenden  Handelsbedingungen 
(terms  of  trade)  und  die  Ausweitung  der  Weltwirtschaft  zustandezubringen.  (...) 
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9.  Dies  sind  anschauliche  Beispiele  für  Schritte,  die  gegangen  werden  können, 
für  Abänderungen,  die  zu  einem  Wandel  bestehender  Wirtschaftsbeziehungen 
führen  können.  Das  Ziel  ist  eine  internationale  Gesellschaft,  in  der  es  keine 
"entwickelten"  und  "Entwicklungs"-Länder  gibt,  sondern  in  der  alle  gleiche,  zu- 
sammenarbeitende, aufeinander  angewiesene  Partner  sind.  Der  erforderliche 
Wandel  geht  über  die  Abänderung  der  bestehenden  internationalen  Wirt- 
schaftsstrukturen  hinaus,  die  die  Unterentwicklung  fortsetzen  und  die  Bedrohun- 
gen des  Friedens  und  des  Aufbaus  eines  neuen,  gerechten,  alternativen  Systems 
verstärken.  Doch  die  Entscheidungen,  die  diesen  Prozeß  in  Gang  setzen  könnten, 
sind  politische.  (...) 

10.  Die  angeführten  Punkte  beziehen  sich  auf  Aktionen  zwischen  Nationen,  wel- 
ches das  ureigenste  Interessengebiet  der  Kommission  der  Kirchen  für  Internatio- 
nale Angelegenheiten  (CCIA)  ist.  Wir  anerkennen,  daß  für  viele  Menschen  das 
sehr  akut  verspürte  Leiden  hervorgerufen  ist  von  Ungerechtigkeit,  Unterdrückung, 
Diskriminierung  und  Ungleichheit  innerhalb  ihrer  Nation,  und  daß  die  Themen 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Gerechtigkeit  zwischen  den  Nationen  und  in 
den  Nationen  eng  verbunden  sind. 

11.  In  der  Schlußanalyse  betreffen  diese  komplexen  und  technischen  Fragen  die 
Lebensqualität  für  Menschen,  sie  betreffen  die  Menschenwürde  und  Möglichkei- 
ten des  Menschen.  Lösungen  erfordern  die  spezialisierten  Fähigkeiten  von  Öko- 
nomen und  Politikern.  Es  wird  aber  keinen  Drang  geben,  Lösungen  zu  finden, 
wenn  der  Wille  fehlt.  Wir  appellieren  daher  an  die  Mitgliedskirchen  des  ÖRK  und 
an  alle  Menschen,  die  guten  Willens  sind,  die  Probleme  und  Herausforderungen 
weithin  bekannt  zu  machen  und  ihre  Regierungen  zu  drängen,  Initiativen  zu  un- 
terstützen, um  die  bestehenden  internationalen  Wirtschaftsstrukturen  so  zu  verän- 
dern, daß  den  am  stärksten  Benachteiligten  Priorität  eingeräumt  wird.  Wenn  die 
Berücksichtigung  des  Wohlergehens  der  Armen  und  Unterdrückten  nicht  aus- 
reicht -  obwohl  es  das  tun  sollte  -  wird  vielleicht  die  Warnung,  die  unsere  Zeit  der 
Krise  äußert,  daß  wir  auf  dem  Weg  zur  Katastrophe  sind,  Staatsmänner  und  Volk 
zum  Handeln  bewegen. 

Quelle:  Ecumenical  Review,  Vol.  XXVII  (1975),  No.1,  p. 67 ff  (eigene  Übersetzung) 
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34      Auf  dem  Wege  zu  einer  neuen  Weltwirtschaftsordnung 

SODEPAX  1976 

Im  Jahre  1975  beschloß  der  Lenkungsausschuß  von  SODEPAX,  dem  Committee  on 
Society,  Development  and  Peace  von  ÖRK  und  der  Pontifikalkommission  Justitia  et  Pax  des 
Vatikans  einen  dreijährigen  Studien-  und  Aktionsprozeß  unter  dem  Titel  „The  Search  of  a  New 
Society:  Christian  Participation  in  the  Building  of  New  Relations  among  Peoples".  Der 
Studien-  und  Aktionsprozeß,  der  über  ökumenische  Workshops  und  Konsultationen  auf  über- 
regionaler und  lokaler  Ebene  durchgeführt  werden  sollte,  zielte  vor  allem  auf  drei  Themenbe- 
reiche: (1)  Eine  neue  Weltwirtschaftsordnung  (NWWO),  (2)  Armut  und  Partizipation  sowie  (3) 
Überlebensfähigkeit  und  der  Gebrauch  der  Ressourcen  der  Erde.  Das  19-seitige  Studiendo- 
kument ist  Ausdruck  für  den  Versuch,  die  Thematik  der  JPSS  gemeinsam  mit  Kernanliegen 
katholischer  Soziallehre  zu  formulieren  und  die  Herausforderungen  insbesondere  der  UN-De- 
batte über  eine  NWWO  in  der  Ökumene  aufzunehmen.  Im  folgenden  werden  zunächst  Pas- 
sagen aus  dem  Einleitungsabschnitt  wiedergegeben,  in  denen  der  methodische  Ansatz  von 
SODEPAX  deutlich  wird,  daran  schließen  sich  hier  Abschnitte  aus  der  Reflexion  über  eine 
NWWO  an. 


2.  Drei  Zugänge 

Die  Probleme  von  Kooperation  und  Partizipation  auf  internationaler  Ebene  sind 
mitbestimmt  durch  ganz  verschiedene  Interpretationen  der  „objektiven  Gegeben- 
heiten" und  sehr  verschiedene  ideologische  Voraussetzungen.  SODEPAX  schlägt 
einen  multi-disziplinären  Ansatz  vor,  so  daß  die  Einsichten  verschiedener  Schulen 
der  Ökonomie,  der  Soziologie,  der  politischen  Wissenschaft,  kultureller  Erfahrun- 
gen sowie  der  Sozialethik  dynamisch  aufeinander  bezogen  werden  können.  Au- 
ßerdem muß  die  Theologie  alle  diese  verschiedenen  Disziplinen  kritisch  durch- 
dringen. Es  wird  daher  vorgeschlagen,  daß  -  wie  schon  in  der  Einleitung  erwähnt 
-  das  Anliegen  der  internationalen  Kooperation  und  Partizipation  von  drei  ver- 
schiedenen Richtungen  aus  angegangen  wird: 

(1)  Eine  neue  Weltwirtschaftsordnung  (NWWO  bzw.  NIEO  =  New  International 
Economic  Order;  Hg.).  Dieser  Begriff  wurde  Teil  des  modernen  Vokabulars  durch 
die  sechste  und  siebte  Sondersitzung  der  UN-Generalversammlung  im  April  1974 
bzw.  im  September  1975.  Während  das  grundlegende  Anliegen  dieses  Begriffs 
die  Schaffung  von  gerechteren  Beziehungen  zwischen  verschiedenen  Völkern 
ist,  gibt  es  widerstreitende  Ansichten  darüber,  wie  eine  NWWO  erreicht  werden 
sollte.  Es  ist  deshalb  von  zentraler  Bedeutung  für  Christen,  das  Wesen  dieser  Her- 
ausforderung zu  verstehen. 
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(2)  Armut  und  Partizipation:  Das  enttäuschende  Resultat  der  ersten  UN  Entwick- 
lungsdekade (1960-1970)  hat  die  Kirchen  zu  einem  kritischen  Überdenken  des 
Wesens  und  der  Ursachen  von  Armut  geführt.  Es  wurde  offensichtlich,  daß  der 
Entwicklungsprozeß  (ganz  zu  schweigen  von  dem  Prozeß  ökonomischen  Wieder- 
aufbaus) völlig  ohne  Realisierungschancen  bleibt,  wenn  nicht  die  volle  Partizi- 
pation der  Armen  selbst  sichergestellt  ist.  Indem  sich  die  Christenheit  diesem 
Verständnis  verpflichtet  hat,  kann  sie  eine  wichtige  Rolle  dabei  spielen,  ein 
neues  Entwicklungsmuster  zu  gestalten. 

(3)  Überlebensfähigkeit  und  der  Gebrauch  der  Ressourcen  der  Erde.  Die  unge- 
rechte Verteilung  der  materiellen  Ressourcen  der  Erde,  die  Zunahme  des  Mülls, 
Umweltzerstörung  und  nahende  Zerstörung  rufen  beunruhigende  Fragen  hervor 
hinsichtlich  der  Überiebensfähigkeit  des  menschlichen  Lebens  insgesamt.  Es 
kann  keine  Lösung  ersonnen  werden  ohne  Berücksichtigung  der  Problemberei- 
che, die  unter  (1)  und  (2)  genannt  wurden.  In  der  Gemeinschaft  der  Christen  wis- 
sen wir,  daß  die  Bedrohung  der  materiellen  Ressourcen  der  Menschheit  auch 
nach  einer  Mobilisierung  aller  unserer  spirituellen  Ressourcen  ruft:  unseres  Wis- 
sens, unserer  Liebe  und  unseres  Glaubens. 


2.1.  Eine  neue  Weltwirtschaftsordnung  (NWWO) 

2.1.1.  Die  Suche  nach  einer  NWWO  ist  einer  der  wichtigsten  und  bedeutsamsten 
Beitrage  von  den  Vereinten  Nationen  und  besonders  UNCTAD  im  Bereich  der 
Fragen  internationaler  Kooperation.  Das  Grundsatzdokument,  das  zu  einer 
NWWO  aufrief,  wurde  während  der  6.  und  7.  Sondersitzung  der  UN-Generalver- 
sammlung in  den  Jahren  1974  und  1975  verabschiedet.  Es  gab  bereits  Forderun- 
gen nach  einer  NWWO,  die  bis  ins  Jahr  1964  zurückreichen,  doch  hat  erst  die 
sogenannte  'Ölkrise',  die  dem  Oktoberkrieg  des  Jahres  1973  folgte,  eine  neue 
Denkweise  hervorgebracht.  Bei  dieser  Gelegenheit  demonstrierte  eine  Gruppe 
von  ölproduzierenden  Ländern  aus  dem  Kreis  der  Entwicklungsländer  mit  überra- 
schender Wirksamkeit  ihre  Fähigkeit,  eine  substantielle  Preiserhöhung  für  einen 
wertvollen  Rohstoff  nicht  nur  zu  verlangen,  sondern  auch  zu  erhalten.  Das  Er- 
gebnis war,  daß  ein  wirklicher  Dialog  zwischen  Entwicklungsländern  und  Indu- 
strienationen möglich  wurde,  was  die  beiden  Sondersitzungen  der  UN  und  ihre 
bemerkenswerte  Publizität  erklärt. 

2.1.2.  Die  Resolution  der  7.  Sondersitzung  (September  1975)  beinhaltet  sieben 
Sektionen,  die  sich  auf  den  internationalen  Handel,  den  Ressourcentiam>fer  und 
die  Reform  des  internationalen  Geldsystems,  Wissenschaft  und  Technologie,  In- 
dustrialisierung, Nahrung  und  Landwirtschaft  sowie  die  Kooperation  zwischen  den 
Entwicklungsländern  (...)  beziehen.  Mit  einer  beinahe  atemberaubenden  Ge- 
schwindigkeit sind  eine  Reihe  anderer  Konferenzen  diesen  beid>  i  Sondersitzun- 
gen der  UN-Generalversammlung  gefolgt  oder  haben  diese  begleitet,  wie  z.B. 
die  Konferenz  in  Cocoyoc  (Mexiko,  Oktober  1974),  während  der  der  Ruf  nach  ei- 
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ner  NWWO  bezogen  wurde  auf  die  Herausforderung  abnehmender  natürlicher 
Ressourcen  und  auf  die  Ökologie  sowie  die  Lom6-Konferenz  im  Blick  auf  die  wirt- 
schaftliche Kooperation  zwischen  Afrika  und  Europa  im  Januar  1975.  UNCTAD 
IV  wird  sich  bald  treffen  (Nairobi  Mai  1976)  um  den  Aufruf  der  6.  und  7.  Sonder- 
sitzung durch  spezifische  Vereinbarungsvorschläge  zu  implementieren. 

2.1.3.  Doch  dürfen  wir  nicht  vergessen,  daß  hinter  den  großen  Weltkonferenzen, 
deren  innere  Komplexität  die  Vorstellungskraft  der  meisten  von  uns  übersteigt, 
eine  bedrückende  menschliche  Wirklichkeit  verborgen  liegt.  Zwei  Drittel  aller 
Menschen  auf  dieser  Erde  sind  durch  einen  elementaren  Mangel  an  ausreichen- 
der Nahrung,  Unterkunft,  Kleidung  und  Bildung  gekennzeichnet,  und  sie  haben 
nur  wenig  Chancen,  diese  elementaren  Rechte  zu  erwerben,  wenn  nicht  eine 
umfassende  neue  Ordnung  geschaffen  wird.  Ein  ähnliches  Phänomen  kann  im 
Bereich  der  Nahrungsmittelproduktion  festgestellt  werden.  In  den  vergangenen 
Jahren  hat  der  Vorgang  der  Spekulation  im  Getreidehandel  die  Aufmerksamkeit 
der  Welt  auf  Disparitäten  im  Konsum  dieser  kostbaren  und  zunehmend  wertvollen 
Nahrungsmittelressource  gelenkt. 

2.1.4.  Die  Reflexion  und  Debatte  über  die  NWWO  muß  eine  Reihe  von  fundamen- 
talen Fragebereichen  mit  Hilfe  von  Spezialisten  (darunter  Ökonomen,  Politikwis- 
senschaftler u.a.)  untersuchen.  Es  kann  hilfreich  sein,  den  Prozeß  des  Nachden- 
kens mit  einem  oder  mehreren  der  folgenden  Gesichtspunkte  zu  beginnen: 

a)  Der  UN-Aufruf  für  eine  NWWO  konzentriert  sich  hauptsächlich  auf  Beziehun- 
gen zwischen  nationalen  Ökonomien  -  die  Charta  der  Vereinten  Nationen 
verunmöglicht  es  der  Organisation  oder  ihren  Gremien,  sich  mit  den  inneren 
Angelegenheiten  ihrer  Mitgliedsstaaten  zu  beschäftigen.  Doch  die  Ungerech- 
tigkeiten auf  internationaler  Ebene  hängen  zu  einem  großen  Ausmaß  von  Un- 
gleichheiten sozialer,  ökonomischer  und  rassischer  Lebensbedingungen  inner- 
halb der  verschiedenen  Länder  ab.  Was  sind  demzufolge  die  Implikationen  des 
Rufes  nach  einer  NWWO  für  die  verschiedenen  nationalen  Situationen? 

b)  Obgleich  in  der  Theorie  alle  Mitgliedsstaaten  der  UN  die  gleichen  Rechte 
und  Pflichten  haben  (ausgenommen  das  Vetoprivileg  der  fünf  großen  Mitglie- 
der des  Sicherheitsrates),  wissen  wir,  daß  dies  de  facto  im  Blick  auf  die  reale 
Ausübung  von  Macht  nicht  so  ist.  Große  und  mächtige  Länder  üben  häufig  ei- 
nen außergewöhnlich  großen  wirtschaftlichen  oder  anderen  Einfluß  auf  andere 
Länder  aus,  eine  Situation,  die  sicher  im  Gegensatz  zum  Geist  jenes  Rufes 
nach  einer  NWWO  steht.  Darüber  hinaus  gibt  es  die  Realität  wirtschaftlicher  po- 
litischer und  militärischer  Blöcke.  Einige  von  diesen  haben  ein  ungewöhnliches 
Maß  an  Einfluß  innerhalb  bestimmter  Regionen  oder  auf  Weltebene.  Sie  be- 
stimmen deshalb  oft  die  Wirtschafts-,  Sozial-  und  Nationalpolitik  besonders  der 
schwächeren  Länder.  (...)  In  welcher  Beziehung  steht  die  Politik  von  bestimm- 
ten starken  Staaten,  Machtblöcken  oder  ad-hoc-Gruppen  von  Ländern  zu  den 
Prinzipien  und  dem  Geist,  der  dem  Ruf  nach  einer  NWWO  zugrundeliegt?  Wo 
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stehen  unsere  nationalen  Regierungen  im  Blick  auf  die  Forderung  nach  einer 
NWWO?  Bereiten  die  Kirchen  oder  ökumenische  Gruppen  in  unseren  Ländern 
Stellungnahmen  und  relevante  Positionspapiere  zur  öffentlichen  Information 
und  Diskussion  über  diese  Fragen  vor? 

c)  Die  vergangenen  30  Jahre  haben  ein  außergewöhnliches  Anwachsen  der 
Zahl,  und  Größe  von  transnationalen  Unternehmen  registrieren  lassen.  Ihre 
große  finanzielle,  administrative  und  technologische  Macht  verursacht  Sorgen 
und  Kontroversen  in  vielen  Ländern.  Es  stellt  sich  die  Frage,  ob  diese  transna- 
tionalen Unternehmen  zur  wirtschaftlichen  Entwicklung  beitragen  oder  ob  sie 
schädlich  sind  für  die  wirtschaftliche  Gesundheit  eines  Landes.  Einige  behaup- 
ten, daß  diese  TNCs  sich  jenseits  der  Kontrolle  von  nationalen  Regierungen 
bewegen,  daß  wichtige  Entscheidungen  jeweils  im  Ausland  getroffen  werden, 
daß  sie  einen  unverhältnismäßig  hohen  politischen  Einfluß  haben  und  daß  ihr 
Verhalten  den  wahren  ökonomischen  Interessen  der  Länder,  innerhalb  derer  sie 
operieren,  entgegengesetzt  sind.  Es  gibt  dringenden  Bedarf  dafür,  die  transna- 
tionalen Unternehmen,  die  eine  solch  entscheidende  Rolle  in  Handel,  Berg- 
bau, Landwirtschaft,  Versicherung  und  Schiffbau  usw.  in  unseren  Ländern  spie- 
len, konkret  zu  identifizieren  und  ihre  Rolle  im  Blick  auf  die  Ziele,  mit  denen 
eine  NWWO  verbunden  ist,  zu  beurteilen.  Helfen  diese  transnationalen  Unter- 
nehmen dabei,  Arbeitsplätze,  soziale  Gerechtigkeit  und  gute  internationale  Be- 
ziehungen zu  schaffen?  Oder  haben  sie  eher  einen  negativen  Einfluß?  Wie 
kommen  die  transnationalen  Unternehmen  zu  stehen,  wenn  sie  im  Blick  auf  ihr 
Format  und  ihr  Wirken  mit  kleineren  Betrieben  auf  nationaler  Ebene  oder  mit 
staatlichen  Unternehmen  verglichen  werden?  Welcher  Typ  einer  internationa- 
len Unternehmensorganisation  würde  am  ehesten  mit  den  Erfordernissen  einer 
NWWO  übereinstimmen?  Ist  es  möglich,  daß  die  transnationalen  Unternehmen 
sich  verpflichten,  sich  an  einen  internationalen  „Verhaltenskodex"  anzupassen? 

d)  Während  des  letzten  Jahrzehntes  haben  die  Waffenproduktion  und  der  Waf- 
fenhandel einschließlich  der  Verkäufe  an  die  Entwicklungsländer  gigantische 
Zuwachsraten  verzeichnet.  Die  Forderung  nach  einer  NWWO  nimmt  keinen  Be- 
zug auf  dieses  Problem,  doch  wissen  wir,  daß  viele  Länder  einen  großen  Anteil 
ihrer  nationalen  wirtschaftlichen  Ressourcen  für  militärische  Ausrüstung,  für  die 
Armee  oder  die  Polizei  ausgeben. 

Es  gibt  eine  eindeutige  Verbindung  zwischen  der  Waffenproduktion  und  dem 
Waffenhandel  und  den  internationalen  Blöcken,  die  oben  erwähnt  wurden. 
Darüber  hinaus  gibt  es  eine  ganze  Reihe  von  Industrieländern,  die  mittlerweile 
in  erheblichem  Umfang  davon  abhängig  sind,  Waffen  zu  exportieren,  um  ihre 
Haushalte  auszugleichen  und  zusätzliche  Arbeitsplätze  zu  schaffen  oder  zu  er- 
halten. In  den  Entwicklungsländern  haben  Regierungen  riesige  und  kostspielige 
militärische  Anlagen  gebaut,  die  die  Wirkung  haben,  daß  sozialer  und  wirt- 
schaftlicher Wandel  verhindert  wird.  In  einer  ganzen  Reihe  von  Ländern  haben 
Militärkräfte  -  ausgerüstet  mit  hochentwickelten  Waffen  und  Aufruhrbekämp- 
fungsmitteln -  zivile  Regierungen  verdrängt  und  gewaltsam  ersetzt.  Dieser  Pro- 
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zeß  hat  sich  insbesondere  in  den  späten  60er  und  70er  Jahren  beschleunigt. 
Nur  wenige  bestreiten  die  wirtschaftliche  Belastung  und  die  sozialen  Folgeko- 
sten der  Rüstungsindustrie  für  die  meisten  Länder.  Die  Debatte  wird  sich  viel- 
leicht auf  diesen  Aspekt  ausrichten.  Die  Gefahren  des  Wettrüstens  sind  vielen 
Christen  deutlich.  Wie  können  Christen  den  Regierungen  dabei  helfen,  den 
Waffenexport  und  -import  einzuschränken?  Ist  es  überhaupt  möglich,  eine 
NWWO  zu  schaffen,  solange  eine  derart  starke  Abhängigkeit  von  militärischer 
Mächt  und  Militärkräften  fortbesteht? 

Quelle:  In  Search  of  a  New  Society.  Christian  Participation  in  the  Building  of  New  Relations 
among  Peoples.  SODEPAX,  Geneva,  in:  Church  Alert  No.  8/May  1976,  p.3-6  (eigene  Über- 
setzung) 


35      Auf  dem  Wege  zu  einem  neuen  Paradigma  Politischer  Ökonomie 

Konsultation  über  Politische  Ökonomie,  Ethik  und  Theologie,  Zürich  1978 

Die  von  CCPD  und  Church  and  Society  veranstaltete  Zürich-Konsultation  von  1978  bildete 
den  ersten  Versuch,  nach  Gründung  von  CCPD  im  Jahre  1970  und  nach  der  Ausarbeitung 
des  neuen  sozialethischen  Leitmodells  einer  gerechten,  partizipatorischen  und  überlebensfä- 
higen Gesellschaft  einen  konsistenten  Theorierahmen  für  ein  „neues  Paradigma  einer  Politi- 
schen Ökonomie"  zu  formulieren.  Der  Text  ist  das  sozialethische  Grundsatzdokument,  das 
der  Arbeit  der  1979  eingerichteten  Beratungsgruppe  für  Wirtschaftsfragen  (AGEM)  ihre  Basis 
gab. 

//.  Einige  Werte  für  das  politisch-ökonomische  Denken 

Jede  Erörterung  der  Werte,  die  ökonomischem  Denken  zugrundeliegen,  muß  mit 
der  Feststellung  des  Ziels  und  der  Normen  politisch-ökonomischen  Handelns  be- 
ginnen. Das  Ziel  könnte  als  Verbesserung  der  Qualität  menschlichen  Lebens,  so- 
wohl persönlich  wie  gesellschaftlich,  im  Prozeß  schöpferischer  Wechselwirkung 
von  Menschen  miteinander  und  mit  ihrer  Umgebung  definiert  werden. 

Die  folgenden  Anliegen  sind  bei  der  Bewertung  politisch-ökonomischen  Han- 
delns, seiner  Normen  und  seiner  theoretischen  Wahrnehmung  zentral: 

1.  Andauernde  Ungerechtigkeit:  sie  drückt  sich  aus  in  der  Ungleichheit  der  Ver- 
teilung von  Macht,  Wohlstand  und  Wissen,  in  der  Vorherrschaft  von  Herrschafts- 
und Abhängigkeitsstrukturen,  in  der  wachsenden  Machtkonzentration  bei  Regie- 
rungen, Unternehmen,  nationalen  und  transnationalen  Bürokratien  und  Einzel- 
personen, im  Ausschluß  der  Mehrheit  von  den  Vorteilen  des  Wachstums  und  in 
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der  Ausbeutung  vieler  durch  wenige.  In  diesem  Stadium  menschlicher  Ge- 
schichte ist  das  Streben  nach  größerer  Gerechtigkeit  der  vordringlichste  Wert  bei 
der  Planung  der  Organisationen,  Institutionen  und  Prozesse,  durch  die  politisch- 
ökonomische Handlungen  ausgeführt  werden. 

Das  Streben  nach  größerer  Gerechtigkeit  fängt  bei  der  Etablierung  von  Normen 
für  die  Produktion,  Verteilung  und  den  Verbrauch  an,  die  die  Maschinerie  der 
Wirtschaft  regulieren.  Gerechtigkeit  kann  nicht  erst  eingeführt  werden,  wenn  die 
Produktion  abgeschlossen  ist.  Dies  bezieht  vier  Haupterwägungen  mit  ein: 

a)  Bestätigung  statt  Unterdrückung  des  Vermögens  von  Menschen,  an  den  Ent- 
scheidungen teilzuhaben,  die  sie  betreffen; 

b)  Ausrottung  von  Ungleichheiten  im  Einkommen  oder  im  Wohlstand,  einschließ- 
lich der  Möglichkeit,  sowohl  ein  erlaubtes  Maximal-  wie  ein  garantiertes  Mi- 
nimalniveau festzulegen; 

c)  Akzeptanz  eines  erhöhten  Maßes  eigenständigen  Handelns; 

d)  Reduzierung  der  Schädigung  der  Biosphäre  durch  Verschmutzung,  Erschöp- 
fung der  Ressourcen,  Störung  des  ökologischen  Gleichgewichts;  und  dessen 
maximale  Erhaltung  und  Verbesserung  zum  Wohle  gegenwärtiger  und  zukünf- 
tiger Generationen. 

2.  Die  Koexistenz  von  Wohlstand  für  ein  Drittel  der  menschlichen  Bevölkerung 
neben  Elend  für  die  Mehrheit  wirft  Fragen  auf,  die  über  die  bloße  Symmetrie  der 
Gerechtigkeit  hinausgehen.  Drei  Probleme  müssen  bedacht  werden. 

a)  Eine  Zunahme  des  materiellen  Konsums  wohlhabender  Personen  und  Ge- 
meinschaften ist  im  Sinne  menschlichen  Wohlergehens  kontraproduktiv.  Den- 
noch vertreten  einige  Gesellschaften  in  aggressiver  Weise  die  Philosophie  des 
Wachstums  im  Blick  auf  Zielvorgaben;  derart  gehäufte  Leistungskriterien  wid- 
men sich  der  Ungerechtigkeit  bestenfalls  nicht  und  rufen  sie  schlimmstenfalls 
hervor. 

b)  Die  Begrenzungen  der  bekannten  Ressourcen,  der  hohe  und  zunehmende 
Grad  des  Gebrauchs  knapper  Ressourcen  und  des  Abfalls,  der  in  Wohlstands- 
gesellschaften vorherrscht,  führen  zu  ziemlich  ernsten  Verknappungen  und  zu 
einer  nachteiligen  Auswirkung  auf  die  Umwelt.  Dies  wirft  eine  weitergehende 
Frage  auf:  We  können  in  dieser  Situation,  da  diese  Materialien  armen  Län- 
dern abgeworben  werden  und  zu  einer  Verschlechterung  der  Umwelt  beitra- 
gen, die  Minimalbedürfnisse  der  Mehrheit  der  Völker  der  Welt  befriedigt  wer- 
den? 

c)  Wie  kann  das  transzendente  Ideal  des  Reichs  Gottes,  das  eine  Gesellschaft  in 
Aussicht  stellt,  in  der  soziale  Belange  die  Motivation  der  Produktion  wären,  zu 
einem  Produktivsystem  in  Beziehung  gesetzt  werden,  das  hauptsächlich  von 
den  beschränkten  Interessen  von  Einzelpersonen  oder  kollektiven  Eliten  moti- 
viert wird? 
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3.  Diese  Überlegungen  führen  zu  anderen  relevanten  Fragen: 

a)  Welches  ist  die  beste  institutionelle  Ordnung  für  den  Besitz  von  Produktions- 
mitteln in  großem  Umfang?  Privat?  Staatliche  Firmen?  Volkseigene  und 
volksbestimmte  Unternehmen? 

b)  Wie  soll  die  Machtkonzentration,  die  für  Hochtechnologie  erforderlich  ist,  und 
die  komplexe  Organisation  vor  den  Menschen  verantwortbar  gemacht  werden 
und  von  ihnen  im  allgemeinen  Interesse  geregelt  werden?  Wie  könnte 
menschliches  Wissen  (einschließlich  Wissenschaft  und  Technik)  am  besten 
gesellschaftlich  kontrolliert  und  im  Dienst  der  Menschheit  genutzt  werden? 
Sollte  die  Option  des  verringerten  Gebrauchs  von  Hochtechnologie  bedacht 
werden,  wenn  dies  die  gesellschaftliche  Kontrolle  vereinfachen  würde? 

c)  Wie  stellen  wir  sicher,  daß  Ökonomien  Vollbeschäftigung  hervorbringen  und 
die  Inflationsrate  angesichts  der  Tatsache  handhabbar  halten,  daß  Arbeitslo- 
sigkeit und  Inflation  in  zunehmendem  Maß  dem  System  der  Marktwirtschaft 
zuzugehören  scheinen? 

d)  We  sichern  wir  uns  ab,  daß  ökonomisches  Handeln  die  Bedürfnisse  aller  be- 
friedigt, anstatt  wenigen  eine  Auswahl  von  Luxusgütern  zu  bieten? 

e)  Welche  Hilfsmittel  können  entwickelt  werden,  um  sicherzustellen,  daß  die 
ganzen  sozialen  Kosten  und  Nutzen  (einschließlich  denen,  die  nicht  praktika- 
bel auf  irgendeinen  gemeinsamen  Nenner,  wie  z.B.  ein  monetäres  Äquiva- 
lent, gebracht  werden  können)  einer  bestimmten  Produktionsweise  in  Anrech- 
nung gebracht  werden? 

f)  Wie  kann  das  Gleichgewicht  zwischen  der  Herstellung  von  Konsumgütern  auf 
der  einen  Seite  und  öffentlichen  oder  kommunalen  Diensten  wie  Gesund- 
heitsversorgung, Bildung,  Transport  und  Erholung  auf  der  anderen  Seite,  im 
Interesse  menschlichen  Wohlergehens  angeglichen  werden?  (...) 

V.  Auf  dem  Wege  zu  einem  neuen  Paradigma  der  Politischen  Ökonomie 

Eine  Kritik  des  gegenwärtigen  Paradigmas 

Das  Paradigma  politischer  Ökonomie,  das  in  westlichen  industrialisierten  Gesell- 
schaften vorherrscht  und  in  vielen  anderen  einflußreich  ist,  kann  in  drei  weitrei- 
chenden Hinsichten  kritisiert  werden:  es  verleiht  der  historischen  (und  räumli- 
chen) Dimension  ungenügendes  Gewicht,  es  hängt  von  einem  reduktionistischen 
Ansatz  ab,  und  es  definiert  sein  Bezugsfeld  zu  eng.  Genauer: 

1.  Das  vorherrschende  Paradigma  macht  bestimmte  Annahmen  über  die  Bezie- 
hung Mensch-Natur,  die  einseitig  als  Herrschafts-  und  Gebrauchsbeziehung 
wahrgenommen  wird.  Das  neue  Paradigma  wird  auf  einem  gegenseitigeren  Ver- 
ständnis dieser  Beziehung  mit  größerer  Achtung  und  Sorge  für  die  Natur  basieren 
müssen. 
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2.  Das  vorherrschende  Paradigma  hat  aus  historischen  Gründen  in  der  Praxis 
vorwiegend  den  Interessen  einer  Minderheit  der  Weltbevölkerung  gedient.  Ein 
neues  Paradigma  sollte  bewußt  zugunsten  der  Mehrheit  gewichtet  sein,  die  jetzt 
Opfer  des  Systems  ist. 

3.  Das  System  sieht  Akkumulation  und  Wachstum  als  Hauptmittel,  Arbeitslosigkeit 
abzuwenden. 

4.  Es  wird  angenommen,  daß  der  Austausch  von  Ressourcen  am  effektivsten 
durch  Marktmechanismen  durchgeführt  wird.  In  der  Folge  wird  der  Versuch  un- 
ternommen, so  viele  Probleme  wie  möglich  innerhalb  des  Rahmens  dieser  Ein- 
richtung zu  lösen. 

5.  Man  nimmt  an,  daß  ökonomisch  Handelnde  sich  rational  verhalten  und  aus- 
schließlich ihr  persönliches  oder  institutionelles  Eigeninteresse  vertreten,  und 
daß  dieses  Handeln  die  Erlangung  des  größtmöglichen  Guten  für  die  größte  Zahl 
zur  Folge  hat. 

6.  Man  nimmt  an,  daß  die  Nachfrage  der  Verbraucher  auf  ihrer  Souveränität  be- 
ruht und  daß  dieses  Handeln  von  der  Befriedigung  unabhängig  voneinander 
festgelegter  persönlicher  Wünsche  abhängt. 

7.  Die  Verwendung  einer  Gleichgewichtsanalyse  beschränkt  die  Aufmerksamkeit 
auf  kritische  Angleichungsprobleme  an  die  Weltwirklichkeit  in  der  Kurzzeit-  oder 
Langzeitanalyse. 

8.  Das  System  beinhaltet  kein  moralisches  Urteil  darüber,  was  produziert  wird 
oder  wer  zuviel  konsumiert.  Die  Verteilung  des  Einkommens  wird  gegenüber  der 
Produktionsorganisation  als  nebensächlich  betrachtet. 

9.  Durch  seine  selbstauferlegten  Beschränkungen  schenkt  das  Paradigma  den 
Auswirkungen  sozialer  und  politischer  Schlüsselbestandteile  auf  ökonomische  Ak- 
tivität, wie  der  Rolle  von  Institutionen,  der  Konzentration  der  Macht  und  dem  Be- 
stehen von  Klassenstrukturen,  nur  ungenügende  Beachtung. 

Aufriß  eines  neuen  Paradigmas 

Es  gibt  offenbar  Bedarf  für  ein  neues  Paradigma,  das  den  operationellen  Erfor- 
dernissen einer  gerechten,  partizipatorischen  und  überlebensfähigen  Gesell- 
schaft entspräche,  und  ein  neues  Verständnis  der  Armut  in  der  Welt  und  der  For- 
derungen des  Evangeliums  inspirierte. 
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Vorschlag  1:  Die  historische  und  räumliche   Dimension  (der  wirtschaftstheoreti- 
schen Analyse;  Hg.)  neu  zur  Geltung  bringen. 

a)  Ökonomische  Analyse  muß  eine  langfristige  Perspektive  haben,  die  die  Varia- 
blen mit  aufnimmt,  die  bisher  konstant  gehalten  wurden,  z.B.  Bevölkerung, 
Ressourcen  usw. 

b)  Die  Zeitdimension  muß  eingeführt  werden,  nicht  als  bloß  hypothetische  Kate- 
gorie (z.B.  ti,  t2,  ....  tn),  sondern  als  historische  Realität.  Politische  Ökonomie 
muß  sich  auf  das  richten,  was  in  der  Zeit  wahrscheinlich  als  nächstes  ge- 
schieht -  unter  Berücksichtigung  dessen,  was  zuvor  geschehen  ist.  Die  Wech- 
selwirkung zwischen  Vergangenheit  und  Zukunft  ist  grundlegend,  ohne  daß  sie 
die  Form  einfacher  Wiederholung  oder  linearer  Projektion  einnimmt. 

c)  Die  Bedeutung  dieser  Sichtweise  für  Entwicklungsländer  liegt  darin,  daß,  wäh- 
rend ihre  Geschichte  unumgänglich  mit  der  Geschichte  der  entwickelten 
Länder  verknüpft  ist  (weswegen  sie  immer  das  Recht  einfordern  müssen,  den 
Kurs  der  entwickelten  Länder  zu  beeinflussen  zu  suchen),  ihre  Erfahrungen 
wahrscheinlich  anders  sein  werden.  Statt  nach  allgemeinen  Gesetzen,  die  auf 
alle  Gesellschaften  passen,  und  nach  einer  allgemeingültigen  geschichtli- 
chen Abfolge  zu  suchen,  muß  anerkannt  werden,  daß  die  nächste  Entwick- 
lungsstufe eines  jeden  Landes  aufgrund  verschiedener  Arten  und  Zeiten  der 
Einbindung  in  das  internationale  Wirtschaftssystem  mit  großer  Wahrschein- 
lichkeit durch  das  Merkmal  einer  unableitbaren  Einzigartigkeit  gekennzeich- 
net bleibt. 


Vorschlag  2:  Auf  dem  Wege  zu  einer  integrativen  Sichtweise 

a)  Der  in  der  Ökonomie  vorherrschende  "reduktionistische"  Ansatz  muß  zwangs- 
läufig scheitern,  wenn  versucht  wird,  die  drängendsten  Probleme  unserer  heu- 
tigen Welt  zu  lösen;  der  Grund  ist  der,  daß  es  in  Gesellschaftssystemen  vielfäl- 
tige gegenseitige  Abhängigkeiten  gibt,  die  -  wenn  sie  unberücksichtigt  blei- 
ben -  kontra  produktive  Ergebnisse  hervorbringen  können  (und  oft  werden).  Ein 
einheitliches  Denken  ist  nötig,  das  von  Systemmethoden  wie  auch  von  ande- 
ren Ansätzen  Gebrauch  macht,  die  verstärkende  und  wechselseitige  Bezie- 
hungen berücksichtigen. 

b)  Da  die  Probleme  in  verschiedene  Gebiete  hineinreichen,  müssen  verschie- 
dene Gesellschaftssysteme  wie  auch  die  Wechselwirkungen  zwischen  ihnen 
theoretisch  und  empirisch  bewertet  werden.  Die  dafür  nötige  Forschung  ist  von 
Natur  aus  interdisziplinär.  Als  Beispiel  von  besonderer  Bedeutung:  gesteigertes 
Wohlergehen  (verbesserte  Gesundheit,  Ernährung  usw.)  wird  eine  positive 
Auswirkung  auf  die  Arbeitsproduktivität  haben.  Einkommensumverteilung 
(zugunsten  derer,  die  nicht  einmal  Minimalstandards  erlangt  haben)  wird  da- 
her die  Produktivität  und  damit  den  Ertrag  steigern.  Dies  ist  ein  Schlag  gegen 
das  klassische/neoklassische  Dogma,  das  dafürhält,  daß  der  Konsum  einge- 
schränkt werden  muß,  um  Investitionen  und  in  der  Folge  die  Produktion  zu 
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vermehren,  und  folgerichtig  eine  ungleiche  Einkommensverteilung  als  condi- 
tio sine  qua  non  postuliert.  Diese  vereinfachte  Annahme  ist  in  einer  histori- 
schen Situation,  in  der  Arbeit  der  Hauptproduktionsfaktor  ist,  nicht  gerechtfer- 
tigt, 
c)  Eine  ganzheitliche  Sichtweise  sollte  ihre  Blickrichtung  vom  Eigeninteresse 
auf  das  gemeinsame  gesellschaftliche  Anliegen  des  Wohlergehens  aller  als 
Grundmotivation  wirtschaftlichen  Handelns  verschieben.  Dies  ist  nicht  allein 
eine  Frage  verteilender  Gerechtigkeit,  sondern  hängt  mit  den  Werten  zusam- 
men, die  im  Produktionsprozeß  selbst  erzeugt  oder  verstärkt  werden.  Eine  ver- 
einheitlichende Sichtweise,  die  mehr  Variablen  berücksichtigt  und  zugleich 
das  gegenwärtige  Schema  ökonomischer  Organisation  mit  der  Herrschaft  we- 
niger fortzuführen  versucht,  hat  keine  ethische  Rechtfertigung. 

Vorschlag  3:  Ökonomie  muß  wieder  Politische  Ökonomie  werden 

a)  Eine  vereinheitlichende  Sichtweise  impliziert  eine  Analyse  der  Wechselwir- 
kungen der  gesellschaftlichen,  wirtschaftlichen  und  politischen  Systeme.  Dies 
schließt  deutlich  die  Analyse  der  Machtbeziehungen  und  -strukturen,  sowie 
der  Institutionen  ein,  die  diese  Systeme  bilden  oder  sie  unterstützen.  Inner- 
halb der  einheitlichen  Sichtweise  muß  Raum  für  verschiedene 
"Untermodelle"  für  bestimmte  historische  Kontexte  sein. 

b)  Eine  klare  und  explizit  normative  Aussage  ist  vonnöten.  Die  Verwirrung  positi- 
ver analytischer  und  normativer  Themen,  einschließlich  der  Behauptung,  daß 
in  der  politischen  Ökonomie  viel  zu  sagen  wäre,  ohne  daß  Werte  beurteilt 
werden  müßten  (saubere  technische  "Lösungen",  die  z.B.  auf  dem  Maximie- 
rungsprinzip  beruhen),  muß  aufgegeben  werden.  Der  Glaube  an  eine  neutrale 
Wissenschaft  steht  in  dichter  Beziehung  zu  den  engen  Grenzen  des  traditio- 
nellen Ansatzes. 

c)  Eine  empirisch  begründete  Wohlfahrtstheorie  ist  nötig,  die  einen  weit  größe- 
ren Satz  von  Variablen  beinhaltet,  als  man  bisher  für  die  Bestimmung 
menschlichen  Wohlergehens  relevant  glaubte. 

d)  In  der  Wohlfahrtstheorie  wird  die  Diskussion  der  Möglichkeit  (normativer  Er- 
wünschtheit, politischer  Machbarkeit  usw.)  der  Sicherstellung  eines  Existenz- 
minimums und  der  Grundbedürfnisse  für  alle  (einschließlich  eines  viel  weite- 
ren Spektrums  als  nur  persönliche  Konsumbedürfnisse)  ein  wesentliches  theo- 
retisches Thema  darstellen. 

e)  Die  Diskussion  über  Grenzen  der  Ungleichheit  im  Hinblick  auf  ein  Maximal- 
und  Minimalniveau  wird  ebenfalls  im  Mittelpunkt  stehen. 

f)  Bei  der  Wiederherstellung  politischer  Ökonomie  wird  ein  richtigeres  Verständ- 
nis des  komplexen  Wesens  menschlichen  Verhaltens,  menschlichen  Wohler- 
gehens und  menschlicher  Bedürfnisse  formuliert  und  im  Modell  reflektiert 
werden  müssen.  Dies  erfordert  die  Zusammenarbeit  verschiedener  Disziplinen. 
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Quelle:  Political  Economy,  Ethics  and  Theology:  Some  Contemporary  Challenges  -  the  report 
of  a  consultation  held  in  Zürich,  Switzerland,  June  5-10,  1978,  in:  Marcos  Arruda  (ed.),  Ecu- 
menism  and  a  New  World  Order,  AG  EM,  WCC,  Geneva  1980,  p.7-28,  hier:  S.7-11,  17-19 
(eigene  Übersetzung) 


36  Die  Ökonomie  einer  gerechten,  partizipatorischen  und  überlebensfähi- 
gen Gesellschaft 

Sektion  VIII  der  MIT-Konferenz  über  Glaube,  Wissenschaft  und  die  Zukunft, 
Boston  1979 

Ausgehend  von  dem  in  Zürich  1978  unternommenen  Versuch,  alte  wirtschaftstheoretische 
Paradigmen  zu  überwinden,  wurden  auf  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society  gezielt  die 
weiterbestehenden  Differenzen  angegangen.  Mit  H.E.Daly  und  C.T.Kurien  wurden  zwei  Öko- 
nomen eingeladen,  die  mit  ihren  Referaten  kontroverse  Standpunkte  zum  Verständnis  der 
Kategorien  der  Gerechtigkeit  und  Partizipation  im  anvisierten  Konzept  einer  neuen  politischen 
Ökonomie  einbrachten  (vgl.  M.Robra,  Sozialethik  S.208ff).  Genügt  auf  der  Suche  nach  ei- 
nem neuen  ökonomischen  Paradigma  ein  „rundumerneuerter"  Utilitarismus?  Betreffen  die 
globalen  Analysen  der  „Grenzen  des  Wachstums"  die  Armen  gleichermaßen  wie  die  Konsu- 
menten der  Industrieländer?  Wäre  nicht  das  Hinterfragen  der  bestehenden  Schranken  öko- 
nomischer und  demokratischer  Partizipation  entscheidend  für  die  Suche  nach  einer  gerech- 
ten und  ökologisch  verantwortbaren  politischen  Ökonomie? 

Mit  diesen  Fagen  werden  auch  die  wichtigen  und  weiterführenden  sozialethischen  Querver- 
bindungen deutlich.  Zwei  davon  seien  besonders  hervorgehoben:  Die  eine  führt  in  den  Be- 
reich von  „Lebensstil  und  Konsum"  (vgl.  dazu  hier  Kapitel  III. 5).  Die  andere  gilt  dem  engen 
sachlichen  Zusammenhang  von  Wirtschaftsethik  und  ökologischer  Ethik.  Die  Konzeption  ei- 
ner ökologischen  Wirtschaftsethik  rückte  im  Rahmen  des  ÖRK  seit  etwa  Mitte  der  70er 
Jahre  zu  immer  größerer  Bedeutung  auf  (vgl.  dazu  hier  den  eigenen  Abschnitt  VI. 2 
„ökologische  Wirtschaftsethik"). 


Der  Bericht  der  Zürich-Konsultation  hatte  einen  erweiterten  Referenzrahmen  vor- 
geschlagen für  das  Verständnis  einer  neuen  Ökonomie  für  eine  gerechte,  partizi- 
patorische  und  überlebensfähige  Gesellschaft.  Dies  hatte  u.a.  bedeutet,  in  der 
ökonomischen  Analyse  die  Bedeutung  der  historischen  und  räumlichen  Dimen- 
sionen neu  zu  gewichten,  bei  der  Analyse  sozialer  Probleme  einen  integrierten 
und  interdisziplinären  Zugang  zu  wählen,  und  einen  Wechsel  in  der  Grundmoti- 
vation für  alles  wirtschaftliche  Handeln  vom  Eigeninteresse  zu  einem  gemeinsa- 
men sozialen  Engagement  für  das  Wohlergehen  aller  vorzuschlagen.  Um  es  in 
anderen  Worten  zu  sagen,  Ökonomie  muß  wieder  zu  einer  politischen  Ökonomie 
werden,  bevor  sie  etwas  beitragen  kann  zu  dem  Bemühen  um  eine  gerechte,  par- 
tizipatorische  und  überlebensfähige  Gesellschaft,  die  mit  den  Herausforderungen 
des  Evangeliums  übereinstimmt.  (...) 
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3.  Die  politische  Ökonomie  einer  gerechten  Gesellschaft 

Die  Unterscheidung  zwischen  einer  positivistischen  Ökonomie  und  einer  politi- 
schen Ökonomie  sollte  klar  herausgestellt  und  verstanden  sein.  Eine  positivisti- 
sche Ökonomie  ist  in  einer  verengten  Weise  begründet  auf  rein  ökonomischen 
Erwägungen,  wie  den  jeweilig  gewählten  Konsumentscheidungen  einzelner  Ver- 
braucher, den  freien  Märkten,  innerhalb  derer  diese  Nachfrageentscheidungen 
befriedigt  werden,  und  der  Maximierung  von  Profit  als  primäres  Instrument  für 
eine  effektive  Zuordnung  von  Ressourcen.  Zwar  erkennen  positivistische  Ökono- 
mien an,  daß  es  in  einem  System  bestimmte  Ziele  geben  muß,  aber  sie  gehen 
entweder  davon  aus,  daß  diese  Ziele  extern  vorgegeben  sind  oder  jeweils  enthal- 
ten sind  in  den  individuellen  Konsumentscheidungen  der  Verbraucher  im  Markt- 
geschehen. 

Die  breitere  Betrachtungsweise  der  Ökonomie,  für  die  der  Begriff  der  politischen 
Ökonomie  angemessen  ist  (dies  war  sein  Gebrauch  im  19.  Jahrhundert  in  Eu- 
ropa), verbindet  eine  ökonomische  Analyse  mit  weitergehenden  sozialen  Zielvor- 
stellungen. Sie  erkennt  die  Notwendigkeit  von  Werturteilen  und  ihre  Anwendung 
an,  und  sie  beschäftigt  sich  sowohl  mit  sozialen  Klassen  als  auch  mit  Individuen. 

Nach  unserem  Verständnis  ist  die  politische  Ökonomie  der  positivistischen  Öko- 
nomie vorzuziehen.  Die  letztere  hat  nicht  nur  einen  verengten  analytischen 
Blickwinkel,  auch  ihre  Konzentration  auf  das  "Individuum"  ist  von  einem  christli- 
chen Standpunkt  aus  gesehen  nicht  ausreichend,  denn  hier  würde  man  eher  vom 
Begriff  der  "Person"  ausgehen  und  dabei  besonders  auch  die  soziale  Verantwort- 
lichkeit der  Person  gegenüber  der  Gemeinschaft  und  dem  Rest  der  Welt  mit  ein- 
beziehen. Zudem  führt  eine  positivistische  ökonomische  Betrachtungsweise  - 
auch  wenn  sie  theoretisch  die  Formulierung  verschiedener  sozialer  und  individu- 
eller Ziele  zuläßt  -  in  der  Praxis  bei  denjenigen  Wirtschaftsformen,  die  unter  ih- 
rem Einfluß  gestaltet  werden,  zu  einer  einseitigen  Ausrichtung  auf  ständiges 
Wachstum,  auf  reinen  Produktionszuwachs  und  Steigerung  von  Kapitalakkumula- 
tion. Der  Rahmen  der  politischen  Ökonomie  hingegen  eröffnet  bessere  Chancen 
dafür,  die  Gesamtrichtung  und  das  Tempo  des  wirtschaftlichen  Wachstums  zu 
ändern  und  dieses  auf  soziale  Ziele  wie  die  Erlangung  von  Gerechtigkeit  und 
Überlebensfähigkeit  im  Blick  auf  den  Umgang  mit  Ressourcen  auszurichten.  (...) 


4.  Die  Politik  der  Partizipation 

Unser  Hauptanliegen  ist  Gerechtigkeit.  Nichts  darf  uns  ablenken  vom  Skandal  der 
Massenarmut  und  der  wachsenden  Ungleichheit  in  der  Welt  sowie  von  der  drin- 
genden Notwendigkeit  einer  Änderung,  die  sich  hieraus  für  unser  eigenes  Leben 
und  für  die  Strukturen,  in  denen  wir  leben,  ergibt.  Doch  indem  wir  hierzu  etwas  in 
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Klarheit  und  Wahrhaftigkeit  hinzufügen  möchten,  erschien  es  uns  notwendig, 
noch  genauer  sowohl  über  Partizipation  als  auch  über  Überlebensfähigkeit  nach- 
zudenken, die  beide  im  jüngeren  ökumenischen  Denken  herausgestellt  wurden. 
Indem  wir  den  Begriff  der  gerechten  Gesellschaft  zu  präzisieren  versuchen,  ist 
uns  wichtig  geworden,  daß  -  wenn  Gerechtigkeit  das  Hauptziel  ist  -  Überlebensfä- 
higkeit als  die  notwendige,  wenn  auch  nicht  zureichende  Bedingung  für  die  Exi- 
stenz von  Gerechtigkeit  zu  betrachten  wäre,  während  andererseits  Partizipation 
eine  notwendige  Bedingung  darstellt,  ohne  die  weder  die  Überlebensfähigkeit 
noch  die  Gerechtigkeit  erreicht  werden  können. 

Es  ist  wichtig,  die  Bedeutung  von  Gerechtigkeit  zu  spezifizieren.  Noch  vordringli- 
cher ist  es,  dies  im  Kontext  eines  klaren  Verständnisses  dessen  zu  tun,  was  in  der 
Welt  gegenwärtig  passiert,  so  daß  Menschen  neue  Wege  finden  können,  die 
Strukturen,  Mächte  und  Gewalten  zu  transformieren  und  zu  humanisieren.  Solch 
eine  Transformation  ist  nicht  möglich  ohne  eine  Partizipation  auf  allen  erforder- 
lichen Ebenen  von  den  lokalen  Gemeinschaften  bis  zur  Weltebene.  Partizipation 
aber  ist  nicht  möglich  ohne  Macht.  Deshalb  ist  eine  notwendige  Bedingung  der 
Gewährleistung  von  Partizipation  eine  Umverteilung  sowohl  der  politischen  als 
auch  der  ökonomischen  Macht,  mit  der  eine  Konzentration  dieser  Macht  in  den 
Händen  einiger  weniger  vermieden  wird,  die  nicht  rechenschaftspflichtig  gegen- 
über denjenigen  sind,  die  von  ihrer  Anwendung  betroffen  werden.  Partizipation 
ist  ebenfalls  notwendig,  um  einen  ausreichenden  Konsens  über  Handlungspriori- 
täten sowohl  innerhalb  wie  zwischen  Nationen  herzustellen  und  die  schöpferi- 
schen Energien  der  Leute  freizusetzen,  so  daß  die  vorhandenen  Ressourcen 
bestmöglich  für  die  Bedürfnisse  aller  genutzt  werden  können.  Gott  hat  allen  Men- 
schen das  Recht  und  die  Macht  zur  Teilhabe  an  Entscheidungen  gegeben.  Das 
Vorenthalten  dieser  Macht  (als  Konsequenz  der  existierenden  politischen  und 
ökonomischen  Strukturen  und  nicht  zuletzt  der  modernen  Technologie)  ist  eine 
Hauptursache  der  Verzerrungen  im  Bereich  der  Produktion  und  der  Verteilung  in 
der  gegenwärtigen  Weltwirtschaft.  (...) 

Es  ist  die  Aufgabe  der  Gesellschaft,  zur  höchstmöglichen  Wohlfahrt  von  allen  ih- 
ren Mitgliedern  und  zur  freien  Entfaltung  jedes  individuellen  Mitglieds  beizutra- 
gen. Dies  ist  nur  möglich  in  einer  Gesellschaft,  wo  die  Menschen  die  Produktion 
der  Güter  selber  kontrollieren,  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  sowie  für  die 
Entwicklung  des  kulturellen  Lebens  selbst  verantwortlich  sind.  Dies  ist  nicht  mög- 
lich, wenn  nationale  Eliten,  darunter  auch  das  Militär,  ausländische  Regierun- 
gen oder  transnationale  Unternehmen  Entscheidungen  auf  nationaler  Ebene 
herbeiführen  oder  beeinflussen.  Im  letzteren  Fall  wird  politische  Macht  in  einer 
höchst  zentralisierten  Weise  ausgeübt  -  ungeachtet  der  Tatsache,  ob  das  System 
sich  formal  demokratisch  nennt  oder  offen  diktatorisch  verfährt.  Die  Eigentums- 
verhältnisse müssen  Schritt  für  Schritt  bis  zu  einem  Maße  sozialisiert  werden,  das 
mit  der  Verwirklichung  sozialer  Ziele  übereinstimmt. 
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Die  Gesellschaft  ist  plural  und  muß  in  ihrer  reichen  Vielfalt  akzeptiert  werden. 
Dies  setzt  voraus,  daß  nur  dann,  wenn  alle  Menschen  in  einen  Entscheidungs- 
prozeß  involviert  waren,  dieser  auch  für  alle  moralisch  verpflichtend  wird.  Ist  das 
praktizierbar?  Die  Antwort  lautet:  Ja.  Angesichts  der  zunehmenden  Komplexität 
von  Technologien  und  Produkten  muß  -  sowohl  in  Unternehmen  wie  in  der  Ver- 
waltung -  eine  größere  Entscheidungsverantwortung  und  -macht  gerade  auf  die 
niedrigeren  sozialen  Ebenen  verlagert  werden.  Dies  gehört  bereits  zur  aktuellen 
Erfahrung  in  Großunternehmen  überall  wie  auch  in  zentral  geplanten  Wirtschafts- 
formen. Diese  Lektion  muß  auch  im  politischen  Bereich  gelernt  werden.  Die  Ent- 
scheidungsfindung muß  gezielt  auf  verschiedene  Ebenen  verlagert  werden,  denn 
nichts  verstärkt  den  demokratischen  Prozeß  und  verbessert  die  Effektivität  mehr 
als  die  Freisetzung  von  lokalen  Initiativen  durch  eine  Dezentralisierung  von  Ent- 
scheidungsmacht. Neue  und  weiterentwickelte  Formen  der  örtlichen  Selbstver- 
waltung und  der  Demokratisierung  der  Industrie  werden  eingeführt  werden  müs- 
sen und  sollten  gefördert  werden  als  ein  politischer  Anschub  für  eine  partizipato- 
rische  Gesellschaft.  Die  soziale  Zusammengehörigkeit  und  Gerechtigkeit  können 
nicht  erreicht  werden  außer  durch  die  gezielte  Beteiligung  aller  Glieder  der  Ge- 
sellschaft in  den  Entscheidungsprozessen  und  auch  im  Produktionsprozeß.  (...) 

Eine  klare  Voraussetzung  für  eine  partizipatorische  Gesellschaft  ist  der  ungehin- 
derte Informationsfluß  nicht  nur  im  Blick  auf  wissenschaftliches  und  technologi- 
sches Wissen,  sondern  auch  im  Blick  auf  tägliche  Nachrichten.  Eine  neue  glo- 
bale Informationsordnung  muß  kommen,  bevor  frei  gewählte  Regierungen  in 
freien  Gesellschaften  richtig  funktionieren  können  -  darum  geht  es  letztlich  bei 
der  Frage  der  Partizipation.  (...)  Ein  Nationalstaat  mag  zu  groß  und  zu  heterogen 
sein,  um  eine  wirklich  bedeutende  Partizipation  der  ganzen  Bevölkerung  in  den 
verschiedenen  Bereichen  der  Entscheidungsfindung  zuzulassen.  Die  Reichweite 
der  Partizipation  muß  vom  Ausmaß  gemeinsamer  Interessen  bestimmt  werden. 
Deshalb  sollte  der  doppelte  Trend  zu  einer  Verstärkung  einer  Autonomie  von  Re- 
gionen innerhalb  von  Nationalstaaten  sowie  eine  Verbesserung  der  Kooperation 
zwischen  Nationalstaaten  bewußt  unterstützt  werden  als  ein  Schritt  in  Richtung 
auf  eine  partizipatorische  Weltgesellschaft.  Beide  Trends  sind  bereits  in  gegen- 
wärtigen Gesellschaften  sichtbar  und  können  als  Hinweise  auf  die  praktische  Un- 
zulänglichkeit des  Konzepts  nationalstaatlicher  Souveränität  angesehen  werden. 
(...) 


5.  Eine  überlebensfähige  Ökonomie 

Überlebensfähigkeit  ist  eine  Bedingung  von  sozialer  Gerechtigkeit.  Die  massive 
Verschwendung  der  globalen  Ressourcen  durch  die  industrialisierten  Länder  ist 
selbst  der  entscheidende  Hinderungsgrund  für  eine  substantielle  Reduktion  der 
globalen  Ungleichheit  und  Massenarmut.  Die  Verschwendung  einiger  steht  nicht 
beziehungslos  neben  dem  Mangel  anderer.  In  den  industrialisierten  Ländern 
vermittelt  das  Konzept  der  Überlebensfähigkeit  die  Basis  für  eine  kritische  Beur- 
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teilung  von  verschwenderischem  Verbrauch  von  nicht-erneuerbaren  Ressourcen, 
einer  einseitigen  Abhängigkeit  von  materiellem  Wachstum  auf  Kosten  von  Spiri- 
tualität und  Gerechtigkeit,  und  eines  zunehmenden  Trends  hin  zu  nicht-partizi- 
patorischen,  komplexen  Organisationen.  Von  den  Entwicklungsländern  auf  der 
anderen  Seite  kann  man  nicht  erwarten,  daß  sie  im  gleichem  Maße  wie  der  We- 
sten über  solche  Probleme  der  Überlebensfähigkeit  besorgt  sind,  die  nicht  von 
ihnen  verursacht  wurden.  Unsere  Sorge  um  die  noch  nicht  geborenen  Genera- 
tionen muß  zusammenpassen  mit  der  Sorge  um  die  Millionen,  die  heute  an 
Hunger  leiden.  Ein  gewisser  Sinn  für  die  richtigen  Proportionen  ist  deshalb  von- 
nöten,  wenn  es  um  unsere  Einschätzung  der  unbezweifelten  Relevanz  der  Über- 
lebensfähigkeit für  die  soziale  Gerechtigkeit  geht.  Probleme,  die  in  ihrer  Reich- 
weite und  Verantwortlichkeit  im  wesentlichen  westlich  sind,  sollten  nicht  in  glo- 
bale Fragen  verwandelt  werden,  so  daß  sich  daraus  eine  gewisse  Konsequenz  für 
den  Kampf  gegen  die  Armut  und  für  Gerechtigkeit  ergibt.  Die  Normen  der  Über- 
lebensfähigkeit müssen  sowohl  die  Anliegen  der  Entwicklungsländer  aufnehmen 
als  auch  den  Problemen  der  entwickelten  Länder  gerecht  werden. 

Wir  halten  fest,  daß  fehlende  Überlebensfähigkeit  nicht  einfach  nur  von  dem  zu- 
nehmenden Konsumismus  und  der  wirtschaftlichen  Wachstumsrate  verursacht 
werden,  sondern  besonders  auch  hervorgerufen  werden  durch  jene  konkurrenzori- 
entierte Wirtschaftsaktivität,  über  die  eine  nicht-partizipatorische  Gesellschaft  nur 
wenig  Kontrolle  ausüben  kann.  In  einer  Situation,  in  der  die  Menschen  die  Ziele 
einer  Gesellschaft  nicht  selbst  bestimmen  und  noch  weniger  aktiv  anstreben  kön- 
nen, werden  Wissenschaft  und  Technologie  für  künstliche  anstelle  von  realen 
Bedürfnissen  eingespannt  und  nutzbar  gemacht  -  sowohl  im  zivilen  wie  im  militä- 
rischen Sektor.  Wenn  dieser  Punkt  anerkannt  wird,  dann  kann  die  Verknüpfung 
zwischen  Überlebensfähigkeit  und  Partizipation  leicht  nachvollzogen  werden. 

Quelle:  Paul  Abrecht  (ed.),  Faith  and  Science  in  an  Unjust  World.  Report  of  the  1979  Confe- 
rence of  the  World  Council  of  Churches  in  the  Massachusetts  Institute  of  Technology,  Bo- 
ston 1979,  Vol.  2:  Reports  and  Recommendations,  Geneva  1980;  hier:  Economics  of  a  Just, 
Participatory  and  Sustainable  Society.  Report  of  Section  VIII,  p.126-130  (eigene  Überset- 
zung) 
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37  Eine  neue  Weltordnung:  die  Fehler  der  70er  und  die  Herausforderungen 
der  80er  Jahre 

Advisory  Group  on  Economic  Matters  (AGEM),  Genf  1980 

Die  ökumenische  Diskussion  um  eine  paradigmatisch  andere  neue  Weltwirtschaftsordnung 
(NWWO)  wurde  auf  dem  zweiten  Treffen  der  AGEM  fortgeführt,  das  vom  10.-14.  Januar 
1980  in  Genf  stattfand.  Das  Thema  lautete:  Into  the  1980s:  Some  ecumenical  views  on  the 
challenges  to  values  and  Structures.  Aus  der  30-seitigen  Studie  werden  hier  lediglich  Aus- 
schnitte aus  Kap. II  und  III  wiedergegeben,  die  angesichts  der  vorgelegten  Situationsanalyse 
drei  mögliche  ökonomisch-politische  Szenarien  erörtern. 

In  den  80er  Jahren  fand  die  ökumenische  Diskussion  um  ein  neues  Paradigma  der  Wirt- 
schaftsordnung einen  weiteren  Höhepunkt:  Im  Bericht  der  Fachgruppe  6  von  Vancouver 
1983  wurde  die  vorherrschende  wirtschaftliche  Ordnung  unter  religionskritischer  Perspektive 
als  Götzendienst  analysiert.  Dieser  Text  wird  hier  S.275ff  wiedergegeben. 


//.  Der  Situationsrahmen  der  achtziger  Jahre 

Einführung 

Die  achtziger  Jahre  begannen  mit  der  Intensivierung  wirtschaftlicher,  politischer 
und  kultureller  Konflikte,  die  mit  Worten  wie  Gegenseitigkeit,  Interdependenz  und 
aufgeklärtem  Eigeninteresse  nicht  mehr  bemäntelt  werden  können.  Die  Wirklich- 
keit von  Konflikt  und  Konfrontation  und  ihr  Ausmaß  in  den  internationalen  Bezie- 
hungen der  Gegenwart  kann  zu  innovativen  Stragien  für  den  Aufbau  einer  men- 
schenorientierten internationalen  Ordnung  führen.  Darum  benötigen  wir  eine  ra- 
dikale Analyse  und  Kritik  ideologischer  Voraussetzungen  in  den  achtziger  Jahren, 
wenn  neue  Ordnungen  den  Menschen  und  ihren  menschlichen  Bedürfnissen 
wirklich  dienen  sollen. 

Das  Bedürfnis  der  Leidenden  und  Unterdrückten  nach  Befreiung  von  den  Kräften 
heimatlicher  Herrschaft,  internalisiertem  Imperialismus  und  Kolonialismus  und  ih- 
ren internationalen  Verknüpfungen  hält  lange  an.  Diese  Kräfte  sind,  dieses  revo- 
lutionäre Potential  erahnend,  in  ihrer  Ausrichtung  aggressiver  und  militaristischer 
geworden,  und  haben  damit  das  Wettrüsten  und  den  Protektionismus  verstärkt. 

Die  Herausforderung  nationaler  und  internationaler  Strukturen  der  Unterdrückung 
und  Beherrschung  kennzeichnet  die  anbrechenden  achtziger  Jahre.  Der  Sturz 
einiger  unterdrückerischer  Regimes  in  Lateinamerika,  Afrika  und  Asien  hat  das 
Bewußtsein  des  Volkes  für  seine  Macht  und  sein  Recht  auf  die  Regelung  seiner 
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eigenen  Angelegenheiten  gestärkt.  Nicaragua,  Uganda  und  Iran  sind  nur  einige 
Beispiele  für  Völker,  die  unterdrückerische  diktatorische  Regimes  gestürzt  haben. 

Einige  Ausformungen  und  Verkörperungen  der  Macht  des  Volkes  werden  im  wei- 
teren angeboten.  Dieser  Überblick  kann  nicht  vorgeben,  umfassend  zu  sein,  son- 
dern illustriert  die-  Art  der  Herausforderung.  Er  soll  den  Ruf  nach  einer  wahrhaft 
politischen  Ökonomie  unterstreichen. 

Die  neue  Rolle  der  Armen 

Für  die  Armen  und  die  Unterdrückten  der  Welt  sind  die  letzten  vierzig  Jahre 
wachstumsorientierter  Entwicklung  ein  "verlorenes  Versprechen"  und  ein 
"Mythos"  gewesen.  Ihre  Existenzbedingungen  haben  sich  verschlechtert  aufgrund 
der  schwachen  Entwicklungsansatze,  die  von  ihren  eigenen  Regierungen  verfolgt 
und  durch  internationale  Verknüpfungen,  die  Armut  und  menschliches  Elend 
vermehrt  haben,  verstärkt  wurden.  Statt  zu  sozialer  Gerechtigkeit,  wirtschaftlicher 
Entwicklung,  Eigenständigkeit  und  zur  Beteiligung  des  Volkes  geführt  zu  haben, 
haben  diese  Ansätze  die  armen  Länder  tiefer  in  die  kapitalistische  Wirtschaft  in- 
tegriert und  so  die  wirtschaftlichen  Ungleichgewichte  und  politische  Zwangs- 
maßnahmen antidemokratischer  und  nicht  repräsentativer  Regimes  noch  ver- 
schlimmert. (...) 

Es  sind  die  Ausgeschlossenen,  Unterdrückten  und  Ausgebeuteten,  die  den  höch- 
sten Preis  für  den  Wohlstand  und  die  Macht  der  Wohlhabenden  und  Mächtigen 
bezahlt  haben,  national  und  international.  Eine  gerechte  internationale  Ordnung 
in  den  achtziger  Jahren  wird  nur  durch  eine  weltweite  Anerkennung  des  Rechts 
der  Armen  und  Unterdrückten  Zustandekommen,  ihre  eigene  Tagesordnung  im 
Licht  ihrer  sozio-kulturellen  Erfahrung  und  ihrer  gesellschaftlichen  Biographie  in 
einem  Kontext  menschlicher  Solidarität  aufzustellen. 

Der  neue  Aufstieg  des  Islams 

Der  neue  Aufstieg  des  Islams  muß  als  Teil  einer  allgemeinen  Erhebung  der  Ar- 
men der  Welt  verstanden  werden.  Es  wäre  aber  ein  ernster  Fehler,  ihn  als  mono- 
lithisches Phänomen  mit  einem  einheitlichen  Zentrum  anzusehen.  Es  gibt  ein 
großes  Maß  an  Verschiedenheit  und  Vielfalt  in  den  zahlreichen  Ausprägungen 
des  Islams  in  den  verschiedenen  Ländern  und  Kontinenten.  Der  Islam  ist  in  vie- 
len Ländern  Asiens  und  Afrikas  der  religiöse  Glaube  der  Mehrheit,  und  eine 
große  Minderheitsreligion  in  vielen  anderen  Staaten  auf  diesen  Kontinenten. 
Seine  Auswirkungen  müssen  sowohl  auf  nationaler  Ebene  als  auch  in  der  Per- 
spektive der  Neustrukturierung  internationaler  Beziehungen  verstanden  werden.  In 
Staaten,  in  denen  er  die  Religion  des  Mehrheit  darstellt,  muß  der  Islam  als  wirk- 
samer formgebender  Rahmen  für  die  Ordnung  der  Gesellschaft  in  erklärterweise 
islamischen  Staaten  und  Republiken  angesehen  werden.  (...) 
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Osteuropäische  sozialistische  Gesellschaften 

Sozialistische  Gesellschaften  in  Europa  sind  für  viele  Länder  der  Dritten  Welt  zu 
einer  wichtigen  und  historisch  bedeutsamen  Wirklichkeit  geworden.  Sie  stellen 
anziehende  Beispiele  für  jene  dar,  die  einen  "nicht-kapitalistischen"  Entwick- 
lungsweg wählen.  Millionen  von  Menschen  betrachten  die  sozialistische  Revolu- 
tion als  einzige  Möglichkeit  eines  tiefgreifenden  Strukturwandels.  Allerdings  be- 
gegnen auch  die  sozialistischen  Lander  in  ihrer  wirtschaftlichen  und  politischen 
Entwicklung  verschiedensten  Schwierigkeiten.  (...) 

Das  Bestreben,  wirksame  Hilfe  zu  leisten  und  Solidarität  mit  den  armen  Nationen 
zu  zeigen,  wohnt  dem  sozialistischen  Denken  inne.  Die  Kirchen  und  religiösen 
Gemeinschaften  in  Osteuropa  -  unter  ihnen  Mitgliedskirchen  des  ÖRK  -  sind  stark 
in  die  Unterstützung  der  sozialistischen  Entwicklung  eingebunden,  obwohl  sie 
gleichzeitig  den  atheistischen  Wesenszug  der  marxistisch-leninistischen  Ideolo- 
gie ablehnen. 

Sie  versuchen,  den  humanistischen  Wesenszug  der  Gesellschaft  und  die  morali- 
sche Grundlegung  der  Familie  und  des  Gemeinschaftslebens  zu  stärken.  Sie  un- 
terstützen ebenso  die  persönliche  Sicherheit  für  jeden  Bürger,  einschließlich  der 
Gesundheitsversorgung,  freier  Erziehung  und  Ausbildung.  Sie  streiten  zugleich 
gegen  anti-soziale  Unterdrückung  wie  Selbstsucht,  Entfremdung  von  sich  selbst 
oder  von  anderen  und  gegen  die  unverantwortliche  Verwendung  von  materiellen 
und  spirituellen  Gütern.  (...) 

Zusammenfassung:  ein  neues  Paradigma 

(...)  Politisches  und  ökonomisches  Denken  und  Strategien  der  Gegenwart  können 
womöglich  noch  keine  ausreichende  Anleitung  zu  Reflexion  oder  Aktion  geben. 
Die  ökumenische  Bewegung  der  achtziger  Jahre  wird  aufgerufen  sein,  neue  Ein- 
sichten anzubieten,  die  nicht  nur  in  der  Perspektive  des  christlichen  Glaubens, 
sondern  in  Aufnahme  des  ganzen  Spektrums  menschlicher  Erfahrung  zum  Han- 
deln führen. 

Die  ökumenische  Gemeinschaft  hat  bereits  einen  Anfang  gemacht,  indem  sie 
betont  hat,  wie  notwendig  und  wünschenswert  ein  neues  politisches,  ökonomi- 
sches und  theologisches  Paradigma  wäre,  das  zu  Analyse,  Verständnis  und  Han- 
deln anleitet.  Ein  solches  Paradigma  sollte  auf  der  menschlichen  Wahrnehmung 
der  Realität  in  ihrer  ganzen  Verschiedenheit  und  Vielfalt  basieren.  Hierzu  wies 
der  "Zürich  Report:  Political  Economy,  Ethics  and  Theology:  Some  Contempor- 
ary  Challenges"  (Bericht  aus  Zürich:  Politische  Ökonomie,  Ethik  und  Theologie:  Ei- 
nige Herausforderungen  der  Gegenwart,  vgl.  hier  S.  171  ff;  Hg.J  auf  folgendes  hin: 

"Die  christliche  Annahme  ist,  daß  der  Mensch,  sowohl  als  Individuum  als  auch  in  Gemein- 
schaft, zum  Guten  und  zum  Bösen  fähig  ist,  und  daß  jede  Generation  als  Haushalter  der 
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Schöpfung  eine  Verantwortung  gegenüber  Gott  hat,  zum  Kampf  für  mehr  Gerechtigkeit  in  der 
Gesellschaft  beizutragen  und  die  Herrschaftsbereiche  und  Mächte,  die  in  verschiedensten 
institutionellen  Ausformungen  jeder  menschlichen  Gesellschaft  begegnen,  zu  benennen  und 
zu  bekämpfen." 

Dieses  Paradigma  muß  einheitlich  sein,  wenn  es  der  ökumenischen  Bewegung 
der  achtziger  Jahre  in  geeigneter  Weise  dienen  soll.  Das  Verständnis  seiner  Wirk- 
samkeit sollte  aus  dem  Blickwinkel  hervorgehen,  den  die  Kämpfe  der  Armen  und 
Unterdrückten  für  gerechte,  partizipatorische  und  überlebensfähige  Gesell- 
schaften eröffnen.  Seine  Ökonomie  sollte  auf  den  gemeinsamen  sozialen  Anlie- 
gen aller  Völker  der  Welt  fußen.  Seine  Politik  sollte  die  Menschen  in  die  Lage 
versetzen,  ihre  ganzen  Beziehungen  im  Einklang  mit  ihrer  sozio-kulturellen,  poli- 
tischen und  historischen  Biographie  zu  ordnen.  Seine  Theologie  sollte  auf  Jesus 
hin  ausgerichtet  sein,  den  Befreier  der  Unterdrückten  und  Ausgebeuteten,  dessen 
Vater  uns  herausgefordert  hat,  bei  der  Errichtung  eines  Reichs  der  Gerechtigkeit 
und  Liebe  zusammenzuarbeiten,  in  dem  die  Armen,  Unterdrückten  und  Ausge- 
beuteten die  ersten  Bürger  sein  werden.  Der  Aufbau  einer  neuen,  auf  Gerechtig- 
keit und  menschlicher  Solidarität  gründenden  Ordnung  ist  nicht  Ziel,  sondern 
eine  Ankündigung  des  Reiches  Gottes. 


///.  Szenarien  und  Visionen  für  die  Zukunft 

(...)  Bei  der  Beurteilung  der  Zukunft  ist  es  nicht  hinreichend,  einzelne  Probleme 
und  Themen  nacheinander  zu  betrachten,  als  ob  sie  unverbunden  wären  und  als 
ob  Handlungen  in  einem  Sektor  nicht  notwendigerweise  mit  Ergebnissen  in  an- 
deren Sektoren  wechselwirken  würden.  Daher  ist  es  nützlich,  drei  breit  angelegte 
Szenarien  oder  Visionen  für  die  Zukunft  zu  betrachten.  Das  erste  könnte 
"Fortsetzung  und  Verstärkung  der  bestehenden  Ordnung"  benannt  werden,  das 
zweite  "Strukturelle  Wirtschaftsreformen  innerhalb  des  gegebenen  Rahmens  auf 
der  Basis  langfristiger  Eigeninteressen",  das  dritte  "Übergang  zu  einer  gerechten, 
partizipatorischen  und  überlebensfähigen  Gesellschaft". 

Wenn  wir  zustimmen,  daß  Menschlichkeit  im  Zentrum  der  Entwicklung  steht  und 
daß  Menschen  ihre  Subjekte  und  nicht  nur  Objekte  sind,  müssen  Szenarien  und 
Visionen  an  diesem  Prinzip  geprüft  werden.  Wenn  verteilende  Gerechtigkeit,  Par- 
tizipation des  Volkes  und  Überlebensfähigkeit  gültige  normative  Werte  sind,  kann 
es  keine  Neutralität  gegenüber  Szenarien  geben,  die  diese  Werte  befördern,  und 
gegenüber  denen,  die  ihnen  entgegenstehen.  Institutionelle  und  technische 
Herangehensweisen  sind  keine  Alternativen  zu  Werten  und  ideologischen  Orga- 
nisationsprinzipien, sondern  vielmehr  Mittel  zu  ihrer  Durchsetzung. 

Fortsetzung  und  Verstärkung  der  bestehenden  Ordnung 

"Was  ich  habe,  halte  ich  fest",  ist  hier  das  Thema.  "Die  alte  Ordnung  hat  der  Welt 
gut  gedient",  ist  seine  Rechtfertigung.  Die  Vision  besteht  in  einem  wiedergebo- 
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renen  Bretton  Woods,  das  von  einigen  kleineren  Mängeln  befreit  ist  und  die  klei- 
nere Phase  der  Unordnung  in  den  Jahren  von  1969-1979  mit  einem  erneuerten 
Schub  hin  zu  Wachstum  und  Modernisierung  hinter  sich  gelassen  hat.  (...) 

Zwei  recht  verschiedene  Anfragen  können  an  dieses  Szenario  gestellt  werden. 
Die  erste  ist  auf  Praktisches  beschränkt.  Das  Szenario  kann  nicht  funktionieren, 
weil  es  die  anhaltende  Krise  der  siebziger  Jahre  als  nebensächlich  und  umkehr- 
bar mißversteht  und  den  strukturellen  Kollaps  der  Ordnung,  die  es  aufrechterhal- 
ten will,  ignoriert.  Die  sechziger  Jahre  wiedererstehen  zu  lassen,  ist  nicht  möglich 
-  dies  zu  tun  zu  versuchen  wird  zu  dauernder  wirtschaftlicher  Stagnation,  verstärk- 
ten politischen  und  wirtschaftlichen  Auseinandersetzungen  (national  und  interna- 
tional), sehr  realen  Gefährdungen  des  Friedens  (national,  regional  und  global) 
und  verstärkter  Repression  im  Süden,  Nordwesten  und  Nordosten  führen. 

Die  zweite  Anfrage  ist  eine  ethische.  Im  Zentrum  der  alten  Ordnung  standen 
nicht  Menschen,  sondern  materielle  Dinge.  Der  armen,  ausgebeuteten,  unter- 
drückten Mehrheit  brachte  sie  im  besten  Falle  sehr  begrenzte  Gewinne.  Ihr  An- 
spruch, mit  einer  verteilenden  Gerechtigkeit  und  der  Partizpation  des  Volkes  zu- 
sammenzupassen, gründete  auf  der  Behauptung,  daß  hohes  Wachstum  schließ- 
lich "herabsickern"  würde.  Da  dies  nicht  geschah,  als  das  System  (nach  seinen 
eigenen  Begriffen)  in  den  Jahren  von  1945-1969  gut  arbeitete,  ist  es  noch  weni- 
ger wahrscheinlich,  daß  es  dies  in  Zukunft  tut.  Überlebensfähigkeit  wurde  auf  der 
Grundlage,  daß  die  Wissenschaft  schon  alle  Probleme  lösen  werde,  mechanisch 
beiseite  geschoben  -  ein  Glaubensbekenntnis,  das  viele  nationale  Wissenschaft- 
ier (national  scientists;  Hg.)  heute  so  unerbittlich  vertreten,  wie  es  die  Armen  ab- 
lehnen. 

Strukturelle  Wirtschaftsreformen  innerhalb  des  gegebenen  Rahmens  auf  der  Basis 
langfristiger  Eigeninteressen 

Ein  anderes  Szenario  ist  vorgeschlagen  worden,  am  klarsten  im  "OECD  Interfutu- 
res  Report"  Facing  the  Future,  aber  zum  Teil  auch  in  verschiedenen  trilateralen 
Ausschüssen  und  UN-Dokumenten,  wie  auch  in  einer  Reihe  von  Dritte-Welt-  und 
internationalen  Konferenzvorlagen  zum  überwundenen  Wandel.  Dieses  Szenario 
lehnt  Versuche  ab,  die  sechziger  Jahre  wiedererstehen  zu  lassen  und  anerkennt 
die  Realität  der  internationalen  Wirtschaftsunordnung.  Daher  anerkennt  es  die 
Notwendigkeit  der  strukturellen  Veränderung  und  fordert  deren  zweckgemäße 
Verwaltung.  (...) 

Dieses  Szenario  fußt  auf  Versuchen,  Gebiete  sich  langfristig  ergänzenden  Eigen- 
interesses zu  bestimmen  und  diese  zu  einem  arbeitsfähigen  Paket  zu  schnüren. 
TNUs,  Industriegewerkschaften,  die  absolut  Armen,  öl  und  Bodenschätze  produ- 
zierende Länder,  neu  industrialisierte  Länder  (newly  industrialized  countries, 
NICs),  Verfechter  neuer  Lebensstile  -  alle  werden  berücksichtigt.  Sogar  Strategien 
in  armen   Ländern  der  Peripherie,   die  sich  an  kollektiver  Eigenständigkeit  und 
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menschlichen  Grundbedürfnissen  orientieren,  wird  im  Szenario  ein  Platz  einge- 
räumt. (...) 

Die  Schlüsselelemente  innerhalb  dieser  Vorstellung  einer  Weltwirtschaftsordnung 
sind  die  folgenden: 

1.  Veränderung  der  Beschäftigungsstrukturen  in  Richtung  auf  eine  Verstärkung 
des  Dienstleistungssektors  und  der  hochtechnisierten  Industrie  in  stärker  kapi- 
talintensiven industrialisierten  Wirtschaften  sowie  die  Einführung  größerer  Fle- 
xibilität und  geringerer  Arbeitszeiten  im  Beschäftigungsmodus; 

2.  Ausrichtung  der  Beschäftigungsstrukturen  auf  industrielle  Arbeitsplätze  mit 
mittleren  Einkommen  (dieses  Szenario  schließt  die  sozialistischen  Wirtschaf- 
ten Europas  und  einige  ausgewählte  Wirtschaften  der  Peripherieländer  mit 
ein); 

3.  Umfassende  Änderungen  in  den  Produktionsstrukturen  in  Richtung  einer 
neuen  internationalen  Arbeitsteilung  unter  Voraussetzung  einer  hervorgeho- 
beneren Rolle  der  NICs,  der  sozialistischen  europäischen  Wirtschaften  und 
größerer  rohstoffproduzierender  Länder; 

4.  Wiederherstellung  eines  internationalen  Wirtschaftswachstums  durch  Anwen- 
dung eines  „internationalen  Keynesianismus",  einschließlich  von  Veränderun- 
gen in  Beschäftigung  und  Produktion  und  einer  massiven  Zunahme  des  inter- 
nationalen finanziellen  Transfers  (...); 

5.  Etablierung  kontrollierter  Märkte  (die  vorrangig  durch  transnationale  Unter- 
nehmen bedient  werden,  durch  sozialistische  Staatsunternehmen  und  durch 
gemischte  Unternehmen  aus  industriellen  Schwellenländern),  durch  die  die 
Hauptdynamik  von  Produktion  und  Verteilung  vorgenommen  wird; 

6.  Unterstützung  des  Marktes  mit  staatlichen  Investitions-  und  Lenkungsmaßnah- 
men zur  Herstellung  eines  Entwicklungsminimums  (z.B.  im  Blick  auf  Nah- 
rungsmittelversorgung, im  Blick  auf  marginalisierte  Gruppen  und  die  am  we- 
nigsten entwickelten  Wirtschaften)  sowie  zur  Verhinderung  von  Zuständen  zu 
chaotischer  Konkurrenz,  die  zu  intolerablen  Belastungsphänomenen  führen 
könnten. 

Auf  der  Ebene  der  Durchführbarkeit  steht  dieses  Szenario  in  einem  größeren  Zu- 
sammenhang als  die  gegenwärtigen  Trends.  Es  versucht  sich  der  vergangenen 
Produktionsdynamik  des  Kapitalismus,  der  ein  Sicherheitsnetz  bietenden  Tradi- 
tion des  Wohlfahrtsstaates  /  der  sozialen  Demokratie  und  den  leitenden,  marktun- 
terstützenden Elementen  des  Keynesianismus  zu  nähern,  um  eine  arbeitsfähige 
Strategie  zu  erzeugen.  Es  hat  sowohl  Voraussicht  wie  mechanische  Kohärenz. 
Dennoch  hat  diese  Vision  sich  bis  heute  nicht  als  verkäuflich  erwiesen  -  Eigenin- 
teressen haben  sich  eher  als  widersprechend  und  kurzfristig  denn  als  einander  er- 
gänzend und  langfristig  erwiesen.  Sehr  ungleichartige  Gruppen  -  NICs,  einige 
TNUs,  kleine  kapitalistische  Firmen,  Landwirte,  Gewerkschaften  -  haben  sich  als 
bedroht  eingeschätzt  und  das  trilateralistische,  Interfutures-Szenario  bis  heute  für 
ziemlich  undurchführbar  gehalten.  (...) 
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Auf  der  normativen  Ebene  ist  die  Strategie  einander  ergänzender  Eigeninteres- 
sen einer  ernsten  Anfrage  ausgeliefert.  Bis  zu  einem  bestimmten  Grad  ersetzt  es 
die  Produktionsmaximierung,  aber  eher  zugunsten  einer  zentralen  Rolle  für  Ver- 
walter und  Verwaltung  als  für  die  Menschen  als  solche.  Es  gibt  ein  Bestreben 
nach  verteilender  Gerechtigkeit,  aber  nur  ein  sehr  spezifisches  nach  Minimierung 
und  der  Verminderung  von  Ungleichheiten,  wenn  (und  nur  wenn)  diese  so  ekla- 
tant und  trennend  sind,  daß  sie  die  Fortsetzung  ordnungsgemäßer  Verwaltung 
bedrohen.  Partizipation  im  Sinne  einer  Rolle  für  jede  Ressource,  jeden  Arbeiter, 
jede  Machtgruppe  und  jede  Ökonomie  ist  ein  zentrales  Thema.  Aber  die  Partizi- 
pation ist  klar  hierarchisch  und  elitär  und  zielt  letztlich  auf  die  Bildung  eines 
breiteren  Spektrums  von  Eliten,  die  an  der  Erhaltung  des  gegenwärtigen  Systems 
Anteil  haben.  Das  ist  nicht  die  gleiche  Partizipation  wie  die,  von  der  die  Evange- 
lien, die  Volksbewegungen  oder  der  ÖRK  gesprochen  haben.  (...) 

Übergang  zu  einer  gerechten,  partizipatorischen  und  überlebensfähigen  Gesell- 
schaft 

Kann  ein  politisch-ökonomisches  Szenario  konstruiert  werden,  das  von  den  Men- 
schen ausgeht  und  sich  auf  den  Kampf  für  Gerechtigkeit,  Frieden  und  Überle- 
bensfähigkeit hin  ausrichtet?  Ist  es  in  dieser  Welt  und  an  diesem  Punkt  der  Ge- 
schichte möglich,  die  Armen  ins  Zentrum  zu  rücken  und  mit  den  Ausgeschlosse- 
nen, Ausgebeuteten  und  Unterdrückten  nach  einer  Vision  zu  greifen,  die  weiter 
ist  als  Sicherheitsnetze,  Kooptierung  und  verwalteter  Wohlfahrtsstaat?  Dies  sind 
keine  rhetorischen  Fragen. 

Eine  positive  Anwort  bedarf  sowohl  einer  Vision  als  auch  eines  Szenarios:  nicht 
einer  Vision  im  Sinne  des  Fehlens  einer  ausformulierten  Analyse  und  institutio- 
neller Vorschläge  für  ihre  Umsetzung,  sondern  in  dem  Sinne,  daß  sie  von  einem 
festgelegten  Satz  normativer  Werte  ausgeht  und  von  diesen  dazu  fortschreitet, 
Beziehungsmuster  ins  Auge  zu  fassen,  die  diese  Werte  am  besten  vereinigen,  um 
sich  erst  dann  der  technischen  und  institutionellen  Analyse  der  Mittel  und  Wege 
zuzuwenden,  anfängliche,  unvollkommene  und  vorläufige  Ziele  festzusetzen  und 
sich  auf  sie  zuzubewegen.  (...) 

Am  vordringlichsten  diskutiert,  beraten  und  durchdacht  werden  müssen  die 
Hauptelemente  zur  Formulierung  der  Vision  einer  Gesellschaft,  die  vom  Kampf 
für  Gerechtigkeit,  Partizipation  und  Überlebensfähigkeit  charakterisiert  wird  und 
die  ihr  Zentrum  in  Menschen  als  Subjekten  und  als  treibenden  Kräften  hat.  Diese 
Elemente  müssen  erforscht  und  zueinander  in  Beziehung  gesetzt  werden,  bevor 
vorläufige  Ziele  oder  neue  Baupläne  skizziert  werden. 

Einige  Themen,  die  mit  der  Formulierung  dieser  Vision  zusammenhängen,  sind 
strukturelle  Veränderungen,  Interdependenz,  die  Notwendigkeit  kollektiver  Eigen- 
ständigkeit und  das  Überleben  der  Weltwirtschaft.  (...) 
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Strukturelle  Veränderungen 

Jeder  Versuch,  die  Armut  in  den  Entwicklungsländern  auf  internationaler  Front 
anzugehen,  setzt  Veränderungen  in  der  Struktur  der  weltwirtschaftlichen  Bezie- 
hungen voraus.  (...) 

Kein  Land  in  den  achtziger  Jahren  kann  seine  Probleme  in  der  Isolation  lösen, 
und  es  gibt  keine  Alternative  zu  realer  Zusammenarbeit,  wenn  wirtschaftliches 
Wachstum  gefördert  und  aufrechterhalten  werden  soll.  Darum  muß  die  Staaten- 
gemeinschaft einen  Plan  für  die  Zukunft  aufstellen,  der  die  unermeßlichen  Res- 
sourcen der  Welt  auf  die  menschlichen  Bedürfnisse  bezieht.  Sie  muß  danach 
streben,  planvoll,  zweckmäßig  und  gemeinsam  einzuschreiten,  um  den  Kurs  der 
Weltwirtschaft  zum  Wohle  aller  zu  ändern.  Folgerichtig  muß  die  Staatengemein- 
schaft auch  in  der  Verwaltung  der  Ressourcen,  der  Investitionen,  der  Produktion, 
des  Verbrauchs,  der  Verteilung  und  des  Wohlstands  der  Welt  Angemessenheit 
finden,  und  so  ein  korrigierendes  Gleichgewicht  zwischen  den  Staaten  sicherstel- 
len. 

Interdependenz 

(...)  Die  Begriffe  der  Interdependenz  und  des  gegenseitigen  Interesses  können  nur 
im  Rahmen  des  dritten  Szenarios,  JPSS  (Just,  Participatory  and  Sustainable 
Society  =  gerechte,  partizipatorische  und  überlebensfähige  Gesellschaft;  Hg.), 
akzeptiert  werden,  d.h.,  wenn  sie  mit  den  Konzepten  der  Gleichheit  und  Eigen- 
ständigkeit verbunden  sind,  und  wenn  Aktion  und  Reflexion  auf  diesen  Gebieten 
ebenfalls  auf  dem  Gedanken  der  Solidarität  fußen.  Gleichheit,  Eigenständigkeit 
und  Solidarität  führen  zu  politischen  Verfahren,  die  die  Dritte  Welt  unterstützen 
statt  sie  zu  vernachlässigen  oder  sie  auszubeuten.  (...) 

Internationale  Ungleichheit  und  Instabilität  -  ökonomisch,  sozial  und  politisch  - 
werden  in  zunehmendem  Maße  Auswirkungen  auf  die  Interessen  der  Reichen 
haben.  Für  Menschen  in  den  reichen  wie  in  den  armen  Ländern  steht  ein  Inter- 
esse am  Überleben  der  Weltwirtschaft  auf  dem  Spiel.  Verschmutzung,  Übernut- 
zung knapper  Ressourcen,  wirtschaftliches  Chaos  und  der  Nuklearkrieg  werden 
schließlich  alle  Menschen  gleichermaßen  betreffen,  unabhängig  davon,  wo  sie 
leben  oder  wie  reich  oder  arm  sie  sind. 

Es  liegt  daher  im  Interesse  der  Menschen  in  den  reichen  Ländern  selbst,  der 
Gleichheit  in  ihren  eigenen  Grenzen,  der  Vollbeschäftigung,  der  Emanzipation 
von  Frauen  und  Minderheiten,  der  Verbesserung  der  Lebensqualität,  der  Scho- 
nung knapper  Ressourcen  und  der  Partizipation  an  der  Entscheidungsgewalt 
Priorität  einzuräumen,  anstatt  den  gegenwärtigen  Tendenzen  zu  Ungleichheit, 
schlechten  wirtschaftlichen  Chancen  für  Frauen,  strukturell  hoher  Arbeitslosigkeit, 
zunehmender  Zentralisierung  wirtschaftspolitischer  Entscheidungen,  Abfall,  Ent- 
fremdung und  Herzinfarkten  zu  folgen.  Überlebensfähigkeit,  im  Verbund  mit  Ge- 
rechtigkeit und  gleicher  Partizipation,  setzt  Veränderungen  gleichermaßen   in  in- 
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ternationalen  und  nationalen  Systemen  voraus.  Es  gibt  in  der  Tat  gegenseitige 
Interessen,  aber  gegenseitige  Interessen  an  der  Veränderung. 

Die  Notwendigkeit  kollektiver  Eigenständigkeit 

Eine  weitere  Herausforderung  des  neuen  Jahrzehnts  ist,  daß  die  Entwicklungs- 
länder zum  ersten  Mal  nicht  so  sehr  an  der  Diskussion  einzelner  Themen  wie 
Wirtschaftshilfe  oder  Waren  interessiert  sind  wie  daran,  am  internationalen  Wirt- 
schaftssystem beteiligt  zu  sein.  Sie  wollen  einen  Anteil  am  Fällen  von  Entschei- 
dungen und  an  der  Festlegung  von  politischen  Verfahrensweisen  hinsichtlich 
Produktion,  Beschäftigung,  Technologie  und  Investment  in  der  Weltwirtschaft 
haben.  Sie  wollen  am  Prozeß  des  Fortschrittes  der  Weltwirtschaft  teilhaben  und 
aktive  und  gleichwertige  Partner  der  wirtschaftlich  und  technologisch  fortge- 
schrittenen Länder  werden.  (...) 

Das  Überleben  der  Weltwirtschaft 

Wenn  die  Länder  des  Nordens  am  Überleben  interessiert  sind,  sind  grundlegende 
Änderungen  hinsichtlich  der  technologischen  Entwicklung,  der  Konsummuster, 
der  Verwendung  natürlicher  Ressourcen  und  der  Systeme  wirtschaftlicher  Ent- 
scheidungsfindung notwendig. 

Neue  gesellschaftliche  Systeme  müssen  im  Blick  auf  die  Rolle  der  Frauen,  auf 
Bildungsprioritäten,  Umweltschutz  und  auf  zwischenmenschliche  Beziehungen 
ausgearbeitet  werden. 

Sehr  grundlegende  Veränderungen  sind  in  Sichtweite  und  werden  tendenziell 
das  ganze  Lebensmuster  dieser  Länder  verwandeln.  (...) 


VI.  Hin  zu  internationalen  Strukturveränderungen 

(...) 

Strukturveränderungen:  Warum?  Für  wen? 

Internationale  Strukturveränderungen  können  isoliert  nicht  nutzbringend  behan- 
delt werden.  Sie  müssen  in  Beziehung  zu  normativen  Sichtweisen  und  strategi- 
schen Szenarien  erwogen  werden. 

Verfechter  des  freien  Marktes  decken  nur  selten  den  normativen  Rahmen  auf,  der 
ihren  Verfahrensempfehlungen  unterliegt  und  sie  mit  Informationen  versorgt,  und 
scheinen  ihn  oft  nicht  zu  erkennen.  Wesentliche  Vertreter  marktzentrierter  Öko- 
nomien und  Gesellschaften  (z.B.  von  Mises,  von  Hayek,  Friedman)  leugnen  die 
Bedeutung  von  Gerechtigkeit  als  einer  Norm  zur  Überprüfung  wirtschaftlicher  Ver- 
fahrensweisen oder  Leistungen.  Sie  stehen  auf  dem  Standpunkt,  daß  der  Markt- 
mechanismus die  maximal  mögliche  Menge  an  Gütern  produziert,  sie  in  Über- 
einstimmung mit  der  Nachfrage  verteilt  und  dem  Individuum   Freiheit  zugesteht. 
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Aus  diesem  Blickwinkel  ist  der  Versuch,  verteilende  Gerechtigkeit  als  Kriterium 
einzufügen,  ein  Hindernis  für  effektive  Produktion  und  Distribution  und  für  die 
Freiheit.  Daß  die  "Effektivität"  sich  auf  ein  spezifisches  Muster  der  Einkommens- 
verteilung und  der  Macht  bezieht,  wird  selten  aufgedeckt,  während  die  Art  und 
Weise,  in  der  die  Verteilung  von  Einkommen  und  Macht  die  formelle  persönliche 
Freiheit  beschränkt  (oder  bestreitet),  entweder  nicht  zur  Kenntnis  genommen  oder 
als  unumgänglich  und  weniger  schlecht  gerechtfertigt  wird  als  diejenige,  die  be- 
hauptetermaßen  von  an  Wohlfahrt  oder  verteilender  Gerechtigkeit  orientierten 
Wirtschaftssystemen  oder  -maßnahmen  auferlegt  wird.  Die  normativen  Werte  je- 
ner -  einschließlich  vieler  Christen  -  die  argumentieren,  daß  verteilende  Gerech- 
tigkeit ein  fundamentaler  Prüfstein  jedes  beliebigen  gesellschaftlichen  oder  wirt- 
schaftlichen Systems  sei,  sind  grundlegend  andere.  Sie  bestreiten,  zumindest 
implizit,  daß  wirtschaftliche  Effektivität  ohne  Bezug  auf  wertbestimmte  Ziele  de- 
finiert oder  daß  Produktion  ohne  Bezug  auf  ihre  Wechselwirkung  mit  der  Vertei- 
lung bewertet  werden  könnte.  Aus  diesen  Werten  geht  die  Geltendmachung 
grundlegender  Menschenrechte  auf  Arbeit  und  Partizipation,  Nahrung,  Bildung 
und  Gesundheit,  auf  die  Begrenzung  der  Ungleichheit  und  auf  die  Freiheit  von 
Unterdrückung  und  Ausschließung  hervor.  Notwendigerweise  führen  diese  Werte 
zu  institutionellen,  analytischen,  strukturellen  und  Verfahrensvorschlägen,  die 
sich  von  denen  der  Verfechter  des  freien  Marktes  sehr  unterscheiden.  (...) 

Bei  der  Betrachtung  der  Hauptgebiete,  in  denen  Strukturveränderung  not  tut,  ist 
es  ratsam,  auf  zwei  Ebenen  vorzugehen.  Zum  einen  eine  Anzeige  der  ganzen 
Strukturveränderungen,  die  in  den  nächsten  beiden  Jahrzehnten  nötig  ist,  zum 
andern  eine  engere  Identifikation  von  Veränderungen,  die  gerade  in  den  näch- 
sten wenigen  Jahren  erreichbar  sein  könnten.  Es  ist  eine  Tatsache,  daß  die  ge- 
genwärtigen Veränderungen  weitestgehend  in  Richtung  der  Krise,  Unordnung, 
Unsicherheit  und  Auflösung  gehen.  Diese  Trends  aufzuhalten  und  mit  ihrer  Um- 
kehrung anzufangen,  mag  untergeordnet  erscheinen,  wenn  man  dem  die  vollen 
Strukturveränderungen,  die  nötig  sind,  gegenüberstellt.  Dennoch  ist  dies  der  not- 
wendige erste  Schritt  auf  sie  zu.  Das  hat  zwei  Dinge  zur  Folge:  die  gesamte  Rich- 
tung und  der  Umfang  der  Strukturveränderung  müssen  zumindest  annäherungs- 
weise identifiziert  werden,  aber  zum  andern  sollte  die  anfängliche  Handlung, 
wenn  die  grobe  Identifizierung  erreicht  ist,  parallel  zur  vollständigen  Formulie- 
rung und  Ausarbeitung  langfristiger  Erfordernisse  stattfinden,  statt  auf  diese  zu 
warten. 

Die  hier  skizzierten  Gebiete  sind  weitestgehend  politisch-ökonomisch.  (...) 

Die  skizzierten  Richtungen  der  Veränderungen  setzen  den  Vorrang  menschlicher 
Bedürfnisse,  verteilender  Gerechtigkeit  und  von  Partizipation  und  Überlebensfä- 
higkeit voraus,  nicht  von  Akkumulation,  ungezügeltem  Eigeninteresse  und  dem 
Hang  zu  sofortigem  Verbrauch.  Sie  setzen  auch  die  Bedeutung  stärkerer  Eigen- 
ständigkeit, variationsreicherer  internationaler  ökonomischer  Beziehungen,  zu- 
nehmend ausgewogenere  und  gemeinsam  determinierte  Interdependenz  und  die 
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Schaffung  von  Strukturen  mit  Hinsicht  auf  Entscheidungsfindung,  Organisation 
und  Regulierung  voraus,  die  internationale  Gemeinschaft  und  globale  Gesell- 
schaft weniger  zu  Schlagworten  machen  als  zu  Beschreibungen  einer  realen,  zu- 
sammenhangenden, vollständigen  Menge  von  Institutionen  und  Strukturen.  (...) 

Quelle:  Into  the  1980s:  Some  Ecumenical  Views  on  the  Challenges  to  Values  and  Structures 
-  The  Report  of  the  Second  Meeting  of  the  Advisory  Group  on  Economic  Matters,  held  in 
Geneva,  Switzerland,  January  10-14,  1980,  in:  Marcos  Arruda  (ed.),  Ecumenism  and  a  New 
Wohd  Order:  The  Failure  ofthe  1970s  and  the  Challenge  of  the  1980s,  Geneva  1980,  p.59- 
97  (eigene  Übersetzung) 


38       Das  internationale  Finanzsystem 

Eine  kritische  Stellungnahme,  Genf  1984 

Die  ÖRK-Studie  über  das  internationale  Finanzsystem  ist  mit  ihren  140  Seiten  Umfang  die 
detaillierteste  und  gründlichste  Studie  aus  dem  Umfeld  der  CCPD-Beratungsgruppe  für 
Wirtschaftsfragen  (AGEM).  Die  1984  eingesetzte  interdisziplinäre  Studiengruppe  zum  inter- 
nationalen Finanzsystem  widmete  ihre  Arbeit  u.a.  den  Sachbereichen  internationale  Handels- 
und Kreditbeziehungen,  Wechselkurspolitik  sowie  Entscheidungsverfahren  und  Ge- 
schäftsprinzipien internationaler  Finanzorganisationen.  Im  folgenden  wird  der  Prolog  der  Stu- 
die wiedergegeben,  in  dem  die  grundlegenden  Kriterien  zur  Prüfung  bestehender  Wirt- 
schaftssysteme und  -prozesse  benannt  werden.  Unter  der  Überschrift  „Das  internationale 
Finanzsystem"  schließt  sich  ein  Auszug  aus  dem  Kapitel  1.4.  „ökumenische  Werte  und  das 
System"  an,  der  sich  direkt  den  Banken,  dem  IWF  und  der  Weltbank  zuwendet.  In  der  Folge 
dieser  Studie  verabschiedete  der  Zentralausschuß  auf  seiner  Sitzung  in  Buenos  Aires  1985 
eine  ökumenische  Erklärung  zur  Schuldenkrise  (vgl.  WCC-Central  Committee,  Minutes  of 
the  Thirty-Seventh-Meeting,  Buenos  Aires,  1985,  p.33ff). 


Als  Christen  befassen  wir  uns  deshalb  mit  den  Ursachen  und  Folgen  von  Wirt- 
schaftskrisen, weil  wir  der  Überzeugung  sind,  daß  Gott  Ordnung  aus  Chaos, 
Ganzheit  und  Heil  aus  Zerteiltheit  und  Verfremdung  schuf  und  noch  schafft.  Das 
Reich  Gottes  ist  sowohl  gegenwärtig  als  auch  zukünftig,  verwirklicht  und  doch 
unvollständig.  Diese  Wirklichkeit  kommt  am  sichtbarsten  und  am  vollständigsten 
durch  Jesus  Christus  zum  Ausdruck  und  zeigt  sich  heute  im  Leben  der  Gläubigen 
durch  das  Wirken  des  Heiligen  Geistes.  Das  Heil  ist  unlöslich  mit  der  Geschichte 
und  der  materiellen  Wirklichkeit  verknüpft,  geht  aber  nicht  in  ihnen  vollständig 
auf.  Wir  dürfen  uns  jedoch  keiner  Utopie  darüber  hingeben,  was  in  der  Ge- 
schichte möglich  und  wahrscheinlich  ist;  das  Kreuz  erinnert  uns  daran,  daß  das 
Gute  und  die  Treue  in  der  Welt  gekreuzigt  sind,  auch  wenn  dies  nicht  Gottes  letz- 
tes Wort  ist.  Christen  wissen,  daß  sie  in  dieser  Welt  dazu  aufgerufen  sind,  durch 
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ihr  Leben  Zeichen  für  das  Reich  Gottes  zu  sein.  Hinweise  auf  Gottes  Ziele,  Ver- 
heißungen und  Lebensmöglichkeiten  für  die  ganze  Erde.  (...) 

Die  ökumenische  Familie  hat  Fragen  zur  biblischen,  theologischen  und  ethi- 
schen Angemessenheit  der  Wirtschaftssysteme  gestellt,  die  derzeit  die  Welt  do- 
minieren. Sie  stößt  auf  anmaßende  Ansprüche  und  Hypothesen,  die  der  Entmy- 
thologisierung  bedürfen.  Welche  Werte  sollte  ein  Wirtschaftssystem  offenbaren, 
zum  Ausdruck  bringen  und  zu  verwirklichen  helfen?  In  den  letzten  zwanzig  Jah- 
ren hat  die  ökumenische  Vision  zunehmend  an  Schärfe  gewonnen,  und  es  ist 
immer  deutlicher  geworden,  daß  alle  ökonomischen  Systeme  daraufhin  zu  unter- 
suchen sind,  ob  und  in  welchem  Maße  sie  Menschen  ins  Zentrum  des  Entwick- 
lungsprozesses stellen,  und  zwar  als  Subjekte,  und  nicht  bloß  als  Objekte.  Die 
ökumenische  Wirtschaftskritik  bleibt  zwar  noch  im  Fluß,  aber  zunehmend  werden 
folgende  Werte  und  Kriterien  zur  Prüfung  bestehender  Wirtschaftssysteme,  -pro- 
zesse  und  -Institutionen  übernommen: 

1 .  Die  Erfüllung  grundlegender  menschlicher  Bedürfnisse:  Kann  man  von  dem  Sy- 
stem realistischerweise  die  Erfüllung  fundamentaler  psychisch-physischer 
menschlicher  Bedürfnisse  erwarten?  Diese  Frage  beruht  auf  der  Annahme,  daß 
alle  Menschen  das  inhärente  Recht  auf  die  Erfüllung  solch  elementarer  Bedürf- 
nisse haben.  Sie  setzt  aber  auch  die  Wichtigkeit  des  Wirtschaftswachstums  vor- 
aus. 

2.  Gerechtigkeit  und  Teilhabe:  Geht  es  bei  der  Erfüllung  dieser  Bedürfnisse  ge- 
recht zu?  Gibt  es  einen  einigermaßen  gleichberechtigten  Zugang  zu  den  Res- 
sourcen der  Gesellschaft?  In  zunehmendem  Maße  ist  nicht  nur  Gleichheit  bei 
der  Verteilung  integraler  Bestandteil  der  Gerechtigkeit,  sondern  auch  das  Recht 
von  Individuen,  an  jenen  gesellschaftlichen  EntScheidungsprozessen  teilzuha- 
ben, von  denen  sie  am  meisten  betroffen  sind.  Der  Ökumenische  Rat  der  Kirchen 
hat  in  seinem  Konzept  der  "verantwortlichen  Gesellschaft"  von  Anfang  an  dieses 
Teilhaberecht  sowie  die  soziale  Verantwortung  der  politischen  und  ökonomi- 
schen Systeme  hervorgehoben. 

3.  Überlebensfähigkeit:  Ist  das  Wirtschaftssystem  in  ökologischer  und  sozialer  Hin- 
sicht über  Generationen  hinweg  überlebensfähig?  Dies  ist  eine  Frage  der  Ge- 
rechtigkeit gegenüber  der  jetzigen  und  den  zukünftigen  Generationen.  Zuneh- 
mend kommen  neue  Elemente  dieses  Problems  der  Überlebensfähigkeit  zum 
Vorschein.  Im  gegenwärtigen  ökumenischen  Sprachgebrauch  ist  von  der 
"Bewahrung  der  Schöpfung"  die  Rede,  womit  die  Notwendigkeit  der  Vermeidung 
des  Anthropozentrismus  symbolisch  zum  Ausdruck  gebracht  wird.  Ferner  haben 
einfache  Lebensstile  -  im  Unterschied  zu  verbrauchsorientierten  -  Werte,  die  sich 
auf  im  Sinne  des  Überlebens  vertretbare  Niveaus  der  Inanspruchnahme  nicht  er- 
neuerbarer Ressourcen  sowie  auf  Gerechtigkeit  an  sich  beziehen. 
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4.  Eigenständigkeit:  Ermöglicht  es  das  Wirtschaftswachstum  den  Menschen,  ein 
Gefühl  des  eigenen  Wertes,  von  Freiheit  und  Fähigkeit  zu  entwickeln,  statt  den 
Beschlüssen  anderer  völlig  ausgeliefert  zu  sein?  Eigenständigkeit  wird  im  engen 
Zusammenhang  mit  Würde  gesehen  und  sie  ist  die  Grundlage  für  echte  Unab- 
hängigkeit. 

5.  Universalität:  Konzentrieren  sich  das  Wrtschaftssystem  und  die  Wirtschaftspoli- 
tik auf  die  oben  genannten  Elemente  zugunsten  der  weltweiten  Menschheitsfa- 
milie über  nationale  oder  regionale  politische  Grenzen  hinweg? 

6.  Friede:  Verbessert  das  Wrtschaftssystem  die  Aussichten  für  auf  Gerechtigkeit 
gegründeten  Frieden?  Diesem  Beurteilungskriterium  für  Wrtschaftssysteme  wird 
angesichts  der  ungeheuren  menschlichen  Ressourcen,  die  für  die  "Sicherheit" 
gegen  äußere  und  innere  Bedrohung,  oft  auf  Kosten  der  Gerechtigkeit,  verwen- 
det werden,  in  der  Ökumene  zunehmend  Bedeutung  beigemessen.  Die  ökumeni- 
sche Familie  unternimmt  neue  Anstrengungen,  um  diese  Widersprüche  und  Zu- 
sammenhänge sichtbar  zu  machen. 

In  Anerkennung  der  Tatsache,  daß  Beurteilungsgrundlage  für  die  Gerechtigkeit 
einer  Wrtschaft  das  ist,  was  mit  den  am  meisten  gefährdeten  Gruppen  der  Ge- 
sellschaft geschieht,  die  oft  die  Mehrheit  sind,  vertritt  die  ökumenische  Familie 
zunehmend  die  Auffassung,  daß  die  Armen  nicht  nur  Kriterium  für  die  Angemes- 
senheit oder  Unangemessenheit  eines  Wrtschaftssystems,  sondern  auch  Haupt- 
träger des  sozialen  Wandels  zu  mehr  Gerechtigkeit  seien.  Diese  Ansicht  wurzelt 
in  der  Würdigung  der  Rolle  der  Armen  und  Unterdrückten  in  den  biblischen  Er- 
zählungen, zu  der  man  neuerdings  wieder  gelangt  ist.  Der  Pharao  steht  als  Sym- 
bol für  die  Widersetzlichkeit  und  Unnachgiebigkeit  der  etablierten  Mächte  ange- 
sichts moralischer  Herausforderung;  die  Rolle  des  leidenden  Knechtes,  der  auf 
Gottes  Stärke  vertraut,  ist  die  zentrale  Umwandlungsenergie  in  der  Geschichte. 

Die  ökumenische  Familie  gibt  sich  keinen  Illusionen  darüber  hin,  daß  dies  eine 
vollständige  und  angemessene  Vision  sei.  Noch  weniger  hegt  sie  die  Illusion, 
daß  auch  nur  diese  Vision  sich  in  der  Geschichte  völlig  realisieren  ließe.  Jede 
neue  Errungenschaft  wird  durch  die  Versuchungen  des  eigenen  Erfolgs  beein- 
trächtigt. Nach  der  ökumenischen  Vision,  ihren  Werten  und  Kriterien  zu  urteilen, 
bedürfen  die  herrschenden  Wrtschaftssysteme  der  Welt  radikaler  Änderung.  In 
diesem  Papier  untersuchen  wir,  ob  diese  Werte  und  diese  Vision  durch  die  Prakti- 
ken des  derzeitigen  internationalen  Finanzsystems  und  seiner  Institutionen  geför- 
dert werden  und  -  wenn  nicht  -,  was  für  Alternativen  vorzuziehen  sind.  (...) 


Das  internationale  Finanzsystem 

Auf  der  abstrakten  Ebene  ist  es  relativ  einfach,  die  Ziele  von  Gleichheit,   Gerech- 
tigkeit und  Überlebensfähigkeit  auf  das  internationale  Finanzsystem  anzuwenden. 
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Gleichheit  verlangt  den  Transfer  von  Ressourcen  von  den  relativ  Reichen  zu  den 
relativ  Armen  zu  Bedingungen,  die  letzteren  Entwicklung  ermöglichen.  Gerech- 
tigkeit erfordert  die  Unterstützung  der  Entwicklungsbemühungen  der  Dritten  Welt, 
besonders  jener  Lander,  die  sich  die  Erfüllung  grundlegender  menschlicher  Be- 
dürfnisse zum  Ziel  gesetzt  haben  und  auf  dem  Wege  der  Verwirklichung  auch 
vorankommen.  Soll  Überlebensfähigkeit  gewahrleistet  sein,  so  ist  die  Auferlegung 
und  Aufrechterhaltung  von  Bedingungen  und  Konditionen  zu  vermeiden,  welche 
die  Entwicklungsbemühungen  von  Kreditnehmern  und  Hilfeempfängem  zunichte 
machen.  Ferner  ist  zielstrebig  darauf  hinzuarbeiten,  daß  internationale  Finanzkri- 
sen vermieden  oder  eingedämmt  werden,  und  zwar  mit  einem  Minimum  an  Zu- 
satzbelastungen für  die  Armen  und  die  armen  Lander.  Die  bloße  Aufstellung  die- 
ser Kriterien  ist  eine  Kritik  am  gegenwärtigen  Finanzsystem,  denn  dieses  ist 
nachweislich  nicht  sonderlich  geeignet,  auch  nur  irgendeines  von  ihnen  zu  erfül- 
len. 

Wegen  des  Fehlens  einer  Weltregierung  und  auf  Grund  der  besonderen  Art  der 
Zusammensetzung  des  internationalen  Finanzsystems  ist  es  wesentlich  schwieri- 
ger, Verbesserungsvorschläge  zu  machen,  die  einerseits  weitreichend  sind  und 
sich  andererseits  auch  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  innerhalb  des  be- 
stehenden Systems  oder  einer  Reformvariante  verwirklichen  lassen.  Es  ist  nütz- 
lich, zwischen  kommerziellen  Organisationen  (privaten  wie  öffentlichen,  kapitali- 
stischen wie  sozialistischen),  dem  IWF  sowie  der  Weltbank  und  bilateralen  Ent- 
wicklungsstellen zu  unterscheiden. 

Transnationale  Banken,  Staatsbanken  und  andere  Kreditinstitute  (öffentliche  wie 
private)  sind  denen,  die  ihnen  Geldmittel  anvertrauen,  sowie  den  Eigentümern 
für  den  ordnungsgemäßen  Umgang  mit  ihren  Ressourcen  sowie  die  Wahrung  ih- 
rer Interessen  verantwortlich.  Entwicklung  ist  nicht  Hauptaufgabe  dieser  Institu- 
tionen und  kann  es  auch  gar  nicht  sein,  da  sie  sich  ihrem  Wesen  nach  nicht  da- 
für eignen.  Dies  bedeutet  nicht,  daß  man  keine  kritischen  Fragen  hinsichtlich  der 
Weisheit  und  Korrektheit  von  Kreditvergaben  stellen  dürfte,  bei  denen  die  Klug- 
heit oder  die  sozialen  Auswirkungen  des  betreffenden  Projekts  kaum  geprüft  wur- 
den. Kritik  müssen  sich  diese  Finanzinstitutionen  ebenfalls  gefallen  lassen,  wenn 
sie  unvorsichtigen  Kreditnehmern  zu  teure  Kredite  und  Projekte  aufdrangen, 
wenn  sie  auf  Rückzahlungsbedingungen  bestehen,  die  den  Kreditnehmer  ruinie- 
ren und  die  endgültige  Eintreibung  der  Forderung  sowie  künftige  Geschäftsbe- 
ziehungen gefährden.  Die  tatsächliche  Schlagkraft  einer  solchen  Kritik  hängt  je- 
doch davon  ab,  ob  es  gelingt,  diese  Institutionen  davon  zu  überzeugen,  daß  es 
ihren  eigenen  Interessen  schadet,  wenn  sie  unvernünftigen  und  ungerechten  Re- 
gierungen Kredite  gewähren,  wenn  sie  zu  unklugen  Kreditaufnahmen  ermuntern 
und  auf  prompter  Rückzahlung  um  jeden  Preis  beharren. 

Der  IWF  hat  ganz  andere  Verpflichtungen.  Aber  auch  bei  diesen  steht  -  ob  dies 
nun  wünschenswert  wäre  oder  nicht  -  Entwicklung  nicht  im  Mittelpunkt,  und  sie 
sind  auch  nicht  langfristiger  Natur.  Hauptaufgabe  des  IWF  ist  es,  vorübergehende 
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finanzielle  Unterstützung  zur  Überwindung  von  Zahlungsbilanzungleichgewich- 
ten zu  gewahren,  so  daß  Produktion  und  Handel  auf  Weltebene  aufrechterhalten 
werden.  Ob  der  IWF  tatsachlich  ausreichende  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Ziels 
bereitstellt,  ohne  dabei  unnötige  Produktionseinbußen  im  kreditnehmenden  Land 
zu  verursachen  und  den  Armen  und  den  gefährdeten  Gruppen  vermeidbare  La- 
sten aufzuerlegen,  ist  eine  heißumstrittene  Frage.  Die  Regierungen  der  meisten 
armen  Lander  und  überhaupt  die  meisten,  wenn  auch  nicht  alle  Regierungen, 
die  von  den  Ziehungsrechten  des  Fonds  Gebrauch  machen,  sowie  viele  unab- 
hängige Experten  verneinen  dies  jedenfalls. 

Die  Weltbank  und  die  bilateralen  Entwicklungshilfeorganisationen  befassen  sich 
in  erster  Linie  mit  der  Entwicklungsförderung.  Zumindest  verbal  haben  sich  die 
Weltbank  und  die  meisten  bilateralen  Organisationen  verpflichtet,  ihre  Mittel  so 
einzusetzen,  daß  die  Verringerung  der  absoluten  Armut  sowie  die  Erhöhung  der 
Produktion,  der  Einkommen  und  der  Verfügbarkeit  von  öffentlichen  Dienstleistun- 
gen für  die  Armen  ermöglicht  werden.  Keine  dieser  Institutionen  hat  unbegrenzte 
Ressourcen,  und  sie  sind  daher  alle  gezwungen  zu  prüfen,  welche  Projekte  einen 
wirksamen  Einsatz  der  Gelder  zur  Entwicklungsförderung  versprechen  und  die 
Aufbringung  zusätzlicher  Mittel  für  die  Fortführung  und  Ausdehnung  des  Pro- 
gramms in  der  Zukunft  rechtfertigen.  Seit  1979  hat  diese  Vielzahl  von  Überle- 
gungen ein  noch  größeres  Gewicht  bekommen,  weil  die  verfügbaren  Mittel  zur 
Stagnation  tendieren  und  gleichzeitig  potentielle  Inanspruchnahmen  zahlrei- 
cher und  dringender  werden.  Dies  hat  unter  anderem  dazu  geführt,  daß  man  jetzt 
zunehmend  versucht,  die  im  Rahmen  der  Vergabepolitik  gestellten  Bedingungen 
von  dem  eigentlich  finanzierten  Projekt  oder  Programm  auf  die  gesamte  Wirt- 
schafts-  und  Entwicklungsstrategie  des  Empfängers  auszudehnen. 

In  Bezug  auf  diese  Institutionen  müssen  unter  anderen  folgende  Fragen  gestellt 
werden: 

1.  In  welchem  Ausmaß  haben  sie  nationale  Entwicklungsbemühungen  gefördert 
und  unterstützt  bzw.  aufgezwungen  und  behindert? 

2.  Folgten  ihren  Bekenntnissen  zur  Notwendigkeit  der  Hilfe  für  die  Armen  nen- 
nenswerte Mittelzuweisungen,  und  wie  effektiv  waren  diese? 

3.  Wie  können  sie  in  einer  Zeit  sehr  begrenzter  Mittel,  aber  gestiegenen  Bedarfs 
die  Entwicklungsbemühungen  und  die  Armen  in  den  armen  Ländern  wirksamer 
schützen? 

4.  Ist  die  Art  ihrer  Beratung  über  wirtschaftspolitische  Maßnahmen  vernünftig, 
oder  ist  sie  zu  rigide?  Werden  nationale  Programme  wirklich  nach  ihren  Vorzü- 
gen und  Nachteilen  beurteilt,  oder  werden  bei  der  Prüfung  einförmige  und  restrik- 
tive Maßstäbe  angewandt,  die  im  Einzelfall  Entwicklung  ebenso  leicht  behindern 
wie  fördern  können? 
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5.  Haben  sie  die  erforderlichen  Maßnahmen  für  die  Aufbringung  und  den  Einsatz 
von  Mitteln  zum  Schutze  der  ärmsten  Länder  und  Menschen  vor  den  negativen 
Auswirkungen  der  weltwirtschaftlichen  Lage  ergriffen? 

6.  Sind  sie  in  genügendem  Maße  offen  für  die  Sorgen,  Erfahrungen  und  Vor- 
schläge der  Empfänger  ihrer  Mittel? 

7.  Ermutigen  sie  die  Völker  dazu,  ihren  Verpflichtungen  gegenüber  ihren  armen 
Mitbürgern  mehr  Beachtung  zu  schenken,  indem  sie  besonders  positiv  auf  solche 
Programme  und  Maßnahmen  reagieren,  die  auf  die  Hebung  des  Einkommens 
der  Armen,  auf  die  Erfüllung  ihrer  grundlegenden  Bedürfnisse  und  die  Verminde- 
rung ihrer  Schutzlosigkeit  gegenüber  wirtschaftlichen  Erschütterungen  abzielen, 
oder  bewirkt  die  Art  ihrer  wirtschaftspolitischen  Beratung  und  ihre  tatsächliche 
Mittelzuweisung  -  wie  oft  behauptet  wird  -  genau  das  Gegenteil? 

Eine  weitere  Frage,  die  manchmal  auftritt,  läuft  darauf  hinaus,  wie  sie  die  Bürger 
der  armen  Länder  vor  der  Politik  ihrer  eigenen  Regierung  schützen  können,  die 
der  Beseitigung  der  Armut,  der  Erweiterung  der  Beschäftigungsmöglichkeiten 
und  der  Erreichung  von  Wirtschaftswachstum  feindselig  gegenübersteht.  Dies 
wirft  zwei  schwierige  Probleme  auf.  Erstens  sind  die  Druckmittel,  welche  auslän- 
dische Stellen  einsetzen  können,  um  Menschen  vor  ihrem  eigenen  Staat  zu 
schützen,  begrenzt.  Von  einem  grundsätzlichen  Standpunkt  aus  betrachtet,  ist 
diese  Frage  -  wenn  auch  unbeabsichtigt  -  eine  Ermunterung  an  die  Adresse  der 
Regierung,  sich  ihrer  grundlegenden  Verantwortung  für  kluge  Haushalterschaft  zu 
entziehen,  und  eine  Aufforderung  zur  politischen  Einmischung  von  außen,  die 
sich  nicht  mit  nationaler  Souveränität  und  Eigenständigkeit  oder  breiter  Beteili- 
gung der  Bevölkerung  am  politischen  Entscheidungsprozeß  ihres  Landes  verein- 
baren läßt.  Internationale  und  bilaterale  Entwicklungshilfeorganisationen  sind  ih- 
rem Wesen  nach  hier  archaisch,  technokratisch  und  ihren  Regierungen  verant- 
wortlich. Gibt  es  Widerstand  seitens  einer  Regierung,  so  sind  sie  (anders  als  im 
Falle  einer  ihnen  freundlich  gesinnten  Regierung)  kaum  zu  Verständnis-  und  ver- 
antwortungsvollem Verhalten  gegenüber  den  Armen  fähig.  Rat  und  zusätzliche 
Mittel  zur  Unterstützung  nationaler  Programme,  die  mit  wirtschaftlicher  Gerech- 
tigkeit, Teilhabe  des  Volkes  und  sozio-ökonomischer  Überlebensfähigkeit  in  Ein- 
klang stehen,  sind  vernünftige  Ziele  ,  welche  sie  sich  setzen  können.  Von  ihnen 
zu  erwarten,  daß  sie  weltweit  als  uneigennützige  Beschützer  der  Armen  auftreten, 
ist  weder  vernünftig  noch  erstrebenswert. 

Quelle:  Das  internationale  Finanzsystem.  Eine  kritische  Stellungnahme  aus  dem  ökumeni- 
schen Rat  der  Kirchen,  im  Auftrag  des  Kommission  für  Kirchlichen  Entwicklungsdienst 
(CCPD)  des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen  hg.  v.  Reginald  H.  Green,  Texte  zum  Kirchli- 
chen Entwicklungsdienst  38,  Stuttgart/Hamburg  1987,  S.14-17  und  37-40 
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39      Arbeit,  Lohnarbeit  und  Arbeitslosigkeit 

Advisory  Group  on  Economic  Matters  (AGEM),  Genf  1985 

Auf  dem  Hintergrund  der  nach  1979  einsetzenden  Rezession  in  der  Weltwirtschaft  gewannen 
die  Fragen  von  Arbeit  und  Arbeitslosigkeit  in  der  ökumenischen  Debatte  zunehmendes  Ge- 
wicht. Der  fünfte  Bericht  der  CCPD-Beratungsgruppe  für  Wirtschaft  (AGEM)  verfaßte  im 
Rahmen  der  Konferenz  in  Genf  vom  Oktober  1985  eine  80-seitige  Studie,  aus  der  im  folgen- 
den einige  Abschnitte  zum  Arbeitsbegriff  aus  (Kapitel  I  und  II)  sowie  zu  seiner  theologischen 
Grundlegung  (Kapitel  V)  wiedergegeben  werden. 

/.  Arbeit,  Lohnarbeit  und  Arbeitslosigkeit 

Was  meinen  wir  mit  Arbeit? 

Arbeit  wird  oft  -  besonders  in  industrialisierten  Ökonomien  -  als  registrierte  Lohn- 
arbeit bezeichnend  verstanden.  Dies  ist  selbst  in  solchen  Ökonomien  unzutref- 
fend -  Freiberuflichkeit  und  nicht  registrierte  informelle  Arbeit  sind  in  praktisch  al- 
len Ökonomien  einschließlich  den  meisten  sozialistischen  bedeutsam. 

Nicht  registrierte  Arbeit  kann  Lohnarbeit  in  Kleinunternehmen  und  Haushalten 
wie  auch  "gelegentliche"  Arbeit  oder  Arbeit  "unter  der  Hand"  (außerhalb  des  so- 
zialen Absicherungssystems)  in  größeren  Unternehmen  sein.  Sie  umfaßt  Famili- 
enbeschäftigung in  Familienunternehmen.  Darüberhinaus  schließt  sie  einen  gro- 
ßen Teil  dessen  ein,  was  formal  als  Freiberuflichkeit  eingestuft  wird,  z.B.  Markt- 
träger  in  Afrika,  Heimarbeiterinnen,  die  im  Vereinigten  Königreich  (UK)  Kleidung 
herstellen  oder  Cashewnüsse  in  Indien  als  Auftragsarbeit  nach  Stücklohn  schä- 
len. Solche  Arbeit  im  informellen  Sektor  stellt  mehr  als  die  Hälfte  nicht-landwirt- 
schaftlicher Arbeit  in  vielen  armen  Ländern  dar. 

Freiberuflichkeit  ist  ebenfalls  bedeutsam.  Handwerker,  Einzelhändler  und  -  be- 
sonders -  Bauern  sind  freiberuflich  tätig.  Im  Afrika  südlich  der  Sahara  sind  bis  zu 
zwei  Drittel  der  wirtschaftlich  aktiven  Bevölkerung  freiberufliche  Landwirtschafts- 
pächter. Während  einige  Freiberufler  ein  hohes  Einkommen  haben,  gilt  das  für 
die  meisten  nicht.  In  den  meisten  armen  Ökonomien  hat  die  Mehrheit  der  Freibe- 
rufler ein  Einkommen  deutlich  unterhalb  des  modernen  Minimallohns  (für  regi- 
strierte Arbeit)  des  Sektors.  Freiberuflichkeit  umfaßt  die  Versorgung  eines  Haus- 
halts, also  die  Herstellung  von  Nahrung,  das  Sammeln  von  Brennstoff  und  Was- 
ser, den  Bau  einer  Behausung  durch  Haushaltsmitglieder  -  vorwiegend  weibliche 
Haushaltsmitglieder  -,  die  eher  für  den  Gebrauch  des  herstellenden  Haushalts  als 
für  den  Verkauf  bestimmt  ist. 
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Daher  muß  "arbeitend"  für  weite  ökonomische,  soziale  und  menschlich-analyti- 
sche wie  beschreibende  Zwecke  als  wirtschaftlich  aktiv  definiert  werden.  Sogar  in 
industriellen  Ökonomien  wird  diese  Summe  wohl  10  bis  20%  über  der  registrier- 
ten Lohn-  und  Gehaltsarbeit  liegen,  während  sie  in  Entwicklungsländern  mit 
niedrigem  Einkommen  bis  zu  10mal  so  viel  sein  kann. 

Dennoch  wirft  sogar  der  Ausdruck  "wirtschaftlich  aktiv"  Fragen  auf,  die  von  realer 
Bedeutung  sind.  Frauen,  die  vorwiegend  mit  Hausarbeit  -  Kinder  hüten,  Kochen, 
Nähen,  Waschen,  Hauswirtschaften  -  innerhalb  ihrer  eigenen  Haushalte  befaßt 
sind,  werden  üblicherweise  als  nicht  wirtschaftlich  aktiv  eingestuft.  Statistisch  ist 
dies  eine  rein  konventionelle  Definition  -  die  gleichen  Aufgaben  werden,  wenn 
sie  in  einem  anderen  Haushalt  oder  einem  Unternehmen  ausgeführt  werden,  als 
Arbeit  darstellende  wirtschaftliche  Aktivität  eingestuft.  Das  Problem  ist  allerdings 
kein  semantisches,  weil  es  Auswirkungen  darauf  hat,  wie  die  ganze  Arbeit  von 
Frauen  wahrgenommen  und  belohnt  wird,  wie  auch  auf  den  Zugang  (oder  den 
Mangel  an  Zugang)  zu  einer  Stellung  und  Mitwirkung  sowohl  im  Haushalt  wie 
auch  in  der  Gesellschaft,  die  aus  ihm  hervorgeht.  (...) 


//.  Beschäftigungssituation  1965-1985 

2. 1  Quantität  und  Qualität 

Erwerbsarbeit  ist  quantitativ  weniger  verfügbar  -  verglichen  mit  der  Zahl  der  Men- 
schen, die  sie  brauchen  -  und  1985  oft  qualitativ  schlechter  als  1965.  Für  einige 
Arbeiter  bedeutet  dies  Arbeitslosigkeit,  für  andere  Teilzeitanstellungen  oder  sol- 
che mit  niedriger  Bezahlung,  und  für  noch  andere  geringeren  Gewinn  von  ihren 
Höfen  oder  freiberufliche  Tätigkeit  in  kleinem  Umfang.  Für  noch  mehr  bedeutet 
es  weniger  Sicherheit.  Diese  Tendenz  variiert  in  Einzelheiten  und  Ausmaß;  aber 
mit  Ausnahme  der  sozialistischen  industriellen  Ökonomien  ist  sie  im  Lauf  des 
letzten  Jahrzehnts  zunehmend  nationen-  und  regionenüberschreitend  geworden. 
Ihr  Kurswert  wird  in  Arbeitslosigkeitsstatistiken  und  Regierungsetats,  in  nicht  aus- 
genutzten Arbeitsplätzen  und  verlorener  Produktion,  aber  sogar  noch  kritischer  in 
menschlichen  Preisen  notiert:  Armut  und  angegriffene  Selbstachtung,  mühsame 
Plackerei  und  Ausschluß  von  der  vollen  Teilhabe  an  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft, Hunger  und  Unterdrückung,  schlechte  Gesundheit  und  Überarbeitung  und 
in  extremen  -  wenngleich  nicht  ungewöhnlichen  -  Fällen  Verhungern  und  Tod. 

Die  Realitäten  dieser  Situationen  und  Tendenzen  müssen  Christen  ein  Anliegen 
sein.  Wir  sind  zu  glauben  berufen,  daß  es  wichtig  ist,  daß  die  Produktion  mensch- 
lichen Bedürfnissen  -  in  Haushalt,  Gemeinschaft,  Nation  -  entspricht,  daß  der  Ar- 
beiter/die Arbeiterin,  der/die  der  Antrieb  der  Produktion  ist,  seiner/ihrer  Beloh- 
nung wert  ist,  daß  Arbeit  (oder  Beruf)  eine  wichtige  Art  menschlicher  Selbstver- 
wirklichung und  der  Teilhabe  an  der  Schöpfung  ist.  Daher  ist  die  zunehmende 
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Negierung  von  all  diesem  für  Christen  eine  Bedrohung  der  Fülle  des  Lebens  und 
letztlich  des  Lebens  selbst. 

Arbeit/Arbeitslosigkeit  (bzw.  Beschäftigung/Beschäftigungslosigkeit;  Hg.)  ist  ein  ir- 
reführendes Begriffspaar.  Es  gibt  eine  ganze  Skala,  die  reicht  von  völlig  ange- 
messener Beschäftigung  bis  hin  zu  ganzlich  unangemessener  Beschäftigung.  Ar- 
beitslosigkeit -  des  eingeschränkten  (ausrangierten)  Lohnarbeiters  und  noch  mehr 
des  Bauern,  der  durch  einen  Geldverleiher  oder  Krieg  oder  Dürre  seinen  Besitz 
verliert  -  ist  gänzlich  unangemessen.  Aber  nicht  jedes  Beschäftigungsverhältnis 
ist  angemessen.  (...) 


V.  Einige  theologische  Voraussetzungen 

5.1.  Gemeinsame  Grundlage 

(...)  Mann  und  Frau  wurden  in  den  Garten  Eden  gesetzt  und  betrachteten  mit 
Staunen  das  Gefüge  der  ihnen  anvertrauten  Beziehungen:  die  Beziehung  zu 
Gott,  die  Beziehung  zueinander  und  die  Beziehung  zu  ihrer  Umgebung.  Dann 
befahl  Gott  dem  Menschen,  den  Garten  Eden  zu  bestellen  und  sich  um  ihn  zu 
kümmern.  Männer  und  Frauen  wurden  dazu  bestimmt,  Mitarbeiter  Gottes  zu  sein. 
Als  Arbeiter  müssen  wir  Gott  als  den  Hauptarbeiter  ansehen,  an  dessen  Werk  wir 
teilhaben  dürfen  (2. Kor  6,1).  Dies  ist  die  Einladung,  die  wir  vom  Anfang  der 
Schöpfung  an  bekommen  haben:  "Am  Anfang  ist  Arbeit  ein  Teil  des  Vorgangs 
der  Vervollständigung  der  Schöpfung.  Sie  setzt  eine  Anerkennung  dieser  Bezie- 
hungsdimensionen voraus.  In  Christus  sind  alle  Menschen  frei  von  der  Verpflich- 
tung, sich  selbst  zu  rechtfertigen,  ihre  Arbeit  wird  unter  das  Zeichen  der  Befrei- 
ung gestellt  ...  Menschliches  Handeln,  in  solch  einen  Kontext  gestellt,  soll  Gott 
ehren  und  diese  Verehrung  in  der  Sorge  für  andere  und  die  Erde  ausdrücken.  Die 
Erde  darf  nicht  um  eines  engen  Eigeninteresses  willen  im  Konflikt  mit  den  Inter- 
essen anderer  ausgebeutet  werden.  Sie  ist  nicht  eine  Belohnung  für  konkurrie- 
rende Selbstbestätigung,  sondern  ein  Ort  für  den  Dienst  und  gegenseitig  vonein- 
ander abhängendes  Leben."  (Arbeitslosigkeit  und  die  Zukunft  der  Arbeit  in  der 
Europäischen  Gemeinschaft,  EECCS,  September  1985,  S.28f). 

5.2  Fall  und  Gnade 

Wenn  wir  Mitarbeiter  Gottes  sind,  sind  Arbeit  und  Erwerbstätigkeit  Zeichen  der 
Gnade.  Gnade  wird  zuteil,  wenn  Menschen  mit  Freude  arbeiten,  mit  einem  Ge- 
fühl von  Erfüllung  und  in  dem  Bewußtsein,  daß  die  durch  die  Arbeit  erforderten 
Anstrengungen  mit  der  Fortpflanzung  des  Lebens  belohnt  werden  (I.Mose  1,27- 
30).  In  diesem  Zusammenhang  ist  Arbeit  eine  befreiende  Erfahrung. 

Allerdings  erzählt  die  Bibel  auch  die  Geschichte  von  schwerer  und  erfolgloser 
Arbeit,  von  Brot,  das  im  Schweiße  des  Angesichts  verdient  werden  muß.  Dies  ist 
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aber  weder  Gottes  Vorstellung  von  Arbeit  noch  Seine  Absicht.  Es  ist  die  böse 
Folge  dessen,  daß  Mann  und  Frau  der  Mißachtung  Gottes  verfallen  sind.  Wo 
Männer  und  Frauen  aufhören,  Gottes  Mitarbeiter  in  Seiner  Schöpfung  zu  sein, 
hört  die  Arbeit  auf  zu  sein,  was  sie  durch  Gottes  Gnade  in  der  Schöpfung  sein 
sollte,  und  wird  in  dem  Sinne  entmenschlichend,  daß  sie  Menschen  auf  Produk- 
tionsfaktoren, auf  Instrumente,  auf  ihren  Wert  als  bloße  Erzeuger  und  Konsumen- 
ten reduziert.  Dann  wird  Arbeit  sogar  zerstörerisch  und  führt  zur  Ausbeutung  und 
Tötung  des  Lebens  von  Menschen  und  des  Lebens  der  Erde. 

Abhängig  von  den  Bedingungen,  unter  denen  Produktion  stattfindet,  kann  Arbeit 
zum  Fluch  werden.  In  der  Bibel  finden  wir  verschiedene  Verweise  auf  solche  Si- 
tuationen. Zur  Zeit  der  Herrschaft  Salomos  mußten  Menschen  z.B.  arbeiten,  um 
Abgaben  an  den  König  und  seinen  Hof  zu  zahlen,  was  zu  Ausbeutung  und  Ent- 
fremdung führte. 

Darum  müssen  wir  die  Existenz  der  Sünde  und  von  Menschen,  die  ihre  Bezie- 
hung zu  Gott  und  zueinander  abbrechen,  anerkennen.  Sünde  ist  das  Gegenteil 
von  Leben,  wie  Gott  es  meint.  Darum  müssen  wir  das  Thema  Arbeit,  Beschäfti- 
gung und  Arbeitslosigkeit  in  den  Kontext  des  Kampfes  des  Lebens  gegen  den 
Tod  stellen. 

In  1. Korinther,  Kapitel  15,  erklärt  Paulus  die  grundlegende  Bedeutung  der  Aufer- 
stehung Christi  für  den  christlichen  Glauben:  durch  sein  Leiden  und  seine  Aufer- 
stehung hat  Christus  die  Mächte  des  Todes  überwunden.  Paulus  schließt  dieses 
Kapitel  mit  den  Worten: 

"Der  Tod  ist  verschlungen  vom  Sieg.  Tod,  wo  ist  dein  Sieg?  Tod,  wo  ist  dein 
Stachel?  Der  Stachel  des  Todes  aber  ist  die  Sünde,  die  Kraft  der  Sünde  ist  das 
Gesetz.  Gott  aber  sei  Dank,  der  uns  den  Sieg  gibt  durch  unsern  Herrn  Jesus  Chri- 
stus! Darum,  meine  lieben  Brüder,  seid  fest,  unerschütterlich  und  nehmt  immer 
zu  in  dem  Werk  des  Herrn,  weil  ihr  wißt,  daß  eure  Arbeit  nicht  vergeblich  ist  in 
dem  Herrn." 

Während  im  Alten  Testament  Leben  und  Tod  direkte  Gegensätze  zueinander 
sind,  betont  das  Neue  Testament  durch  die  Torheit  des  Kreuzes  (siehe  1.  Korin- 
ther, Kapitel  1)  den  Weg  vom  Tod  zum  Leben.  Leben  kann  nur  durch  die  Nach- 
folge Jesu  gewonnen  werden,  selbst  wenn  sie  durch  das  Kreuz  führt. 

5.3  Das  Leben  bejahen 

In  allen  christlichen  Traditionen  ist  Jesus  das  Versprechen  des  Lebens:  "Ich  bin 
gekommen,  damit  sie  das  Leben  und  volle  Genüge  haben  sollen."  (Johannes 
10,10).  Darum  muß  alle  christliche  Theologie  eine  Theologie  des  Lebens  sein. 
Zugleich  anerkennen  alle  christlichen  Traditionen  das  Zerbrochensein  der  Welt 
und  die  Macht  der  Sünde,  die  bestehen  wird,  bis  die  Verheißung  eines  neuen  Je- 
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rusalems  erfüllt  ist  und  alle  Dinge  neu  gemacht  sind.  Christliche  Traditionen 
weichen  aber  in  der  Frage  voneinander  ab,  wie  wir  Mitarbeiter  Gottes  bei  der  Ar- 
beit auf  einen  neuen  Himmel  und  eine  neue  Erde  zu  sein  können.  Es  gibt  christ- 
liche Bewegungen,  die  das  Leben  auf  dieser  Erde  als  vergänglich  ansehen  und 
daher  der  Erlösung  der  unsterblichen  Seele  absoluten  Vorrang  vor  der  Erlösung, 
Befreiung  und  des  Lebens  einräumen  würden.  In  dieser  Sichtweise  wird  der  Leib 
als  Gefängnis  der  Seele  angesehen,  und  das  Leben  der  Seele  kann  an  die  Stelle 
des  Lebens  des  Leibes  treten.  Diese  Trennung  von  Leib  und  Seele  ist  aus  bibli- 
scher Sicht  unannehmbar.  Das  Leiden,  Sterben  und  die  Auferstehung  Christi  hat 
keine  Erlösung  von  der  Welt  gebracht,  sondern  Erlösung  und  Befreiung  für  sie,  in 
ihr  und  über  sie  hinaus.  Durch  Jesus  Christus  wurde  das  Wort  Fleisch,  und  die  Er- 
lösung ist  in  Wort  und  Tat,  hier  und  jetzt  sichtbar  geworden.  Die  Unterscheidung 
liegt  nicht  zwischen  Leib  und  Seele,  sondern  die  Entscheidungsfrage  besteht 
darin,  ob  wir  Mitarbeiter  Gottes  sind  oder  ob  wir  uns  den  Mächten  des  Todes  an- 
geschlossen haben,  ob  wir  gute  Hirten  sind  oder  ob  wir  Räuber  und  Mietlinge 
sind  (Johannes  10,8-13),  ob  wir  gute  Samariter  sind,  die  sich  um  das  niederge- 
schlagene Opfer  sorgen  oder  ob  wir  auf  der  anderen  Straßenseite  vorbeigehen 
(Lukas  10,25-38). 

Daher  führt  uns  die  Bejahung  des  Lebens  in  Leib  und  Seele  zu  der  Bejahung  der 
Bedingungen  menschlichen  Lebens  und  somit  zu  einem  Urteil  über  sozio-öko- 
nomische  Systeme.  Diese  Systeme  müssen  in  Übereinstimmung  mit  der  Frage 
analysiert  werden,  in  welchem  Ausmaß  sie  Leben  oder  Tod  fördern.  Umgekehrt 
muß  Arbeit  in  dem  Zusammenhang  analysiert  werden,  ob  sie  auf  Befreiung  oder 
auf  Herrschaft  und  Unterdrückung  ausgerichtet  ist,  ob  sie  Würde,  Eigenständig- 
keit, Teilhabe,  Gerechtigkeit  und  Frieden  fördert,  oder  ob  sie  zum  Gegenteil 
führt,  ob  die  Beschäftigungsverhältnisse  quantitativ  und  qualitativ  ausreichen 
oder  nicht. 

Wenn  wir  diese  Kriterien  auf  das  vorherrschende  kapitalistische  System  anwen- 
den, kommt  man  um  die  Erkenntnis  nicht  herum,  daß  diese  Systeme  nicht  in  der 
Lage  waren,  quantitativ  und  qualitativ  ausreichende  Beschäftigungsverhältnisse 
hervorzubringen.  Dies  liegt  oft  nicht  am  guten  oder  schlechten  Willen  der  Ak- 
teure, sondern  resultiert  aus  den  eingebauten  Schwächen  der  Systeme  selbst. 

Es  ist  daher  dringend  nötig,  auf  alternative  Systeme  hinzuarbeiten,  die  den  Bei- 
spielen näherkommen,  die  wir  dem  Alten  Testament  (z.B.  hinsichtlich  des  Sab- 
bat- und  Jubeljahrs),  dem  Neuen  Testament  (z.B.  Apostelgeschichte  2  und  4,  so- 
wie 1. Korinther  10,20ff)  und  Gemeinschaften  entnehmen,  die  solche  Beispiele 
durch  die  Kirchengeschichte  hindurch  aufgestellt  haben.  Diese  Modelle  und 
Beispiele  zeigen,  daß  die  Fülle  des  Lebens  eine  Verpflichtung  bedeutet,  diese 
Fülle  allen  anzubieten.  Wir  sind  berufen,  wieder  zu  Mitarbeitern  Gottes  bei  der 
Festigung  und  dem  (Mit-)Teilen  von  Leben  in  all  seiner  Fülle  zu  werden. 
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Im  Kontext  der  weltweiten  Wirtschaftskrise,  die  Tag  für  Tag  viele  Opfer  -  an  Men- 
schen und  in  der  Natur  -  fordert,  ist  es  entscheidend,  daß  alle  Christen  verstehen 
und  daß  die  Kirchen  verkündigen  und  lehren,  daß  Gott  alle  Menschen  durch  ihre 
Arbeit  zur  Teilhabe  an  der  Bewahrung  und  an  dem  fortwährenden  Werk  der 
Schöpfung  und  damit  des  Lebens  ruft.  Gott  will  das  Leben,  nicht  den  Tod.  Die 
unterschiedlichen  Gaben  und  Fähigkeiten,  die  in  der  großen  Vielzahl  täglicher 
Tätigkeiten  Anwendung  finden,  die  gebraucht  werden  im  Heim,  in  der  Nachbar- 
schaft und  Stadt,  in  kulturellen  und  politischen  Aktivitäten,  in  unbezahlter  und 
bezahlter  Arbeit  von  Männern  und  Frauen  aller  Rassen,  von  Kindern,  Erwachse- 
nen, Betagten,  Menschen  mit  Behinderungen  -  all  dies  ist  Arbeit  im  Sinne  einer 
Zusammenarbeit  mit  Gott,  wenn  es  in  Übereinstimmung  mit  dem  Willen  Gottes 
getan  wird.  Gott  will  die  menschliche  Arbeit  segnen,  aber  Er  tut  dies  nur,  wenn 
sie  mit  Gerechtigkeit  verbunden  ist  und  wenn  Teilhabe  an  der  Produktion  von 
Anbeginn  an  unter  allen  Menschen  ermöglicht  wird.  Dieses  umfassende  Ver- 
ständnis von  Arbeit  zollt  allen  arbeitenden  Menschen  volle  Anerkennung  -  Haus- 
frauen und  Industriearbeitern,  Managern,  Landwirten  und  Sozialarbeitern  und  al- 
len Menschen,  die  sich  aus  verschiedenen  Gründen  nicht  am  "offiziellen"  Ar- 
beitsmarkt beteiligen,  sondern  ihre  Gaben  und  Talente  für  andere  persönliche 
und  gesellschaftliche  Aufgaben  einsetzen. 

Psalm  8  bietet  eine  gute  Illustration  einer  biblischen  Sicht  der  Arbeit.  Gott  hat 
die  Menschheit  zum  Herrn  über  die  ganze  Schöpfung  gemacht,  aber  wenn  Men- 
schen arbeiten,  beginnen  und  enden  sie  mit  dem  Lobpreis  des  Herrn.  Gottes- 
dienst und  Arbeit  sollten  eins  sein.  Die  Konzepte  des  Sabbat-  und  des  Jubeljahrs 
machen  deutlich,  wie  die  Menschheit  verantwortliche  Haushalter  über  die 
Schöpfung  sein  sollten.  Sie  befreien  uns  von  der  Götzenanbetung  der  Arbeit  und 
lassen  uns  Gott  und  seinem  Plan  für  die  Schöpfung  direkt  begegnen. 

Quelle:  Labour,  Employment  and  Unemployment,  An  Ecumenical  Reappraisal,  AG  EM,  WCC, 
CCPD,  an  ecumenical  approach  to  economics  vol. 5,  ed.  R.H.Green,  Geneva  1987,  p.10,  13, 
63-66  (eigene  Übersetzung) 
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40      Der  christliche  Glaube  und  die  heutige  Weltwirtschaft 

Ein  Studiendokument  des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen,  Genf  1992 

Im  Jahre  1988  beauftragte  der  ÖRK-Zentralausschuß  CCPD,  ein  Dokument  zu  Wirtschafts- 
fragen auszuarbeiten.  Unter  Federführung  der  ÖRK-Beratungsgruppe  für  Wirtschaftsfragen 
(AGEM)  entstand  1991  ein  erster  Entwurf  des  Dokuments,  der  mit  der  Bitte  um  Stellung- 
nahmen an  die  Mitgliedskirchen  gesandt  wurde.  Im  August  1992  wurde  die  Endfassung  vom 
Zentralausschuß  entgegengenommen.  Aus  der  60-seitigen  Studie  werden  hier  grundlegende 
Auszüge  aus  Kapitel  II  "Wirtschaft  und  christlicher  Glaube:  Warum  und  wie  hängen  beide 
miteinander  zusammen?"  wiedergegeben.  Die  vier  im  Text  genannten  Wegweiser  für  die 
Vermittlung  zwischen  den  theologischen  Grundsätzen  und  der  ökonomischer  Praxis  werden 
im  Kapitel  IV  des  Dokuments  nochmals  vertiefend  aufgegriffen  (vgl.  auch  hier  Text  138). 


Ökonomie  -  die  Bedeutung  der  Wörter 

Das  Wort  Ökonomie  geht  auf  zwei  griechische  Wörter  zurück:  oikos,  was  Haus 
oder  Haushalt  bedeutet,  und  nomos,  was  Regel,  Gesetz  oder  Gewohnheit  heißt. 
Zusammen  bedeuten  sie  Verwaltung  eines  Haushalts  oder  Haushalterschaft.  Ein 
oikonomos,  die  betreffende  Person,  ist  ein  Haushalter  oder  Hausverwalter;  und 
Ökonomie  war  ursprünglich  die  Verwaltung  der  Mittel  eines  Haushalts:  die  Art 
und  Weise,  wie  Güter  zum  Wohle  der  Mitglieder  des  Haushalts  hergestellt,  ver- 
teilt, aufgeteilt  und  verbraucht  wurden. 

Das  gegenwärtige  Verständnis  von  „Ökonomie"  als  akademische  Disziplin,  die  zu 
professioneller  und  analytischer  Kompetenz  führt,  von  der  Industrie,  Finanzwelt 
und  Regierung  profitieren,  kann  auf  Adam  Smith  zurückgeführt  werden,  den 
schottischen  Denker  und  Moralphilosophen,  der  oft  als  „der  Vater  der  National- 
ökonomie" bezeichnet  wird.  Im  Jahre  1776  veröffentlichte  er  seinen  Klassiker  Un- 
tersuchung über  die  Natur  und  die  Ursachen  des  Nationalreichtums.  Smith  interes- 
sierte sich  genauso  für  das,  was  wir  wahrscheinlich  als  übergeordnete  Politik  be- 
zeichnen würden,  wie  für  die  eigentliche  Ökonomie.  Später  trat  dann  immer 
mehr  ein  engeres  und  eher  mathematisch-technisches  Verständnis  von  Volkswirt- 
schaft in  den  Vordergrund.  In  diesem  Papier  halten  wir  uns  an  eine  umfassendere 
Definition:  Ökonomie  befaßt  sich  mit  der  Produktion,  der  Verteilung  und  dem 
Verbrauch  von  materiellen  Waren  und  von  Dienstleistungen  sowie  mit  der  Art  und 
Weise,  wie  diese  verschiedenen  Prozesse  kontrolliert  werden. 

Die  „Ökonomie"  ist  keineswegs  ein  eigener,  separater  Teil  der  Realität;  es  handelt 
sich  vielmehr  um  eine  Möglichkeit,  große  Komplexe  sozialer  und  gemeinschaft- 
licher  Realitäten   zu  betrachten,   einschließlich    der  persönlichen    Beziehungen 
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und  Erwartungen,  der  Loyalitäten  und  Prioritäten,  welche  die  Produktions-,  Distri- 
butions-  und  Konsumprozesse  regeln.  Eine  Stahlfirma,  eine  Gemeinschaftsbäcke- 
rei, ein  Straßenverkäufer,  ein  bäuerlicher  Familienbetrieb  -  all  das  sind  genauso 
„ökonomische  Realitäten"  wie  die  aktuellen  Zinssätze  oder  die  staatliche  Geld- 
mengenpolitk. 

Eine  Sphäre  der  Macht 

Die  Wirtschaft  ist  immer  ein  Bereich,  in  dem  -  auf  verborgene  wie  auch  auf  recht 
offene  Weise  -  Macht  ausgeübt  wird,  ob  es  sich  um  den  Zugang  zu  oder  die  Nut- 
zung von  Ressourcen  wie  öl  oder  Getreide  handelt,  um  die  Art  und  Weise,  wie 
Männer  Frauen  im  Haushalt  behandeln,  um  das  Verhalten  der  Reichen  gegen- 
über ihren  armen  Nachbarn  oder  um  die  Politik  der  reicheren  Nationen  in  Institu- 
tionen wie  dem  internationalen  Währungsfonds.  Wieder  und  wieder  wird  deutlich, 
daß  „ökonomische  Probleme"  mit  der  immer  unausweichlicheren  Interdependenz 
im  Kontext  einer  eklatant  ungerechten  Machtverteilung  zu  tun  haben.  Beispiele 
sind  die  rasche  Ausweitung  des  internationalen  Handels  und  die  schnellen  Kapi- 
talbewegungen, die  zwischen  Ländern  stattfinden,  die  sich  hinsichtlich  ihrer 
ökonomischen  Stärke  stark  unterscheiden.  Das  bedeutet,  daß  im  Grunde  genom- 
men alle  Volkswirtschaften  allmählich  in  ein  einziges  weltweites  Netzwerk  der 
Macht  hineingezogen  werden,  womit  sich  der  Spielraum  für  unabhängiges  ein- 
zelstaatliches politisches  Handeln  reduziert.  Diese  Auffassung  von  der  Rolle  der 
Macht  im  Wirtschaftsleben  wird  explizit  oder  implizit  in  diesem  Papier  eine  Rolle 
spielen. 

Die  Realitäten  der  Wirtschaft  -  und  die  betroffenen  Menschen 

Die  Fachsprache,  die  von  einigen  Wirtschaftsexperten  benutzt  wird,  ist  oft  schwer 
zu  verstehen.  Außerdem  stützen  sich  viele  Wirtschaftsstudien  auf  Fakten  und  Zah- 
len, die  in  mathematischer  Form  in  Tabellen  und  Graphen  dargestellt  sind.  Der 
ökonomische  Diskurs  verbirgt  auf  diese  Weise  oft  die  konkreten  Erfahrungen  der 
Menschen,  die  eigentlich  die  Entscheidungen  fällen,  konsumieren  oder  leiden. 

Immer  wenn  man  abstrakte  Gespräche  hört  über  die  Notwendigkeit,  „den  Gürtel 
enger  zu  schnallen",  „die  steigenden  Aktienkurse",  den  „fallenden  Devisenkurs", 
dann  sollte  man  sich  fragen:  Wer  profitiert  davon,  und  wessen  Lebensbedingun- 
gen werden  zerstört?  Wessen  Entscheidungen  führen  dieses  Ergebnis  herbei, 
warum  wurden  diese  Entscheidungen  getroffen,  und  wer  wird  unter  den  Folgen 
zu  leiden  haben? 

Fakten  und  Zahlen  sind  wichtig,  um  präzise  Aussagen  treffen  zu  können.  Aber 
viel  hängt  davon  ab,  wie  dieses  Material  gesammelt  und  präsentiert  und  wie  es 
interpretiert  wird,  sowohl  von  den  Wirtschaftsfachleuten  als  auch  von  den  Lesern 
und  Leserinnen.  Unter  den  Wirtschaftsfachleuten  wird  nicht  weniger  heftig  über 
Prämissen  und  Methoden  diskutiert  als  unter  Politikern  oder  Theologen!    Nur  im 
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intensiven,  aufmerksamen  und  geduldigen  Gespräch  lassen  sich  die  verläßlichen 
„Fakten"  von  der  Menge  einander  widersprechender  Interpretationen  trennen. 

Diese  Auslegungsunterschiede  hängen  zum  Teil  von  der  Stellung  ab,  welche  die 
eine  Situation  interpretierende  Person  in  der  Gesellschaft  innehat.  Verschiedene 
Kulturen  können  auch  verschiedene  Interpretationen  hervorbringen,  beispiels- 
weise hinsichtlich  der  Nutzung  des  Landes,  der  Arbeitsteilung  zwischen  Frauen 
und  Männern,  der  Frage,  welche  Art  von  Arbeit  überhaupt,  und  wenn  ja,  in  wel- 
cher Höhe,  bezahlt  werden  soll.  Wir  sollten  uns  aber  von  der  Existenz  solcher  Un- 
terschiede nicht  lähmen  lassen,  denn  genau  an  diesem  Punkt  beginnt  die  öku- 
menische Aufgabe,  und  genau  da  muß  auch  die  Diskussion  einsetzen. 

Der  springende  Punkt  ist,  daß  „Ökonomie"  immer  Werturteile  impliziert.  Die  Wirt- 
schaft ist  nicht  eine  Art  unabhängige  Wirklichkeitssphäre,  die  von  ihren  eigenen 
neutralen  und  global  anwendbaren  Gesetzen  geregelt  wird.  Will  man  Wirtschafts- 
systeme und  wirtschaftspolitische  Maßnahmen  testen,  dann  muß  man  u.a.  die 
ihnen  zugrunde  liegenden  Werturteile  und  die  „Werthierarchie"  aufdecken,  auf 
deren  Grundlage  die  Urteile  gefällt  werden,  sowie  die  wichtigsten  Akteure  identi- 
fizieren. Begriffe  wie  „ökonomische  Gesetze"  und  Phrasen  wie  „die  Wirtschaft  ver- 
langt, daß  dies  und  jenes  gemacht  wird"  verdecken  die  Tatsache,  daß  eine  Per- 
son oder  mehrere  Personen  auf  der  Grundlage  ihrer  Werturteile  Entscheidungen 
getroffen  haben  -  und  daß  solche  Entscheidungen  geändert  werden  können.  Was 
Adam  Smith  die  „unsichtbare  Hand"  genannt  hat,  die  „die  Dinge,  die  zum  Leben 
notwendig  sind",  verteilt,  muß  sichtbar  gemacht  und  die  Machtverhältnisse  müs- 
sen aufgedeckt  werden.  Wenn  dies  geschehen  ist,  kann  das  Gefühl  der  Ohn- 
macht schwinden,  und  Verantwortung  und  Veränderungsmöglichkeiten  können 
deutlicher  werden.  (...) 

Von  den  Grundsätzen  zur  Praxis  -  einige  Wegweiser 

Aus  der  Geschichte  der  ökumenischen  Debatte  über  das  Wirtschaftsleben  können 
wir  lernen,  daß  wir  nicht  versuchen  können  und  sollten,  Grundüberzeugungen 
des  christlichen  Glaubens  in  weltweit  gültige  und  anwendbare  politische  Wirt- 
schaftsmodelle  oder  Gesellschaftsentwürfe  umzusetzen.  Wirtschaftspolitik  und 
Wrtschaftssysteme  müssen  kontextuell  sein  und  die  riesigen  Unterschiede  in  den 
jeweiligen  historischen,  sozialen  und  kulturellen  Situationen  berücksichtigen. 
Theologisch  fundierte  Grundsätze  müssen  einhergehen  mit  empirischen  Unter- 
suchungen der  zeitgenössischen  und  kontextuellen  Probleme.  Das  heißt  aber 
nicht,  daß  eine  internationale  Organisation  wie  der  ÖRK  keinerlei  sinnvolle  Aus- 
sagen über  die  lokalen  Gegebenheiten  machen  könnte.  Wir  sind  der  Ansicht,  daß 
es  Grundsätze  und  Kriterien  gibt,  die  in  jedem  Kontext  und  in  jeder  Kultur  als  An- 
ker und  als  Kompaß  dienen  können.  Im  folgenden  werden  vier  solche  Wegweiser 
genannt,  die  uns  leiten  können,  wenn  wir  von  den  Grundsätzen  zur  Praxis  über- 
gehen. 
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1 .  Das  essentielle  Gutsein  der  geschaffenen  Ordnung  und  die  der  Menschheit  für 
diese  Ordnung  übertragene  Verantwortung. 

In  der  Schöpfungsgeschichte  in  1.  Mose  schließt  jeder  „Tag"  mit  der  Bestätigung, 
daß  Gott  sah,  daß  das,  was  er  gerade  geschaffen  hatte,  gut  war.  Der  Schöpfer  bil- 
ligt und  bestätigt  die  Richtigkeit  dessen,  was  soeben  entstanden  ist.  Christen, 
welche  die  sich  in  Jesus  offenbarende  Liebe  Gottes  erfahren  haben,  bekräftigen, 
daß  die  geschaffene  Ordnung  mit  all  ihren  Zwiespältigkeiten  grundsätzlich  rich- 
tig und  gut  ist  und  Anteil  haben  kann  an  der  Liebe  Gottes,  die  sich  auf  alle  Dinge 
erstreckt.  Dies  gilt  besonders  für  die  Menschheit,  die  in  1.  Mose  als  Verwirkli- 
chung von  Gottes  Ziel,  Menschen  „zu  seinem  Bilde"  zu  schaffen,  dargestellt  wird 
-  eine  vieldiskutierte  Formulierung,  die  aber  oft  dahingehend  verstanden  wird, 
daß  nur  die  Menschen  die  Fähigkeit  zu  tiefen  persönlichen  Beziehungen  und  zu 
moralisch  verantwortlichen  Entscheidungen  haben.  Die  menschliche  Verantwor- 
tung auch  im  wirtschaftlichen  Bereich  wird  auf  diese  Weise  grundsätzlich  bekräf- 
tigt. 

Aber  wie  auf  1.  Mose  bald  3.  Mose  folgt,  so  muß  eine  solche  Bekräftigung  sofort 
durch  das  auf  die  alten  Hebräer  zurückgehende  Wissen  um  die  Allgegenwärtig- 
keit und  Universalität  der  Sünde  (der  ,,Erb"-sünde)  modifiziert  werden.  Im  Laufe 
der  Geschichte  haben  einzelne  Männer  und  Frauen  und  größere  Gruppen  von 
Menschen  der  ihnen  innewohnenden  Neigung  nachgegeben,  sich  für  das  zu  ent- 
scheiden, was  ihnen  paßt  und  was  für  sie  vorteilhaft  ist,  anstatt  daran  zu  denken, 
was  dem  Allgemeinwohl  oder  gar  dem  Willen  Gottes  und  der  Förderung  seines 
lebensbejahenden  Plans  dienen  könnte.  Paulus  drückt  dies  ganz  unumwunden 
aus: 

So  finde  ich  nun  das  Gesetz,  das  mir,  der  ich  das  Gute  tun  will,  das  Böse  anhängt.  Denn 
ich  habe  Lust  an  Gottes  Gesetz  nach  dem  inwendigen  Menschen.  Ich  sehe  aber  ein  ande- 
res Gesetz  in  meinen  Gliedern,  das  widerstreitet  dem  Gesetz  in  meinem  Gemüt  und  hält 
mich  gefangen  im  Gesetz  der  Sünde,  das  in  meinen  Gliedern  ist  (Römer  7,21  ff). 

Die  ökonomischen  Entscheidungen  sind  keineswegs  von  dieser  Realität  ausge- 
nommen. 

Aber  für  den  Christen  kommt  nach  dem  „Nein"  des  göttlichen  Gerichts,  das  immer 
dem  grundsätzlicheren  „Ja"  des  Schöpfers  folgt,  wiederum  das  endgültige  „Ja", 
das  Gott  durch  das  Kreuz  und  die  Auferstehung  Jesu  spricht  und  das  Erlösung 
bringt  durch  den  einen,  der  sich  selbst  verletzlich  gemacht  hat  und  der  das 
Schlimmste,  was  Menschen  ihm  antun  konnten,  angenommen  hat,  ohne  von 
seiner  Seite  aus  die  Beziehung  der  Liebe  zu  seinem  Vater  abzubrechen.  Bei  al- 
ler Verdammnis,  die  wir  wegen  der  Zerstörung,  die  wir  durch  unser  egoistisches 
und  unterdrückerisches  Handeln  anrichten  können,  verdienen,  kann  Gott  uns 
doch  durch  Jesus  zur  Umkehr  bewegen,  uns  annehmen  und  befreien  zu  einer 
Partnerschaft  der  mit-schöpferischen  Verantwortung. 
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Der  Versöhner  zwischen  den  miteinander  streitenden  Ebenen  in  uns,  und  mögli- 
cherweise innerhalb  der  Institutionen  und  Strukturen,  die  unsere  Entscheidungen 
verkörpern  und  unsere  gemeinsamen  Kräfte  kanalisieren,  ist  Gottes  Heiliger  Geist, 
der  Spender  des  Neuen  Lebens  sogar  inmitten  des  Todes.  Dieser  Geist  „schwebt" 
über  allem,  was  wir  tun,  er  hebt  unsere  riskante  Freiheit  nicht  auf,  sondern  sorgt 
dafür,  daß  die  Liebe  Gottes  sowohl  Zeugnis  als  auch  Antwort  findet.  Wir  können 
über  Gottes  Willen  nicht  mit  Gewißheit  mehr  wissen,  als  das,  was  wir  in  Jesus  ge- 
sehen haben,  aber  wir  können  uns  öffnen  für  den  Geist,  der  uns  hilft,  die  Zeichen 
der  Zeit  zu  erkennen. 

Gottes  Sorge  für  die  Schöpfung  mit  ihrem  labilen  Gleichgewicht  und  ihren 
wechselseitigen  Abhängigkeiten  legt  den  Menschen  die  Verantwortung  auf, 
diese  Sorge  zu  teilen,  Egoismus  und  Gewalt  gegen  andere  und  gegen  die  Natur 
zu  bereuen  und  sich  aktiv  für  die  Erfüllung  von  Gottes  Plan,  Leben  und  volle  Ge- 
nüge für  alle  zu  schaffen,  einzusetzen.  Wenn  Menschen  verhungern,  ist  das  ge- 
nauso ein  „religiöses"  wie  ein  „ökonomisches"  Problem.  Wenn  wir  das  labile 
Gleichgewicht  auf  dem  Planeten  durch  industrielle  Abfälle  gefährden,  dann  ist 
das  nicht  nur  ein  Angriff  auf  Gottes  Heilsplan  für  die  Erde,  sondern  auch  eine  Ge- 
fährdung unserer  eigenen  Zukunft.  Wenn  Menschen  die  Grundlagen  für  ein  men- 
schenwürdiges Leben  verweigert  werden  (Unterkunft,  Kleidung,  Familien-  und 
Gemeinschaftsbeziehungen,  Schulausbildung  und  die  Möglichkeit,  einen  sinn- 
vollen Beitrag  zur  gemeinsamen  Zukunft  zu  leisten),  dann  ist  das  nicht  eine  situa- 
tionsbedingte ökonomische  Entscheidung,  sondern  eine  Vorenthaltung  des 
Rechts,  „Ebenbild  Gottes"  zu  sein. 

2.  Der  unveräußerliche  Wert  und  die  unveräußerliche  Freiheit  jedes  Menschen  und 
der  ganzen  Menschheit. 

In  der  Schöpfungsgeschichte  in  1.  Mose  wird  die  Erschaffung  des  Menschen, 
Mann  und  Frau,  als  Höhepunkt  der  Schöpfung  dargestellt.  Auch  in  den  Evoluti- 
onstheorien wird  die  Ansicht  vertreten,  daß  mit  dem  Menschen  die  natürliche 
Ordnung  eine  neue  Stufe  des  Selbstverständnisses  und  der  Verantwortung  er- 
reicht hat.  Uns  ist  die  Fähigkeit  verliehen  worden,  bewußt  Beziehungen  aufzu- 
nehmen und  Entscheidungen  zu  treffen,  wobei  wir  die  Kosten  und  die  Konse- 
quenzen nicht  gänzlich  übersehen  können,  aber  ertragen  müssen. 

Zwar  entscheiden  sich  darüber  hinaus  alle  Menschen  immer  wieder  für  das,  was 
zerstörerisch  ist  und  Gottes  Willen  widerspricht,  aber  genau  diese  Möglichkeit  ist 
eine  notwendige  Folge  des  hohen  Stellenwertes  unserer  Entscheidungsfreiheit. 
Diese  „Solidarität  in  der  Sünde"  erinnert  daran,  daß  wir  zu  mehr  und  zu  Höherem 
berufen  sind,  als  unsere  normalen  Erfahrungen  miteinander  nahelegen,  und  sie 
verweist  so  paradoxerweise  auf  die  gute  Nachricht  vom  Reich  Gottes.  Wert  und 
Freiheit  des  Menschen  sind  Gottes  Gabe  und  können  deshalb  nie  völlig  zerstört 
werden,  weder  wenn  Menschen  einander  mißhandeln,  noch  wenn  Menschen  so 
sehr  darauf  bestehen,  sich  für  das  Böse  zu  entscheiden,  daß  sie  sich  selbst  zerstö- 
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ren.  Dies  gilt  ebenso  für  die  kollektiven  und  sozialen  Realitäten  des  menschli- 
chen Lebens.  Die  Gabe  der  Freiheit  des  Individuums  muß  im  Zusammenhang 
gesehen  werden  mit  der  Verantwortung  für  andere  Mitglieder  der  menschlichen 
Gemeinschaft  und  für  die  gesamte  Schöpfung. 

3.  Gottes  Sorge  und  der  Bund  in  Christus  gelten  für  die  ganze  Menschheit  und 
reißen  alle  Schranken  nieder,  die  wir  zwischen  uns  errichtet  haben. 

Gott  reicht  in  Christus  der  ganzen  Menschheit  die  Hand  und  bietet  großzügig 
seine  Liebe  und  seine  Beziehung  zu  den  Menschen  an,  ohne  zuerst  die  Erfül- 
lung bestimmter  Bedingungen  zu  verlangen.  Diese  Liebe  wird  allen  angeboten, 
ohne  Rücksicht  auf  Nationalität,  Rasse,  Klasse,  Geschlecht  oder  Religion.  Tat- 
sächlich ist  eines  der  bemerkenswerten  Ergebnisse  dieser  Liebe,  daß  sie  die 
Schranken,  die  Menschen  immer  wieder  zwischen  sich  aufrichten,  niederreißt. 
Darüber  hinaus  gilt  Gottes  Liebe  den  Menschen  aller  Zeiten,  von  der  Zeit  unserer 
Vorfahren,  über  die  wir  etwas  wissen  können,  bis  zu  der  Zeit  unserer  Kinder  und 
Kindeskinder,  über  die  wir  nur  Vermutungen  anstellen  können.  Unsere  eigene 
Antwort,  ob  wir  sie  bewußt  innerhalb  dieses  Bundes  geben  oder  nicht,  besteht 
darin,  dieser  Liebe  zu  folgen,  ihre  Herausforderungen  anzunehmen  und  ihre  For- 
derungen zu  erfüllen. 

All  das  ist  sehr  viel  leichter  gesagt  als  getan.  Besonders  im  Bereich  des  Wirt- 
schaftslebens werden  die  Beziehungen  ständig  zum  Vorteil  einer  bestimmten 
Gruppe  und  zum  Nachteil  einer  anderen  verzerrt.  Oft  trennen  uns  wirtschaftliche 
Maßnahmen  und  Strukturen  voneinander  statt  uns  zu  verbinden;  so  wird  geleug- 
net, daß  Gottes  Liebe  sich  auf  alle  erstreckt. 

4.  Die  wichtigste  Richtschnur  für  die  zwischenmenschlichen  Beziehungen  und  das 
Verhalten  des  Menschheit  untereinander  ist  Gottes  Gerechtigkeit,  die  wir  durch 
eine  „vorrangige  Option  für  die  Armen"  entdecken  können. 

Der  letzte,  aber  sicher  nicht  der  unwichtigster  Wegweiser,  der  hier  erwähnt  wer- 
den soll,  ist  der  Begriff  der  Gerechtigkeit.  „Gerechtigkeit"  ist  einer  von  diesen  ge- 
fährlich abstrakten  Begriffen  -  sowohl  in  der  Wirtschaft  als  auch  in  der  Philoso- 
phie -,  der  so  verdreht  werden  kann,  daß  er  viele  verschiedene  Dinge  bedeutet. 
Oft  wird  Gerechtigkeit  definiert  als  das  Recht,  zu  bekommen,  was  einem  zusteht. 
Der  biblische  Gerechtigkeitsbegriff  ist  viel  reicher  und  bezieht  sich  stets  und  in 
erster  Linie  auf  Gottes  Gerechtigkeit  (die  engl.  Begriffe  „justice"  und 
„righteousness",  die  im  Deutschen  beide  mit  „Gerechtigkeit"  wiedergegeben  wer- 
den, sind  im  Hebräischen  praktisch  synonym),  die  Gott  in  der  Geschichte  der 
Menschheit  offenbart  hat.  Bei  der  biblischen  Gerechtigkeit  geht  es  um  die  rech- 
ten Beziehungen  zwischen  Gott  und  den  Menschen,  zwischen  den  Menschen 
untereinander  und  zwischen  den  Menschen  und  der  Schöpfung  als  ganzer.  Ge- 
rechtigkeit beruht  auf  Verantwortung  und  auf  gegenseitiger  Verpflichtung,  und 
nicht  auf  „Rechten",  die  gegenüber  anderen   durchgesetzt  werden  sollen.   Der 
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Bund  im  Zeichen  des  Regenbogens  (1.  Mose  9,13)  verweist  darauf,  daß  das 
Wohlergehen  jedes  einzelnen  vom  anderen  abhängt.  Gottes  gerechtes  Handeln 
fordert  von  der  Menschheit,  daß  sie  teilhat  an  dem  Bestreben,  richtige  Bezie- 
hungen herzustellen. 

Ausbeutung,  Beherrschung  und  Unterdrückung  verletzen  den  Bund  gegenseitiger 
Verantwortung  und  die  richtigen  Beziehungen,  die  Gottes  Willen  entsprechen.  In 
solchen  Situationen  heißt  Gerechtigkeit  Rettung  und  Widerstand,  Zurechtwei- 
sung und  Wiedergutmachung.  Gottes  Gerechtigkeit  bedeutet  für  die  Unterdrück- 
ten Befreiung  von  Unterdrückung  (z.B.  2.  Mose  3,15),  für  die  Unterdrücker  Zu- 
rechtweisung und  Wiedergutmachung  (z.B.  Lukas  19,8). 

Weil  das  Ringen  des  Menschen  um  Gerechtigkeit  nur  unvollkommen  und  nur 
teilweise  erfolgreich  sein  kann,  sind  ständige  Selbstanalyse  und  Selbstkorrektur 
erforderlich.  Eines  ist  allerdings  klar:  Ein  echtes  Bewußtsein  von  Gottes  Gerech- 
tigkeit muß  mit  der  Verpflichtung  beginnen,  den  Armen,  den  Unterdrückten  und 
den  Schwachen  zuzuhören  (Jer  22,16).  Diese  „vorrangige  Option  für  die  Armen" 
ist  fest  auf  die  Bibel  gegründet  und  kommt  im  Besten  der  späteren  christlichen 
Tradition  zum  Ausdruck.  Jede  wirtschaftspolitische  Maßnahme  und  jedes  Wirt- 
schaftssystem muß  daher  unter  dem  Gesichtspunkt  geprüft  werden,  wie  sie  bzw. 
es  sich  auf  die  Situation  der  Armen  auswirkt.  Das  heißt  nicht,  daß  Gott  die  „Nicht- 
Armen"  haßt,  oder  gar,  daß  die  Christen  dies  tun  sollten;  vielmehr  bedeutet  es, 
daß  die  tatsächliche  Erfahrung  der  Opfer  von  Ausbeutung  und  Unterdrückung  der 
entscheidende  Prüfstein  ist,  um  die  Mächte,  die  am  Werk  sind,  erkennen  zu  kön- 
nen. Sich  vorrangig  für  die  Armen  zu  entscheiden  heißt  nicht  nur,  etwas  für  die 
Armen  zu  tun,  sondern  auch,  zusammen  mit  ihnen  zu  kämpfen  und  Möglichkei- 
ten zu  schaffen  -  durch  die  Kirche  und  auf  andere  Weise  -,  daß  sie  gehört  wer- 
den, damit  ihr  Kampf  um  Gerechtigkeit  an  Stärke  und  Stoßkraft  gewinnt.  (...) 

Quelle:  Der  christliche  Glaube  und  die  heutige  Weltwirtschaft.  Ein  Studiendokument  des 
ökumenischen  Rates  der  Kirchen,  Genf  1992,  S.4-6,  14-18 
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41       Die  verantwortliche  Gesellschaft  in  weltweiter  Sicht 

Sektion  III  der  zweiten  Vollversammlung,  Evanston  1954 

Auf  der  Vollversammlung  in  Evanston  kamen  auf  dem  Hintergrund  des  Sieges  des  Kommu- 
nismus in  China  und  des  Koreakrieges  v.a.  die  Probleme  Asiens  zur  Sprache  (vgl. 
K.H. Dejung,  Entwicklungskonflikt  S. 201-215.)  Die  Entkolonialisierung  nach  dem  Ende  des 
zweiten  Weltkrieges  und  das  Streben  nach  nationaler  Unabhängigkeit  der  jungen  Staaten 
brachte  auch  die  Kirchen  dazu,  deren  Probleme  ernst  zu  nehmen.  Es  ging  dabei  darum,  sich 
vom  bloßen  Antikommunismus  abzugrenzen,  ein  positives  Verhältnis  zu  den  revolutionären 
Aufbrüchen  zu  finden  und  auf  die  Notwendigkeit  von  Sozialreformen  hinzuweisen.  Noch  war 
nicht  „Entwicklung"  die  Leitvorstellung,  sondern  „rascher  sozialer  Umbruch".  Evanston  über- 
nimmt den  kategorialen  Rahmen  der  „verantwortlichen  Gesellschaft"  aus  der  ersten  Vollver- 
sammlung des  ÖRK  in  Amsterdam.  Dieser  Rahmen  reicht  von  der  Familie  und  der  christli- 
chen Gemeinde  über  den  Produktions-  und  Konsumbereich  bis  hin  zu  den  entwicklungspoli- 
tisch relevanten  internationalen  Institutionen.  Erst  später,  mit  den  Vollversammlungen  in 
Neu  Delhi  1961  und  Uppsala  1968  wurde  zunehmend  deutlich,  daß  die  einfache  Übertragung 
des  westlichen  Modells  der  verantwortlichen  Gesellschaft  auf  die  Weltebene  den  Entwick- 
lungsproblemen des  Südens  nicht  gerecht  werden  konnte. 


///.  Die  Probleme  in  den  wirtschaftlich  unterentwickelten  Räumen 

Die  soziale  Lage  in  Asien,  Afrika  und  einigen  Teilen  der  Welt  ist  heute  durch  den 
Drang  nach  nationaler  Selbstbestimmung  in  politischer  und  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht gekennzeichnet.  Es  gibt  eine  wachsende  Verlagerung  sozialer,  wirtschaftli- 
cher und  politischer  Autorität  von  den  Menschen  und  Institutionen,  die  sie  durch 
Erbe  oder  Tradition  besaßen,  weg  zu  jenen,  die  sie  auf  Grund  ihrer  Funktion  aus- 
üben. Die  Völker  dieser  Länder  sind  zu  einem  neuen  Empfinden  für  grundle- 
gende Menschenrechte  und  für  Gerechtigkeit  erwacht,  und  sie  revolutionieren 
gegen  knechtende  politische,  wirtschaftliche,  religiöse  und  soziale  Verhältnisse. 
Es  fehlt  auch  nicht  der  Druck,  Veränderungen  schnell  zu  erreichen.  Alle  sozialen 
Entwicklungen  -  Steigerung  der  Produktivität,  Erhöhung  des  Lebensstandards, 
Demokratisierung  und  das  übrige  -,  für  die  der  Westen  Jahrhunderte  brauchte, 
müssen  in  diesen  Räumen  zu  gleicher  Zeit  innerhalb  von  Jahrzehnten  vollzogen 
werden.  Die  Versuchung  besteht,  im  Verlangen  nach  schnellen  Ergebnissen  un- 
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verantwortliche  Methoden  des  Kollektivismus  zu  benutzen,  sei  es  auf  der  Rechten 
oder  auf  der  Linken. 

Die  ökumenische  Studienkonferenz  von  Lucknow  (Indien)  im  Dezember  1952 
zeigte  eine  Reihe  spezieller  Punkte  auf,  die  man  nur  als  Weltprobleme  ins  Auge 
fassen  und  anpacken  kann,  und  mit  denen  sich  alle  Kirchen  befassen  sollten. 

1.  Die  Entwicklung  politischer  Institutionen:  Es  müssen  politische  Institutionen 
entwickelt  werden,  die  stark  genug  sind,  die  notwendigen  sozialen  und  wirtschaft- 
lichen Veränderungen  durchzuführen,  während  sie  zugleich  die  grundlegenden 
Rechte  und  die  Freiheit  der  menschlichen  Person  erweitern  und  fördern.  Es  ist 
notwendig,  die  demokratischen,  politischen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Ideale 
und  Ziele  in  dem  neuen  Rahmen  asiatischen  Lebens  und  im  Lichte  eines  reali- 
stischen Verständnisses  des  Menschen  neu  zu  bestimmen,  als  (sie;  Hg.)  es  von 
utopischen  Vorstellungen  her  möglich  wird. 

2.  Bodenreform  und  ländliche  Entwicklung:  Die  Praxis  von  Grundbesitzern,  die 
nicht  auf  ihrem  Grund  und  Boden  leben,  und  andere  ungerechte  Formen  des 
Landbesitzes  und  der  Bevorrechtung,  vor  allem  dort,  wo  die  Kirchen  selbst  sich 
einer  solchen  Praxis  schuldig  gemacht  haben,  müssen  beseitigt  werden.  Zu  glei- 
cher Zeit  sollten  positive  Maßnahmen  neue  Formen  produktiver  Landnutzung 
und  des  Gemeinschaftslebens  möglich  machen.  In  den  ländlichen  Gegenden 
sind  kühne  Arbeitsprogramme  landwirtschaftlicher  Art,  der  Industrialisierung  des 
Landes,  sozialer  Erziehung,  genossenschaftlicher  Art  und  die  Bereitstellung  länd- 
licher Kredite  und  der  Dienst  freier  Berufe  dringend  notwendig.  Das  Entwick- 
lungsprogramm für  das  Gemeinschaftsleben  auf  dem  Lande  in  Indien  betrachtet 
die  Landwirtschaft  als  eine  Lebensgestalt  und  erst  in  zweiter  Linie  als  einen  Er- 
werbsberuf. Die  Kirchen  können  in  dieser  Entwicklung  überall  konkreten  Beistand 
leisten. 

3.  Industrielle  Entwicklung:  Um  den  Lebensstandard  zu  heben,  bestehen  unter- 
entwickelte Länder  mit  Recht  darauf,  die  Industrie  zu  entwickeln.  Es  sollten  Wege 
gefunden  werden,  Kapital  im  Lande  selbst  zu  gewinnen,  ohne  den  Stand  des 
Verbrauchers  zu  gefährden;  technische  Hilfe  und  ausländisches  Kapital  sollten 
zur  Verfügung  gestellt  werden,  ohne  soziale  Ziele  zu  verletzen;  die  Rolle  des 
Staates  und  des  öffentlichen  und  privaten  Unternehmertums  in  der  Industrie  muß 
im  Licht  örtlicher  Gegebenheiten  untersucht  werden;  es  müssen  Formen  der  In- 
dustrie gefunden  werden,  die  passend  in  das  dörfliche  Gemeinschaftsleben  ein- 
gebaut werden  können.  In  Ländern,  in  denen  sich  Industrien  rasch  entwickeln, 
zum  Beispiel  in  Brasilien,  Indien,  Japan,  Mexiko  und  Südamerika,  sollte  beson- 
dere Sorgfalt  darauf  verwandt  werden,  die  neuen  Industriearbeiter  und  ihre  Fami- 
lien vor  den  entmenschlichenden  Faktoren  zu  schützen,  die  oft  solch  eine  Indu- 
strialisierung begleiten. 
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4.  Bevölkerung:  Viele  unterentwickelte  Lander,  besonders  in  Asien,  sind  im  Ver- 
hältnis zu  ihren  wirtschaftlichen  Hilfsquellen  sehr  dicht  bevölkert.  Neuaufteilung 
der  Bevölkerung  auf  nationaler  und  internationaler  Ebene,  Familienplanung  und 
Geburtenkontrolle  sind  brennende  Fragen.  Die  grundlegenden  ethischen,  politi- 
schen und  sozialen  Probleme,  die  sie  aufwerfen,  müssen  mutig  untersucht  wer- 
den, und  die  Kirchen  sollten  es  an  hilfreicher  Weisung  nicht  fehlen  lassen. 

5.  Unabhängigkeit  und  die  Verantwortung  bei  gegenseitiger  Abhängigkeit:  Eine 
Anzahl  unterentwickelter  Länder  haben  nationale  Freiheit  und  volle  Selbständig- 
keit nach  einer  kolonialen  Periode  erlangt.  Es  ist  schwer,  sich  einer  internationa- 
len Situation  anzupassen,  in  der  nationale  Souveränität  in  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Dingen,  zumal  für  schwächere  Nationen,  durch  die  Tatsache  der 
gegenseitigen  Abhängigkeit  notwendigerweise  ihre  Grenzen  findet.  Gleichzeitig 
brauchen  sie  Kapital  von  außerhalb  für  ihre  Entwicklung  und  Industrialisierung. 
Nachdem  das  Kapital  nicht  mehr  von  den  früheren  Kolonialmächten  kommt,  fin- 
den sie  es  schwer,  das  notwendige  Kapital  zu  mobilisieren,  da  Privatleute,  die 
Geld  anlegen  wollen,  sich  nicht  ohne  besondere  Garantien  finden,  und  öffentli- 
che Mittel  ohne  politische  Bedingungen  schwer  zu  beschaffen  sind.  Es  sei  denn, 
daß  die  Verantwortung  bei  gegenseitiger  Abhängigkeit  klar  bestimmt  und  von  al- 
len Beteiligten  bejaht  wird,  kann  diese  Sackgasse  leicht  zu  Bitterkeit  und  zu  dem 
Empfinden  führen,  daß  alles  doch  umsonst  ist. 

Die  Kirchen  müssen  sich  besonders  damit  beschäftigen,  wie  der  gegenwärtige 
Weltkonflikt  mit  seinen  heißen  und  kalten  Kriegen  dem  Fortschritt  im  sozialen 
Wiederaufbau  der  unterentwickelten  Länder  widerstreitet.  Es  ist  bezeichnend  für 
Christen  in  allen  Erdteilen,  daß  die  ökumenische  Studienkonferenz  in  Lucknow 
dafür  folgendes  Beispiel  gab: 

„Wenn  die  amerikanische  Außenpolitik  vor  allem  durch  das  Kriterium  des  Anti- 
kommunismus  bestimmt  ist,  so  stärkt  sie  ganz  allgemein  konservative  und  reaktio- 
näre politische  Gruppen  in  Ostasien  und  führt  zu  einer  Schwächung  der  Kräfte 
gesunder  Sozialreform.  Diese  Haltung  kann  das  eigene  Ziel  nur  aufs  Spiel  setzen, 
da  letztlich  soziale  und  geistige  Gesundheit  die  beste  Antwort  auf  den  Kommu- 
nismus sind." 

Hinter  den  Problemen  der  unterentwickelten  Länder  steht  die  Notwendigkeit,  die 
Bildungsmöglichkeiten  zu  vermehren.  Besondere  Aufmerksamkeit  sollte  der  Aus- 
bildung von  Fachleuten  der  öffentlichen  Verwaltung  und  der  Technik  gewidmet 
werden.  Auf  diesem  Gebiet  haben  die  Kirchen  eine  unmittelbare  Verantwortung, 
besonders  auf  dem  Lande  und  im  Blick  auf  die  Frauen. 

Zum  Beschluß: 

Auf  allen  diesen  Gebieten  sind  die  wirklichen  Gefahren  Selbstgefälligkeit,  der 
Mangel  an  Phantasie  und  die  bedrückende  Hoffnungslosigkeit,  die  so  leicht  über 
die  Kleingläubigen   kommt.  Gegenseitige  wirtschaftliche  und  soziale  Abhängig- 
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keit  globalen  Ausmaßes  bedeuten  eine  neue  Dimension  in  der  Aufgabe,  eine 
verantwortliche  Gesellschaft  zu  schaffen,  die  die  Menschen  ins  Auge  fassen  müs- 
sen in  der  Erkenntnis,  daß  Statistiken  nur  unzulänglich  zeigen,  wie  verzweifelt 
groß  die  Not  der  Menschen  ist.  Auf  den  Christen  ruht  die  besondere  Verantwor- 
tung, die  Herausforderung  zu  hören,  auf  ihre  Regierungen  zu  drängen,  daß  sie 
die  Probleme  ernst  nehmen,  und  selbst  opferbereit  zu  handeln. 

Weil  Jesus  Christus  auf  Erden  wie  im  Himmel  der  Herr  ist,  stellt  uns  der  Ruf  zu 
verantwortlicher  sozialer  Tat,  den  Gott  an  Seine  Kirche  richtet,  nicht  vor  eine 
unmögliche  Aufgabe.  Wir  sind  nicht  berufen,  die  ganze  Last  dieser  Welt  auf  un- 
sere Schultern  zu  nehmen,  sondern  in  der  sozialen  Ordnung  Gerechtigkeit,  Frei- 
heit und  Frieden  nach  unserem  besten  Vermögen  zu  suchen.  Die  Kirche  weiß, 
daß  unser  Mühen  in  Gehorsam  und  Gebet  Frucht  tragen  wird.  Denn  Gott  hat  uns 
zur  Freiheit  berufen,  daß  wir  einander  in  Liebe  dienen.  „Getreu  ist  er,  der  euch 
ruft;  Er  wird's  auch  tun." 

Quelle:  Evanstoner  Dokumente.  Berichte  und  Reden  auf  der  Weltkirchenkonferenz  in  Evan- 
ston,  hg.v.  Focko  Lüpsen,  Witten  1954,  S. 88-90 


42       Die  christliche  Verantwortung  für  die  wirtschaftliche  Entwicklung 

Studienkonferenz  Church  and  Society,  Thessaloniki  1959 

Die  Konferenz  bildete  den  Höhepunkt  einer  vierjährigen  Studienarbeit  des  Referats  Church 
and  Society  über  „Unsere  gemeinsame  christliche  Verantwortung  gegenüber  Gebieten  ra- 
schen sozialen  Umbruchs".  Leitend  war  in  diesem  Programm  die  indische  Studiengruppe. 
Ein  erstes  Mal  war  innerhalb  des  ÖRK  die  Dominanz  der  westlichen  Kirchen  gebrochen  wor- 
den. Ausdrücklich  ist  davon  die  Rede,  „daß  Gott  im  raschen  sozialen  Umbruch  an  der  Ver- 
wirklichung seines  Heilsplans  wirkt"  (ZEE  5  (1960)  S.277).  Indem  Christen  politische  Verant- 
wortung wahrnehmen,  dienen  sie  der  Herrschaft  Gottes.  Das  Entwicklungsverständnis  ist  op- 
timistisch auf  die  Zukunft  ausgerichtet  in  der  Erwartung,  daß  das  Los  aller  Menschen  dank 
der  neuen  technischen  und  wissenschaftlichen  Mittel  verbessert  werden  kann.  Vielen  Kirchen 
bot  das  Studienprogramm  zum  raschen  sozialen  Umbruch  „erstmals  Gelegenheit  zu  einer 
Auseinandersetzung  mit  dem  gesellschaftlichen  Auftrag  der  Kirche,  und  was  den  ÖRK  be- 
trifft, weitete  sie  seinen  sozialen  Horizont  und  seine  soziale  Verantwortung  beträchtlich  und 
leitete  eine  wichtige  neue  Phase  in  der  Entwicklung  einer  wahrhaft  universalen  christlichen 
Sozialethik  ein."  (P.Abrecht,  Zur  Entwicklung,  S.329) 


2.  Die  christliche  Stellungnahme  zur  Erschließung  des  Reichtums  der  Welt 

In  einer  vorindustriellen   Gesellschaft  blieb  dem  Menschen   kaum  eine   andere 
Wahl,  als  seine  magere  Habe  mit  anderen  zu  teilen,  und  wenig  Hoffnung,  je  über 
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diese  Stufe  hinauszukommen.  Die  meiste  Zeit  in  der  Geschichte  ist  Armut  an  irdi- 
schem Besitz  das  typische  Los  des  Menschen  gewesen.  Heute  sind  uns  jedoch 
mit  der  Entwicklung  von  Industrie  und  Wirtschaft  die  Mittel  in  die  Hand  gegeben, 
die  materiellen  Grundlagen  für  ein  weit  höheres  Lebensniveau  zu  schaffen.  Da- 
mit sind  jedoch  weder  Seelenfrieden  noch  Freiheit  gewährleistet,  denn  der  in- 
nere Wert  eines  menschlichen  Lebens  läßt  sich  nicht  an  äußeren  Besitztümern 
messen. 

Welche  Bedeutung  kann  ein  höherer  Lebensstandard  unter  dem  Aspekt  von  Got- 
tes Heilsplan  haben?  Ein  wirtschaftlicher  Aufschwung  findet  unter  Gottes  Vorse- 
hung und  Gericht  statt  und  ist  auf  viele  Weisen  ein  Zeichen  seiner  göttlichen 
Gnade  und  Liebe.  Er  bietet  zumindest  die  Möglichkeit  zur  Entfaltung  der  Persön- 
lichkeit, zur  inneren  Bereicherung  des  menschlichen  Lebens  und  zu  jener  Unter- 
werfung und  Beherrschung  der  Welt,  von  der  die  Bibel  spricht.  Doch  die  Sünde 
verdirbt  den  Menschen,  so  daß  er  die  ihm  gebotenen  Möglichkeiten  nicht  klar  zu 
erkennen  vermag.  So  brauchen  wir  Gottes  Vergebung  für  den  Mißbrauch  seiner 
Reichtümer  und  für  unseren  Ungehorsam  gegenüber  seinem  göttlichen  Willen. 
(...) 

Lebensstandard.  „Lebensstandard"  ist  ein  brauchbarer,  jedoch  kein  absoluter 
Maßstab  für  die  Bewertung  des  wirtschaftlichen  Aufbaus.  Die  Vorstellungen  über 
einen  annehmbaren  Lebensstandard  weichen  weitgehend  voneinander  ab  und 
hängen  von  den  jeweilig  vorherrschenden  Umständen  ab.  Es  ist  jedoch  richtig 
und  christlich,  auf  der  Notwendigkeit  eines  vernünftigen  Niveaus  zu  bestehen. 
Die  Frage,  was  in  diesem  Rahmen  vernünftig  und  was  übertrieben  ist,  muß  jedes 
Volk  in  seinem  Land  mit  seinem  Gewissen  ausmachen. 

Die  Sünde  hat  unseren  Blick  indessen  so  getrübt,  daß  wir  da,  wo  wir  einen  hohen 
Lebensstandard  genießen,  nicht  mehr  wissen,  wofür  wir  ihn  von  Gott  bekommen 
haben.  Es  ist  vielleicht  absurd,  andere  damit  beglücken  und  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  in  der  ganzen  Welt  vorantreiben  zu  wollen,  wenn  wir  nicht  einmal 
klar  erkennen  können,  warum  oder  wie  die  Menschen  die  möglichen  Vorteile  ei- 
ner erhöhten  Produktion  genießen  sollen.  Einerseits  nehmen  wir  die  uns  gebote- 
nen Reichtümer  allzu  leicht  als  Selbstverständlichkeit  hin,  vergessen  dabei,  daß 
sie  alle  von  Gott  kommen  und  sehen  im  Besitz  materieller  Güter  das  Ziel  unseres 
Lebens.  Andererseits  erfüllt  uns  das  neue  Leben  vielleicht  mit  einer  gewissen 
Furcht,  so  daß  wir  lieber  weiter  in  der  uns  gewohnt  gewordenen  Welt  der  Armut 
leben.  Beides  sind  Gefahren,  die  man  ständig  im  Auge  behalten  muß.  (...) 

Gerechte  Nutzung  der  Güter  der  Welt.  Wir  müssen  uns  die  Frage  vorlegen,  wie  wir 
in  unserer  sündigen  und  doch  erlösten  Welt  die  Hilfsquellen,  die  Gott  uns  in  sei- 
ner Gnade  gegeben  hat,  nach  seinem  Willen  ausnützen.  Alle  Güter  des  Univer- 
sums, alle  unsere  Gaben  und  Fertigkeiten  kommen  von  ihm.  Wie  in  der  Schöp- 
fungsgeschichte der  Genesis  geschrieben  steht,  sollen  wir  sie  zu  seiner  höheren 
Ehre  gebrauchen.  Das  heißt,  daß  wir  sie  zuallererst  ihm  darzubringen  haben.  In 
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der  Entdeckung  und  Nutzbarmachung  der  Reichtümer  der  Erde  und  unseres 
menschlichen  Geistes  ist  uns  eine  der  größten  Gelegenheiten  zum  Gottesdienst 
gegeben.  Dies  gilt  gleichermaßen  für  die  Erschließung  der  Hilfsquellen  der  Welt 
wie  für  die  Entdeckung  der  Atomkraft  oder  die  Schaffung  von  Kulturen.  Der 
Mensch  neigt  zum  Mißbrauch  der  ihm  überantworteten  Macht;  die  Sünde  ver- 
führt ihn  dazu,  eher  sich  selbst  als  Gott  zu  verherrlichen.  Und  doch  bleibt  es  da- 
bei, daß  die  Erschließung  der  Reichtümer  der  Welt  eine  echte  Ehrung  Gottes 
darstellt.  Aus  dem  Gleichnis  von  den  anvertrauten  Pfunden  wird  ersichtlich,  daß 
eine  bloße  passive  Hinnahme  dessen,  was  uns  gegeben  ist,  ohne  es  produktiv 
einzusetzen,  eine  Nichtachtung  Gottes  ist.  Der  Einsatz  unserer  Gaben  zur  Erwei- 
terung unserer  Möglichkeiten  und  zur  Erforschung  des  göttlichen  Willens  ist,  wie 
wir  glauben,  in  seinem  Sinne. 

Das,  was  wir  haben,  zur  Ehre  Gottes  zu  gebrauchen,  heißt,  es  zum  Wohle  aller 
Menschen  ohne  Ansehen  ihrer  Hautfarbe  oder  ihres  Herkunftslandes  zu  gebrau- 
chen; denn  Gott  sieht  die  ganze  Menschheit  als  eine  Familie  an.  Er  gibt  uns 
seine  Gaben  nicht  für  uns  allein,  sondern  damit  sie  allen  zugute  kommen  und 
alle  ihm  dienen. 

Alle  unsere  Güter  kommen  von  Gott  und  sollen  zu  seiner  Ehre  und  innerhalb  sei- 
nes Heilsplanes  der  Gnade  und  Gerechtigkeit  genutzt  werden.  Kein  Mensch  und 
kein  Land  hat  mithin  das  absolute  Recht,  die  Früchte  des  ihm  erblich  zugefalle- 
nen materiellen  Besitzes  oder  die  Früchte  seiner  Fähigkeiten  und  Bemühungen 
für  sich  allein  zu  genießen.  Bei  Gott  verläuft  die  Grenzlinie  für  die  Verantwortung 
nicht  an  den  Ländergrenzen  entlang;  so  darf  es  bei  uns  nicht  anders  sein.  Dabei 
besteht  kein  Unterschied  zwischen  der  Verantwortung  für  die  Auswertung  materi- 
eller Güter  -  entdeckte  oder  bisher  unentdeckte  Bodenschätze  bzw.  das  uns  über- 
antwortete materielle  Erbe  der  Vergangenheit  -  und  der  Verantwortung  für  Gei- 
stesgaben und  Fähigkeiten,  die  wir  von  Natur  aus  mitbekommen  haben  bzw. 
durch  Vermittlung  der  Gesellschaft,  in  der  wir  leben,  besitzen. 

Die  Ungerechtigkeit  der  ungleichen  Verteilung  der  Güter  der  Welt  läßt  sich  nicht 
durch  bloßen  Protest  oder  durch  die  Arbeit  einer  Handvoll  Menschen  aus  der 
Welt  schaffen.  Dazu  ist  ein  geduldiges  ständiges  Erforschen  der  vielschichtigen 
Vorgänge  und  Tatsachen  auf  mehr  als  einer  Ebene  erforderlich,  wobei  der  ein- 
zelne, die  Wirtschaft,  der  Staat,  freie  Verbände,  zwischenstaatliche  Organisatio- 
nen und  die  Kirchen  mitwirken  müssen.  Überall  hat  der  Christ  eine  Rolle  zu  spie- 
len. Gute  Haushalterschaft  bezieht  sich  nicht  nur  auf  den  rechten  Gebrauch  un- 
serer Zeit  und  auf  unser  eigenes  Einkommen;  sie  bezieht  unsere  Handlungen  als 
Erzeuger,  Verbraucher,  Wähler  und  Kirchenglieder  mit  ein. 

Ebensowenig  lassen  sich  die  Spannungen,  die  sich  aus  der  Unzulänglichkeit  und 
Ungerechtigkeit  in  der  Verteilung  der  materiellen  Güter  in  der  Menschheit  erge- 
ben, lediglich  durch  eine  Rückverteilung  des  Einkommens  und  der  Vermögens- 
spitzen der  Reichen  ausgleichen.   Die  Gefahr  besteht,  daß  sich  die  Christen  mit 
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Gaben  im  Stile  der  karitativen  Spenden  (ob  von  Seiten  einzelner  oder  der  Regie- 
rungen) zufriedengeben,  wo  die  Gerechtigkeit  erfordert,  daß  man  die  Übelstände, 
die  diese  Gaben  notwendig  machen,  an  der  Wurzel  bekämpft.  Wir  müssen  errei- 
chen, daß  es  keine  unnötige  Armut  mehr  zwischen  den  Völkern  gibt,  und  daß  je- 
des Volk  seine  eigenen  Hilfsquellen  und  Fähigkeiten  dazu  einsetzt,  der  Armut  im 
eigenen  Lande  zu  Leibe  zu  rücken  und  zum  Wohle  der  Gesamtheit  beizutragen. 
Doch  selbst  wenn  dieses  Ziel  je  verwirklicht  würde,  gäbe  es  in  der  Vielfalt  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  immer  noch  genug  Anlaß  zu  gegenseitiger  Hilfsbe- 
reitschaft zwischen  Einzelmenschen  und  Völkern. 

Wer  mehr  besitzt  und  mehr  kann,  der  hat  auch  mehr  Verpflichtungen.  Das  gilt 
zwischen  den  Ländern  so  gut  wie  innerhalb  der  Länder.  Auch  hier  muß  man  sich 
in  realistischer  Weise  an  das  Mögliche  halten.  Im  Bericht  der  Tagung  über  die 
besondere  Verantwortung  Europas  gegenüber  den  Gebieten  raschen  sozialen 
Umbruchs  (Odense  1958)  wurde  bereits  ausgesprochen,  daß  es  eine  Fülle  von 
Dingen  gibt,  die  getan  werden  können  und  müssen.  Indem  wir  uns  die  Erkennt- 
nisse dieses  Berichts  zu  eigen  machen,  weisen  wir  noch  kurz  darauf  hin,  daß  zu 
diesen  Verpflichtungen  nicht  nur  technische  Hilfe  und  finanzielle  Unterstützung 
(vielleicht  ein  bestimmter  Prozentsatz  des  Volkseinkommens),  sondern  darüber 
hinaus  die  Anerkennung  und  Korrektur  der  nachteiligen  Folgen  gehört,  die  west- 
lichen Einwanderungsbestimmungen,  Zölle  und  Exportbeihilfen,  Stabilisierung 
der  Preise  von  Grundnahrungsmitteln,  Verteidigungsmaßnahmen  (mit  ihrer  Ab- 
zweigung eines  riesigen  Teils  der  Rohstoffe  aus  dem  Strom  der  nützlichen  Pro- 
duktion), Verteilung  der  Überschußbestände  (Weizen,  Kohle,  Tonnageraum)  und 
der  ganze  westliche  Trend  zu  einer  mehr  oder  weniger  großen  wirtschaftlichen 
Autarkie  auf  die  ärmeren  Länder  gehabt  haben.  Unter  allen  Umständen  müssen 
sich  die  reicheren  Länder  über  die  Folgen  ihrer  Handlungsweise  auf  andere  im 
klaren  sein.  Wie  der  Bericht  der  Tagung  von  Odense  nachweist,  ist  ihr  Beitrag 
zum  wirtschaftlichen  Aufbau  in  Afrika,  Asien  und  Lateinamerika  vielfach  völlig 
unzureichend. 

Partnerschaft  in  der  Wirtschaftsentwicklung  der  Welt.  Wir  leben  nicht  in  einer  stati- 
schen Welt.  Die  der  Menschheit  zur  Verfügung  stehenden  Hilfsquellen  vermehren 
sich  ständig,  und  solange  wir  uns  nicht  in  einen  Bruderkrieg  oder  eine  überaus  tö- 
richte Wirtschaftspolitik  einlassen,  wird  das  auch  so  bleiben.  Wir  sollten  uns  daher 
nicht  allzu  große  Sorge  um  die  Umverteilung  machen,  letzten  Endes  ist  es  die 
Gestaltung  der  Entwicklung  als  Ganzes,  die  diese  Frage  entscheidet.  Mit  ganzer 
Kraft  müssen  wir  die  volle  Ausnutzung  der  Hilfsquellen  der  Welt  -  der  materiellen 
wie  der  menschlichen  -  zum  Wohl  der  Gesamtheit  und  ihre  ständige  Vermehrung 
anstreben. 

Dieses  ist  ein  Weltproblem,  und  so  haben  hierin  auch  die  ärmeren  Länder  ihre 
Verantwortung  zu  tragen.  Je  größer  ihre  Bedürfnisse  im  Vergleich  zu  ihren  eige- 
nen Quellen  sind,  um  so  mehr  müssen  sie  mit  dem,  was  sie  haben,  haushälte- 
risch umgehen.  Sie  wollen  ja  nicht  auf  Kosten  des  Westens  reich  werden,  son- 
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dem  auf  ihren  eigenen  Füßen  stehen.  Dieses  Ziel  können  sie  bei  aller  ihnen  ge- 
gebenen Hilfe  letzten  Endes  nur  durch  eigenes  verantwortungsvolles  Handeln  er- 
reichen. Vor  allem  muß  der  Wille  zur  Entwicklung  ihres  Wirtschaftslebens  dasein. 

In  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  der  Welt  haben  alle  Völker  ihre  Rolle  zu 
übernehmen.  Wer  die  Hilfsquellen  und  die  Erfahrung  besitzt,  kann  den  anderen 
in  der  Entwicklung  helfen.  Das  geht  aber  nur  in  der  Einsicht,  daß  alle  Menschen 
etwas  an  Gaben  beizusteuern  haben.  Gemeinsam  müssen  alle  Menschen  lernen, 
die  ihnen  verliehenen  Gaben  zu  gebrauchen;  denn  damit  lernen  sie,  sich  ge- 
genseitig zu  verstehen  und  zum  Ruhme  Gottes  und  der  anderen  Wohl  miteinan- 
der zu  arbeiten.  Das  ist  die  Art  Gemeinsamkeit,  auf  die  wir  uns  in  der  zweiten 
Hälfte  des  20.  Jahrhunderts  konzentrieren  müssen. 

Geistliche  Gefahren  in  der  Wirtschaftsentwicklung.  Eine  Förderung  der  Wirt- 
schaftsentwicklung der  Länder  Asiens,  Afrikas  und  Lateinamerikas  ist  nach  unserer 
Meinung  Christenpflicht  vor  Gott  und  den  Mitmenschen.  Damit  ist  aber  weder  die 
Endlösung  der  brennendsten  Menschheitsprobleme  noch  die  Ausschaltung  neuer 
geistlicher  und  seelischer  Gefahren  gewährleistet.  Das  wäre  eine  Illusion,  von  der 
uns  das  christliche  Menschenbild  frei  machen  muß  und  die  wir  in  unserer  ge- 
meinsamen Arbeit  mit  anderen  zur  Förderung  der  Wirtschaftsentwicklung  immer 
zu  bekämpfen  haben  werden.  Die  Gefahren  sind  latent  in  der  Unwissenheit,  dem 
Stolz  und  dem  Ungehorsam  des  Menschen  vorhanden.  Sie  treten  in  allen  Le- 
bensbereichen, einschließlich  des  wirtschaftlichen,  in  Erscheinung.  In  den  ein- 
zelnen Stadien  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  sind  es  zumeist  folgende: 

1.  Der  Mensch  weiß  nicht  unbedingt  von  sich  aus,  was  verantwortlicher  Konsum 
bedeutet. 

2.  Der  Mensch  wird  einseitig  an  den  technischen  und  methodischen  Vorausset- 
zungen zu  einer  wohlhabenden  Gesellschaft  interessiert. 

3.  Mit  der  Suche  des  Menschen  nach  äußeren  Zeichen  und  Symbolen  seines 
persönlichen  Erfolgs  kann  es  zur  Bildung  neuer  Schichten,  zu  sozialem  Auf- 
wand und  Standesdünkel  in  der  Gesellschaft  kommen. 

4.  Der  Mensch  wird  leicht  zum  Sklaven  der  Produktionsmaschine  und  Opfer  je- 
nes umfangreichen  Apparats,  den  er  zur  Erzeugung  des  materiellen  Überflus- 
ses nicht  mehr  entbehren  kann. 

Quelle:  Aufgaben  und  Möglichkeiten  christlichen  Handelns  im  raschen  sozialen  Umbruch. 
Amtliche  deutsche  Fassung  des  Benchtes  einer  vom  Weltkirchenrat  einberufenen  internatio- 
nalen Studienkonferenz,  in:  ZEE  5  (1960),  S.  257-320,  Gütersloh  1960,  hier:  S.  296-301.  Engl. 
Fassung  in:  Dilemmas  and  Opportunities:  Chhstian  Action  in  Rapid  Social  Change.  Report  of 
an  International  Ecumenical  Study  Conference,  Thessalonica,  Greece,  July  25-August  2, 
1959.  Geneva,  WCC,  1959 


222 


III. 3  Entwicklungsverständnis 


43      Wirtschaftliche  Entwicklung  in  einer  pluralistischen  Weltgemeinschaft 

Sektionen  I  und  III  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Erst  in  den  sechziger  Jahren  gelangte  der  Konflikt  zwischen  den  entwickelten  Industrienatio- 
nen und  den  unterentwickelten  Nationen  der  sogenannten  „Dritten  Welt"  wirklich  in  das  Welt- 
bewußtsein. 1961  rief  die  UNO  die  erste  Entwicklungsdekade  aus,  1964  fand  die  erste  Welt- 
handelskonferenz (UNCTAD  I)  in  Genf  statt.  Die  Diskussion  im  ÖRK  war  zunehmend  von 
den  revolutionären  Entwicklungen  in  Lateinamerika  bestimmt.  Im  Bericht  der  Sektion  I,  der 
stark  vom  Ökonomen  Jan  Tinbergen  geprägt  wurde,  setzte  sich  ein  konvergenztheoretisches 
Entwicklungsverständnis  durch,  das  auf  die  Stärkung  internationaler  Strukturen  setzte  und 
Entwicklung  durch  Planung  erreichen  wollte.  Die  Entwicklungshindernisse  wurden  vorwiegend, 
wenn  auch  nicht  ausschließlich,  in  den  Ländern  der  Dritten  Welt  geortet.  Tinbergens  Konzept 
war  dem  auf  die  internationale  Ebene  erweiterten  Konzept  einer  verantwortlichen  Gesellschaft 
verpflichtet,  das  auf  den  friedlichen  Gesellschaftswandel  setzte.  Auf  diesem  Hintergrund  wird 
in  der  Einleitung  zum  Bericht  der  Sektion  I  ein  Zusammenhang  von  „aufgeklärtem  Eigenin- 
teresse"  und  Gemeinwohl  gesehen  und  so  werden  die  Kirchen  aufgefordert,  das  Wirtschafts- 
wachstum differenziert  zu  würdigen  und  im  Grundsatz  zu  begrüßen.  Dem  entgegen  betont 
der  kritischere  Bericht  der  Sektion  III  die  bestehenden  strukturellen  Probleme.  Die  internatio- 
nalen Machtstrukturen  werden  als  primäres  Entwicklungshindernis  angeklagt  und  ihre  radikale 
Veränderung  wird  gefordert.  Mit  diesem  Beitrag  haben  sich  die  kritischen  Stimmen  aus  der 
Dritten  Welt  in  1966  in  Genf  exemplarisch  Gehör  zu  verschaffen  versucht. 


Wirtschaftliche  Entwicklung  in  weltweiter  Sicht  -  Bericht  der  Sektion  I 

I.  Einleitung 

1.  In  den  Diskussionen  während  der  Konferenz  wurde  die  vielfältige  und  immer 
schneller  fortschreitende  Entwicklung  der  Technik  und  des  wirtschaftlichen  Ab- 
laufs betont,  die  auch  in  Zukunft  einen  grundlegenden  wirtschaftlichen  Umbruch 
mit  tiefgreifenden  gesellschaftlichen  und  persönlichen  Folgen  in  allen  Ländern  - 
ohne  Rücksicht  auf  deren  ideologische  und  politische  Struktur  -  hervorrufen  wird. 
Diese  Entwicklung  führt  zu  einem  Wachstum  wirtschaftlicher  Produktivität  und 
darf  als  Gabe  Gottes  dankbar  angenommen  werden;  denn  Gott  gibt  dem  Men- 
schen neue  Kräfte  und  verlangt  ihren  Gebrauch  zum  Wohle  aller.  Soll  dies  Ver- 
langen befolgt  werden,  müssen  die  Entscheidungen  und  Änderungen,  die  dem 
Menschen  durch  diese  neuen  Kräfte  abverlangt  werden,  einer  ständigen  kriti- 
schen Prüfung  unterzogen  werden.  Bleibt  dies  aus,  dann  verschärfen  diese  Kräfte 
das  bestehende  Ungleichgewicht  zwischen  reichen  und  armen  Ländern  (und 
auch  innerhalb  der  armen  Länder),  was  eine  Schmach  und  eine  Beleidigung 
Gottes  und  der  Menschen  ist.  Die  Technik  muß  menschlichen  Zwecken  dienstbar 
gemacht  werden;  sie  darf  sie  nicht  überrollen.  (...) 
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3.  (...)  In  Industrieländern  wie  in  Entwicklungsländern  ruft  die  Kirche  Jesu  Christi 
die  Menschen  zur  Mitarbeit  in  nationalen,  regionalen  und  internationalen  Institu- 
tionen auf,  Armut  und  Ungerechtigkeit  beseitigen  zu  helfen.  Aufgeklärtes  Eigen- 
interesse gewinnt  seine  Bedeutung  im  Dienste  des  Gemeinwohls,  wobei  es  Auf- 
gabe der  Kirche  ist,  das  Gemeinwohl  bestimmen  zu  helfen  und  unermüdlich  das 
Gewissen  der  Nation  und  des  einzelnen  wachzurufen. 

4.  Wirtschaftliches  Wachstum  bedeutet  eine  Steigerung  des  Einkommens  in  Form 
von  Waren  und  Dienstleistungen,  bringt  zunehmende  Freiheit  von  niederer  und 
harter  Arbeit  und  eröffnet  ständig  neue  Möglichkeiten,  den  menschlichen  Ein- 
fallsreichtum zu  nutzen.  Es  fordert  aber  einen  Schlußstrich  unter  die  Vergeudung 
von  Mensch  und  Material,  eine  systematische  Erforschung  neuer  Verfahren  und 
Techniken,  das  Ausschöpfen  sich  neu  bietender  Chancen  und  die  Entwicklung 
der  Fähigkeit,  Werkzeuge  und  Maschinen  aller  Art  zu  verbessern.  All  das  entsteht 
nicht  von  selbst,  sondern  durch  unaufhaltsame  Forschung  und  unermüdliches 
Ringen  um  den  materiellen  Fortschritt. 

5.  Die  Kirchen  sollten  das  wirtschaftliche  Wachstum  begrüßen;  denn  es  hilft,  die 
Menschen  aus  unnötiger  Armut  und  wirtschaftlicher  Unsicherheit  zu  befreien.  Das 
wirtschaftliche  Wachstum  in  den  relativ  wenigen  reicheren  Nationen  der  Welt 
macht  es  diesen  zur  Pflicht,  sich  bei  der  ungeheuren  Aufgabe  zu  beteiligen,  die 
Entwicklungsländer  auf  dem  Weg  zu  einer  von  ihnen  selbst  getragenen  Entwick- 
lung zu  unterstützen.  Dies  ist  das  größte  Problem  unserer  heutigen  Welt;  und  es 
wird  uns  noch  für  Generationen  begleiten. 

6.  Die  Kirchen  sollten  besonders  in  den  reicheren  Ländern  das  Phänomen  des 
wirtschaftlichen  Wachstums  nicht  unkritisch  akzeptieren.  Eine  Konzentration  auf 
materiellen  Fortschritt  -  in  Nationen  oder  Familien  -  läßt  die  Menschen  leicht  die 
wahren  Werte  und  Ziele  des  Lebens  vergessen.  Ein  Übermaß  an  Konsum  birgt 
seine  besonderen  Gefahren  und  Versuchungen.  Die  Vervollkommnung  von  Ar- 
beitsablauf und  -methoden  kann  sehr  wohl  den  eigentlichen  Menschen  schädi- 
gen. Die  komplexe  und  hochtechnisierte  Wirtschaft,  die  für  ein  beständiges 
Wachstum  auf  steigendem  Niveau  notwendig  ist,  entwickelt  ihre  eigenen  Gesetze 
und  Gesetzlichkeiten.  Die  Gefahr  droht,  daß  der  Mensch  nur  noch  der  Wirtschaft 
dient,  statt  sie  sich  dienstbar  zu  machen.  (...) 
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///.  Vordringliche  Probleme  der  Entwicklungsländer 

45.  Wirtschaftliche  Entwicklung  ist  in  der  Hauptsache  ein  Wandlungsprozeß,  des- 
sen wesentliches  Ziel  es  sein  muß,  die  Lebensbedingungen  der  gesamten  Bevöl- 
kerung eines  Landes  zu  heben.  Ein  solcher  Prozeß  wird  durch  Maßnahmen  zur 
Steigerung  der  Produktivität,  gewöhnlich  über  erhöhte  Investitionen,  ausgelöst, 
die  sich  über  einen  längeren  Zeitraum  erstrecken  müssen.  Aus  christlicher  Sicht 
ist  dieser  Prozeß  ein  Teil  des  menschlichen  Bemühens  um  eine  wahrhaft  ge- 
rechte soziale  Ordnung. 

46.  Die  wirtschaftliche  Entwicklung  ist  allerdings  ein  kompliziertes  Phänomen, 
das  von  anderen  Wandlungsvorgängen  im  menschlichen  Lebensbereich  abhängt 
und  hier  wiederum  neue  Veränderungen  auslöst.  Drei  wesentliche  Faktoren  setzt 
ein  wirtschaftliches  Wachstum  voraus:  geistige  Bereitschaft,  naturgegebene  Re- 
serven und  einen  institutionellen  Rahmen.  Diese  Voraussetzungen  sind  von  Land 
zu  Land  in  unterschiedlichem  Umfang  gegeben,  und,  was  vielleicht  noch  be- 
deutsamer ist,  ihre  notwendigen  Wechselwirkungen  sind  nach  Art  und  Ausmaß 
unterschiedlich.  Das  Grundproblem  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  liegt  darin, 
zu  bestimmen,  wie  diese  Kräfte  wirken,  wie  sie  den  gesellschaftspolitischen  Zie- 
len nutzbar  gemacht  werden  können  und  welche  neuen  Wirkungen  von  ihnen  im 
Laufe  des  Entwicklungsprozesses  ausgehen.  Möglicherweise  fördern  nicht  alle 
diese  Wirkungen  ein  nachhaltiges  Wachstum. 

47.  In  manchen  Ländern  mag  eine  wirtschaftliche  Entwicklung  einen  durchgrei- 
fenden revolutionären  Strukturwandel  im  Hinblick  auf  Eigentum,  Einkommen,  In- 
vestitionen, Ausgaben,  Erziehung,  Verfassungs-  und  Verwaltungsaufbau  und  die 
bestehenden  Beziehungen  zum  Ausland  voraussetzen.  Gleichwohl  gibt  es  kein 
allgemeingültiges  Rezept  für  eine  wirtschaftliche  Entwicklung.  In  einem  Zeital- 
ter, in  dem  die  internationale  wirtschaftliche  Entwicklung  zu  einem  sozialen  und 
politischen  Glaubensbekenntnis  geworden  ist,  können  die  speziellen  Entwick- 
lungsprobleme innerhalb  eines  Landes  oder  eines  Gebietes  nur  im  Zusammen- 
hang mit  den  inneren  und  äußeren  Kräften,  die  dort  im  Spiel  sind,  verstanden 
werden.  Jedes  Problem  muß  in  seinem  Rahmen  und  im  Rahmen  der  Völkerge- 
meinschaft gelöst  werden.  Wirtschaftliche  Entwicklung  ist  ein  gemeinsames  Ziel, 
doch  wäre  es  müßig,  nach  einer  einfachen  Formel  zu  ihrem  Verständnis  und  ei- 
nem einheitlichen  Modell  zu  ihrer  Verwirklichung  zu  suchen.  (...) 

Sachliche  Reserven  für  eine  Entwicklung 

(...) 

52.  Die  Nutzbarmachung  der  menschlichen  und  sachlichen  Reserven  eines  Lan- 
des sowie  ihre  Zunahme  und  die  Steigerung  ihrer  Produktivität  müssen  im  Lichte 
der  in  der  Wirtschaft  wirkenden  gesellschaftlichen  Kräfte  untersucht  werden.  So 
hängt  beispielsweise  das  Arbeitskräfteangebot  von  der  Bereitschaft  der  Bevölke- 
rung ab,  sich  der  im  modernen  Industriebetrieb  notwendigen  Disziplin  zu  fügen. 
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Eine  rationelle  Nutzung  des  Bodens  ist  von  der  Agrarstruktur  abhängig,  während 
der  Kapitalzuwachs  einmal  von  der  Bereitschaft  der  Bevölkerung  zum  zeitweisen 
Konsumverzicht,  zum  anderen  von  dem  Wirkungsgrad  abhängt,  mit  dem  der  ein- 
zelne oder  eine  Organisation  das  Kapital  einsetzt. 

53.  In  diesen  Entwicklungsländern  besteht  das  Hauptproblem  darin,  daß  die 
sachlichen  Reserven  -  Boden  und  Kapital  -  nicht  den  vollen  Einsatz  der  vorhan- 
denen Arbeitskräfte  ermöglichen  und  daß  deren  Zahl  häufig  sehr  schnell  zu- 
nimmt. Ein  schwerwiegendes  Problem  für  diese  Volkswirtschaften  liegt  darin,  die 
für  ihre  Wachstumserfordernisse  angemessene  Produktionstechnik  zu  bestimmen. 
Sie  finden  es  hart,  in  der  heutigen  technischen  Entwicklung  nicht  mithalten  und 
die  schon  weiterentwickelten  Volkswirtschaften  nicht  einholen  zu  können.  Die 
Entwicklung  der  Produktionstechnik  in  den  höher  entwickelten  Volkswirtschaften 
zielt  fast  immer  auf  die  Ersetzung  menschlicher  Arbeitskraft  durch  Maschinen  ab. 
Wenn  diese  Produktionstechnik  von  den  Entwicklungsländern  angewandt  wird, 
brauchen  sie  nur  ihre  knappen  sachlichen  Reserven,  insbesondere  an  Kapital, 
auf  und  verschärfen  gleichzeitig  das  Problem  der  brachliegenden  menschlichen 
Reserven.  Oft  wird  den  Ländern  mit  einem  übergroßen  Arbeitskräfteangebot  als 
Lösung  vorgeschlagen,  möglichst  arbeitsintensive  Produktionsverfahren  einzufüh- 
ren. Aber  dies  ist  eine  Theorie,  die  die  tatsächlichen  Verhältnisse  nicht  ausrei- 
chend in  Rechnung  stellt. 

54.  Einmal  ist  der  Arbeitsertrag  je  Kopf  und  daher  auch  der  Lohn  sehr  niedrig, 
wenn  extrem  arbeitsintensive  Produktionstechniken  angewandt  werden,  wie  ein 
Ochsenpflug  oder  ein  Handwebstuhl.  Dabei  ist  er  niedriger,  als  sozial  zu  verant- 
worten ist,  es  sei  denn,  daß  der  Einsatz  dieser  Produktionstechniken  vom  Staat 
subventioniert  wird.  Zum  anderen  wird  das  Problem  durch  den  Umstand  er- 
schwert, daß  meistens  in  diesem  Wirtschaftssystem  eine  scharfe  Trennung  zwi- 
schen „organisierten"  und  „unorganisierten"  Sektoren  besteht.  Die  hohen  Löhne  in 
den  ersteren  lassen  die  Einführung  der  gleichen  arbeitssparenden  Verfahren,  wie 
sie  in  Industrieländern  üblich  sind,  aus  wirtschaftlichen  Gründen  vorteilhaft  er- 
scheinen. In  den  „unorganisierten"  Sektoren,  in  denen  im  allgemeinen  ohne  eine 
Preis-  und  Kostenkalkulation  von  kleinsten  Wirtschaftseinheiten  wie  Haushalten 
produziert  wird,  werden  bei  Anwendung  einfachster  Arbeitstechniken  niedrige 
Einkommen  erzielt.  Diese  Länder  nutzen  eine  breite  Skala  von  den  primitivsten 
bis  zu  den  modernsten  Produktionsverfahren.  Selbst  in  Volkswirtschaften  mit  ei- 
nem knappen  Arbeitskräfteangebot  ist  Raum  für  arbeitsintensive  Produktionsver- 
fahren schon  deshalb,  weil  sie  einfach  sind. 

55.  Diese  Lage  schafft  soziale  und  wirtschaftliche  Probleme.  Sie  ist  die  Hauptur- 
sache der  weiten  Einkommensdisparität  in  den  meisten  Entwicklungsländern,  wo 
der  größte  Teil  der  Bevölkerung  nahe  dem  Existenzminimum  lebt,  während  we- 
nige Privilegierte  die  Vorteile  der  modernen  Technik  genießen,  die  ein  Leben  in 
Überfluß  ermöglicht.  Sie  führt  außerdem  zu  einer  ungesunden  Konzentration 
wirtschaftlicher  Macht. 
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56.  In  diesen  Ländern  muß  besonderes  Gewicht  auf  die  Entwicklung  neuer  Ar- 
beitsverfahren gelegt  werden,  welche  die  Last  und  Mühe  der  menschlichen  Ar- 
beit vermindern  und  die  Produktivität  steigern,  ohne  in  starkem  Maße  Kapital  und 
andere  knappe  Faktoren  in  Anspruch  zu  nehmen.  Viele  jüngste  Erfahrungen  ha- 
ben gezeigt,  daß  solche  Möglichkeiten  vorhanden  sind.  Sehr  wertvoll  ist  hierfür 
die  Unterstützung  durch  Industrieländer  und  internationale  und  freiwillige  Orga- 
nisationen, sofern  sie  wirklich  auf  die  wahren  Interessen  der  Entwicklungsländer 
gerichtet  ist.  (...) 

Formen  der  Entwicklung 

93.  Für  die  Entwicklungsländer'  ist  es  weder  möglich  noch  notwendig,  bei  ihrer 
Industrialisierung  den  gleichen  Weg  wie  die  wirtschaftlich  entwickelteren  Länder 
einzuschlagen.  Die  Bedingungen,  denen  die  Entwicklungsländer  sich  heute  ge- 
genübersehen, unterscheiden  sich  erheblich  von  der  Situation,  vor  der  die  Indu- 
strieländer in  den  frühen  Stadien  ihrer  Entwicklung  standen.  Die  Lage  der  westli- 
chen Länder  in  der  Mitte  des  18.  oder  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  war  we- 
sentlich besser  als  die  der  meisten  Entwicklungsländer  heute,  und  die  Ungleich- 
heit zwischen  reicheren  und  ärmeren  Ländern  war  damals  nicht  so  auffällig.  Das 
Ausmaß  menschlichen  Leidens  in  den  ärmeren  Ländern  und  die  drohende  Ge- 
fahr der  wachsenden  Kluft  zwischen  den  reichen  und  den  armen  Ländern  ma- 
chen das  rasche  Wachstum  in  den  Entwicklungsländern  zu  einer  äußerst  dringli- 
chen Angelegenheit. 

94.  Daß  ein  derartiges  Wachstum  nur  mit  gewissen  Formen  einer  bewußten  Pla- 
nung zu  erreichen  ist,  ist  unbestritten.  Aber  selbst  in  Fragen  der  Planung  sollen 
die  Entwicklungsländer  nicht  blind  alles  nachahmen,  was  anderswo  gültig  ist.  Die 
besondere  Form,  die  ein  Land  für  sein  Wachstum  wählt,  wird  von  seiner  Umwelt, 
von  den  Wertmaßstäben  seiner  Menschen,  von  den  gesellschaftspolitischen  Zie- 
len und  den  Institutionen  abhängen,  die  bereits  bestehen  oder  die  es  herausbil- 
den kann.  Es  ist  bedeutsam,  daß  die  Diskussion,  die  einmal  in  so  polemischer 
Form  über  die  relativen  Vorteile  zweier  extremer  Positionen  -  unkontrolliertes 
freies  Unternehmen  und  vollständig  kontrollierte  zentrale  Planung  -  geführt  wor- 
den ist,  nun  weitgehend  verstummt  und  ein  allgemeines  Einverständnis  zugun- 
sten einer  bis  zu  einem  gewissen  Grade  gemischten  Volkswirtschaft  erzielt  wor- 
den ist.  Der  Zusammenbruch  der  starren  Haltungen  ist  zum  Teil  der  Einsicht  zu 
verdanken,  daß,  wo  diese  Extreme  bestehen,  die  wirtschaftliche  Entwicklung  auf 
Kosten  des  Leidens  von  Menschen  verwirklicht  worden  ist,  was  sich  heute  mit 
Hilfe  flexibler  Formen  vermeiden  läßt. 

95.  Eine  gemischte  Wirtschaftsform  bietet  selbstverständlich  weite  Möglichkeiten, 
die  von  einer  vorwiegend  am  Markt  orientierten  Wirtschaft,  die  nur  wenigen  aus- 
drücklichen Regeln  und  Beschränkungen  unterworfen  ist,  bis  zu  einer  zentral  ge- 
planten Wirtschaft  reichen,  in  der  der  Markt  nur  eine  begrenzte  Rolle  spielt.  Die 
Auswahl  aus  diesen  Alternativen  kann  nicht  nach  theologischen  Gesichtspunkten 
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getroffen  werden.  Welche  Wirtschaftsform  auch  immer  akzeptiert  wird  -  es  ist 
wichtig,  daran  zu  erinnern,  daß  sie  nur  ein  Werkzeug,  ein  Mittel  ist,  das  niemals 
zum  Selbstzweck  werden  darf.  (...) 


Strukturen  internationaler  Zusammenarbeit  -  Friedliches  Zusammenleben  in  einer 
pluralistischen  Weltgemeinschaft  -  Bericht  der  Sektion  III 


Wirtschaftliche  Entwicklung 

71.  Technische,  wirtschaftliche  und  soziale  Entwicklungen  in  unserer  Generation 
ermöglichen  wahrhafte  Befreiung  von  Hunger,  Elend  und  Armut  für  alle  Men- 
schen. Aber  diese  Freiheit  ist  weder  garantiert  noch  sichergestellt.  Der  Fortschritt 
vollzieht  sich  unnötig  langsam.  Es  gibt  Beschränkungen  innerhalb  der  Nationen, 
aber  in  unserer  wirtschaftlich  verflochtenen  Welt  ist  es  offenkundig,  daß  Be- 
schrankungen auch  aus  folgenden  Faktoren  bestehen: 

a)  Der  internationale  Handel  folgt  immer  noch  Marktregeln,  die  den  reichen  und 
mächtigen  Handelsmächten  durch  private  Oligopole  und  staatliche  Be- 
schränkung des  freien  Wettbewerbs  gegenüber  den  armen  und  kleinen  Natio- 
nen der  Welt  große  Vorteile  geben;  solche  Macht  ist  manchmal  egoistisch 
gegen  das  Erlangen  wirtschaftlicher  und  sozialer  Gerechtigkeit  durch  Entwick- 
lungsländer gebraucht  worden. 

b)  Die  Verpflichtung,  die  Entwicklung  zu  unterstützen,  wird  allzu  oft  nur  murrend 
anerkannt.  Sie  ist  unzureichend,  und  man  kann  nicht  voraussagen,  wann,  zu 
welchen  Bedingungen  und  in  welcher  Höhe  die  Unterstützung  gegeben  wird. 

c)  Die  vorhandenen  Mittel,  über  die  meist  bilateral  verfügt  wird  und  die  im  all- 
gemeinen auch  hilfreich  sind,  erlauben  und  ermutigen  manchmal  dazu,  daß 
von  außen  auf  die  Angelegenheiten  der  Entwicklungsländer  eingewirkt  wird. 
Nationen  und  einzelne  benutzen  ihre  Macht  manchmal  so,  daß  Korruption  in 
anderen  Ländern  gefördert  wird  durch  Bestechung,  Hetzpropaganda,  Ge- 
heimagenten, militärischen  Einfluß  und  Staatsstreiche.  Solcher  Machtge- 
brauch zerstört  die  Moral  in  beiden  Ländern,  verhindert  die  Entwicklung  und 
den  Fortschritt  zur  Gerechtigkeit  und  vermehrt  auf  gefährliche  Weise  das  Miß- 
trauen. Es  ist  tragisch,  daß  die  erbitterten  Aufschreie  gegen  solches  Vorgehen 
und  die  Bemühungen,  eine  solche  Lage  zu  ändern,  oft  eher  zu  einer  ideolo- 
gisch begründeten  Verdammung  der  Unterdrückten  als  zu  einer  moralisch  be- 
gründeten Verdammung  der  Unterdrücker  und  zum  weiteren  Gebrauch  von  In- 
terventionen der  Mächtigen  gegen  die  Armen  führen. 

d)  Reichere  Länder  gewähren  oft  unter  dem  Vorwand,  helfen  zu  wollen,  Anleihen 
mit  hohen  Zinssätzen,  die  den  Empfängern    Rückzahlungslasten   aufbürden, 
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die  ihre  Möglichkeiten  übersteigen.  Auf  lange  Sicht  macht  das  eine  Entwick- 
lung zunichte.  Der  Transfer  von  Mitteln  muß  zu  solchen  Bedingungen  ge- 
schehen, daß  die  Empfänger  nicht  überlastet  werden. 

e)  Bei  der  notwendigen  und  willkommenen  technischen  Hilfe  ist  nicht  immer  auf 
die  Ausbildung  der  Partner  geachtet  worden,  die  ein  solches  Unternehmen 
vorantreiben  können,  oft  auch  nicht  auf  die  Ausbildung  von  Arbeitskräften  auf 
mittlerer  Ebene.  Sie  ist  nicht  immer  von  Menschen  geleistet  worden,  die  zu- 
hören und  lernen  können,  statt  selbst  Anweisungen  geben  zu  wollen,  noch  ist 
sie  von  Menschen  gegeben  worden,  die  ein  Gefühl  dafür  haben,  welche  Aus- 
wirkungen ihre  Lebens-  und  Konsumweise  auf  die  Gastländer  hat.  Der  Geist,  in 
dem  die  technische  Hilfe  gegeben  und  Zusammenarbeit  im  Gastland  gelei- 
stet wird,  ist  ebenso  wichtig  wie  die  Höhe  der  technischen  Hilfe. 

72.  Mit  Trauer  bekennen  wir,  daß  auch  wir  in  dieser  Weise  versagt  haben,  und  ru- 
fen alle  Christen  auf,  sich  den  Menschen  auf  der  Suche  nach  dem  notwendigen 
Wandel  der  Haltungen,  Praktiken  und  internationalen  Strukturen  anzuschließen. 
(...) 

75.  Die  Selbstachtung  der  Entwicklungsländer  fordert,  daß  die  Entwicklung  als 
eine  gemeinsame  Bemühung,  gegründet  auf  gemeinsame  Interessen,  in  der 
beide  zusammenwirken,  und  nicht  als  Paternalismus  oder  als  Mildtätigkeit  ver- 
standen wird.  Da  der  Umfang  der  Produktion  bei  den  reichen  Völkern  so  hoch  ist, 
daß  sie  den  Markt  anderer  Länder  brauchen,  um  ihre  eigenen  Bedürfnisse  zu  be- 
friedigen, ziehen  beide  Seiten  aus  dem  Fortschritt  der  Entwicklung  Gewinn.  (...) 

79.  In  der  unmittelbar  vor  uns  liegenden  Zeit  sollten  die  Christen  nicht  nur  Stu- 
dien treiben,  sondern  auch  das  Handeln  auf  nationaler  und  internationaler 
Ebene  unterstützen,  um  1.  wirksame  internationale  Handelsabkommen  zu  errei- 
chen, 2.  internationale  Handelsformen  und  Verfahrensweisen  zu  verbessern,  um 
die  Möglichkeiten,  daß  alle  Nationen  gleiche  Chancen  haben,  zu  erweitern,  3. 
die  bestehenden  regionalen  Institutionen  für  internationale  Zusammenarbeit  zu 
stärken  und  besser  zu  koordinieren  und  4.  bei  der  Schaffung  geeigneter  regiona- 
ler Institutionen  mitzuarbeiten,  wo  solche  noch  nicht  bestehen.  Christen  sollten 
das  Gewissen  aller  Menschen  für  gemeinsame  menschliche  Solidarität  wecken 
und  auf  ihre  Verpflichtung  hinweisen,  die  Erhöhung  der  Entwicklungshilfe  zu  un- 
terstützen. Die  Verdoppelung  solcher  Hilfe  würde  der  gegenwärtigen  Not  in  der 
Welt  entsprechen.  Der  Transfer  von  Mitteln  sollte  den  Empfängern  nicht  Lasten 
auferlegen,  die  über  ein  vernünftiges  Maß  hinausgehen,  und  auf  Bedingungen 
gegründet  sein,  die  Entwicklung  und  soziale  Gerechtigkeit  schaffen.  Solche  Hilfe 
muß  selbstlos  gewährt  und  sollte  niemals  dazu  gebraucht  werden,  ideologische 
oder  eigensüchtige  Bestrebungen  des  Gebers  zu  fördern.  Sie  sollte  nur  dort  ge- 
geben werden,  wo  es  wirkliche  und  konkrete  Möglichkeiten  für  die  Entwicklung 
einer  Region  oder  eines  Landes  gibt.  Die  Durchführung  ist  aber  eher  die  Aufgabe 
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regionaler  oder  internationaler  Institutionen  als  die  des  Hilfe  gewährenden  Lan- 
des. 

80.  Auf  lange  Sicht  mag  es  notwendig  sein,  neue  Organe  zu  schaffen,  die  den 
internationalen  Handel  mit  Rohprodukten  lenken.  Es  könnte  sich  auch  als  vorteil- 
haft erweisen,  neben  den  privaten  und  staatlichen  Handelsorganisationen  ver- 
schiedenartig zusammengesetzte  öffentliche  internationale  Körperschaften  zu 
bilden,  die  die  interessierten  Regierungen  und  Völker  wie  auch  Hersteller  und 
Konsumenten  repräsentieren. 

Quelle:  Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft, hg.v.  ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfned  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967, 
S.  109-111;  123-126;  136;  190-193 


44      Wirtschaftliche  und  soziale  Weltentwicklung 

Sektion  III  der  vierten  Vollversammlung,  Uppsala  1968 

Mit  Uppsala  verbindet  sich  für  die  ökumenische  Sozialethik  der  Umschlag  zu  einem  struk- 
turorientierten Entwicklungsverständnis.  Dieser  neue  Akzent  bedeutet  bereits  am  Ende  der 
ersten  Entwicklungsdekade  die  Abkehr  von  einer  auf  den  Transfer  von  Know-how  und  Kapital 
abstellenden  Sichtweise  von  Entwicklung.  Stattdessen  findet  die  Hinwendung  zu  einer  von 
den  Entwicklungsländern  geforderten  Institutionen-bezogenen  und  somit  politisch-ökonomi- 
schen Sichtweise  statt  (vgl.  K.H. Dejung,  Entwicklungskonflikt  S.399ff).  Die  auf  diesem  Hin- 
tergrund angemahnten  strukturellen  Veränderungen  werden  als  Aufgabenfelder  einer  prophe- 
tisch-kritischen Kirche  verstanden.  Sie  betreffen  die  Christen  in  den  Industrie-  und  in  den 
Entwicklungsländern.  Damit  erreichte  die  Auseinandersetzung  mit  der  Entwicklungsfrage  in- 
nerhalb des  ÖRK  einen  Höhepunkt.  Bei  den  Teilnehmerinnen  und  Teilnehmern  der  Vollver- 
sammlung herrschte  der  Eindruck  vor,  daß  das  Thema  „Entwicklung"  geradezu  im  Mittelpunkt 
der  Konferenz  gestanden  habe  (vgl.  K.H. Rudersdorf,  Entwicklungskonzept  S.242).  Dies  er- 
klärt sich  auf  dem  Hintergrund  der  Erfahrung  des  Scheiterns  der  ersten  Entwicklungsdekade 
der  UNO.  Das  neue  Leitbild  war  eine  „weltweite  verantwortliche  Gesellschaft  mit  Gerechtig- 
keit für  alle".  Der  Nachdruck  lag  auf  der  Forderung  nach  sozialer  Gerechtigkeit,  die  von  den 
immer  besser  vertretenen  Völkern  der  Dritten  Welt  erhoben  wurde.  In  Uppsala  wurde  der 
Grundstein  gelegt  für  ein  verstärktes  Engagement  der  Kirchen  im  Entwicklungsbereich  durch 
die  Forderung  nach  der  Schaffung  eines  neuen  Entwicklungsdienstes.  (Vgl.  die  Aufnahme 
der  Thematik  durch  SODEPAX:  In  search  of  a  theology  of  development.  Papers  from  a 
Consultation  held  by  Sodepax  in  Cartigny,  Switzerland,  November  1969.) 
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/.  Das  Christliche  Interesse  an  der  Weltentwicklung 


(...) 

2.  Wir  leben  auch  in  einer  Welt,  in  der  Menschen  andere  Menschen  ausbeuten. 
Wir  wissen  um  die  Wirklichkeit  der  Sünde  und  das  Ausmaß  ihrer  Macht  über 
menschliches  Wesen.  Die  politischen  und  wirtschaftlichen  Strukturen  stöhnen  un- 
ter der  Last  schwerer  Ungerechtigkeit,  aber  wir  verzweifeln  nicht,  weil  wir  wissen, 
daß  wir  uns  nicht  in  den  Fängen  eines  blinden  Schicksals  befinden.  In  Christus  ist 
Gott  in  unsere  Welt  mit  allen  ihren  Strukturen  hineingekommen  und  hat  schon 
den  Sieg  über  alle  „Fürstentümer  und  Gewalten"  errungen.  Sein  Reich  kommt  mit 
Seinem  Gericht  und  Seiner  Gnade. 

3.  Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Menschen,  und  damit  auch  die  Christen,  sind 
sich  ihrer  Verantwortung  für  die  notleidenden  Mitglieder  ihrer  eigenen  nationa- 
len Gesellschaften  bewußt.  Doch  nur  wenige  haben  erkannt,  daß  wir  heute  in  ei- 
ner Welt  leben,  in  der  die  notleidenden  Menschen  überall  in  der  Welt  unsere 
Nachbarn  sind,  für  die  wir  verantwortlich  sind.  Christen  wissen  aus  der  Heiligen 
Schrift,  daß  Gott  alle  Menschen  sich  zum  Bilde  geschaffen  hat  und  Christus  für 
alle  Menschen  gestorben  ist.  Sie  sollten  an  vorderster  Front  im  Kampf  gegen  ein 
provinzielles,  enges  Gefühl  der  Solidarität  stehen  und  sich  dafür  einsetzen,  ein 
Bewußtsein  für  die  Beteiligung  an  einer  weltweiten  verantwortlichen  Gesellschaft 
mit  Gerechtigkeit  für  alle  zu  schaffen. 

4.  Unsere  Hoffnung  richtet  sich  auf  ihn,  der  alles  neu  macht.  Er  richtet  über  un- 
sere Denk-  und  Aktionsstrukturen  und  läßt  sie  überholt  sein.  Wenn  uns  falsche  Si- 
cherheit im  Alten  und  Furcht  vor  revolutionärem  Wandel  in  Versuchung  führen, 
den  Status  quo  zu  verteidigen  oder  ihn  mit  halbherzigen  Maßnahmen  zu  flicken, 
werden  wir  schließlich  alle  zugrunde  gehen.  Der  Tod  des  Alten  mag  einigen 
schmerzlich  sein,  doch  das  Unvermögen,  eine  neue  Weltgemeinschaft  aufzu- 
bauen, kann  allen  den  Tod  bringen.  In  ihrem  Glauben  an  das  kommende  Reich 
Gottes  und  in  ihrer  Suche  nach  seiner  Gerechtigkeit  sind  die  Christen  gefordert, 
am  Kampf  von  Millionen  Menschen  um  größere  soziale  Gerechtigkeit  und  um 
die  Weltentwicklung  teilzunehmen.  (...) 


//.  Die  Dynamik  der  Entwicklung 

6.  Unsere  Welt  steht  in  den  internationalen  Wirtschaftsbeziehungen  an  einem  kri- 
tischen Punkt.  Das  erste  Entwicklungsjahrzehnt  ist  trotz  seiner  Erfolge  als  Jahr- 
zehnt der  Desillusionierung  zu  bezeichnen,  denn  die  Ereignisse  haben  die  Erwar- 
tungen zunichte  gemacht.  (...) 

8.  Tatsächlich  neigen  die  meisten  der  Industrienationen  dazu,  ihre  finanziellen 
Verpflichtungen  für  die  sich  entwickelnden  Länder  zu  vermindern.  Sie  sind  of- 
fenbar nicht  geneigt,  die  Formen  von  Handel,  Investition,  technischer  und  wirt- 
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schaftlicher  Unterstützung  entsprechend  den  Entwicklungserfordernissen  der  an- 
deren zwei  Drittel  der  Welt  zu  ändern. 

9.  Ein  Neo-Isolationismus  gewinnt  in  vielen  Ländern  an  Boden. 

10.  All  dies  geschieht  zu  einer  Zeit,  in  der  wir  technisch  in  der  Lage  sind,  Mangel 
und  Elend  auszurotten.  Deshalb  wäre  es  unrealistisch  und  sogar  verantwortungs- 
los, vom  zweiten  Entwicklungsjahrzehnt,  von  nationalen  und  internationalen 
Maßnahmen  zur  Entwicklungsförderung  und  von  der  Rolle  der  Kirchen  in  diesem 
Bereich  zu  sprechen,  ohne  zu  berücksichtigen,  warum  beleidigte  Reaktionen  und 
Enttäuschung  den  Optimismus  der  frühen  sechziger  Jahre  abgelöst  haben. 

11.  Die  entwickelten  wie  die  Entwicklungsländer  begannen  die  internationale 
wirtschaftliche  Zusammenarbeit  unter  falschen  Voraussetzungen.  Sie  waren  der 
Ansicht,  der  bloße  Transfer  von  Kapital  und  technischem  Können  leite  automa- 
tisch einen  Prozeß  des  wirtschaftlich  unabhängigen  Wachstums  ein.  Aber  jede 
wirksame  Ausrichtung  auf  die  Weltentwicklung  erfordert  radikale  Veränderungen 
der  Institutionen  und  Strukturen  auf  drei  Ebenen:  innerhalb  der  Entwicklungslän- 
der, innerhalb  der  entwickelten  Länder  und  in  der  internationalen  Wirtschaft. 
Aber  gerade  weil  solche  strukturellen  Veränderungen  nicht  gefördert  wurden,  sind 
wir  als  eine  Gemeinschaft  von  Nationen  unfähig,  das  Gute  zu  tun,  das  wir  tun 
möchten.  Und  die  Bemühungen  um  internationale  Zusammenarbeit  laufen  da- 
bei Gefahr,  gelähmt  zu  werden. 

12.  Auf  allen  drei  Ebenen  müssen  soziale  und  wirtschaftliche  Prozesse  durch  die 
Dynamik  menschlicher  Solidarität  und  Gerechtigkeit  erneut  angeregt  werden.  In 
mehreren  Entwicklungsländern  beanspruchen  herrschende  Schichten  den  Ertrag 
ihrer  Wirtschaft  für  sich  allein  und  lassen  sich  dabei  durch  ausländische  Geldge- 
ber unterstützen  und  begünstigen.  In  der  internationalen  Wirtschaft  wird  der  als 
Hilfe  gewährte  Beitrag  oft  wertlos  durch  ungerechte  Handelsbedingungen,  durch 
übermäßige  Gewinne  privater  Investoren  und  durch  die  Last  der  Schuldenrück- 
zahlung. 

13.  Darum  müssen  die  entwickelten  Länder  ihrerseits  veränderte  Produktions-  und 
Investitionsbedingungen  aufstellen.  Sie  müssen  eine  neue  internationale  Arbeits- 
teilung fordern,  so  daß  Schuldnerländer  wachsende  Märkte  für  ihre  neuen  Ex- 
porte finden.  Entwicklungshilfe  wirkt  dann  dynamisch,  wenn  sie  sich  selbst  über- 
flüssig macht  und  ein  eigenständiges  Wachstum  bewirkt.  Der  Transfer  von  Kapital 
und  technischen  Fertigkeiten  von  einer  Nation  zur  anderen  löst  einen  Prozeß 
aus,  der  nur  dann  positiv  und  dynamisch  sein  kann,  wenn  es  Veränderungen  in 
beiden  Nationen  und  in  ihrer  Beziehung  zueinander  gibt.  Wir  treten  deshalb  da- 
für ein,  daß  1%  des  Bruttosozialproduktes  der  Industriestaaten  den  Entwicklungs- 
ländern zur  Verfügung  gestellt  wird.  Dies  muß  im  Rahmen  gerechter  Handels- 
und Investitionsbedingungen  verstanden  werden. 
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///.  Politische  Bedingungen  der  Weltentwicklung 

14.  Der  Kampf  gegen  die  Armut  in  der  Welt  und  die  Förderung  der  Entwicklung 
erfordern  Regierungsmaßnahmen  und  Veränderungen  in  den  wirtschaftlichen, 
sozialen  und  rechtlichen  Institutionen  der  Länder.  Daher  ist  es  wichtig,  neue  poli- 
tische Instrumente  für  die  Entwicklung  zu  schaffen.  Weil  die  Menschheit  in  Na- 
tionalstaaten politisch  organisiert  ist,  haben  diese  Instrumente  die  Politik  souve- 
räner Staaten  zu  berücksichtigen. 

En  twicklungsländer 

15.  Um  die  wesentlichen  Voraussetzungen  für  die  Entwicklung  zu  schaffen,  müs- 
sen die  Entwicklungsländer  ihre  politischen  Strukturen  neu  gestalten,  um  die 
Mehrzahl  ihrer  Menschen  für  volle  und  aktive  Teilnahme  am  politischen  und 
wirtschaftlichen  Leben  der  Nation  zu  mobilisieren,  um  alle  Hilfen  für  die  Durch- 
führung eines  nationalen  Entwicklungsplanes  wirksam  nützen  zu  können  und  um 
als  Partner  den  Wettbewerbsbedingungen  des  internationalen  Marktes  gewach- 
sen zu  sein.  Der  Staat  sollte  mit  den  ihm  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  der 
Gesetzgebung  und  mit  anderen  Maßnahmen  die  Grundlage  dafür  schaffen,  daß 
die  nationale  Identität  gestärkt,  die  nationale  Gemeinschaft,  die  Stammes-,  Ka- 
sten- und  andere  enge  Zugehörigkeiten  transzendiert,  gefördert  und  die  traditio- 
nelle Gesellschaft  durch  geeignete  Reformen  des  Grundbesitzes,  des  Erzie- 
hungssystems und  Steuerwesens  umgestaltet  werden  kann.  Der  Staat  in  einem 
Entwicklungsland  sollte  durch  ein  Programm  zur  gerechten  Neuverteilung  des 
Eigentums  die  Menschen  dafür  gewinnen,  Opfer  zu  bringen  und  Maßnahmen  zu 
akzeptieren,  die  für  seine  Entwicklung  notwendig  sind.  Die  Schaffung  politischer 
Strukturen,  die  die  nationale  Entwicklung  fördern  können,  erfordert  eine  revolu- 
tionäre Neugestaltung  der  Sozialstrukturen.  Revolution  darf  jedoch  nicht  mit  Ge- 
walttätigkeit gleichgesetzt  werden.  In  Ländern,  in  denen  herrschende  Gruppen, 
die  oft  durch  ausländische  Interessen  gestützt  werden,  den  Wünschen  der  Men- 
schen mit  Unterdrückung  oder  Gleichgültigkeit  begegnen  und  versuchen,  sich  al- 
len Veränderungen  mit  Zwangs-  oder  Gewaltmaßnahmen,  einschließlich  von 
„Gesetz  und  Ordnung"  (die  selber  eine  Form  der  Gewalt  sein  können)  zu  widerset- 
zen, kann  ein  revolutionärer  Umbruch  gewaltsame  Formen  annehmen.  Solche 
Veränderungen  sind,  moralisch  gesehen,  zweideutig.  Die  Kirchen  haben  die  be- 
sondere Möglichkeit,  zur  Entwicklung  einer  Strategie  von  Revolution  und  zu  so- 
zialem Umbruch  ohne  Gewalt  beizutragen.  Darüber  hinaus  sind  wir  aufgerufen, 
uns  schöpferisch  an  der  Schaffung  politischer  Institutionen  zu  beteiligen,  durch 
die  die  so  bitter  benötigten  sozialen  Veränderungen  herbeigeführt  werden  kön- 
nen. 

16.  In  einigen  Ländern  wird  man  infolge  verbreiteten  Analphabetentums,  fehlen- 
den sozialen  Bewußtseins  und  starken  Widerstands  der  etablierten  Machtstruktu- 
ren gegen  eine  Veränderung  die  Entwicklungsentscheidungen  einer  relativ  klei- 
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nen  zentralisierten  Gruppe  überlassen  müssen,  bevor  eine  wirklich  demokratische 
Struktur  erreicht  werden  kann.  Solche  Strategie  läßt  sich  allenfalls  als  ein  Zwi- 
schenstadium rechtfertigen  und  nur  insofern,  als  sie  sich  als  fähig  erweist,  die 
Entwicklung  zu  fördern  und  den  Menschen  eine  größere  Beteiligung  zu  gewäh- 
ren. 

Die  entwickelten  Länder 

17.  In  den  entwickelten  Ländern  sind  die  politischen  Strukturen  und  Ideologien 
auch  unterschiedlich,  und  es  finden  sich  entsprechende  Unterschiede  in  ihrer 
Politik  hinsichtlich  der  Weltentwicklung.  Es  ist  notwendig,  daß  im  bestehenden 
politischen  Klima  all  dieser  entwickelten  Länder  Änderungen  vorgenommen 
werden,  um  die  jeweilige  Politik  hinsichtlich  der  Weltentwicklung  wirksamer  als 
eine  moralische  und  politische  Priorität  in  unserer  Zeit  auszurichten.  Es  ist  not- 
wendig, die  politischen  Strukturen  dieser  Nationen  von  allen  Tendenzen  einer 
wirtschaftlichen  -Ausbeutung  oder  Beherrschung  ärmerer  Nationen,  die  die  Wirt- 
schaften anderer  Nationen  schwächen,  zu  befreien.  In  positiver  Hinsicht  ist  es  für 
die  entwickelten  Länder  notwendig,  ihre  Hilfe  und  ihren  Handel  so  zu  strukturie- 
ren, daß  diese  nicht  zu  Instrumenten  der  politischen,  ideologischen  und  Sicher- 
heitsinteressen der  entwickelten  Länder  werden  und  somit  zu  eng  verstanden 
werden.  In  der  Tat  besteht  die  Notwendigkeit,  ein  politisches  Klima  zu  schaffen, 
das  entwicklungspolitische  Maßnahmen  begünstigt  und  die  rein  ideologischen 
und  politischen  Interessen  zurücktreten  läßt.  Die  Aufhebung  der  Wirtschaftsblok- 
kade  Kubas  wäre  ein  Beispiel  für  die  Art  der  Einstellung,  die  wir  hier  meinen. 

Internationale  politische  Strukturen 

18.  Eine  kollektive  internationale  Aktion  ist  erforderlich,  um  die  Bedingungen 
durchzusetzen,  die  für  die  Entwicklung  offen  sind,  d.h.  es  wird  die  Schaffung  von 
übernationalen  Strukturen  nötig  sein,  um  sich  mit  der  Wirtschaftsplanung  für  ein- 
zelne Regionen  und  die  ganze  Welt  einschließlich  der  Stabilisierung  des  inter- 
nationalen Marktes  zu  beschäftigen;  ein  internationales  Steuersystem  zur  Schaf- 
fung von  Entwicklungsfonds;  die  Stärkung  multilateraler  Hilfsprogramme  und  die 
Bildung  regionaler  Staatenverbände  mit  dem  Ziel  wirtschaftlicher  Kooperation 
als  Schritt  auf  die  größere  internationale  Gemeinschaft  zu. 

Die  öffentliche  Meinung 

19.  Die  Entfaltung  einer  aufgeklärten  positiven  Einstellung  zu  Entwicklungsfragen 
wird  oft  durch  die  bestehenden  sozialen  Strukturen  und  Einstellungen  behindert. 
Die  Mehrheit  der  breiten  Bevölkerung  in  entwickelten  und  in  der  Entwicklung  be- 
findlichen Ländern  weiß  wenig  oder  nichts  über  die  Erfordernisse  der  Entwick- 
lung. Die  Entwicklungsländer  müssen  die  entwickelten  Länder  dabei  unterstüt- 
zen, Bereitschaft,  echtes  Interesse  und  Offenheit  gegenüber  der  Entwicklungs- 
hilfe zu  wecken.  Es  wird  notwendig  sein,  mächtige  politische  Lobbygruppen  ins 
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Leben  zu  rufen,  um  die  dafür  erforderlichen  Bedingungen  zu  schaffen.  Gewerk- 
schaften, politische  Parteien  und  andere  Kräfte,  die  früher  in  vielen  entwickelten 
Ländern  die  Instrumente  politischer  und  wirtschaftlicher  Veränderungen  waren, 
zeigen  heute  kein  ausreichendes  Interesse  für  Entwicklungsfragen.  Studenten 
und  Intellektuelle  können  auf  diesem  Gebiet  eine  wichtige  Rolle  bei  der  For- 
mung der  öffentlichen  Meinung  spielen.  In  vielen  entwickelten  Ländern  könnte 
auch  die  christliche  Gemeinde  eine  wirksame  Kraft  darstellen.  (...) 


V.  Aufgaben  für  die  Christen,  die  Kirchen  und  den  ökumenischen  Rat  der  Kirchen 

Die  Herausforderung 

29.  Die  Kirche  hat  heute  die  Aufgabe,  für  eine  weltweite  verantwortliche  Gesell- 
schaft zu  arbeiten  und  Menschen  und  Nationen  zur  Buße  aufzurufen.  Angesichts 
der  Nöte  der  Welt  selbstzufrieden  zu  sein  bedeutet,  der  Häresie  schuldig  zu  wer- 
den. Bei  dem  Bemühen,  dieser  Herausforderung  gerecht  zu  werden,  erkennen 
wir,  wie  wichtig  es  ist,  auf  allen  Ebenen  mit  der  Römisch-katholischen  Kirche,  mit 
anderen  Nicht-Mitgliedskirchen,  mit  nicht-kirchlichen  Organisationen,  mit  Ange- 
hörigen anderer  Religionen,  mit  Menschen  ohne  Religion,  kurz  mit  allen  Men- 
schen guten  Willens  zusammenzuarbeiten.  (...) 

Die  prophetische  und  kritische  Aufgabe 

35.  Keine  Strukturen  -  seien  es  kirchliche,  industrielle,  innenpolitische  oder  inter- 
nationale -  sollten  außerhalb  des  Aufgabenbereiches  der  Kirchen  liegen,  wenn 
sie  ihre  prophetische  Rolle  des  Verstehens  vom  Willen  Gottes  für  alle  Menschen 
zu  verwirklichen  suchen.  Die  Kirchen  sollten  ständig  solche  Strukturen  prüfen  und 
die  Bereitschaft  stärken,  sich  dem  Wandel  auszusetzen  oder  ihn  gar  aktiv  zu  för- 
dern. 

36.  Sie  sollten  sich  besonders  damit  beschäftigen,  wie  die  gegenwärtige  Wrt- 
schaftsstruktur,  in  der  die  nationale  Souveränität  eine  entscheidende  Rolle  spielt, 
in  eine  Struktur  umgeformt  werden  kann,  in  der  Entscheidungen  auf  internationa- 
ler Ebene  fallen,  die  der  Wohlfahrt  aller  dienen. 

37.  Die  Kirchen  brauchen  dringend  die  Entwicklung  wirksamerer  Methoden  zur 
Entdeckung,  Gewinnung  und  Ausbildung  von  Führungskräften  für  die  Entwicklung 
in  Kirche  und  Gesellschaft. 

38.  Die  politische  Aufgabe 

1.  Die  Kirchen  sollen  darauf  hinwirken,  daß  alle  politischen  Parteien  die  Ent- 
wicklung als  einen  der  wichtigsten  Programmpunkte  aufnehmen. 
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2.  Die  Kirchen  sollen  die  Regierungen  der  Industrieländer  beeinflussen  und 
dazu  drängen,  daß  sie 

a)  internationale  Entwicklungsmaßnahmen  ergreifen,  die  mit  den  vorge- 
brachten Wünschen  der  Entwicklungsländer  in  Einklang  stehen  (z.B. 

•    mit  der  Charta  von  Algier); 

b)  den  jährlichen  Prozentsatz  des  Bruttosozialproduktes,  der  offiziell  für 
die  finanzielle  Entwicklungshilfe  bereitgestellt  wird,  bis  1971  als  einen 
ersten  Schritt  auf  mindestens  1%  erhöhen; 

c)  Abkommen  schließen,  die  die  Preise  empfindlicher  Rohprodukte  auf 
einer  annehmbaren  Höhe  stabilisieren  und  stützen,  und  den  Fertigwa- 
ren der  Entwicklungsländer  bevorzugten  Zugang  zu  den  Märkten  der 
entwickelten  Länder  verschaffen; 

d)  die  Beschlüsse  der  Vereinten  Nationen  bezüglich  des  zweiten  Entwick- 
lungsjahrzehnts übernehmen. 

3.  Die  Kirchen  sollen  sich  auf  verantwortliche  Weise  an  Bewegungen  für  radi- 
kale strukturelle  Wandlungen  beteiligen,  die  notwendig  sind,  um  eine  grö- 
ßere Gerechtigkeit  in  der  Gesellschaft  zu  verwirklichen. 

4.  Die  Kirchen  sollen  die  Regierungen  dazu  drängen,  alternativ  zur  allgemei- 
nen Wehrpflicht  eine  Zeit  freiwilligen  Dienstes  in  der  Entwicklungsarbeit  im 
eigenen  oder  in  einem  anderen  Land  anzuerkennen. 

39.  Viele  der  oben  genannten  Aufgaben  sind  besonders  auf  Kirchen  in  entwickel- 
ten Ländern  zugeschnitten;  Kirchen  in  Entwicklungsländern  sollten  die  folgen- 
den Aufgaben  übernehmen: 

1.  Sie  sollten  ihre  Sozial-  und  Ausbildungsdienste  in  einer  konzentrierten  An- 
strengung zusammenfassen,  um  das  Bewußtsein  der  Menschen  für  die  tat- 
sächlich bestehende  Situation  zu  wecken  und  um  dieses  Anliegen  in  ihren 
normalen  Gottesdiensten  zum  Ausgleich  zu  bringen. 

2.  Sie  sollten  die  Sache  der  Entrechteten  zu  ihrer  eigenen  machen  und  den 
Massen  ihre  Stimme  leihen. 

3.  Sie  sollten  offen  und  öffentlich  Stellung  beziehen  und  ihre  Gemeinden 
aufrufen,  die  Notwendigkeit  des  revolutionären  Wandels  zu  erkennen. 

Die  Aufgabe  des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen 

40.  Der  ökumenische  Rat  muß  seine  Zusammenarbeit  mit  den  entsprechenden 
Stellen  der  Vereinten  Nationen  auf  dem  Gebiet  der  Entwicklung  in  verstärktem 
Maße  fortsetzen. 

41.  In  Übereinstimmung  mit  den  Empfehlungen  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und 
Gesellschaft  und  der  Enzyklika  „Populorum  progressio"  sollten  der  Ökumenische 
Rat  der  Kirchen  und  der  Vatikan  in  gemeinsamem  Vorgehen  den  Einfluß  aller 
Christen  und  Menschen  guten  Willens  in  der  Welt  dafür  einsetzen,  die  Rüstungs- 
aufgaben zu  vermindern  und  die  dadurch  erzielten  Einsparungen  Entwicklungs- 
zwecken zuzuwenden. 
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42.  Bei  der  Umstrukturierung  des  Ökumenischen  Rates  der  Kirchen  ist  darauf  zu 
dringen,  daß  ein  gemeinsames  Vorgehen  in  Fragen  wirtschaftlicher  und  sozialer 
Entwicklung  zur  vorrangigen  Aufgabe  wird.  Dabei  sind  die  Erfahrungen  der  Mis- 
sion, der  zwischenkirchlichen  Hilfe  und  sozialer  Studienarbeiten  und  Aktionen  zu 
verwerten,  um  einen  neuen  erweiterten  Entwicklungsdienst  aufzubauen. 

Die  Aufgaben  des  einzelnen 

43.  Der  einzelne  Christ  soll 

1.  die  Tatsachen  über  Berichte  der  Armut  und  die  christliche  Verantwortung 
für  soziale  Gerechtigkeit  kennen; 

2.  im  Gebet  für  die  Nöte  der  Menschen  überall  in  der  Welt  einstehen  und 
Weisheit  und  Mut  suchen,  ihnen  zu  begegnen; 

3.  in  ständigem  Gespräch  mit  anderen  stehen  und  sich  mit  ihnen  zur  Bildung 
von  Gruppen  zusammentun,  die  sich  tatkräftig  um  Erziehung  und  Einsatz- 
bereitschaft bemühen; 

4.  Erziehungsbehörden  auffordern,  die  Informationen  über  Entwicklungsfra- 
gen in  ihre  Lehrpläne  aufzunehmen; 

5.  sich  an  Projekten  des  Aufbaus  der  Gemeinschaft  beteiligen; 

6.  die  Frage  der  Entwicklung  zu  einem  Hauptfaktor  seiner  Wahlentscheidung 
und  anderer  politischer  Tätigkeit  machen; 

7.  in  den  entwickelten  Ländern  mittels  einer  freiwilligen  Selbstbesteuerung 
einen  Prozentsatz  seines  Einkommens  für  die  Entwicklungshilfe  zur  Verfü- 
gung stellen,  der  zu  der  Differenz  zwischen  den  tatsächlichen  Ausgaben 
seiner  Regierung  für  die  Entwicklungshilfe  und  dem  Betrag,  den  sie  dafür 
einsetzen  sollte,  in  Beziehung  steht; 

8.  bei  seiner  Entscheidung  über  Beruf  und  Laufbahn  den  Anspruch  der  Wel- 
tentwicklung berücksichtigen; 

9.  sich  verpflichten,  seine  persönlichen  und  materiellen  Möglichkeiten  für 
den  Kampf  um  Menschenwürde,  Freiheit  und  Gerechtigkeit  einzusetzen. 

Die  neue  theologische  Dringlichkeit 

44.  Diesen  Bericht  durchzieht  eine  spürbare  Dringlichkeit,  manchmal  fast  ein 
Ton  der  Verzweiflung.  Dies  liegt  in  zwei  neuen  Faktoren  begründet:  Der  Revolu- 
tion der  Technik  und  der  Forderung  der  Völker  nach  sozialer  Gerechtigkeit. 

45.  Die  Technik  bietet  eine  radikale  neue  Möglichkeit  zur  Herrschaft  über  die 
Erde.  Sie  stellt  in  unserer  Geschichte  von  Millionen  Jahren  einen  Umbruch  dar. 
Darum  ist  es  für  theologisches  Denken  überaus  wichtig,  zu  der  konstruktiven  und 
destruktiven  Macht  dieser  eigentlichen  Ursache  des  Wandels  wie  auch  zu  seinen 
sichtbaren  Konsequenzen  Stellung  zu  nehmen. 
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46.  Die  Theologie  muß  sich  auch  klar  werden  über  die  Bedeutung  und  Zielset- 
zung des  Erwachens  von  Völkern  der  ganzen  Welt  zu  einem  neuen  Verständnis 
des  Menschlichen.  Die  Wechselwirkung  zwischen  Technik  und  sozialer  Gerech- 
tigkeit bildet  in  der  Tat  ein  Grundproblem  unserer  Zeit. 

47.  Theologisches  Denken  kann  dieser  Herausforderung  nur  begegnen,  wenn  die- 
jenigen, die  in  Verwaltung,  Industrie  und  Technik  tätig  sind,  sich  mit  den  Theo- 
logen zur  Erarbeitung  einer  Antwort  zusammentun.  Sie  müssen  Kenntnisse  ver- 
mitteln und  Perspektiven  empfangen. 

Quelle:  Bericht  aus  Uppsala  1968.  Offizieller  Bericht  über  die  Vierte  Vollversammlung  des 
ÖRK,  Uppsala  4.-20.  Juli  1968,  hg.v.  Norman  Goodall,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Wal- 
ter Müller-Römheld,  Genf  1968,  S. 45-60 


45      Struktur  und  Strategie  der  Entwicklungsdiskussion 

Arbeitsgruppe  I  der  Konsultation  in  Montreux  1970 

Als  Folge  der  Forderung  der  Vollversammlung  in  Uppsala  nach  einem  erweiterten  Entwick- 
lungsdienst der  Kirchen  fand  im  Januar  1970  in  Montreux  (Schweiz)  eine  „Konferenz  über 
ökumenische  Unterstützung  für  Entwicklungsprojekte"  statt.  Obwohl  das  Schwergewicht  auf 
den  Bemühungen  um  die  Schaffung  der  Kommission  für  kirchlichen  Entwicklungsdienst 
(CCPD  -  Commission  on  the  Churches'  Participation  in  Development)  lag,  fand  auch  eine 
Klärung  des  Entwicklungsverständnisses  statt.  Die  neue  Kommission  sollte  eine  humane 
Entwicklung  fördern,  „die  es  dem  einzelnen  wie  auch  der  Gesellschaft  gestattet,  die  Möglich- 
keiten des  menschlichen  Lebens  in  sozialer  Gerechtigkeit,  Selbstverantwortung  und  wirt- 
schaftlichem Wachstum  zur  vollen  Entfaltung  zu  bringen"  (P.H. Gruber,  Fesseln  S.122).  Das 
rein  wirtschaftliche  Entwicklungsverständnis,  das  auf  der  Genfer  Konferenz  von  1966  noch 
dominiert  hatte,  wurde  zugunsten  eines  weiter  gefaßten  Entwicklungsbegriffes  abgelehnt. 
Darüberhinaus  wurde  neues  Gewicht  gelegt  auf  gleichberechtigte  Beziehungen  zwischen 
„entwickelten"  und  „unentwickelten"  Ländern:  Die  Entwicklungsfrage,  so  Montreux,  betrifft 
auch  die  reichen  Länder  und  ihre  Strukturen  (vgl.  K.H. Dejung,  Entwicklungskonflikt  S.415). 


Die  Entwicklungsdiskussion 

II.  Struktur  und  Stategie 

In  der  Ökumene  stehen  wir  gegenwärtig  also  vor  einer  schwierigen,  aber  verhei- 
ßungsvollen Aufgabe.  Erstens  müssen  sich  die  Kirchen  noch  deutlicher  als  bisher 
der  breiter  werdenden  Kluft  zwischen  den  Armen,  Entrechteten  und  Machtlosen 
auf  der  einen  Seite  und  jener  kleinen  Gruppe  auf  der  anderen  bewußt  werden, 
deren  Macht  und  Reichtum  stetig  wächst.  Zweitens  müssen  sie  erkennen,  daß  die 
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Entwicklung  die  ganze  Welt,  die  „entwickelten"  so  gut  wie  die 
„Entwicklungsländer",  betrifft.  Zwar  hat  man  begonnen,  sich  mit  den  Folgen  des 
Entwicklungsprozesses  als  eines  komplexen  Ganzen  zu  beschäftigen,  d.h.  den 
damit  verbundenen  kulturellen,  politischen,  weltanschaulichen,  sozialen  und 
psychologischen  Aspekten  Rechnung  zu  tragen.  Aber  um  ihrerseits  in  diesem 
Sinne  wirksam  zu  werden,  müssen  die  Kirchen  drittens  zu  einem  wirklich  christli- 
chen Verständnis,  des  Entwicklungsprozesses  durchstoßen,  sich  im  nationalen, 
regionalen  und  internationalen  Bereich  auf  eine  sachkundige  Mitarbeit  an  Ent- 
wicklungsvorhaben rüsten  und  spezifisch  kirchliche  Aktionen  auf  diesem  eminent 
wichtigen  Gebiet  einleiten. 

Die  größten  Schwierigkeiten  sind  im  Phänomen  des  sozialen  Wandels  selbst  be- 
gründet. Der  Zusammenbruch  überlieferter  Gesellschaftsformen  und  das  Ringen 
um  eine  neue  Sozialordnung  schafft  eine  in  höchstem  Maße  ambivalente  Situa- 
tion. Das  wiederum  erzeugt  Unsicherheit,  zwingt  zu  Experimenten  und  begünstigt 
unterschiedliche  Standpunkte,  die  vielfach  betont  emphatisch  vorgetragen  wer- 
den. War  man  früher  der  Meinung,  es  käme  vor  allem  auf  die  Veränderung  der 
Wirtschaft  an,  so  ist  man  heute  davon  überzeugt,  daß  Entwicklung  einen  vielsei- 
tigen, sämtliche  Lebensbereiche  erfassenden  Prozeß  darstellt.  Es  wird  einhellig 
anerkannt,  daß  die  Veränderung  der  Gesellschaft  zu  Selbstentwicklung,  Eigen- 
ständigkeit und  Selbstverantwortung,  nicht  aber  zu  erhöhter  Abhängigkeit  führen 
muß. 

Die  ältere  Entwicklungstheorie  und  -praxis  richtete  ihr  Augenmerk  allein  auf  öko- 
nomische Determinanten  und  implizierte  damit  offensichtlich  einen  grundlegen- 
den Unterschied  zwischen  „entwickelten"  und  „unentwickelten"  Ländern.  Heute 
bildet  sich  dagegen  ein  neuer  Entwicklungsbegriff  heraus,  dem  ein  anderes  Ver- 
ständnis des  einzelnen  und  der  Gesellschaft  zugrunde  liegt,  und  von  dem  her 
sich  die  „entwickelten"  Länder  der  unterentwickelten  Bereiche  innerhalb  ihres  ei- 
genen Sozialgefüges  bewußt  werden. 

Eines  der  Haupthindernisse  der  Entwicklung  liegt  darin,  daß  es  den  entwickelten 
Ländern  so  schwer  fällt,  aus  der  Entwicklung  neuer  internationaler  Strukturen  im 
politischen  und  sozialen  Raum  die  Konsequenz  für  ihre  eigene  Gesellschaft  zu 
ziehen. 

Weil  das  so  ist  und  weil  die  Entscheidungs-  und  Machtzentren,  von  denen  das 
Schicksal  vieler  unterentwickelter  Länder  abhängt,  in  den  reichen  Ländern  lie- 
gen, sollte  ein  Teil  der  für  Entwicklungszwecke  zur  Verfügung  stehenden  Gelder 
in  den  entwickelten  Ländern  ausgegeben  werden,  damit  deutlich  wird,  auf  wel- 
che Weise  diese  Länder  ihre  Macht  ausüben.  Die  Kirchen  müssen  darüber  wa- 
chen, daß  diese  kritische  Funktion  wahrgenommen  wird. 

Wenn,  was  wir  gesagt  haben,  stimmt,  daß  nämlich  alle  Gesellschaften  „in  der 
Entwicklung  befindlich"  sind,  dann  müssen  sie  (und  ihre  Kirchen)  es  ablehnen, 
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bloße  „Geber"  oder  „Empfänger"  zu  sein.  Vielmehr  müssen  sie  echte  Interdepen- 
denz  praktizieren,  so  daß  „Entwicklungslander"  zu  „Gebern"  werden  können  und 
umgekehrt.  Wir  empfehlen,  diese  Frage  sorgfältig  zu  prüfen  und  den  Kirchen  in 
den  Industriestaaten  zu  helfen,  damit  sie  in  diesem  Sinne  denken  und  handeln. 
(...) 

///.  Chancen  und  Probleme 

Gegenwärtig  wird  der  Entwicklungsprozeß  von  einigen  wesentlichen  Fragen  und 
Problemen  bestimmt. 

A.  Erstens  erhebt  sich  die  Frage,  inwieweit  auf  nationaler  und  internationaler 
Ebene  eine  sachgerechte  Zusammenarbeit  zwischen  Reichtum  und  Macht  ei- 
nerseits und  Armut  und  Machtlosigkeit  andererseits  möglich  ist.  Der  Wunsch  der 
mächtigen  Länder,  den  schwachen  zu  helfen,  kann  zu  Korruption  oder  Zusam- 
menbruch oder  gar  zu  beidem  führen.  Dieses  heikle  Problem  müssen  die  Kirchen 
bei  ihren  Entwicklungsprogrammen  in  Rechnung  stellen:  sie  müssen  verschie- 
dene Ansätze  einbeziehen  und  weiterführende  Lösungen  entwickeln.  Die  Krite- 
rien sind  Selbstbestimmung  im  Blick  auf  Ziele  und  Strukturen  sowie  eine  dynami- 
sche Konzeption  der  sozialen  Gerechtigkeit,  denn  nur  dadurch  können  eine  be- 
friedigende Rate  wirtschaftlichen  Wachstums  und  die  Entwicklung  zu  Eigenstän- 
digkeit sichergestellt  werden. 

B.  Vorbedingung  für  eine  solche  Entwicklung  ist  die  Veränderung  der  ökonomi- 
schen und  politischen  Strukturen  und  Prozesse  im  nationalen  wie  internationalen 
Bereich:  man  denke  nur  an  den  Welthandel  und  die  Auslandsinvestitionen.  An- 
dernfalls droht  gerade  der  Entwicklungsprozeß  die  bestehenden  Ungleichheiten 
noch  zu  verschärfen  und  die  Macht  der  herrschenden  Gruppe  noch  zu  vergrö- 
ßern. (...) 

C.  Der  Entwicklungsprozeß  hat  eine  rapide  Veränderung  von  Wirtschaft  und  Ge- 
sellschaft und  damit  die  Auflösung  vieler  Formen  des  Gemeinschaftslebens  ein- 
geleitet, die  für  den  einzelnen  Identität  und  Halt  bedeuten.  Die  Verstädterung 
und  die  Entwicklung  von  der  Agrar-  zur  Industriegesellschaft  ist  eine  der  Hauptur- 
sachen für  den  Zusammenbruch  der  sog.  „mikrosozialen  Einheiten".  Mit  der  Ver- 
änderung der  Makrostruktur,  d.h.  des  Sozialgefüges  als  solchem,  muß  darum  die 
Entwicklung  neuer  Formen  des  Soziallebens  einhergehen,  durch  die  das  Streben 
vieler  nach  Menschenwürde  einen  Sinn  erhält,  Hier  handelte  es  sich  um  eines 
der  Schlüsselgebiete  kirchlicher  Entwicklungsarbeit.  Indem  wir  beim  Aufbau 
neuer  Mikrostrukturen  helfen,  können  wir  um  so  wirksamer  zur  Veränderung  der 
gesamtgesellschaftlichen  Strukturen  beitragen.  So  könnten  die  Kirchen  bei- 
spielsweise auf  verschiedenen  Ebenen  mit  Projekten  experimentieren,  die  das 
Selbstvertrauen  unterdrückter  Gruppen  stärken,  damit  sie  aktiver  am  Kampf  um 
eine  gerechte  Sozialordnung  teilnehmen. 
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D.  Es  besteht  ein  grundlegender  Widerspruch  zwischen  den  in  allen  Ländern  fest- 
stellbaren Bemühungen  um  ein  durchdachtes,  dynamisches  Konzept  für  eine 
langfristige  Entwicklung  und  dem  in  den  meisten  Ländern  herrschenden  Trend 
zur  Erhöhung  der  Rüstungsausgaben.  Wenn  viele  Regierungen  mindestens  30  bis 
40  v.H.  der  öffentlichen  Gelder  für  Rüstungszwecke  verwenden,  während  kaum 
Mittel  für  Programme  zur  Bekämpfung  des  Massenelends  in  den  Städten,  na- 
mentlich den  verwahrlosten  Slums  und  Gettos,  bewilligt  werden,  so  darf  das  kei- 
nen Christen  gleichgültig  lassen.  Auch  sind  in  den  jungen  Staaten  viele  davon 
überzeugt,  daß  die  Rüstungsausgaben  weitgehend  durch  die  Entschlossenheit 
der  mächtigen  Staaten  bedingt  sind,  ihren  Machtanspruch  gegen  alle  Freiheits- 
bestrebungen durchzusetzen. 

IV.  Verbindliche  Aussagen 

Wie  die  oben  angestellten  Überlegungen  zeigen,  gehen  die  Meinungen  in  Sa- 
chen Entwicklung  beträchtlich  auseinander.  Gleichwohl  konnten  wir  in  bestimm- 
ten Einzelfragen  Übereinstimmung  erzielen: 

-  Entwicklung  und  sozialer  Wandel  werden  nicht  nur  durch  die  eigengesetzli- 
chen Prozesse  in  Wissenschaft  und  Technik  in  Gang  gebracht,  sie  unterliegen 
auch  dem  Denken  und  Streben  des  Menschen.  Der  Christ  hat  die  Aufgabe,  im 
Rahmen  dieses  dynamischen  und  vielschichtigen  Prozesses  solche  sozialen 
und  politischen  Institutionen  und  Abläufe  zu  fördern,  die  der  Gerechtigkeit 
und  Menschenwürde  dienen. 

-  Entwicklung  und  sozialer  Wandel  finden  in  jedem  Land  statt  und  keines  kann 
sich  ihnen  entziehen.  Viele  möchten  solche  Bewegungen  gern  kontrollieren 
und  beurteilen,  sei  es  nach  westlich-kapitalistischen,  sozialistischen  oder  son- 
stigen Maßstäben.  Aber  keines  dieser  Kriterien  hat  allgemeine  Gültigkeit.  We- 
sentlich ist  stets  die  freie  Initiative  zur  Selbstverwirklichung.  Das  setzt  gegen- 
seitige Hilfe  und  Kooperation  voraus,  und  die  ökumenische  Bewegung  sollte 
noch  mehr  tun  als  bisher,  um  den  Dialog  als  Vorstufe  der  Kooperation  auszu- 
weiten und  zu  vertiefen. 

Quelle:  Ungerechte  Fesseln  öffnen.  Offizieller  Bericht  der  Konferenz  über  ökumenische  Un- 
terstützung für  Entwicklungsprojekte,  Montreux,  Schweiz,  26.-31.  Januar  1970,  hg.v.  Pa- 
mela H. Gruber,  Genf  1970,  S.  11 2-1 15.  Engl.  Fassung  in:  Fetters  of  Injustice.  Report  of  an 
Ecumenical  Consultation  on  Ecumenical  Assistance  to  Development  Projects,  Montreux,  26- 
31  January  1970,  ed.  Pamela  H.Gruber.  Geneva,  WCC,  1970 
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46      Die  soziale  Verantwortung  von  Wohlstandsgesellschaften 

Weltkonferenz  über  Wissenschaft  und  Technologie  für  eine  menschliche  Entwick- 
lung, Bukarest  1974 

Das  ÖRK-Studienprogramm  über  „Glauben,  Wissenschaft  und  die  Zukunft  des  Menschen", 
das  mit  der  Konferenz  von  Bukarest  seinen  vorläufigen  Abschluß  fand,  brachte  hauptsäch- 
lich eine  neue  Einsicht  in  die  Entwicklungsdiskussion  ein:  die  Erkenntnis  der  Grenzen  des 
Wachstums.  „Niemand  darf  seinen  Wohlstand  vergrößern,  solange  nicht  alle  das  Existenz- 
minimum haben"  (Krüger,  H.,  Müller-Römheld,  W.:  Bericht  aus  Nairobi  75,  Frankfurt/M. 
1976,  S.106)  formulierte  als  Konsequenz  daraus  die  Vollversammlung  in  Nairobi  1975.  Unter 
den  Texten  zur  Entwicklungsdiskussion,  die  nach  der  Diskussion  über  die  Grenzen  des 
Wachstums  und  nach  der  Ölkrise  von  1973  entstanden,  bietet  der  folgende  Auszug  aus  dem 
Bericht  von  Sektion  V  der  Bukarester  Konferenz  1974  eine  visionäre  Perspektive:  Eindringlich 
wie  sonst  erst  wieder  in  den  90er  Jahren  nach  der  UN-Konferenz  in  Rio  wird  die  Forderung 
nach  einer  radikalen  Umkehr  des  Entwicklungsmodells  der  Wohlstandsgesellschaften  entfal- 
tet. Reflexionen  über  eine  „Erlösung  vom  Zwang  ungleichen  Wachstums",  über  die  Einfüh- 
rung von  Obergrenzen  eines  zulässigen  Konsums  und  über  die  „Verschanzungsstrategie"  der 
Industrieländer  greifen  -  auch  wenn  Einzelformulierungen  noch  einen  eher  vagen  Charakter 
behalten  mögen  -  ihrer  Zeit  weit  voraus,  (vgl.  auch  die  Erklärung  „Die  Wirtschaft  -  eine  Ge- 
fahr für  den  Frieden",  Genf  1974,  hier  S.166ff).  Uneinigkeit  herrschte  in  Bukarest  v.a.  dar- 
über, wie  diese  tiefgreifenden  Veränderungen  umzusetzen  wären.  Während  die  hier  abge- 
druckte erste  Sichtweise  auf  dem  Hintergrund  eines  dependenztheoretischen  Ansatzes 
(Befreiung  statt  Entwicklung)  argumentierend  davon  ausgeht,  daß  der  Verzicht  auf  Ressour- 
cen in  den  Industrieländern  automatisch  den  Ländern  der  Dritten  Welt  zugute  kommt,  weist 
die  zweite  Sichtweise  auf  mögliche  negative  Rückwirkungen  (z.B.  Rückgang  der  Erlöse  aus 
den  Rohstoffexporten)  für  die  armen  Länder  und  die  grundsätzlichen  wirtschafts-  und  sozial- 
politischen Probleme  einer  solchen  Umstrukturierung  hin. 

Die  Verantwortung  von  Wohlstandsgesellschaften  für  die  soziale  Gerechtigkeit  in 
der  Welt  -  Zwei  Sichtweisen 

Die  folgenden  beiden  Darstellungen  zur  Situation  in  den  wohlhabenden  Ländern 
fordern  beide  "revolutionäre"  Veränderungen  im  Lebensstil,  in  der  ökonomischen 
Praxis  und  Theorie,  und  damit  in  den  Werten,  die  überentwickelten  Gesellschaf- 
ten zugrunde  liegen.  Es  gibt  aber  einen  grundsätzlichen  Dissens  darüber,  wie 
solche  Veränderungen  zustande  gebracht  werden  sollten. 

Die  sowohl  internen  als  auch  externen  Folgen  solcher  Veränderungen  sind 
schwierig  zu  bewerten. 

Wichtige  Fragen  hinsichtlich  der  Wirksamkeit  der  vorgeschlagenen  Veränderun- 
gen müssen  aufgeworfen  werden,  wenn  sie  nicht  mit  qualitativen  Veränderungen 
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in  den  Produktionsstrukturen  und  in  der  Art  von  Technologie  einhergehen,  die  in 
die  Dritte  Welt  getragen  wird.  Es  muß  ebenfalls  gefragt  werden,  ob  der  Bezugs- 
rahmen der  geforderten  gesellschaftlichen  Planung  weiterhin  im  Nationalstaat 
bestehen  kann. 

Es  stellt  sich  auch  die  Frage,  wie  weit  freiwilliges  Handeln  der  Kirchen,  das  auf 
eine  Veränderung  des  Lebensstils  in  den  Wohlstandsgesellschaften  zielt,  zu- 
gleich zur  Errichtung  der  neuen  Strukturen  beitragen  kann,  die  nötig  sind,  um  in- 
ternationale soziale  Gerechtigkeit  und  mit  ihr  Eigenständigkeit  zustande  zu  brin- 
gen. 

Die  beiden  Darstellungen  repräsentieren  daher  zwei  unterschiedliche  und  stel- 
lenweise gegensätzliche  Sichtweisen  auf  die  Lebensqualität  und  die  soziale  Ge- 
rechtigkeit, die  in  den  Wohlstandsgesellschaften  bereits  erreicht  ist  und  noch  er- 
reicht werden  wird,  sowie  darauf,  inwieweit  und  in  welcher  Weise  das  ethisch 
Wünschenswerte  wirtschaftlich  und  politisch  erreichbar  ist. 

Es  war  nicht  möglich,  in  diesen  Punkten  Übereinstimmung  zu  erreichen,  doch 
sind  sie  von  äußerster  Wichtigkeit.  Sie  bedürfen  der  gründlichen  Untersuchung. 
Ihr  Handlungsbedarf  kann  nicht  aufgeschoben  werden,  weil  die  Notwendigkeit 
drängt. 


A.  Erste  Sichtweise  -  die  Notwendigkeit  radikal  neuer  Ziele  für  überentwickelte  Ge- 
sellschaften 

Für  die  Länder  der  Dritten  Welt  stellen  die  industrialisierten  Länder  keine  Hoff- 
nung für  die  Zukunft,  keine  Quelle  des  Kapitals  und  der  Technologie  mehr  dar, 
die  für  ihre  Entwicklung  nötig  wäre.  Im  Gegenteil,  wegen  der  ausbeutenden  Züge 
ihrer  Investitionen  und  ihrer  Technologie,  der  Aktivitäten  multi-nationaler  Unter- 
nehmen und  wegen  eines  Welthandelssystems,  das  immer  den  Wohlhabenden 
genützt  hat,  werden  die  industrialisierten  Länder  als  ein  Haupthindernis  für  die 
Entwicklung  der  Zwei-Drittel-Welt  angesehen.  Die  Entwicklungsländer  kämpfen 
daher  um  soziale  und  wirtschaftliche  Eigenständigkeit.  Das  grundlegende  Ele- 
ment der  Entwicklung  ist  nicht  mehr  Hilfe,  noch  Handel,  sondern  die  Befreiung 
von  vorherrschender  wirtschaftlicher  Macht.  Die  Ausrichtung  nationaler  Ökono- 
mien auf  ihre  eigenen  menschlichen  und  natürlichen  Ressourcen  und  auf  die 
Nationalisierung  von  Rohstoffen  ist  zur  Voraussetzung  für  die  Entwicklung  in  der 
Zwei-Drittel-Welt  geworden.  Da  die  industrialisierten  Länder  zum  großen  Teil  ih- 
ren Wohlstand  durch  die  wirtschaftliche  Ausbeutung  anderer  geschaffen  haben, 
wird  die  Auswirkung  einer  solchen  Befreiung  in  der  Verminderung  ihres  materiel- 
len Wohlstands  bestehen. 

Die  gerade  vergangene  Ölkrise  ist  ein  Beispiel  für  den  Kampf  um  Eigenständig- 
keit in  der  Dritten  Welt.  Die  Bedeutung  dieser  Krise  liegt  darin,  daß  die  produzie- 
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renden  Entwicklungsländer,  die  durch  die  OPEC  zusammenarbeiten,  die 
ölmacht  von  den  verbrauchenden  Industrielandern  übernommen  haben.  Indem 
sie  gemeinsam  handeln,  können  die  Entwicklungslander  ihre  Rohstoffe  als 
Machtinstrumente  gebrauchen  und  dadurch  die  Industrieländer  zwingen,  ihre 
Verbrauchsstrukturen  zu  ändern. 

Die  ökologische  Krise  zwingt  die  Industrieländer,  ihren  Verbrauch  an  nicht  er- 
neuerbaren Ressourcen  einzuschränken.  Aber  diese  Veränderung  der  Ver- 
brauchsstrukturen ist  eine  direkte  Folge  auch  des  Kampfes  um  Eigenständigkeit  in 
den  Entwicklungsländern  und  ein  Beitrag  zu  weltweiter  wirschaftlicher  Gerechtig- 
keit. Heute  verbrauchen  die  Industrieländer  den  Löwenanteil  der  Ressourcen  der 
Welt  und  haben  ein  Verbrauchsniveau,  das  mit  den  unbefriedigten  Bedürfnissen 
der  Zwei-Drittel-Welt  überhaupt  nicht  zusammenpaßt.  Internationale  Gerechtig- 
keit setzt  voraus,  daß  ein  bedürfnisorientiertes  Minimum  hinsichtlich  Nahrung, 
Wohnung,  Gesundheit  und  Bildung  jeder  Person  in  jedem  Land  zugesichert  wird. 
Aber  weil  die  Ressourcen  beschränkt  sind,  setzt  sie  auch  Höchstgrenzen  für  den 
zulässigen  Verbrauch  in  den  entwickelten  Ländern  voraus.  Es  ist  recht  deutlich, 
daß  in  Industrieländern  das  Standardniveau  des  Verbrauchs  über  jenem  Maxi- 
mum liegt.  Sie  sind  überentwickelt  und  müssen  ihren  Verbrauch  einschränken. 

Daher  sollte  das  Entwicklungsziel  in  industrialisierten  Ländern  nicht  primär  öko- 
nomisches Wachstum  und  ein  steigendes  Bruttosozialprodukt  sein,  sondern  eine 
höhere  Lebensqualität,  die  mit  sozialer  Gerechtigkeit  einhergeht.  Dies  hängt  mit 
der  weltweiten  Suche  nach  einem  neuen  Entwicklungskonzept  zusammen,  das 
nicht  nur  auf  ökonomischem  Wachstum  gründet. 

Aus  christlicher  Sicht  könnte  die  nötige  Veränderung  in  den  Industrieländern  als 
Erlösungsvorgang  gedeutet  werden.  In  dieser  Welt  sind  wir  Sklaven  des  Bösen 
und  der  kollektiven  Sünde,  die  in  Über-KonsumGier  und  Ausbeutung  anderer  zur 
Erlangung  persönlichen  Vorteils  greifbar  wird.  Doch  wir  haben  durch  Christus 
eine  neue  Realität,  das  Reich  Gottes,  ergriffen,  und  dadurch  die  Möglichkeit  der 
Befreiung  von  dieser  Art  von  Welt.  Die  Offenbarung  Christi  hat  uns  für  andere  und 
tiefere  Werte  geöffnet,  die  über  Konsum  und  materiellen  Wohlstand  hinausge- 
hen. Eine  solche  Veränderung  in  der  auf  Konsum  gegründeten  Gesellschaft 
würde  tatsächlich  Befreiung  bedeuten,  die  "gute  Botschaft"  müßte  von  der 
Sünde  "ungleichen  Wachstums"  befreit  werden;  zu  einer  Welt  befreit  werden,  in 
der  Gerechtigkeit  und  die  Qualität  des  Lebens  Vorrang  haben.  Das  bedeutet, 
dem  Leben  einen  neuen  Sinn  zu  geben. 

Somit  können  wir  der  Alternative  zur  konsumorientierten  Gesellschaft  schöpfe- 
risch entgegensehen.  Diese  Alternative  ist  eine  Gesellschaft  mit  mindestens  vier 
Merkmalen: 

-    Die  verstärkte  Produktion  von  Gütern  und  Dienstleistungen   stellt  keinen  Wert 
an  sich  dar.  Wichtig  ist,  daß  eben  die  Güter  und  Dienstleistungen   produziert 
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werden,  die  den  grundlegenden    Bedürfnissen  aller  Menschen   entsprechen 
und  die  zur  höchstmöglichen  Lebensqualität  führen. 

-  Technologische  Innovationen  werden  gemeinsam  entwickelt,  um  die  materi- 
ellen Bedürfnisse  des  Lebens  zu  produzieren,  ohne  die  Natur  zu  zerstören  oder 
andere  auszubeuten.  Arbeitnehmer  haben  das  Recht,  in  Entscheidungen  über 
den  Gebrauch  der  Produkte,  die  sie  herzustellen  helfen,  über  die  Pläne  ihrer 
Firma  für  Forschung  und  über  die  Festlegung  der  Firmenpolitik  teilzuhaben. 

-  Das  Ziel  ist  nicht  nur  ein  Maximum  an  Wohlstand  und  Lebensqualität,  sondern 
auch  ihre  gerechte  Verteilung.  Wegen  der  Beschränktheit  der  Ressourcen  und 
dem  Wunsch  nach  Eigenständigkeit  wird  eine  Verbrauchsobergrenze  sowohl 
auf  nationaler  wie  auf  Weltebene  festgesetzt  werden.  Diese  Obergrenze  muß 
in  Überstimmung  damit  bestimmt  werden,  was  produziert  werden  kann,  ohne 
die  Umwelt  zu  zerstören  oder  einen  verzerrten  Anteil  der  beschränkten  Res- 
sourcen der  Welt  zu  gebrauchen.  Da  soziale  Ungerechtigkeit  in  den  Industrie- 
ländern noch  immer  vorherrscht,  sollte  auch  eine  bedarfsorientierte  Unter- 
grenze herausgearbeitet  werden.  Es  ist  besonders  wichtig,  daß  die  Arbeiter 
und  die  Unterprivilegierten  nicht  der  Veränderung  der  Strukturen  der  Produk- 
tion und  des  Konsums  zum  Opfer  fallen. 

-  Technologie  ist  darauf  ausgerichtet,  diese  menschlichen  Kriterien  zu  erfüllen. 
Dies  läßt  an  eine  Technologie  kleineren  Maßstabs  denken,  weniger  komplex 
und  spezialisiert  als  jene  der  überentwickelten  Gesellschaft,  aber  dennoch 
eine,  die  grundlegenden  menschlichen  Bedürfnissen  gerecht  wird  -  eine 
"passende"  Technologie,  menschlicher  als  die  jetzt  verwendete,  stärker  natur- 
verträglich und  basierend  auf  erneuerbaren  Ressourcen  und  eher  auf  Qualität 
denn  auf  Quantität. 

Diese  Alternative  zur  konsumorientierten  Gesellschaft  scheint  auf  Prinzipien  auf- 
zubauen, die  zu  denen  unseres  gegenwärtigen  Wirtschaftssystems  im  Gegensatz 
stehen.  Sie  stellt  die  Mittelpunktstellung  des  Bruttosozialprodukts  als  einzigem 
Leitziel  der  Entwicklung  und  als  Voraussetzung  für  die  Lösung  der  Arbeitslosig- 
keit, der  Verschmutzungsprobleme,  für  die  Hebung  des  Lebensstandards  und  das 
Erreichen  sozialer  Gerechtigkeit  in  Frage.  Sie  wird  mit  sich  bringen,  daß  die  Pla- 
nung der  Produktion  stärker  im  Einklang  mit  ethischen  Zielsetzungen  steht,  wäh- 
rend zugleich  eine  Marktwirtschaft  erhalten  bleibt,  die  hauptsächlich  von  priva- 
tem Besitz  der  Produktionsmittel  abhängt.  Die  Konsequenzen  einer  solchen  vor- 
geschlagenen ökonomischen  Veränderung  müssen  sorgfältig  studiert  werden,  um 
negative  Auswirkungen  hinsichtlich  sozialer  und  internationaler  Gerechtigkeit  zu 
vermeiden.  Es  muß  außerdem  ermittelt  werden,  ob  es  möglich  ist,  in  ein  Marktsy- 
stem die  Mechanismen  einzuführen,  die  für  die  Planung  einer  Produktion  im 
Einklang  mit  den  ethischen  Zielsetzungen  nötig  sind. 
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Wie  es  allerdings  scheint,  gibt  es  sogar  in  einer  Marktwirtschaft  Möglichkeiten, 
die  Produktion  durch  höhere  Steuern  auf  den  Verbrauch  von  Energie  und  Luxus- 
gütern, durch  progressive  Besteuerung  im  Interesse  der  Gerechtigkeit,  durch  die 
Schaffung  wirtschaftlicher  Anreize  für  die  Produktion  von  lebensnotwendigen  Gü- 
tern und  durch  Gesetze  gegen  gewisse  Formen  von  Werbung  zu  steuern. 

Das  oberste  Ziel  für  die  Entwicklung  ist  allerdings,  daß  jede  Person  voll  am  Ent- 
scheidungsprozeß  in  der  Gesellschaft  teilhat,  wenn  möglich  in  kleineren  Ge- 
meinschaften durch  direktere  Demokratie.  Solche  politische  und  ökonomische 
Teilhabe  ist  auch  eine  Voraussetzung  für  die  Festlegung  ethischer  Ziele  für  Pro- 
duktions- und  Verbrauchsstrukturen. 


B.  Zweite  Sichtweise  -  den  Hindernissen  bei  der  Umstrukturierung  der  Wohlstands- 
gesellschaften ins  Auge  sehen 

Angesichts  der  Notwendigkeit  zur  Veränderung  und  der  zunehmenden  Sorge  um 
die  Erzeugung  und  den  Gebrauch  von  Wohlstand  ist  es  wichtig,  die  Wohl- 
standsnationen nicht  zu  karikieren.  Während  es  offensichtlich  ist,  daß  ihre  Bevöl- 
kerung unter  dem  Druck  der  gesellschaftlichen  Gewohnheiten  und  mächtiger  In- 
stitutionen wie  der  Werbeindustrie  (die  Menschen  überredet  hat,  Güter  und 
Dienstleistungen  zu  kaufen,  die  sie  nicht  wirklich  brauchten)  von  der  Ideologie 
der  Gewinnsucht  und  Habgier  durchtränkt  ist  (was  weithin  eher  unbewußt  als  ab- 
sichtlich geschieht),  sollten  wir  uns  auch  der  folgenden  Merkmale  erinnern: 

-  Die  Lebensqualität  ist  für  die  Mehrheit  ihrer  Bewohner  durch  die  Anwendung 
von  Technologie  sowie  Verwaltungs-  und  Organisationswissenschaften  erhöht 
worden; 

-  Diese  Lebensqualität  spiegelt  sich  darin  wider,  daß  Millionen  von  Männern 
und  Frauen  die  Gelegenheit  haben,  ein  kulturelles  und  geistiges  Erbe  zu  tei- 
len und  einen  großen  Teil  ihrer  Zeit  eher  für  die  Verfolgung  solcher  Ziele  auf- 
zuwenden als  für  das  Streben  nach  materiellem  Reichtum; 

-  Trotz  fortgesetzter  Aspekte  sozialer  Ungerechtigkeit,  die  aus  der  Klassentren- 
nung und  anderen  Trennungen  innerhalb  der  Gesellschaft  hervorgeht,  hat  die 
wirtschaftliche  und  gesellschaftliche  Entwicklung  wohlhabender  Länder  einen 
nicht  unbedeutenden  Teil  der  Armen  der  Welt  in  die  Lage  versetzt,  ebenfalls 
an  der  Vorzügen  der  modernen  technologischen  Errungenschaften  teilzuha- 
ben. 

Es  gibt  Anzeichen  dafür,  daß  diese  Merkmale  weite  Teile  der  Welt  durchdrungen 
haben  und  daß  heute  Nationen  mit  einer  Bevölkerung  von  zusammen  über  einer 
Milliarde  Menschen  die  wohlhabende  Welt  darstellen.  Den  Wirtschaftssystemen 
der  Welt  wohnt  kein  Grund  inne,  warum  dieser  Prozeß  sich  nicht  schließlich   auf 
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die  ganze  Menschheitsfamilie  erstrecken  sollte  -  als  Folge  veränderter  internatio- 
naler Beziehungen  und  reformierter  nationaler  Systeme.  Dennoch  muß  dieser 
Optimismus  jetzt  von  einer  Anerkennung  der  bedrängenden  Auswirkungen  des 
Problems  der  Nahrungsversorgung,  der  Bevölkerungsexplosion  und  der  unersättli- 
chen Gier  einer  technologiezentrierten  Entwicklung  nach  Verwendung  von 
Energie  und  Rohstoffen  gedämpft  werden  -  ungeachtet  der  politischen  Probleme 
der  Welt  und  der  Neigung  von  Staaten,  ihre  Ressourcen  für  militärische  Zwecke 
zu  gebrauchen. 

Um  diese  Ungewißheit  bezüglich  einer  kontinuierlichen  Entwicklung  in  der  Welt- 
wirtschaft zu  verringern  (man  könnte  genauso  sagen:  die  kontinuierliche  Verwirk- 
lichung sozialer  Gerechtigkeit  in  den  sich  entwickelnden  Teilen  der  Welt),  wird 
es  nötig  zu  fragen,  ob  und  wie  die  bereits  wohlhabenden  Nationen  neu  struktu- 
riert werden  können  -  wirtschaftlich  und  gesellschaftlich  -,  um  ihren  Bedarf  an 
den  Ressourcen  der  Welt  abzuändern:  die  Notwendigkeit  des  Teilens  von  Macht 
anzuerkennen  und  andere  passende  Handlungen  vorzunehmen,  um  die  be- 
schleunigte Verwirklichung  von  Gerechtigkeit  für  die  Mehrheit  der  Menschen  der 
Welt  zu  fördern. 

Eine  solche  Neustrukturierung  der  Wohlstandsökonomien  kann  und  darf  nicht  als 
einfache  oder  gar  anspruchslose  Aufgabe  angesehen  werden.  Die  Implikationen 
solcher  Veränderungen  sind  in  ihrer  Tragweite  -  in  dreifacher  Hinsicht  -  revolu- 
tionär: 

-  weil  die  Verminderung  der  Nachfrage  nach  Ressourcen  zumindest  kurz-  und 
mittelfristig  ernste  Auswirkungen  für  Dritte-Welt-Länder  haben  wird,  die  vom 
Roh  Stoff  export  in  die  reichen  Länder  abhängig  sind.  Nicht  nur  die  Menge  der 
erforderlichen  Rohstoffe  würde  sinken,  sondern  es  ist  wahrscheinlich,  daß 
auch  der  Preis  für  die  verbleibende  Nachfragemenge  fiele  -  möglicherweise 
drastisch  -,  das  Fortbestehen  traditioneller  Marktorganisation  vorausgesetzt. 
Dieser  Aspekt  der  Situation  bedarf  offensichtlich  ernsthafter  Untersuchung  und 
einer  Übereinkunft  über  die  Schritte,  die  notwendig  wären,  um  die  nachteili- 
gen Auswirkungen  zu  kompensieren. 

-  weil  sie  die  Grundlagen  untergraben,  auf  denen  die  reichen  Ökonomien  und 
Gesellschaften  organisiert  sind,  und  so  eine  nie  dagewesene  und  weitestge- 
hend unerforschte  Situation  erzeugen:  eine,  in  der  es  nicht  nur  keine  vorgefer- 
tigten Antworten  auf  die  Probleme  gibt,  sondern  wir  sogar  kaum  wissen,  wel- 
cher Bereich  von  Fragen  und  Problemen  entstehen  würde.  Solche  Fragen 
und  Probleme  würden  sicher  die  folgenden  umfassen,  obwohl  sie  gewiß  nicht 
die  einzig  relevanten  Punkte  wären,  die  untersucht  werden  müßten: 

(I)  Bietet  die  bestehende  ökonomische  Theorie  und  Praxis  eine  Grundlage  für 
die  Analyse  eines  bewußt  nicht  an  grenzenloser  Steigerung  orientierten  An- 
satzes für  den  Gebrauch  der  Produktionsfaktoren?  Wenn  sie  nicht  geeignet 


247 


III.  Wirtschaftsethik 

ist,  was  sollte  die  theoretische   und   anwendungsorientierte    Grundlage   des 
neuen  Systems  sein? 

(II)  Kann  die  Marktwirtschaft  darauf  ausgerichtet  werden,  Ressourcen  entspre- 
chend den  Kriterien  eines  veränderten  Systems  so  zuzuteilen  und  einzuset- 
zen, daß  z.B.  (konsumorientierte;  Hg.)  Werbung  aufgegeben  wird  und  statt- 
dessen Menschen  davon  überzeugt  werden,  nicht  zu  konsumieren  -  sowohl 
im  Sinne  einer  allgemeinen  Änderung  des  Lebensstils  wie  auch  im  Blick  auf 
bestimmte  Güter  und  Dienstleistungen? 

(lll)Verringerte  Zufuhr  an  Energie  und  Rohstoffen  bedeutet  die  Auslöschung 
oder  Verkleinerung  wichtiger  Wirtschaftssektoren  -  einschließlich  führender 
Wirtschaftssektoren  wie  der  Automobilindustrie.  Was  bedeutet  dies  für  die 
Aufrechterhaltung  der  Gerechtigkeit  in  wohlhabenden  Ländern,  in  denen  ei- 
nige Teile  der  Bevölkerung  stärker  betroffen  sein  werden  als  der  Durch- 
schnitt? 

(IV)Eine  Verringerung  des  Konsums  bedingt  Änderungen  im  Lebensstil,  an  den 
sich  die  Menschen  gewöhnt  haben.  Wie  erreicht  man  solche  Veränderungen 
des  Lebensstils?  Was  bedeuten  diese  Veränderungen  hinsichtlich  der  gesell- 
schaftlichen Infrastruktur,  des  sozialen  Gefüges,  der  Erziehungssysteme  usw.? 

-  weil  sie  aus  dem  freiwilligen  Rückzug  von  Völkern  von  der  beherrschenden 
und  bevorzugten  Stellung  hervorgehen,  die  sie  in  der  Weltgesellschaft  einge- 
nommen haben.  Es  scheint  keinerlei  vergangene  Zivilisationen  gegeben  zu 
haben,  die  freiwillig  ihrem  Status  entsagt  hätten.  Die  Folgerungen  sind  zweier- 
lei: 

(I)  Freiwillige  müssen  überzeugt  werden  -  per  definitionem  kann  man  sie  nicht 
zwingen.  Jede  Möglichkeit,  daß  die  Gedanken  angenommen  werden,  wird 
einer  konzertierten,  organisierten  Kampagne  und  eines  großen  und  nachhal- 
tigen Aufwands  bedürfen. 

(II)  Eine  feindselige  Haltung  der  Dritten  Welt  und  die  Ablehnung  des  bestehen- 
den weltweiten  ökonomischen  und  sozialen  Systems  könnte  die  wohlha- 
bende Welt  sehr  wohl  dazu  verleiten,  sich  "abzuschotten".  Es  ist  nicht  un- 
denkbar, daß  die  reichen  Staaten  sich  organisatorisch  auf  das  Überleben  für 
kommende  Jahrzehnte  einrichten  könnten  -  im  Rahmen  eines  aufrechterhal- 
tenen Systems,  das  für  die  große  Mehrheit  ihrer  Bevölkerung  nur  eine  sehr 
kleine  Veränderung  bedeutete,  und  im  Rahmen  einer  verfügbaren  Rohstoff- 
grundlage, die  zweifellos  imstande  ist,  die  heutige  wohlhabende  Welt  für 
Generationen  zu  erhalten. 

Wie  kann  dieser  Verschanzungsstrategie,  die  im  Grundsatz  unchristlich   ist,  weil 
sie  vernachlässigend  und  egoistisch  ist,  von  christlichen  Gemeinschaften  in  der 
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wohlhabenden  Welt  begegnet  werden?  Die  Christen  werden  ihre  Mitbürger 
"evangelisieren"  müssen  und  eine  Art  von  Lebensstil  vertreten  müssen,  die  mit 
der  grundlegenden  Veränderung  im  Einklang  steht,  der  sich  die  Ökonomien  und 
Gesellschaften  ihrer  Länder  unterziehen  müssen.  Zweifelsohne  wird  ihre  Aufgabe 
schwer  sein  und  des  Verständnisses,  der  Liebe  und  der  Gebete  ihrer  Mitchristen 
anderswo  in  der  Welt  bedürfen. 

Quelle:  Bucharest  Conference  1974:  Science  and  Technology  for  Human  Development.  The 
Ambiguous  Future  and  the  Christian  Hope,  in:  Anticipation  No.  19,  November  1974,  p.1-43, 
daraus:  Part  Five:  World  Social  Justice  in  a  Technological  Age,  Responsability  of  Affluent 
Societies  for  World  Social  Justice,  p. 29-31  (eigene  Übersetzung)  -  engl.  Berichtstext  auch 
in:  Study  Encounter  Vol.X,  No.4,  1974,  Dokument  Nr.SE  69. 


47  Strukturen  der  Gefangenschaft  und  Muster  der  Befreiung  -  einige  theolo- 
gische Reflektionen 

Arbeitsgruppe  1  der  gemeinsamen  Konsultation  von  CCPD  und  CICARWS, 
Montreux  1974 

1971  wurde  die  Kommission  des  ÖRK  für  Kirchlichen  Entwicklungsdienst  (CCPD)  gegründet 
und  organisatorisch  innerhalb  der  Unterabteilung  II  des  ÖRK  „Gerechtigkeit  und  Dienst"  ne- 
ben der  Kommission  für  ökumenische  Diakonie  „Zwischenkirchliche  Hilfe,  Flüchtligs-  und 
Weltdienst"  (CICARWS)  eingeordnet.  Die  gemeinsame  Konsultation  von  CCPD  und 
CICARWS  im  Dezember  1974  wurde  unter  der  Bezeichnung  „Montreux  II"  (zu  Montreux  I  vgl. 
hier  S.238ff)  bekannt.  Hier  zeigt  sich,  wie  zunehmend  die  Kirchen  und  ihr  Selbstverständnis 
mit  in  die  ökumenische  Entwicklungsdiskussion  einbezogen  wurden.  Zur  zentralen  Frage  der 
Konsultation  wurde:  Können  reiche  Kirchen  wirklich  mit  den  Armen  solidarisch  sein,  solange 
sie  ihren  Reichtum  sichern  und  selbst  nicht  arm  sind?  CCPD  entschied  sich  unter  Auf- 
nahme der  lateinamerikanischen  Aktions-Reflexions-Methode  für  den  sogenannten  people- 
orientierten  Ansatz. 


/.  Formen  unserer  Gesellschaft  und  Muster  unserer  Befreiung 

Der  neue  Äon  in  Christus  ist  angebrochen  und  ist  doch  ein  kommender.  Der  alte 
ist  gestorben  und  ist  doch  ein  noch  vergehender.  Wir  leben  zwischen  den  beiden 
Advents  im  Vertrauen  auf  ihn,  der  gekommen  ist,  aber  schauen  nach  vorn  in 
Hoffnung  auf  denselben  einen,  der  immer  kommt  und  in  einer  neuen  Weise 
kommen  wird  am  Jüngsten  Tage  zu  richten  und  zu  erlösen. 

Die  Formen  unserer  Gefangenschaft,  die  zu  dem  alten  Äon  gehören,  wie  auch 
die  Formen  unserer  Befreiung,  die  der  neue  Äon  bringt,  sind  beide  Teil  unserer 
Erfahrung.  Sünde  und  Tod  sind  überwunden,  doch  sie  beschweren  unaufhörlich 
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unsere  Existenz.  Die  verurteilten  und  überwundenen  Feinde  nehmen  neue  Ge- 
stalten an  und  verhindern  unseren  Einzug  in  das  neue  Zeitalter  der  Freiheit,  der 
Freude,  des  Friedens  und  der  Liebe. 

Wir  sind  in  einer  entstellten  Vorstellung  von  der  Bewegung  vom  Alten  zum  Neuen 
als  dem  Aufstieg  von  der  Unterentwicklung  zur  Entwicklung  gefangen  gewesen, 
als  ob  dieses  zwei  Stadien  wären,  durch  die  jeder  hindurch  zu  gehen  hat,  der  ein 
volles  Leben  begehrt.  Wir  wissen  nun,  daß  Überentwicklung  und  Unterentwick- 
lung zwei  Seiten  derselben  Wirklichkeit  sind,  wobei  jeweils  die  eine  Seite  ihre 
Existenz  der  anderen  verdankt.  Die  Strukturen  unserer  Gefangenschaft  können  in 
diesem  Netz  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Machtbeziehungen  innerhalb 
einer  jeden  Nation  und  zwischen  den  Nationen  gesehen  werden.  So  lange  die 
Machtstruktur  eine  von  Beherrschung  und  Abhängigkeit  bleibt,  kann  jede  Form 
der  Entwicklung  dieses  Beziehungsmuster  nur  stärken  und  wird  nicht  die  Befrei- 
ung der  Unterdrückten  sowohl  wie  der  Unterdrücker  von  der  Gefangenschaft  des 
alten  Äon  bringen  können.  Überfluß  ist  nicht  Befreiung.  Sinnlosigkeit,  der  Verlust 
der  Identität,  Verzweiflung  und  Furcht  bestimmen  die  Gemeinschaften  derer,  die 
im  Überfluß  leben  in  allen  Ländern.  Das  Geheimnis  der  Sünde  geht  tiefer  als  die 
Strukturen  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Machtverhältnisse.  Die  Reichen 
sind  gefangen  im  Netz  der  Habgier  und  des  Dranges  zum  Verbrauch  (Konsum). 
Die  Armen  stehen  in  ihrer  Not  in  der  Versuchung,  habgierig  zu  sein  auf  all  den 
Überfluß  der  Reichen.  Die  menschlichen  Beziehungen  werden  schlechter  in  na- 
hezu allen  Gesellschaften.  Die  Erde  wird  ein  bedrängendes  Gefängnis,  in  das 
kein  Wort  der  Hoffnung  eindringt.  In  Habgier  und  Schuld,  in  Einsamkeit  und  Ver- 
zweiflung, in  Furcht  und  Angst,  in  Armut  und  Wünschen,  in  Selbstsucht  und  Kor- 
ruption scheint  der  alte  Äon  die  Kräfte  des  neuen  zu  schwächen.  Wr  sind  Gefan- 
gene in  einer  Welt,  wo  selbst  das  Wort  Gottes  nicht  leicht  oder  überall  gehört 
wird.  Die  Kirche  selbst  scheint  in  Gefangenschaft  zu  sein  überall  dort,  wo  sie  sich 
verbunden  hat  oder  Kompromisse  geschlossen  hat  mit  den  Mächten  des  alten 
Äon.  Und  dort  ist  auch  das  Wort  Gottes  gebunden.  Die  Befreiung  hat  im  Hause 
Gottes  zu  beginnen.  Das  Wort  Gottes  muß  wieder  gehört  werden,  das  Wort,  das  zu 
Buße  und  Glauben  ruft.  Wo  schauen  wir  aus  nach  den  Zeichen  des  Neuen?  Wo 
sind  die  Symbole,  die  unsere  Verzweiflung  vertreiben  und  neue  Hoffnung  brin- 
gen? Wo  entdecken  wir  die  Zeichen  der  Existenz  des  Reiches  Gottes  mitten  in 
der  Anwesenheit  des  Geheimnisses  der  Sünde?  (...) 


//.  Die  Kirchen  und  die  Armen 

Die  Armen  sind  noch  nicht  mit  Gütern  erfüllt,  und  die  Mächtigen  scheinen  noch 
auf  ihren  multinationalen  Thronen  zu  sitzen,  obwohl  nicht  mehr  alle  zu  bequem. 
Die  Armen  merken  auf  das  Signal  der  Trompete  und  erwachen  zu  dem  Ruf  zum 
Kampf.  Des  Herren  Worte  in  der  Synagoge  von  Nazareth,  daß  er  dazu  beauftragt 
worden  ist,  die  gute  Botschaft  den  Armen  zu  bringen  und  die  Freiheit  den  Ge- 
fangenen zu  verkünden,  erlangen  eine  neue  Wahrheit  heute.   Die  Gerechtigkeit 
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Gottes  im  Alten  Testament  hat  sich  in  der  Befreiung  der  Armen  von  ihren  Unter- 
drückern offenbart,  in  dem  Schutz  der  Schutzlosen,  im  Beschützen  der  Waisen 
und  Witwen,  in  der  entschiedenen  Parteinahme  für  die  Opfer  von  Ungerechtig- 
keit. Jesus  Christus  offenbart  die  Gerechtigkeit  Gottes  ebenfalls  in  dieser  Partei- 
nahme für  die  Armen  und  wir  müssen  die  ekklesiologische  Frage  stellen,  ob  die 
Kirche  überhaupt  Kirche  sein  kann,  wenn  sie  sich  nicht  mit  den  Armen  identifi- 
ziert. Einige  von  uns  würden  sogar  weiter  gehen  und  darauf  bestehen,  daß  die 
Kirche  arm  zu  sein  hat,  um  mit  den  Armen  identifiziert  werden  zu  können,  und 
daß  in  einer  Kirche,  die  wohlhabend  und  mächtig  ist,  das  Wort  Gottes  gebunden 
sein  kann.  Hat  eine  Kirche  das  Recht  den  Armen  zu  helfen,  wenn  sie  mit  den  Un- 
terdrückern verbunden  ist?  Wie  kann  ihre  Verkündigung  dann  gute  Nachricht  für 
die  Armen  sein?  Welchen  Wert  hat  ihre  Entwicklungshilfe,  wenn  sie  zugleich  mit 
den  Mächtigen  und  denen,  die  im  Überfluß  leben,  verbunden  ist?  Wie  kann  eine 
Kirche,  die  sich  in  der  Knechtschaft  der  Strukturen  der  Gefangenschaft  befindet, 
die  zu  dem  alten  Äon  gehören,  befreit  werden,  das  Wort  der  Befreiung  zu  verkün- 
digen und  ein  wahrer  Diener  der  Armen  und  der  Unterdrückten  zu  sein? 


///.  Die  Knechtschaft  der  Kirche  und  ihre  Dienstgestalt 

Wie  kämpft  die  Kirche  für  ihre  eigene  Befreiung,  um  frei  zu  sein,  das  Evangelium 
der  Befreiung  zu  verkündigen?  Der  Kampf  für  die  Kirche  geht  mitten  durch  die 
Kirche.  Die  Kirche,  die  aufgerufen  ist,  Herold,  Zeichen,  Sakrament  und  Agent 
des  Reiches  Gottes  zu  sein,  wartet  auf  ihre  eigene  Befreiung  durch  die  Macht 
des  neuen  Äon.  Welches  sind  die  Elemente  in  diesem  Befreiungsprozeß  der  Kir- 
che, die  auch  einen  freien  Raum  in  der  Welt  für  das  rettende  Wort  Gottes  schaf- 
fen? 

a)  Der  Ruf  zur  Buße 

Die  Buße  der  Kirchen  kann  verschiedenen  Formen  annehmen.  Das  hängt  ab  von 
der  Situation  und  dem  Erbe  einer  jeden  Kirche.  Für  einige  reiche  und  mächtige 
Kirchen  kann  Buße  und  Selbstentäußerung  bedeuten,  daß  sie  dem  Wohlstand 
und  der  Macht  absagen,  ein  bestimmt  kostspieliger  Prozeß.  Kirchen  würden 
selbst  erst  Machtlosigkeit  erfahren  müssen,  um  offen  zu  sein  für  die  Mächte  des 
neuen  Äon.  Die  Allianz  mit  den  Strukturen  der  Macht  zu  durchbrechen  kann  be- 
deuten, des  Verrats  angeklagt  und  verfolgt  zu  werden. 

b)  Der  Ruf  zur  Verteidigung  der  Schutzlosen 

Dies  kann  bedeuten,  zur  Verteidigung  aufzustehen  für  die  Entrechteten,  kämpfen 
für  die  Opfer  von  Folter,  Offenlegen  der  Machenschaften  jener,  die  an  der  Macht 
sind,  eine  Stimme  zu  sein  für  diejenigen,  die  keine  Stimme  haben  (...) 
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c)  Prophetische  Kritik  an  den  Unterdrückern  und  Verkündigung  der  Hoffnung  für 
die  Armen 

Prophetische  Kritik  kann  mehr  sein  als  nur  verbal.  Sie  mag  manchmal  den  Vor- 
wurf nach  sich  ziehen,  Verrat  zu  sein,  wenn  man  sie  nach  dem  Maße  des  Patrio- 
tismus mißt.  Die  Botschaft  des  Heils  mag  auf  die  Zerstörung  der  Strukturen  der 
Unterdrückung  abzielen  und  auf  die  Befreiung  der  Gefangenen.  Eine  Verkündi- 
gung, die  die  Unterdrückung  anprangert  und  Hoffnung  erweckt,  kann  sogar  die 
Gemeinschaft  der  Christen  spalten;  aber  auch  Jesus  hat  gesagt,  daß  er  gekom- 
men ist,  das  Schwert  zu  bringen,  nicht  den  Frieden.  Die  Zweideutigkeit  der  Kir- 
che in  ihrer  teilweisen  Kompromißfreudigkeit  und  teilweisen  Treue  wird  ans  Licht 
kommen  nur  dann,  wenn  sie  das  Wort  authentisch  verkündet. 

d)  Ein  Ort  für  die  Armen,  ihren  Kampf  zu  organisieren 

Kann  die  Kirche  eine  Heimat  sein  in  allen  Ländern  für  die  Armen,  so  daß  sie  zu- 
sammenkommen und  sich  für  ihren  Kampf  organisieren  können?  Kann  die  Ge- 
meinschaft der  Gläubigen  ein  Platz  sein,  wo  die  Armen  und  Entrechteten  Gast- 
freundschaft finden  können,  wie  sie  es  in  den  ersten  Tagen  der  Kirche  zu  tun 
pflegten?  Nicht  nur  um  gespeist  zu  werden  und  ein  Dach  über  den  Kopf  zu  be- 
kommen, sondern  auch  um  sich  selbst  zu  organisieren  für  ihre  eigene  Befreiung? 

e)  Die  priesterliche  Rolle  der  Fürbitte  und  des  Gebets  für  die  Armen  und  die  Unter- 
drückten 

Eine  Kirche,  die  für  ihre  eigene  Authentizität  kämpft,  sollte  ebenfalls  eine  prie- 
sterliche Gemeinschaft  sein,  in  der  in  ständigem  Gebet  und  Fürbitte  der  Armen 
und  Unterdrückten  gedacht  wird. 

Das  oben  Gesagte  ist  nicht  als  eine  Liste  der  Dinge  gedacht,  welche  die  Kirche 
ist  oder  tut.  Vieles  von  unserer  traditionellen  Verkündigung,  unserer  traditionellen 
Diakonie  und  christlicher  Erziehung  mag  so  fortgesetzt  werden  wie  bisher.  Die 
Kirche  wird  immer  in  gewisser  Weise  zweideutig  bleiben,  das  heißt  zum  Teil 
Kompromisse  schließen  und  zum  Teil  treu  ihren  Gehorsam  erfüllen.  Aber  der 
Weg  zur  Authentizität  und  Freiheit  geht  mitten  durch  das  Kreuz  des  erlösenden 
Leidens,  durch  Buße  und  Glauben,  durch  Entäußerung  unserer  selbst  in  der  Ver- 
wundbarkeit der  Machtlosigkeit  und  der  Liebe. 


IV.  Implikationen  für  die  ökumenische  Struktur 

Welches  sind  die  Implikationen  für  die  ökumenischen  Strukturen  und  speziell  für 
den  ökumenischen  Rat  der  Kirchen?  Gibt  es  einige  Prinzipien,  die  uns  helfen 
können,  unsere  Strukturen  neu  zu  ordnen?  Die  ökumenische  Dimension  der  Kir- 
che sollte  für  all  unsere  Verkündigung  und  für  jedes  Zeugnis  konstitutiv  sein.  Das 
bedeutet: 
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a)  keine  Kirche  ist  in  sich  selbst  genug,  noch  kann  es  eine  Rechtfertigung  dafür 
geben,  Dinge  getrennt  zu  tun,  die  gemeinsam  getan  werden  können.  Jede  Kir- 
che muß  sich  selbst  prüfen,  um  zu  sehen,  ob  ihre  mangelnde  Bereitschaft  zur  Zu- 
sammenarbeit von  dem  Zögern  her  kommt,  die  Kontrolle  über  ihr  eigenes  Impe- 
rium zu  verlieren; 

b)  keine  nationale  oder  internationale  kirchliche  Stelle  kann  gerechtfertigt  sein 
im  Aufbau  ihrer  eigenen  Strukturen  von  Macht  und  Abhängigkeit.  Dies  gilt  natür- 
lich auch  für  die  Einheiten  und  Untereinheiten  des  ökumenischen  Rates  der  Kir- 
chen; 

c)  kann  Praxis  und  Verkündigung,  oder  Mission  und  Dienst  getrennt  sein?  Was 
bedeutet  das  für  die  Art  und  Weise,  wie  der  Ökumenische  Rat  der  Kirchen  struktu- 
riert ist?  Nach  welchem  Prinzip  sind  die  Einheiten  und  Untereinheiten  des  Öku- 
menischen Rates  spezialisiert?  Ist  es  funktional  oder  nach  theologischen  Ge- 
sichtspunkten? 

d)  Was  bedeutet  die  Identifikation  mit  den  Armen  und  selbst  die  Annahme  der 
Armut  für  den  Lebensstil  des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen?  Ist  der  Ökumeni- 
sche Rat  der  Kirchen  behindert  in  seinem  Kampf  für  Authentizität  durch  seine 
Sorge  und  Furcht,  seine  Mittel  zu  verlieren? 

e)  Wenn  die  Identifikation  mit  den  Opfern  der  Unterdrückung  den  Unmut  des  Un- 
terdrückers hervorruft,  was  bedeutet  das  für  die  Einheit  der  Gemeinschaft?  Wenn 
im  Interesse  der  Einheit  unsere  Opposition  gegenüber  dem  Unterdrücker  leiser 
wird,  was  bedeutet  das  für  unsere  Authentizität  und  Glaubwürdigkeit  gegenüber 
den  Armen? 

f)  Falls  die  Macht  des  Geldes  nicht  das  wichtigste  Mittel  ist,  das  wir  zu  dem 
Kampf  der  Befreiung  beitragen  können,  was  ist  es  dann,  nach  dem  wir  Ausschau 
halten  sollten? 

Quelle:  Structures  of  Captivity  and  Lines  of  Liberation.  Some  Theological  Reflections, 
CCPD/CICARWS  Joint  Consultation,  Montreux  1974,  in:  Ecumenical  Review  XXVII  (1975), 
S. 44-47;  Deutsche  Fassung:  epd-Dokumentation  Nr. 35/75,  S. 32-36 
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48  Eigenständigkeit  und  Solidarität  im  Streben  nach  Internationaler  Gerech- 
tigkeit 

ÖRK-Konsultation,  Bossey  1976 

Die  Tagung,  die  im  ökumenischen  Institut  in  Bossey  stattfand,  diskutierte  ein  alternatives 
Entwicklungskonzept,  wie  es  z.B.  seit  1967  im  Ujamaa-Sozialismus  in  Tansania  umgesetzt 
wurde.  Das  Konzept  der  Eigenständigkeit  (self-reliance)  geht  aus  von  dem  Vertrauen  auf  die 
eigenen  Kräfte,  die  primär  zur  Befriedigung  der  menschlichen  Grundbedürfnisse  eingesetzt 
werden  sollten.  Ein  kennzeichnendes  Element  dieser  Praxis  ist  die  Partizipation  der  Bevölke- 
rung an  allen  wichtigen  EntScheidungsprozessen.  Ein  solches  Konzept  entsprach  der  Linie 
der  Kommission  für  Kirchlichen  Entwicklungsdienst  (CCPD).  Eingefordert  wurde  im  zweiten 
(hier  nicht  abgedruckten)  Teil  des  Tagungsberichtes  die  Solidarität  des  ÖRK  und  der  ihm  an- 
geschlossenen Kirchen  für  die  Unterstützung  dieses  Entwicklungsweges.  Vorgeschlagen 
wurde  u.a.  als  ein  Zeichen  solcher  Solidarität  die  Verlegung  des  Sitzes  des  ÖRK  und  des 
ökumenischen  Institutes  in  die  Dritte  Welt,  beispielsweise  nach  Tansania. 


Te/7  /.  Eigenständigkeit  (self-reliance) 

Eigenständigkeit  ist  kein  konkretes  Objekt,  sondern  ein  Gebäude  menschlicher 
Begriffe,  Prinzipien,  Handlungsweisen  und  Ansätze,  die  teilweise  und  unvollstän- 
dig im  Handeln  einer  wachsenden  Zahl  von  Gemeinschaften  und  Nationen  ver- 
wirklicht sind.  Keine  davon  kann  den  Anspruch  erheben,  das  Ganze  der  Eigen- 
ständigkeit zu  umfassen. 

Eigenständigkeit  ist  eine  Herangehensweise,  eine  Einstellung,  eine  Weltsicht  der 
menschlichen,  gemeinschaftlichen,  nationalen  und  globalen  Entwicklung.  Sie 
ist  unter  den  Völkern  der  beherrschten  nicht-europäischen  Länder  als  positive  Be- 
kräftigung dafür  entstanden,  daß  es  eine  Alternative  zu  ihrer  Abhängigkeit,  Unter- 
ordnung und  Ausbeutung  gibt,  und,  daß  diese  Alternative  nicht  in  einer  Imitation 
oder  einem  Aufholen  gegenüber  denen  besteht,  die  diese  Länder  beherrscht, 
ausgebeutet  und  mißachtet  haben. 

Das  zentrale  Prinzip  der  Eigenständigkeit  ist  das  Recht,  die  Notwendigkeit,  die 
Freiheit  und  die  Befähigung  jedes  Volkes,  sein  eigenes  Ziel  für  die  gemeinschaft- 
liche, nationale  und  menschliche  Entwicklung  durch  von  ihm  selbst  gewählte  In- 
stitutionen und  Programme  festzulegen  und  seine  Erlangung  zu  erkämpfen.  Die- 
ses Prinzip  stellt  sich  in  der  gegenwärtigen  Praxis  in  einigen  Ländern  dar,  z.B. 
China  und  Tansania.  Weil  die  Geschichte,  der  Kontext  und  die  unmittelbaren 
Bedürfnisse  jeweils  verschieden  sind,  ist  es  auch  die  jeweilige  Praxis.  (...) 
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Eigenständigkeit  ist  der  Entwicklung  verpflichtet:  der  Transformation  ökonomi- 
scher, sozialer,  politischer,  kultureller  und  intellektueller  Strukturen  und  nicht  nur 
dem  wirtschaftlichen  Wachstum.  Das  Wohlergehen  der  Arbeiter  und  Bauern  muß 
Vorrang  haben,  nicht  das  Anwachsen  des  Wohlstands  weniger  Einzelpersonen. 
Darum  müssen  soziale  und  politische  Ziele  die  ökonomischen  Mittel  bestimmen 
und  aufzeigen.  (...) 

Eigenständigkeit  ist  auf  Menschen  ausgerichtet.  Sie  nimmt  den  Menschen  als 
Mensch  in  Gemeinschaft  wahr.  Nicht  nur  die  Möglichkeit  materieller  Errungen- 
schaften, sondern  die  Möglichkeit  menschlicher  Entwicklung  wird  als  Interaktion 
von  Menschen  in  der  Gemeinschaft  und  nicht  von  isolierten,  egozentrischen  In- 
dividuen definiert. 

Weil  Eigenständigkeit  einseitige  Abhängigkeit  und  äußere  Auferlegung  von  Zie- 
len und  Mitteln  ablehnt,  braucht  sie  Partizipation.  Diejenigen,  die  am  direktesten 
von  Entscheidungen  betroffen  werden,  müssen  vollständig  und  verantwortlich  in 
EntScheidungsprozesse,  von  denen  sie  betroffen  sind,  und  in  ihre  Umsetzung 
einbezogen  werden.  Dezentralisierung,  Planung,  Flexibilität  und  Repräsentation 
werden  als  Mittel  zur  weniger  unvollkommenen  Erfüllung  des  Gutes  der  Partizipa- 
tion angesehen.  Abhängigkeit  und  Hierarchie  werden  für  die  Probleme,  gegen 
die  Eigenständigkeit  anstrebt,  als  wesentlich  wahrgenommen.  Eigenständigkeit 
bedarf  einer  engagierten  Führung,  aber  einer,  die  innerhalb  des  partizipatori- 
schen  Prozesses  agiert  und  von  ihm  beaufsichtigt  wird. 

Eigenständigkeit  beinhaltet  eine  Forderung  nach  sozialer  Gerechtigkeit  und 
nach  der  Beseitigung  der  Unterdrückung.  Ihre  Wahrnehmung  des  Gebrauchs  von 
Hierarchie  und  Herrschaft  steht  der  Ausbeutung  und  der  -  materiellen,  kulturellen 
und  moralischen  -  Ungerechtigkeit,  die  den  Schwachen,  Beherrschten  und  Un- 
tergeordneten aufgeladen  wird,  höchst  kritisch  gegenüber.  Gerechtigkeit  in  Ei- 
genständigkeit umfaßt  die  Umverteilung  von  Dingen,  aber  zumindestens  glei- 
chermaßen die  Beendigung  von  Ausbeutung  und  eine  Umverteilung  des  Rechts, 
Entscheidungen  zu  fällen. 

Die  Prioritäten  der  Eigenständigkeit  sind  nicht  die  der  Maximierung  und  der  Mo- 
dernisierung des  Ertrags.  Wachstum  in  einigen  Arten  materieller  Produktion  und 
selektive  Modernisierung  von  Technologie  und  Institutionen  sind  lebensnotwen- 
dig, aber  als  Mittel  und  nicht  als  Ziel.  Schnelle  Erfüllung  grundlegender  mensch- 
licher Bedürfnisse  steht  im  Mittelpunkt  des  Kampfes  um  soziale  Gerechtigkeit;  die 
Ressourcen  für  diese  Erfüllung  bereitzustellen,  muß  der  Hauptzweck  wirtschaftli- 
chen Wachstums  sein.  (...) 

Weil  Eigenständigkeit  das  Organisationsprinzip  von  Menschen  ist,  die  an  Ge- 
meinschaft partizipieren,  sucht  sie  auch  die  Wechselwirkung  eigenständiger  Ge- 
meinschaften. Eigenständige  Gemeinschaften  und  Nationen  können  miteinander 
in  Wechselwirkung  treten,  ohne  daß  Abhängigkeit  und  Herrschaft  unausweichlich 
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würde.  Daher  gibt  es  eine  Verpflichtung  zur  Solidarität  mit  denen,  die  an  der 
Entwicklung  der  Eigenständigkeit  teilhaben  und  sich  mit  ihr  befassen. 

Quelle:  Self-Reliance  and  Solidarity  in  the  Quest  for  International  Justice,  Konsultation  des 
ÖRK  in  Bossey,  3.-9.  April  1976,  in:  Study  Encounter  XII/3  (1976),  S.1-10,  hier:  S.1-4 
(eigene  Übersetzung) 


49      Entwicklung:  Bestandsaufnahme  und  Ausblick 

ÖRK-Tagungsbericht,  Genf  1995 

Fünfundzwanzig  Jahre  nach  der  ökumenischen  Konsultation  in  Montreux,  die  seinerzeit  zur 
Gründung  von  CCPD  geführt  hatte  (vgl.  hier  S.238ff),  versucht  diese  Konsultation  im  Ja- 
nuar 1995  in  ihrem  16-seitigen  Bericht  eine  Bestandsaufnahme  des  ökumenischen  Beitrages 
zur  Entwicklungsdiskussion  mit  einem  kritischen  Ausblick  in  die  Zukunft  zu  verbinden.  Nach- 
dem mit  der  Umorganisation  des  ÖRK  die  Untereinheit  CCPD  aufgehört  hatte  zu  bestehen, 
wurde  diese  Konsultation  von  der  nunmehr  zuständigen  Unit  III  „Justice,  Peace  and  Crea- 
tion"  organisiert. 


3.  Welche  Fehler  sind  gemacht  worden? 

(...)  Es  gab  in  der  ökumenischen  Bewegung  schon  früh  ein  Bewußtsein  dafür,  daß 
Entwicklung  nicht  als  ein  linearer  Aufholvorgang  zu  verstehen  sei,  durch  den 
Lander  im  Süden  Modelle  des  Nordens  nachzuahmen  versuchen  sollten.  Wie  die 
Theologie,  so  muß  auch  die  Entwicklung  kontextualisiert  werden;  es  gibt  nicht 
nur  ein  Entwicklungsmodell,  das  für  alle  Teile  der  Welt  anwendbar  und  gültig  ist. 
Wenn  man  diese  frühe  Anerkennung  der  Notwendigkeit  kontextueller  Zugänge 
bedenkt,  überrascht  es,  daß  dem  Thema  Kultur  und  Entwicklung  in  ökumeni- 
schen Überlegungen  so  wenig  Aufmerksamkeit  geschenkt  wurde.  Die  Rolle  von 
Symbolen  als  inspirierenden  und  motivierenden  Kräften  ist  gleichermaßen  un- 
terbewertet worden.  Auch  ist  die  Notwendigkeit,  Bündnisse  mit  anderen  religiösen 
Gemeinschaften  und  säkularen  Bewegungen  zu  schließen,  die  im  Entwicklungs- 
bereich ihr  Engagement  mit  Gliedern  der  ökumenischen  Bewegung  gemeinsam 
haben,  zu  wenig  beachtet  worden. 

4.  Eine  neue  Situation 

(...)  die  Hauptfaktoren  des  Ost-West-Konfliktes  zwischen  der  sogenannten  Ersten 
und  Zweiten  Welt  sind  heute  verschwunden.  Dies  markierte  auch  das  Ende  der 
sogenannten  Dritten  Welt  als  politische  Identität  südlicher  Länder.  In  der  Folge 
hat  der  Begriff  "Blockfreiheit"  seine  Bedeutung   größtenteils  verloren,  da  er  die 
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Stellung  bezeichnete,  weder  dem  kommunistischen  Block  noch  der  "freien  Welt" 
zuzugehören.  Die  Trennung  zwischen  der  Ersten,  Zweiten,  Dritten  und  Vierten 
Welt  ist  hinfällig  geworden.  Ideologische  Unterschiede,  die  lange  Zeit  bestanden 
haben,  verfliegen  und  neue  Trennungslinien  entstehen.  Die  gegenwärtige  Rich- 
tung scheint  auf  ein  einziges  Weltsystem  hinzuzielen,  in  dem  Partizipation  am 
Kräftespiel  des  Welthandels  und  wirtschaftliche  Modernisierung  wichtiger  ist  als 
alte  politische  Trennungslinien.  Traditionelle  Links-Rechts-Paradigmen  sind  we- 
niger offensichtlich.  Klassische  Gegenüberstellungen  wie  die  von  Plan-  und 
Marktwirtschaft,  Handeln  von  Regierungen  und  privater  Initiative,  stellen  keine  Al- 
ternativen politisch-ökonomischer  Ordnungen  mehr  dar,  sondern  werden  wahr- 
scheinlich zu  Varianten  eines  allgemein  angewandten  Grundmusters  einer  orga- 
nisierten Marktwirtschaft  werden.  Ein  gemeinsames  Merkmal  ist  ein  fortlaufender 
Prozeß  der  "Deregulierung"  der  Wirtschaft  und  der  Privatisierung  staatlich  kontrol- 
lierter Unternehmen,  der  manchmal  als  "Deregulierung  von  Verantwortung"  be- 
zeichnet wird.  Manche  sprechen  vom  Sieg  der  Marktwirtschaft  und  dem  Ende  der 
Weltgeschichte  nach  dem  Zusammenbruch  der  zentralen  Planwirtschaften  in 
Mittel-  und  Osteuropa. 

Dieser  Prozeß  wird  von  einer  zunehmenden  Globalisierung  und  Transnationali- 
sierung der  Weltwirtschaft  begleitet.  Er  beschränkt  den  Handlungsspielraum  na- 
tionaler Regierungen,  unabhängige  politische  Wege  umzusetzen.  Rein  nationale 
Herangehensweisen  und  Instrumente  werden  hinfällig  oder  sogar  kontraproduktiv. 
Die  Globalisierung  der  Weltwirtschaft  führt  zu  einer  zunehmenden  Konzentration 
der  Macht  in  den  Händen  einer  relativ  kleinen  Gruppe  mächtiger  Akteure,  wie 
den  Bretton-Woods-Institutionen  und  transnationalen  Unternehmen.  Es  besteht 
eine  verblüffende  Diskrepanz  zwischen  wirtschaftlicher  Globalisierung  und  dem 
Fehlen  von  weltweiter  politischer  Kontrolle  und  Herrschaft. 

Zwei  weltweite,  alarmierende  Prozesse  betreffen  Menschen  auf  dem  ganzen 
Erdball:  die  wachsende  Kluft  zwischen  Reich  und  Arm  sowie  die  andauernde 
Zerstörung  der  Umwelt.  Laut  dem  Entwicklungsprogramm  der  Vereinten  Nationen 
(UNDP)  beziehen  die  reichsten  20%  der  Weltbevölkerung  82,7%  des  gesamten 
Einkommens  der  Welt,  während  die  ärmsten  20%  nur  1,4%  bekommen.  Die  Situa- 
tion ist  nicht  statisch,  die  Kluft  wird  sogar  breiter.  (...) 

Der  Trend  zur  wachsenden  Kluft  zwischen  Reich  und  Arm  sowie  der  der  fort- 
schreitenden Umweltzerstörung  sind  eng  miteinander  verbunden.  Wirtschaftliche 
Enteignung  und  ökologische  Schädigung  sind  oft  zwei  Seiten  der  gleichen  Me- 
daille. Es  gibt  ein  wichtiges  Bindeglied  zwischen  Umweltzerstörung  einerseits 
und  Armut  und  Ungerechtigkeit  anderereits.  Armut  ist  oft  zugleich  die  Auswirkung 
und  die  Ursache  von  Umweltschädigung,  und  die  Armen  leiden  daran  überpro- 
portional. Armut  ist  ein  Ursachenfaktor  der  Umweltverschmutzung,  aber  ebenso  ist 
dies  der  Überkonsum.  Die  Ausrottung  der  Armut,  gekoppelt  mit  weitreichenden 
Änderungen  der  Lebensstile  und  Konsummuster  der  Reichen,  ist  zum  Schutz  der 
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Umwelt  nötig.  Der  traditionelle  Maßstab  des  Bruttosozialprodukts  muß  durch  an- 
dere Indikatoren  ersetzt  werden,  um  die  Qualität  des  Lebens  zu  bemessen.  (...) 

Wahrend  -  mit  einigen  nennenswerten  Ausnahmen  -  viele  Länder  im  Süden  mit 
einer  Politik  der  Strukturanpassung  leben  müssen,  die  weitreichende  Auswirkun- 
gen auf  das  Leben  der  Armen  hat,  und  während  sich  in  fast  jedem  industrialisier- 
ten Land  das  soziale  Fürsorgesystem  in  einer  Krise  befindet,  entdecken  Men- 
schen in  sogenannten  "Schwellenländern"  in  Mittel  und  Osteuropa,  daß  die  viel- 
geschmähten langen  Schlangen  für  Grundnahrungsmittel,  die  sich  unter  kom- 
munistischer Herrschaft  bildeten,  von  Schlangen  vor  den  Arbeitsämtern  ersetzt 
werden.  Rezepte,  die  vom  Internationalen  Währungsfonds  (IWF)  für  verschuldete 
Länder  im  Süden  ausgestellt  wurden,  werden  jetzt  auch  auf  Länder  in  Mittel-  und 
Osteuropa  angewandt. 

Die  fortschreitende  Globalisierung  hat  nicht  nur  politisch-ökonomische  Auswir- 
kungen. Sie  fördert  auch  das  Entstehen  einer  einzigen  globalen  Kultur.  Für  indi- 
gene  Völker,  deren  bloße  Existenz  mit  ihrer  Kultur  verknüpft  ist,  ist  dies  besonders 
bedrohlich.  (...) 

5.  Einige  Fragen  und  mögliche  Tagesordnungspunkte 

Diese  vielfältigen  neuen  Entwicklungen  bedürfen  weiterer  Reflexion  und  können 
Auswirkungen  auf  die  Tagesordnung  der  ökumenischen  Bewegung  in  bezug  auf 
Probleme  haben,  die  bisher  oft  als  Entwicklungsthemen  bezeichnet  wurden. 

Die  fortdauernde  Globalisierung  und  die  gegenseitige  Annäherung  politisch-öko- 
nomischer Systeme  werfen  die  Frage  auf,  ob  es  einen  Raum  für  alternative  Para- 
digmen gibt,  die  auf  den  Grundlagen  Gerechtigkeit,  Frieden  und  Respekt  vor  der 
Schöpfung  aufbauen.  Überall  in  der  Welt  versuchen  Menschen,  auf  lokaler 
Ebene  alternative  Paradigmen  umzusetzen,  z.B.  durch  den  Aufbau  von  "Volks- 
ökonomien" oder  "Basis-ökonomien"  (populär  economies;  Hg.).  Heißt  dies,  daß 
die  ökumenische  Bewegung  sich  auf  diese  lokalen  Zeichen  der  Hoffnung  konzen- 
trieren und  die  Beschäftigung  mit  der  weltweiten  Entwicklung  zurückstellen 
sollte,  weil  es  so  schwierig  ist,  auf  diese  irgendwelchen  Einfluß  auszuüben?  Wie 
lebensfähig  sind  solche  lokalen  Initiativen  langfristig  gesehen,  angesichts  der  fast 
alles  durchdringenden  weltweiten  Marktwirtschaft?  Ist  "Befreiung"  noch  ein  nütz- 
licher Begriff,  den  man  im  Zusammenhang  mit  Entwicklung  angesichts  der  weit- 
gehenden Ausgrenzung  (mehr  noch  als  Ausbeutung)  nach  wie  vor  benutzen 
kann?  Wenn  man  die  anonyme  Wesensart  des  "Systems"  voraussetzt,  wie  kann 
und  soll  diese  dann  herausgestellt  werden?  Und  wie  können  Gefühle  von  Macht- 
losigkeit und  Resignation  angesichts  der  oftmals  anonymen  Mächte  vermieden 
werden? 
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Wenn,  wie  einige  in  der  ökumenischen  Bewegung  verfechten,  der  Schwerpunkt 
auf  der  Unterstützung  und  Förderung  lokaler  Initiativen  liegen  sollte,  welche  an- 
gemessenen Formen  der  Institutionalisierung  können  dann  gewählt  werden,  um 
die. Spannungen  zwischen  der  lokalen  und  globalen  Wirklichkeit  zu  überbrücken? 
(...) 

Die  Aufteilung  der  Aufgaben  zwischen  dem  privaten  und  dem  öffentlichen  Sektor 
-  sowohl  auf  nationaler  als  auch  auf  internationaler  Ebene  -  wird  sich  nahezu  si- 
cher als  Bereich  von  hervorragender  Bedeutung  herausstellen,  wenn  erst  einmal 
die  Euphorie  über  den  "endgültigen  Sieg  des  Marktes"  abgekühlt  ist.  Gibt  es  in 
diesem  Bereich  eine  spezifische  Rolle  für  die  Kirchen  und  den  ÖRK? 

In  die  gleiche  Richtung  gehend:  was  ist  die  Rolle  der  Kirchen,  was  die  zivile  Ge- 
sellschaft angeht?  In  einigen  Ländern,  wo  der  Spielraum  für  freie  Vereinigungen 
in  der  Vergangenheit  beschränkt  war  und  die  Kirchen  einen  der  relativ  wenigen 
Freiräume  boten,  übernehmen  Bürgerorganisationen  jetzt  die  Rolle,  die  Kirchen 
gewöhnlich  gespielt  haben.  Dies  kann  zu  Spannungen  zwischen  den  Kirchen 
und  diesen  Organisationen  führen.  In  welchem  Ausmaß  ist  die  Debatte  über  zi- 
vile Gesellschaft  eine  Wiederholung  früherer  ökumenischer  Diskussionen  über 
Partizipation?  Ist  die  zivile  Gesellschaft  eine  Lösung  der  Ausgrenzung?  Wie  kann 
man  vermeiden,  die  zivile  Gesellschaft  und  die  auf  lokaler  Ebene  bestehenden 
Möglichkeiten  zu  romantisieren?  Wie  kann  man  mit  der  Gefahr  umgehen,  daß  er- 
folgreiche lokale  Initiativen  der  zivilen  Gesellschaft  vom  "System"  vereinnahmt 
werden?  We  sollte  man  mit  Situationen  umgehen,  in  denen  die  Interessen  ver- 
schiedener lokaler  Gemeinschaften  aufeinandertreffen?  Wie  können  Kirchen  in 
Mehrheits-  oder  Minderheitssituationen  sowohl  die  zivile  Gesellschaft  als  auch 
demokratische  Regierungen  stärken,  um  partizipatorische  Strukturen  zu  fördern? 

Der  ganzheitliche  Ansatz,  der  vom  konziliaren  Prozeß  (JPIC)  bevorzugt  wird,  ist 
ein  wichtiger  Schritt  voran.  Man  muß  sich  aber  bewußt  sein,  daß  die  verschiede- 
nen Ziele,  die  unter  dem  Dach  des  konziliaren  Prozesses  angestrebt  werden,  zu- 
weilen miteinander  in  Konflikt  treten.  Wie  läßt  sich  ein  schöpferisches  Gleichge- 
wicht zwischen  den  verschiedenen  Zielen  finden?  Wie  lassen  sich  Kompromisse 
angehen?  (...) 

Grob  gesagt  lassen  sich  zwei  voneinander  abgesetzte  Herangehensweisen  an  das 
Thema  Entwicklung  unterscheiden.  Eine  setzt  bei  den  Ökonomien  und  ihrem 
Wachstum  ein  und  qualifiziert  diese,  indem  gesagt  wird,  daß  Entwicklung 
"menschlich",  "sozial"  oder  "nachhaltig"  (sustainable)  sein  müsse.  Die  Anhänger 
dieser  Linie  könnten  als  Protagonisten  einer  „Qualifizierung  von  Entwicklung" 
(development  qualifiers;  Hg.)  bezeichnet  werden.  Die  andere  weist  diesen  Ansatz 
als  Fortsetzung  einer  Politik  zurück,  die  der  Welt  viel  Schaden  zugefügt  hat,  und 
sucht  nach  einem  ganz  anderen  Weg.  Anhänger  dieser  Position  könnten  Prota- 
gonisten einer  „Abkehr  von  Entwicklung"  (development  dissenters;  Hg.)  genannt 
werden.  So  formuliert,  ist  die  abschließende,  aber  keinesfalls  unwichtigste  Frage 
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für  die  ökumenische  Bewegung:  Gehören  wir  zu  den  „Qualifizierern  von  Entwick- 
lung" oder  zu  den  „Gegnern  von  Entwicklung"? 

Quelle:  Report  of  an  ecumenical  consultation  on  the  topic  of  Development,  WCC  Unit  III:  Ju- 
stice, Peace  and  Creation,  Geneva,  9-12  January,  1995,  p.10-16  (eigene  Übersetzung) 
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50      Transnationale  Unternehmen,  Technologie  und  Entwicklung 

Advisory  Group  on  Economic  Matters  (AGEM)  ,  Rom  1980 

Daß  die  auf  der  Zürich-Konsultation  1978  ins  Leben  gerufene  AGEM  sich  auf  ihrem  dritten 
Treffen  in  Rom  in  einer  ausführlichen  Studie  eigens  den  transnational  operierenden  Unter- 
nehmen zuwandte,  hatte  gewissermaßen  ökumenische  Tradition.  Schon  auf  der  Oxford  Kon- 
ferenz von  1937  wurde  besorgt  auf  die  Tatsache  hingewiesen,  daß  oligopolistische  Tenden- 
zen in  der  Weltwirtschaft  Wirtschaftseinheiten  hervorbringen,  die  ökonomisch  und  politisch 
potenter  sind  als  eine  Vielzahl  der  Nationalstaaten,  in  denen  sie  operieren  und  die  in  ihren 
Verhaltensweisen  und  der  Entfaltung  ihrer  Macht  keinerlei  demokratischen  Kontrollen  unter- 
liegen. Besonderes  ökumenisches  Augenmerk  zogen  in  den  50er  und  60er  Jahren  die  Prakti- 
ken der  TNCs  in  den  Entwicklungsländern  auf  sich  (  vgl.  Zentralausschuß  1955  oder  das 
SOPEDAX  Treffen  in  Beirut  1968  sowie  Montreal  1969).  Die  Weltmissionskonferenz  von 
Bangkok  nannte  das  Vorgehen  der  TNCs  ausbeuterisch  und  die  fünfte  Vollversammlung  in 
Nairobi  geißelte  sie  als  Unterdrücker  der  armen  Bevölkerungsschichten  in  der  Dritten  Welt. 
Die  AGEM  wandte  sich  in  ihrer  65-seitigen  Studie  insbesondere  dem  Verhältnis  der  Produkti- 
onsfaktoren Kapital,  Wssen  und  Organisation  zu  Demokratie  und  Entwicklung  zu. 


Einführung 

Die  folgenden  Elemente  sind  wesentlich  für  ein  TNU  (transnationales  Unterneh- 
men): 

•  ein  horizontales  Netz  von  Verbindungen  zwischen  Produktionsuntersektoren 
(man  spezialisiert  sich  nie  auf  nur  ein  Produkt); 

•  ein  vertikales  Netz  von  Verbindungen  zwischen  den  verschiedenen  Stufen  der 
Produktion,  des  Austauschs,  der  Vermarktung,  der  Distribution  und  des  Ver- 
brauchs innerhalb  der  einzelnen  Untersektoren; 

•  ein  Netz  von  Eingangsverbindungen  mit  komplementären  Sektoren:  einfacher 
Zugang  zu  -  oder  Kontrolle  über  -  Finanzen,  Technologie,  Rohstoffe(n),  Infor- 
mation usw.; 

•  ein  Netz  von  Ausgangsverbindungen  mit  komplementären  Sektoren:  Werbung, 
Ausbildung,  usw.; 

•  Möglichkeiten,  die  Nachfrage  nach  ihrer  Produktion  zu  beeinflussen; 
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•  Entscheidungen  werden  auf  einer  Ebene  getroffen,  die  über  dem  einzelnen 
Nationalstaat  liegt; 

•  und  schließlich  (wenn  auch  nicht  immer)  die  reine  Größe. 

•  Ihre  Macht  leitet  sich  von  diesen  Faktoren  her.  Ihre  Entscheidungen  sind  sehr 
viel  weniger  von  außen  beeinflußt  als  diejenigen  von  anderen  Akteuren  in  ei- 
ner Ökonomie.  Dies  sind  die  Entscheidungen,  die  uns  interessieren  -  normale 
Entscheidungen  innerhalb  ihres  gewöhnlichen  Handlungsrahmens: 

•  Entscheidungen  darüber,  was  hergestellt  werden  soll,  wo,  wieviel,  für  wen  und 
mit  welchem  Aufwand; 

•  Entscheidungen  darüber,  was  gekauft  werden  soll,  wo,  von  wem  und  zu  wel- 
chem Preis; 

•  Entscheidungen  darüber,  wieviel  und  wann  investiert  werden  soll,  und  wie 
diese  Investitionen  finanziert  werden  sollen; 

•  Entscheidungen  darüber,  wer  beschäftigt  werden  soll  und  wie. 

Natürlich  ist  ihr  Handlungsspielraum  nicht  unbegrenzt,  aber  er  ist  sehr  weit  und 
kann  von  den  TNUs  selbst  noch  ausgeweitet  werden.  Das  ist  ein  wesentlicher  Un- 
terschied zwischen  ihnen  und  anderen  Mitspielern  mit  weniger  Macht.  (...) 

Technologie,  Profit  und  TNUs 

TNUs  sind  profitorientiert,  wie  auch  ihr  Gebrauch  von  Technologie  es  ist.  Die 
Transnationalität  ihrer  Geschäfte  hat  den  TNUs  zu  handeln  erlaubt,  um  Kosten 
zu  reduzieren  und  Wachstum  und  Profite  in  weltweitem  Maßstab  zu  maximieren. 
Sie  gehen  dorthin,  wo  die  Produktionskosten  am  niedrigsten  und  die  zu  erwarten- 
den Gewinne  am  höchsten  sind.  Sie  können  daher  aus  den  niedrigen  Arbeitsko- 
sten und  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Verwundbarkeit  von  Dritte-Welt- 
Ländern  und  solchen  mit  schwächerer  Industrie  Vorteil  ziehen  und  Investitionen 
und  Technologie  gemäß  der  Logik  ihrer  globalen  Interessen  verlagern,  sogar 
dann,  wenn  diese  Verlagerungen  sich  für  die  Beschäftigungsquote  und  die  Zah- 
lungsbilanz ihrer  Herkunftsländer  als  schädlich  erweisen. 

TNUs  sind  die  wichtigsten  Erzeuger  und  Anbieter  wissenschaftlichen  und  techno- 
logischen Know-Hows,  zuweilen  auf  eigene  Rechnung,  aber  oft  auch  als  Ver- 
tragspartner von  Regierungen.  (...) 

Forschung  und  Entwicklung  -  ob  vom  Staat  oder  vom  Unternehmen  finanziert  - 
konzentriert  sich  auf  wenige  Industriesektoren  -  Flugzeuge,  Elektronik,  Pharmazie, 
elektrische  Maschinen,  andere  chemische  Produkte  und  wissenschaftliche  In- 
strumente -  und  wird  nur  von  einer  sehr  kleinen  Zahl  von  Firmen  entwickelt.  (...) 

Das  Technologie-Oligopol  der  TNUs  ist  ein  wichtiger  Bestandteil  ihrer  Macht.  In 
den  Industrieländern  zeigt  sich  diese  Macht  in  der  Fähigkeit  dieser  Firmen,  ein 
hohes  Maß  an  Einfluß  auf  die  Entscheidungen  darüber  auszuüben,  was,  wie,  für 


262 


III. 4  Transnationale  Konzerne 

wen  und  von  wem  heutzutage  produziert  wird,  wie  auch  über  die  Vorlieben,  das 
Verhalten,  die  Werte  und  die  Identität  der  Verbraucher. 

Durchdringung  und  Integration  der  Dritten  Welt 

Der  vollständige  Einfluß  der  TNUs  auf  die  Gesellschaften  der  Dritten  Welt  kann 
nicht  ausschließlich  in  quantitativen  ökonomischen  Meßwerten  beurteilt  werden. 
Zuerst  bringen  TNUs,  als  internationale  Technologieträger,  spezifische  organisa- 
torische Bedingungen  und  standardisierte,  an  europäischen  Bedingungen  orien- 
tierte Produktionsprozesse,  die  wahrscheinlich  lokale  Innovations-  und  For- 
schungsinitiativen ersticken.  TNUs  versetzen  "Gastländer",  besonders  die  kleine- 
ren oder  schwächeren,  in  größere  Abhängigkeit  von  ihnen  und  von  den  Welt- 
märkten. Diese  Strukturen  können  sehr  teuer  sein,  sogar  dann  -  womöglich  beson- 
ders dann  -,  wenn  sie  in  nationalen  Unternehmen  und  national  gebrauchten 
Strukturen  verinnerlicht  werden.  Die  unzureichende  Eigenart  einer  energieinten- 
siven Infrastruktur  ist  bekannt;  dennoch  sind  viele  unterentwickelte  Länder  jetzt  im 
Konsummuster  eines  stark  ölorientierten  Transportwesens  und  kommerzieller 
Energie  gefangen,  das  nur  schwer  zu  verändern  ist.  Dieses  Muster  ist  zum  großen 
Teil  eine  Folge  des  Technologietransfers  unter  dem  Antrieb  der  TNUs.  Es  ist  aus- 
nehmend schwierig,  eine  einmal  aufgebaute  ölintensive  Struktur  umzukehren. 
Die  Schwierigkeit  ergibt  sich  zum  Teil  aus  der  Macht,  die  die  TNUs  über  die  Wel- 
tenergie- und  Energietechnologiemärkte  ausüben. 

Durch  die  Verwendung  gewöhnlicher  kapitalistischer  Werbe-  und  Verkaufstechni- 
ken kaufen  TNUs  oft  einheimische  Erzeuger  auf  oder  merzen  sie  aus.  In  den  mei- 
sten unterentwickelten  Ländern  überschreitet  die  Macht,  die  TNUs  zuwächst,  Ka- 
pitalinvestition und  Produktion  bei  weitem.  Die  Macht  über  die  Märkte  wird  sy- 
stematisch ausgeübt,  um  lokale  Erzeuger  durch  Formen  des  Abschlusses  von  Ne- 
benverträgen über  Technologie,  Zulieferungen,  Ausfuhr  und  Lizenzabkommen 
unter  ihre  Kontrolle  zu  bringen.  Daher  betreiben  die  TNUs  im  Unternehmenssek- 
tor die  dualen  Prozesse  der  Integration  und  Marginalisierung,  die  viele  dieser 
Ökonomien  auch  allgemeiner  kennzeichnen.  Sie  haben  Auswirkungen  auf  das 
Leben  vieler  Menschen,  die  nicht  direkt  mit  ihnen  als  Lohnarbeiter  in  Kontakt 
kommen. 

TNUs  haben  einen  bedeutsamen  Einfluß  auf  die  Konsummuster  in  unterentwik- 
kelten  Ländern.  Ein  leuchtendes  Beispiel  ist  die  Verbreitung  von  Flaschen-  und 
Rezeptnahrung  für  Säuglinge  durch  TNUs,  mit  der  eine  Zunahme  an  Mangeler- 
nährung und  Kindersterblichkeit  verbunden  wird,  was  zu  dem  vorgeschlagenen 
WHO-Kodex  geführt  hat,  den  sie  vehement  abgelehnt  haben.  Dadurch,  daß  sie 
die  wirtschaftliche  Position  der  Eliten  in  unterentwickelten  Ländern  verbessern 
und  sie  direkt  an  den  Lebensstil  der  wohlhabenden  kapitalistischen  Länder  an- 
gleichen, sind  die  TNUs  einer  der  Faktoren,  die  hauptsächlich  zu  diesem  Aspekt 
des  dualen  Integrations-bzw.  Marginalisierungsprozesses  beitragen.  (...) 
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TNUs,  Technologien  und  Strukturen 

Die  intensive  Nutzung  der  drei  führenden  Faktoren  kapitalistischer  Produktion  - 
Kapital,  Wissen  und  Organisation  -  neigt  dazu,  die  Schlüsselentscheidungen  zu 
konzentrieren,  die  die  Erzeugung,  die  Auswahl,  die  Verteilung  und  den  Preis  der 
Technologie  regulieren,  und  sie  der  öffentlichen  Rechenschaftspflicht  zu  ent- 
ziehen. Dieses  Phänomen  ist  strukturell  und  kontextuell,  nicht  persönlich  oder 
partikularistisch.  Es  verstärkt  sich  selbst  -  nicht  zuletzt  durch  seine  Auswirkungen 
auf  Forschungs-  und  Entwicklungsprioritäten  -  und  kann  nur  durch  strukturelle 
Veränderung  bekämpft  werden,  nicht  aber  durch  Appelle  an  den  guten  Willen 
von  Einzelpersonen  oder  Unternehmen. 

Quelle:  Transnational  Corporations,  Technology  and  Human  Development,  ed.  Marcos  Arruda 
WCC/CCPD;  Sehes:  An  Ecumenical  Approach  to  Economics  Vol.  2,  Geneva  1980,  p.  14-36 
(eigene  Übersetzung) 


51       Die  Kirchen  und  die  transnationalen  Unternehmen 

Arbeitsgruppe  "Transnationale  Konzerne"  vor  dem  Zentralausschuß,  Genf  1982 

1976  faßte  der  Zentralausschuß  den  Beschluß,  ein  bei  CCPD  angesiedeltes  Studienpro- 
gramm zur  Frage  der  TNCs  ins  Leben  zu  rufen.  Damit  entsprach  er  einer  in  Sektion  VI 
„Menschliche  Entwicklung:  Die  Zwiespältigkeit  von  Macht  und  Technologie  und  die  Qualität 
des  Lebens"  auf  der  fünften  Vollversammlung  in  Nairobi  1975  artikulierten  Bitte  um  Unter- 
stützung der  Forschungsarbeiten  zur  Bewußtseinsbildung  in  den  lokalen  und  unmittelbar  be- 
troffenen Kirchen.  Einen  Höhepunkt  in  der  Reihe  von  Regionalkonsultationen  bildete  die  im 
folgenden  auch  zitierte  TNC-Konsultation  vom  November  1981  in  Bad  Boll,  zu  der  Teilneh- 
merinnen und  Teilnehmer  aus  34  Ländern  zusammenkamen.  Der  hier  abgedruckte  Bericht 
über  das  Studienprogramm  wurde  auf  dem  Zentralausschuß  1982  in  Genf  insbesondere  zwi- 
schen den  Delegationen  Europas  und  der  Dritten  Welt  kontrovers  diskutiert.  Während  deut- 
sche Delegierte  auf  drohende  Auseinandersetzungen  über  die  Urteile  des  Programms  in  der 
deutschen  Kirche  verwiesen,  begrüßten  Delegierte  aus  der  Dritten  Welt  das  Programm:  Da 
viele  der  Betroffenen  in  ihren  Ländern  nicht  offen  über  die  dargelegten  Probleme  sprechen 
könnten,  seien  sie  auf  die  Solidarität,  das  „Gegengewicht"  und  die  Stimme  der  Kirchen  in  den 
Industrieländern  angewiesen.  Der  Status  des  Dokumentes  wurde  auf  dem  Hintergrund  die- 
ses Konflikts  entschärft,  indem  es  nicht  als  formelle  Erklärung  des  ÖRK  angenommen,  son- 
dern als  „Studienmaterial"  entgegengenommen  wurde.  Gleichwohl  gehören  diese  Studien 
(145  Seiten  Umfang)  zu  den  wichtigsten  Beiträgen  des  ÖRK  zum  Thema  Globalisierung  der 
Wirtschaft.  In  einer  hier  mit  aufgenommenen  Schlüsselpassage  des  Textes  wird  der  Trans- 
nationalität der  TNCs  die  kategorial  unterschiedene  Transnationalität  der  ökumenischen  Be- 
wegung gegenübergestellt. 
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Wie  die  Kirchen  auf  die  Herausforderung  durch  die  TNCs  reagieren 

(...) 

-  Es  besteht  ein  klares  Bewußtsein  darüber,  daß  TNCs  in  der  Weltwirtschaft  eine 
wichtige  Rolle  spielen.  Produktion,  Absatz,  Verbrauch,  Beschäftigung  (und  Ar- 
beitslosigkeit), Rezession,  Armut,  Hunger,  Waffen  Produktion  und  -handel  usw.  sind 
nur  im  Zusammenhang  mit  den  TNCs  zu  verstehen; 

-  Die  Kirchen  sind  sich  auch  klar  darüber,  daß  TNCs,  auch  wenn  sie  sich  je  nach 
Kontext  unterschiedlich  verhalten,  stets  auf  Profit  abzielen.  Will  man  Rechen- 
schaft von  ihnen  erlangen  und  sie  in  die  soziale  Verantwortung  nehmen,  so  spie- 
len die  Regierungen  dabei  eine  entscheidende  Rolle.  Die  Kirchen  müssen  sich 
mit  Volksbewegungen,  Bürgerinitiativen  und  internationalen  Einrichtungen  zu- 
sammentun, um  auf  die  Durchsetzung  von  Regelungen  für  das  Vorgehen  der 
TNCs  zu  dringen; 

-  Die  Kirchen  sind  sich  bewußt,  daß  soziales  Unrecht  und  die  daraus  folgenden 
Leiden  der  Armen  und  Unterdrückten  nicht  von  den  TNCs  allein  verursacht  wer- 
den und  auch  nicht  durch  andere  politische,  soziale  oder  wirtschaftliche  Kräfte 
für  sich  genommen.  Das  Bemühen,  die  Wurzeln  sozialen  Unrechts  zu  verstehen 
und  die  Macht  des  transnationalen  Kapitals  einzuschränken,  macht  es  notwen- 
dig, sich  darüber  klarzuwerden,  welche  Logik  dem  Verhalten  der  TNCs  und  dem 
System  politischer  und  wirtschaftlicher  Strukturen,  das  während  der  letzten  drei- 
ßig Jahre  die  Expansion  des  transnationalen  Sektors  der  Weltwirtschaft  zugelas- 
sen hat,  zugrundeliegt: 

-  Von  vielen  Menschen  werden  TNCs  für  Giganten  und  übermächtige  Institutio- 
nen gehalten.  Die  Kirchen  beginnen  zu  verstehen,  daß  die  Vorstellung  von  den 
TNCs  als  allmächtigen  Organisationen  entmystifiziert  werden  muß.  Die  TNCs  sind 
in  der  heutigen  Welt  zum  notwendigen  Werkzeug  der  Produktion  und  des  Ver- 
brauchs geworden,  doch  sind  ihnen  Grenzen  gesetzt,  wenn  es  um  die  Lösung  der 
dringlicheren  Wirtschaftsprobleme  unserer  Zeit  geht.  Häufig  leugnen  sie  jedoch 
diese  Grenzen; 

-  Daher  sind  sich  die  Kirchen  und  die  ökumenische  Bewegung  bewußt,  daß  sie 
berufen  sind,  eine  prophetische  und  seelsorgerliche  Rolle  im  Blick  auf  die  TNCs 
und  ihre  Auswirkungen  auf  die  natürliche  Umwelt  und  die  menschliche  Gesell- 
schaft zu  spielen; 

-  Immer  mehr  setzt  sich  auch  die  Überzeugung  durch,  daß  die  derzeit  gängige 
Reduzierung  auf  rein  ökonomische  Faktoren  überwunden  werden  muß.  Das  Wirt- 
schaftsleben ist  mehr  als  bloß  Produktion  und  Konsum.  Es  ist  notwendig,  mit  ei- 
nem neuen  Paradigma  für  die  Wirtschaft  zu  arbeiten,  bei  dem  neben  den  wirt- 
schaftlichen auch  die  sozialen,  politischen  und  moralischen  Realitäten  berück- 
sichtigt werden.  Im  Kampf  um  Gerechtigkeit,  Partizipation  und  Überlebensfähig- 
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keit  in  der  Gesellschaft  müssen  die  Kirchen  solidarisch  mit  den  Armen  und  Un- 
terdrückten vorgehen,  die  durch  das  Handeln  von  Mächten  wie  den  TNCs  betrof- 
fen sind.  (...) 


Seit  der  Vollversammlung  von  Nairobi  gewonnene  Erkenntnisse 

(...) 

Integrierende  Betrachtungsweise  für  TNCs 

Obwohl  Wirtschaftsunternehmen  schon  im  ausgehenden  Mittelalter  ihren  Wir- 
kungsbereich über  die  jeweiligen  Landesgrenzen  hinaus  auszudehnen  began- 
nen, dauerte  es  doch  bis  zum  Ende  des  19.  Jahrhunderts,  ehe  sie  in  großem  Um- 
fange Kapitalanlagen  nach  Übersee  verlegten,  um  dort  zu  produzieren,  wo  sie 
auch  verkauften  oder  Produktionskosten  sparten.  Die  Zeit  nach  dem  zweiten  Welt- 
krieg brachte  ein  ganz  ungewöhnliches  Wachstum  der  direkten  Auslandsinvesti- 
tionen, eine  Beschleunigung  des  Internationalisierungsprozesses  von  Kapital  und 
Arbeit  und  die  zunehmende  Vereinheitlichung  und  Homogenisierung  des  Welt- 
marktes. In  diesem  Zusammenhang  bezieht  sich  die  Bezeichnung  TNCs  auf  Un- 
ternehmen, die  in  der  Größe,  im  Grad  ihrer  horizontalen  oder  vertikalen  Integra- 
tion, in  ihrem  Ursprung  oder  ihren  Einflußmöglichkeiten  sehr  unterschiedlich  sein 
mögen,  die  jedoch  zweierlei  gemeinsam  haben:  einzeln  sind  sie  Zentren  der  Ent- 
scheidungsfindung -  und  damit  der  Macht  -,  die  Produktionsprozesse  in  mehr  als 
einem  Land  kontrollieren  und  die  im  Blick  auf  Investition,  Produktion,  Marketing, 
Finanzen  und  Preise  in  transnationalem  Maßstab  planen;  gemeinsam  sind  sie 
zum  wichtigsten  Motor  der  Transnationalisierung  von  Produktion,  Finanzwesen, 
Handel  und  Information  geworden,  ebenso  zu  wichtigen  Kanälen  für  die  Expan- 
sion einer  Wirtschaftsideologie,  die  die  „Freiheit  der  Wahl"  besonders  betont.  Als 
Wirtschaftseinheiten  verhalten  sie  sich  nach  der  Logik  des  unbegrenzten  Wachs- 
tums, der  hierarchischen  EntScheidungsprozesse,  der  weltweiten  Expansion  und 
Profitmaximierung.  Durch  die  Transnationalisierung  ist  diese  Interessenausrich- 
tung zu  einem  der  beherrschenden  Elemente  in  der  modernen  Weltwirtschaft 
geworden,  das  auch  andere  Aspekte  menschlichen  Lebens  beeinflußt:  Kultur, 
Politik  und  soziale  Beziehungen. 

Eines  der  Ergebnisse  dieses  Transnationalisierungsprozesses  ist  das  wachsende 
Bestreben  der  Entscheidungszentren,  die  Welt  nach  der  Lehre  von  der  Moderni- 
sierung zu  ordnen,  die  Effizienz  und  Wachstum  um  jeden  Preis  zu  erreichen 
sucht.  Grundlage  dieser  Denkweise  ist  der  Glaube,  daß  Wachstum  gleich  Fort- 
schritt ist  und  daß  die  Anhäufung  materiellen  Reichtums  den  Schlüssel  zum 
Glück  und  zur  Entfaltung  des  Menschen  bietet.  Aus  dieser  Logik  ergibt  sich  auch, 
daß  Entwicklung  auf  Wrtschaftswachstum  als  linearen  Prozeß  reduziert  wird:  was 
die  Einnahmen  in  den  Industrienationen  ankurbelt,  ist  auch  gut  für  den  Rest  der 
Welt.  Das  Ergebnis  ist  jedoch   Unausgeglichenheit:   die  Koexistenz  von  Überfluß 
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und  Armut,  von  Verschwendung  und  Hunger,  von  Überproduktion  und  Unterent- 
wicklung. 

Die  TNCs  haben  unbestreitbar  Einfluß  auf  staatliches  und  politisches  Geschehen. 
In  Industrienationen  haben  große  Privatkonzerne  beträchtlichen  Einfluß  auf  die 
Regierungen  erlangt.  Innen-  und  Außenpolitik  dieser  Länder  werden  direkt  oder 
indirekt  durch  die  TNCs  beeinflußt,  nicht  nur  aufgrund  ihrer  massiven  Kapitalkraft, 
sondern  auch  durch  das  ständige  Austauschen  leitender  Personen  zwischen  Wirt- 
schaft und  Regierung.  In  der  Dritten  Welt  wäre  die  beschleunigte  Transnationali- 
sierung nicht  möglich  gewesen  ohne  die  Einbeziehung  einheimischer  Machteli- 
ten, die  oft  den  politisch-militärischen  Apparat  beherrschen.  Das  ÖRK-Programm 
für  Abrüstung  und  gegen  Militarismus  und  Wettrüsten  hat  auf  die  Bedeutung  des 
„militärisch-industriell-technologischen  Komplexes"  hingewiesen,  an  dem  einige 
TNCs  einen  gewichtigen  Anteil  haben.  Diese  Machteliten  haben  sich  systema- 
tisch geweigert  zuzugeben,  daß  ihre  abhängigen  Wirtschaftssysteme  immer  we- 
niger in  der  Lage  sind,  den  Grundbedürfnissen  der  Bevölkerung  nachzukommen. 
Im  Gegenteil,  sie  haben  ihre  Zuflucht  zu  Investitionen,  Anleihen,  Krediten  und 
anderen  Formen  der  „Hilfe"  aus  transnationalem  Kapital  genommen,  mit  dem  Er- 
gebnis, daß  noch  größere  wirtschaftliche  Abhängigkeit  und  wachsende  soziale 
Ungleichheit  und  Unruhe  entstand. 

Auf  der  Vollversammlung  in  Nairobi  wurde  der  Beitrag  der  kirchlichen  Entwick- 
lungshilfe hauptsächlich  in  der  Notwendigkeit  menschlicher  Entwicklung  gesehen, 
also  der  ineinander  verflochtenen  Entfaltung  von  sozialer  Gerechtigkeit,  Eigen- 
ständigkeit und  wirtschaftlichem  Wachstum,  die  auf  der  Partizipation  des  ganzen 
Volkes  beruht.  Dieser  Prozeß  ist  also  auf  das  Ganze  und  auf  alle  Menschen  aus- 
gerichtet. Christliche  Verantwortung  verlangt,  gegen  partielle  (und  daher  nicht 
korrekte)  Interessen  und  Praktiken  in  der  Entwicklung  zu  kämpfen  und  statt  dessen 
Solidarität  mit  den  Armen  (denen,  die  nicht  die  „Freiheit  der  Wahl"  haben)  und 
alternative  Entwicklungskonzepte  zu  schaffen,  die  der  Suche  nach  mehr  Gerech- 
tigkeit, Partizipation  und  Überlebensfähigkeit  entsprechen. 

Die  Alternative  zu  der  durch  die  TNCs  geförderten  Ordnung  ist  eben  diese  ge- 
rechte, partizipatorische  und  überlebensfähige  Gesellschaft  (JPSS).  (...) 

Die  Transnationalität  von  Wirtschaftsunternehmen  und  die  ökumenische  Bewe- 
gung 

TNCs  sind  heute  in  allen  sozio-ökonomischen  Systemen  zu  finden,  obwohl  sie 
auf  verschiedene  Weise  mit  dem  jeweiligen  System  in  Zusammenhang  stehen. 
Ihr  Verhalten  muß  im  Kontext  eines  weitgehend  von  ihnen  selbst  geformten  Sy- 
stems von  Rechtsnormen  und  des  bestehenden  Weltwirtschaftssystems  betrachtet 
werden,  dessen  heutige  Form  sie  in  den  letzten  fünfundzwanzig  Jahren  weitge- 
hend umgestaltet  haben.  Innerhalb  dieses  Systems  spielen  die  TNCs  auf  Welt- 
ebene und  in  der  Mehrzahl  der  Volkswirtschaften  die  beherrschende  Rolle. 
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Durch  ihre  transnationale  Reichweite  bekunden  die  TNCs  eine  optimistische 
Sicht,  derzufolge  fast  alle  Probleme  der  Gesellschaft  und  sicherlich  die  der  Ent- 
wicklungsländer durch  den  Transfer  von  Kapital  und  Technologie  und  durch  die 
Expansion  des  Welthandels  gelöst  werden  können.  Diese  Sicht  liegt  dem  derzei- 
tigen Streben  nach  Transnationalität  von  Wirtschaftsunternehmen  zugrunde.  Es 
muß  jedoch  festgestellt  werden,  daß  die  transferierte  Technologie  in  den  mei- 
sten Fällen  keineswegs  die  Arbeitslosigkeit  vermindert,  da  sie  im  großen  und  gan- 
zen kapitalintensiv  ist.  Die  hergestellten  Fertiggüter  sind  gewöhnlich  auf  den  Ex- 
port in  Industrienationen  oder  die  Bedürfnisse  der  einheimischen  Reichen  ausge- 
richtet, statt  der  armen  Bevölkerungsmehrheit  zugutezukommen.  Die  Transnatio- 
nalität der  Wirtschaftsunternehmen  hängt  mit  der  Internationalisierung  des  Mark- 
tes zusammen,  zu  dem  die  Wohlhabenden  Zugang  haben  und  von  dem  die  mei- 
sten Armen  ausgeschlossen  sind.  (...) 

Die  TNCs  behaupten,  zur  Verbesserung  der  internationalen  Beziehungen  beizu- 
tragen. Durch  den  Handel  kommen  die  Nationen  einander  näher.  Durch  die  von 
den  TNCs  vermittelte  Technologie  arbeiten  Arbeiter  aus  verschiedenen  Ländern 
im  Produktionsprozeß  zusammen.  Über  den  Markt,  den  sie  aufbauen  helfen,  kön- 
nen überall  Bevölkerungsgruppen  die  Waren  kaufen,  die  sie  herstellen.  Doch  wie 
bereits  vorher  aufgezeigt,  bedeutet  Handel  sehr  oft  Abhängigkeit,  löst  Technolo- 
gie nicht  immer  das  Problem  der  Arbeitslosigkeit  und  sind  große  Teile  der  Welt- 
bevölkerung vom  Markt  ausgeschlossen  oder  dazu  verdammt,  infolge  der  Be- 
dingungen, die  durch  die  Dynamik  von  Angebot  und  Nachfrage  geschaffen  wer- 
den, in  Armut  zu  leben. 

Es  ist  behauptet  worden,  die  Transnationalität  von  Wirtschaftsunternehmen  sei 
ökumenisch,  doch  trotz  der  Tatsache,  daß  sie  Schranken  zwischen  Ländern  nie- 
derreißen hilft,  darf  diese  Transnationalität  nicht  mit  der  der  Ökumene  verwech- 
selt werden.  Transnationalität  von  Unternehmen  zielt  auf  steigenden  Profit  durch 
wirtschaftliche  Aktivitäten  auf  internationaler  Ebene,  die  auf  einer  Anzahl  von 
kurz  nach  1945  erfolgter  institutioneller  und  technischer  Neuerungen  beruhen 
und  die  Expansion  des  transnationalen  Kapitals  möglich  machten.  Die  ökumeni- 
sche Bewegung,  die  ihren  Ursprung  in  Gott,  dem  Schöpfer  und  Erhalter  aller 
Menschen  hat,  strebt  nach  einer  Form  von  Inklusivität,  deren  Wachstumsprozeß 
von  unten  nach  oben  verläuft  und  die  in  Solidaität  mit  den  Armen  und  mit  allen 
Menschen,  die  gegen  Unterdrückung  und  Unrecht  kämpfen,  entsteht.  Ihre  Kraft, 
am  Kampf  für  Gerechtigkeit  in  der  Geschichte  mitzuwirken  und  ihn  zu  beeinflus- 
sen, muß  der  Botschaft  der  Heiligen  Schrift  entspringen,  die  praktiziert  wird  in 
konkreter  Interaktion  mit  den  Armen  und  Ausgeschlossenen  und  in  der  Verpflich- 
tung auf  ihre  Nöte,  Bestrebungen  und  Kämpfe.  (...) 

Daraus  ergibt  sich,  wie  auf  der  internationalen  Konsultation  über  Transnationale 
Konzerne,  die  Kirchen  und  die  ökumenische  Bewegung  (Bad  Boll,  November 
1981)  festgestellt  wurde,  folgende   Erkenntnis:  „Die  Beziehung   zwischen  diesen 
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beiden  Konzepten  der  Transnationalität  ist  die  eines  Kampfes  und  Konfliktes. 
TNCs  können  nicht  zu  ökumenischem  Denken  bekehrt  werden.  Ihr  auf  ökonomisti- 
sche Ansätze,  Exklusivismus  und  hierarchische  Prinzipien  ausgerichtetes  Denken 
macht  dies  unmöglich.  Die  ökumenische  Bewegung  kann  ihre  Verpflichtung, 
Entwicklung  ganzheitlich  und  auf  den  Menschen  ausgerichtet  zu  betreiben  und 
in  erster  Linie  für  die  Armen  einzutreten,  nicht  aufs  Spiel  setzen  ..."  (...) 

Macht  und  Rechenschaft 

Die  Macht  der  TNCs  ist  bereits  skizziert  worden.  Ihr  Motor  ist  die  konzentrierte 
Produktions-  und  Verkaufskapazität,  die  wiederum  auf  der  Kontrolle  über  Fachwis- 
sen, Technologie  und  Geldquellen  beruht  und  die  durch  Bündnisse  mit  Regie- 
rungen und  Machtgruppen  verstärkt  und  durch  den  Fluß  von  Profit  und  Investitio- 
nen aufrechterhalten  wird.  Ihre  Organisationsstruktur  ist  vertikal  ausgerichtet: 
hierarchisch  und  ausschließlich.  Bei  Konzernen  mit  dieser  Machtposition  kom- 
men Machtmißbrauch  und  ungerechte  Praktiken  sehr  häufig  vor.  Ein  Weg  zur 
Einschränkung  dieser  Macht  bestünde  darin,  daß  sie  vor  dem  Volk  und  dessen 
frei  gewählten  Vertretern  Rechenschaft  ablegen  müssen. 

Macht  kann  nur  durch  Rechenschaftsablegung  eingeschränkt  werden.  Aus  ihrer 
eigenen  Logik  heraus  suchen  die  TNCs  Rechenschaft  zu  vermeiden,  es  sei  denn 
gegenüber  der  Geschäftsführung  und  wichtigen  Geldgebern.  Aus  christlicher 
Perspektive  muß  dies  als  enge,  ja  sogar  verstümmelte  Auslegung  einer  viel  wei- 
terreichenden Verpflichtung  zur  Rechenschaft  auf  Seiten  der  TNCs  gesehen  wer- 
den. 

Zu  den  Gruppen,  denen  gegenüber  die  TNCs  zur  Rechenschaft  verpflichtet  sind, 
gehören  ihre  eigenen  Arbeiter,  die  Verbraucher  ihrer  Produkte  und  die  Zulieferer, 
örtliche  Verwaltungen  und  die  Regierungen  des  eigenen  Landes  und  der  sie 
aufnehmenden  Länder,  Umweltschutzgruppen  und  die  Justiz.  Besondere  Auf- 
merksamkeit sollte  der  Mitwirkung  der  TNCs  bei  der  Neuordnung  der  internationa- 
len Arbeitsteilung  gewidmet  werden.  Die  TNCs  sind  verpflichtet,  auch  über  diese 
Ebene  ihrer  Aktivitäten  den  Völkern  und  Regierungen  Rechenschaft  zu  geben. 
Da  sie  transnational  sind,  reichen  diese  Pflichten  über  die  Grenzen  der  einzel- 
nen Staaten  hinaus. 

„Rechenschaftsablegung  sollte  für  den  TNC  und  die  ihm  angeschlossenen  Grup- 
pen, seine  Mutter-  und  Tochtergesellschaften  Verpflichtung  sein.  Solange  ein 
durchsetzbares  weltweites  Rechenschaftssystem  noch  nicht  existiert,  muß  sich 
die  lokale  und  nationale  Rechenschaftspflicht  über  lokale  und  nationale  Toch- 
tergesellschaften hinaus  auf  die  zentralen  und  leitenden  Gesellschaften  des  TNC 
und  auf  andere  Mitglieder  der  TNC-Gruppe  erstrecken,  mit  denen  lokale  und  na- 
tionale Tochtergesellschaften  wesentliche  Transaktionen  durchführen.  Aus  christ- 
licher Perspektive  kann  das  Prinzip  der  Verantwortung  von  Wirtschaftsunterneh- 
men nicht  auf  individuelle  Moral  oder  Rechenschaftsablegung  reduziert  werden. 
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Zwar  sollte  die  Pflicht  zur  Rechenschaft  auch  die  leitenden  Mitarbeiter  als  Ein- 
zelpersonen umfassen,  die  entscheidende  Verpflichtung  sollte  jedoch  beim  Kon- 
zern als  institutioneller  Einheit  liegen"  (Bad  Boll  Report,  S.9). 

Wahrend  der  Durchführung  des  Programmes  ergab  sich  allgemeine  Überein- 
stimmung darüber,  daß  man  die  TNCs  der  Gesellschaft  gegenüber  zur  Rechen- 
schaft ziehen  und  ihre  Macht  einschränken  müsse.  Zu  den  möglichen  Arten  der 
Machteinschränkung  gehören  Marktreform,  Verbreitung  von  Information,  staatli- 
ches Vorgehen,  Umstrukturierung  auf  internationaler  Ebene,  die  Entwicklung  von 
Alternativen  in  Produktion  und  Technologie  sowie  die  Stärkung  von  Volksorgani- 
sationen. (...) 

Einer  der  wichtigsten  Wege  zur  Schaffung  von  Gegenmacht  führt  über  Volksor- 
ganisationen, die  sowohl  durch  unmittelbares  Handeln  als  auch  durch  die  Mobi- 
lisierung anderer  (z.B.  der  Regierungen)  wirksam  werden.  In  diesem  Zusammen- 
hang müssen  Methoden  der  Zusammenarbeit  mit  Gewerkschaften,  Verbraucher- 
verbänden, Wanderarbeitern  und  anderen  gefunden  werden.  Die  Bildung  von 
Bündnissen  unter  den  Genannten  und  mit  anderen  gegenwirkenden  Kräften  auf 
lokaler,  nationaler,  regionaler  und  globaler  Ebene  muß  unbedingt  unterstützt 
werden.  (...) 


Die  Aufgabe  der  Kirchen 

Die  Kirchen  leben  aus  dem  Glauben  an  Jesus  Christus.  Er  ist  der  Herr  der  Ge- 
schichte, der  Erlöser  der  Menschheit.  „Denn  durch  ihn  ist  alles  geschaffen,  das 
im  Himmel  und  auf  Erden  ist,  das  Sichtbare  und  Unsichtbare,  es  seien  Throne 
oder  Herrschaften  oder  Fürstentümer  oder  Obrigkeiten;  es  ist  alles  durch  ihn  und 
zu  ihm  erschaffen"  (Kol.  1,16).  Das  Lehren  und  Wirken  Jesu  Christi  sind  der  stän- 
dige Bezugspunkt  der  Kirchen.  Wenn  es  auch  zutrifft,  daß  Jesus  nichts  über  Wirt- 
schaftstheorien lehrte,  so  läßt  sich  doch  nicht  leugnen,  daß  er  durch  sein  Leben 
und  seine  Worte  ganz  klar  anzeigte,  wie  Menschen  miteinander  umgehen  soll- 
ten: in  Liebe  (Luk.  10,25-37);  in  Großzügigkeit  (Luk.  18,18-34);  in  Ehrlichkeit  (Luk. 
19,1-10)  und  in  einem  tiefverwurzelten  Gefühl  für  Gerechtigkeit  (Luk.  6,20-26). 
Jesus  gehorsam  zu  sein,  erfordert  die  immer  neue  Bekräftigung  unseres  Glaubens 
an  den  einen  lebendigen  Gott  und  gleichzeitig  die  ständige  Konfrontierung  mit 
jenen  menschlichen  Wirklichkeiten,  die  so  leicht  zu  Objekten  des  Götzendienstes 
werden.  Verkünden  wir  Jesus  als  Herrn,  so  verbietet  sich  uns  also  die  Annahme 
von  Idolen,  wie  etwa  Mammon  und  falsche  Sicherheit,  Vorherrschaft  des  schran- 
kenlosen Wachstums,  verantwortungslose  Kapitalansammlung  und  Profit,  der 
durch  Unrecht  und  die  Verletzung  der  Rechte  anderer  gemacht  wurde.  Moderne 
Wirtschaftstheorien  bestehen  darauf,  daß  Wirtschaft  nichts  mit  menschlichen 
Werten  wie  Gerechtigkeit  und  Freiheit  zu  tun  haben  sollte.  Wenn  sie  von  Freiheit 
sprechen,  meinen  sie  lediglich  die  „Freiheit  der  Wahl"  auf  dem  Markt.  Aber  die 
Kirchen,  die  es  mit  der  Wirklichkeit  des  Reiches  Gottes  zu  tun  haben,  sind  geru- 
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fen,  jene  Zeichen  in  die  Geschichte  einzubringen,  die  darauf  hinweisen,  daß 
menschliche  Sünde  sich  nicht  behaupten  kann.  Eines  dieser  Zeichen  besteht 
darin,  alle  Völker  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  das  Reich  Gottes  ein 
Reich  der  Gerechtigkeit  ist  und  daß  die  Treue  zu  Gottes  Gerechtigkeit  von  Kir- 
chen und  Christen  verlangt,  für  mehr  Gerechtigkeit  in  der  Welt  einzutreten.  Da  sie 
eine  Zukunftsvision  ablehnen,  in  der  menschliche  Gesellschaften  ausschließlich 
als  Sektoren  des  Weltmarktes  betrachtet  werden,  müssen  die  Kirchen  darauf  be- 
stehen, daß  die  Gerechtigkeit  im  Leben  der  Menschen  die  Oberhand  behält. 

Quelle:  Arbeitsgruppe  „Transnationale  Konzerne":  Bericht  über  das  ÖRK-Studienprogramm 
über  Transnationale  Konzerne,  Genf ,  ZA-Tagung  Juli  1982,  in:  epd-Dokumentation  36-37/82, 
S. 62-73  (die  Übersetzung  wurde  von  den  Hg.  z.T.  geringfügig  überarbeitet);  engl.:  Churches 
and  the  Transnational  Conporations.  An  Ecumenical  Programme,  CCPD,  WCC,  Geneva  1983, 
p.1-24 


271 


I.  Wirtschaftsethik 


1.5      Lebensstil  und  Konsum 


52      Auf  der  Suche  nach  neuen  Lebensstilen 

Sektion  VI  der  vierten  Vollversammlung,  Uppsala  1968 

Sektion  VI  stand  unter  dem  Titel  „Auf  der  Suche  nach  neuen  Lebensstilen".  Auf  dem  Hinter- 
grund von  Studentenbewegung,  Zivilisationskritik  und  kulturellem  Umbruch  in  den  westlichen 
Industrieländern  war  in  Uppsala  somit  eine  ganze  Sektion  der  Frage  nach  der  Entwicklung  ei- 
nes neuen  Lebensstils  gewidmet.  Erstmals  während  einer  Vollversammlung  gab  es  eine  sehr 
aktive  Beteiligung  einer  Jugenddelegation  (vgl.  den  Studienbeitrag  zu  Uppsala  „Youth  in 
God's  World"). 

Wie  sollten  wir  als  Christen  heute  leben? 

1.  Ein  christliches  Leben  erfordert  vom  Menschen  die  Bereitschaft,  sich  selber 
verandern  zu  lassen  und  die  Welt  zu  verändern,  die  noch  nicht  ihr  von  Gott  ge- 
setztes Ziel  erreicht  hat.  Christen  haben  sich  häufig  der  Veränderung  widersetzt; 
andererseits  sind  sie  oft  gerade  deren  Träger  gewesen.  Jedes  Zeitalter  fordert 
neue  Entscheidungen.  In  unserer  Zeit  sind  die  Christen  dazu  aufgerufen,  ihre  ver- 
traute Umwelt  zu  verlassen  und  zu  unbekannten  Horizonten  aufzubrechen. 

2.  Unsere  gemeinsame  Grundlage,  von  der  aus  wir  einige  Umrisse  für  einen 
christlichen  Lebensstil  entwerfen  können,  ist  der  Glaube  an  die  Verheißung  Got- 
tes, der  durch  die  Kraft  seines  Heiligen  Geistes  dem  Leben  einen  Sinn  gibt. 
Wenn  wir  uns  auf  Gottes  Verheißungen  ausrichten,  uns  immer  wieder  in  Gebet 
und  Nachdenken  seiner  Offenbarung  in  Jesus  Christus  öffnen  und  uns  tätig  in  der 
Welt  einsetzen,  können  wir  Zeichen  der  Agape  sein,  das  heißt,  Beispiele  der  ge- 
genseitigen Liebe  geben,  an  der  die  Menschen  die  Jünger  Jesu  Christi  erkennen. 
Liebe  bedeutet  aktive  Sorge  für  andere.  Wenn  wir  unseren  Besitz  mit  anderen  tei- 
len und  gemeinsam  das  Brot  des  Abendmahls  brechen,  bringen  wir  Gott  unser 
Leben  als  Gabe  dar.  Obwohl  wir  nicht  in  der  Lage  sind,  eine  perfekte  menschli- 
che Lebensordnung  für  diese  Welt  aufzustellen,  sind  wir  doch  davon  überzeugt, 
daß  wir  vieles  verbessern  können,  während  wir  auf  die  Erneuerung  aller  Dinge 
warten,  die  Gott  selbst  vornehmen  wird.  (...) 
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4.  Obwohl  es  unterschiedliche  christliche  Lebensstile  gibt,  steht  doch  hinter  al- 
len die  gleiche  Erwartung:  Ein  echtes  christliches  Leben  wird  Freude  und  Dank- 
barkeit darüber  zum  Ausdruck  bringen,  daß  der  Mensch  Gottes  Mitarbeiter  in  ei- 
ner Schöpfung  sein  kann,  die  durch  wissenschaftliche  und  technische  Erfindun- 
gen zum  Neuen  hingetrieben  wird.  Jedoch  kommt  nicht  alles  Neue  von  Gott. 
Auch  das  Neue  bedarf  der  Erneuerung.  Deshalb  strebt  der  Christ  danach,  die 
Veränderungen  auf  sinnvolle  Ziele  zu  lenken.  Er  weiß  um  eine  Gesamtschau  der 
Welt  und  kann  sich  doch  auf  Einzelheiten  einlassen.  Dieser  Lebensstil  ist  niemals 
isoliert  vom  Ganzen  des  Volkes  Gottes,  und  er  ist  aufgeschlossen  gegenüber  al- 
len menschlichen  Werten,  wer  immer  sich  für  diese  einsetzt.  (...) 

9.  Wr  sind  überzeugt,  daß  junge  Menschen  zu  Recht  die  Autorität  in  Frage  stel- 
len, die  nicht  ständig  neu  erworben  wird.  Junge  wie  alte  Menschen  haben  ein 
Recht,  an  Entscheidungen  in  Schulen  und  Universitäten  ebenso  wie  im  politi- 
schen, geschäftlichen  und  familiären  Leben  beteiligt  zu  sein  und  in  allen  sie  be- 
treffenden Strukturen  mitzureden.  Wr  schlagen  vor,  daß  die  Kirchen  im  allge- 
meinen und  alle  ökumenischen  Zusammenkünfte  im  besonderen  ein  Beispiel 
geben,  indem  sie  einer  angemessenen  Gruppe  von  jungen  Teilnehmern  das 
Stimmrecht  gewähren.  Wir  meinen,  daß  sich  Christen  aller  Altersgruppen  mit 
Menschen  aller  Überzeugungen  zusammentun  sollten,  um  Möglichkeiten  für  das 
Zusammenwachsen  der  Generationen  zu  schaffen.  Unser  Ziel  ist  Versöhnung. 
Das  bedeutet,  Konflikte  so  zu  lenken,  daß  sie  zu  einem  konstruktiven  Ergebnis 
führen.  Junge  und  alte  Menschen  müssen  in  einem  ständigen  Erziehungsprozeß 
lernen,  in  der  heutigen  Welt  zu  leben.  (...) 

14.  Kein  Lebensstil  kann  christlich  genannt  werden,  der  gegenüber  dem  Leiden 
anderer  Menschen  indifferent  ist.  In  den  Opfern  von  Krieg  und  Ausbeutung  (z.B. 
in  Nigeria  und  Südostasien),  in  hungrigen  Kindern,  in  Prostituierten,  die  als  Per- 
sonen anerkannt  werden  möchten,  in  dem  jungen  Mann,  der  nach  Wssen  dürstet 
-  in  all  diesen  Menschen  begegnet  uns  Jesus  Christus.  Wo  ein  deutlicher  Protest 
gegen  das  selbstsüchtige  Anhäufen  von  Reichtum  aufbricht,  wo  ein  Fremder  als 
Kollege  anerkannt  und  als  Nachbar  begrüßt  wird,  wo  Menschen  für  die  Rechte 
von  Minderheiten  einstehen  -  dort  finden  wir  in  unserer  Zeit  Botschafter  der  Ver- 
söhnung. Ob  wir  reich  oder  arm  sind:  in  der  Solidarität  mit  den  Benachteiligten 
findet  unsere  Existenz  Richtung  und  Ziel.  So  entdecken  wir  die  wunderbare 
Wahrheit  der  Verheißung,  daß  derjenige  sein  Leben  finden  wird,  der  es  um  Chri- 
sti willen  verliert. 

15.  Dadurch,  wie  wir  unsere  Zeit  und  unser  Geld  gebrauchen,  zeigen  wir,  wel- 
ches Interesse  wir  wirklich  an  unseren  Nächsten  haben.  Verantwortliche  Finanz- 
planung reicht  jedoch  nicht  aus.  Wir  sind  konfrontiert  mit  dem  kollektiven  Bösen. 
Wenn  etwas  mit  Gewalt  erworben  wurde,  besteht  die  Neigung,  es  mit  Gewalt  zu 
erhalten.  Das  gilt  von  der  Vergangenheit,  insofern  sie  zur  gegenwärtigen 
Weltunordnung  geführt  hat,  und  für  die  Zukunft,  insofern  sie  von  Revolutionären 
und  Guerillas  vorbereitet  wird.  Revolutionen  sind  gewöhnlich   Reaktionen  gegen 
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herrschende  Gewalttätigkeit,  wo  andere  Möglichkeiten  zur  Veränderung  versagt 
werden.  Hier  steht  die  Relevanz  unseres  Glaubens  auf  dem  Spiel.  Christlicher 
Machtgebrauch  zielt  darauf  ab,  den  Kreis  zu  sprengen,  in  dem  Gewalt  neue  Ge- 
walt gebiert.  Das  gilt  von  den  Mitteln  wie  von  den  Zielen.  Unser  Ziel  ist  Freiheit 
für  die  Menschen  zum  Zusammenleben  in  gegenseitiger  Achtung.  Wer  mit  sich 
selbst  im  Frieden  lebt  und  nicht  das  Eigene  sucht,  sondern  von  einem  brennen- 
den Durst  nach  Gerechtigkeit  getrieben  wird,  kann  anderen  Frieden  bringen. 

Quelle:  Bericht  aus  Uppsala  1968.  Offizieller  Bericht  über  die  Vierte  Vollversammlung  des 
ÖRK,  Uppsala  4.-20.  Juli  1968,  hg.v.  Norman  Goodall,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Wal- 
ter Müller-Römheld,  Genf  1968,  S. 93-97 


53      Reich  Gottes,  Konsumzwang  und  städtisches  Wachstum 

Sektion  II  der  Weltmissionskonferenz,  Melbourne  1980 

Die  Reflexion  über  einen  alternativen  Lebensstil  in  den  Konsumgesellschaften  kommt  auch 
aus  dem  Bereich  der  ökumenischen  Missionsdiskussion.  Vor  allem  die  Weltmissionskonfe- 
renz von  Melbourne,  in  der  es  um  das  Verhältnis  von  Reich  Gottes  und  den  Armen  ging, 
setzte  hier  in  Sektion  II  kritische  Akzente.  Das  ökumenische  Augenmerk  verschiebt  sich  von 
den  Großkirchen  auf  die  kleineren  christlichen  Initiativgruppen,  innerhalb  derer  kulturelle 
Nonkonformität  gelebt  werden  kann. 


Die  Kirchen  als  Teil  der  Konsumgesellschaft 

29.  Eine  kapitalistisch  orientierte  Gesellschaft  fordert  die  Kirchen  in  ihrem  Zeug- 
nis vom  Reich  Gottes  ständig  heraus.  Sie  setzt  falsche  Lebensziele,  in  dem  sie 
die  Gier  der  Menschen  ausbeutet.  Christen,  die  in  solchen  Gesellschaften  leben, 
sind  versucht,  immer  mehr  Wohlstand  anzusammeln  und  mehr  als  nötig  zu  kon- 
sumieren. Die  Menschen  bemerken  selten  die  Mächte  und  Kräfte  der  Manipula- 
tion hinter  der  Werbung. 

In  solchen  Gesellschaften  sind  viele,  in  manchen  die  Mehrheit,  frei  vom  Kampf 
ums  Überleben.  Sie  erfreuen  sich  eines  freien  Zugangs  zu  allen  guten  Dingen, 
auch  zu  Luxusgütern.  Diese  Menschen  gehören  zum  inneren  Kreis  des  Systems. 
Andere  sind  ausgebeutet  und  des  Notwendigsten  beraubt  und  gehören  daher 
zum  äußeren  Kreis  des  Systems.  Diejenigen,  die  von  materieller  Not  frei  sind, 
finden  sich  oft  in  neuen  Formen  der  Versklavung.  Die  Quantität  der  Dinge  wird 
wichtiger  als  die  Qualität  des  Lebens,  und  persönliche  Belohnung  tritt  an  die 
Stelle  der  Sorge  für  den  Nächsten.   Die  Suche   nach   legitimer   Sicherheit  wird 
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mißbraucht,  um  Furcht  hervorzurufen,  und  die  Überproduktion  von  Waffen  dient 
der  Kontrolle  über  die  Vorräte  der  Welt. 

Die  starke  Konzentration  wirtschaftlicher  Macht  zieht  Menschen  in  die  Industrie- 
zentren, wo  traditionelle  Bindungen  von  Familie  und  Gemeinschaft  zerbrechen. 
Da  das  Wachstum  großer  Städte  nicht  gleiche  Vorteile  für  alle  schafft,  entwickelt 
sich  eine  Kluft  zwischen  Reich  und  Arm. 

Das  Evangelium  lädt  ein,  den  Lebensstil  zu  ändern 

30.  Als  Institutionen  spiegeln  die  Kirchen  gewöhnlich  die  Werte  der  Konsumge- 
sellschaft wieder,  zu  der  sie  gehören.  In  dieser  Situation  fordert  das  Evangelium 
die  Glaubwürdigkeit  der  Kirchen  heraus.  Der  gekreuzigte  und  auferstandene  Chri- 
stus richtet  seichte  Lebensstile  und  fordert  die  Kirchen  zur  Buße  auf  und  zu 
neuem  Leben.  An  vielen  Stellen  wird  heute  ein  erneuerter  Lebensstil  der  authen- 
tischste und  unzweideutigste  Weg  sein,  das  Evangelium  zu  verkündigen  und  zu 
leben.  Das  bedeutet  Gründung  und  Unterstützung  von  kirchlichen  Gruppen,  die 
neue  Formen  christlicher  Gemeinschaft  und  familiärer  Beziehungen  erproben. 
Es  bedeutet  weiter,  daß  sich  die  Kirchen  an  der  Änderung  der  Strukturen  beteili- 
gen, die  das  Ungleichgewicht  in  der  heutigen  Welt  hervorbringen.  Da  diejeni- 
gen, die  der  Königsherrschaft  Gottes  verpflichtet  sind,  eine  Minderheit  in  der  sä- 
kularen Wohlstandsgesellschaft  geworden  sind,  scheint  diese  Aufgabe  zu  schwer 
geworden  zu  sein.  Trotzdem  werden  die,  die  auf  die  Köngsherrschaft  Gottes  war- 
ten, berufen,  Sauerteig,  Salz  der  Erde  und  ein  Zeichen  der  kommenden  Herr- 
schaft zu  sein. 

Quelle:  Dein  Reich  komme.  Weltmissionskonferenz  in  Melbourne  1980,  Darstellung  und  Do- 
kumentation, hg.v.:  Martin  Lehmann-Habeck,  Frankfurt  1980,  S.147f 


54      Für  Gerechtigkeit  und  Menschenwürde  kämpfen 

Fachgruppe  6  der  sechsten  Vollversammlung,  Vancouver  1983 

Der  Bericht  der  Fachgruppe  6  von  Vancouver  ist  berühmt  geworden  vor  allem  durch  den  im 
Schlußabschnitt  formulierten  Aufruf  zu  einem  Konziliaren  Prozeß  für  Gerechtigkeit,  Frieden 
und  Bewahrung  der  Schöpfung.  Um  den  Zusammenhang  deutlich  zu  machen,  in  dem  dieser 
Aufruf  steht,  werden  hier  auszugsweise  auch  die  biblisch-theologischen  Grundüberzeugungen 
wiedergegeben.  Sie  legen  dar,  daß  im  Zeichen  eines  „strukturellen  Götzendienstes"  eine 
neue  Qualität  des  sozialethischen  bzw.  theologischen  Bekennens  gegeben  ist.  Auf  dem  Hin- 
tergrund dieser  Erkenntnis  weitet  sich  die  Perspektive  von  einem  nur  individuellen  Lebensstil 
hin  zum  Lebensstil  einer  korporativen  Identität.  Der  Konziliare  Prozeß  steht  hier  im  Kontext 
des  kulturellen  Widerstandes  und  der  Nicht-Konformität  mit  der  Kultur  des  Todes.  Selten  ist 
in  einem  ökumenischen  Text  so  eindringlich  die  notwendige  Verschränkung  von  Ekklesiologie 
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und  Ethik,  von  sozialethischem  und  spirituellem  Bekennen  entfaltet  und  im  Horizont  des  Er- 
sten Gebotes  begründet  worden 


/.  Unsere  grundlegenden  biblischen  und  theologischen  Überzeugungen 

„In  ihm  (Christus)  wohnt  die  ganze  Fülle  der  Gottheit  leibhaftig,  und  ihr  habt  diese  Fülle  in 
ihm,  welche  ist  das  Haupt  aller  Reiche  und  Gewalten."  (Kol  2,9-10) 

5.  Wir  bekennen  unseren  Glauben  an  den  dreieinigen  Gott,  der  Leben  gibt,  erlöst 
und  heiligt.  Darum  hoffen,  beten  und  suchen  wir  als  Christen  und  Kirchen  nach 
Zeichen  des  Reiches  Gottes  in  seiner  Schöpfung.  Seit  Nairobi  haben  wir  uns  auf 
das  Ziel  einer  gerechten,  partizipatorischen  und  überlebensfähigen  Gesellschaft 
zubewegt. 

5.1  Wir  bekennen  Jesus  Christus,  der  am  Kreuz  gestorben  und  auferstanden  ist,  in 
dem  das  Universum  geschaffen  wurde,  als  den  Herrn  über  alle  Rangordnungen 
und  Mächte  (Eph.  1,9-19).  Wir  nehmen  den  Sieg  des  Lammes  voraus  (Offb 
12,11),  der  das  Leiden  beseelt  und  die  Märtyrer,  wo  immer  sie  sich  befinden,  mit 
Mut  erfüllt. 

5.2  Die  Maschinerie  der  vorherrschenden  wirtschaftlichen  Ordnung  macht  jedes 
Jahr  Millionen  von  Menschen  arbeitslos.  Wissenschaft  und  Technik  werden 
mißbraucht,  um  die  Menschen  zu  unterdrücken  und  die  Welt  in  einem  wahnsin- 
nigen Wettrüsten  zu  zerstören.  Immer  mehr  Menschen  werden  gefangengehalten 
und  „verschwinden",  werden  gefoltert,  ihrer  Religionsfreiheit  beraubt,  mit  Gewalt 
verschleppt  oder  ins  Exil  getrieben. 

5.3  Wir  legen  diese  Entwicklung  als  Götzendienst  aus;  sie  entspringt  der  Sünde 
des  Menschen  und  ist  ein  Werk  satanischer  Mächte.  Wir  befinden  uns  in  einer  Si- 
tuation, in  der  wir  über  die  normalen  prophetischen  und  fürbittenden  Funktionen 
der  Kirche  hinausgehen  müssen. 

5.4  Gott  hat  die  Menschen  nach  seinem  Bilde  geschaffen.  Die  Macht,  die  Gott 
mit  der  Menschheit  geteilt  hat,  umfaßt  das  Teilen  der  Verantwortlichkeit  für  die 
Welt  (Gen  1,26-28).  Es  gelang  den  Menschen  aber  nicht,  ihre  Verantwortung 
schöpferisch  auszuüben  (Gen  3,5).  Auf  heute  übertragen:  Die  Mächte  der  Herr- 
schaft über  die  „Natur"  (Erde,  Ureinwohner,  Arbeiter,  Frauen)  und  der  uneinge- 
schränkte Besitz  sind  Götzenbilder  geworden.  Diese  Kultur  der  Gewalt  hat  inter- 
nationale Sicherheitssysteme  hervorgebracht,  um  den  Besitz  um  jeden  Preis  zu 
sichern.  Sie  ist  in  den  Industriestaaten  zu  einer  fixen  Idee  geworden  und  breitet 
sich  auch  bei  anderen  aus. 

6.  Nicht  nur  einige  fundamentalistische  Sekten,  sondern  auch  Leute  der  Kirche, 
politische     Parteien     und     Regierungen     versuchen,     diese     Entwicklung     als 
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„christlich"  zu  legitimieren.  Diese  Gruppen  wenden  sich  gegen  die  Identifizierung 
der  Kirchen  mit  den  Armen  als  Teil  ihres  Zeugnisses  vom  Reich  Gottes. 

6.1  Nicht  nur  was  die  Kirche  tut,  ist  also  in  Frage  gestellt,  sondern  ihr  Glaube  und 
ihr  Wesen  selbst.  Viele  sind  hellhörig  für  die  Gefahr  geworden,  wie  im  Fall  der 
Apartheidshäresie.  Dennoch  gibt  es  auch  diejenigen,  die  sogenannte 
„christliche"  Argumente  vorbringen,  um  die  ausbeuterischen  transnationalen  Sy- 
steme, die  unkritische  Anwendung  von  Wissenschaft  und  Technologie  und  die 
Produktion  von  massenvernichtenden  Atomwaffen  zu  verteidigen.  Indem  sie  sich 
zu  Jesus  Christus  bekennen,  müssen  die  Kirchen  auch  ihre  Sünden  bekennen;  sie 
sollten  ihre  Teilhaberschaft  oder  ihre  Duldung  der  todbringenden  Prozesse  zuge- 
ben und  bereit  sein,  sich  den  Gefahren  auszusetzen,  die  eine  Befreiung  von  sol- 
chen Übeln  mit  sich  bringt. 

7.  Der  geistliche  Kampf  der  Kirche  muß  sie  im  Kampf  der  Armen,  der  Unterdrück- 
ten, der 'Zwangsumgesiedelten  und  außer  Landes  Geschickten  beteiligt  sein  las- 
sen. Der  Geist  ist  unter  den  Kämpfenden.  Der  Geist  entzündet  die  Liebe  und  er- 
füllt mit  Mut.  Der  Geist  schenkt  schöpferische  Zukunftsperspektiven.  Die  Kirche 
Christi  feiert  die  Eucharistie  als  Fleischwerdung  der  Liebe  Gottes  und  als  Quelle 
aller  geistlichen  Macht  im  Volk  Gottes  (Hes  37,10;  Offb  11,11). 

7.1  Die  Christen  sind  aufgerufen,  jeder  Macht  zu  widerstehen,  die  Komplizen- 
schaft mit  der  Sünde  fordert.  Die  Menschen  sind  ständig  versucht,  Gewalt  zu 
mißbrauchen.  Darum  kämpfen  die  Menschen,  durch  den  Glauben  gerechtfertigt, 
um  das  Leben  als  ein  Zeichen  des  kommenden  Reiches  zu  bekräftigen.  Die 
Witwe  diskutierte  mit  dem  Richter  ausdauernd  und  standhaft  (Lk  18,2-5),  so  zeigt 
sie  den  Christen  die  Haltung  und  Ausdauer,  die  erforderlich  sind,  um  Gerechtig- 
keit und  Menschenwürde  zu  erreichen.  Der  Herr  der  Kirche  schenkt  eine  alles 
übersteigende  Vision  und  die  Geduld  der  Märtyrer,  um  den  strukturellen  Stützen 
eines  sündhaften  Systems  zu  widerstehen,  wenn  er  sagt:  „Ich  bin  bei  euch  alle 
Tage  bis  an  der  Welt  Ende"  (Mt  28,20). 


//.  Mächte  der  Unterdrückung  und  Macht  der  Befreiung 

8.  Gott,  als  Lebensspender,  ist  die  Quelle  aller  Macht,  selbst  wenn  diese  Macht 
gegen  ihn  selbst  eingesetzt  werden  kann  (Joh  19,11).  Gott  gibt  den  Menschen 
die  Möglichkeit,  auf  das  Leben  anderer  Menschen  einzuwirken,  und  voller  Liebe 
erwartet  er,  daß  sie  die  Macht  gemäß  seinem  göttlichen  Willen  ausüben.  Macht 
und  Autorität  sind  damit  von  Gott  gewollt  (Rom  13,1-2),  um  dem  Wohl  seiner 
Schöpfung  zu  dienen. 

9.  Macht  wird  in  unserer  heutigen  Zeit  in  hohem  Maße  mißbraucht.  Trotz  reich- 
lich vorhandener  Ressourcen  wächst  das  soziale  Gefälle.  Rassismus  wird  weltweit 
verurteilt,  dennoch  wird  aber  die  Apartheid  in  Südafrika  weiterhin  als  auf  bibli- 
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scher  Grundlage  beruhend  gerechtfertigt  und  bedroht  sogar  die  territoriale  Inte- 
grität der  Nachbarstaaten.  Diskriminierung,  Hinrichtung  ohne  Gerichtsurteile,  po- 
litische Unterdrückung,  Völkermord  und  Verletzung  sozio-ökonomischer  Rechte 
beweisen  die  Anwendung  von  Macht  gegen  die  Menschen.  Elitäre  Machtgrup- 
pen konzentrieren  Reichtum  zur  Kontrolle  politischer  und  wirtschaftlicher  Instru- 
mente und  Institutionen  in  ihrer. Hand.  Zwischen  diesen  Einrichtungen  erwachsen 
Bündnisse  durch  ständige  wirtschaftliche,  militärische  und  politische  Zusam- 
menarbeit und  werden  durch  die  verzerrten  Lehren  nationaler  Sicherheit  ge- 
rechtfertigt. Sie  garantieren  jedoch  nicht  die  Sicherheit  der  Menschen;  diese 
werden  vielmehr  von  den  Mächtigen  durch  die  Technologie  kontrolliert.  Gesell- 
schaftliche Beziehungen  werden  entmenschlicht  und  Ausdrucksformen  des  Le- 
bens entstellt. 

9.1  Ganz  besonders  zeigt  sich  diese  Ungerechtigkeit  in  der  heute  bestehenden 
Weltwirtschaftsordnung,  in  der  die  Wirtschaftssysteme  der  nördlichen  Hemisphäre 
Handel,  Finanzen,  Produktion,  Nahrungsmittelverarbeitung  und  Know-how  fest  in 
der  Hand  haben.  Diese  Wirtschaftsordnung,  die  hauptsächlich  von  transnationa- 
len Konzernen  beherrscht  wird,  ordnet  die  Wirtschaftssysteme  des  Südens  denen 
des  Nordens  unter  und  macht  sie  abhängig. 

9.2  Zusammengefaßt  können  wir  sagen,  daß  wir  heute  Zeugen  einer  neuen  Art 
von  Mißbrauch  sind.  Wie  nie  zuvor  bilden  wirtschaftliche  Interessen,  militärische 
Macht,  technologisches  Wissen  und  internationale  Bündnisse  eine  Machtkonstel- 
lation, die  sich  gegen  die  Würde  des  Lebens  der  Welt  verschworen  hat:  gegen 
Jesus  Christus  selbst.  Die  Konsequenzen  sind  furchtbar:  unendliches  Leid,  Ernied- 
rigung und  Tod. 

10.  Aber  lassen  wir  uns  nicht  zum  Pessimismus  verleiten.  Die  Macht  als  Gabe 
Gottes  wird  benutzt,  sich  denen  zu  widersetzen,  die  die  Götzen  des  Todes  vereh- 
ren. Macht  repräsentiert  die  Fähigkeit  des  Menschen,  an  Gottes  Schöpfung  teil- 
zuhaben. Diese  positive  Macht  finden  wir  unter  jenen,  die  das  wunderbare  Ge- 
schenk des  dreieinigen  Gottes  gerade  in  ihrer  Machtlosigkeit  lieben  und  hoch 
schätzen.  Zu  allen  Zeiten  sind  inmitten  der  Armen  und  Benachteiligten  tiefe  in- 
nere Kräfte  zum  Vorschein  gekommen  -  Kräfte,  die  Würde  bejahen  und  Gerech- 
tigkeit pflegen.  Das  nimmt  heute  zu.  Die  Menschen  streben  nach  Befreiung  in 
Gerechtigkeit,  voller  Kreativität  und  Mut,  die  Zeichen  der  Hoffnung  in  unserer 
Zeit  sind.  Die  Macht  der  Mächtigen  steht  der  Macht  des  Volkes  gegenüber: 
Schwarze  in  Südafrika,  Frauen  in  den  Friedensbewegungen,  Minjung  (das  Volk) 
in  Korea,  die  armen  Bauern  in  Lateinamerika.  In  ihrem  Kampf  kommt  die  geistli- 
che Stärke  derer  zum  Ausdruck,  die  von  unserem  Herrn  zu  den  "Erben  seines  Rei- 
ches" berufen  wurden. 

11.  Im  Kampf  für  Gerechtigkeit  und  Menschenwürde  müssen  wir  uns  den  Mäch- 
ten der  Unterdrückung  widersetzen.  Wir  sind  aufgerufen,  mit  denen  solidarisch  zu 
sein,  die  für  die  Macht  des  Volkeskämpfen,  um  durch  die  legitime  Ausübung  von 
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Macht  eine  stärker  partizipatorische  Gesellschaft  zu  entwickeln.  Daher  sollten  in- 
ternationale Netzwerke  zur  Unterstützung  von  den  Kirchen  gestärkt  und  ausgewei- 
tet werden.  Die  Kirchen  sind  aufgerufen,  den  Menschen  zu  helfen,  sich  der  Un- 
terdrückung zu  widersetzen,  die  Wurzeln  der  Ungerechtigkeit  zu  bekämpfen  und 
auf  der  Suche  nach  einer  neuen  Gesellschaft  Risiken  einzugehen.  Diese  Netz- 
werke helfen  den  Armen,  ihre  Kräfte  zu  sammeln,  um  den  Mächten  der  Unter- 
drückung zu  widerstehen.  Das  Leben  der  Armen,  das  von  den  Mächtigen  als  wert- 
los angesehen  wird,  ist  in  Wirklichkeit  unendlich  wertvoll,  weil  es  Gottes  Ge- 
schenk ist.  (...) 


V.  Schlußbemerkungen 

23.  Christus  regiert  die  Welt.  Sein  Volk  ist  berufen,  an  seinem  Kampf  gegen  die 
dämonischen  Mächte  teilzunehmen. 

24.  Die  Kirchen  sind  aufgerufen,  ein  unerschütterliches  und  treues  Zeugnis  abzu- 
legen. Als  Verbündete  derjenigen,  die  sich  für  die  Freiheit  einsetzen,  müssen  die 
Kirchen  Zeugnis  ablegen  vom  Reich  des  Lammes  und  müssen  zu  einem  untrüg- 
lichen Zeugnis  der  Hoffnung  in  der  Welt  werden. 


VI.  Empfehlungen  an  die  Kirchen  für  ökumenisches  Handeln 
25.  Zusammenkommen  in  einem  Bund 

a)  Die  Kirchen  sollten  auf  allen  Ebenen  -  Gemeinden,  Diözesen  und  Synoden, 
Netzwerken  christlicher  Gruppen  und  Basisgemeinschaften  -  zusammen  mit 
dem  ÖRK  in  einem  konziliaren  Prozeß  zu  einem  Bund  zusammenfinden: 

•  um  Christus,  das  Leben  der  Welt,  als  den  Herrn  über  die  Götzen  unserer 
Zeit  zu  bekennen,  als  den  guten  Hirten,  der  seinem  Volk  und  der  ganzen 
Schöpfung  'Leben  und  Leben  in  seiner  ganzen  Fülle'  bringt; 

•  um  den  dämonischen  Mächten  des  Todes  zu  widerstehen,  die  dem  Ras- 
sismus, dem  Sexismus,  der  Klassenherrschaft,  der  Unterdrückung  der  Kasten 
und  dem  Militarismus  innewohnen; 

•  um  die  Mißstände  in  der  Wirtschaftsordnung,  der  Wissenschaft  und  der 
Technologie  zu  verurteilen,  die  den  Mächten  und  Gewalten  gegen  das 
Volk  dienen. 

b)  Wir  sollten  uns  eindeutig  zu  diesem  Bund  für  Gerechtigkeit  und  Frieden  ver- 
pflichten, wie  Delegierte  aus  Mittelamerika  und  aus  den  USA  dies  hier  in 
Vancouver  bereits  getan  haben,  um  damit  ein  Zeichen  für  den  Widerstand 
gegen  jede  Form  der  Unterdrückung  zu  setzen.  (...) 
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c)  Wir  sollten  die  häretischen  Kräfte  verwerfen,  die  den  Namen  Christi  oder  die 
Bezeichnung  'christlich'  dazu  mißbrauchen,  die  Mächte  des  Todes  zu  recht- 
fertigen. 

Quelle:  Bericht  aus  Vancouver  1983.  Offizieller  Bericht  der  Sechsten  Vollversammlung  des 
ÖRK,  24.  Juli  bis  10.  August  in  Vancouver  /  Kanada,  hg.v.  Walter  Müller-Römheld,  Frankfurt 
1983  S.1 10-113,  116 


55      Konsum-Boykott  und  Lebensstil 

Der  Shell-Boykott  und  der  ÖRK,  Programm  zur  Bekämpfung  des  Rassismus,  Genf 
1989 

Die  sozialethische  Reflexion  der  Beziehung,  in  der  kirchliche  Glaubwürdigkeit  und  christlicher 
Lebensstil  zu  bestimmten  Praktiken  international  agierender  Konzerne  stehen,  wurde  im 
Rahmen  des  ÖRK  in  den  70er  Jahren  duch  den  Kampf  gegen  die  Apartheidspolitik  in  Süd- 
afrika angestoßen.  Ein  wichtiges  Lernfeld  für  eine  bewußte  und  kritische  Konsum-  und  Inve- 
stitionsethik war  neben  dem  Früchteboykott  das  vielfältige  Engagement  gegen  eine  Politik 
von  Banken,  die  mit  Krediten  das  Unrechtssystem  der  Apartheid  am  Leben  erhielten  und  so 
das  Leiden  der  Bevölkerungsmehrheit  in  Südafrika  verlängerten  (vgl.  dazu:  Bankkredite  für 
die  Apartheid  und  der  ÖRK,  Texte  zum  Kirchlichen  Entwicklungsdienst  Nr.  15,  Frankfurt/M. 
1978). 

Ein  gutes  Beispiel  für  die  sozialethische  Reflexion  einer  Boykottaktion  im  Rahmen  des 
Kampfes  gegen  die  Apartheid  ist  das  Verhalten  des  ÖRK  zur  Kampagne  gegen  den  Shell- 
Konzern,  die  auf  ein  ölembargo  gegen  Südafrika  zielte.  Im  August  1988  beschloß  der  ZA  in 
Hannover  mit  Bezug  auf  die  Programmarbeit  gegen  die  Apartheid  in  Südafrika:  „Der  ZA  des 
ÖRK  wiederholt  insbesondere  die  Forderungen  des  ÖRK  nach  umfassenden  und  verbindli- 
chen Sanktionen  gegen  Südafrika.  (...)  und  bittet  die  Kirchen,  die  weltweite  Kampagne  gegen 
die  Shell  Oil  Corporation  zu  unterstützen."  Der  Auszug  aus  der  folgenden  von  PCR 
verfaßten  Studie  des  ÖRK,  die  1989  durch  den  Generalsekretär  des  ÖRK  veröffentlicht 
wurde,  begründet  und  erläutert  die  in  Kooperation  mit  südafrikanischen  Partnern  getroffene 
sozialethische  Entscheidung  für  die  Beteiligung  an  der  Kampagne  gegen  den  Shell-Konzern. 
Die  40-seitige  Studie  gibt  ausführliche  Hintergrundinformationen  zur  Vorgeschichte,  zu  den 
Gesprächsversuchen  und  zur  Begründung  der  Ausrichtung  auf  den  Shell-Konzern.  Im  fol- 
genden wiedergegeben  wird  ein  Abschnitt  der  sich  mit  der  Begründung,  den  Zielen  und  den 
Problemen  dieser  Aktion  befaßt. 


Wenn  der  ÖRK  den  Shell-Boykott  befürwortet,  so  gilt  seine  Kritik  weder  der  Shell 
noch  ihren  Angestellten  noch  den  Tankstellenpächtern,  sondern  einzig  und  al- 
lein der  Apartheid.  Der  ÖRK  plädiert  für  die  vollkommene  Abschaffung  dieses 
sündigen  und  ungerechten  Systems,  das  eindeutig  im  Widerspruch  steht  zu  der 
Lehre  unseres  Herrn  Jesus  Christus,  daß  alle  Menschen  nach  dem  Bilde  Gottes 
geschaffen  sind.  Der  ÖRK  setzt  sich  für  Gerechtigkeit  und  Frieden   in  Südafrika 
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ein.  Wo  sollten  von  daher  seine  Fragen  nach  der  Tätigkeit  Shells  oder  jedes  an- 
deren Unternehmens  in  Südafrika  ansetzen? 

Es  geht  nicht  um  die  Frage,  ob  Shell  gute  Arbeitsbedingungen  bietet,  ob  sie  ihre 
Angestellten  an  den  Gewinnen  beteiligt,  für  ihre  Weiterbildung  sorgt,  sich  um 
ihre  ärztliche  Betreuung  kümmert  oder  ihnen  Wohnungen  besorgt.  Unsere 
Schwestern  und  Brüder  in  Südafrika  wollen  nicht,  daß  wir  uns  um  ihre  sozialen 
Probleme  kümmern,  sondern  sie  suchen  unsere  Solidarität  mit  ihrem  Kampf  ge- 
gen das  rassistische  Apartheidsystem.  Die  Schwarzen  Südafrikas  wollen  nicht 
Bürgerrechte,  sie  wollen  eine  Mehrheitsregierung.  Sie  wollen  die  Apartheid  ab- 
schaffen, die  20  Millionen  Menschen  per  Gesetz  das  Recht  abspricht,  ihre  politi- 
sche Zukunft  selbst  zu  wählen  und  bei  Entscheidungen  in  ihrem  eigenen  Land 
mitzubestimmen,  die  ihnen  per  Gesetz  verbietet,  dort  zu  leben  und  zu  arbeiten, 
wo  sie  wollen,  und  die  ihnen  per  Gesetz  das  Recht  auf  Freizügigkeit  und  Selbst- 
bestimmung abspricht. 

Hat  Shell  in  irgendeiner  Weise  dazu  beigetragen,  an  diesen  Verhältnissen  etwas 
zu  ändern?  Shell  ist  seit  1907  in  Südafrika  tätig.  Seit  damals  hat  sich  die  Lage 
der  Schwarzen  verschlechtert  und  nicht  verbessert.  Fünf  Jahre  nach  der  Ankunft 
Shells  wurde  1912  der  Afrikanische  Nationalkongreß  (ANC)  gegründet.  Als  legale 
politische  Organisation  wollte  er  sich  mit  gewaltlosen  Methoden  für  den  Abbau 
des  Rassismus  einsetzen.  Heute  ist  der  ANC  -  zusammen  mit  vielen  anderen  Or- 
ganisationen, die  sich  für  eine  friedliche  Lösung  einsetzen  -  verboten.  Pretoria 
hat  bereits  zum  vierten  Mal  den  Ausnahmezustand  über  das  Land  verhängt. 

Shell  hat  bisher  keinerlei  Absicht  erkennen  lassen,  dem  Apartheidsystem  einen 
Schlag  zu  versetzen.  Ganz  im  Gegenteil.  Desmond  Watkins  erklärte  im  Oktober 
1988  in  London,  zwar  sei  die  Apartheid  unvereinbar  mit  den  Zielen  und  Praktiken 
des  Geschäftslebens,  doch  sei  die  Firma  fest  entschlossen,  in  Südafrika  zu  blei- 
ben. Damit  ist  Shell  letztlich  nichts  anderes  als  ein  Rettungsring  des  Apartheidsy- 
stems. 

Shell  hat  erst  1986  öffentlich  verlauten  lassen,  daß  sie  mit  der  Politik  der  südafri- 
kanischen Regierung  nicht  einverstanden  ist.  Unter  der  Überschrift  „Shell  mißbil- 
ligt Südafrikas  Politik"  hieß  es  am  16.10.1986  in  der  Financial  Times:  „Zwar  hat 
sich  Shells  südafrikanische  Tochtergesellschaft  bereits  früher  ablehnend  zur 
Apartheid  geäußert,  doch  hat  jetzt  erstmals  das  Topmanagement  des  Konzerns 
die  Politik  der  südafrikanischen  Regierung  öffentlich  kritisiert." 

Trotzdem  erklärte  der  damalige  Präsident  von  Shell-Südafrika  in  einem  Interview 
in  der  Shell-Beilage  der  Financial  Mail  (22.4.88)  auf  die  Frage,  ob  es  einen  Kon- 
flikt zwischen  Shell  und  der  Regierung  oder  Spannungen  mit  den  Behörden 
gebe: 
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„Nein,  wir  haben  keinen  Konflikt  mit  der  Regierung.  Zunächst  einmal  sollte  man  nicht  ver- 
gessen, daß  eine  Regierung  das  Sprachrohr  der  Wähler  ist.  Im  vorliegenden  Fall  ist  die 
Regierung  Sprachrohr  der  weißen  Wähler  Südafrikas.  Manche  behaupten,  sie  sei  das 
Sprachrohr  einer  Minderheit.  Wie  dem  auch  sei  -  diese  Regierung  ist  demokratisch  ge- 
wählt." 

In  einem  Interview  mit  Het  Vrije  Volk  (27.5.88)  sagte  er  außerdem: 

„Das  Problem  ist,  daß  Leute  wie  Tutu  und  Motlatsi  eigentlich  gar  nicht  wissen,  wovon  sie 
reden.  Wir  gehören  zu  denen,  die  sich  in  Südafrika  am  entschiedensten  für  die  Menschen- 
rechte einsetzen." 

Die  Kirche  müssen  dafür  sorgen,  daß  der  Stromkreis,  der  die  Apartheid  in  Betrieb 
halt,  unterbrochen  wird.  Das  dürfte  ihnen  nur  gelingen,  wenn  sie  dieses  System 
an  seinem  empfindlichsten  Punkt  treffen,  nämlich  der  Ölversorgung  und  insbe- 
sondere den  Shell-Lieferungen.  Wir  müssen  die  Rolle  Shells  in  Südafrika  aus  der 
Perspektive  der  Schwarzen  Südafrikas  analysieren  und  beurteilen.  Inwieweit  för- 
dert oder  behindert  Shell  die  Beseitigung  der  Apartheid,  die  Durchsetzung  der 
politischen  Gleichberechtigung  der  Schwarzen  und  den  Abbau  derjenigen  Ge- 
setze und  Strukturen,  die  die  Apartheid  festschreiben?  Shell  hat  in  Südafrika  bis- 
lang entgegen  ihren  Beteuerungen  lediglich  dafür  gesorgt,  die  Apartheidsma- 
schinerie zu  erhalten,  zu  festigen  und  auszubauen. 

Die  ÖRK-Erklärung,  in  der  zur  Unterstützung  des  Boykotts  aufgerufen  wurde,  war 
nicht  der  erste  Beschluß  im  Rahmen  der  kirchlichen  Kampagne  gegen  Shell.  Ihr 
waren  fast  acht  Jahre  Forschungsarbeit,  öffentliche  Erklärungen,  Seminare,  Ta- 
gungen sowie  auch  Gespräche  mit  Shell -Vertretern  über  die  Tätigkeit  des  Kon- 
zerns in  Südafrika  vorausgegangen.  Der  ÖRK  hatte  auch  diesbezügliche  Doku- 
mente veröffentlicht  bzw.  mitfinanziert.  Er  hat  die  KAIROS-Gruppe,  das  holländi- 
sche Shipping  Research  Bureau  und  das  Interreligiöse  Zentrum  für  Unterneh- 
mensverantwortung, deren  seriöse  und  gründliche  Informationsarbeit  über  die 
Rolle  der  Shell  in  Südafrika  inzwischen  weltweit  anerkannt  ist,  unterstützt.  (...) 

Als  die  Boykottkampagne  dann  angelaufen  war,  begann  Shell  einen  Werbefeld- 
zug  in  eigener  Sache.  Sie  gab  Erklärungen  ab,  in  denen  sie  ihre  Tätigkeit  in 
Südafrika  rechtfertigte,  und  wurde  bei  Kirchenführern  vorstellig.  Sie  wandte  sich 
auch  an  den  ÖRK  und  es  fanden  mehrere  Gespräche  zwischen  Vertretern  des 
ÖRK  und  der  Shell  statt,  bei  denen  Shells  Bemühungen,  Geschäft  und  Moral 
miteinander  zu  vereinbaren,  im  Mittelpunkt  standen.  Shell  ging  es  insbesondere 
um  die  folgende  Frage:  „Ist  es  moralisch  vertretbar,  wenn  sich  ein  Unternehmen 
der  Verantwortung  für  seine  Angestellten  entledigt,  um  eine  Unterlassung  von  Be- 
lästigungen zu  erkaufen?  Vor  allem  dann,  wenn  es  nicht  überzeugt  ist,  daß  dies 
die  geeignete  Methode  ist?" 

Bei  diesen  Gesprächen  wiesen  die  Shell-Vertreter  wiederholt  darauf  hin,  daß  sich 
das  Unternehmen  nicht  zuletzt  deshalb  zum  Verbleib  in  Südafrika  entschlossen 
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habe,  weil  sich  weder  die  schwarze  Bevölkerung  Südafrikas  noch  die  internatio- 
nale Gemeinschaft  über  den  positiven  Effekt  eines  Investitionsabzugs  einig  sei. 

Shell  verabscheue  das  Apartheidsystem  sowohl  aufgrund  mancher  Menschen- 
rechts-.Aspekte"  als  auch  aufgrund  der  Tatsache,  daß  es  den  wirtschaftlichen 
Aufstieg  schwarzer  Südafrikaner  erschwere.  Das  Problem  Südafrikas  sei  in  erster 
Linie  ein  politisches,  das  folglich  einer  politischen  Lösung  bedürfe.  Shells  Anwe- 
senheit im  Lande  wirke  stabilisierend;  die  Firma  sei  eine  Art  Puffer  zwischen  dem 
Individuum  und  dem  Staat.  Was  den  Abzug  von  Investitionen  angehe,  so  sei 
Druck  von  außen  sicherlich  nicht  unwichtig,  solle  aber  gezielt  und  angemessen 
sein;  die  Verhängung  von  Sanktionen  sei  Sache  von  Regierungen  bzw.  Gesetz- 
gebern, nicht  aber  von  Gruppen  oder  Firmen. 

Die  Gespräche  waren  insofern  sachdienlich,  als  hier  aus  erster  Hand  zu  erfahren 
war,  wie  Shell  ihre  Rolle  in  Südafrika  wahrnimmt  und  wie  sie  versucht,  trotz  der 
Apartheidsgesetze  eine  konstruktive  Rolle  im  Land  zu  spielen.  Die  Shell-Vertreter 
legten  großen  Wert  auf  das  Bildungsprogramm  des  Konzerns,  in  dessen  Rahmen 
Unterrichtsmaterial  für  alle  Fächer  in  Volks-  und  Mittelschulen  der  Townships  ver- 
teilt wird.  Besonders  stolz  waren  sie  auf  das  kommunale  Sozialprogramm  der 
Shell,  das  ihrer  Ansicht  nach  in  Bereichen  wie  Wohnen  und  Bildung  einen 
„konstruktiven  Einfluß"  auf  die  schwarze  Bevölkerung  ausübt. 

Die  Gespräche  mit  Shell  waren  noch  im  Gange,  als  1987  Tim  Smith  vom  ICCR 
mit  dem  265  Seiten  starken  Entwurf  einer  Studie  an  die  Öffentlichkeit  ging,  die 
Shell  im  Vorjahr  zwecks  Ausarbeitung  einer  Anti-Boykott-Strategie  bei  ihrer  Bera- 
terfirma Pagan  International  in  Auftrag  gegeben  hatte.  Ziel  dieser  sog.  Neptun- 
Strategie  sollte  es  sein,  Gruppen  und  Einrichtungen  von  einer  Beteiligung  am 
Boykott  abzubringen  und  damit  dessen  Wrksamkeit  zu  schwächen.  Man  müsse 
auf  „bereits  etablierten"  und  von  gegenseitigem  Vertrauen  geprägten  Beziehun- 
gen aufbauen  und  das  Gespräch  mit  Kirchenführern  suchen,  die  in  der  Lage  wä- 
ren, Kirchen  zu  veranlassen,  nicht  am  Boykott  teilzunehmen.  Diese  Strategie 
wurde  ab  1986  angewandt  und  zielte  darauf  ab,  die  Aufmerksamkeit  vom  Boykott 
ab-  und  auf  die  Themen  zu  lenken,  die  Shell  genehm  waren: 

„Wir  müssen  ökumenische  Einrichtungen,  Kirchen  und  Kritiker  von  der  Beschäftigung  mit 
dem  Boykott  und  dem  Investitionsabzug  ablenken  und  sie  veranlassen,  ihre  Phantasie  und 
Energie  für  produktivere  Dinge  wie  z.B.  die  Gestaltung  der  Nach-Apartheid-Gesellschaft 
einzusetzen." 

Dieses  Dokument  ließ  erkennen,  weshalb  die  Shell  so  sehr  an  Gesprächen  mit  der 
ÖRK  interessiert  war.  Die  Gespräche  wurden  daraufhin  abgebrochen.  (...) 

Schlußbemerkung 

Das  Ziel  der  Kirchen  muß  die  Beseitigung  des  institutionalisierten  Rassismus  sein, 
der  mit  einer  bewußt  verzerrten  Auslegung  der  Heiligen   Schrift  begründet  wird. 
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Sie  haben  infolgedessen  die  Aufgabe,  die  Struktur  des  Apartheidsystems  genau 
zu  untersuchen  und  zu  überlegen,  wie  es  am  besten  geschwächt  und  schließlich 
beseitigt  werden  kann.  Bei  diesen  Überlegungen  müssen  die  Kirchen  sich  nach 
den  Worten,  Beschlüssen  und  Anweisungen  jener  richten,  denen  zu  dienen  sie 
berufen  sind  -  in  erster  Linie  nach  den  Menschen,  die  in  Südafrika  leben  und  die 
Grausamkeit  der  Apartheid  täglich  am  eigenen  Leibe  erfahren.  Ihnen  gilt  unsere 
Solidarität.  Nach  ihnen  richten  wir  uns,  wenn  sie  uns  zum  Handeln  aufrufen. 
Der  ÖRK  ist  folglich  nicht  die  führende  Kraft  in  diesem  Kampf.  Er  ist  lediglich  ein 
wichtiger  Begleiter,  dessen  Aufgabe  es  ist,  für  alle  Bemühungen  um  die  Beseiti- 
gung der  Apartheid  die  erforderliche  Unterstützung  bereitzustellen.  Die  Strategie 
und  Taktik  der  Anti-Apartheid-Arbeit  des  ÖRK  zielt  auf  die  Isolierung,  Schwä- 
chung und  Beseitigung  des  Apartheidsystems.  Durch  den  Boykott  von  Shell  soll 
dieses  System  einer  seiner  wichtigsten  Stützen  -  des  Erdöls  -  beraubt  werden.  Der 
ÖRK  ist  überzeugt,  daß  er  durch  die  Billigung  und  Unterstützung  dieses  Boykotts 
zur  Beseitigung  der  Apartheid  beitragen  kann,  und  daß  er  damit  Zeugnis  ablegt 
von  Jesus  Christus,  unserem  Herrn. 

Quelle:  Die  Kirchen  und  das  Ölembargo,  ed.  Jean  Sindab,  WCC/PCR,  Genf  1989,  S. 23-33 
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56  Strukturen  internationaler  Zusammenarbeit  -  Friedliches  Zusammenleben 
in  einer  pluralistischen  Weltgemeinschaft 

Sektion  III  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Über  Fragen  der  internationalen  Ordnung  ist  seit  der  Gründung  des  ÖRK  intensiv  nachge- 
dacht worden  (vgl.  Amsterdam  Sektion  IV:  „The  Church  and  the  International  Disorder"  und 
Evanston  Sektion  III:  „Social  Questions:  The  Responsible  Society  in  World  Perspective"). 
Im  folgenden  wird  ein  Textauszug  der  Genfer  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesellschaft  wie- 
dergegeben, der  das  Engagement  für  Fragen  internationaler  Ordnung  im  christologischen 
Bekenntnis  zur  Einheit  der  Menschheit  verankert.  Der  Abschnitt  richtet  sich  im  Horizont  des 
Ost-West-Konfliktes  vorrangig  auf  die  Fragen  der  Friedenssicherung  im  Horizont  der  nuklea- 
ren Bedrohung  und  der  Etablierung  eines  Völkerrechtes  im  Zusammenhang  der  UNO. 


/.  Einleitung:  Allgemeine  Feststellungen 

1.  Gott  will  Leben,  gibt  Leben,  liebt  das  Leben  der  Menschen  und  will  die  Men- 
schen in  sein  Reich  führen.  Obwohl  wir  ihn  verwerfen  und  in  Schuld  fallen,  ob- 
wohl wir  durch  die  Rätsel  und  die  Übel  dieser  Welt  geblendet  sind,  wissen  wir,  er 
will,  daß  die  Menschen  Leben  und  volle  Genüge  haben  (Joh.  10,11).  Das  ist  die 
freudige  Botschaft,  die  wir  durch  Gottes  Kommen  in  diese  Welt  in  Christus  emp- 
fangen. Die  Sendung  der  Kirche  und  damit  unsere  Aufgabe  ist  es,  für  diese  Bot- 
schaft in  Wort  und  Tat  Zeugnis  abzulegen. 

2.  Jesus  Christus  starb  und  ist  auferstanden  für  alle.  In  ihm  werden  alle  Dinge  zu- 
sammengefaßt (Kol.  1,17),  die  ganze  Menschheit  ist  eine  Einheit,  und  jeder 
Mensch  hat  ein  Recht  auf  das  Leben,  das  Gott  für  alle  will.  Das  Evangelium  gibt 
dem  Menschen  den  Frieden  Gottes,  und  der  Gott  des  Friedens  macht  uns  tüchtig 
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in  allem  guten  Werk,  seinen  Willen  zu  tun  (Hebr.  13,21).  Seine  Gnade  offenbart 
sich  durch  den  Dienst  an  der  Menschheit. 

3.  Wir  sind  aufgerufen,  dem  Frieden  Gottes  unter  unseren  Mitmenschen  zu  die- 
nen. Obwohl  der  Friede  Gottes  und  der  Friede  in  der  Welt  der  Nationen  nicht 
identisch  sind,  wird  der,  der  dient,  weil  ihm  der  Friede  Gottes  Geschenk  ist,  den 
Frieden  unter  den  Menschen  suchen. 

4.  Das  Kreuz  Christi  richtet  unseren  Egoismus  und  befreit  uns  von  den  Sorgen, 
die  sich  nur  auf  unser  eigenes  Leben  beziehen.  Uns  ist  gesagt  worden,  daß  neues 
Leben  in  einer  neuen  Weise  gefunden  wird,  in  dem  neuen  Menschen,  in  wel- 
chem Christus  alles  und  in  allem  ist  und  in  dem  es  keine  widerstreitenden  Spal- 
tungen unter  den  Menschen  gibt  (Kol.  3,10-11). 

5.  Aus  diesen  Gründen  haben  die  Kirchen  ihre  Glieder  zur  verantwortlichen  Be- 
teiligung am  Leben  von  Staat  und  Gesellschaft  aufgefordert.  Trotz  vieler  Unter- 
schiede stimmen  unsere  kirchlichen  Traditionen  darin  überein,  daß  im  Plane 
Gottes  der  Staat  die  Funktion  hat,  wenn  nötig  durch  gesetzlichen  Zwang  jene 
Ordnung  zu  schaffen,  die  es  den  Menschen  ermöglicht,  in  Frieden  und  Gerech- 
tigkeit zusammenzuleben.  Menschliche  Erfahrung  und  die  Bibel  zeigen  uns,  daß 
die  Macht  des  Gesetzes  nötig  ist,  um  die  Achtung  der  Rechte  anderer  zu  erzwin- 
gen. Obgleich  dies  auch  für  unsere  Zeit  gilt,  so  werden  doch  die  Menschen 
durch  viele  Umstände  in  der  modernen  Welt  zur  Revolution  gegen  eine  beste- 
hende ungerechte  Ordnung  gedrängt.  Christen  anerkennen  das  Recht  zur  Revo- 
lution; das  Problem  aber,  das  die  Revolution  der  christlichen  Ethik  stellt,  muß 
weiter  untersucht  werden.  Im  allgemeinen  haben  die  Kirchen  die  Anwendung 
von  Gewalt  nicht  verurteilt,  solange  sie  gemäß  anerkannter  Regel  und  mit  dem 
Zweck,  in  der  Gesellschaft  eine  gerechte  Ordnung  zu  erhalten  und  zu  schaffen, 
gebraucht  wurde. 


//.  Internationaler  Friede  und  Sicherheit 

(...) 

Auf  dem  Weg  zu  einer  verantwortlichen  internationalen  Gemeinschaft 

28.  Die  letzte  Verantwortung  für  die  Verhinderung  größerer  Kriege  liegt  vor  allem 
bei  den  Großmächten.  Keine  der  anderen  Nationen  hat  diese  furchtbare  Verant- 
wortung. Zwischen  kleineren  Nationen  kann  ein  Krieg  entstehen,  und  der  örtliche 
Konflikt  kann  sich,  wenn  Großmächte  hineingezogen  werden,  oft  gegen  ihren 
Willen  ausdehnen.  Die  Beilegung  örtlicher  Konflikte  ist  deshalb  eine  wesentliche 
Aufgabe,  bei  der  die  Vereinten  Nationen  oder  regionale  Organisationen  nützli- 
che Dienste  leisten  können.  Das  Schicksal  der  Welt  liegt  aber  überwiegend  in 
den  Händen  der  Großmächte. 
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29.  Die  Kirchen  sollten  sich  hinsichtlich  der  Weltlage  keinen  Illusionen  hinge- 
ben. Es  gibt  keine  Weltregierung  und  wird  in  voraussehbarer  Zeit  auch  keine  ge- 
ben. Die  Atomländer  üben  eine  Macht  aus,  die  jenseits  der  Kontrolle  irgendeiner 
internationalen  Behörde  liegt,  und  gleichzeitig  ist  das  internationale  Ethos  des 
Atomzeitalters  noch  höchst  zweifelhaft. 

30.  Die  Kirchen  müssen  die  Nationen  mahnend  darauf  hinweisen,  daß  das 
Gleichgewicht  der  Macht  immer  größere  Verteidigungsaufgaben  fordert,  die 
Menschen  in  einem  Zustand  des  Mißtrauens  und  der  Furcht  hält  und  die  Fähig- 
keit der  beteiligten  Mächte,  in  den  Kämpfen  um  nationale  Befreiung  und  soziale 
Gerechtigkeit  gerecht  zu  handeln,  verringert.  Dennoch  haben  die  Atommächte 
gemeinsam  großes  Interesse  daran,  daß  ihr  unsicheres  Gleichgewicht  nicht  zu 
einem  Atomkrieg  heraufgeschraubt  wird.  Sie  haben  ebenso  ein  gemeinsames  In- 
teresse an  der  Verhinderung  der  Weitergabe  von  Atomwaffen  und  der  Eskalation 
örtlicher  Konflikte.  Die  Kirchen  sollten  hinzufügen,  daß  sie  darüber  hinaus  noch 
etwas  gemeinsam  haben:  die  Pflicht,  das  Leben  der  Menschen  in  der  Welt  zu  er- 
halten und  auf  eine  Weltordnung  hinzuarbeiten,  die  den  gegenwärtigen  unsiche- 
ren Frieden  durch  das  Gleichgewicht  der  Kräfte  transzendiert. 

31.  Das  eigentliche  Problem  besteht  darin,  wie  diese  oberste  Pflicht,  den  Atom- 
krieg zu  verhindern,  verwirklicht  werden  kann.  Es  genügt  nicht,  wenn  man  erklärt, 
wie  die  Kirche  es  schon  getan  hat,  daß  der  Krieg  gegen  den  Willen  Gottes  ist, 
und  zum  Atomkrieg  sein  „Nein"  sagt.  Zu  wenige  Kirchen  haben  positive  Erklärun- 
gen abgegeben  und  in  die  Tat  umzusetzen  gesucht.  Zur  Verhinderung  des  Krie- 
ges muß  die  Situation,  die  zum  Krieg  führen  könnte,  geändert  werden.  Wir  müs- 
sen den  beschwerlichen  Weg  einschlagen,  zu  versuchen,  ein  Gleichgewicht  der 
Kräfte  in  eine  Gemeinschaft  mit  Institutionen  zu  wandeln,  die  dem  Gemeinwohl 
verantwortlich  sind  und  durch  ihr  helfendes  Eingreifen  zur  Verhinderung  einer 
Eskalation  in  einem  Konflikt  zwischen  den  Großmächten  beitragen. 

32.  Weder  das  Völkerrecht  noch  die  existierenden  Gesetze  gegen  Aggression  und 
unterschiedslosen  Krieg  oder  den  Krieg  selbst  noch  neue  völkerrechtliche  Be- 
stimmungen werden  an  sich  den  Ausbruch  von  Feindseligkeiten  verhindern.  Die 
Geschichte  dieses  Jahrhunderts  bietet  eine  lange  Liste  gebrochener  Verträge 
und  verletzter  rechtlicher  Verpflichtungen.  Die  Disziplin  hinsichtlich  der  Grenzen 
der  angewandten  Gewalt,  die  zu  beobachten  die  Großmächte  zur  Verhinderung 
eines  Atomkrieges  gezwungen  sind,  kann  und  sollte  jedoch  Schritt  für  Schritt  in 
einem  Verhaltenskodex  niedergelegt  werden,  um  ein  neues  Völkerrecht  für  die 
nukleare  Dimension  zu  entwickeln. 

33.  Gleichzeitig  sollte  das  Gleichgewicht  der  Kräfte  gegenseitiger  Kontrolle  un- 
terworfen werden,  um  das  Gefühl  der  Sicherheit  zu  erhöhen.  Internationale  Be- 
hörden sollten  für  die  allgemeine  Kontrolle  und  Inspektion  der  verschiedenen 
Phasen  der  Abrüstung  auf  dem  nuklearen,  biologischen,  chemischen  und  kon- 
ventionellen Sektor  geschaffen  werden.  Der  friedliche  Gebrauch  atomarer  Ener- 
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gie  und  aller  Atomenergieprogramme  sollte  der  Inspektion  durch  die  Internatio- 
nale Atomenergiebehörde  in  Wien  offenstehen. 

34.  Ein  System  zur  Verhinderung  der  Weitergabe  von  NuklearWaffen  sollte  errich- 
tet werden,  in  dem  alle  Nationen  der  Welt  zusammenarbeiten.  Opfer  seitens  der 
Staaten  ohne  Nuklearwaffen  und  seitens  der  Machte,  die  noch  Quantität  und 
Qualität  der  Nuklearwaffen  entwickeln,  müssen  korrespondieren.  Aber  ein  derarti- 
ges System  sollte  wiederum  gegenseitiger  Kontrolle  unterworfen  und  offen  sein 
und  eine  rechtliche  Basis  haben,  damit  der  Weg  für  eine  neue  rechtliche  Ord- 
nung gebahnt  wird,  in  der  die  Völker  dieser  Welt  lernen  können,  mit  der  neuen 
Macht  zu  leben,  die  ihnen  anvertraut  ist.  Einer  der  nächsten  Schritte  sollte  die 
Ausweitung  des  bestehenden  Abkommens  über  die  Einstellung  der  Kernwaffen- 
versuche auf  die  anderen  Bereiche  der  nuklearen  Versuche  und  die  Befolgung 
dieses  Abkommens  seitens  der  Staaten  sein,  die  noch  nicht  unterzeichnet  haben. 
Wir  verdammen  die  fortgesetzte  Verseuchung  der  Luft  durch  Atomwaffenversu- 
che, vor  allem  wenn  diese  außerhalb  des  eigenen  Staatsgebietes  durchgeführt 
werden. 

35.  Der  Frieden  ist  nicht  nur  die  Verantwortung  der  Großmächte.  Im  atomaren 
Patt,  das  im  gewissen  Maße  die  Nuklearmächte  lähmt,  erfreuen  sich  kleinere  Na- 
tionen größerer  Freiheit  zum  Guten  oder  zum  Bösen  als  zuvor.  Dementsprechend 
sollten  sich  alle  Nationen  der  Tatsache  bewußt  sein,  daß  eine  neue  Weltordnung 
ohne  ihre  volle  Zusammenarbeit,  ihre  Bereitschaft  zum  Verzicht  auf  Nuklearwaf- 
fen und  ihren  Entschluß,  keinen  örtlichen  Konflikt  ausbrechen  zu  lassen,  unmög- 
lich ist.  (...) 

Die  Vereinten  Nationen 

37.  Die  UNO  ist  die  beste  zur  Zeit  zur  Verfügung  stehende  Struktur,  durch  die  die 
Ziele  des  internationalen  Friedens  und  der  Gerechtigkeit  verfolgt  werden  können. 
We  alle  Institutionen  ist  sie  nicht  sakrosankt,  und  viele  Abänderungen  in  ihrer 
Charta  sind  nötig,  um  den  Bedürfnissen  der  Welt  von  heute  gerecht  zu  werden. 
Dennoch  rufen  wir  die  Kirchen  der  Welt  auf,  alle  Angriffe,  die  die  UNO  schwä- 
chen oder  zerstören  könnten,  abzuwehren  und  Wege  zu  suchen  und  zu  befürwor- 
ten, auf  denen  sie  in  ein  Instrument  verwandelt  werden  kann,  das  vollkommen  in 
der  Lage  ist,  den  Frieden  zu  gewährleisten  und  die  Gerechtigkeit  in  weltweitem 
Ausmaß  zu  garantieren. 

38.  Unter  den  gegenwärtigen  Bedingungen  sind  jedoch  der  Rolle  der  Vereinten 
Nationen,  vor  allem  in  der  Wahrung  von  Frieden  und  Sicherheit,  offensichtliche 
Grenzen  gesetzt.  Sie  können  auf  Konfliktsituationen,  in  die  große  Mächte  -  mit 
Vetorecht  im  Sicherheitsrat  -  lebenswichtig  verwickelt  sind,  wenig  Einfluß  aus- 
üben. Der  Vorgang  der  Beschlußfassung  in  der  Vollversammlung  ist  oft  ge- 
schwächt durch  fehlende  Übereinstimmung  oder  Versuche  von  Gruppen  von  Na- 
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tionen,  Entscheidungen  gegen  die  festen  Überzeugungen  anderer  Nationen 
durchzusetzen. 

39.  Nichtsdestoweniger  gibt  es  innerhalb  der  Vereinten  Nationen  Mittel,  die  im 
Interesse  des  Weltfriedens  und  der  Gerechtigkeit  vollständiger  ausgenutzt  und 
entwickelt  werden  sollten. 

40.  Als  Instrument  einer  weltweiten  Diplomatie  ist  die  UNO  variabel:  sobald  die 
großen  Mächte  über  die  zu  verfolgenden  großen  Linien  einig  sind,  ergeben  sich 
neue  Möglichkeiten  zur  friedlichen  Beilegung  von  Streitfragen  und  zur  konstrukti- 
ven internationalen  Zusammenarbeit.  Bei  aller  gegenwärtigen  Begrenzung  ist 
die  UNO  doch  ein  Forum,  auf  dem  sich  die  Weltmeinung  bilden  und  Ausdruck 
verleihen  kann,  als  Korrektiv  nationaler  Selbstgerechtigkeit  oder  fehlgeleiteter 
einseitiger  Intervention  in  Weltfragen  von  Staaten  oder  Staatengruppen.  Sie  bie- 
tet ein  Forum  für  dauernde  diplomatische  Beziehungen,  Versöhnung  und  Ver- 
mittlung auf  der  Grundlage  der  Charta  der  Vereinten  Nationen.  Die  Möglichkei- 
ten, daß  der  Generalsekretär  in  Situationen,  die  zu  internationalen  Spannungen 
führen  könnten,  fruchtbare  Initiativen  ergreift,  sollten  gründlicher  untersucht  wer- 
den. 

41.  Eine  weitere  Aufgabe  der  Vereinten  Nationen  besteht  darin,  zu  verhindern, 
daß  „kleine"  Konflikte  sich  ausweiten  und  ernst  werden.  Es  ist  wesentlich,  daß  sol- 
che Konflikte  von  örtlichem  Charakter  in  frühem  Stadium  und  auf  ungefährlicher 
Ebene  beigelegt  werden.  Andernfalls  ergibt  sich  das  große  Risiko,  daß  die  Situa- 
tion sich  ausweitet  und  den  Weltfrieden  gefährdet. 

42.  Friedensoperationen  können  umfassen:  Entscheidungen  zur  Überwachung 
von  Waffenruhe  und  Waffenstillstand,  Kontrolle  des  Waffenhandels,  Vermittlungs- 
und Versöhnungsmissionen,  Beobachtung  der  Lage  auf  einer  oder  beiden  Seiten 
einer  Grenze  und  die  Unterstützung  eines  Landes  bei  der  Erhaltung  von  Recht 
und  Ordnung,  falls  der  internationale  Frieden  gestört  werden  könnte. 

43.  Die  primäre  Verantwortung  zur  Erhaltung  des  Friedens  und  der  Sicherheit 
liegt  beim  Sicherheitsrat.  Aus  diesem  Grunde  sollte  seine  ständige  Mitgliedschaft 
in  höherem  Maße  die  tatsächlichen  politischen  Mächte  in  der  Welt  repräsentie- 
ren. Es  ist  von  größter  Bedeutung,  daß  die  Großmächte  höchste  Anstrengungen 
unternehmen,  untereinander  zu  einer  Übereinstimmung  zu  gelangen.  Das  Veto- 
recht stellt  sie  unter  die  moralische  Verpflichtung,  ihre  Differenzen  so  weit  wie 
möglich  beizulegen.  Die  meisten  Mitglieder  der  Konferenz  meinen,  es  sei  von 
äußerster  Wichtigkeit,  daß  die  Vollversammlung  und  der  Generalsekretär  weiter- 
hin in  der  Lage  sind,  in  Fällen,  in  denen  der  Sicherheitsrat  zu  keiner  Entschei- 
dung gelangen  kann,  zu  handeln.  Wenn  die  Vollversammlung  in  dieser  Form 
handelt,  sollte  der  Grundsatz  der  kollektiven  Finanzierung  aufrechterhalten  wer- 
den. Wr  raten  dringend  dazu,  daß  die  Vereinten  Nationen  -  so  bald  wie  möglich 
-  eine  Entscheidung  darüber  fällen,  welche  Maschinerie  bei  friedenserhaltenden 
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Unternehmen  angewandt  werden  sollte.  Es  ist  wesentlich,  daß  Methoden  zur  Er- 
haltung von  Frieden  und  Sicherheit  jedesmal,  wenn  eine  gefährliche  Situation 
entsteht,  wirksam  sind. 

44.  Die  Kirchen  sollten  ihre  Regierungen  bitten,  die  Maschinerie  der  Vereinten 
Nationen  als  Instrument  zur  Förderung  einer  dynamischen  Gerechtigkeit  voll  aus- 
zunutzen; leider  fehlt  es  allen  etablierten  Mächten  auf  diesem  Gebiet  an  Einfäl- 
len. (...) 

48.  Die  Tatsache,  daß  viele  Angelegenheiten  der  Vereinten  Nationen  heute  in 
Konferenzen  auf  regionaler  Ebene  diskutiert  werden,  bietet  den  Kirchen  neue 
und  weitreichende  Möglichkeiten,  um  Zeugnis  abzulegen.  In  diesen  Zusammen- 
künften sollten  die  Kirchen  mit  den  Regierungen  zusammen  Fragen  durchdenken 
und  neue  Perspektiven  gewinnen.  Indem  sie  zudem  diese  Möglichkeiten  zum 
Meinungsaustausch  mit  anderen  nichtstaatlichen  Organisationen  nutzen,  werden 
sie  zur  Bildung  einer  aufgeklärten  öffentlichen  Meinung  beitragen.  (...) 

Regionale  Organisationen 

50.  Es  besteht  zudem  ein  Bedürfnis  nach  Organisationen,  die  Staaten,  die  geo- 
graphisch enger  verbunden  sind  und  dasselbe  Niveau  der  wirtschaftlichen  und 
technischen  Entwicklung  oder  eine  ähnliche  Zivilisation  und  Kultur  haben,  zu 
Gruppen  zusammenzuschließen.  Derartige  regionale  Organisationen  könnten  Lö- 
sungen vieler  wirtschaftlicher  und  technischer  Probleme  finden,  die  von  den 
meisten  Nationalstaaten  unmöglich  aus  eigener  Kraft  gelöst  werden  können,  da 
sie  weder  über  genügend  finanzielle  und  technische  Mittel  noch  über  genügend 
Menschen  verfügen.  (...) 

51.  Regionale  Organisationen  können  den  Staaten,  die  für  die  ihnen  in  der  in- 
ternationalen Gesellschaft  zukommende  Rolle  und  die  Zusammenarbeit 
(wirtschaftlich  und  politisch)  mit  den  großen  Mächten  zu  schwach  sind,  Unter- 
stützung gewähren,  ohne  diesen  schwachen  Staaten  eine  Herrschaft  aufzuerle- 
gen, die  sich  bald  als  untragbar  erweisen  würde. 

52.  Schließlich  könnten  diese  regionalen  Institutionen  den  Rahmen  abgeben, 
innerhalb  dessen  die  Staaten  einwilligen  würden,  einige  ihrer  Souveränitäts- 
rechte, insbesondere  in  Wirtschaftsangelegenheiten,  an  regionale  Körperschaf- 
ten abzugeben,  weil  Nähe,  Ähnlichkeit  der  Standpunkte  und  gemeinsame  Inter- 
essen gegenseitiges  Vertrauen  zwischen  diesen  Staaten  hervorrufen.  Der  Mangel 
an  Vertrauen  hat  zum  Beispiel  die  Beziehungen  zwischen  den  Staaten  Europas 
so  lange  erschwert. 

54.  Regionale  Organisationen  sollten  jedoch  nicht  zu  wirtschaftlichen  Waffen 
gegen  Nichtmitglieder  oder  zur  Ursache  der  Teilung   in  der  Welt  werden  dürfen, 
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indem  sie  Funktionen  übernehmen,  die  deutlich  den  Vereinten  Nationen  in  ihrer 
Charta  anvertraut  worden  sind.  (...) 


IV.  Das  Engagement  der  Kirche 

91.  Angesichts  der  komplexen,  gefährlichen  und  furchterregenden  Probleme  der 
gegenwärtigen  internationalen  Lage  haben  wir  unseren  Mitchristen  fünf  Dinge  zu 
sagen: 

a)  Wir  danken  Gott,  daß  sich  keine  nukleare  Katastrophe  ereignet  hat,  daß  Män- 
ner mit  Geduld,  Mäßigkeit  und  Mut  begabt  worden  sind,  daß  sich  neue  Möglich- 
keiten der  Kommunikation  und  des  Dialogs  zwischen  den  Nationen  und  Völkern 
entwickelt  haben  und  trotz  unserer  Sünde  und  Schuld  noch  immer  Zeit  ist,  um  für 
den  Frieden  zu  kämpfen.  Wir  danken  Gott  für  die  Männer  und  Frauen  in  vielen 
Organisationen  und  Bereichen  des  Lebens,  die  unermüdlich  für  den  Frieden  ar- 
beiten. 

b)  Wr  glauben  und  haben  erfahren,  daß  Gottes  Macht  in  den  Schwachen  mäch- 
tig ist.  Wir  wissen  -  weil  dieses  Gefühl  auch  manchmal  unsere  Herzen  beschleicht 
-,  daß  ein  Gefühl  der  Vergeblichkeit  und  der  Hoffnungslosigkeit  im  Hinblick  auf 
Frieden  und  Gerechtigkeit  im  Herzen  von  Millionen  von  Menschen  vorhanden  ist. 
Aber  selbst  inmitten  von  Furcht  und  Vergeblichkeit  berührt  und  öffnet  die  Gnade 
Gottes  das  Herz.  Darin  liegt  unsere  Hoffnung.  Kein  Mensch  und  keine  Macht  auf 
Erden  kann  letztlich  Gottes  Kraft  besiegen.  An  den  Menschen  im  dunklen  Tal  des 
Todes  erweist  sich  die  Kraft  Gottes  und  das  Licht  der  Hoffnung  in  Jesus  Christus. 

c)  Wir  fordern  die  Christen  und  Kirchen  auf,  mit  allen  ihnen  zur  Verfügung  ste- 
henden Mitteln  das  Gewissen  ihrer  Mitmenschen  für  Frieden  und  Gerechtigkeit 
zu  schärfen.  Das  Leben  der  Kirche  selber  ist  das  Hauptmittel,  aber  andere  Mittel 
sind  auch  nötig.  Dazu  gehören:  geduldige  politische  Bemühungen  und  unge- 
duldiger Protest,  das  Eintreten  für  vernünftig  erscheinende  Maßnahmen  und  die 
Aufstellung  weitgesteckter  Ziele,  die  Schaffung  einer  umfassenderen  Ordnung 
und  die  Transformation  bestehender  Ordnungen.  Auf  jeden  Fall  müssen  die 
Christen  sich  gegenseitig  helfen,  einer  des  anderen  Last  der  Einsamkeit  und 
Schwachheit  zu  tragen,  und  einander  in  ihrem  gemeinsamen  Zeugnis  zu  unter- 
stützen. Das  Ziel  muß  jedoch  immer  bleiben,  das  Gewissen  aller  Menschen 
überall  aufzurütteln,  damit  es  sich  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  und  des 
Friedens  in  unserer  Welt  erschließt. 

d)  Das  Zeugnis  einer  radikalen  Nonkonformität  hat  immer  zur  christlichen  Tradi- 
tion gehört.  Es  kann  sich  dabei  um  die  Handlung  eines  einzelnen  oder  einer 
Gruppe  handeln,  aber  alle  Christen  sollten  das  Recht  solcher  einzelner  oder 
Gruppen  auf  eine  solche  Einstellung  unterstützen.  Natürlich  können  sich  solche 
Nonkonformisten  genauso  wie  andere  Christen  nicht  der  Verantwortung  für  die 
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Unordnung  der  Welt  entziehen.  Ihre  Verantwortung  bleibt  bestehen.  Die  Mehrheit 
der  Christen  glaubt  jedoch,  dazu  berufen  zu  sein,  innerhalb  der  bestehenden 
Ordnung  für  deren  Umwandlung  arbeiten  und  eine  Rolle  innerhalb  der  zivilen 
oder  militärischen  Organisation  dieser  Ordnung  übernehmen  zu  müssen.  Sie  dür- 
fen jedoch  niemals  die  dieser  Ordnung  inhärente  Unvollkommenheit  aus  den 
Augen  verlieren,  die  durch  Selbsttäuschung  verdeckt  ist.  Durch  solche  Distanz 
werden  sie  beständigen  Druck  in  Richtung  auf  einen  Fortschritt  hin  ausüben. 

e)  Wir  fordern  die  Christen  auf,  ihren  Glauben  im  Leben  ihrer  Völker  zu  bezeu- 
gen. Eine  gelegentliche  Aktion  ist  nicht  genug.  Es  muß  beständig  Zeugnis  abge- 
legt werden.  Es  ist  nicht  genug,  in  Isolierung  zu  sprechen  und  zu  handeln.  In  un- 
serer Zeit  können  die  Kirchen  bei  der  Entwicklung  einer  Weltgemeinschaft  durch 
die  Formulierung  ihres  eigenen  Zeugnisses  als  Teil  der  ökumenischen  Gemein- 
schaft Pionierarbeit  leisten.  Die  Kirchen  können  auf  diese  Weise  die  Nationen 
transzendieren,  zu  deren  Bemühung  um  Frieden  beitragen  und  in  ihrem  Gottes- 
dienst die  Welt  vor  Gottes  Angesicht  bringen. 

92.  Um  in  christlicher  Weise  ein  sozial  und  ethisch  kritisches  Urteil  abgeben  zu 
können,  müssen  die  Kirchen  zuallererst  die  Tatsachen  kennen.  Wir  empfehlen 
darum  dem  Ökumenischen  Rat  der  Kirchen  die  Übernahme  der  Verantwortung 
für  die  Sammlung,  Beurteilung,  Auswertung  und  Verbreitung  relevanter  Fakten 
unter  allen  Mitgliedskirchen,  damit  diese  wiederum  ihrerseits  jenes  Tatsachen- 
material an  ihre  verschiedenen  Gemeinden  weiterleiten.  Ihrerseits  sollten  die 
Mitgliedskirchen  es  sich  zur  Pflicht  machen,  klare  Situationsberichte  von  ökume- 
nischer Bedeutung  an  das  entsprechende  Referat  des  ökumenischen  Rates  der 
Kirchen  weiterzuleiten. 

93.  Die  sich  entwickelnden  Situationen  sollten  durch  regelmäßige  Konsultatio- 
nen unter  ständiger  Überprüfung  gehalten  werden.  So  könnten  entsprechende  Ak- 
tionen kollektiv  ergriffen  werden.  Die  KKIA  könnte  entsprechend  verstärkt  werden. 
Auf  diese  Weise  und  durch  Kontakte,  Beratung  und  Zusammenarbeit  auf  örtlicher 
und  internationaler  Ebene  mit  römischen  Katholiken  und  anderen  interessierten 
Christen  könnte  ein  beständiger  weltweiter  Dialog  aufrechterhalten  und  eine 
christliche  Gemeinschaft  aufgebaut  und  durch  Fürbittegebet  gestärkt  werden. 

Quelle:  Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft, hg.v.  ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfhed  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967, 
S.175-198 
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57  Auf  dem  Wege  zu  Gerechtigkeit  und  Frieden  in  internationalen  Angele- 
genheiten 

Sektion  IV  der  vierten  Vollversammlung,  Uppsala  1968 

Anders  als  in  Genf  1966  rücken  in  Uppsala  1968  bei  der  Diskussion  über  die  internationale 
Ordnung  an  die  Stelle  der  Friedensfrage  die  Fragen  weltweiter  Entwicklung.  So  wie  sich  in 
Uppsala  Sektion  III  den  strukturellen  Fragen  der  Entwicklung  stellte,  so  rücken  auch  für  Sek- 
tion IV  die  politischen  Strukturen  in  den  Mittelpunkt  des  Interesses  an  Gerechtigkeit  und 
Frieden  in  der  Welt.  Neben  den  internationalen  völkerrechtlichen  Strukturen  richtet  sich  die 
Aufmerksamkeit  vor  allem  auf  die  Verstärkung  regionaler  Sicherheits-  und  Kooperationsstruk- 
turen. Die  sich  dem  hier  abgedruckten  Abschnitt  direkt  anschließenden  Textziffern  37ff  des 
Berichtes,  die  das  eigentliche  Schwerpunktthema  „Internationale  Strukturen  und  die  Verein- 
ten Nationen"  aufnehmen,  sind  weiter  unten  im  Kapitel  V.1)  Recht  und  Rechtsordnung  auf- 
genommen worden  (vgl.  Text  80). 


IV.  Internationale  Strukturen 
Nationalismus  und  Regionalismus 

34.  Nationalismus  innerhalb  von  Ländern  ist  oft  eine  konstruktive,  Einheit  stif- 
tende Kraft  gewesen,  die  die  Völker  in  einer  größeren  Gemeinschaft  verbindet 
und  ihnen  eine  gemeinsame  Identität  gibt  und  ein  Ziel,  auf  das  sie  ihre  Loyalität 
richten  können.  Besonders  bei  den  erst  kürzlich  unabhängig  gewordenen  Natio- 
nen spielt  der  Nationalismus  weiterhin  diese  wichtige  Rolle.  Er  kann  auch  eine 
schöpferische  kulturelle  Kraft  sein,  die  den  gemeinsamen  Reichtum  einer  entste- 
henden, aber  doch  pluralistischen  Weltkultur  vergrößert.  In  seinen  negativen 
Aspekten  war  der  Nationalismus  jedoch  oft  sowohl  innerhalb  eines  Landes  als 
auch  zwischen  Nationen  trennend  und  zerstörerisch,  hat  ihre  Differenzen  vergrö- 
ßert und  ihre  Auseinandersetzungen  verschlimmert. 

35.  In  der  Welt  von  heute  ist  indessen  die  nationale  Einheit,  besonders  bei  den 
schwächeren  Nationen,  zu  klein  geworden.  Sowohl  die  Notwendigkeit  eines 
Selbstschutzes  gegen  die  wirtschaftliche  Beherrschung  durch  mächtigere  Natio- 
nen als  auch  die  gegenseitige  Entwicklung  durch  wirtschaftliche  Zusammenar- 
beit lassen  regionale  Organisationen  als  wünschenswert  erscheinen.  Diese  kön- 
nen zum  Frieden  beitragen,  sowohl  intern  als  ein  Instrument  der  Versöhnung  zwi- 
schen ihren  Gliedern,  als  auch  nach  außen  als  eine  Form  kooperativer  Sicher- 
heit. Sie  bilden  eine  praktische  Zwischenstufe  auf  dem  Wege  zu  einer  Weltge- 
meinschaft. Aber  ihre  Tätigkeiten  und  Ziele  müssen  mit  der  Charta  der  Vereinten 
Nationen  übereinstimmen.   Regionale  Integration  vermehrt  das  Risiko  einer  Tei- 
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lung  in  reiche  und  arme  Nationen.  Diese  Organisationen  müssen  sich  darum  mit 
ihrer  Funktion  in  die  größere  Weltgemeinschaft  einordnen. 

36.  Es  ist  dringend  notwendig,  daß  die  Kirchen  die  Bildung  starker  Organisatio- 
nen für  regionale  Zusammenarbeit  unterstützen  und  sich  selbst  eifrig  um  die  poli- 
tischen Entwicklungen  auf  regionaler  Ebene  kümmern.  Auch  die  Kirchen  sollten 
regional  miteinander  zusammenarbeiten. 

Quelle:  Bericht  der  Sektion  IV  „Auf  dem  Wege  zu  Gerechtigkeit  und  Frieden  in  internationa- 
len Angelegenheiten",  in:  Behcht  aus  Uppsala  1968.  Offizieller  Bericht  über  die  Vierte  Voll- 
versammlung des  ÖRK,  Uppsala  4.-20.  Juli  1968,  hg.v.  Norman  Goodall,  Deutsche  Ausgabe 
besorgt  von  Walter  Müller-Römheld,  Genf  1968,  S.72f 


58  Menschliche  Entwicklung  -  Macht,  Technologie  und  die  Qualität  des 
Lebens 

Sektion  VI  der  fünften  Vollversammlung,  Nairobi  1975 

Mit  der  Gründung  von  CCPD  im  Jahre  1970  wandte  sich  die  Aufmerksamkeit  der  ökumeni- 
schen Debatte  über  die  internationale  Ordnung  der  Entwicklungsthematik  zu  (vgl.  die  Texte 
aus  III. 3).  Im  folgenden  Textauszug  aus  Sektion  VI  von  Nairobi  werden  u.a.  die  Auswirkungen 
der  Diskussion  über  eine  neue  Weltwirtschaftsordnung  (NWWO)  spürbar.  Der  Sektionsbe- 
richt trägt  im  Original  den  Titel  „Menschliche  Entwicklung:  Die  Zwiespältigkeit  von  Macht  und 
Technologie  und  die  Qualität  des  Lebens". 


Untersektion  1:  Neue  Dimensionen  in  der  Entwicklungsarbeit 

(...) 

11.  (...)  In  Montreux  wurde  bekräftigt,  daß  Entwicklung  ein  Prozeß  sei,  der  soziale 
Gerechtigkeit,  Eigenständigkeit  und  Wachstum  erfaßt.  Damit  wurde  eine  zwar 
verständliche,  aber  zu  enge  Vorstellung  von  Entwicklung  abgelehnt.  Wir  müssen 
aufgrund  unseres  heutigen,  umfassenderen  Entwicklungsverständnisses  alte  Pro- 
bleme in  neuer  Perspektive  sehen.  Die  Entwicklungsarbeit  der  Kirche  geht  ur- 
sprünglich auf  die  Sorge  für  die  Armen  zurück.  Wie  aber  kann  die  Kirche  ihrer 
Solidarität  mit  den  Armen  Ausdruck  verleihen  und  mit  ihnen  für  Befreiung  und 
Gerechtigkeit  kämpfen?  Diese  Suche  läßt  uns  das  Problem  und  unsere  Aufgaben 
neu  erkennen.  Armut  wird,  wie  wir  sehen,  durch  ungerechte  Strukturen  verursacht, 
die  die  Rohstoffe  und  die  Entscheidung  über  deren  Nutzung  einigen  wenigen  in 
und  unter  den  Staaten  überlassen.  Deshalb  gehört  es  zu  den  wichtigen  Aufgaben 
der  Kirche,  in  ihrer  Solidarität  mit  den  Armen  diese  Strukturen  auf  allen  Ebenen 
zu  bekämpfen.  Ungerechte  Strukturen  sind  oft  die  Folge  falscher  oder  fehlgeleite- 
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ter  Ziele  und  Werte.  Wir  müssen  die  Formen  des  Rohstoffeigentums  und  der  Ent- 
scheidungsprozesse  auf  lokaler,  nationaler  und  internationaler  Ebene  kritisch  un- 
tersuchen, um  Strukturen  bekämpfen  zu  können,  die  die  Armen  unterdrücken, 
und  uns  für  jene  verwenden,  die  kreative  Energien  freisetzen  und  den  Menschen 
ermöglichen,  ihre  Bedürfnisse  zu  befriedigen  und  über  ihr  Schicksal  zu  entschei- 
den. (...) 

13.  In  den  letzten  Jahren  ist  das  Entwicklungskonzept  durch  die  Debatte  über  die 
Grenzen  des  Wachstums  ernstlich  in  Frage  gestellt  worden.  Während  heute  noch 
Uneinigkeit  darüber  herrscht,  wann  genau  unsere  natürlichen  Ressourcen  er- 
schöpft sein  werden  und  ob  diese  Gefahr  unmittelbar  bevorsteht,  ist  man  sich 
darüber  klar  geworden,  daß  eine  kleine,  im  Überfluß  lebende  Minderheit  über- 
triebenen Gebrauch  von  den  Ressourcen  dieser  Welt  macht.  Es  hat  sich  ferner 
gezeigt,  daß  dem  „Wachstum"  im  System  der  freien  Marktwirtschaft  ausbeuteri- 
sche Tendenzen  anhaften  und  Ressourcen  ungleichmäßig  verteilt  werden.  In 
diesem  Zusammenhang  sind  Christen  aufgerufen,  die  Nutzung,  die  Kontrolle  und 
das  Eigentum  an  den  Ressourcen  sorgfältig  zu  prüfen. 

14.  Die  Diskussion  über  internationale  Alternativen  zum  System  der  freien  Markt- 
wirtschaft hat  kürzlich  zu  Vorschlägen  für  eine  neue  Weltwirtschaftsordnung 
(NWWO)  geführt.  Das  Forum,  das  die  UNO  und  ihre  Organisationen  für  die  Länder 
darstellt,  wo  die  internationalen  Systeme  von  Herrschaft  und  Abhängigkeit  debat- 
tiert werden  können,  wie  auch  die  neue  Machtposition,  die  bestehenden  Han- 
delsstrukturen ernstlich  in  Frage  zu  stellen,  waren  daran  maßgeblich  beteiligt. 
Die  NWWO-Vorschläge  verdienen  eingehende  Prüfung.  Sie  sind  Ausdruck  von 
Bemühungen  um  eine  Neustrukturierung  der  internationalen  Handelsbeziehun- 
gen, des  Transfers  von  Ressourcen  und  Technologie,  um  eine  Neuordnung  des 
Weltwährungsgefüges  und  der  weltwirtschaftlichen  EntScheidungsprozesse,  die 
alle  darauf  abzielen,  die  ärmeren  Länder  gerechter  zu  beteiligen.  Wir  dürfen 
aber  nicht  vergessen,  daß  es  heute  auf  internationaler  Ebene  noch  keine  politi- 
schen Verfahren  gibt,  um  radikale  Veränderungen  der  Weltwirtschaftsordnung 
durchzuführen.  Deshalb  können  Veränderungen,  die  nur  die  internationalen  Wirt- 
schaftssysteme betreffen,  nicht  an  die  Wurzeln  von  Armut  und  Unterentwicklung 
vordringen.  Die  Frage  ist:  Kann  eine  neue,  d.h.  gerechtere  Wirtschaftsordnung 
tatsächlich  auf  der  gegenwärtigen  Grundlage  aufgebaut  werden,  oder  sollten  die 
Bemühungen  um  den  Aufbau  einer  gerechteren  Weltwirtschaftsordnung  Hand  in 
Hand  gehen  mit  Veränderungen  auf  nationaler  Ebene?  (...) 

Untersektion  2:  Soziale  Verantwortung  im  technischen  Zeitalter 

Einleitung 

18.  Viele  Wissenschaftler  und  Technologen  sind  der  Ansicht,  daß  die  Welt  auf 
eine  Katastrophe  mit  weltweiten  Hungersnöten,  Erschöpfung  der  natürlichen  Res- 
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sourcen  sowie  Umweltzerstörung  zusteuert.  Die  Menschheit  ist  jetzt  aufgerufen, 
sich  auf  den  Weg  zu  einer  lebensfähigen  Weltgemeinschaft  zu  machen,  in  der 
Wissenschaft  und  Technikdazu  dienen,  die  materiellen  und  spirituellen  Grund- 
bedürfnisse der  Menschen  zu  befriedigen,  der  menschlichen  Not  entgegenzuwir- 
ken und  eine  Umwelt  zu  schaffen,  die  allen  Menschen  unbefristet  eine  angemes- 
sene Lebensqualität  garantiert.  Hierzu  gehört,  daß  wir  unsere  Zivilisation  grund- 
legend verändern,  neue  Techniken  entwickeln,  neue  Einsatzbereiche  für  die 
Technik  entdecken  und  eine  neue  internationale  Wirtschaftsordnung  sowie  neue 
politische  Systeme  verwirklichen. 

19.  Die  Situation,  in  der  sich  die  Menschheit  heute  befindet,  ist  in  weniger  als 
einer  Generation  entstanden.  Es  bleibt  noch  weniger  Zeit,  um  die  Weichen  für 
eine  beständige  Weltgesellschaft  zu  stellen,  wenn  die  Menschheit  überleben 
soll.  (...) 

Macht  und  Machtregulierung 

35.  Seit  der  Vollversammlung  von  Uppsala  haben  die  Mitgliedskirchen  des  ÖRK 
durch  ihr  Engagement  und  durch  Aktion  und  Reflexion  gelernt,  die  Wichtigkeit 
von  Machtfragen  bei  Entscheidungen  auf  dem  Entwicklungssektor  anzuerkennen. 
Entwicklung  wird  als  ein  Befreiungsprozeß  verstanden,  der  auf  soziale  Gerechtig- 
keit, Eigenständigkeit  und  wirtschaftliches  Wachstum  ausgerichtet  ist.  Dies  erfor- 
dert eine  radikale  Korrektur  der  noch  herrschenden  Auffassung,  nach  der  Entwick- 
lung bloß  wirtschaftliches  Wachstum  ist.  Durch  Studien  und  Aktionsprogramme 
des  ÖRK  ist  immer  deutlicher  geworden,  daß  Macht  als  Fähigkeit  begriffen  wer- 
den muß,  Entscheidungen  zu  bestimmen  und  durchzusetzen.  Diese  Fähigkeit 
kann  wirtschaftlicher,  politischer,  ideologischer  und/oder  militärischer  Art  sein; 
alle  diese  Komponenten  aber  sind  ständig  aufeinander  bezogen.  (...) 

37.  Als  Christen  und  Kirchen  können  wir  nicht  inmitten  von  Verhältnissen,  die 
durch  Herrschaft  und  Strukturen  der  Unterdrückung  gekennzeichnet  sind,  für  eine 
neue  Weltordnung  einstehen,  ohne  uns  auf  die  befreiende  Macht  Jesu  Christi  zu 
beziehen.  Er  befreit  uns  von  der  Sünde  in  ihren  personalen  wie  in  ihren  sozialen 
Ausdrucksformen.  Wir  erkennen,  daß  das  Evangelium  diese  befreiende  Kraft  zum 
Ausdruck  bringt.  Die  prophetische  Aussage,  daß  Jahwe  sich  den  Demütigen,  den 
Machtlosen  zuwendet,  spricht  auch  aus  grundlegenden  Texten  des  Evangeliums 
(Lk  4,17-21;  Mt  25,31-46  etc.).  Das  Evangelium  ist  den  Armen,  den  Machtlosen, 
den  Unterdrückten,  den  Gefangenen,  den  Kranken  gebracht  worden.  In  der  Per- 
son Jesu  hat  Jahwe  sich  selber  entschlossen  an  die  Stelle  der  Armen  gestellt;  er 
hat  die  aufgesucht,  die  „nichts"  sind  (1  Kor  1,26-31).  Sicher  nicht  in  dem  Sinne, 
daß  dieses  „Nichts-Sein"  schon  an  sich  eine  moralische  Qualität  hätte,  sondern 
insofern,  als  es  sich  um  Menschen  handelt,  die  an  den  Rand  gedrängt  sind  und 
ihr  eigenes  Geschick  den  Mächtigen  anheimgestellt  haben.  (...) 
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40.  Macht  kann  von  zur  Herrschaft  gelangten  Minderheiten  oder  von  demokrati- 
schen Kräften  ausgeübt  werden.  Da  wir  von  der  Relevanz  dieser  Frage  überzeugt 
sind  und  um  den  Kirchen  konkrete  Aktionsmittel  in  die  Hand  zu  geben,  können 
wir  nur  auf  einige  Perspektiven  hinweisen,  die  uns  im  Blick  auf  die  gegenwarti- 
gen Machtverhältnisse  am  wichtigsten  erscheinen. 

Wirtschaftliche  Macht 

41.  Das  Verlangen  nach  Kontrolle  über  die  Ressourcen  dieser  Erde  war  immer 
und  ist  immer  noch  ein  wesentliches  Motiv  für  die  Ausübung  wirtschaftlicher 
Macht  und  die  Etablierung  ausbeuterischer  Strukturen  der  Herrschaft  und  der  Ab- 
hängigkeit. Der  Kolonialismus  war  die  klassische  Form  einer  solchen  Herrschaft. 
Offen  praktizierte  Formen  des  Kolonialismus  trifft  man  heute  zwar  nur  noch  selten 
an,  doch  gibt  es  zahlreiche  subtile  Formen  des  Neokolonialismus,  die  die  Aus- 
beutung der  armen  durch  die  reichen  Länder  zur  Folge  haben.  Transnationale 
und  staatliche  Unternehmen  sind  Ausdrucksformen  dieses  Neokolonialismus.  Sie 
repräsentieren  eine  Konzentration  wirtschaftlicher  und  technischer  Macht  in  den 
Händen  einiger  weniger.  Sie  spielen  eine  wichtige  Rolle  in  der  Gestaltung  der 
Weltwirtschaft,  nicht  nur  in  Ländern,  deren  Wirtschaft  auf  dem  Grundsatz  des  Pri- 
vateigentums an  den  Produktionsmitteln  beruht,  sondern  auch  in  Bezug  auf  den 
Handel  mit  der  sozialistischen  Welt.  (...) 

42.  In  zunehmendem  Maße  zerrütten  sie  darüber  hinaus  das  ökologische  Gleich- 
gewicht in  den  Gastländern  und  verschmutzen  Wasser  und  Luft  dieser  Länder. 
Transnationale  Konzerne  sind  ein  typisches  Beispiel  dafür,  wie  kapitalistische 
Kräfte  auf  internationaler  und  nationaler  Ebene  zusammenwirken,  um  die  Armen 
zu  unterdrücken  und  sie  weiterhin  zu  beherrschen.  Maßnahmen,  die  eine  Kon- 
trolle der  Tätigkeit  transnationaler  Konzerne  ermöglichen  würden,  werden  zur 
Zeit  diskutiert;  die  unermeßliche  Kontrollmacht,  die  sie  über  die  auf  dem  Prinzip 
der  freien  Marktwirtschaft  aufgebaute  Weltwirtschaft  ausüben,  macht  die  Erarbei- 
tung wirksamer  Methoden  zur  Ausmerzung  der  diesen  Konzernen  inhärenten  aus- 
beuterischen Strukturen  jedoch  außerordentlich  schwierig. 

Politische  Macht 

43.  Einerseits  hat  in  vielen  Ländern  der  Welt  die  Minorität,  die  den  Einsatz  von 
internationalem  Kapital  kontrolliert  und  ihn  bestimmt,  weil  sie  unfähig  ist,  die 
Herausforderung  der  Entwicklung  entsprechend  zu  beantworten,  sich  mit  den  na- 
tionalen Oligarchien  von  Ländern  in  Afrika,  Asien,  Lateinamerika  und  im  Nahen 
Osten  verbündet  und  versucht,  politisch  ihre  internationale  Dominanz  auszu- 
bauen. Diese  Koalition  der  Macht  setzt  den  populären  Kräften,  die  sich  zur  Ver- 
teidigung ihrer  Rechte  berufen  sehen,  totalitäre  Regime  entgegen.  Sobald  libe- 
rale demokratische  Institutionen  nicht  mehr  ausreichen,  die  Profite  zu  gewährlei- 
sten, wird  manchmal,  und  zwar  zunehmend,  zu  totalitären  Regimen  Zuflucht  ge- 
nommen, unter  denen  Folterungen  und  Terror  zu  normalen  Regierungsmaßnah- 
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men  geworden  sind.  Sie  schrecken  weder  vor  Anstiftung  zum  Umsturz  noch  vor 
politischer  Intervention  zurück,  wenn  es  gilt,  ihre  Vorherrschaft  zu  konsolidieren. 

44.  Andererseits  läßt  sich  eine  Konzentration  politischer  Macht  in  den  Händen 
des  politischen  Apparats  in  Ländern  beobachten,  in  denen  die  Wirtschaft  zentral 
geplant  wird.  Dann  zeigt  sich,  daß  weder  den  Gemeinschaften  und  Kollektiven 
noch  den  einzelnen  alle  Freiheiten  garantiert  sind. 

Ideologische  Macht 

45.  Auf  ideologischer  Ebene  wird  durch  die  Kontrolle  der  Massenmedien,  des 
Bildungswesens  und  anderer  Institutionen  auch  kulturell  Herrschaft  ausgeübt.  Un- 
beschränkter Konsum  und  die  Aufoktroyierung  herrschender  Werte  sind  konstitu- 
tive Bestandteile  einer  Ideologie,  die  von  den  herrschenden  Kräften  etabliert 
worden  ist.  Besonders  unterdrückerisch  ist  die  Macht,  die  einige  Regierungen 
über  Massenmedien  zu  ihrem  Vorteil  ausnutzen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Freiheit 
des  Volkes  und  damit  auch  dessen  Anteils  an  Christen. 

Militärische  Macht 

46.  Die  Erhaltung  von  Einflußgebieten  durch  die  Supermächte  hat  entscheidend 
zur  wachsenden  Bedeutung  militärischer  Macht  beigetragen.  Darüber  hinaus  ha- 
ben die  Kosten,  die  für  den  militärischen  Aufwand  erforderlich  sind,  die  Rü- 
stungsindustrie zu  einem  der  wichtigsten  Industriezweige  in  manchen  Ländern 
gemacht  -  in  der  kapitalistischen  wie  in  der  sozialistischen  Welt.  (...)  Die  Logik  der 
dominierenden  Systeme  führt  u.a.  dazu,  daß  die  Auflehnung  der  Völker  mit  mili- 
tärischen Mitteln  unterdrückt  wird.  Damit  schließt  sich  der  Kreis:  Die  in  den  Me- 
tropolen hergestellten  Waffen  dienen  -  in  der  jeweiligen  Einflußzone  -  der  Kon- 
trolle und  Beherrschung  der  Völker  in  den  abhängigen  Ländern.  (...) 

Macht  des  Volkes 

48.  In  entwickelten  wie  in  Entwicklungsländern  kämpfen  Menschen  um  Gerech- 
tigkeit, Entwicklung  und  ein  humaneres  Leben.  Ihr  Vorgehen  wird  von  einigen  als 
teilweise  nicht  akzeptabel  betrachtet.  Die  Existenz  von  Aktionsgruppen,  die  sich 
gegen  die  herrschenden  Mächte  auflehnen,  ist  verständlich.  Diese  Bewegungen 
zeigen  das  Bestreben,  Verhältnisse  und  Strukturen  der  Herrschaft  und  Abhängig- 
keit innerhalb  und  zwischen  den  Nationen  zu  überwinden. 

49.  Es  muß  erkannt  werden,  daß  in  manchen  entwickelten  Ländern  die  Kampfbe- 
reitschaft der  Arbeitnehmer  und  ihre  Fähigkeit  heute  zunimmt,  sich  auch  Ziele  zu 
setzen,  die  nicht  rein  wirtschaftlicher  Natur  sind,  obgleich  die  Aktivitäten  der  Ge- 
werkschaften eher  zur  Passivität  verleiten.  Auch  in  den  Entwicklungsländern  ent- 
stehen Aktionsgruppen,  und  sie  sind  häufig  beweglicher.  Sie  entstehen  in  einem 
Kontext,  wo  sie  für  ihren  Kampf  aus  ihrer  Kultur,  ihrer  Geschichte,   ihren   Bestre- 
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bungen  und  Hoffnungen  Kraft  und  Energie  ziehen  können.  Voraussetzungen  für 
die  Ausübung  von  Macht  durch  das  Volk  sind  u.a.:  Abhängigkeit  und  Herrschaft 
zu  erkennen  und  zu  überwinden,  Klarheit  über  die  Ziele  und  Bereitschaft,  sich  zu 
organisieren  und  zu  handeln.  Für  letzteres  scheint  eine  Politik  der  Solidarisierung 
aller  unterprivilegierten  Schichten  der  Gesellschaft  erforderlich.  In  diesem  Sinne 
sind  der  Kampf  um  die  Menschenrechte  -  und  die  Rechte  der  Völker  -  sowie  die 
Bewegung  zur  Befreiung  der  Frau  Beiträge  von  historischer  Bedeutung.  Die 
Grundlage  einer  jeden  Machtausübung  durch  das  Volk  ist  jedoch  der  Prozeß,  in 
dem  Selbständigkeit  (self-reliance)  entwickelt  wird,  die  wichtigste  Voraussetzung 
des  Kampfes  gegen  Armut  und  für  die  Entwicklung. 

Kirchliche  Macht 

50.  In  diesem  Zusammenhang  können  die  Rolle  und  die  Macht  der  Kirchen  nicht 
unberücksichtigt  bleiben.  Als  gesellschaftliche  Institutionen  sind  sie  auf  jeder 
Ebene  des  gesellschaftlichen  Lebens  tätig.  Manche  Kirchen  verfügen  über 
Landbesitz  und  sind  mit  feudalen,  kapitalistischen  und  neokapitalistischen  Struk- 
turen verbunden.  Manchmal  entfremdet  sie  das  den  Bedürfnissen  der  Armen  und 
Unterdrückten.  Sie  sind  auch  an  der  Finanzmacht  beteiligt  z.B.  durch  Aktien, 
Bankbeteiligungen,  Investitionen  und  in  Holdings.  Eine  Reihe  von  Kirchen  ist 
auch  politisch  sehr  einflußreich  -  sie  vertreten  direkt  oder  indirekt  die  Interessen 
der  herrschenden  Schicht.  Darüber  hinaus  sind  sie  besonders  in  ideologischer 
Hinsicht  einflußreich.  Sie  teilen  und  verstärken  die  herrschende  Ideologie  durch 
die  religiöse  Lehre  und  formen  die  öffentliche  Meinung.  Dennoch  kann  nicht 
übersehen  werden,  daß  es  durch  die  ganze  Geschichte  der  Kirche  hindurch  en- 
gagierte Menschen  und  Kirchen  gegeben  hat,  für  die  die  Treue  zu  Jesus  Christus 
bedeutete  und  bedeutet,  daß  sie  im  Kampf  um  Befreiungauf  der  Seite  der  Unter- 
drückten standen.  Die  Mitwirkung  der  christlichen  Gemeinschaft  im  Kampf  gegen 
Armut  und  Unterdrückung  ist  ein  Zeichen  dafür,  daß  sie  auf  Jesu  Ruf  zur  Befrei- 
ung antwortet.  Wenn  dies  geschieht,  können  die  Kirchen  nicht  mehr  als  bedin- 
gungslose Verbündete  der  Reichen  betrachtet  werden.  Im  Gegenteil,  sie  können 
Werkzeuge  des  erneuerten  Wirkens  Christi  sein,  dessen  Stärke  sich  in  Schwach- 
heit äußert.  Die  Allgenügsamkeit  der  Kirche,  an  der  Lösung  von  Problemen  die- 
ser Größenordnung  teilzunehmen,  gründet  allein  auf  der  Allgenügsamkeit  der 
Gnade  des  einen,  der  der  gekreuzigte  und  auferstandene  Herr  ist. 

Quelle:  Bericht  aus  Nairobi  1975.  Offizieller  Bericht  der  Fünften  Vollversammlung  des  ÖRK, 
23.November  bis  1 0.Dezember  in  Nairobi/Kenia,  hg.v.  Hanfried  Krüger/Walter  Müller- 
Römheld,  Frankfurt/M.  I.Auflage  1976,  S.101-113 
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59      Die  Vereinten  Nationen,  der  Golfkrieg  und  die  „neue  Weltordnung" 

Golfkriegserklärung  der  siebten  Vollversammlung,  Canberra  1991 

Wie  wenige  andere  Konflikte  hat  der  Golfkrieg  die  Vollversammlung  in  Canberra  in  ihren  Dis- 
kussionen geprägt.  Die  sogenannte  Golfkriegserklärung,  aus  der  im  folgenden  ein  Auszug 
wiedergegeben  wird,  war  nicht  nur  der  Ort,  an  dem  heftig  um  den  friedensethischen  Kurs  des 
ÖRK  und  die  Mehrheitsfähigkeit  eines  politisch  verantwortlichen  Pazifismus  gerungen  wurde. 
Sie  war  auch  der  Ort  für  grundsätzliche  Überlegungen  zur  Reform  der  internationalen  Ord- 
nung am  Beispiel  des  UN-Systems,  dessen  Schwächen  in  den  Monaten  vor  dem  Golfkrieg 
deutlich  geworden  waren.  (Diese  Thematik  wurde  auf  der  Sitzung  des  Zentralausschusses  in 
Genf  1995  in  dem  Beitrag  von  M.M.Thomas,  Die  Humanisierung  globaler  Entschei- 
dungsstrukturen, ZA-Dokument  6.11,  wieder  aufgenommen). 


23.  Der  ÖRK  hat  die  Bildung  der  Vereinten  Nationen  unterstützt,  und  war  durch 
Vertreter  seiner  Mitgliedskirchen  präsent,  als  die  UN-Charta  angenommen  wurde. 
Seit  der  Vollversammlung  von  Amsterdam  (1948)  hat  er  der  UNO  seine  volle  Un- 
terstützung gegeben,  und  vor  allem  durch  seine  Kommission  der  Kirchen  für  in- 
ternationale Angelegenheiten,  eine  führende  nichtstaatliche  Organisation  mit 
Beraterstatus  beim  Wirtschafts-  und  Sozialrat,  hat  der  ÖRK  Anteil  an  dem  Erfolg 
der  Vereinten  Nationen  und  ihren  Organen. 

24.  Die  Vereinten  Nationen  haben  im  Laufe  der  Jahre  auf  vielen  Gebieten  Be- 
achtliches erreicht.  Selbst  während  des  vergangenen  Jahrzehnts  stärkster  Ver- 
nachlässigung durch  die  Großmächte  haben  sie  weiterhin  daran  gearbeitet,  eine 
Rolle  bei  der  friedlichen  Lösung  internationaler  Konflikte  zu  spielen.  Viele  dieser 
Bemühungen  trugen  nach  1985  Früchte,  als  die  UNO  dazu  beitrug,  durch  Ver- 
handlungen ein  Ende  des  Iran/Irak-Krieges  und  des  Krieges  in  Afghanistan  zu  er- 
reichen, in  dem  langanhaltenden  Streit  um  Namibia  zu  einer  Einigung  zu  ge- 
langen und  es  in  die  Unabhängigkeit  zu  führen,  durch  umfassende  Sanktionen 
dem  Ende  der  Apartheid  in  Südafrika  näherzurücken  und  eine  neue,  aktivere 
Rolle  bei  der  Beilegung  regionaler  Konflikte  in  Mittelamerika  und  anderswo  zu 
spielen. 

25.  Dennoch  behalten  die  Worte  des  inzwischen  verstorbenen  Bischofs  Bell  auf 
der  Ersten  Vollversammlung  ihre  Gültigkeit.  „Das  internationale  Recht",  so  sagte 
er,  „bedarf  selbstverständlich  internationaler  Instanzen,  wenn  es  wirksam  sein  soll. 
Wenn  diese  Instanzen  bei  den  Völkern  Achtung  und  Gehorsam  finden  sollen, 
dann  müssen  sie  die  internationalen  Probleme  ihrer  sachlichen  Bedeutung  ge- 
mäß behandeln,  nicht  aber  vorzugsweise  im  Sinne  bestimmter  nationaler  Interes- 
sen (...)  Die  Vereinten  Nationen  waren  als  eine  Instanz  gedacht,  die  der  Förde- 
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rung  freundschaftlicher  Beziehungen  unter  den  Völkern  dienen  sollte.  In  dieser 
Hinsicht  verdienen  ihre  Ziele,  von  den  Christen  unterstützt  zu  werden.  Aber  wenn 
die  Nationen  nicht  bereit  sind,  auf  einen  größeren  Teil  ihrer  nationalen  Souve- 
ränität zu  verzichten,  werden  sie  in  der  Versuchung  stehen,  zum  Mittel  des  Krie- 
ges zu  greifen,  um  ihre  Ansprüche  durchzusetzen."  (...) 

28.  Die  Beantwortung  der  Frage,  auf  welche  Weise  wichtige  internationale  Ent- 
scheidungen getroffen  werden  sollen,  ist  heute  dringender  denn  je.  Die  Art  und 
Weise,  wie  diese  erste  größere  weltweite  Krise  in  der  Zeit  nach  dem  kalten  Krieg 
von  der  Staatengemeinschaft  behandelt  worden  ist,  macht  eine  kritische  Über- 
prüfung der  neu  entstehenden  Weltordnung  erforderlich.  Keiner  einzelnen  Regie- 
rung oder  Gruppe  von  Regierungen  sollte  es  möglich  sein  oder  überlassen  blei- 
ben, die  Hauptverantwortung  für  die  Lösung  größerer  Konflikte  außerhalb  ihrer 
eigenen  Grenzen  zu  übernehmen. 

29.  Es  wäre  in  der  Tat  unannehmbar,  wenn  der  Sicherheitsrat  oder  der  General- 
sekretär in  Ausübung  seiner  guten  Dienste  aus  irgendeinem  Grunde  nicht  in  der 
Lage  wäre,  selbständig  und  im  Sinne  der  UN-Charta  zu  handeln.  Die  Völkerge- 
meinschaft kann  sich  eine  solche  Schwächung  des  Systems  der  Vereinten  Natio- 
nen nicht  leisten.  Um  des  Weltfriedens,  rechtsstaatlicher  Grundsätze  und  der  Au- 
torität der  Vereinten  Nationen  willen  muß  die  Stellung  der  UNO  als  des  Garanten 
einer  umfassenden  internationalen  Friedensordnung  gestärkt  werden.  (...) 

31.  Im  Interesse  aller  Völker  ist  es  an  der  Zeit,  eine  neue  gerechte  Weltordnung 
zu  schaffen,  deren  Grundstein  der  Friede  ist.  Darin  müßte  folgendes  garantiert 
werden: 

(a)eine  Weltwirtschaftsordnung,  die  der  Beherrschung  und  Ausbeutung  der  Ar- 
men durch  die  Reichen  ein  Ende  setzt; 

(b)ein  Informations-  und  Kommunikationssystem,  das  -  wie  es  die  Weltversamm- 
lung für  Gerechtigkeit,  Frieden  und  Bewahrung  der  Schöpfung  (Seoul  1990) 
erklärt  hat  -  allen  Völkern  Zugang  zur  Wahrheit  verschafft  und  nicht  ver- 
fälschte Informationen  verbreitet,  das  die  Medien  in  den  Dienst  des  Friedens 
und  nicht  der  Gewalt  stellt  und  das  die  Machtkonzentration  im  Bereich  der 
weltweiten  Medien,  die  sich  in  der  Hand  einiger  weniger  mächtiger  Staaten 
und  Konzerne  befinden,  beseitigt; 

(c)eine  Umweltordnung,  die  die  Ganzheitlichkeit  der  Schöpfung  Gottes  achtet 
und  den  unstillbaren  Durst  der  Industriestaaten  nach  Öl  -  welcher,  wie  dieser 
Krieg  zeigt,  einer  der  Hauptauslöser  globaler  Konflikte  und  gravierender 
Umweltschäden  ist  -  zügelt,  und  die  sie  zu  einer  Energiepolitik  veranlaßt,  die 
die  Umwelt  nicht  gefährdet. 

Quelle:  Im  Zeichen  des  Heiligen  Geistes.  Bericht  aus  Canberra  1991,  hg.  von  Walter  Müller- 
Römheld,  Frankfurt/M.  1991,  S.213-215 
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IV.2     Krieg  und  Frieden 


60      Verpflichtung  zur  Abrüstung 

Resolution  des  Weltbundes  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen,  Prag  1928 

Ein  wichtiges  Entstehungsmotiv  ökumenischen  Sozialdenkens  waren  die  Bemühungen  im 
Weltbund  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen  um  eine  internationale  Abrüstung  und  die  Ein- 
richtung eines  internationalen  Schiedsgerichtshofes  innerhalb  des  Völkerbundes.  Zwischen 
dem  Ersten  und  dem  Zweiten  Weltkrieg,  d.h.  in  den  Jahren  zwischen  1925  und  1931  gelang- 
ten die  Bemühungen  um  eine  internationale  Abrüstung  zu  einem  Höhepunkt.  Am  27.  August 
1928  wurde  in  Paris  der  Briand-Kellogg-Pakt  unterzeichnet.  Der  Weltbund  für  Freundschafts- 
arbeit der  Kirchen  unterstützte  -  als  „geistlicher  Völkerbund"  -  diese  Entwicklung  durch  eine 
große  internationale  Konferenz,  die  vom  24.-30.  August  1928  in  Prag  abgehalten  wurde.  Hier 
wurde  nachfolgende  Abrüstungsresolution  angenommen. 


•  Angesichts  der  Tatsache,  daß  weithin  die  Gefühle  von  Unruhe  und  Unsicher- 
heit sich  eher  vermehren  als  vermindern,  und  zwar  in  dem  Maße,  in  dem  die 
Staaten  dem  Problem  der  Abrüstung  ausweichen  oder  sich  zu  seiner  Lösung 
unfähig  erweisen; 

•  da  ferner  die  Abrüstung  aller  Länder,  und  zwar  bis  zu  einem  Grade,  der  mit 
der  nationalen  Sicherheit  und  der  gemeinschaftlichen  Durchführung  interna- 
tionaler Verpflichtungen  vereinbar  ist,  wie  es  der  Völkerbundpakt  vorsieht,  al- 
lein die  Katastrophe  eines  neuen  Krieges  verhindern  kann; 

•  da  ferner  die  Verminderung  und  Beschränkung  der  Rüstungen,  die  durch  die 
Friedensverträge  von  1919  gewissen  Ländern  auferlegt  wurde,  als  Maßnahme 
gedacht  war,  die  eine  Verminderung  der  Rüstungen  in  allen  Ländern  ermög- 
lichen sollte,  und  da  die  55  Staaten,  die  den  Völkerbund  bilden,  sich  darauf- 
hin formell  verpflichteten,  die  allgemeine  Abrüstung,  die  der  Artikel  8  der  Völ- 
kerbundsatzung vorsieht,  durchzuführen; 

•  da  ferner  diese  gegenseitigen  Zusagen  auf  alle  beteiligten  Völker  Verpflich- 
tungen feierlichster  Art  und  bindender  Kraft  legen; 
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•  da  ferner,  selbst  wenn  die  Begrenzung  der  Rüstungen  durchgeführt  sein  wird, 
es  notwendig  sein  wird,  die  Wirksamkeit  dieser  Begrenzung  in  jeder  Weise  si- 
cherzustellen; 

•  und  da  endlich  es  in  gleicher  Weise  notwendig  ist,  daß  alle  Völker  ein  allge- 
mein verpflichtendes  Schiedsrichtersystem  oder  andere  rechtliche  Methoden 
zur  Lösung  internationaler  Streitigkeiten  annehmen; 

•  angesichts  dieser  Tatsachen  ruft  der  in  Prag  im  August  1928  auf  Veranlassung 
des  Weltbundes  für  internationale  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen  versam- 
melte Kongreß  die  christlichen  Kirchen  auf,  ihren  Gliedern  die  vorgenannten 
Erwägungen  vorzulegen  und  die  feierliche  Verpflichtung  klarzumachen,  daß 
alle  Staaten,  die  Mitglieder  des  Völkerbundes  sind,  ihre  bewaffneten  Kräfte 
gemäß  dem  Völkerbundpakt  einschränken  und  begrenzen  müssen  und  ein  all- 
gemeines Schiedsgerichtssystem  annehmen,  wodurch  Streitigkeiten  durch 
friedliche  rechtliche  Mittel  beigelegt  werden  sollen; 

•  er  ruft  die  Kirchen  auf,  ihren  sittlichen  Einfluß  zusammen  mit  dem  Völkerbund 
und  den  eigenen  Regierungen  dazu  zu  verwenden,  daß  dieselben  mit  aller 
Beschleunigung  die  internationalen  Abmachungen  treffen,  die  für  diesen 
Zweck  notwendig  sind; 

•  er  ruft  die  Kirchen  auf,  ihre  Geisteskräfte  und  ihren  erzieherischen  Einfluß  da- 
für einzusetzen,  daß  die  Völker  fortan  ihre  brüderliche  Solidarität  und  ihre 
Verpflichtung  zu  zielbewußter  Zusammenarbeit  bejahen  und  so  auf  die  völ- 
lige Ungebundenheit  durch  internationale  Verpflichtungen  verzichten.  Die 
Kirche  Jesu  Christi  nimmt  als  bindende  Norm  die  heilige  Ordnung  an,  die  ihr 
Haupt  ihr  im  Evangelium  gegeben  hat:  Trachtet  am  ersten  nach  dem  Reich 
Gottes'. 

Quelle:  Handbook  World  Alliance  for  Friendship  through  the  Churches  1938,  p. 46-47;  deut- 
sche Fassung  in:  Friednch  Siegmund-Schultze,  Um  den  Weltfrieden,  Berlin  1928,  S.67f 


61       Krieg  ist  unvereinbar  mit  dem  Geist  Christi 

Resolution  des  Weltbundes  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen,  Avignon  1929 

Die  weitestgehende  friedensethische  Aussage  in  der  vorinstitutionellen  Phase  der  ökumeni- 
schen Bewegung  stammt  aus  dem  Weltbund  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen.  Im  Kon- 
text der  Diskussion  über  die  Notwendigkeit  einer  internationalen  Abrüstung  und  der  Einrich- 
tung eines  Schiedsgerichtsverfahrens  innerhalb  des  Völkerbundes  nach  dem  Ersten  Welt- 
krieg wurde  in  der  Resolution  von  Avignon  vom  Sommer  1929  eine  grundsätzliche  Überwin- 
dung des  Krieges  als  Mittel  der  politischen  Konfliktlösung  gefordert.  Der  folgende  Text,  des- 
sen Formulierung  vor  allem  auf  die  Arbeit  von  Bischof  George  Bell  zurückgeht,  wurde  später 
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als  „Resolution  von  Avignon-Eisenach"  bekannt,  obgleich  die  Bewegung  für  Praktisches 
Christentum  bei  ihrer  vorangehenden  Konferenz  in  Eisenach  dieser  Resolution  formell  noch 
nicht  zugestimmt  hatte. 


Der  Arbeitsausschuß  des  Weltbundes,  der  die  Vereinigungen  von  31  Ländern  ver- 
tritt, nimmt  einstimmig  die  folgende  Resolution  an  und  überreicht  sie  den  Kir- 
chen und  religiösen  Vereinigungen  der  Welt  mit  der  Bitte,  sie  ernsthaft  zu  erwä- 
gen und  in  möglichst  wirksamer  Weise  zur  Durchführung  zu  bringen. 

1.  Wir  begrüßen  aus  vollem  Herzen  die  feierliche  Erklärung,  die  die  führenden 
Staatsmänner  der  Welt  im  Namen  ihrer  Völker  gemacht  haben,  wonach  sie 
das  Zurückgreifen  auf  den  Krieg  als  ein  Mittel  internationaler  Streitigkeiten 
verdammen,  auf  ihn  als  ein  Mittel  nationaler  Politik  in  ihren  Beziehungen  zu- 
einander verzichten  und  darin  übereinstimmen,  daß  die  Beilegung  oder  Lö- 
sung aller  Streitigkeiten  und  Konflikte,  welcher  Art  und  welchen  Ursprungs  sie 
auch  immer  sein  mögen,  niemals  anders  als  durch  friedliche  Mittel  erreicht 
werden  soll. 

2.  Wir  glauben,  daß  der  Krieg  als  eine  Einrichtung  zur  Beilegung  internationaler 
Streitigkeiten  unvereinbar  ist  mit  dem  Geist  und  der  Art  Christi  und  deswegen 
auch  unvereinbar  ist  mit  dem  Geist  und  der  Art  Seiner  Kirche. 

3.  Überzeugt,  daß  die  Zeit  für  eine  Revision  bestehender  Verträge  im  Interesse 
des  Friedens  kommen  muß,  halten  wir  dafür,  daß  alle  Streitigkeiten  und  Kon- 
flikte zwischen  Staaten,  für  die  eine  Lösung  auf  dem  Wege  der  Diplomatie 
oder  Verständigung  nicht  gefunden  werden  kann,  durch  Schiedsgericht  beige- 
legt oder  gelöst  werden  sollten,  sei  es  durch  den  Weltgerichtshof  oder  durch 
ein  anderes  Tribunal,  über  das  man  sich  verständigt.  Für  diesen  Zweck  wün- 
schen wir  den  baldigen  Ausbau  einer  Organisation,  die  imstande  ist,  Mittel  für 
die  friedliche  Beilegung  jeder  Art  internationaler  Streitigkeiten  zu  verschaffen 
und  die  Gerechtigkeit  unter  allen  Völkern  zur  Herrschaft  zu  führen. 

4.  Wir  wenden  uns  an  die  zuständigen  Stellen  in  allen  christlichen  Gemein- 
schaften mit  dem  ernsten  Aufruf,  in  unmißverständlichen  Ausdrücken  zu  erklä- 
ren, daß  sie  nicht  für  einen  Krieg  eintreten  oder  sich  in  irgendeiner  Weise  an 
irgendeinem  Kriege  beteiligen  wollen,  in  Bezug  auf  den  die  Regierungen  ih- 
res Landes  ein  im  guten  Glauben  gemachtes  Angebot  der  Überweisung  des 
Streites  an  ein  Streitgericht  abgelehnt  hat. 

Quelle:  Minutes  World  Alliance  for  Friendship  through  the  Churches,  Avignon  1929,  Evang. 
Zentralarchiv  Berlin  51/D  XII  i;  Gerhard  Besier,  Krieg  -  Fheden  -  Abrüstung.  Die  Haltung  der 
europäischen  und  amerikanischen  Kirchen  zur  Frage  der  deutschen  Kriegsschuld  1914-1933, 
Göttingen  1982,  S.275;  Die  Eiche  17(1929)S.391f 
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62      Wie  wird  Friede? 

Dietrich  Bonhoeffer  auf  der  ökumenischen  Konferenz,  Fano  1934 

Unter  dem  maßgeblichen  Einfluß  von  George  Bell  -  des  geistlichen  Beraters  Bonhoeffers, 
des  „chairman"  von  Life  and  Work  und  späteren  Moderators  der  ersten  Vollversammlung  in 
Amsterdam  -  formulierte  die  vom  Weltbund  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen  einberufene 
ökumenische  Konferenz  von  Fano  eine  eindeutige  Unterstützung  der  Bekennenden  Kirche  in 
Deutschland.  Im  Namen  der  deutschen  Delegation  protestierte  Bischof  Heckel  gegen  diese 
„Stellungnahme  zu  innerdeutschen  kirchlichen  Verhältnissen,  welche  die  Grenzen  der  Auf- 
gabe des  ökumenischen  Rates  bedenklich  überschreitet."  In  Fano  wurde  unter  dem  Eindruck 
dessen,  was  in  Europa  auf  der  Tagesordnung  erschien,  beschlossen,  „Kirche,  Volk  und 
Staat"  in  kritischem  Verhältnis  zum  Zeitgeist  als  Thema  der  zweiten  Weltkirchenkonferenz 
von  Life  and  Work  zu  wählen.  Für  die  ökumenische  Bewegung  wurde  diese  Konferenz  so  zu 
dem  entscheidenden  Bindeglied  zwischen  Stockholm  1925  und  Oxford  1937.  In  seiner  be- 
rühmt gewordenen  Andacht  auf  der  Fano-Konferenz  drängt  Bonhoeffer  zum  konziliaren  öku- 
menischen Wagnis  des  Friedens  und  bezieht  Position  gegen  die  Versuche  der  „Sicherung" 
des  Friedens,  denn:  „die  Kriegsfanfare  kann  morgen  geblasen  werden".  Bonhoeffers  Vision 
erlebt  im  späteren  Konziliaren  Prozeß  (Vancouver  1983)  eine  modifizierte  Wiederaufnahme. 


Wie  wird  Friede?  Durch  ein  System  von  politischen  Verträgen?  Oder  durch  eine 
allseitige  friedliche  Aufrüstung  zum  Zweck  der  Sicherstellung  des  Friedens? 
Nein,  durch  dieses  alles  aus  dem  einen  Grunde  nicht,  weil  hier  überall  Friede 
und  Sicherheit  verwechselt  wird.  Es  gibt  keinen  Weg  zum  Frieden  auf  dem  Weg 
der  Sicherheit.  Denn  Friede  muß  gewagt  werden.  Friede  ist  das  Gegenteil  von 
Sicherung.  Sicherheiten  fordern  heißt  Mißtrauen  haben,  und  dieses  Mißtrauen 
gebiert  wiederum  Krieg.  Sicherheiten  suchen  heißt  sich  selber  schützen  wollen. 
Friede  heißt  sich  gänzlich  ausliefern  dem  Gebot  Gottes,  keine  Sicherung  wollen, 
sondern  in  Glaube  und  Gehorsam  dem  allmächtigen  Gott  die  Geschichte  der 
Völker  in  die  Hand  legen  und  nicht  selbstsüchtig  über  sie  verfügen  wollen. 
Kämpfe  werden  nicht  mit  Waffen  gewonnen;  sondern  mit  Gott.  Sie  werden  auch 
dort  noch  gewonnen,  wo  der  Weg  ans  Kreuz  führt. 

Noch  einmal  darum:  We  wird  Friede?  Wer  ruft  zum  Frieden,  daß  die  Welt  es  hört, 
zu  hören  gezwungen  ist,  daß  alle  Völker  darüber  froh  werden  müssen?  Der  ein- 
zelne Christ  kann  das  nicht  -  er  kann  wohl,  wo  alle  schweigen,  die  Stimme  erhe- 
ben und  Zeugnis  ablegen,  aber  die  Mächtigen  der  Welt  können  wortlos  über  ihn 
hinwegschreiten.  Die  einzelne  Kirche  kann  auch  wohl  zeugen  und  leiden  -  ach 
wenn  sie  es  nur  täte  -,  aber  auch  sie  wird  erdrückt  von  der  Gewalt  des  Hasses.  Nur 
das  eine  große  ökumenische  Konzil  der  Heiligen  Kirche  Christi  aus  aller  Welt 
kann  es  so  sagen,  daß  die  Welt  zähneknirschend  das  Wort  vom  Frieden  verneh- 
men muß  und  daß  die  Völker  froh  werden,  weil  diese  Kirche  Christi  ihren  Söhnen 
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im  Namen  Christi  die  Waffen  aus  der  Hand  nimmt  und  ihnen  den  Krieg  verbietet 
und  den  Frieden  Christi  ausruft  über  die  rasende  Welt. 

Warum  fürchten  wir  das  Wutgeheul  der  Weltmächte?  Warum  rauben  wir  ihnen 
nicht  die  Macht  und  geben  sie  Christus  zurück?  Wir  können  es  heute  noch  tun. 
Das  ökumenische  Konzil  ist  versammelt,  es  kann  diesen  radikalen  Ruf  zum  Frie- 
den an  die  Christusgläubigen  ausgehen  lassen.  Die  Völker  warten  darauf  im 
Osten  und  Westen.  Sollten  wir  die  einzelnen,  die  ihr  Leben  an  diese  Botschaft 
wagen,  allein  lassen?  Die  Stunde  eilt  -  die  Welt  starrt  in  Waffen  und  furchtbar 
schaut  das  Mißtrauen  aus  allen  Augen,  die  Kriegsfanfare  kann  morgen  geblasen 
werden,  worauf  warten  wir  noch? 

Quelle:  Dietrich  Bonhoeffer,  Gesammelte  Schriften,  Bd.l,  München  1958,  S.218f 


63       Kirche  und  Krieg 

Sektion  V  der  zweiten  Weltkirchenkonferenz  von  Life  and  Work,  Oxford  1937 

Oxford  arbeitete  am  Beispiel  dreier  friedensethischer  Stellungnahmen,  wie  sie  von  Christen 
unter  Berufung  auf  ihr  Gewissen  bezogen  werden,  die  Facetten  und  Spannungen  zwischen 
den  beiden  in  der  Geschichte  des  Christentums  vertretenen  Grundpositionen  des 
„gerechten"  Krieges  einerseits  und  des  Pazifismus  andererseits  heraus. 


Der  Krieg,  die  Möglichkeiten,  die  zum  Kriege  führen  können,  und  jede  Lage,  die 
die  Tatsächlichkeit  eines  Konflikts  unter  dem  täuschenden  Schein  äußeren  Frie- 
dens verbirgt,  sind  kennzeichnend  für  die  Welt,  in  der  die  Kirche  das  Evangelium 
der  Erlösung  zu  verkündigen  beauftragt  ist.  Zum  Krieg  gehört  erzwungene  Feind- 
schaft, teuflische  Vergewaltigung  der  menschlichen  Persönlichkeit  und  willkürli- 
che Verzerrung  der  Wahrheit.  Der  Krieg  ist  ein  besonders  eindrückliches  Zeichen 
für  die  Macht  der  Sünde  in  dieser  Welt  und  ein  Hohn  auf  die  in  Jesus  Christus 
dem  Gekreuzigten  offenbarte  Gerechtigkeit  Gottes.  Wr  dürfen  nicht  erlauben, 
daß  durch  irgend  eine  Rechtfertigung  des  Krieges  diese  Tatsache  verborgen 
oder  verharmlost  wird. 

In  jeder  Lage  muß  der  Christ  zweierlei  vor  Augen  haben:  das  uneingeschränkte 
Gebot:  "Du  sollst  deinen  Nächsten  lieben  wie  dich  selbst"  und  die  Verpflichtung, 
das  zu  tun,  was  diesem  Gebot  in  der  konkreten  Lage  am  nächsten  kommt.  Sein 
Tun  ist  vielleicht  nur  ein  unvollkommener  Ausdruck  vollkommener  Liebe.  Der 
Mensch  ist  der  Gefangene  einer  mit  Sünde  belasteten  Lage,  zu  deren  Verkehrt- 
heit er  mehr  oder  weniger  beigetragen  hat.  So  ermangelt  auch  das  Eeste,  was  er 
tun  kann,  "des  Ruhmes  vor  Gott"  und  ist  insofern  Sünde.  Jedermann  muß  seinen 
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Anteil  an  der  gemeinsamen  Schuld  tragen,  durch  die  eine  bessere  Entwicklung 
unmöglich  geworden  ist.  Wir  alle  müssen  bekennen,  daß  unsere  Gerechtigkeit 
"ein  zerrissenes  Kleid"  ist.  Es  ist  jedoch  unbedingte  Pflicht  gegenüber  Gott,  das 
relativ  Beste  zu  tun;  es  nicht  zu  tun,  heißt  positive  Schuld  auf  sich  laden. 

Der  Christ,  dessen  Land  in  Krieg  verwickelt  ist,  befindet  sich  bei  seinem  Bestre- 
ben, den  Willen  Gottes  zu  erkennen,  in  einem  Zustand  quälender  Ratlosigkeit. 
Wir  haben  vor  allem  zwei  weitgehend  unvereinbare  Standpunkte  in  der  Kriegs- 
frage festzustellen;  einige  andere  bewegen  sich  auf  der  Linie  zwischen  diesen 
beiden.  Die  einen  hoffen,  den  Krieg  in  der  Kraft  des  in  der  Geschichte  wirkenden 
Gottes  durch  religiöse  und  moralische  Belehrung  der  Menschen  und  durch  Betä- 
tigung des  freien  Wllens  aus  der  Welt  zu  schaffen;  die  anderen  dagegen  sehen 
den  Menschen  so  in  die  Zwänge  einer  sündigen  Welt  verstrickt,  daß  der  Krieg  erst 
als  Folge  der  Wiederkunft  Jesu  Christi  in  Herrlichkeit  endgültig  beseitigt  werden 
wird. 

Praktisch  führt  dieses  Auseinandergehen  der  Überzeugungen  im  wesentlichen  zu 
einer  dreifach  verschiedenen  Stellungnahme,  wie  sie  von  Christen  ernsthaft  und 
auf  Grund  einer  Gewissensentscheidung  vertreten  wird: 

1.  Einige  meinen,  daß  der  Krieg,  vor  allem  in  seiner  modernen  Form,  in  jedem 
Fall  Sünde  ist.  Er  steht  im  Widerspruch  mit  dem  Wesen  Gottes,  das  Liebe  ist,  mit 
dem  durch  das  Kreuz  bezeichneten  Weg  der  Erlösung  und  mit  der  Gemeinschaft 
des  Heiligen  Geistes.  Der  Krieg  ist  letztlich  in  seinen  Auswirkungen  immer  zerstö- 
rerisch und  endet  in  Sinnlosigkeit,  indem  er  auch  das  edelste  Ziel,  um  dessent- 
willen  er  geführt  wird,  verderbt.  Die  Kirche  kann  nur  dann  ein  schöpferisches,  er- 
neuerndes und  versöhnendes  Werkzeug  zur  Gesundung  der  Völker  werden,  wenn 
sie  dem  Krieg  ganz  und  gar  absagt.  Die  Vertreter  dieser  Haltung  müssen  deshalb 
die  Teilnahme  am  Krieg  für  sich  selber  verweigern,  unter  ihren  Mitmenschen  für 
die  gleiche  Ächtung  des  Krieges  zugunsten  einer  besseren  Methode  eintreten 
und  aktive  Friedensarbeit  an  die  Stelle  bewaffneter  Gewalt  setzen. 

2.  Andere  wieder  würden  nur  an  einem  "gerechten"  Kriege  teilnehmen.  Unter  ih- 
nen kann  man  wieder  mindestens  zwei  Ansichten  unterscheiden,  die  von  der  De- 
finition dessen  abhängen,  was  ein  "gerechter"  Krieg  ist. 

(A)  Einige  sind  der  Meinung,  daß  Christen  nur  an  solchen  Kriegen  teilnehmen 
dürfen,  die  vom  Völkerrecht  her  zu  rechtfertigen  sind.  Sie  meinen,  daß  in  einer 
sündigen  Welt  der  Staat  die  Aufgabe  hat,  im  Gehorsam  gegen  Gott  Gewalt  an- 
zuwenden, wenn  Recht  und  Ordnung  gefährdet  sind.  Kriege  gegen  internatio- 
nale Vertrags-  und  Friedensbrecher  sind  mit  Polizeimaßnahmen  zu  verglei- 
chen, und  die  Christen  haben  die  Verpflichtung,  daran  teilzunehmen.  Wenn 
aber  der  Staat  seine  Bürger  zu  einem  Kriege  aufbietet,  der  nicht  auf  diese 
Weise  gerechtfertigt  werden  kann,  so  glauben  sie,  daß  die  Christen  die  Teil- 
nahme verweigern  müssen,  denn  der  Staat  hat  kein  Recht,   seine  Bürger  zur 
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Teilnahme  an  sündigem  Tun  zu  zwingen.  Viele  würden  hinzufügen,  daß  kein 
Krieg  als  "gerecht"  betrachtet  werden  darf,  wenn  die  betreffende  Regierung  es 
unterläßt,  den  Streitpunkt  oder  den  casus  belli  dem  Schiedsspruch,  der  Vermitt- 
lung oder  dem  Urteil  einer  internationalen  Autorität  zu  unterwerfen. 

(B)  Andere  würden  einen  Krieg  dann  als  "gerecht"  betrachten,  wenn  er  unter- 
nommen wird,  um  einen  von  ihnen  als  wesentlich  angesehenen  christlichen 
Grundsatz  zu  verteidigen.  Um  den  Opfern  eines  unprovozierten  Angriffes  zu 
Hilfe  zu  kommen,  oder  Unterdrückten  Freiheit  zu  verschaffen,  würde  es  ihnen, 
wenn  alle  anderen  Mittel  versagt  haben,  als  christliche  Pflicht  erscheinen,  zu 
den  Waffen  zu  greifen.  Sie  würden  die  letzte  Entscheidung  dieser  Frage  ihrem 
Gewissen  anheimstellen.  Die  Aufrechterhaltung  der  bürgerlichen  oder  der  in- 
ternationalen Ordnung  ist  sehr  wichtig,  kann  aber  im  gegenwärtigen  unvoll- 
kommenen Weltzustand  doch  nicht  das  Letzte  sein.  Bei  aller  Bereitschaft,  für 
sich  selber  Leiden  auf  sich  zu  nehmen,  darf  der  Christ  doch  andere  dem  nicht 
aussetzen,  indem  er  sich  weigert,  für  sie  zu  kämpfen. 

3.  Andere  wieder  betonen  zwar,  daß  der  Christ  verpflichtet  ist,  für  den  Frieden 
und  das  gegenseitige  Verstehen  der  Völker  zu  wirken,  doch  sind  sie  der  Überzeu- 
gung, daß  keine  Bemühung  dieser  Art  den  Krieg  in  dieser  Welt  besiegen  kann. 
Ja,  sie  sehen  zwar,  daß  politische  Autorität  häufig  in  selbstischer  und  unsittlicher 
Weise  ausgeübt  wird;  nichtsdestoweniger  glauben  sie.  daß  der  Staat  das  von  Gott 
dazu  eingesetzte  Organ  ist,  ein  Volk  vor  den  schädlichen  Auswirkungen  anarchi- 
scher und  verbrecherischer  Neigungen  seiner  Angehörigen  zu  schützen,  und 
seine  Existenz  gegen  die  Angriffe  seiner  Nachbarn  zu  behaupten.  Es  ist  daher 
die  Pflicht  des  Christen,  der  Staatsgewalt  soweit  als  möglich  zu  gehorchen  und 
alles  zu  unterlassen,  was  sie  schwächen  könnte.  Das  bedeutet,  daß  normaler- 
weise der  Christ  für  sein  Land  die  Waffen  tragen  muß.  Nur  wenn  er  unbedingt  ge- 
wiß ist,  daß  sein  Land  für  eine  ungerechte  Sache  kämpft  (z.B.  im  Falle  eines  un- 
gerechtfertigten Angriffskrieges),  hat  der  einfache  Bürger  ein  Recht,  Kriegsdienst 
zu  verweigern. 

Unter  den  Vertretern  dieser  Ansicht  würden  einige  zugeben,  daß  an  Einzelne  ein 
unmittelbarer  Ruf  Gottes  ergehen  kann,  entschieden  die  Teilnahme  an  einem 
Kriege  überhaupt  zu  verweigern,  um  so  den  Blick  auf  die  Verderbtheit  einer  Welt 
zu  lenken,  in  der  Krieg  möglich  ist. 

In  beiden  Fällen  muß  aber  der  Einzelne  grundsätzlich  die  Bedeutung  des  Staa- 
tes anerkennen  und  bereit  sein,  sich  für  die  Verletzung  der  Staatsgesetze  von  der 
Obrigkeit  bestrafen  zu  lassen. 

Quelle:  Kirche  und  Welt  in  ökumenischer  Sicht.  Behcht  der  Weltkirchenkonferenz  von  Oxford 
über  Kirche,  Volk  und  Staat,  hg.v.  der  Forschungsabteilung  des  ÖRK  für  Praktisches  Chri- 
stentum, Genf  1938,  Bericht  von  Sektion  V:  Die  Kirche  Chhsti  und  die  Welt  der  Nationen, 
S.  250-253.  Engl.  Fassung  in:  The  Churches  Survey  their  Task.  The  Report  of  the  Confe- 
rence at  Oxford,  July  1937,  on  Church,  Community  and  State,  London,  Allen  &  Unwin,  1937 
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64      Krieg  soll  nach  Gottes  Willen  nicht  sein 

Sektion  IV  der  ersten  Vollversammlung,  Amsterdam  1948 

Sektion  IV  „Die  Kirche  und  die  internationale  Unordnung"  nimmt  die  drei  in  Oxford  1937  for- 
mulierten friedensethischen  Stellungnahmen  ausdrücklich  auf.  Auf  dem  Hintergrund  der  Er- 
fahrung des  Zweiten  Weltkrieges  geht  der  Bericht  aber  auch  einen  Schritt  über  das  in  Oxford 
1937  formulierte  Anliegen  hinaus:  Der  „totale"  Krieg,  auf  den  nunmehr  zurückgeblickt  werden 
kann,  ist  als  politisches  Kalkül  endgültig  nicht  mehr  mit  dem  ethischen  Begründungsansatz 
der  Lehre  vom  „gerechten"  Krieges  zu  verbinden. 


7.  (...)  Die  Rolle,  die  der  Krieg  im  heutigen  internationalen  Leben  spielt,  ist 
Sünde  wider  Gott  und  eine  Entwürdigung  des  Menschen.  Gerade  jetzt  sieht  sich 
die  Christenheit  vor  besonders  brennende  Fragen  in  Bezug  auf  den  Krieg  gestellt. 
Der  Krieg  bedeutet  heute  etwas  völlig  anderes  als  früher.  Wir  haben  jetzt  den  to- 
talen Krieg.  Jeder  Mann  und  jede  Frau  wird  jetzt  zum  Kriegsdienst  aufgeboten. 
Dazu  kommt  der  ungeheure  Einsatz  der  Luftwaffe  und  die  Entdeckung  der  Atom- 
bombe und  anderer  neuer  Waffen.  Dies  alles  führt  in  einem  modernen  Krieg  zu 
unterschiedslosen  Zerstörungen  in  einem  Umfang,  wie  ihn  die  Welt  bei  früheren 
Kriegen  nicht  gekannt  hat.  Die  herkömmliche  Annahme,  daß  man  für  eine  ge- 
rechte Sache  einen  gerechten  Krieg  mit  rechten  Waffen  führen  könne,  ist  unter 
solchen  Umstanden  nicht  mehr  aufrecht  zu  erhalten.  Es  mag  sein,  daß  man  auf 
Mittel  der  Gewalt  nicht  verzichten  kann,  wenn  das  Recht  zur  Geltung  gebracht 
werden  soll.  Ist  der  Krieg  aber  erst  einmal  ausgebrochen,  dann  wird  die  Gewalt  in 
einem  Umfang  angewandt,  der  dem  Recht  seine  Grundlage  zu  zerstören  droht. 

8.  Wir  können  uns  daher  nicht  länger  der  Frage  entziehen:  Kann  der  Krieg  heute 
noch  ein  Akt  der  Gerechtigkeit  sein?  Auf  diese  Frage  können  wir  freilich  keine 
einmütige  Antwort  geben.  Drei  verschiedene  Grundhaltungen  werden  in  unserer 
Mitte  vertreten: 

a)  Da  sind  zunächst  jene,  die  die  Überzeugung  haben,  daß,  wenn  der  Christ 
auch  unter  bestimmten  Umständen  wird  in  den.  Krieg  ziehen  müssen,  ein  mo- 
derner Krieg  mit  seinen  allumfassenden  Zerstörungen  niemals  ein  Akt  der  Ge- 
rechtigkeit sein  kann. 

b)  Da  es  gegenwärtig  unparteiische,  übernationale  Instanzen  nicht  gibt,  so  mei- 
nen andere,  militärische  Maßnahmen  seien  das  letzte  Mittel,  um  dem  Recht 
Geltung  zu  verschaffen,  und  man  müsse  die  Staatsbürger  klar  und  deutlich 
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lehren,  daß  es  ihre  Pflicht  ist,  das  Recht  mit  der  Waffe  in  der  Hand  zu  vertei- 
digen, wenn  es  keine  andere  Möglichkeit  mehr  gibt. 

c)  Wieder  andere  lehnen  jeden  Kriegsdienst  irgendwelcher  Art  ab  und  sind  über- 
zeugt, daß  Gott  von  ihnen  verlangt,  bedingungslos  gegen  den  Krieg  und  für 
den  Frieden  Stellung  zu  nehmen,  und  nach  ihrer  Meinung  müßte  die  Kirche 
im  gleichen  Sinn  sprechen. 

9.  Wir  bekennen  offen,  daß  es  uns  schwer  ist,  so  verschiedene  Meinungen  in  die- 
ser Sache  unter  uns  zu  haben.  Wr  bitten  alle  Christen  dringend,  sie  möchten  es 
als  ihre  Pflicht  ansehen,  dauernd  um  diese  schwierige  Frage  zu  ringen  und  in  al- 
ler Demut  Gott  zu  bitten,  er  wolle  ihnen  den  rechten  Weg  zeigen.  Wir  glauben, 
daß  hier  die  Theologen  die  besondere  Verpflichtung  haben,  den  theologischen 
Fragen  nachzugehen,  um  die  es  sich  hier  handelt.  Derweilen  darf  die  Kirche 
nicht  aufhören,  alle,  die  eine  dieser  drei  Meinungen  mit  Ernst  vertreten  und  die 
bereit  sind,  sich  von  Gott  erleuchten  zu  lassen  und  sich  seinem  Willen  zu  unter- 
werfen, als  ihre  Brüder  und  Schwestern  anzusehen. 

10.  Bei  aller  Verschiedenheit  der  Meinungen  aber  gibt  es  gewisse  Grundsätze,  in 
denen  wir  alle  übereinstimmen.  Da  es  ein  unparteiisches  Organ  für  die  Siche- 
rung des  Rechtes  nicht  gab,  sind  Völker  in  den  Krieg  gegangen  in  dem  Glauben, 
eben  damit  der  Gerechtigkeit  zu  dienen.  Wr  sind  der  Überzeugung,  daß  sowohl 
im  internationalen  Leben  als  auch  im  Leben  der  einzelnen  Nationen  Gerechtig- 
keit walten  muß.  Auch  die  Völker  müssen  sich  frei  machen  von  dem  Verlangen, 
„das  Gesicht  zu  wahren".  Denn  dies  Verlangen  ist  ein  Zeichen  von  falschem  Stolz 
und  ist  gefährlich.  Aufgabe  der  Kirchen  ist  es,  die  sittlichen  Grundsätze  geltend 
zu  machen,  die  der  Gehorsam  gegen  Gott  im  Kriege  wie  im  Frieden  fordert.  Sie 
dürfen  ihre  geistlichen  und  sittlichen  Kräfte  vom  Staat  weder  im  Krieg  noch  im 
Frieden  dazu  mißbrauchen  lassen,  um  eine  bestimmte  Ideologie  zu  propagieren 
oder  irgendeine  Sache  zu  unterstützen,  der  sie  nicht  von  ganzem  Herzen  zu- 
stimmen können.  Wenn  Krieg  ist,  müssen  sie  lehren,  daß  wir  unsere  Feinde  lie- 
ben und  für  sie  beten  sollen,  und  wenn  der  Krieg  vorüber  ist,  müssen  sie  dafür 
eintreten,  daß  Sieger  und  Besiegte  sich  versöhnen. 

11.  Die  Kirchen  müssen  sich  darum  bemühen,  daß  das,  was  geändert  werden 
muß,  auf  friedliche  und  gerechte  Weise  geändert  wird,  und  müssen  eben  da- 
durch den  Ursachen  des  Krieges  zu  Leibe  gehen.  Sie  müssen  dafür  eintreten, 
daß  Treu  und  Glauben  gewahrt  und  daß  das  einmal  gegebene  Wort  gehalten 
wird.  Sie  müssen  den  überheblichen  Ansprüchen  imperialistischer  Mächte  Wi- 
derstand entgegensetzen  und  für  die  allseitige  Verminderung  der  Rüstungen  (sie; 
Hg.)  eintreten.  Sie  müssen  dagegen  ankämpfen,  daß  sich  angesichts  der  Erfah- 
rung, daß  Kriege  zu  nichts  führen,  Gleichgültigkeit  und  Verzweiflung  breit  ma- 
chen. Sie  müssen  jedem  einzelnen  Christen  zum  Bewußtsein  bringen,  daß  ein 
geistiger  Widerstand,  wenn  er  auf  einer  weitverbreiteten  festen  Überzeugung  be- 
ruht, eine  Macht  ist,  die  vom  Krieg  abhalten  kann.  Ein  moralisches  Vakuum  for- 
dert unweigerlich  den  Angreifer  heraus. 
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12.  Wir  fühlen  uns  auch  verpflichtet,  die  Regierungen  der  Siegermächte  des 
zweiten  Weltkrieges  dazu  aufzurufen,  daß  sie  mit  den  besiegten  Nationen  so 
schnell  wie  möglich  einen  gerechten  Frieden  schließen  und  ihnen  gestatten,  ihr 
politisches  und  wirtschaftliches  Leben  für  friedliche  Zwecke  wieder  aufzubauen, 
die  Kriegsgefangenen  alsbald  in  die  Heimat  zu  entlassen,  und  alle  Maßnahmen 
zur  politischen  Bereinigung  sowie  die  Prozesse  gegen  Kriegsverbrecher  unver- 
züglich zum  Ende  zu  bringen. 

Quelle:  Die  Unordnung  der  Welt  und  Gottes  Heilsplan.  Die  erste  Vollversammlung  des  öku- 
menischen Rates  der  Kirchen,  Bd.l-V,  hg.v.  Willem  A.  Visser  't  Hooft,  Genf  1948,  hier: 
Bd. IV,  "Die  Kirche  und  die  internationale  Unordnung",  Bericht  der  Sektion  IV  der  ersten  Voll- 
versammlung, S.260-262 


65      Die  Armee  in  den  jungen  Nationen  und  die  atomare  Kriegsführung 

Sektionen  II  und  III  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Die  ökumenische  Diskussion  über  den  „gerechten"  Krieg  hatte  nicht  zu  einer  allseits  akzep- 
tierten Position  geführt,  und  sie  verlagerte  ihren  Schwerpunkt  im  Verlauf  der  Jahre  auf  die  - 
eher  konsensfähigen  -  Fragen  der  Kriegsprävention.  In  Genf  wird  1966  sichtbar,  wie  zwei 
neue  Aspekte  die  friedensethische  Debatte  erweitern.  Zum  einen  wird  deutlich,  daß  es  einen 
Unterschied  macht,  ob  man  die  Fragen  von  Krieg  und  Frieden  von  der  Position  der  herr- 
schenden Ordnung  aus  durchdenkt,  oder  ob  man  sie  aus  der  Warte  der  „revoltierenden"  Un- 
terdrückten und  Armen  heraus  neu  durchbuchstabiert.  Ein  Beleg  dafür  sind  die  Ausführun- 
gen von  Sektion  II  „Wesen  und  Auftrag  des  Staates  in  einer  Zeit  des  Umbruchs 
(Revolutionär/  Age)u  zur  Rolle  der  Armee  in  Entwicklungsländern.  Zum  anderen  hält  der  Be- 
richt der  Sektion  III  fest,  daß  es  die  Entwicklung  der  Technik  atomarer  Kriegsführung  unmög- 
lich macht,  die  drei  friedensethischen  Optionen  von  Oxford  und  Amsterdam  in  einem  sich 
verändernden  Kontext  einfach  zu  prolongieren. 


Wesen  und  Aufgabe  des  Staates  in  einer  Zeit  des  Umbruchs, 
Bericht  der  Sektion  II 

(...) 

Die  Armee 

58.  In  vielen  jungen  Nationen  spielen  die  militärischen  Streitkräfte  eine  zuneh- 
mend wichtige  Rolle,  die  von  denjenigen  (sie;  Hg.)  der  militärischen  Streitkräfte 
in  anderen  Staaten  verschieden  zu  sein  scheint.  In  einigen  Ländern  haben  sich 
Einheiten  der  Armee  am  nationalen  Befreiungskampf  beteiligt.  Einige  wurden 
sogar  zu  politischen  Einheiten  innerhalb  des  Ganzen.  Und  in  einigen   Ländern, 
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die  nach  ihrer  wirklichen  Unabhängigkeil  gestrebt  haben,  hat  die  Armee  zum 
Umsturz  des  korrupten  Regimes  beigetragen. 

59.  In  vielen  Ländern  wurde  die  Armee  indessen  von  der  Kolonialmacht  dazu 
geschaffen  und  unterhalten,  um  Aufstände  niederzuwerfen  und  die  innere  Ord- 
nung aufrechtzuerhalten  und  nicht  wirklich  zur  Verteidigung  gegen  Aggression 
von  außen.  Solche  Armeen  waren  klein  und  wurden  vom  Leben  des  Volkes  iso- 
liert. Ihre  Rolle  im  Leben  und  in  der  Entwicklung  der  Nation  war  negativ.  In  eini- 
gen Fällen  führte  diese  Haltung  der  Armee  zur  Verachtung  von  Zivilisten  und  Po- 
litikern. 

60.  Im  Blick  auf  die  Tatsache,  daß  die  Armee  im  politischen  Leben  der  jungen 
Nationen  eine  zunehmend  wichtige  Rolle  spielt,  sollten  wir  als  Christen  unsere 
Haltung  ihr  gegenüber  bestimmen,  und  wir  müssen  ernsthaft  die  Notwendigkeit 
eines  Dialogs  mit  ihr  erwägen.  Es  ist  völlig  nutzlos,  ihre  Bedeutung  zu  verklei- 
nern, aber  es  ist  nichtsdestoweniger  notwendig,  daß  die  Christen  die  Grenzen  der 
Macht  der  Armee  kennen  und  ein  wachsames  Auge  darauf  haben,  daß  sie  nicht 
zum  Staat  im  Staate  wird.  Wegen  der  in  ihr  herrschenden  Disziplin  und  wegen 
der  Einheit,  die  ihre  verschiedenen  Elemente  zusammenbindet,  kann  die  Armee 
in  der  Nation  ein  positive  Kraft  darstellen.  Sie  kann  aber  auch  in  der  Hand  von 
ehrgeizigen  Militärs,  die  das  allgemeine  Wohl  des  Volkes  vernachlässigen,  ge- 
fährlich werden.  Einige  von  ihnen  werden  auf  ausländischen  Militärakademien, 
die  sie  besuchen,  unterwiesen,  und  eine  solche  Unterweisung  dient  nicht  immer 
den  Interessen  der  neuen  Nation. 

61.  Die  Christen  müssen  versuchen,  die  Wege  zu  entdecken,  auf  denen  die  mili- 
tärischen Streitkräfte  erreicht  und  neu  ausgerichtet  werden  können,  um  sie  in  be- 
friedigender Weise  in  eine  Gesellschaft  zu  integrieren,  die  sich  für  den  Staats- 
aufbau engagiert.  (...) 


Strukturen  internationaler  Zusammenarbeit  -  Friedliches  Zusammenleben  in  einer 
pluralistischen  Weltgemeinschaft,  Bericht  der  Sektion  III 

(...) 

//.  Internationaler  Friede  und  Sicherheit 

Atomare  Kriegführung 

Zu  allen  Zeiten  standen  die  Kirchen  vor  dem  Problem  des  Krieges.  Die  Mehrheit 
unter  ihnen  hat  festgestellt,  daß  Christen  an  der  Verteidigung  ihres  Landes  gegen 
Angriffe,  falls  letztlich  nötig  durch  militärische  Mittel  teilnehmen  dürfen.  Eine 
bedeutende  Minderheit  lehnt  diesen  Standpunkt  ab. 
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6.  Die  Entwicklung  der  Militärtechnik,  insbesondere  der  atomaren,  radiologi- 
schen, biologischen  und  chemischen  Waffen  und  ihrer  Träger,  bezeichnet  je- 
doch einen  entscheidenden  Wendepunkt  in  der  Geschichte  der  Menschheit,  der 
Staaten  und  ihrer  Kriege.  Die  erschreckenden  Möglichkeiten  zur  unterschiedslo- 
sen Ausrottung  nicht  nur  der  Kämpfer,  sondern  auch  der  zivilen  Bevölkerung,  die 
Unmöglichkeit  der  Selbstverteidigung  kleinerer  Nationen,  die  Gefahr  der  Vernich- 
tung menschlicher  Kulturen,  die  fortdauernde  Gefahr  für  zukünftige  Generatio- 
nen durch  Strahlungsschäden  -  all  diese  Tatsachen  haben  die  Situationen  der 
Staaten  und  ihrer  Beziehungen  zueinander  grundlegend  gewandelt. 

7.  Diese  neue  und  erschreckende  Situation  zwingt  die  Christen  dazu,  ihr  bisheri- 
ges Denken,  den  Krieg  und  die  Funktion  des  Staates  in  ihm  neu  zu  untersuchen. 
Im  Jahre  1948  erklärte  die  erste  Vollversammlung  des  ökumenischen  Rates  der 
Kirchen  in  Amsterdam,  daß  „der  Krieg  gegen  den  Willen  Gottes  ist",  gleichzeitig 
erkannte  man  drei  mögliche  Einstellungen  gegenüber  der  Teilnahme  von  Chris- 
ten am  Kriege  an.  Heute  hat  sich  die  Situation  geändert.  Christen  unterscheiden 
sich  immer  noch  in  der  Frage,  ob  militärische  Mittel  zur  Erlangung  der  für  die 
Gerechtigkeit  nötigen  Ziele  legitimerweise  angewandt  werden  dürfen.  Der  Atom- 
krieg übersteigt  aber  alle  Vorstellungen.  Gegenseitiger  nuklearer  Selbstmord  kann 
niemals  Gerechtigkeit  herstellen;  denn  er  zerstört  alles,  was  die  Gerechtigkeit  zu 
verteidigen  oder  zu  erreichen  wünscht.  Wir  sagen  jetzt  allen  Regierungen  und 
Völkern,  daß  der  Atomkrieg  gegen  Gottes  Willen  und  das  Größte  aller  Übel  ist. 
Wir  stellen  deshalb  fest,  daß  es  die  oberste  Pflicht  der  Regierungen  und  ihrer 
Amtsträger  ist,  den  Atomkrieg  zu  verhindern. 

8.  Insofern  der  Krieg  zwischen  Staaten  aus  den  gegenwärtigen  unorganisierten 
und  ungerechten  politischen  und  wirtschaftlichen  Bedingungen  der  internationa- 
len Gesellschaft  resultiert,  ist  es  die  Pflicht  aller  Menschen  und  Regierungen, 
gemeinsam  danach  zu  streben,  vorhandene  Strukturen  zu  stärken  und  neue  In- 
strumente einer  verantwortlichen  internationalen  Gemeinschaft  zu  schaffen. 
Diese  Aufgabe  erfordert  beispiellose  politische  und  moralische  Anstrengungen. 
Von  den  Christen  fordert  sie  einen  Beitrag  in  Predigt,  Lehre,  Handein  der  Kirche 
und  Bemühungen  von  einzelnen.  Sie  erfordert  ein  neues  Denken  über  die  christ- 
liche Einstellung  zum  Staat  und  zum  Krieg,  zu  den  Beziehungen  zwischen  Staa- 
ten, den  Forderungen  wirtschaftlicher  und  sozialer  Gerechtigkeit  innerhalb  und 
zwischen  den  Staaten,  über  die  Entwicklung  eines  internationalen  Ethos,  von 
Recht  und  Strukturen,  durch  die  die  internationale  Anarchie  durch  Gerechtigkeit 
und  Ordnung  ersetzt  werden  kann.  Das  Aufkommen  der  neuen  Militärtechnik 
schafft  eine  Situation,  in  der  Gottes  Gericht  die  Menschen  aufruft,  die  alte  Ge- 
schichte des  internationalen  Dschungels  zu  beenden.  Die  Zukunft  der  Mensch- 
heit hängt  davon  ab.  (...) 

97.  Das  eigentliche  Problem  ist,  wie  das  höchste  Ziel,  die  Vermeidung  eines  nu- 
klearen Krieges,  erreicht  werden  kann.  Folgende  Maßnahmen  könnten  helfen: 
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die  Veränderung  eines  bloßen  Machtgleichgewichts  in  eine  Gemeinschaft,  die 
Institutionen  zur  Verhinderung  der  Eskalation  eines  Konfliktes  zwischen  den 
Großmächten  besitzt; 

eine  Ordnung  zur  Verhinderung  des  Krieges,  die  in  einem  Verhaltenskodex  nie- 
dergelegt ist;  schrittweise  Übereinkommen  über  die  Begrenzung  der  Anwen- 
dung von  Kriegen;  die  Entwicklung  eines  neuen,  der  nuklearen  Dimension  ge- 
recht werdenden  internationalen  Rechtes; 

gegenseitige  Kontrolle  und  Rüstungsinspektion  durch  internationale  Behörden, 
um  ein  Machtgleichgewicht  sicherzustellen  und  die  verschiedenen  Phasen  der 
Abrüstung  zu  regulieren; 

eine  zunehmende  Rolle  der  kleinen  Nationen  bei  der  Entpolarisierung  interna- 
tionaler Angelegenheiten. 

98.  Die  Nuklear-Mächte  haben  ein  großes  gemeinsames  Interesse  daran,  daß  ihr 
ungewisses  Gleichgewicht  sich  nicht  zu  einem  nuklearen  Krieg  entwickelt.  Dazu 
haben  sie  ein  gemeinsames  Interesse  an  der  Verhinderung  der  Weitergabe  von 
Atomwaffen  und  der  Eskalation  lokaler  Konflikte. 

99.  Die  Kirchen  sollten  hinzufügen,  daß  sie  noch  mehr  gemeinsam  haben:  die 
Pflicht,  das  Leben  der  Menschen  dieser  Erde  zu  erhalten,  und  die  gemeinsame 
Pflicht,  auf  eine  Weltordnung  hinzuarbeiten,  die  über  den  gegenwärtigen  unge- 
wissen Frieden  des  Gleichgewichts  der  Mächte  hinausgeht.  Der  Friede  der  Welt 
darf  nicht  von  dem  ungewissen  atomaren  Gleichgewicht  abhängen.  (...) 

120.  Die  Kirche  muß  in  Predigt  und  Lehre  viel  entschiedener  auftreten.  Die  Kan- 
zel hat  mit  der  Schule  die  wichtige  Aufgabe,  das  Evangelium  und  seine  Bedeu- 
tung für  volle  Bruderschaft  ohne  Diskriminierung  zu  lehren.  Sie  muß  darauf  drän- 
gen, daß  Lehrpläne,  die  die  Einheit  der  Menschheit  statt  ihrer  Verschiedenheiten 
betonen  und  Achtung  vor  der  Kultur  anderer  Völker  einflößen,  angenommen 
werden.  Sie  muß  eine  positive  Initiative  ergreifen,  um  solchen  Unterricht  beson- 
ders in  der  Kirche  selbst  sicherzustellen. 

121.  Die  Kirche  muß  die  rechtmäßigen  Ansprüche  der  unterdrückten  Minderhei- 
ten und  Mehrheiten  und  alle  ausführbaren  Maßnahmen  unterstützen,  die  es  zum 
Ziel  haben,  solche  politischen  und  wirtschaftlichen  Ordnungen  zu  verändern,  die 
Verweigerung  politischer  Rechte,  Verweigerung  wirtschaftlicher  Möglichkeiten, 
Segregation,  Diskriminierung  oder  andere  Unterdrückung  ausüben.  Unter  ande- 
rem sollten  Christen  die  Investitionspolitik  ihrer  Kirchen  und  anderer  Gruppen  ih- 
rer Nation  im  Ausland  sorgfältig  und  kritisch  untersuchen. 

Quelle:  Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft, hg.v.  ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfried  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967, 
S.163f,  176f,  199f,  203 
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66      Das  Problem  von  Krieg  und  Frieden 

Sektion  IV  der  vierten  Vollversammlung,  Uppsala  1968 

Sektion  IV  „Auf  dem  Wege  zu  Gerechtigkeit  und  Frieden  in  internationalen  Angelegenheiten" 
kann  an  die  bisherige  Debatte  anschließen.  Unter  der  Überschrift  „Das  Problem  von  Krieg 
und  Frieden"  konzentriert  sich  die  Sektionsarbeit  -  in  Anknüpfung  an  den  schon  1954  in 
Evanston  betonten  Zusammenhang  von  Friede  und  Gerechtigkeit  im  nationalen  und  interna- 
tionalen Bereich  -  auf  die  Probleme  der  Konzeption  einer  „Sicherung  des  Friedens"  mittels 
gegenseitiger  atomarer  Abschreckung. 


11.  Der  ökumenische  Rat  der  Kirchen  bekräftigt  erneut  seine  Erklärung  anläßlich 
der  Vollversammlung  in  Amsterdam  1948:  „Der  Krieg  als  Mittel  zur  Lösung  von 
Streitfragen  ist  unvereinbar  mit  der  Lehre  und  dem  Vorbild  unseres  Herrn  Jesus 
Christus."  Von  allen  Arten  des  Krieges  ist  der  Atomkrieg  der  schwerste  Schlag  ge- 
gen das  menschliche  Gewissen.  Die  Vermeidung  eines  Krieges  mit  atomaren, 
biologischen  oder  chemischen  Mitteln  ist  zu  einer  Bedingung  für  menschliches 
Überleben  geworden.  Dieser  Satz  gilt  nicht  nur  wegen  des  selbstmörderischen 
Charakters  eines  solchen  Krieges,  sondern  wegen  des  bleibenden  genetischen 
Schadens  im  Gegensatz  zu  einem  „konventionellen  Krieg".  Die  Kirchen  müssen 
darauf  bestehen,  daß  es  die  erste  Pflicht  jeder  Regierung  ist,  einen  derartigen 
Krieg  zu  verhindern:  das  gegenwärtige  Wettrüsten  aufzugeben,  sich  bereitzuerklä- 
ren,  nie  als  erste  Atomwaffen  einzusetzen,  Experimente  mit  und  die  Produktion 
von  Waffen  zur  Massenvernichtung  durch  biologische  und  chemische  Mittel  ein- 
zustellen und  vom  Gleichgewicht  des  Schreckens  weg  die  Abrüstung  anzustre- 
ben. 

12.  Das  gegenwärtige  atomare  Patt  kann  keineswegs  als  eine  Dauerlösung  ange- 
sehen werden  oder  die  Aufrechterhaltung  atomarer  Bewaffnung  rechtfertigen. 
Die  Übereinkunft  der  Großmächte  im  Atomsperrvertrag  (sie;  Hg.)  sollte  von  den 
Kirchen  als  ein  bedeutsamer  Schritt  zur  Abwendung  atomarer  Katastrophen  be- 
grüßt werden,  und  alle  Nationen  (einschließlich  Chinas  und  Frankreichs)  sollten 
dazu  gedrängt  werden,  den  Vertrag  zu  unterzeichnen.  Weitere  Schritte  werden 
nötig  sein,  besonders  die  Ausweitung  des  Teststop-Abkommens  auf  unterirdische 
Versuche  und  die  Verhinderung  des  Ausbaus  von  Raketenabwehrsystemen  durch 
Vereinbarung  zwischen  den  USA  und  der  UdSSR. 

Die  Konzentration  von  Atomwaffen  in  der  Hand  einiger  weniger  Nationen  stellt 
die  Welt  vor  ernste  Probleme: 
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a)  Wie  wird  die  Sicherheit  nicht-atomarer  Staaten  garantiert? 

b)  Wie  können  diese  Nationen  eine  Rolle  bei  der  Verhinderung  von  Kriegen 
spielen? 

c)  Wie  können  die  Atommächte  daran  gehindert  werden,  den  gegenwärtigen 
Zustand  auf  Kosten  notwendiger  Veränderungen  für  soziale  und  politische 
Gerechtigkeit  einfrieren  zu  lassen? 

13.  Da  man  von  kleineren  Nationen  atomare  Enthaltsamkeit  erwartet,  sollten 
auch  die  Atommächte  Disziplin  in  der  stufenweisen  Abrüstung  in  allen  Waffen- 
gattungen auf  sich  nehmen.  Gleichzeitig  sollten  die  Atommächte  das  Recht  und 
die  Verantwortlichkeit  der  nicht-atomaren  Nationen  anerkennen,  sich  an  lebens- 
wichtigen Entscheidungen  zu  beteiligen,  die  ihre  eigene  Sicherheit  und  den 
Weltfrieden  betreffen. 

14.  Nicht-atomare  Kriege  mit  all  ihrer  Grausamkeit  stehen  heute  überdies  in  der 
Gefahr,  sich  in  unkontrollierte  Gewalttaten  hineinzusteigern.  In  einer  Welt,  die 
immer  noch  Waffengewalt  anwendet,  halten  manche  Christen  absoluten  Pazi- 
fismus für  die  wahre  christliche  Antwort.  Für  sie  wie  für  diejenigen,  die  diese 
Überzeugung  nicht  teilen,  erhebt  sich  das  alte  Problem  der  Begrenzung  der 
Machtanwendung.  Solch  eine  Begrenzung  muß  darauf  abzielen,  das  Sozialge- 
füge  des  Feindes  zu  erhalten,  die  Zivilbevölkerung  zu  schonen  und  menschliches 
Leiden  zu  verringern  im  Bewußtsein,  daß  militärische  Macht  allein  niemals  das 
Aufkommen  einer  neuen  Ordnung  sichern,  ja,  daß  sie  es  sogar  verhindern  kann. 

Quelle:  Bericht  aus  Uppsala  1968.  Offizieller  Bericht  über  die  Vierte  Vollversammlung  des 
ÖRK,  Uppsala  4.-20.  Juli  1968,  hg.v.  Norman  Goodall,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von 
Walter  Müller-Römheld,  Genf  1968,  S.  64-66 


67       Die  Weltrüstungssituation 

Erklärung  der  fünften  Vollversammlung,  Nairobi  1975 

Erst  anläßlich  der  Vollversammlung  von  Nairobi  wird  deutlich,  wie  das  „Krebsgeschwür"  des 
Militarismus  ein  akutes  globales  Ausmaß  angenommen  hat.  Die  fünfte  Vollversammlung  rief 
die  Kirchen  und  den  ÖRK  auf,  die  Kosten  und  Gefahren  des  Militarismus  bewußter  zu  ma- 
chen und  nach  kreativen  Möglichkeiten  der  Friedenserziehung  zu  suchen. 


1.  Drei  Jahrzehnte  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  ist  die  Menschheit  wieder  in  ei- 
nem bisher  nie  dagewesenen  Ausmaß  bewaffnet.  Zuverlässigen  Berechnungen 
(aus  dem  Friedensforschungsinstitut  in  Stockholm)  zufolge  betrugen  die  Weltrü- 
stungsausgaben 1974  insgesamt  mehr  als  220  Milliarden    US-Dollar.   Das  heißt, 
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die  militärischen  Ausgaben  der  Welt  entsprechen  etwa  dem  Volkseinkommen  von 
über  einer  Milliarde  Menschen  in  den  Entwicklungsländern  Südasiens,  des  Fer- 
nen Ostens  und  Afrikas.  Der  Löwenanteil  dieser  Ausgaben  -  82%  im  Jahre  1973  - 
entfällt  auf  die  NATO-  und  Warschauer  Pakt-Staaten.  Auf  China  entfallen  etwa 
5%.  Abgesehen  von  dem  finanziellen  Aufwand  bedeuten  die  genannten  Zahlen 
eine  ungeheure  Verschwendung  der  natürlichen  Ressourcen  der  Welt. 

2.  Die  Steigerung  der  Rüstungsausgaben  wird  lediglich  von  Fortschritten  in  der 
militärischen  Technik  übertroffen.  Atomsprengköpfe  haben  heute  eine  Spreng- 
kraft von  mehreren  Millionen  Tonnen  TNT.  Ebenso  bedeutend  ist  die  Verbesse- 
rung von  Geschwindigkeit  und  Treffsicherheit  bei  den  nuklearen  Trägerwaffen. 
Zusätzlich  zu  den  strategischen  Kernwaffen,  die  für  interkontinentale  Auseinan- 
dersetzungen entwickelt  wurden,  haben  die  Supermächte  ein  umfangreiches  Ar- 
senal von  taktischen  Kernwaffen  angelegt.  Damit  verringert  sich  die  potentiell 
wichtige  Schwelle  zwischen  konventioneller  und  nuklearer  Kriegsführung. 

3.  Das  krebsartige  Wachstumvon  militärischer  Forschung  und  Entwicklung  seit 
dem  Zweiten  Weltkrieg  zeigt,  daß  sich  der  Rüstungswettlauf  von  größerer  Quanti- 
tät auf  bessere  "Qualität"  konventioneller  wie  nuklearer  Waffen  verlagert  hat. 
Nachdem  man  Indochina  und  den  Nahen  Osten  als  Testgebiete  für  konventio- 
nelle Waffen  benutzt  hat,  ist  es  zu  einer  "stillen  Revolution"  moderner  Kriegsfüh- 
rung gekommen:  Neue  Generationen  von  Flugzeugen,  Hubschraubern,  Kano- 
nenbooten und  Bomben  wurden  entwickelt.  Die  modernen  Waffenarsenale  ent- 
halten u.a.  elektronisches  Gerät,  ferngelenkte  Geschosse,  Sensoren  und  ein  viel- 
gestaltiges Sortiment  von  Splitterbomben. 

4.  Es  besteht  zunehmend  die  Gefahr  einer  Ausbreitung  von  Militärstützpunkten. 
Ausländische  Militärstützpunkte  bedeuten  eine  Gefahr  für  die  Unabhängigkeit 
und  Integrität  vieler  Nationen.  In  einer  Zone,  die  bisher  relativ  unberührt  von 
Konflikt  und  Konfrontation  geblieben  war,  im  Indischen  Ozean,  hat  in  letzter  Zeit 
ein  massiver  Aufbau  von  Militärstützpunkten  stattgefunden. 

5.  Eine  weitere  alarmierende  Entwicklung  ist  die  zunehmende  Militarisierung  der 
Dritten  Welt.  Auf  die  Dritte  Welt,  China  ausgenommen,  entfallen  7  bis  9%  der 
Weltrüstungsausgaben  -  etwa  das  Dreifache  der  offiziellen  Entwicklungshilfe  aus 
anderen  Ländern  an  die  Dritte  Welt.  Im  allgemeinen  steigen  die  Militärausgaben 
der  Entwicklungsländer  relativ  schneller  als  die  entsprechenden  Ausgaben  der 
Industriestaaten.  Die  meisten  Waffen  der  Dritten  Welt  stammen  aus  den  entwik- 
kelten  Ländern.  Einige  Länder  der  Dritten  Welt  planen  jedoch  den  Aufbau  einer 
eigenen  Rüstungsindustrie.  Aufrüstung  und  Militarisierung  haben  in  vielen  Fällen 
dazu  beigetragen,  daß  sich  Entwicklungsprioritäten  verlagerten,  daß  das  wirt- 
schaftliche Wachstum  geschwächt  bzw.  erstickt  und  die  sozio-politische  Kraft  der 
Länder  der  Dritten  Welt  reduziert  wurde. 
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6.  Die  Beziehungen  zwischen  den  beiden  mächtigen  Militärblöcken  der  Welt  be- 
ruhen auf  dem  Prinzip  der  gegenseitigen  Abschreckung.  Diese  entwickelt  jedoch 
eine  Eigendynamik,  die  den  Rüstungswettlauf  eher  beschleunigt  als  verlangsamt. 
Frieden  und  Stabilität-  können  natürlich  nicht  durch  eine  Politik  der  Drohungen 
erreicht  werden.  Die  Tendenz,  bei  Berechnungen  immer  vom  Schlimmstmögli- 
chen auszugehen,  sowie  die  Neigung  zur  Überempfindlichkeit,  zu  übertrieben 
scharfen  Reaktionen  und  zum  Planungsgigantismus  können  das  Wettrüsten  nur 
noch  weiter  eskalieren. 

7.  Die  rasante  Aufrüstung  scheint  heute  jedoch  nicht  allein  durch  externe,  son- 
dern auch  durch  interne  Faktoren  verursacht  zu  sein.  Die  ständig  expandierenden 
militärischen,  industriellen,  bürokratischen  Apparate  spielen  eine  wichtige  Rolle 
bei  der  Beschleunigung  des  Wettrüstens.  Darüber  hinaus  wird  die  Aufrüstung 
durch  die  technologische  Konkurrenz  vorangetrieben,  in  der  jede  Seite  versucht, 
ihr  Potential  aufs  äußerste  zu. steigern.  Militärische  Forschung  und  Entwicklung 
warten  in  der  Regel  nicht  erst  Reaktionen  der  Gegenseite  ab,  sondern  reagieren 
vielmehr  in  einem  kontinuierlichen  Prozeß  jeweils  auf  den  eigenen  Entwick- 
lungsstand. 

8.  In  den  letzten  fünfundzwanzig  bis  dreißig  Jahren  sind  verschiedene  Versuche 
gemacht  worden,  den  Rüstungswettlauf  zu  stoppen.  Trotz  einer  ganzen  Reihe 
von  UN-Resolutionen,  in  denen  zur  Abrüstung  aufgerufen  wurde,  konnten  Abrü- 
stungsverhandlungen lediglich  die  Vernichtung  bakteriologischer  Waffen  errei- 
chen. 

9.  Das  Interesse  an  der  Abrüstung  konzentriert  sich  heute  weitgehend  auf  die  Idee 
der  Rüstungskontrolle,  d.h.  auf  die  Kontrolle  der  Rüstungsfortschritte.  In  diesem 
Zusammenhang  könnten  die  Verträge  über  die  friedliche  Nutzung  der  Antarktis 
und  des  Weltraums  sowie  die  Konvention  gegen  die  Meeresverschmutzung  und 
das  Teilabkommen  gegen  Atomtests  genannt  werden.  Am  wichtigsten  ist  hier 
zweifellos  der  seit  fünf  Jahren  bestehende  Atomsperrvertrag,  der  die  Verbreitung 
von  Nuklearwaffen  verhindern  soll  und  die  Grundlagen  für  eine  Kontrolle  der 
friedlichen  Nutzung  der  Atomenergie  schafft.  Bedauerlicherweise  haben  mehrere 
wichtige  Staaten  den  Vertrag  nicht  unterzeichnet  oder  ratifiziert. 

10.  Mit  den  SALT-Verhandlungen  und  -Abkommen  zwischen  der  Sowjetunion 
und  den  Vereinigten  Staaten  unternehmen  die  beiden  Supermächte  einen  Ver- 
such, sich  in  Fragen  der  quantitativen  Aufstockung  ihrer  Waffen  einander  anzu- 
passen; Ziel  ist  ein  Gleichstand  der  Bewaffnung.  Die  Verhandlungen  mögen  zu 
einer  Verbesserung  des  politischen  Klimas  zwischen  den  beiden  Ländern  beige- 
tragen haben,  doch  haben  sie  den  strategischen  Rüstungswettlauf  gleichzeitig 
vor  allem  in  die  Richtung  einer  Verbesserung  der  Waffenqualität  gelenkt. 

11.  Zwischen  den  beiden  Supermächten  ist  es  zwar  nicht  zu  einer  direkten  militä- 
rischen Konfrontation  gekommen,  doch  hat  man  seit  dem  Zweiten  Weltkrieg  in 
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etwa  hundert  Kriegen  gekämpft,  die  über  zehn  Millionen  Menschen  in  sechzig 
Ländern  das  Leben  gekostet  haben.  Unter  Bedingungen,  in  denen  Massenver- 
nichtungswaffen zum  Einsatz  kommen  können,  bleiben  die  Möglichkeiten  zur 
Entwicklung  eines  Verhältnisses  der  Partnerschaft  und  Zusammenarbeit  in  Über- 
einstimmung mit  der  Erklärung  von  Helsinki  zwischen  den  Großmächten  be- 
grenzt. 

Quelle:  Bericht  aus  Nairobi  1975.  Offizieller  Bericht  der  Fünften  Vollversammlung  des  ÖRK, 
23.  November  bis  10.  Dezember  1975  in  Nairobi/Kenia,  hg.v.  Hanfried  Krüger/Walter  Müller- 
Römheld,  Frankfurt/M.  2.  Aufl.  1976,  S.190-192 


68       Militarismus 

Militarismuskonsultation,  Glion  1977 

Die  ökumenische  Bewegung  und  die  Kirchen  hatten  sich  seit  der  Haager  Friedenskonferenz 
von  1907  immer  wieder  mit  Besorgnis  über  die  Probleme  im  Zusammenhang  des  Militaris- 
mus geäußert.  Insbesondere  seit  der  Bildung  von  CCIA  wurde  wiederholt  aufgezeigt,  daß  Mi- 
litarismus und  Wettrüsten  Faktoren  sind,  die  Entwicklung,  Selbstbestimmung  und  Menschen- 
rechte nachhaltig  behindern  und  rassistische  Systeme  stabilisieren.  In  Nairobi  war  artikuliert 
worden,  inwiefern  dieser  Problemkomplex  eine  qualitativ  neue  Stufe  erreicht  zu  haben  schien. 
Doch  erst  im  August  1976  billigte  der  Zentralausschuß  die  Pläne  für  ein  Studienvorhaben, 
das  in  ein  Aktionsprogramm  über  Militarismus  und  Abrüstung  führen  sollte.  Die  im  Novem- 
ber 1977  in  Glion  in  der  Schweiz  tagende  Konsultation  über  Militarismus,  aus  deren  20-seiti- 
gem Bericht  der  folgende  Auszug  stammt,  ist  ein  Teil  dieses  Vorhabens  und  sie  war  die  er- 
ste diesem  Thema  gewidmete  internationale  ökumenische  Konsultation.  Der  Bericht  besteht 
aus  3  Teilen:  I.  Der  Begriff  des  Militarismus  (Externe  und  interne  Ursachen  sowie  gesell- 
schaftliche Ursachen  des  Militarismus),  II.  Theologische  Aspekte  und  III.  Vorgeschlagene 
Maßnahmen  gegen  den  Militarismus. 


/.  Der  Begriff  des  Militarismus 

Als  Christen  setzen  wir  uns  für  eine  Weltordnung  ein,  in  der  jede  Form  militäri- 
scher Macht  überflüssig  wäre.  In  der  heutigen  Welt  jedoch,  die  gekennzeichnet 
ist  durch  ungerechte  ökonomische,  gesellschaftliche  und  politische  Strukturen, 
durch  sehr  unterschiedliche  Verteilung  wirtschaftlicher  und  politischer  Macht 
zwischen  den  einzelnen  Ländern  sowie  durch  gegenseitiges  Mißtrauen,  sind  ei- 
nige Völker  gezwungen,  zu  militärischen  Mitteln  zu  greifen,  um  ihre  Unabhän- 
gigkeit zu  erreichen,  ihre  Souveränität  zu  verteidigen  und  gegen  Ungerechtigkeit 
zu  kämpfen. 
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Unseres  Erachtens  werden  diese  ungerechten  internationalen  Strukturen  von  mili- 
tärischen Kräften  sowohl  der  Industriestaaten  als  auch  der  Entwicklungsländer  ge- 
festigt und  perpetuiert.  In  nur  wenigen  Ausnahmefällen  spielte  oder  spielt  das  Mi- 
litär eine  positive  Rolle.  Während  wir  es  begrüßen,  daß  in  diesen  Ländern  das  Mi- 
litär die  nationale  Souveränität  schützt  und  Entwicklung  und  Gerechtigkeit  an- 
strebt, betrachten  wir  mit  Besorgnis  die  zunehmende  Pervertierung  des  Militärs  in 
den  meisten  anderen  Ländern.  (...) 

Militarisierung  wird  hier  definiert  als  die  Übertragung  militärischer  Werte,  Vorstel- 
lungen und  Verhaltensmuster  als  Leitbilder  auf  den  politischen,  sozialen  und 
ökonomischen  Bereich  sowie  auf  die  auswärtigen  Beziehungen  eines  Staates. 
Als  militarisiert  bezeichnen  wir  eine  Gesellschaft  bzw.  eine  Regierung,  deren 
Struktur,  Ideologie  und  Verhalten  sich  an  diesen  Leitbildern  orientieren. 

Militarismus  wird  hier  definiert  als  das  noch  weitaus  beunruhigendere  Resultat 
dieses  Übertragungsprozesses.  In  diesem  Zusammenhang  ist  darauf  hinzuweisen, 
daß  der  Militarismus  verschiedene  Dimensionen  hat  und  kontextspezifisch  unter- 
schiedlich auftritt,  d.h.  gemäß  den  geschichtlichen  Bedingungen,  nationalen 
Traditionen,  Klassenstruktur,  gesellschaftlichen  Verhältnissen,  wirtschaftlichem 
Entwicklungsniveau  etc.  Diese  geschichtlich  und  im  weitesten  Sinne  sozial  be- 
dingten Unterschiede  sind  bei  der  Erörterung  der  Auswirkungen  des  Militarismus 
auf  die  Gesellschaft  zu  berücksichtigen. 

Ferner  ist  festzuhalten,  daß  der  Prozeß  der  Militarisierung  keineswegs  die  Exi- 
stenz einer  aus  Militärs  zusammengesetzten  Regierung  voraussetzt.  Auch  Zivilre- 
gierungen können  nach  militärischen  Grundsätzen  funktionieren  und  einzig  und 
allein  der  Erhaltung  von  Privilegien  dienen.  (...) 

Gesellschaftliche  Auswirkungen  des  Militarismus 

(...) 

3.  Der  militärisch-industrielle  Apparat 

Mit  zunehmender  Militarisierung  verstärkt  sich  auch  die  Tendenz  zu  einer  Allianz 
zwischen  dem  die  Gewaltmittel  kontrollierenden  Militär  und  der  bestehenden 
Gesellschafts-  und  Wirtschaftsordnung.  Dies  hat  zur  Entstehung  des  „militärisch- 
industriellen  Komplexes"  in  den  industrialisierten  und  entwickelten  Ländern  ge- 
führt, und  zwar  insbesondere  dort,  wo  das  Profitstreben  als  Motor  der  Wirtschaft 
betrachtet  wird.  In  diesen  Ländern  spielen  Rüstungsproduktion  und  -export  eine 
außerordentlich  einflußreiche  Rolle  in  der  Wirtschaft. 

Durch  die  Verflechtung  von  Sicherheitsfragen  mit  wirtschaftlichen  und  außenpo- 
litischen Zielsetzungen  sind  in  den  Industriestaaten  mächtige  Interessengruppen 
entstanden,  die  zunehmend  an  Einfluß  gewinnen  und  den  Verbrauch  kostbarer 
nichtregenerierbarer  Rohstoffe  beschleunigen.  Diese  Rohstoffe  werden  für  die 
Herstellung   hochentwickelter   Vernichtungswaffen    verwendet,   die   an   andere    - 
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auch  an  die  ärmsten  -  Länder  verkauft  werden.  Dies  wiederum  verstärkt  die  Ab- 
hängigkeit dieser  Länder  von  den  Industriestaaten  und  reduziert  ihre  ohnehin 
sehr  geringen  Möglichkeiten,  die  Bedürfnisse  der  eigenen  Bevölkerung  zu  befrie- 
digen. (...) 

//.  Theologische  Aspekte 

(...)  Wir  wissen,  daß  wir  die  prophetische  Aufgabe  haben,  sowohl  die  Strukturen 
der  Ungerechtigkeit,  durch  die  der  Militarismus  in  der  Welt  gefördert  und  konsoli- 
diert wird,  als  auch  diejenigen  anzuprangern,  die  ihre  Macht  mißbrauchen,  um 
jene  Strukturen  aufrechtzuerhalten.  Wir  wissen  aber  auch,  auf  welche  Weise 
Menschen  zu  Gefangenen  der  Strukturen  werden  können,  die  sie  selbst  mitge- 
schaffen haben.  Sie  brauchen  unsere  Hilfe.  Und  deshalb  sind  wir  der  Auffassung, 
daß  unsere  Aufgabe  über  die  bloße  Anprangerung  hinausgehen  und  zur  Beteili- 
gung an  der  Verwirklichung  der  Neuen  Schöpfung  werden  muß.  Wir  müssen  also 
beherzt  genug  sein,  uns  neue  Formen  des  Kampfes  gegen  den  Militarismus  sowie 
Alternativen  auszudenken,  die  die  pervertierten  Optionen  ersetzen  können,  die 
uns  von  militärischen  Systemen  zur  Gewährleistung  von  Sicherheit  und  Frieden 
angeboten  werden.  Wir  müssen  uns  Gedanken  darüber  machen,  wie  durch  die 
Verwirklichung  von  Gerechtigkeit  für  alle  ein  Verzicht  auf  die  Abhängigkeit  von 
Waffen  erreicht  werden  kann.  Wr  müssen  eine  Zukunft  anstreben,  in  der  die  na- 
tionale Sicherheit  nicht  als  Aufrechterhaitung  der  Privilegien  einer  Minderheit, 
sondern  als  gerechte  Verteilung  von  Reichtum  und  Macht  innerhalb  der  Gesell- 
schaft verstanden  wird:  als  die  Sicherheit  des  Volkes.  In  diesem  Bild  von  der 
neuen  Gesellschaft,  auf  die  wir  hinarbeiten  müssen,  ist  kein  Platz  für  einen  Mili- 
tarismus, der  vorgibt,  den  „wahren  Glauben"  zu  verteidigen;  es  gibt  keine  theolo- 
gische Rechtfertigung  für  die  pervertierten  Konzepte  der  „nationalen  Sicherheit", 
mit  denen  ein  großer  Teil  der  Weltbevölkerung  indoktriniert  wird;  und  es  ist  dort 
auch  kein  Platz  für  den  Handel  mit  Waffen  oder  mit  Repressionstechniken. 

Quelle:  Programmeinheit  Gerechtigkeit  und  Dienst  des  ÖRK,  Bericht  der  Militarismus-Konsul- 
tation, Glion,  Schweiz,  13.-18.  November  1977,  in:  CCIA  Dokumentation  1978/2,  S.3f,  10, 
12.  Engl.  Fassung  in:  Report  on  the  Consultation  on  Militarism,  Glion,  Switzerland,  13-18  No- 
vember, 1977,  in:  CCIA  Background  Information,  no.  2,  1977 
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69      Wettrüsten  und  Abrüstungsstrategien 

Konsultation  über  Abrüstung,  Glion  1978 

Wie  die  Militarismus-Konsultation  in  Glion  1977,  so  war  auch  die  Konsultation  über  Abrü- 
stung im  April  1978  am  gleichen  Ort  Teil  des  in  Nairobi  vorgeschlagenen  und  1976  vom  Zen- 
tralausschuß initiierten  Aktionsprogramms  über  Militarismus  und  Wettrüsten.  51  Teilneh- 
mende aus  35  Ländern  arbeiteten  in  vier  Arbeitsgruppen.  Der  30-seitige  Bericht  der  Konsul- 
tation versteht  sich  im  Kontext  dieses  Aktionsprogramms  als  ein  Studien-  und  Diskussions- 
dokument und  gliedert  sich  entsprechend  den  Arbeitsgruppen  in  vier  Teile,  die  im  folgenden 
alle  mit  Auszügen  vertreten  sind. 


Teil  I     Wettrüsten  und  Abrüstungsstrategien 

I.  Die  Dynamik  des  Wettrüstens 

Wir  leben  heute  im  Schatten  eines  Rüstungswettlaufes,  der  intensiver,  kostspieli- 
ger, umfassender  und  gefährlicher  ist  als  alles,  was  die  Geschichte  jemals  sah. 
Nie  zuvor  ist  die  Menschheit  ihrer  totalen  Selbstzerstörung  näher  gewesen  als 
zum  gegenwärtigen  Zeitpunkt.  Das  Wettrüsten  führt  zu  einer  unvorstellbaren  Ver- 
schwendung menschlicher  wie  auch  materieller  Ressourcen;  es  droht,  die  ganze 
Welt  in  ein  waffenstarrendes  Lager  zu  verwandeln;  es  verstärkt  Repression  und 
verletzt  Menschenrechte;  es  fördert  Gewalt  und  Unsicherheit  anstelle  der  Sicher- 
heit, in  deren  Namen  es  betrieben  wird;  es  unterminiert  das  Streben  der  Mensch- 
heit nach  Gerechtigkeit  und  Frieden  und  es  widerspricht  Gottes  Heilsplan  für 
seine  Welt  -  kurz:  es  ist  von  Grund  auf  böse. 

Das  Bedürfnis  nach  Sicherheit  ist  legitim.  In  der  Regel  ist  man  bestrebt,  dieses 
Bedürfnis  kollektiv  zu  befriedigen,  und  zwar  vermittels  des  Nationalstaates,  dessen 
Bürger  sich  gemeinsam  um  den  Schutz  nicht  nur  ihrer  Person  und  ihres  Besitzes, 
sondern  auch  der  religiösen,  weltanschaulichen,  politischen  und  kulturellen 
Werte  bemühen,  die  sie  verbinden  und  deren  Verteidigung  ihr  volles  Recht  ist. 
Obwohl  internationale  Institutionen  geschaffen  worden  sind,  die  die  Respektie- 
rung dieses  Rechts  gewährleisten  sollen,  geht  man  überall  und  immer  noch  da- 
von aus,  daß  nationale  Sicherheit  einzig  und  allein  von  patriotisch  motivierten 
Streitkräften  garantiert  werden  kann. 

Die  Rüstung  hat  heute  Ausmaße  angenommen,  die  in  keinem  Verhältnis  mehr  zu 
den  eigentlichen  Sicherheitserfordernissen  stehen.  Dies  ist  auf  eine  ganze  Reihe 
von  Ursachen  zurückzuführen,  von  denen  hier  nur  folgende  genannt  sein  sollen: 
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-  der  Einfluß  des  Militärs,  dessen  traditionelle  Verteidigungsfunktion  und  dessen 
Rolle  als  Symbol  der  nationalen  Souveränität  ihm  eine  privilegierte  Stellung 
in  der  Gesellschaft  und  ein  entscheidendes  politisches  Gewicht  verleihen; 

-  andere  gesellschaftliche  Gruppen,  insbesondere  das  Management,  die  Arbei- 
terschaft und  in  manchen  Fällen  auch  die  Aktionäre  der  Rüstungsindustrie 
können  die  Rüstungsexpansion  ebenfalls  fördern; 

-  diese  militärischen  und  anderen  Interessengruppen  profitieren  davon,  daß 
eine  zunächst  durchaus  verständliche  Besorgnis  hinsichtlich  der  Intentionen 
eines  potentiellen  Feindes  besteht,  die  leicht  zu  einer  rational  nicht  mehr  be- 
gründbaren existentiellen  Angst  heraufmanipuiiert  werden  kann.  Verbunden 
mit  einem  übertriebenen  Nationalismus  wird  diese  Angst  zu  einem  der  wich- 
tigsten Elemente  in  der  Psychologie  des  Wettrüstens. 

Alle  diese  Faktoren  haben  in  der  Vergangenheit  ebenso  wie  auch  heute  eine 
nicht  zu  unterschätzende  Rolle  bei  der  Ausweitung  des  Wettrüstens  gespielt. 

Hinzu  kommen  heute  allerdings  einige  völlig  neue  Faktoren.  So  etwa  die  politi- 
sche Instabilität  in  weiten  Teilen  der  Welt,  die  in  vielen  Fällen  von  ausländi- 
schen und  inländischen  Kräften  nur  mit  dem  Ziel  hervorgerufen  oder  perpetuiert 
wird,  die  Interventionen  oder  die  Repression  seitens  einer  Minderheit  bzw.  einer 
Oligarchie  zu  rechtfertigen.  In  diesen  Fällen  wird  die  Wahrung  der  nationalen 
Sicherheit  gleichgesetzt  mit  einem  Law-and-Order-System,  das  Waffen  und  Mili- 
tär zu  Instrumenten  der  internen  Repression  macht.  (...) 

IV.  Abrüstungsstrategien 

Das  gegenwärtige  Wettrüsten  konfrontiert  uns  alle  -  Kirchen,  Regierungen  und 
Einzelpersonen  -  mit  einer  erschreckenden  Herausforderung,  auf  die  wir  so 
schnell  wie  möglich  reagieren  müssen. 

Wir  fordern  die  Kirchen  auf,  sich  für  den  Abbau  von  Denkstrukturen  einzusetzen, 
die  bewirken,  daß  politische  Probleme  letztlich  nur  mit  militärischen  Mitteln  lös- 
bar scheinen.  Wir  fordern  die  Kirchen  auf,  zu  diesem  Zweck  alternative  Modelle 
für  Friedensprogramme  und  -aktivitäten  zu  entwerfen  und  sich  dabei  zunächst  auf 
die  Aufklärung  der  Öffentlichkeit  zu  konzentrieren;  denkbar  wäre  hier  z.B.  eine 
Veröffentlichung,  die  in  allgemeinverständlicher  Form  über  die  Rüstungssituation 
informiert  und  Alternativen  zum  Krieg  als  Mittel  zur  Beilegung  internationaler 
Konflikte  aufzeigt.  Die  Kirchen  sollten  bereit  sein,  die  herrschende  Meinung  zu 
kritisieren  und  tiefverwurzelte  Vorurteile,  die  die  ideale  Voraussetzung  für  eine  rü- 
stungsfreundliche Haltung  der  Öffentlichkeit  sind,  abzubauen.  (...) 
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Teil  II    Abrüstung  und  Entwicklung 

(...)  Es  besteht  eine  eindeutige  Verbindung  zwischen  dem  Wettrüsten  und  der 
herrschenden  sozio-ökonomischen  Ordnung.  Der  Rüstungswettlauf  der  Super- 
mächte und  anderer  an  Wettrüsten  und  Rüstungsentwicklung  beteiligten  Staaten 
zementiert  die  bestehende  Wirtschaftsordnung  und  verhindert,  daß  die  Prinzipien 
einer  neuen  Wirtschaftsordnung  verwirklicht  werden.  Transnationale  Konzerne 
und  Regierungen  stehen  sich  in  der  unbegrenzten  Herstellung  und  Lieferung  von 
Waffen  im  In-  und  Ausland  in  nichts  nach.  Die  Rüstung  verschlingt  immer  grö- 
ßere Summen,  und  für  Entwicklungsprojekte  steht  immer  weniger  Geld  zur  Verfü- 
gung. 

Die  enge  Verflechtung  zwischen  der  bestehenden  Weltwirtschaftsordnung  und 
dem  militärisch-industriell-bürokratisch-technclogischen  Komplex  verhindert  eine 
angemessene  Verwendung  der  verfügbaren  Ressourcen.  Abrüstung  ist  die  Vor- 
aussetzung dafür,  daß  die  menschlichen  und  materiellen  Ressourcen,  die  für  die 
soziale  Entwicklung  sowie  für  die  Schaffung  einer  neuen  Weltwirtschaftsordnung 
zur  Verfügung  stehen,  auch  entsprechend  eingesetzt  werden.  (...) 

Die  Tatsache,  daß  das  Wettrüsten  die  militärische  Forschung  und  Entwicklung 
zur  Hauptsache  von  Wissenschaft  und  Technikgemacht  hat,  muß  als  weitere  ne- 
gative Konsequenz  des  Rüstungswettlaufs  für  die  nationale  und  internationale 
Entwicklung  betrachtet  werden.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  monopolisiert  die  mili- 
tärische Forschung  und  Entwicklung  die  besten  wissenschaftlichen  und  techni- 
schen Talente,  verschwendet  menschliche  und  materielle  Ressourcen  und  setzt, 
speziell  in  den  Ländern  der  Dritten  Welt,  falsche  Forschungsprioritäten.  (...) 


Teil  III    Friedliche  Beilegung  von  Konflikten 

I.  Die  einzige  Alternative 

In  zahlreichen  ÖRK-Erklärungen  und  besonders  in  den  Botschaften  der  Vollver- 
sammlungen des  Rates  ist  wiederholt  darauf  hingewiesen  worden,  daß  Krieg  eine 
Sünde  wider  den  Willen  Gottes  und  unvereinbar  mit  seinem  Heilsplan  für  die 
Welt  ist.  Ein  Krieg  im  Atomzeitalter  würde  die  Auslöschung  allen  Lebens  auf  der 
Erde  und  die  Zerstörung  der  göttlichen  Schöpfung  bedeuten.  Angesichts  der  Tat- 
sache, daß  das  Überleben  der  Menschheit  durch  das  Wettrüsten  mit  nuklearen 
und  konventionellen  Waffen  sowie  durch  das  Vorhandensein  von  Massenvernich- 
tungswaffen bedroht  und  in  verschiedenen  Teilen  der  Welt  ein  ungeheures  Kon- 
fliktpotential vorhanden  ist: 

-  fordern  wir,  daß  die  friedliche  Beilegung  aller  internationalen  Konflikte  als  die 
einzige  Alternative  zu  Krieg  oder  Gewaltanwendung  allgemein  anerkannt  und 
akzeptiert  wird; 
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bekräftigen  wir  unsere  Überzeugung,  daß  die  Prinzipien  und  Verträge  des  Völ- 
kerrechts, die  Gewalt  und  Krieg  als  Mittel  der  Staatspolitik  ausschließen,  als 
nach  wie  vor  gültig  anerkannt  werden  und  die  Regierungen  verpflichten  soll- 
ten, Konflikte  auf  friedlichem  Wege  beizulegen; 

weisen  wir  darauf  hin,  daß  wir  zwar  das  in  der  Charta  der  Vereinten  Nationen 
verbürgte  naturgegebene  Recht  eines  Staates  auf  Selbstverteidigung  voll  und 
ganz  anerkennen,  gleichzeitig  aber  auch  der  Ansicht  sind,  daß  die  nationale 
Sicherheit  heute  durch  den  Besitz  und  Erwerb  nuklearer  Massenvernichtungs- 
waffen gefährdet  ist; 

sind  wir  der  Meinung,  daß  das  in  den  Vereinten  Nationen  und  anderen  Institu- 
tionen vorhandene  Instrumentarium  zur  friedlichen  Beilegung  von  Konflikten 
verstärkt  werden  sollte.  (...) 


Teil  IV  Theologische  Aspekte 

I.  Die  christliche  Berufung  zum  Frieden 

Die  christliche  Friedensverantwortung  gründet  in  der  Teilhabe  des  Menschen  an 
dem  von  Liebe  erfüllten  Heilsplan  Gottes  für  seine  Schöpfung.  Gottes  Wille  ist  es, 
daß  alle  Dinge  zusammengefaßt  werden  in  Christus,  durch  dessen  Kreuz  und 
Auferstehung  Frieden  für  alle  möglich  geworden  ist.  In  Christus  hat  die  gesamte 
Schöpfung  am  universalen  Heilswerk  teil.  Deshalb  müssen  die  Nationen  aufhö- 
ren, das  von  Gott  Gesegnete  zu  entweihen. 

Der  Frieden,  den  wir  herbeiführen  wollen,  ist  ein  „warmer"  Frieden,  nicht  nur  ein 
Zustand  ohne  Krieg.  Dieser  Frieden  wird  am  besten  durch  das  biblische  Wort 
„Schalom"  definiert,  das  auf  einen  positiven  Zustand  verweist,  wo  Gerechtigkeit 
herrscht,  wo  Unterschiede  gegenseitig  respektiert  werden,  wo  für  Wohlergehen, 
Gesundheit  und  Sicherheit  aller  gesorgt  ist  und  wo  eine  die  ganze  Menschheit 
umspannende  Gemeinschaft  entstanden  ist,  deren  Hauptkennzeichen  das  lie- 
bende Miteinander  ist. 

Jesus  Christus  ist  unser  Vorbild  für  das  Friedensamt.  Alle  Christen  sind  in  dieses 
Amt  berufen  und  müssen  es  ausüben,  wo  immer  und  wie  immer  sie  auch  leben. 
Besondere  Unterstützung  muß  aber  denen  gewährt  werden,  die  in  der  Lage  sind, 
politische  Entscheidungen  für  den  Frieden  zu  beeinflussen.  Die  Kirchen  können 
nicht  von  den  Regierungen  erwarten,  daß  sie  dem  Frieden  Priorität  einräumen, 
wenn  sie  nicht  selbst  den  friedenschaffenden  Aktivitäten  Priorität  in  ihren  Pro- 
grammen geben. 

Der  Weg  zum  Frieden  führt  über  die  Gerechtigkeit,  und  die  spezifische  Verant- 
wortung zur  Friedensarbeit  muß  auch  in  dem  ständigen  Eintreten  für  soziale  und 
internationale   Gerechtigkeit  zum  Ausdruck  kommen.  Als  Anwälte  des  Friedens 
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müssen  die  Kirchen  in  jeder  erdenklichen  Weise  zu  gewaltfreien  und  Verzichte 
erfordernden  Konfliktlösungen  ermutigen.  Für  einige  Christen  ist  der  Gewaltver- 
zicht unter  allen  Umstanden  das  einzige  authentische  christliche  Friedenszeug- 
nis, wohingegen  andere  den  totalen  Gewaltverzicht  zwar  als  Möglichkeit  für  das 
Individuum  sehen,  jedoch  der  Ansicht  sind,  daß  dadurch  nicht  in  allen  Fällen 
die  Probleme  von  Nationen,  Völkern  oder  Gemeinschaften  gelöst  werden  kön- 
nen, wo  Christen  oft  nichts  anderes  übrigbleibt,  als  zwischen  zwei  Übeln  zu  wäh- 
len. Unter  solchen  Umständen  ist  Bußfertigkeit  nötig,  welche  Entscheidung  auch 
immer  getroffen  wird. 

//.  Sicherheit  in  einer  von  Vernichtung  bedrohten  Welt 

Das  wahre  Fundament  für  die  Sicherheit  der  Menschen  ist  Gottes  liebender 
Wille,  daß  keiner  umkommen  soll  und  daß  seine  Geschöpfe  das  Leben  und  volle 
Genüge  haben  sollen.  Sein  Reich  komme  und  sein  Wille  geschehe  auf  Erden 
wie  im  Himmel.  Diese  Gewißheit  befreit  die  Christen  von  der  Last  der  Angst  und 
macht  sie  frei,  für  den  Frieden  zu  arbeiten  und  selbst  in  den  hoffnungslosesten 
Situationen  Hoffnung  zu  bewahren. 

Es  geht  nicht  nur  um  individuelle  Sicherheit.  Zur  Sicherheit  gehören  gegenseiti- 
ges Vertrauen  und  Zusammenarbeit.  Ohne  Vertrauen  kann  es  keine  echte  Ge- 
meinschaft geben.  Die  Gemeinschaft  muß  aber  auch  für  kritische  Fragen  offen 
sein,  um  dem  Machtmißbrauch  vorbeugen  zu  können,  der  die  Sicherheit  aller 
bedroht. 

Die  Nationen  haben  sich  von  falschen  Sicherheitskonzepten  blenden  lassen.  Si- 
cherheit muß  integraler  Bestandteil  des  Gemeinwohls  der  Gesellschaft  und  der 
Menschheit  sein  und  kann  deshalb  nicht  als  Rechtfertigung  für  die  Verletzung 
von  Menschenrechten  benutzt  werden.  Weder  Rüstungseskalation,  noch  der  mög- 
liche Schutz  durch  Atomwaffen,  noch  der  Aufbau  einer  Erstschlagskapazität  kön- 
nen Sicherheit  bieten.  Wir  bekräftigen  die  Erklärung  der  Genfer  Weltkonferenz  für 
Kirche  und  Gesellschaft  (1966),  daß  „der  Atomkrieg  das  größte  aller  Übel  ist".  Die 
Anwendung  oder  Androhung  des  Einsatzes  von  Atomwaffen  im  Namen  der 
„Sicherheit"  kann  in  unseren  Augen  niemals  gerechtfertigt  sein.  Wir  behaupten 
ferner,  daß  auch  die  Anwendung  oder  Androhung  des  Einsatzes  von  sogenann- 
ten „konventionellen"  Waffen  nicht  dem  Willen  Christi  entspricht. 

Wer  an  die  Macht  des  Heiligen  Geistes  glaubt,  der  kann  nicht  fatalistisch  be- 
haupten, der  Mensch  sei  machtlos  und  könne  das  Wettrüsten  sowieso  nicht  auf- 
halten. Christen  müssen  Fatalismus  in  Engagement  verwandeln  und  dazu  beitra- 
gen, daß  objektive  Informationen  über  das  Wettrüsten  und  seine  schrecklichen 
Folgen  einer  möglichst  breiten  Öffentlichkeit  zugänglich  gemacht  werden. 

Um  erfolgreiche  Friedensarbeit  leisten  zu  können,  müssen  die  Kirchen  äußerst 
selbstkritisch  sein  und  ihre  eigenen   theologischen    und   sonstigen   Bildungspro- 
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gramme,  die  ja  auch  zum  Teil  noch  falsche  Sicherheitskonzepte  verbreiten  hel- 
fen, einer  genauen  Prüfung  unterziehen. 

///.  Warnung  vor  Trugbildern 

Christen  haben  die  prophetische  Pflicht,  militärische  Konzepte  und  Rüstungsin- 
novationen anhand  der  christlichen  Vorstellungen  von  Gerechtigkeit  und  Frieden 
zu  überprüfen  und  deren  Trugbildcharakter  zu  entlarven.  Zu  diesen  Trugbildern 
gehören: 

-  die  „Abschreckungs"-Doktrin,  die  Millionen  von  Menschen  mit  nuklearem  Ter- 
ror bedroht  und  zur  Entwicklung  von  immer  furchtbareren  Massenvernich- 
tungswaffen führt; 

-  jede  Doktrin  der  nationalen  Sicherheit,  die  der  Rechtfertigung  von  Militaris- 
mus und  Wettrüsten  dient; 

-  die  allerseits  propagierte  Behauptung,  „qualitative  Verbesserungen"  würden 
eine  Rüstungsreduzierung  bewirken;  in  Wahrheit  haben  solche  Verbesserun- 
gen das  Wettrüsten  nur  noch  intensiviert  und  die  Gefahr  eines  Atomkrieges  um 
vieles  wahrscheinlicher  gemacht. 

Wissenschaft  und  Technikkönnen,  wenn  sie  verantwortungsbewußt  angewendet 
werden,  die  Menschheit  sehr  wohl  bereichern  und  dazu  beitragen,  daß  allen 
Menschen  die  Würde,  Kinder  Gottes  zu  sein,  erhalten  bleibt.  Wenn  Wissenschaft 
und  Technik  jedoch  in  der  Rüstungsindustrie  eingesetzt  werden,  um  Beherr- 
schungs-  und  Zerstörungszwecken  zu  dienen,  dann  werden  sie  zu  gefährlichen 
Werkzeugen,  zu  Fortschritt  vortäuschenden  Trugbildern,  die  entlarvt  und  be- 
kämpft werden  müssen.  (...) 

IV.  Werkzeuge  für  den  Krieg  müssen  zu  Werkzeugen  für  den  Frieden  werden 

Die  Kirchen  müssen  sich  dafür  einsetzen,  daß  die  kostspieligen  Werkzeuge,  die 
bisher  dem  Krieg  und  der  Zerstörung  dienten,  für  die  Erhaltung  und  Weiterentfal- 
tung des  Lebens  eingesetzt  werden. 

Das  Gebot,  Gott  und  unsere  Nächsten  zu  lieben,  gebietet  den  Kirchen,  für  das 
Wohl  aller  Menschen  zu  arbeiten.  Dazu  muß  die  Rüstungsindustrie  in  eine  Indu- 
strie umgeformt  werden,  die  dem  Aufbau,  und  nicht  der  Zerstörung  der  Gemein- 
schaft dient. 

Gott  hat  der  Menschheit  die  Freiheit  gegeben,  verantwortungsbewußt  in  der  Welt 
zu  leben.  Zu  dieser  Verantwortung  gehört  auch  eine  vernünftige  Haushalterschaft 
der  intellektuellen,  sittlichen  und  physischen  Energien  der  Menschen  sowie  der 
uns  in  der  Natur  gegebenen  Ressourcen.  Die  Schaffung  von  Werkzeugen  für  den 


327 


IV.  Politische  Ethik 

Krieg  ist  ein  unverantwortlicher  Gebrauch  der  gottgegebenen  Ressourcen  und 
eine  Negation  des  göttlichen  Heilsplans. 

V.  Das  kirchliche  Versöhnungsamt 

Die  Kirchen  müssen  ein  dynamisches  Amt  der  Versöhnung  ausüben,  aus  dem  In- 
itiativen für  den  Frieden  hervorgehen,  die  die  Trennmauern  der  Feindseligkeit 
und  Angst  durchbrechen. 

Mit  Verhandlungen  und  formalen  Übereinkommen  in  Abrüstungsfragen  ist  man 
nicht  viel  weitergekommen.  Deshalb  müssen  neue  Initiativen  ersonnen  und  aus- 
probiert werden,  um  aus  der  Sackgasse  hinauszukommen  und  Möglichkeiten  für 
eine  friedliche  Beilegung  von  Streitigkeiten  zu  finden. 

So,  wie  Gott  in  Christus  die  Initiative  ergriffen  hat,  um  den  Teufelskreis  der  Sünde 
zu  durchbrechen,  müssen  auch  die  Kirchen  Initiativen  fördern,  die  den  Teufels- 
kreis des  Wettrüstens  durchbrechen  können.  Beim  gegenwärtigen  Stand  der 
Atomwaffenarsenale  können  unilaterale  Abrüstungsinitiativen  nur  als  Zeichen  der 
Stärke,  und  nicht  der  Schwäche,  gewertet  werden. 

Billige  Versöhnung  ist  eine  Selbsttäuschung.  Das  Kreuz  läßt  keinen  Zweifel 
daran,  daß  echte  Versöhnung  einen  hohen  Preis  fordert:  den  Mut,  die  Mächte 
der  Finsternis  zu  entlarven  und  ihnen  entgegenzutreten;  den  Glauben  daran,  daß 
ein  neues  Verhältnis  des  gegenseitigen  Respekts  und  Vertrauens  möglich  ist;  und 
die  Kraft  der  Liebe,  bis  zum  Ende  auszuharren.  (...) 

VIII.  Das  ökumenische  Potential 

Die  ökumenische  Bewegung  kann  ein  Instrument  für  den  Frieden  sein,  weil  sie 
mit  Ortsgemeinden  in  allen  Ländern  in  Verbindung  steht.  Die  Kirchen  verfügen 
über  weltweite  Organisationsstrukturen,  Institutionen,  Publikationen,  Finanzmittel 
und  Mitarbeiter.  Dieses  Potential  muß  gezielter  für  den  Frieden  eingesetzt  wer- 
den. 

-  Der  Dialog  über  Abrüstungsfragen  zwischen  den  Kirchen  muß  fortgesetzt 
werden. 

-  Auf  jeder  Ebene  des  kirchlichen  Lebens  müssen  Projekte  zur  Friedenserzie- 
hung durchgeführt  werden.  Ferner  sollte  mit  Menschen  anderer  Religionen 
und  Weltanschauungen  ein  verstärkter  Dialog  über  die  uns  allen  gemeinsa- 
men Friedensbemühungen  aufgenommen  werden. 

-  Die  Kirchen  sollten  sich  weiterhin  verstärkt  darum  bemühen,  in  konkreten  Kon- 
fliktsituationen auf  Frieden  hinzuarbeiten,  um  auf  diese  Weise  Modelle  für 
künftiges  Handeln  zu  schaffen. 
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-  Das  Ringen  um  Einheit  muß  im  Rahmen  des  christlichen  Zeugnisses  für  den 
Frieden  gesehen  werden.  Die  Welt  wird  den  Aufruf  der  Christen  zu  Frieden  und 
Versöhnung  nicht  ernst  nehmen,  solange  die  Kirchen  selbst  gespalten  und 
uneins  sind. 

Quelle:  Programmeinheit  Gerechtigkeit  und  Dienst  des  ÖRK,  Bericht  der  Konsultation  über 
Abrüstung,  Glion,  Schweiz,  9.-15.  April  1978,  in:  CCIA  Dokumentation  1978/4,  S.3-29.  Engl. 
Fassung  in:  Report  on  the  Conference  on  Disarmament,  Glion,  Switzerland,  9-15  April,  1978, 
in:  CCIA  Background  Information,  no.  4,  1978 
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Zentralausschuß,  Kingston  1979 

Auf  seiner  Sitzung  in  Kingston  billigte  der  Zentralausschuß  den  Bericht  und  die  Empfehlun- 
gen des  Studienprogramms  über  Militarismus  und  Wettrüsten  und  empfahl  die  Fortsetzung 
der  Arbeit  und  der  Suche  nach  konstruktiven  Alternativen  im  Rahmen  des  JPSS-Schwer- 
punktes.  Der  Bericht  konstatiert  einleitend,  daß  insbesondere  nach  der  Sondersitzung  zu  Ab- 
rüstungsfragen der  UN-Vollversammlung  im  Mai/Juni  1978  in  New  York  die  Kluft  zwischen 
Worten  und  Taten  überdeutlich  geworden  sei.  Ein  Blick  auf  die  Tatsachen  im  militärisch-in- 
dustriell-technologischen Bereich,  in  dem  über  50%  der  Wissenschaftlerinnen  und  Wissen- 
schaftler der  Welt  tätig  sind,  mache  die  wirklichen  Herausforderungen  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft deutlich. 


Eine  Herausforderung  für  die  Kirchen 

(...)  Der  Militarismus  sucht  sich  ein  Feindbild  oder  erfindet  es  und  steht  dadurch 
in  krassem  Widerspruch  zum  ökumenischen  Streben  der  Einheit  der  Kirche  und 
der  Menschheit.  Der  Militarismus  sucht  die  Unterstützung  der  Kirche  -  womit  er 
unser  Verständnis  von  der  Mission  und  der  Verkündigung  verfälschen  würde.  Der 
Militarismus  strebt  die  Kontrolle  über  Wissenschaft  und  Technikan,  um  die  Zu- 
kunft nach  seinem  verzerrten  Weltbild  zu  gestalten.  Der  Militarismus  setzt  falsche 
wirtschaftliche  Prioritäten  und  erschwert  damit  ganz  außerordentlich  die  Verwirk- 
lichung einer  neuen  Weltwirtschaftsordnung  und  die  Lösung  von  Entwicklungs- 
problemen. Der  Militarismus  strebt  die  totale  Kontrolle  der  Gesellschaft  an  und 
blockiert  jegliche  Mitbestimmung.  Der  Militarismus  fördert  und  schürt  lokal  be- 
grenzte Konflikte,  er  ist  eine  der  Hauptursachen  des  Flüchtlingsproblems  und  vie- 
ler von  Menschen  verschuldeter  Katastrophen.  Der  Militarismus  strebt  die  Beherr- 
schung der  Kommunikationsmittel  und  des  Bildungswesens  an,  wobei  er  sich 
darum  bemüht,  jegliche  noch  vorhandene  Transparenz  abzuschaffen.  Der  Milita- 
rismus schafft  und  perpetuiert  ungerechte  Rassen-  und  Klassenstrukturen.  (...) 
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Die  Verflechtung  und  Allgegenwart  dieser  Probleme 

Die  Dynamik  des  Militarismus  und  die  des  Wettrüstens  sind  weitgehend  identisch. 
Kein  Militärregime  kann  längere  Zeit  ohne  Waffennachschub  überleben,  wäh- 
rend in  einer  waffenlosen  Welt  der  Rüstungssektor  nicht  florieren  kann.  Die  dem 
Wettrüsten  immanente  gegenseitige  Bedrohung  und  die  Brutalität  in  den  interna- 
tionalen Beziehungen  dienen  dazu,  sowohl  die  pervertierten  Interessen  des  Mili- 
tärs als  auch  militaristische  Tendenzen  zu  fördern. 

Das  Problem  des  atomaren  Wettrüstens  kann  nicht  von  jenem  der  konventionel- 
len Waffen  getrennt  werden.  Letztere  werden  ständig  perfektioniert  und  erhalten 
eine  immer  größere  Zerstörungskapazität,  so  daß  zwischen  dem  atomaren  und 
dem  konventionellen  Wettrüsten  keine  klare  Grenze  mehr  gezogen  werden  kann. 
Die  Kosten  für  die  Beschaffung  konventioneller.  Waffen  sowie  für  die  Ausbildung 
und  Besoldung  des  Bedienungspersonals  entsprechen  über  80  Prozent  der  der- 
zeitigen Rüstungsausgaben  der  Welt,  die  sich  heute  auf  1  Milliarde  US-Dollar  pro 
Tag  belaufen.  Die  riesigen  Waffenlieferungen  in  Krisengebiete  haben  dazu  bei- 
getragen, daß  seit  1945  über  130  örtlich  begrenzte  Kriege  ausgelöst  wurden,  die 
zusammen  fast  ebenso  viele  Opfer  gefordert  haben  wie  der  Zweite  Weltkrieg.  Es 
heißt  immer,  die  "atomare  Abschreckung"  und  die  Stationierung  konventioneller 
Waffen  dienten  dem  Frieden  und  der  Sicherheit  der  Welt.  Tatsache  ist  jedoch, 
daß  die  Welt  nicht  in  Frieden  lebt  und  heute  weniger  sicher  ist  als  je  zuvor. 

Quelle:  Bericht  des  Beratungsausschusses  "Grundlagen  einer  gerechten,  partizipatorischen 
und  verantwortbaren  Gesellschaft",  Protokoll  der  31.  Tagung  des  ZA  des  ÖRK  in  Kingston 
(Jamaica),  Genf  1979;  deutsch  in:  epd-Dokumentation  7/79,  S.177f 
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71       „Bevor  es  zu  spät  ist"  :  Atomwaffen  und  Abrüstung 

Öffentliches  Hearing  über  Atomwaffen  und  Abrüstung,  Amsterdam  1981 

Church  and  Society  und  CCIA  wurden  vom  Zentralausschuß  auf  der  Tagung  vom  August 
1980  gebeten,  gemeinsam  ein  internationales  öffentliches  Hearing  über  die  Bedrohung  des 
Weltfriedens  einzuberufen.  Das  Hearing  sollte  sich  auf  die  zunehmend  brisanter  empfun- 
dene Gefahr  eines  Atomkrieges  konzentrieren  und  mit  Hilfe  von  Sachverständigen  zu  einer 
realistischen  Lagebeurteilung  führen.  Im  November  1981  wurde  das  Hearing  an  der  Freien 
Universität  Amsterdam  abgehalten.  Die  gemeinsamen  Reflexionen  in  dem  40-seitigen  Ab- 
schlußbericht führten  u.a.  zu  dem  eindeutigen  moralischen  Urteil,  daß  Atomwaffen  Sünde 
sind  (siehe  unten  Abschnitt  IV  „Dringende  Aufgaben  für  die  Kirchen"). 

//.  Bedrohliche  Probleme 

A.  Ein  Gleichgewicht  des  Schreckens,  oder? 

(...)  Eine  Welt,  in  der  zwei  Großmächte  einen  hohen  Anteil  ihrer  Energie  darauf 
verwenden,  sich  gegenseitig  auf  technologischem  Gebiet  auszustechen  und 
durch  Beziehungen  mit  anderen  Ländern  jeweils  politische  Vorteile  zu  erringen, 
ist  unweigerlich  großen  Gefahren  ausgesetzt.  Die  Zeichen  stehen  schlecht  für 
tiefgreifende  Veränderungen  oder  einen  Richtungswechse!  auf  weltpolitischer 
Szene,  weil  der  Status  quo  mit  Hilfe  eines  drohenden  Holocausts  aufrechterhal- 
ten wird,  und  in  einer  solchen  Situation  kommt  es  langfristig  gesehen  mit  aller 
Wahrscheinlichkeit  zu  einer  Riesenexplosion.  Die  unentwirrbare  Verflechtung  mi- 
litärischer, politischer  und  wirtschaftlicher  Faktoren  und  die  ungeheuren  Schwie- 
rigkeiten beim  Versuch,  an  die  Machtverhältnisse  in  einem  oder  in  all  diesen  Be- 
reichen zu  rühren,  führen  viele  Menschen  dazu,  in  völliger  Ratlosigkeit  und  Ver- 
wirrung den  Status  quo  zu  akzeptieren.  Aber  die  scheinbare  Stabilität  trügt. 

Wir  widersetzen  uns  der  Behauptung,  daß  der  Rüstungswettlauf  nicht  gestoppt 
werden  kann  und  daß  die  weitere  Eskalation  mit  all  ihren  militärischen,  politi- 
schen und  wirtschaftlichen  Konsequenzen  unvermeidlich  ist,  (...)  obwohl  wir  uns 
voll  und  ganz  der  ungeheuren  Schwierigkeiten  ja  Gefahren  bewußt  sind,  die  ein 
Versuch  der  Umkehrung  der  heutigen  Politik  mit  sich  bringen  würde.  Es  ist  jedoch 
eine  Tatsache,  daß  die  Eskalation  selbst  gefährlich  ist.  Es  liegt  nicht  nur  in  der 
Natur  der  Dinge,  daß  der  Eskalationsprozeß  an  sich  destabilisierend  wirkt  und  daß 
er  den  Nicht-Kernwaffenstaaten  gegenüber  ungerecht  ist,  sondern  auch,  daß  er 
die  Sicherheit  zerstört,  die  er  gerade  zu  erreichen  versucht. 


331 


IV.  Politische  Ethik 

Vor  diesem  Hintergrund  sei  ferner  darauf  hingewiesen,  daß  die  Beendigung  des 
nuklearen  Wettrüstens  das  Problem  nur  teilweise  lösen  würde.  Sie  müßte  beglei- 
tet sein  von  einer  entschlossenen  Politik  der  allgemeinen  Abrüstung  und  wirksa- 
men politischen  Maßnahmen,  um  allen  Menschen  Sicherheit  zu  gewährleisten. 
(...) 

B.  Treibende  Kräfte  im  Rüstungswettlauf 

1.  Die  Rolle  von  Wissenschaft  und  Technologie 

Der  Druck  technologischer  Innovationen  ist  einer  der  ausschlaggebenden  Fakto- 
ren für  die  Einführung  neuer  nuklearer  Waffensysteme  durch  die  gegenwärtigen 
Kernwaffenstaaten  (vertikale  Proliferation)  wie  auch  für  die  Bemühungen  der 
Nichtkernwaffenstaaten,  Atomwaffen  zu  erwerben  (horizontale  Proliferation).  (...) 

2.  Der  Einfluß  von  Wissenschaftlern  und  Technologen 

Wie  untergeordnet  die  Rolle  von  Wissenschaftlern  und  Technologen  auch  sein 
mag,  sie  haben  doch  wesentlich  dazu  beigetragen,  daß  neue  Möglichkeiten  im 
wissenschaftlich-technologischen  Bereich  ins  Auge  gefaßt  und  weiterverfolgt 
wurden,  mit  denen  primär  die  Entwicklung  neuer  Waffen  und  neuer  militärischer 
Systeme  angestrebt  wurde.  So  waren  z.B.  militärische  Erfordernisse  ausschlagge- 
bend für  die  Entwicklung  der  Computer-Technologie  und  Datenverarbeitung.  Das 
gleiche  gilt  für  Fortschritte  in  vielen  anderen  Zweigen  von  Wissenschaft  und 
Technologie,  die  für  uns  hauptsächlich  „zivilen  Charakter"  haben,  wie  Luftfahrt 
und  Stoffkunde. 

Als  Initiatoren  und  sachverständige  Berater  haben  sie  die  entscheidende  Auf- 
gabe, dem  Druck  besonderer  Interessengruppen  zu  widerstehen  und  militärischen 
und  politischen  Führungskräften  genaue  Informationen  bereitzustellen.  In  ähnli- 
cher Weise  tragen  sie  auch  Verantwortung  für  die  Aufklärung  der  breiten  Öffent- 
lichkeit, obwohl  es  von  den  jeweiligen  politischen  Umständen  abhängt,  wie  sie 
dieser  letzteren  Verantwortung  nachkommen  können. 

Es  gibt  Beispiele  dafür,  daß  Wissenschaftler  und  Technologen  öffentliche  Be- 
wußtseinsbildung betrieben  haben,  indem  sie  Informationen  über  die  schädli- 
chen politischen  und  wirtschaftlichen  Auswirkungen  und  Komplikationen  der  Er- 
forschung und  Entwicklung  bestimmter  Waffenarten  veröffentlichten.  Einige  ha- 
ben aus  Gewissensgründen  aufgehört,  für  militärisch  ausgerichtete  Programme 
zu  arbeiten.  Da  es  jedoch  nicht  einfach  ist  zu  definieren,  wer  jeweils  die  Verant- 
wortung trägt,  erweckten  viele  der  von  uns  verhörten  Wissenschaftler,  Technolo- 
gen, Strategen  und  Politiker  den  Eindruck,  im  System  gefangen  zu  sein.  Die 
Folge  ist  eine  (auch  in  der  Öffentlichkeit)  weitverbreitete  fatalistische  Haltung, 
daß  es  keinen  Ausweg  gibt  und  daß  wir  am  besten  mitmachen  in  dieser  endlosen 
Spirale  des  Wettrüstens.  Dies  zeigt,  wie  wichtig  es  ist,  daß  Vertreter  bestimmter 
Berufe  -  Wissenschaftler  und  Ingenieure  in  Konsultation  mit  Politik-  und  Sozial- 
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Wissenschaftlern  -  sich  zusammenschließen  und  organisiert  gegen  diesen  Fata- 
lismus vorgehen.  (...) 

E.  Perspektiven  der  Dritten  Welt 

Die  Hearing-Gruppe  hörte  eindrucksvolle  Berichte  über  die  Besorgnis  und  die 
Perspektiven  der  Dritten  Welt  angesichts  des  atomaren  Wettrüstens  und  der  Proli- 
feration. Die  Politik  der  Kernwaffenstaaten  wurde  heftig  kritisiert  und  ihre,  wie  es 
hieß,  konventionelle  Weisheit  auf  nuklearem  Gebiet  in  Frage  gestellt.  Es  wurde 
darauf  hingewiesen,  daß  Industrieländer  und  Nuklearmächte,  insbesondere  im 
Bereich  der  atomaren  Proliferation,  zu  sehr  versuchen,  den  Ländern  der  Dritten 
Welt  ihre  eigenen  strategischen  und  politischen  Gesichtspunkte  aufzuzwingen. 
Die  Dritte  Welt  hegt  tiefes  "Mißtrauen  gegen  die  Haltung  der  Kernwaffenstaaten 
zur  Abschreckung  und  Nichtweiterverbreitung.  Das  patemalistische  und  heuchle- 
rische Verhalten  der  Atommächte  in  diesen  Fragen  hat  in  der  Dritten  Welt  zu  Zy- 
nismus geführt.  Es  ist  daher  um  so  wichtiger,  daß  ihr  eine  aktivere  Rolle  bei  zu- 
künftigen Diskussionen  über  Atomwaffen  eingeräumt  und  ihren  Ansichten  mehr 
Gewicht  in  der  nuklearen  Abrüstungspolitik  auf  internationaler  Ebene  beigemes- 
sen wird. 

Die  vertikale  Proliferation  in  den  gegenwärtigen  Kernwaffenstaaten  und  die  hori- 
zontale Proliferation  in  den  bisherigen  Nichtkernwaffenstaaten  stellen  für  die 
ganze  Welt  ein  Problem  dar. 

1.  Vertikale  Proliferation 

Die  drohende  Gefahr,  der  die  Welt  heute  ausgesetzt  ist,  erwächst  hauptsächlich 
aus  der  vertikalen  Proliferation.  Das  vorhandene  Rüstungsvolumen  ist  so  groß, 
daß  ein  Atomkrieg  in  einem  beliebigen  Teil  der  Welt  entsetzliche  Folgen  für  alle 
Menschen  auf  der  Erde  haben  könnte. 

Die  vertikale  Proliferation  hat  auch  tiefgreifende  politische  Konsequenzen.  Da 
die  Supermächte  sich  für  ihre  Sicherheit  auf  Atomwaffen  verlassen,  entwickeln 
diese  sich  zu  wahren  Machtinstrumenten.  Beim  gegenwärtigen  Stand  der  inter- 
nationalen Machtpolitik  werden  Prestige  und  Macht  oft  mit  dem  Besitz  von 
Atomwaffen  verbunden.  Die  Kernwaffenstaaten  sind  damit  auch  die  Hauptakteure 
auf  der  internationalen  Szene  und  zögern  nicht,  andere  ihre  Machtposition  spü- 
ren zu  lassen.  Diese  Situation  hat  schwere  FolgeVi;  sie  gibt  anderen  Ländern  Mo- 
tive und  Anreize,  selbst  nuklearfähig  zu  werden,  um  so  mehr  als  der  Gedanke  an 
Terrain  gewinnt,  daß  ein  Atomkrieg  begrenzt  bleiben  und  gewonnen  werden 
kann.  (...) 

2.  Horizontale  Proliferation 

Vertikale  Proliferation  ist  die  Hauptursache  für  die  Untergrabung  echter  und  effi- 
zienter internationaler  Zusammenarbeit  zur  Beendigung  des  atomaren  Wettrü- 
stens, aber  die  Gefahren  horizontaler  Proliferation  sollten  nicht  minimisiert  wer- 
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den.  Zeugen  berichten  uns,  daß  viele  Länder,  einschließlich  Israel  und  Süd- 
afrika, inzwischen  nuklearfähig  geworden  sind.  Die  Beziehungen  dieser  beiden 
Länder  zu  ihren  Nachbarn  sind  dergestalt,  daß  die  Sicherheit  der  ganzen  Region 
und  vielleicht  der  ganzen  Welt  bedroht  ist.  Ihre  Nuklearfähigkeit  ist  daher  für  die 
internationale  Gemeinschaft  ein  Anlaß  zu  ernster  Sorge.  Es  ist  offensichtlich, 
daß  sie  bei  der  heimlichen  Entwicklung  von  Atomwaffen  auf  die  umfangreiche 
Hilfe  einiger  westlicher  Länder  zählen  konnten,  die  damit  ihre  internationalen 
Vertragspflichten  gebrochen  haben.  Wir  verurteilen  zutiefst  solche  Formen  der 
Kooperation. 

Die  politische  und  strategische  Bedeutung,  die  die  Großmächte  den  Atomwaffen 
zumessen,  dient  diesen  beiden  Ländern  und  anderen  als  Beispiel  und  ist  eine 
der  Antriebskräfte  für  die  allgemeine  Proliferation. 

Die  allgemeine  technologische  Entwicklung  wie  auch  die  zunehmende  Option 
vieler  Länder  für  Kernkraft  zur  Elektrizitätserzeugung  führen  dazu,  daß  eine  im- 
mer größere  Zahl  von  Ländern  potentiell  in  der  Lage  ist,  Atomwaffen  zu  entwik- 
keln.  Unsere  Zeugen  vertraten  die  Ansicht,  daß  es  schwierig  ist,  die  friedliche  und 
militärische  Nutzung  der  Kernenergie  voneinander  zu  trennen.  Die  Internationale 
Atomenergie-Behörde  (IAEA)  trägt  als  Verifikations-  und  Kontrollorgan  die  Haupt- 
verantwortung dafür,  daß  kein  friedlichen  Zwecken  dienendes  Spaltmaterial  für 
militärische  Zwecke  abgezweigt  wird.  (...)  Zwar  hat  die  Atom-Behörde  (sie;  Hg.) 
bisher  noch  keine  Verletzung  der  Sicherheitsbestimmungen  feststellen  können, 
aber  es  gibt  eine  ganze  Reihe  offener  Fragen  zur  Sicherheit  des  IAEA-Sicher- 
heitssystems, und  es  treten  ernste  Zweifel  an  der  Fähigkeit  der  IAEA  auf,  der  Proli- 
feration in  Zukunft  Einhalt  gebieten  zu  können.  Technologische  Barrieren  allein 
können  nie  absolute  Sicherheit  geben  und  müssen  daher  unbedingt  von  politi- 
schen Maßnahmen  ergänzt  werden.  (...) 


///.  Theologische  und  ethische  Grundlagen 

Wenn  wir  nun  versuchen  wollen,  diese  gewaltigen  Probleme  vom  christlichen 
Standpunkt  aus  zu  betrachten,  dann  würde  es  uns  zu  weit  führen,  in  die  allge- 
meinere Diskussion  über  die  christliche  Einstellung  zum  Krieg  an  sich  einzutre- 
ten, die  so  alt  ist  wie  die  Christenheit  selbst.  Christen  sollten  Friedensstifter  sein, 
und  jeder  Krieg  ist  ganz  zweifellos  Sünde.  Es  besteht  ein  krasser  Widerspruch  zwi- 
schen der  Option,  andere  zu  lieben  und  Leid  auf  sich  zu  nehmen  -  die  Christi 
Option  ist  -  und  der  absichtlichen  Zufügung  von  Leid  und  Tod.  Und  dennoch  war 
die  Mehrheit  der  Christen  praktisch  durch  die  ganze  Geschichte  der  Christenheit 
hindurch  der  Überzeugung,  daß  es  Umstände  gibt,  in  denen  Krieg  das  kleinere 
von  zwei  Übeln  sein  kann. 

Alle  Theologen,  die  als  Zeugen  vor  unserer  Hearing-Gruppe  auftraten,  waren  auf 
ihre  Weise  in  diesem  Dilemma  gefangen,   und  keiner  sah  auch  nur  die  geringste 
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Hoffnung,  daß  die  Theologie  je  einfache  und  klare  Antworten  darauf  wird  geben 
können.  Die  durch  Atomwaffen  aufgeworfenen  Fragen  sind  neu  und  wurden  bis- 
her kaum  weltweit  aus  theologischer  Perspektive  diskutiert;  es  ist  daher  nicht  er- 
staunlich, daß  es  keinen  Konsens  gibt.  Jeder  sprach  aus  einer  unterschiedlichen 
Situation  heraus,  und  es  wurde  deutlich,  in  welchem  Ausmaß  theologische  und 
ethische  Standpunkte  von  der  Umwelt,  in  der  sie  entstehen,  und  von  den  konkre- 
ten Aspekten  der  hier  behandelten  Frage  im  jeweiligen  Kontext  abhängig  sind. 

Die  Theologie  ist  nicht  losgelöst  von  ihrer  Umwelt.  Sie  ist  jedoch  auch  nicht  nur 
eine  allgemeine,  nüchterne  Reflexion  über  das  alltägliche  Geschehen.  Theolo- 
gen streben  unermüdlich  danach,  noch  etwas  mehr  zu  erfassen,  neue  Perspekti- 
ven zu  gewinnen,  eine  neue  Dimension  der  Hoffnung  zu  finden,  die  Weite  und 
Größe  der  gestellten  Fragen  in  ihrem  ganzen  Ausmaß  zu  verstehen;  sie  glauben, 
daß  es  moralische  Grenzen  gibt,  innerhalb  derer  die  Menschen  leben  müssen, 
wenn  sie  ihre  Menschlichkeit  bewahren  wollen.  (...) 

Christliches  Handeln 

Wie  ein  moralisches  Urteil  gefällt  wird  und  welche  Folgen  es  für  Kirchen  und 
einzelne  Christen  hat,  hängt  von  den  jeweiligen  Umständen  ab.  Zwischen  den 
Kirchen  gibt  es,  genau  wie  zwischen  Ländern,  große  Unterschiede.  In  bestimm- 
ten Traditionen  bedeutet  die  Erklärung  des  Status  confessionis  (Glaubensartikel) 
(sie;  Hg.),  daß  eine  Frage  von  entscheidender  moralischer  Bedeutung  ist.  (...) 

In  anderen  Traditionen  kann  die  Herausbildung  eines  moralischen  Konsens  auf 
verschiedene,  mehr  oder  wenig  formelle  Weise  erfolgen.  Wie  dies  auch  immer 
geschehen  mag,  es  ist  wichtig,  daß  die  Christen  anfangen  zu  verstehen,  daß  das 
Problem  der  Atomwaffen  im  Extremfall  für  die  gesamte  Zukunft  des  Lebens  auf 
Gottes  Erde  ausschlaggebend  sein  kann.  Es  wirft  ferner  tiefgreifende  Fragen  über 
das  Wesen  der  christlichen  Hoffnung  und  die  Grundlage  christlichen  Vertrauens 
auf  und  stellt  uns  vor  die  Frage,  ob  wir  mit  einem  neuen  Dämon  konfrontiert  sind, 
der  die  Menschheit  zur  Selbstzerstörung  treibt.  (...) 

Wir  glauben,  daß  die  wahrhaft  christliche  Antwort  auf  solche  Gefahren  darin 
liegt,  unsere  Berufung  als  Mitstreiter  Christi  bei  der  Erlösung  der  Welt  vom  Bösen 
anzunehmen.  Wir  haben  den  Auftrag,  im  Gebet  und  in  der  Arbeit  fortzufahren 
und  unseren  Glauben  und  unsere  Hoffnung  zu  bewahren,  wie  entmutigend  die 
Aufgabe  auch  sein  mag. 

Teil  dieser  Aufgabe  muß  sein,  das  Problem  in  einen  breiten  Kontext  zu  stellen 
und  es  vor  dem  Hintergrund  langfristiger  Zielsetzungen  zu  sehen.  Wir  haben  in 
unserem  Bericht  bereits  mehrfach  daraufhin  gewiesen,  daß  Frieden  und  Gerech- 
tigkeit nicht  voneinander  getrennt  werden  können.  Im  Rahmen  der  Diskussion 
über  die  Abschreckung  haben  wir  unterstrichen,  daß  Sicherheit  ein  globales 
Konzept  ist  und  daß  es  letztlich  für  niemanden  Sicherheit  geben  kann,  wenn  es 
nicht  Sicherheit  für  alle  gibt.  Davon  ausgehend  glauben  wir,  daß,  genau  wie  stra- 
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tegische  Fragen  vor  dem  Hintergrund  eines  breitangelegten  Sicherheitskonzepts 
kritisch  geprüft  werden  müssen,  auch  das  Konzept  der  Sicherheit  selbst  kritisch  im 
Lichte  des  Evangeliums  geprüft  werden  muß.  Sicherheitsziele  können  blind, 
egoistisch  und  letztlich  selbstzerstörerisch  sein,  genau  wie  es  engstirnig  konzi- 
pierte und  letztlich  destabilisierende  Strategien  geben  kann.  Wenn  wir  uns  in 
letzter  Instanz  auf  Atomwaffen  als  Garantie  unserer  Sicherheit  verlassen,  so 
könnte  dies  zu  einer  neuen  Form  des  Götzendienstes  werden. 

Die  Christen  brauchen  einander,  um  das  Problem  in  einer  breiten  Perspektive  zu 
sehen,  denn  niemand  unter  uns  kann  bei  der  Beurteilung  der  eigenen  Ziele  Un- 
voreingenommenheit  bewahren.  Daher  schließen  wir  diesen  Teil  unseres  Be- 
richts, indem  wir  den  ÖRK  an  seine  einzigartige  Rolle  und  Verantwortung  als 
weltweite  Gemeinschaft  der  Christen  erinnern,  in  der  wir  alle,  auf  der  Grundlage 
gegenseitiger  Achtung,  aus  der  offenen  Kritik  anderer,  die  aus  unterschiedlichen 
Kontexten  und  Kulturen  zu  uns  sprechen,  lernen  können.  (...) 


IV.  Dringende  Aufgaben  für  die  Kirchen 

1.  Wir  glauben,  daß  für  die  Kirchen  die  Zeit  gekommen  ist,  klar  und  eindeutig  zu 
erklären,  daß  sowohl  die  Herstellung  und  Stationierung  als  auch  der  Einsatz  von 
Atomwaffen  ein  Verbrechen  gegen  die  Menschheit  darstellen  und  daß  ein  sol- 
ches Vorgehen  aus  ethischer  und  theologischer  Sicht  verurteilt  werden  muß.  Die 
Frage  der  Atomwaffen  ist  aufgrund  ihrer  Tragweite  und  der  drohenden  Gefahren, 
die  sie  für  die  Menschheit  mit  sich  bringt,  eine  Frage  christlichen  Gehorsams  und 
christlicher  Treue  zum  Evangelium.  Wir  sind  uns  bewußt,  daß  eine  solche  Erklä- 
rung der  Kirchen  nicht  zur  Abschaffung  von  Atomwaffen  führen  wird.  Aber  sie 
wird  die  Kirchen  und  ihre  Mitglieder  zu  einer  grundlegenden  Prüfung  ihrer  eige- 
nen impliziten  oder  expliziten  Unterstützung  einer  Politik  veranlassen,  die  impli- 
zit auf  dem  Besitz  und  dem  Einsatz  dieser  Waffen  aufbaut.  (...) 

3.  Da  beim  gegenwärtigen  Stand  der  Konfrontation  die  Möglichkeiten  für  eine 
umfassende  Abrüstung  gering  scheinen,  müssen  die  Kirchen  Bemühungen  um 
Vertrauen  und  Verständnis  zwischen  Ländern  und  Völkern  in  der  ganzen  Welt 
höchste  Priorität  einräumen,  indem  sie  ihre  internationalen  Verbindungen  unter- 
einander konstruktiver  nutzen.  Sie  müssen  ferner  Maßnahmen  gegen  weitverbrei- 
teten Zynismus,  Verzweiflung  und  Gleichgültigkeit  ergreifen  und  unterstützen  so- 
wie engstirnigen  Nationalismus  entlarven. 

4.  Viele  Menschen  und  auch  viele  Christen  laufen  Gefahr,  sich  durch  das  Aus- 
maß und  die  Komplexität  der  Probleme  lähmen  zu  lassen.  Die  Kirchen  können 
helfen,  diese  Probleme  transparenter  zu  machen,  indem  sie  auf  ihre  schwerwie- 
genden moralischen  Implikationen  und  die  politischen  Hintergründe  eingehen; 
sie  können  so  dazu  beitragen,  ein  neues  Bewußtsein  zu  schaffen.  (...) 
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6.  Die  Kirchen  tragen  eine  besondere  Verantwortung  dafür,  die  Öffentlichkeit  auf 
die  engen  Beziehungen  zwischen  Abrüstung  und  Entwicklungspolitik  aufmerksam 
zu  machen  und  die  Abrüstungsbemühungen  in  bezug  zur  allgemeineren  Frage 
der  Gerechtigkeit  auf  nationaler  und  internationaler  Ebene  zu  setzen. 

Quelle:  "Bevor  es  zu  spät  ist".  Der  Bericht  des  öffentlichen  ÖRK-Hearings  über  Atomwaffen 
und  Abrüstung  in  Amsterdam,  in:  epd-Dokumentation  30/1982,  Frankfurt/M.  1982,  S.9-40. 
Engl.  Fassung:  Before  It's  Too  Late:  The  Challenge  of  Nuclear  Disarmament.  The  Complete 
Record  ofthe  Public  Hearing  on  Nuclear  Weapons  and  Disarmament,  Amsterdam  1981,  eds. 
Paul  Abrecht  &  Ninan  Koshy,  Geneva,  WCC,  1983 


72      Erklärung  zu  Frieden  und  Gerechtigkeit 

Fachgruppe  6  der  sechsten  Vollversammlung,  Vancouver  1983 

Vancouver  blickt  auf  die  Entwicklung  der  friedensethischen  Debatte  innerhalb  des  ÖRK  seit 
Nairobi  1975  zurück  und  betont  in  der  ausführlichen  Grundsatzerklärung  zu  Frieden  und  Ge- 
rechtigkeit (9  Seiten)  mit  Verweis  auf  die  in  diesen  Jahren  gewachsenen  Erkenntnisse  ganz 
besonders  den  elementaren  Zusammenhang  von  Frieden  und  Gerechtigkeit.  Die  Friedens- 
bewegung in  den  Kirchen  der  nördlichen  Hemisphäre  wird  an  die  Gerechtigkeitsthematik  der 
Kirchen  des  Südens  erinnert.  Der  Perspektivenwechsel  zum  thematischen  Dreiklang  des 
Konziliaren  Prozesses  bereitet  sich  vor.  Mit  der  Aufnahme  der  Bekenntnisformulierungen  des 
Amsterdamer  Hearings  über  die  Atomwaffen,  der  prinzipiellen  theologischen  Entlegitimierung 
des  Einsatzes  von  Atomwaffen  und  des  Systems  militärischer  Abschreckung  sowie  der  er- 
neuten Bitte  an  die  Kirchen,  ihre  Bereitschaft  zu  erklären,  ohne  den  Schutz  von  Waffen  zu 
leben  (enthalten  im  nicht  abgedruckten  Schlußteil  der  Erklärung),  ist  dieses  Dokument  von 
Vancouver  die  wichtigste  friedensethische  Erklärung  seit  Amsterdam  1948. 


1.  Die  Menschheit  lebt  heute  im  Schatten  eines  Wettrüstens,  das  intensiver,  und 
Unrechtssystemen,  die  weiter  verbreitet,  gefährlicher  und  kostspieliger  sind,  als 
die  Welt  je  erlebt  hat.  Nie  zuvor  war  die  Menschheit  der  totalen  Selbstzerstörung 
so  nahe  wie  jetzt.  Nie  zuvor  haben  so  viele  Menschen  unter  der  Herrschaft  von 
Entbehrung  und  Unterdrückung  gelebt. 

2.  Im  Schatten  dieser  Bedrohung  sind  wir  hier  auf  der  Sechsten  Vollversammlung 
des  Ökumenischen  Rates  der  Kirchen  (Vancouver,  1983)  zusammengekommen, 
um  unseren  gemeinsamen  Glauben  an  Jesus  Christus,  das  Leben  der  Welt,  zu 
verkündigen  und  der  Welt  zuzurufen: 
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•  fürchtet  euch  nicht,  denen  Christus  hat  die  Mächte  des  Bösen  überwunden;  in 
ihm  ist  alles  neu  geworden 

•  fürchtet  euch  nicht,  steht  auf  für  Gerechtigkeit  und  Frieden  um  der  Liebe  Got- 
tes willen 

•  vertraut  auf  die  Kraft  Christi,  der  Herr  über  alles  ist,  bezeugt  ihn  durch  Wort 
und  Tat,  so  viel  euch  dieses  Zeugnis  auch  kosten  mag. 

Die  zunehmende  Bedrohung  für  Gerechtigkeit  und  Frieden 

3.  Doch  fühlen  wir  uns  zur  Buße  gerufen,  wenn  wir  voller  Sorge  beobachten,  wie 
schnell  die  Bedrohungen  für  Gerechtigkeit  und  Frieden  seit  der  letzten  Vollver- 
sammlung zugenommen  haben.  Das  wahnwitzige  Rennen  in  die  nukleare  Kata- 
strophe hat  sich  rasend  beschleunigt.  In  unvorstellbar  kurzer  Zeit  haben  wir  uns 
von  den  Schrecken  von  Hiroshima  und  Nagasaki  und  der  Gefahr  ihrer  Wiederho- 
lung anderswo  auf  eine  Situation  zubewegt,  in  der  die  Wahrscheinlichkeit  be- 
steht -  wenn  wir  nicht  jetzt  etwas  dagegen  unternehmen  -  daß  das  Leben  auf  un- 
serem ganzen  Planeten  vernichtet  wird.  Ein  Augenblick  geistiger  Verwirrung,  ein 
falsch  kalkuliertes  strategisches  Abenteuer,  ein  zufälliges  Zusammentreffen  von 
Computerfehlern,  eine  Fehleinschätzung  der  Absicht  des  anderen,  ein  echtes 
Versehen  -jeder  dieser  Punkte  könnte  eine  nukleare  Katastrophe  auslösen. 

4.  Wir  sind  auf  dieser  Vollversammlung  daran  erinnert  worden,  daß  Kernwaffen 
auch  ohne  Krieg  Opfer  fordern:  durch  die  anhaltenden  Folgewirkungen  von 
Atombombenabwürfen  und  Atomversuchen  sowie  durch  die  Versenkung  von 
Atommüll. 

5.  Für  viele  Millionen  von  Menschen  geht  jedoch  die  unmittelbarste  Bedrohung 
ihres  Überlebens  nicht  von  Kernwaffen  aus.  Örtlich  begrenzte,  nationale  und  in- 
ternationale Konflikte  toben  in  aller  Welt.  Das  Zusammentreffen  des  Ost-West- 
und  Nord-Süd-Konfliktes  führt  für  unzählige  Menschen  zu  massiver  Ungerechtig- 
keit, systematischer  Verletzung  der  Menschenrechte,  Unterdrückung,  Heimatlo- 
sigkeit, Hunger  und  Tod.  Millionen  von  Menschen  sind  Flüchtlinge  oder  Exilan- 
ten,  sind  vertrieben  und  staatenlos  gemacht  worden. 

6.  Der  ökumenische  Rat  hat  die  Kirchen  immer  wieder  auf  die  wirtschaftlichen 
Bedrohungen  des  Friedens  aufmerksam  gemacht.  Auch  ohne  Krieg  sterben  täg- 
lich Tausende  von  Menschen  in  reichen  wie  in  armen  Ländern  an  Hunger  und 
Unterernährung.  Menschliches  Leid  und  Elend  aufgrund  der  vielfältigen  Formen 
von  Ungerechtigkeit  haben  ein  Ausmaß  erreicht,  das  in  der  modernen  Ge- 
schichte ohnegleichen  ist.  Es  gibt  ein  Aufleben  des  Rassismus,  der  oft  selbst  eine 
Kriegsursache  ist.  Völker  sehen  sich  weiterhin  getrieben,  als  letzten  Ausweg  zu 
den  Waffen  zu  greifen,  um  sich  gegen  systemimmanente  Gewalt  zu  verteidigen 
oder  ihr  Recht  auf  Selbstbestimmung  oder  Unabhängigkeit  durchzusetzen. 
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7.  Während  täglich  der  Gegenwert  von  nahezu  zwei  Milliarden  US-Dollar  in  aller 
Welt  für  Rüstung  ausgegeben  wird,  steckt  die  Weltwirtschaft  in  einer  anhaltenden 
und  wachsenden  Krise,  die  alle  Länder  und  die  internationale  Sicherheit  be- 
droht. Das  Schreckgespenst  des  Wirtschaftskrieges,  wettbewerbsverzerrende  Geld- 
entwertungsmaßnahmen und  des  finanziellen  Ruins  ist  allgegenwärtig.  Diese 
Krise  hat  die  Ungerechtigkeit,  unter  der  die  Dritte  Welt  leidet,  noch  vergrößert, 
weil  sie  Millionen  von  Menschen  die  Befriedigung  lebenswichtiger  Bedürfnisse 
versagt.  Das  Scheitern  von  UNCTAD  VI  hat  Hoffnungen  auf  einen  sinnvollen 
Nord-Süd-Dialog  zunichte  gemacht.  Neben  vielen  anderen  Faktoren  stellen  die 
Verkettung  von  Wettrüsten  und  wirtschaftlicher  Entwicklung,  die  Auswirkungen  der 
steigenden  Verteidigungsetats  und  der  zunehmenden  wirtschaftlichen  Abhängig- 
keit der  Industriestaaten  von  der  Waffen  Produktion  und  die  daraus  folgende  Bela- 
stung des  internationalen  Systems  insgesamt  ganz  besondere  Gefahren  für  Frie- 
den und  Gerechtigkeit  dar. 

Kein  Frieden  ohne  Gerechtigkeit 

8.  Die  Völker  der  Erde  brauchen  Frieden  und  Gerechtigkeit.  Frieden  ist  nicht  nur 
Abwesenheit  von  Krieg.  Frieden  kann  nicht  auf  ungerechten  Strukturen  aufge- 
baut werden.  Frieden  setzt  eine  neue  Weltordnung  voraus,  die  begründet  ist  auf 
Gerechtigkeit  für  alle  und  in  allen  Völkern  und  auf  Respekt  für  die  gottgegebene 
Menschlichkeit  und  Würde  jedes  einzelnen.  Frieden,  sagt  uns  der  Prophet  Jesaja, 
ist  die  Frucht  der  Gerechtigkeit. 

9.  Die  Kirchen  sind  heute  aufgerufen,  ihren  Glauben  neu  zu  bekennen  und  Buße 
zu  tun  für  ihr  Schweigen  angesichts  von  Ungerechtigkeit  und  der  Bedrohung  des 
Friedens.  Für  die  Jünger  gibt  es  keine  Alternative  zur  biblischen  Vision  vom  Frie- 
den, der  Gerechtigkeit  für  alle  einschließt,  zur  Vision  der  Ganzheit  und  der  Einheit 
des  ganzen  Volkes  Gottes.  Dies  ist  das  Gebot  der  Stunde. 

Quelle:  Erklärung  zu  Frieden  und  Gerechtigkeit,  in:  Bericht  aus  Vancouver  1983.  Offizieller 
Bericht  der  Sechsten  Vollversammlung  des  ÖRK,  24.  Juli  bis  10.  August  in  Vancou- 
ver/Kanada,  hg.v.  Walter Müller-Römheld,  Frankfurt/M.  1983,  S.  160-1 68. 
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IV.3     Gewalt  und  Gewaltfreiheit 


73      Gewalt  und  Gewaltlosigkeit 

Sektion  II  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Die  ökumenische  Friedensethik  war  von  Anfang  an  gekennzeichnet  durch  das  Insistieren  auf 
Schlichtungsverfahren,  die  vor  der  Gewaltanwendung  und  dem  Krieg  liegen  -  erinnert  sei  bei- 
spielsweise an  die  Impulse  der  Church  Peace  Union  und  die  christlichen  Beiträge  zur  zweiten 
Haager  Friedenskonferenz  von  1907.  Die  Fragen  von  Gewalt  und  Gewaltlosigkeit  beschäftig- 
ten bereits  den  Weltbund  für  Freundschaftsarbeit  und  auch  die  Bewegung  „Life  and  Work"  in 
ihrer  Entstehungsphase  nach  dem  ersten  Weltkrieg.  Als  einer  der  Hauptstränge  der  ökume- 
nischen Bewegung  bemühte  sich  die  „Bewegung  für  Praktisches  Christentum"  auch  um  kriti- 
sche Aussagen  bezüglich  der  Institution  des  Krieges  als  etablierter  Form  politischer  Kon- 
fliktlösung. Während  es  damals,  sowie  später  in  Amsterdam  und  Evanston  vornehmlich  um 
die  Fragen  von  Pazifismus  und  zwischenstaatlicher  Gewaltanwendung  ging,  rückte  im  Verlauf 
der  sechziger  Jahre  -  ähnlich  wie  in  der  römisch-katholischen  Soziallehre  -  zunehmend  die 
Frage  von  Gewalt  und  Gewaltlosigkeit  im  (revolutionären)  Kampf  der  Völker  für  eine  gerech- 
tere soziale  Ordnung  in  den  Vordergrund.  In  einem  1966  auf  diesem  Hintergrund  sorgfältig 
abwägenden  Dokument  formuliert  die  Weltkonferenz  von  Church  and  Society  erstmals  die 
Frage,  ob  revolutionäre  Gewaltanwendung  per  se  schlimmere  Auswirkungen  habe  als  eine 
anhaltende  strukturelle  Gewalttätigkeit. 


83.  b)  Gewaltlosigkeit  und  Gewalt 

Zur  christlichen  Teilnahme  am  politischen  Leben  zum  Wohle  der  Menschen  ge- 
hört die  Infragestellung  aller  ungerechten  Systeme  und  der  Widerstand  gegen 
alle  hergebrachten  Interessen,  durch  die  Menschen  unterdrückt  werden.  Dieses 
Ringen  führt  zu  der  entscheidenden  Frage  nach  den  Methoden  des  Widerstan- 
des, die  ein  Christ  zu  Recht  anwenden  darf.  Die  eindeutige  christliche  Lehre  hin- 
sichtlich der  Achtung  des  Menschen  und  der  Feindesliebe  fordert  vom  Christen, 
nach  allen  möglichen  friedlichen  und  verantwortlichen  gewaltlosen  Formen  des 
Handelns  in  der  Gesellschaft  zu  suchen.  Er  muß  sich  mit  den  Formen  der  Gewalt- 
losigkeit vertraut  machen,  die  in  anderen  Situationen  wirksam  angewandt  wur- 
den, und  er  muß  schöpferisch  solche  Formen  anstreben,  die  in  seiner  eigenen 
Situation  sinnvoll  und  angemessen  sind.  Selbst  unter  den  schwierigsten  Bedin- 
gungen sollte  sich  der  Christ  in  seiner  beharrlichen  Herausforderung  des  Bösen 
durch  gewaltlose  Mittei  auszeichnen.   Einige   Christen  sind  der  Auffassung,  daß 
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die  Verpflichtung  zum  Zeugnis  mit  gewaltlosen  Mitteln  absolut  ist,  und  ihr  Zeug- 
nis muß  respektiert  werden. 

84.  Aber  Gewalt  ist  eine  sehr  starke  Wirklichkeit  unserer  Welt  sowohl  in  der  Form 
der  offenen  Gewaltanwendung  zur  Unterdrückung  als  auch  der  unsichtbaren  Ge- 
walt (violencia  blanca),  die  auf  Menschen  ausgeübt  wird,  die  zu  Millionen  Opfer 
der  Unterdrückung  und  ungerechter  Gesellschaftssysteme  waren  oder  noch  im- 
mer sind.  Darum  erhebt  sich  heute  oftmals  die  Frage,  ob  die  Gewalt,  durch  die  in 
einer  geplanten  Revolution  Blut  vergossen  wird,  nicht  ein  geringeres  Übel  sein 
könnte  als  die  Gewalt,  durch  die  zwar  kein  Blut  vergossen  wird,  die  aber  die  ge- 
samte Bevölkerung  zu  ewiger  Verzweiflung  verdammt.  Tatsächlich  haben  sich 
Christen  an  revolutionären  Prozessen  beteiligt,  welche  Gewalt  und  Mißachtung 
des  Rechts  nach  sich  zogen,  und  diese  Christen  warten  mit  einem  unruhigen 
Gewissen  auf  das  Verständnis  und  die  Führung  der  Kirche.  Andere  Christen  wi- 
dersetzen sich  mit  einem  unruhigen  Gewissen  derartigen  Aktionen.  Andere  wie- 
derum geben  sich  so  lange  zufrieden,  wie  „Recht  und  Ordnung"  gewahrt  sind. 

85.  Es  kann  nicht  erklärt  werden,  daß  absolute  Gewaltlosigkeit  die  einzig  mögli- 
che Position  für  Christen  ist.  Es  gibt  Situationen,  in  denen  Christen  zur  Gewalt- 
anwendung getrieben  werden  könnten.  Wann  immer  jedoch  Gewalt  angewandt 
wird,  muß  sie  als  eine  „letzte  Möglichkeit"  betrachtet  werden,  die  nur  in  außerge- 
wöhnlichen Situationen  gerechtfertigt  ist.  Anwendung  von  Gewalt  erfordert  eine 
genaue  Bestimmung  der  Ziele,  für  die  sie  angewandt  wird,  und  eine  klare  Er- 
kenntnis der  in  ihr  liegenden  Übel  und  das  Bemühen,  sie  immer  durch  Barmher- 
zigkeit zu  mildern.  Es  muß  auch  erkannt  werden,  daß  es  keine  Garantie  gibt,  daß 
die  tatsächlichen  Ergebnisse  der  Gewaltanwendung  den  erstrebten  Ergebnissen 
entsprechen  und  daß  die  Gewalt,  wenn  sie  einmal  freigesetzt  ist,  von  ihren  Initia- 
toren kontrolliert  werden  kann.  Wie  dem  auch  sei,  es  gibt  bestimmte  ethische 
Grundprinzipien,  die  schöpferisch  auf  die  spezifischen  Situationen  bezogen  wer- 
den müssen,  in  denen  sich  ein  Christ  befindet,  und  die  letzte  Entscheidung  muß 
sich  aus  einer  Synthese  dieser  beiden  Elemente  ergeben. 

Quelle:  Bericht  der  Sektion  II  „Wesen  und  Auftrag  des  Staates  in  einer  Zeit  des  Umbruchs", 
in:  Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft, hg.v.  ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfried  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967, 
S.170f 
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74      Gewalt,  Gewaltfreiheit  und  der  Kampf  um  soziale  Gerechtigkeit 

Studienbericht  vor  dem  Zentralausschuß,  Genf  1973 

Zwei  Ereignisse  standen  im  Hintergrund,  als  der  Zentralausschuß  1971  in  Addis  Abeba  das 
Referat  Church  and  Society  beauftragte,  eine  zweijährige  Studie  über  Probleme  und  Möglich- 
keiten der  Gewalt  und  Gewaltfreiheit  im  Kampf  um  soziale  Gerechtigkeit  durchzuführen.  Der 
am  4.  April  1968  in  Memphis  ermordete  Martin  Luther  King  war  eingeladen  gewesen,  den  Er- 
öffnungsgottesdienst der  vierten  Vollversammlung  am  4.  Juli  desselben  Jahres  in  Uppsala 
zu  halten.  In  ihrer  „Martin  Luther  King  -  Entschließung"  hatte  die  Vollversammlung  den  durch 
den  gewaltsamen  Tod  eingetretenen  großen  Verlust  für  die  Kirchen  in  der  ganzen  Welt  be- 
klagt und  den  Zentralausschuß  aufgefordert,  „nach  Möglichkeiten  zu  suchen,  wie  der  öku- 
menische Rat  der  Kirchen  Untersuchungen  über  gewaltlose  Methoden  zur  Herbeiführung  ei- 
nes sozialen  Umbruchs  fördern  könne"  (Bericht  aus  Uppsala  S.284).  Auf  der  anderen  Seite 
war  es  aufgrund  der  Kontroverse,  die  der  ÖRK  mit  seiner  humanitären  Unterstützung  von 
Gruppen,  die  wie  der  ANC  in  Südafrika  den  Rassismus  bekämpften,  ausgelöst  hatte,  not- 
wendig geworden,  die  Problematik  umfassender  aufzuarbeiten,  in  den  Studienprozeß  wurden 
entsprechend  der  Tradition  von  Church  and  Society  Vertreter  und  Vertreterinnen  der  unter- 
schiedlichsten Positionen  integriert:  die  historischen  Friedenskirchen,  Kirchen  in  der  Tradi- 
tion des  „gerechten  Krieges",  Friedensaktivisten,  im  Bereich  des  gewaltlosen  Widerstand 
engagierte  Menschen  etc.  Nach  Konsultationen  1971  in  Nemi  (Italien)  und  1972  in  Cardiff 
(Wales),  sowie  im  Rückgriff  auf  die  Tätigkeit  einer  Arbeitsgruppe  zum  Thema  „Jesus  und  die 
Macht"  konnten  S.L.  Parmar  und  L.C.  Birch  dem  Zentralausschuß  in  Genf  1973  nachfol- 
gende (im  Original  15-seitige)  Erklärung  vorlegen,  deren  Ziel  es  war,  Licht  in  die  kirchliche 
Debatte  zu  bringen,  nicht  aber  sie  zu  beenden. 

Die  Debatte  über  Gewalt  und  Gewaltlosigkeit  wurde  10  Jahre  später  unter  anderen  Rahmen- 
bedingungen in  der  ökumenischen  Konsultation  von  Ballycastle,  die  vom  ÖRK  und  der  Cor- 
rymeela  Community  in  Nordirland  durchgeführt  wurde,  wiederaufgenommen.  Der  (in  dieser 
Sammlung  nicht  aufgenommene)  Studienbericht  „Violence,  Nonviolence  and  Civil  Conflict", 
WCC,  Geneva  1983,  weist  deutlich  über  den  vordergründigen  Gegensatz  der  beiden  Extreme 
„Gewalt"  und  „Gewaltlosigkeit"  hinaus  und  versucht,  die  ökumenische  Friedensethik  über  den 
Antagonismus  der  Positionen  des  reinen  Pazifismus  einerseits  und  der  Lehre  vom  gerechten 
Krieg  andererseits  hinauszuführen.  Auf  dem  Hintergrund  einer  zunehmenden  Zahl  gewaltsa- 
mer Zivilkonflikte  richtet  sich  die  Aufmerksamkeit  neu  auf  die  Rolle  der  Kirchen  in  der  Kon- 
fliktprävention und  als  Friedensschlichter. 


1.  Das  Problem  der  christlichen  Verantwortung  in  einer  Welt  der  Macht  und  der 
Gewalt  ist  so  alt  wie  die  Kirche  selbst.  (...) 

2.  Heute  jedoch  ist  dieses  Problem  aus  verschiedenen  Gründen  auf  ganz  neue 
Weise  akut  geworden,  denn 
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a)  Kirchen  und  Christen  erkennen,  daß  sie  zu  selten  auf  der  Seite  der  Armen  und 
Unterdrückten  gestanden  haben.  Zu  häufig  haben  sie  die  Mächte  einer  unge- 
rechten gesellschaftlichen  Ordnung  unterstützt.  Häufig  haben  sie  aus  der  Armut 
anderer  Nutzen  gezogen.  In  der  Vergangenheit  haben  sie,  wenn  sie  an  der 
Macht  waren,  Gewalt  angewendet  gegenüber  Vertretern  anderer  Religionen  oder 
Ideologien.  Ihre  erste  Reaktion  auf  dieses  Problem  muß  ein  Wort  der  Buße  sein. 
Buße  aber  bedeutet  Verwandlung  der  Herzen  und  Sinne  und  neue  Formen  des 
Handelns  für  Gerechtigkeit. 

b)  Millionen  von  Christen  sehen  sich  heute  in  ihrem  eigenen  Leben  mit  dieser 
Frage  konfrontiert:  sollen  sie  sich  einer  gewaltsamen  Bewegung  der  Armen  und 
Unterdrückten  in  ihren  Ländern  anschließen,  um  eine  ungerechte  Ordnung  zu 
zerstören,  die  auf  andere  Weise  offenbar  nicht  verändert  werden  kann,  oder  sol- 
len sie  in  Passivität  verharren  und  infolgedessen  die  Verantwortung  übernehmen 
für  das  Fortbestehen  der  Ungerechtigkeit?  In  ihrem  Gewissenskonflikt  suchen  sie 
bei  der  Kirche  Rat  und  Hilfe. 

c)  Christen  und  Kirchen  stehen  in  ihrer  Arbeit  für  die  ganze  Zukunft  der  Mensch- 
heit in  einem  gemeinsamen  Engagement  mit  Vertretern  anderer  Religionen  und 
Ideologien.  Sie  können  sich  nicht  einfach  damit  begnügen,  die  Wunden  der 
Menschen  zu  versorgen.  (...) 

d)  Der  Einfluß,  den  die  Gewalt  heute  auf  das  Leben  der  Menschen  ausübt,  ist  zu 
etwas  Dämonischem  geworden.  Im  Leben  mancher  Nationen  und  vieler  Völker, 
die  unnachsichtig  unterdrückt  werden,  ähnelt  die  Gewalt  eher  einer  Sucht  als  ei- 
nem rationalen  Verhalten.  Fernsehen,  Film  und  Literatur  haben  uns  an  gewalttä- 
tige Szenen  gewöhnt.  Brutalität  der  Polizei  und  Gebrauch  von  Schußwaffen 
werden  im  bürgerlichen  Leben  weitgehend  akzeptiert.  In  vielen  Nationen  beherr- 
schen militärische  Überlegungen  in  zunehmendem  Maße  das  wirtschaftliche  und 
politische  Leben.  In  einigen  haben  Militärregime  die  Macht  übernommen.  In 
den  ärmeren  Bevölkerungsschichten  und  unter  der  Jugend  ist  in  vielen  Ländern 
die  Häufigkeit  von  Morden,  Überfällen  und  kleineren  Verbrechen  ungewöhnlich 
groß.  (...) 

e)  Neue  und  hochentwickelte  gewaltfreie  Bewegungen  für  Gerechtigkeit  und 
Freiheit  haben  in  der  jüngsten  Vergangenheit  für  die  Welt  und  für  die  Kirchen  In- 
spiration und  Herausforderung  bedeutet.  Einige  dieser  Bewegungen,  zum  Bei- 
spiel diejenige  Mahatma  Gandhis,  waren  nicht-christliche,  andere  wiederum  - 
diejenige  Martin  Luther  Kings  zum  Beispiel  -  waren  christliche  Bewegungen.  Ihr 
gemeinsames  Zeugnis  hat  die  Kirchen  der  Welt  dazu  veranlaßt,  die  Form  ihres 
Engagements  im  Kampf  um  Gerechtigkeit  und  Frieden  in  der  Welt  von  neuem  zu 
überprüfen.  (...) 
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Der  Gewissenskonflikt  des  Christen 

6.  Gewalt  ist  für  Christen  kein  abstraktes  Problem.  Als  Personen  und  Gemein- 
schaften sind  Christen  tagtäglich  von  Gewalt  umgeben.  Häufig  stellen  sie  fest, 
daß  sie  freiwillig  oder  gegen  ihren  Willen  an  einem  Gesellschaftssystem  partizi- 
pieren, das  Gewalt  verkörpert  und  praktiziert.  Vielleicht  entscheiden  sie  sich  be- 
wußt für  die  gewaltsame  oder  gewaltfreie  Aktion,  um  Recht  und  Ordnung  auf- 
rechtzuerhalten oder  einen  Wandel  herbeizuführen.  Vielleicht  benutzen  sie  die 
Macht  des  Staates  oder  des  Gesetzes,  um  die  Gerechtigkeit  zu  fördern,  oder  viel- 
leicht bekämpfen  sie  auch  den  Staat  und  werden  zu  Gesetzesübertretern  im  Na- 
men der  Gerechtigkeit.  Eine  allgemeine  Aussage  über  ihren  Konflikt  muß  uns 
versagt  bleiben,  es  sei  denn,  wir  tragen  den  konkreten  Situationen,  in  denen 
Christen  ihrem  Glauben  lebendigen  Ausdruck  zu  verleihen  suchen,  Rechnung. 
(...) 

Verpflichtung  auf  Christus 

13.  Welche  Orientierungshilfe  bietet  sich  uns,  wenn  wir  uns  der  Ursprungssitua- 
tion unseres  Glaubens  zuwenden? 

14.  Als  Christen  suchen  wir  in  Jesus  Christus  Klarheit  zu  erlangen  über  unser 
Handeln  in  einer  von  Gewalt  beherrschten  Welt.  Wir  suchen  diese  Klarheit  in  sei- 
nen Worten  ebenso  wie  in  seinen  Taten.  Gottes  Liebe  kommt  zu  allen  Menschen 
in  ihrem  Leiden  und  in  ihrer  Not,  in  ihrer  Armut  und  Machtlosigkeit,  aber  auch  in 
der  Verwirrung,  die  Reichtum  und  Macht  mit  sich  bringen.  Christus  steht  auf  der 
Seite  der  Armen  und  Leidenden  und  stellt  jene,  die  durch  den  eigennützigen 
Gebrauch  ihres  Reichtums  oder  ihrer  politischen  oder  religiösen  Macht  Armut 
und  Leid  verursachen,  vor  Gottes  Gericht. 

15.  Es  ist  uns  eindeutig  bezeugt,  daß  Jesus  von  Nazareth  keine  Gewalt  gegen  die 
Mächtigen  im  Namen  der  Schwachen,  der  Armen  und  der  Leidenden  gebraucht 
hat,  obwohl  er  sich  mit  ihnen  identifizierte  und  sie  sich  für  die  Verkündigung  des 
Evangeliums  als  besonders  offen  erwiesen.  Die  Geschichte  beweist  vielmehr,  daß 
er  selbst  die  ungerechte  Gewalt  der  Mächtigen  erlitt  bis  hin  zu  seinem  Tode  am 
Kreuz.  Dies  ist  die  Voraussetzung  für  seine  Autorität  und  seine  Macht  als  der  auf- 
erstandene Herr,  der  alle  Gewalten  und  alle  Mächte  des  Leidens  und  sogar  den 
Tod  überwindet. 

16.  Welche  Konsequenzen  ergeben  sich  aus  diesem  Beispiel  für  uns  in  unserer 
Zeit?  In  dieser  Frage  sind  sich  die  Christen  einschließlich  der  Ausschußmitglie- 
der nicht  einig.  Einige  vertreten  die  Auffassung,  daß  Jesu  Verzicht  auf  Gewalt 
ein  Zufall  oder  situationsbedingt  sei  und  daß  in  anderen  Kontexten  dasselbe  En- 
gagement für  Gerechtigkeit  und  Offenheit  gegenüber  menschlicher  Not  zu  völlig 
anderen  Imperativen  und  auch  zu  gewaltsamen  Maßnahmen  führen  könne  mit 
dem  Ziel,  eine  relativ  gerechte  Ordnung  zu  bewahren  oder  eine  ungerechte 
Ordnung  anzugreifen.  Andere  sehen  in  der  Tatsache,  daß  Jesus  den  Weg  der  Ze- 
loten zurückgewiesen  hat,  eine  Entscheidung,  die  so  grundlegend  ist  für  die  De- 
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finition  seiner  Sendung,  so  typisch  für  die  ethische  Problematik  jeder  Situation 
und  die  eine  so  unmißverständliche  Bestätigung  erhält  durch  die  übrige  Heilige 
Schrift  und  die  Erfahrung  der  Kirchen,  daß  ihr  als  Orientierungshilfe  bleibende 
Geltung  zukommt. 

17.  Wir  sind  jedoch  einig  darüber,  daß  Jesu  Gebot,  alle  Menschen  zu  lieben,  das 
unerschütterliche  Fundament  sein  muß  für  all  unser  Handeln.  Es  gebietet  uns 
Liebe  zu  unseren  Freunden  ebenso  wie  zu  unseren  Feinden  und  schließt  jegli- 
chen Haß  gegen  Personen,  Gruppen,  Klassen,  Völker  oder  Rassen  aus.  "Ich  aber 
sage  euch:  Liebet  eure  Feinde;  segnet,  die  euch  fluchen;  tut  wohl  denen,  die 
euch  hassen;  bittet  für  die,  so  euch  beleidigen  und  verfolgen."  (Mat.  5,44)  (...) 

19.  Es  besteht  Übereinstimmung  darüber,  daß  jeder  Kampf  gegen  den  Miß- 
brauch der  Macht  das  Streben  einschließen  muß,  Gerechtigkeit  und  Freiheit  in 
Übereinstimmung  mit  Gottes  Heilsplan  für  alle  Menschen,  auch  für  unsere 
Feinde,  in  Gegenwärt  und  Zukunft  zu  verwirklichen  (Rom.  12,19  -  21).  (...) 

Menschliche  Macht  unter  Gottes  Gebot  (...) 

22.  Wir  sind  uns  einig  darüber,  daß  unter  Gottes  Auftrag  Regierungen  legitim 
funktionieren,  wenn  sie  die  Macht  des  Einzelnen  im  Interesse  universaler  Gerech- 
tigkeit einschränken,  die  Menschenrechte  gewährleisten  und  dem  öffentlichen 
Wohl  dienen.  Zu  diesem  Zweck  wenden  sie  Zwang  an,  der  durch  das  Gesetz  ge- 
lenkt wird.  Wenn  eine  Regierungsmacht  dies  tut,  besitzt  sie  Autorität,  die  wir  an- 
erkennen müssen,  selbst  wenn  wir  mit  einigen  Gesetzen  vielleicht  nicht  einver- 
standen sind  und  sie  zu  ändern  suchen.  Eine  gerechte  Regierung  schafft  ein  Sy- 
stem von  Gesetzen,  in  dessen  Rahmen  widerstreitende  Interessen  und  Stand- 
punkte ausgetragen  werden  können.  Ein  solches  System  bedient  sich  nicht  nur 
der  Mittel  des  Zwangs,  sondern  auch  der  Überzeugung  und  leistet  Hilfe  auf  vielen 
Ebenen:  im  Bildungsbereich,  bei  Arbeiten  der  öffentlichen  Hand  und  Investitio- 
nen, bei  der  Planung  und  Regulierung  der  Wirtschaft,  bei  der  Förderung  des 
Friedens  und  der  Harmonie  unter  verschiedenen  gesellschaftlichen  Gruppen. 

23.  Alle  menschlichen  Mächte  stehen  jedoch  in  der  Versuchung,  ihre  Machtbe- 
fugnis zu  mißbrauchen  und  zu  überschreiten.  Beinahe  definitionsgemäß  ist  die 
Regierung  Vollstreckerin  einer  Macht,  die  sie  gewaltsam  durchsetzen  kann.  Sie 
kann  den  Interessen  des  Gemeinwohls  oder  ungerechten  Privilegien  dienen  - 
meistens  tut  sie  beides.  (...) 

24.  Einige  Formen  der  Macht,  insbesondere  der  wirtschaftlichen  und  technologi- 
schen Macht,  werden  darüber  hinaus  nur  unzureichend  von  gerechten  Gesetzen 
unter  Kontrolle  gehalten.  Diese  Mächte  sind  in  noch  viel  stärkerem  Maße  der 
Versuchung  zur  Gewalt  ausgesetzt,  und  wenn  man  sie  in  Schranken  haben  will, 
müssen  diejenigen,  die  durch  ihr  Wirken  Schaden  erleiden  und  alle,  die  sich  für 
die  Gerechtigkeit  einsetzen,  ihnen  effektiven  Widerstand  leisten. 
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25.  Die  Mächte,  von  denen  hier  die  Rede  ist,  haben  ihren  Ursprung  in  den  Ambi- 
tionen und  Sehnsüchten,  in  den  Ängsten  und  Hoffnungen  der  Menschen.  Doch 
reichen  sie  über  den  einzelnen  Menschen  hinaus  und  unterwerfen  ihn.  Dort,  wo 
das  Neue  Testament  von  den  Gewalten  und  Mächten  dieser  Welt  spricht,  erkennt 
es  ihren  zwiespältigen  Charakter  an.  Die  Gewalten  und  Mächte  dieser  Welt  kön- 
nen sich  Gott  und  der  menschlichen  Gerechtigkeit  widersetzen.  Sie  können  ge- 
walttätig werden,  und  in  diesem  Fall  müssen  Christen  ihnen  Widerstand  leisten 
(Eph.  Kap.  6).  Gleichzeitig  sind  Christen  aufgerufen,  diesen  Mächten  Zeugnis 
abzulegen  von  Gottes  Heilsplan  für  diese  Welt  in  Christus,  dem  sie  durch  seine 
Erlösung  angehören  (Eph.  3,9-11).  Die  Kirche  hat  dieses  Amt  gegenüber  den 
Strukturen  und  Mächten  der  Politik  und  der  Wirtschaft,  die  in  ihrem  Vorgehen 
häufig  gewalttätig  sind.  Als  Christen  müssen  wir  dem  Übel  struktureller  Gewalt 
Wderstand  leisten.  In  Gehorsam  gegenüber  unserem  Herrn  müssen  wir  uns  als 
Christen  auf  die  Seite  der  Armen  und  Unterdrückten  stellen.  Wir  tun  dies  als  Kir- 
che, die  die  Reichen  und  die  Armen  in  sich  schließt.  Wir  tun  dies  als  Dienst  an 
diesen  Mächten,  indem  wir  sie  zu  Dienern  jenes  Bundes  zu  machen  suchen,  zu 
dem  Gott  alle  Menschen  in  Freiheit  und  gegenseitiger  Verantwortung  hinführen 
will. 

26.  Wir  sind  uns  deshalb  einig,  daß  das  Ziel  des  Widerstandes  gegen  eine  unge- 
rechte und  illegitime  Macht  nicht  die  Vernichtung  eines  Feindes,  sondern  die 
Herstellung  einer  gerechteren  Ordnung  sein  sollte,  in  der  verschiedene  Gruppen 
und  Mächte  übereinkommen,  miteinander  versöhnt  in  Frieden  zu  leben.  Keine 
menschliche  Ideologie  oder  Institution,  sondern  Gott  allein  setzt  den  Maßstab  für 
die  Gerechtigkeit.  Niemand  unter  uns  ist  gerecht  genug,  um  einen  totalen  Sieg 
zu  erstreben  oder  eine  Gesellschaft  zu  fordern,  in  der  einzig  und  allein  unsere 
Vorstellungen  von  Gerechtigkeit  und  unsere  Ideale  Geltung  besitzen.  Daher  wer- 
den Christen  eine  Gesellschaft  zu  verwirklichen  suchen,  in  der  alle  Menschen 
und  Gruppen  an  Entscheidungen,  die  das  Allgemeinwohl  betreffen,  mitwirken 
können.  (...) 

Gewalt  und  Gewaltfreiheit  als  Möglichkeit  der  Aktion 

28.  Diese  Realität  schafft  den  Kontext,  in  dem  wir  die  Methoden  des  Widerstan- 
des gegen  eine  ungerechte  und  unterdrückerische  politische  oder  wirtschaftliche 
Macht  prüfen  müssen.  In  dieser  Frage  lassen  sich  unter  uns  drei  deutlich  vonein- 
ander abgegrenzte  Standpunkte  ausmachen: 

a)  Einige  vertreten  die  Auffassung,  daß  die  gewaltfreie  Aktion  die  einzige  Mög- 
lichkeit darstellt,  die  sich  mit  dem  Gehorsam  gegenüber  Jesus  Christus  vereinba- 
ren läßt.  Sie  sind  sich  bewußt,  daß  die  gewaltfreie  Aktion  harte  Disziplin  bedeutet 
und  häufig  erfolglos  sein  wird.  Sie  lehnen  es  ab,  Gewaltfreiheit  als  Strategie  zur 
Lösung  sozialer  Probleme  lediglich  durch  ihren  Erfolg  zu  rechtfertigen.  Für  sie 
bedeutet  gewaltfreie  Aktion  ein  Zeugnis  für  die  alles  überragende  Macht  Gottes 
in  Jesus  Christus,  eine  Form  des  Glaubens,  der  seine  Rechtfertigung  einzig  und 
allein  in  ihm  und  in  seiner  Macht  findet. 
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b)  Andere  wiederum  sind  bereit,  unter  extremen  Bedingungen  den  gewaltsamen 
Widerstand  als  notwendig  und  als  christliche  Pflicht  zu  akzeptieren,  doch  wen- 
den sie  auf  den  gewaltsamen  Widerstand  Kriterien  an,  die  jenen  vergleichbar 
sind,  die  sie  für  einen  gerechten  Krieg  geltend  machen.  Nicht  nur,  daß  die  Sa- 
che gerecht  und  alle  anderen  Möglichkeiten  bereits  erschöpft  sein  müssen  -  dar- 
über hinaus  muß  auch  ein  vernünftiges  Maß  an  Hoffnung  bestehen,  daß  der  ge- 
waltsame Widerstand  zum  gewünschten  Ziel  führt,  müssen  die  Methoden  gerecht 
sein  und  eine  positive  Vorstellung  von  der  Ordnung  bestehen,  die  nach  der  er- 
folgreichen Anwendung  von  Gewalt  errichtet  werden  soll.  In  diesem  Sinne  gilt 
Gewalt  als  die  ultima  ratio.  Sie  ist  ein  Akt  der  Freiheit,  der  mit  aller  Schuld,  die 
er  mit  sich  bringt,  nur  ausgeführt  werden  kann  im  Vertrauen  auf  das  endgültige 
Gericht  Gottes. 

c)  Andere  wiederum  befinden  sich  bereits  in  einer  Situation,  die  von  Gewalt  be- 
herrscht wird  und  in  der  ihnen  keine  andere  Wahl  bleibt,  als  sich  an  der  Gewalt 
zu  beteiligen.  Für  sie  bedeutet  Gewaltfreiheit  nur  dann  eine  Alternative,  wenn  sie 
sich  ganz  und  gar  aus  dem  Kampf  um  Gerechtigkeit  zurückziehen.  In  dieser  Si- 
tuation liegt  das  Problem  darin,  die  Gesamtsumme  der  Gewalt  in  der  gegebenen 
Situation  zu  reduzieren  und  Menschen  für  gerechte  und  friedliche  Beziehungen 
zueinander  zu  befreien.  Gewalt  kann  erst  dann  aufhören,  wenn  zuvor  eine  relativ 
gerechte  Ordnung  geschaffen  wurde.  Das  Problem  der  christlichen  Verantwor- 
tung besteht  also  darin,  die  Methoden  bei  der  Austragung  eines  Konflikts  zu  hu- 
manisieren und  wo  immer  möglich  innerhalb  des  Konflikts  Strukturen  zu  schaffen. 

29.  In  diesen  drei  sich  grundsätzlich  unterscheidenden  Auffassungen  konnten  wir 
keine  Einigkeit  erzielen.  Dabei  sind  wir  jedoch  von  dreierlei  überzeugt: 

a)  Es  gibt  bestimmte  Formen  der  Gewalt,  an  der  sich  Christen  nicht  beteiligen 
dürfen  und  die  die  Kirchen  verurteilen  müssen.  Es  gibt  Ziele  der  Gewaltanwen- 
dung -  die  Unterwerfung  eines  Volkes  durch  ein  anderes  oder  vorsätzliche  Unter- 
drückung einer  Klasse  oder  Rasse  durch  eine  andere  -  die  gegen  die  göttliche 
Gerechtigkeit  verstoßen.  Es  gibt  in  der  Auseinandersetzung  Mittel  der  Gewaltan- 
wendung -  die  Folterung  in  allen  ihren  Formen,  die  Gefangenhaltung  unschuldi- 
ger Geiseln  und  die  vorsätzliche  und  wahllose  Tötung  unschuldiger  Nonkombat- 
tanten  zum  Beispiel  -  die  die  Seele  des  Täters  ebenso  unausweichlich  zerstören 
wie  das  Leben  und  die  Gesundheit  des  Opfers. 

b)  Wr  sind  davon  überzeugt,  daß  die  Kirche  und  die  Widerstandsbewegungen 
der  Methodik  und  Technik  der  Gewaltfreiheit  im  Kampf  um  eine  gerechte  Gesell- 
schaft noch  längst  nicht  genügend  Aufmerksamkeit  gewidmet  haben.  Die  syste- 
matische Anwendung  von  Kampfmethoden,  die  nicht  auf  die  Vernichtung,  son- 
dern auf  die  Wandlung  des  Gegners  abzielen  und  der  Einsatz  von  Mitteln,  die 
die  Chance  eines  politischen  Verhältnisses  zu  ihm  nicht  von  vornherein  aus- 
schließen, eröffnen  einen  breiten  Fächer  von  Möglichkeiten,  mit  deren  Hilfe  Ge- 
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walt  und  Blutvergießen  vermieden  und  gewaltsame  Konflikte,  die  sich  bereits  zu- 
spitzen, entschärft  werden  können.  Die  gewaltfreie  Aktion  ist  ein  noch  verhältnis- 
mäßig unerforschtes  Gebiet:  Initiativen,  die  verschiedene  Gruppen  oder  Perso- 
nen zur  näheren  Erkundung  dieses  Gebietes  ergreifen,  verdienen  die  weitestmög- 
liche Unterstützung  des  ÖRK  und  der  Kirchen.  . 

c)  Einige  allzu  schnell  und  leicht  formulierte  Postulate  zur  Frage  der  Gewaltfrei- 
heit, die  in  der  jüngsten  Debatte  immer  wieder  auftauchen,  lehnen  wir  dagegen 
ab.  Die  gewaltfreie  Aktion  ist  hochpolitisch  und  kann  außerordentlich  kontrovers 
sein.  Sie  ist  nicht  frei  von  jenem  Kompromiß  und  jener  Zwiespältigkeit,  voller 
Macht  und  Gegenmacht  einer  auf  Liebe  beruhenden  Ethik  konkrete  Gestalt  zu 
verleihen,  und  sie  ist  nicht  unbedingt  unblutig.  Darüber  hinaus  waren  die  meisten 
Freiheitskämpfe  -  und  die  meisten  Aktionen  von  Regierungen  -  in  Wirklichkeit 
eine  Mischung  von  gewaltsamer  und  gewaltfreier  Aktion.  Eine  gewaltfreie  Bewe- 
gung erzeugt  als  Randprodukt  unter  Umständen  Gewalt  und  steht  damit  vor  dem 
Problem  ihrer  Beherrschung.  Ein  bewaffneter  Kampf  kann  unter  Umständen  auch 
gewaltfreie  Dimensionen  aufweisen,  wie  zum  Beispiel  Bildungsmaßnahmen,  mit 
denen  man  den  Feind  überzeugen  und  für  sich  zu  gewinnen  sucht.  In  ein  und 
derselben  Bewegung  kämpfen  Anhänger  und  Gegner  der  Gewalt  unter  Umstän- 
den für  dasselbe  Ziel.  In  allen  diesen  Situationen  werden  Christen  vor  schweren 
Entscheidungen  stehen.  Je  mehr  diese  Entscheidungen  vom  Geist  der  Verant- 
wortung und  vom  Wissen  um  konstruktive  gewaltfreie  Alternativen  getragen  sind, 
desto  kreativer  können  sie  sein. 

Gegenseitige  Herausforderung  und  Hilfe 

30.  Christen,  die  sich  mit  dieser  Problematik  auseinandersetzen,  müssen  sich  vor 
dem  Anschein  hüten,  als  wollten  sie  Menschen,  die  sich  in  einer  ganz  und  gar 
anderen  Situation  befinden,  Strategien  und  Taktiken  diktieren.  Keine  dieser  Stra- 
tegien oder  Taktiken  kann  universelle  Gültigkeit  beanspruchen  und  alle,  die  au- 
ßerhalb eines  bestimmten  Gesellschaftskonflikts  leben,  tun  gut  daran,  sich  davor 
zu  hüten,  anderen  gewaltsame  oder  gewaltfreie  Strategien  anzuempfehlen,  so 
lange  nicht  sie,  sondern  andere  den  Preis  dafür  zahlen  müssen,  daß  sie  die  eine 
oder  andere  Strategie  befolgt  haben.  Besonders  diejenigen,  die  einen  beque- 
men Platz  dicht  an  der  Spitze  der  sozio-ökonomischen  Pyramide  der  Welt  haben, 
müssen  sich  der  schwerwiegenden  Grenzen,  die  ihnen  ihr  Reichtum  auferlegt, 
genau  bewußt  sein,  wenn  es  darum  geht,  anderen,  die  weniger  angenehm  pla- 
ziert sind,  moralische  Ratschläge  zu  erteilen. 

31.  Unter  dieser  Einschränkung  ist  es  jedoch  wesentlich,  daß  der  Prozeß  des  sich 
gegenseitig  Infragestellens  und  Helfens  weitergeht  und  ausgeweitet  wird.  Viele 
dieser  Einzelsituationen,  die  sich  scheinbar  so  sehr  voneinander  unterscheiden, 
weisen  in  Wirklichkeit  viele  Gemeinsamkeiten  auf,  und  in  der  ganzen  Welt  ist  den 
Menschen  und  den  widerstreitenden  Parteien  in  einem  Konflikt  das  Gefühl  der 
Furcht  und  der  Frustration  gemein.  Ferner  muß  der  Dialog  zwischen  den  Christen 
auf  breitestmöglicher  Basis  geführt  werden,  denn  Christen,  die  mit  den  Macht- 
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Zentren  der  Welt  in  Verbindung  stehen,  tragen  für  die  geheime  oder  offen  zuta- 
geliegende Anwendung  von  Gewalt  an  weit  entlegenen  Orten  mehr  Verantwor- 
tung, als  ihnen  vielfach  klar  ist.  Die  ökumenische  Bewegung  hat  uns  außerdem 
gelehrt,  wie  wichtig  es  ist,  daß  wir  uns  unbequeme  Fragen  vorlegen,  die  unsere 
allzu  leicht  und  schnell  geschlossenen  Kompromisse  mit  den  verschiedenen  Kul- 
turen, in  denen  wir  leben  und  Zeugnis  ablegen,  in  Frage  stellen;  sie  hat  uns  auf 
eindringliche  Weise  klar  gemacht,  daß  Christen  angesichts  dieser  Probleme  poli- 
tischer und.  sozialer  Gerechtigkeit  nicht  gleichgültig  bleiben  können. 

Quelle:  Bericht  über  die  Studie  Gewalt,  Gewaltfreiheit  und  der  Kampf  um  soziale  Gerechtig- 
keit, in:  epd-Dokumentation  Nr.35/73,  S. 47-63  (vgl.  auch  ökumenische  Rundschau  22 
(1973),  S. 533-548).  Engl.  Fassung:  Violence,  Nonviolence  and  Civil  Conflict,  Geneva,  WCC, 
1983 


75  Christus  -  gekreuzigt  und  auferstanden  -  fordert  menschliche  Macht 
heraus 

Sektion  IV  der  Weltmissionskonferenz,  Melbourne  1980 

Die  Weltmissionskonferenz  in  Melbourne  stand  unter  dem  Thema  „Dein  Reich  komme".  In 
dieser  Orientierung  stellte  sie  sich  bewußt  dem  Problem,  daß  Evangelisierung  ohne  konkrete 
„Einmischung"  (involvement)  in  die  herrschenden  Machtverhältnisse  so  wenig  denkbar  ist  wie 
christliche  „Einmischung"  ohne  Evangelisierung.  Auch  im  missionstheologischen  Zusam- 
menhang kam  es  zu  einer  Diskussion  über  Gewalt  und  Gewaltlosigkeit. 


Leiden  und  Gewalt 

10.  Wir  glauben,  daß  der  gekreuzigte  Christus  an  der  Qual  der  Leidenden  dieser 
Welt  teilnimmt,  und  daß  der  auferstandene  Christus  eine  innere  Verwandlung  des 
Leidens  bewirken  kann,  so  daß  es  eine  Macht  gewinnt,  die  von  der  Macht  des 
Kreuzes  abgeleitet  ist.  Eine  neue  Solidarität  wird  unter  denen  geschaffen,  die 
gemeinsam  leiden,  und  neue  Kräfte  werden  entdeckt. 

Wenn  wir  auch  an  die  Christen  denken,  die  um  ihres  christlichen  Glaubens  willen 
unter  verschiedenen  politischen  Regimen  leiden,  dann  drängen  wir  darauf,  daß 
die  Menschenrechte  und  Religionsfreiheit  in  ihrem  Falle  respektiert  werden.  Wir 
erkennen  voller  Reue,  daß  wir  Christen  in  der  Vergangenheit,  und  in  anderer 
Form  auch  heute  noch,  die  Religionsfreiheit  nicht  als  unveräußerliches  Recht 
menschlicher  Wesen  geachtet  haben. 
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11.  (...)  Gewalt  ist  eine  Tatsache  des  Lebens,  ganz  gleich  wie  unsere  Lage  sein 
mag,  Sie  ist  eine  Tatsache,  aber  kein  Schicksal,  und  Christen  müssen  sich  des- 
halb entschlossen  der  Macht  der  Gewalt  widersetzen. 

Uns  ist  bewußt,  daß  Christen  heute  verschiedene  Wege  wählen,  um  der  Gewalt 
zu  widerstehen.  Wir  möchten  die  Praxis  der  Gewaltlosigkeit  als  unverzichtbaren 
Teil  christlichen  Gehorsams  bekräftigen,  und  wir  rufen  die  Kirchen  auf,  all  denen 
Unterstützung  zukommen  zu  lassen,  die  sich  für  ein  Leben  der  Gewaltlosigkeit 
entschieden  haben.  In  gewissen  Fällen  muß  vielleicht  erlösendes  und  stellvertre- 
tendes Leiden,  wie  das  unseres  Herrn,  von  seinen  Nachfolgern  gewählt  werden, 
um  der  Gewalt  mit  leidender  Liebe  entgegenzuwirken  -  den  Weg  des  Kreuzes 
gehen.  Trotzdem  gibt  es  Situationen,  wo  Christen  ihre  Gemeinschaften  in  Gewalt 
verwickelt  finden.  Unter  diesen  Umständen  sollten  die  Kirchen,  ohne  sich  ganz 
mit  einer  politischen  Bewegung  zu  identifizieren,  ihre  Solidarität  mit  jenen 
NichtChristen  und  anderen  konkret  zum  Ausdruck  bringen,  die  in  Gegengewalt 
verwickelt  werden,  um  von  der  unerträglichen  Gewalt  der  Unterdrücker  frei  zu 
werden.  Es  ist- für  alle  wichtig,  im  Auge  zu  behalten,  daß  die  globale  Bedrohung, 
die  von  wachsendem  Militarismus  in  den  vor  uns  liegenden  Jahren  verursacht 
wird,  einer  Entscheidung  zugunsten  von  Gewaltlosigkeit  zusätzliches  Gewicht 
geben  kann. 

Quelle:  Dein  Reich  komme.  Weltmissionskonferenz  in  Melbourne  1980,  Darstellung  und  Do- 
kumentation, hg.v.  Martin  Lehmann-Habeck,  Frankfurt  1980,  S.170f 


76      Programm  zur  Überwindung  von  Gewalt 

Zwischenbericht  vor  dem  Zentralausschuß,  Genf  1995 

Auf  seinem  Treffen  in  Johannesburg  im  Januar  1994  rief  der  Zentralausschuß  das  Pro- 
gramm zur  Überwindung  der  Gewalt  ins  Leben.  Fernziel  war,  einen  kirchlichen  Beitrag  zur 
Transformation  der  weltumspannenden  Kultur  der  Gewalt  hin  zu  einer  Kultur  des  gerechten 
Friedens  zu  erarbeiten.  Im  Juni  1994  fand  als  ein  erster  Schritt  im  Rahmen  dieses  Pro- 
gramms in  Corrymeela  (Nordirland)  eine  Konsultation  über  gewaltlose  Ansätze  zur  Konfliktlö- 
sung statt,  zu  der  63  in  ihren  lokalen  Kontexten  selbst  an  Konfliklösungen  arbeitende  Frauen 
und  Männer  aus  41  Ländern  eingeladen  waren.  Im  August  desselben  Jahres  trafen  sich  in 
Bossey  (Schweiz)  22  Personen,  die  sich  in  verschiedenen  Teilen  der  Welt  für  friedliche  Ver- 
änderungen in  Konflikt-  und  Gewaltsituationen  einsetzen  zu  einem  Workshop  unter  dem  Titel 
„Mit  Unterschieden  leben".  1995  legte  die  verantwortliche  Kommission  innerhalb  der  Pro- 
grammeinheit III  „Justice,  Peace  &  Creation"  dem  Zentralausschuß  den  folgenden  Zwi- 
schenbericht zu  den  Arbeitshypothesen  und  Grundsätzen  dieser  ökumenischen  Initiative  zur 
Kenntnisnahme  vor. 
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Einführung 

(...) 

Es  geht  dem  ÖRK  zum  gegenwärtigen  Zeitpunkt  nicht  darum,  die  bereits  seit 
langem  geführte  Debatte  über  christliche;  Perspektiven  zu  Gewalt  und  Gewaltlo- 
sigkeit  zu  einem  abschließenden  Ergebnis  zu  bringen.  Noch  versuchen  wir,  die 
relative  'Gerechtigkeit  bestimmter  Kriege  oder  Fälle  von  Gewaltanwendung  her- 
auszuarbeiten. Vielmehr  wollen  wir  uns  darauf  konzentrieren,  Gemeinschaften 
der  Gerechtigkeit,  des  Friedens  und  der  ökologischen  Bestandfähigkeit  auf  loka- 
ler, nationaler  und  internationaler  Ebene  aufzubauen  bzw.  wiederaufzubauen. 
Gemeinsam  mit  den  Kirchen  wollen  wir  einen  neuen  Anfang  machen,  mit  einer 
neuen  Vision  und  einem  neuen  analytischen  und  methodischen  Ansatz  zur 
Schaffung  eines  gerechten  Friedens.  Wir  legen  die  folgenden  Arbeitshypothesen 
und  -grundsätze  als  Ausgangspunkte  für  eine  kontinuierliche  Zusammenarbeit  mit 
Kirchen,  christlichen  Organisationen  und  anderen  vor,  die  sich  für  die  Überwin- 
dung von  Gewalt  einsetzen.  Die  folgenden  Überlegungen  verweisen  auf  gemein- 
same Positionen,  von  denen  wir  hoffen,  daß  sie  mit  dem  Fortgang  der  Arbeit 
noch  klarere  Konturen  gewinnen  werden. 

B.  Arbeitshypothesen 

Sowohl  der  einzelne  Christ  als  auch  die  Kirchen  sind  dazu  berufen,  Frieden  in 
Gerechtigkeit  zu  schaffen.  (...)  Im  Ökumenischen  Rat  der  Kirchen  erneuern  wir 
unsere  Verpflichtung,  diesen  Auftrag  ernst  zu  nehmen  und  uns  selbst  und  unsere 
Kirchen  zu  gegenseitiger  Rechenschaft  aufzufordern  in  unserer  gemeinsamen 
Arbeit  für  die  Überwindung  von  Gewalt,  für  Versöhnung  und  für  die  Schaffung 
von  Frieden  durch  den  Aufbau  von  Gemeinschaften  der  Gerechtigkeit.  Wir  halten 
an  der  Hoffnung  fest,  daß  Gott  in  Treue  zu  seiner  Verheißung  des  Schalom  steht. 

Wirtschaftliche,  politische,  soziale  und  kulturelle  Strukturen,  die  Gewalt  fördern 
oder  hinnehmen,  können  verwandelt  und  zu  Systemen  umgestaltet  werden,  die 
Frieden  in  Gerechtigkeit  fördern.  Menschen,  die  Gewalt  geschehen  lassen  oder 
an  ihrer  Ausübung  beteiligt  sind  oder  deren  Lebensstil  zu  den  Strukturen  der  Ge- 
walt beiträgt,  unter  denen  andere  zu  leiden  haben,  können  dazu  bekehrt  werden, 
als  Friedensstifter  zu  wirken.  Diese  Aussagen  beruhen  in  erster  Linie  auf  unserem 
Glauben  an  die  Auferstehung,  die  christliche  Erfahrung  von  Leben  inmitten  des 
Todes.  Sodann  erwachsen  sie  nicht  aus  einer  naiven  Weltsicht,  sondern  aus  der 
Überzeugung  und  der  Interpretation,  daß  das  Überleben  der  Menschheit,  das 
seine  Grundlage  in  der  Schöpfung  hat,  von  solchen  Veränderungen  und  Ver- 
wandlungen abhängig  ist. 

Konflikte  sind  ein  normaler  Aspekt  des  Lebens  in  der  menschlichen  Gemein- 
schaft. Aber  Konflikte  führen  nicht  notwendigerweise  zu  Gewalt  und  Krieg.  Fami- 
lien, Kirchen,  Länder  und  die  internationale  Gemeinschaft  müssen  bestrebt  sein, 
kreativ   mit    Konflikten    umzugehen    und    zu    lernen,    mit    Konflikten    zu    leben 
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und/oder  Mittel  und  Wege  zu  finden,  sie  beizulegen,  zu  schlichten  oder  umzu- 
wandeln. Dabei  handelt  es  sich  nicht  um  einfache,  sondern  um  schwierige  Op- 
tionen, die  oft  ein  zähes  Ringen  erfordern. 

Gewalttatige  Konflikte  und  Kriege  können  am  ehesten  von  jenen  beigelegt  wer- 
den, die  unmittelbar  betroffen  sind,  bisweilen  unterstützt  von  Außenstehenden, 
die  das  Vertrauen  der  Konfliktparteien  genießen  und  Kontext,  Kultur  und  ge- 
schichtliche Ursachen  der  Situation  gut  kennen. 

Das  Eintreten  für  Gerechtigkeit  ist  unabdingbare  Voraussetzung  für  die  Schaffung 
einer  dauerhaften  Grundlage  für  den  Frieden.  Alle  Menschen  haben  das  Recht, 
sich  in  ihrem  Streben  nach  Gerechtigkeit,  Frieden  und  einer  bestandfähigen 
Umwelt  der  Unterdrückung  zu  widersetzen.  Die  Menschen  haben  ebenfalls  das 
Recht,  sicher  in  ihrem  Heim,  in  ihrer  Gemeinschaft  und  in  ihrem  Land  zu  leben, 
frei  von  jeder  Gewaltandrohung.  Der  hohe  technologische  Entwicklungsstand  der 
Kultur  der  Gewalt  macht  die  Sicherheit  zu  einem  unteilbaren  Gut.  Das  bedeutet, 
daß  die  Sicherheit  einzelner  Menschen,  Gruppen  und  Länder  letzten  Endes  da- 
von abhängt,  ob  Sicherheit  für  alle  angestrebt  wird. 

C.  Arbeitsgrundsätze 

Das  Programm  zur  Überwindung  von  Gewalt  verfolgt  das  Ziel: 

1.  von  den  konkreten  Erfahrungen  und  Bedürfnissen  der  Kirchen  auszugehen,  die 
sich  mit  Situationen  und  Strukturen  der  Gewalt  und  der  Ungerechtigkeit  aus- 
einandersetzen; 

2.  den  in  den  Menschen,  Gemeinschaften  und  Kirchen  vorhandenen  Wunsch 
nach  Heilung  und  Versöhnung  sowie  ihre  Fähigkeiten  und  traditionellen  Me- 
thoden, Heilung  und  Versöhnung  zu  bewirken,  herauszubringen  und  zu  fördern 
(lat.  educare); 

3.  sicherzustellen,  daß  alle,  die  am  Leben  der  Kirche  beteiligt  sind  -  Geistliche 
und  Laien;  Gemeinden,  offizielle  Gremien  und  ökumenische  Kontaktnetze; 
Frauen  und  Männer;  Kinder,  Jugendliche  und  Erwachsene  -,  an  dem  Prozeß 
mitwirken; 

4.  zur  Entlegitimierung  von  Krieg  und  Gewalt  sowie  zur  Förderung  von  Frieden  in 
Gerechtigkeit  in  Familien,  Kirchen  und  Gesellschaften  sowie  in  den  globalen 
politischen  und  wirtschaftlichen  Strukturen  beizutragen; 

5.  neue  Anstrengungen  zu  unternehmen  sowie  die  laufende  Arbeit  für  Frieden  in 
Gerechtigkeit  zu  fördern  und  auszubauen,  indem  Netzwerke  gebildet  werden, 
in  denen  sich  Kirchen,  christliche  Gruppen  und  andere,  mit  denen  sie  zu- 
sammenarbeiten, gegenseitig  unterstützen  und  herausfordern  können; 
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6.  die  Kirchen  im  Rahmen  entsprechender  Ausbildungsprogramme  besser  auszu- 
rüsten für  die  Beilegung  gewalttätiger  Konflikte  sowie  für  den  Umgang  mit  und 
die  Vermittlung  in  Streitfällen,  die  Gefahr  laufen  zu  eskalieren; 

7.  die  Kirchen  zu  ermutigen,  der  Auseinandersetzung  mit  Gewalt  in  ihren  eige- 
nen Gesellschaften  sowie  mit  der  Gewalt,  die  ihre  Kulturen  und  Länder  ande- 
ren antun,  Priorität  einzuräumen,  indem  sie  sich  auf  Strukturen  und  Ursachen 
sowie  spezifische  Situationen  konzentrieren; 

8.  Situationsanalysen  und  Vermittlungsversuche  des  ÖRK  oder  anderer  geeigne- 
ter Organisationen  in  Situationen,  wo  Kirchen  mit  schweren  Krisen,  drohender 
Gewalt  oder  Krieg  konfrontiert  sind,  zu  unterstützen  oder  zu  erleichtern. 

Quelle:  Zwischenbericht  zum  Programm  zur  Überwindung  von  Gewalt,  Juni  1995,  Dokument 
Nr.  6.1,  Zentralausschuß  Genf  1995,  S.5-7  (Übersetzung:  Sprachendienst  des  ÖRK) 
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IV.4     Staat  und  Kirche 


77      Wesen  und  Auftrag  des  Staates  in  einer  Zeit  des  Umbruchs 

Sektion  II  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Die  Herausforderungen  an  die  theologischen  Interpretationen  des  Staates  und  der  Kirche  in 
der  Gesellschaft  wechselten  im  Lauf  der  Zeit:  Oxford  sah  sich  1937  vor  allem  den  totalitari- 
stischen  Staatsansprüchen  gegenüber,  Amsterdam  blickte  1948  auf  das  Potential  einer 
.verantwortlichen  Gesellschaft"  im  Kontext  der  Nachkriegszeit,  während  Genf  1966  sich  mit 
dem  Verhältnis  der  herrschenden  Staatsmacht  zu  Befreiungsbewegungen  auseinanderzuset- 
zen hatte. 

/.  Macht  und  Staat  in  den  entwickelten  Ländern 

Das  Wesen  der  Macht  und  ihr  Gebrauch  durch  den  Staat 

4.  Macht  als  die  Fähigkeit,  Dinge  zu  verwirklichen,  ist  für  jeden  Menschen  oder 
jede  Gesellschaft  lebenswichtig.  Als  Christen  glauben  wir,  daß  ihr  Ursprung  bei 
Gott  liegt,  daß  die  menschliche  Macht  ein  Teil  der  Herrschaft  ist,  die  Gott  dem 
Menschen  gewährt  hat.  Wie  alle  Gaben  Gottes  ist  sie  Mißbrauch  unterworfen. 
Das  christliche  Bemühen  geht  dahin,  daß  alle  menschliche  Macht  zum  Wohle 
des  Menschen  gebraucht  wird  und  nicht  dazu,  den  Menschen  zu  mißbrauchen 
oder  zu  verraten. 

5.  Im  gegenwärtigen  Zeitalter  hat  der  Mensch  neue  Mittel,  Nutzungen  und  Ver- 
teilungen der  Macht  erworben.  Insbesondere  ist  die  Technik  eine  ungeheure 
Quelle  der  Macht,  beladen  mit  beidem,  Verheißung  und  Drohung.  Der  Mensch 
hat  in  seiner  Freiheit  über  den  Gebrauch  der  Technik  zu  entscheiden  und  zu  be- 
stimmen. 

6.  Die  Technik  führt  zu  wachsender  Konzentration  der  Macht  in  großen,  kompli- 
zierten Organisationen.  Der  Staat  hat  eine  moralische  Verantwortung,  den  Ge- 
brauch der  Macht  anzubahnen  und  zu  steuern,  die  Verteilung  der  Macht  zu 
überwachen,  den  Gebrauch  der  Macht  verantwortlich  zu  halten,  eine  Beziehung 
zwischen  der  Macht  einer  bestimmten  Gesellschaft  und  anderer  Gesellschaften 
herzustellen. 
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7.  Wenn  wir  das  Wirken  der  Macht  innerhalb  des  Staates  untersuchen,  erkennen 
wir,  daß  die  tatsächliche  Wirksamkeit  von  Macht  sich  weitgehend  von  der  förmli- 
chen Zuteilung  von  Macht  unterscheiden  kann.  Zum  Beispiel  sind  Verfassungen 
und  Gesetze  nicht  immer  zuverlässige  Hinweise  auf  die  Machtzentren  einer  Ge- 
sellschaft. Gesetzliche  Rechte  können  denen,  die  die  wirtschaftlichen  Mittel  zu 
ihrer  Ausübung  nicht  besitzen,  wirksam  verweigert  werden.  Im  Streben  nach  einer 
verantwortlichen  Gesellschaft  müssen  wir  das  Wirken  der  Macht  erkennen,  die 
verborgenen  Machtzentren  aufdecken  und  alle  Macht  vor  Gott  und  den  Men- 
schen verantwortlich  halten. 

8.  In  einer  technisierten  Gesellschaft  lassen  sich  ohne  Anspruch  auf  Vollzählig- 
keit folgende  Machtzentren  aufzählen:  Verteidigungskräfte,  politische  Parteien, 
Wirtschaftsgruppen,  Verbände,  Gewerkschaften,  Massenmedien,  freiwillige  Orga- 
nisationen und  Einflüsse  von  außerhalb  der  Nation  (andere  Nationen,  internatio- 
nale Organisationen,  ausländische  Gesellschaften),  deren  Einfluß  durch  Zusam- 
menwirken beträchtlich  verstärkt  werden  kann. 

Die  Ausübung  der  Macht  durch  den  Staat 

9.  Wir  haben  uns  die  Frage  gestellt:  „Sollte  der  Staat  der  einzige  Verwalter  von 
Macht  sein?"  Und  wir  fanden,  daß  die  Antwort  nein  lautet.  Kein  Staat  hat  je  alle 
Macht  in  einer  Gesellschaft  ausgeübt,  ausüben  können  oder  irgendein  Recht, 
dies  anzustreben.  Christen  und  ihre  Mitmenschen  dürfen  den  Staat  ehren  und 
achten,  aber  sie  können  ihm  nicht  die  letzte  Treue  leisten,  die  nur  Gott  geschul- 
det wird. 

10.  Jenseits  dieser  Übereinstimmung  finden  wir  unter  uns  jedoch  größere  Unter- 
schiede. Einige  unter  uns  sehen  im  Staat  nur  ein  Instrument  der  Gesellschaft  - 
ein  einzigartiges  Instrument,  das  eine  gewisse  Entscheidungsgewalt  über  alle 
Menschen  und  alle  Organisationen  hat,  aber  doch  nur  eine  Institution  unter  an- 
deren ist.  Diejenigen,  die  dieser  Überzeugung  sind,  betonen  die  Wichtigkeit  ver- 
schiedener Machtquellen  vieler  Zentren,  von  denen  Initiativen  ausgehen,  und 
eines  Systems  der  Hemmungen  und  des  Gleichgewichts. 

11.  Andere  unter  uns  sprechen  dem  Staat  eine  umfassendere  Rolle  zu.  Sie  sehen 
im  Staat  ein  wirksames  Organ  der  Gemeinschaft  gegenüber  den  Gefahren  des 
übersteigerten  Individualismus,  und  sie  halten  die  Verstaatlichung  der  Produkti- 
onsmittel im  Rahmen  einer  zentralen  Planung  für  die  Grundlage  verantwortlicher 
Beteiligung  der  Staatsbürger  am  politischen  Leben. 

12.  Trotz  der  sehr  großen  Unterschiede  in  unserer  Erfahrung  und  unseren  Urteilen 
entdecken  wir  eine  bedeutungsvolle  Annäherung  in  der  Erkenntnis  von  Vorgän- 
gen und  Problemen  in  all  unseren  Ländern,  insbesondere  dort,  wo  die  Entwick- 
lung ein  fortgeschrittenes  Stadium  erreicht  hat.  Wir  entdecken,  daß  die  Technik 
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alte  Strukturen  und  Gewohnheiten  überall  gewandelt  hat.  In  allen  Gesellschaften 
sehen  wir  uns  vergleichbaren  Problemen  gegenüber:  in  der  Beziehung  von 
Mensch  zu  Mensch,  im  Streben  nach  zufriedenstellender  Konzentrierung  und 
Streuung  der  Macht,  in  den  Problemen  der  Urbanisierung  und  Industrialisierung 
und  einer  solchen  Lenkung  der  Technik,  daß  sie  der  Freiheit  des  Menschen 
dient.  (...) 

Die  Kontrolle  der  Macht  durch  den  Staat 

16.  Obwohl  die  Vollmachten  des  Staates  sowohl  tatsächlich  als  auch  sittlich  be- 
grenzt sind,  muß  der  Staat  Mittel  haben,  andere  Zentren  der  Macht  zu  kontrollie- 
ren. Als  Vertreter  des  ganzen  Volkes  hat  er  das  sittliche  Recht  und  die  Pflicht, 
überall  gerechte  Gesetze  durchzusetzen,  die  Wirtschaftspolitik  zu  steuern,  um  das 
Handeln  anderer  Kräfte  zum  Wohl  der  Allgemeinheit  zu  begrenzen  und  eine  ge- 
wisse Aktivität  der  Gesellschaft  einzuleiten  und  zu  steuern.  Er  ist  für  die  gerechte 
Ausübung  dieser  Vollmachten  verantwortlich.  Wir  haben  gefragt,  ob  der  heutige 
Staat  die  angemessenen  Strukturen  besitzt,  diese  wesentlich  sittliche  Aufgabe 
auszuüben.  Die  traditionellen  Strukturen  und  Richtlinien  sind  für  unsere  Zeit 
nicht  angemessen,  und  wir  haben  die  besten  Methoden  für  die  Zukunft  noch 
nicht  entdeckt.  Als  Christen  betrachten  wir  alle  Institutionen  als  Versuche  und  der 
Überprüfung  unterworfen  im  Blick  auf  den  Dienst  am  Wohl  des  Menschen,  und 
deshalb  müssen  wir  sicherzustellen  helfen,  daß  die  Staaten  der  Zukunft  gegen- 
über offen  sind  und  diejenigen  Mechanismen  umfassen,  die  eine  Veränderung 
möglich   machen. 

17.  Da  das  Volk  den  Staat  konstituiert,  muß  es  ihn  auch  zum  Funktionieren  brin- 
gen. Keine  Strukturen  werden  Gerechtigkeit  garantieren,  wenn  es  keinen  Willen 
nach  Gerechtigkeit  im  Volke  gibt.  Wir  haben  zum  Beispiel  die  Institutionen  des 
Föderalismus  untersucht.  Wir  fanden  sie  für  einige  Staaten  wertvoll,  aber  sie  sind 
keine  Garantie  für  Gerechtigkeit.  Manchmal  bieten  sie  lokalen  oder  regionalen 
Gruppen  gegenüber  der  Vorherrschaft  durch  die  Zentralbehörde  rechtswirksamen 
Schutz,  und  sie  können  auch  ein  geeignetes  Mittel  für  die  schrittweise  Weder- 
vereinigung getrennter  Nationalstaaten  sein;  aber  manchmal  konservieren  sie  lo- 
kale Ungerechtigkeiten,  die  die  Bundesregierung  zu  beseitigen  sucht. 

Die  Kontrolle  der  Staatsgewalt 

18.  Die  Staatsgewalt  besteht  rechtens,  um  dem  ganzen  Volk  zu  dienen  und  nicht 
irgendwelchen  privilegierten  Gruppen.  Im  Verfolg  dieses  Zweckes  ist  das  wichtig- 
ste Gegenüber  des  Staates  die  ganze  Gemeinschaft  und  nicht  irgendeine  Orga- 
nisation. Das  Volk  kann  jedoch  seinen  Willen  nur  dann  durchsetzen,  wenn  orga- 
nisatorische Formen  zur  Verfügung  stehen. 
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19.  Wir  haben  die  Frage  erörtert,  welche  Institutionen  für  diese  Aufgabe  am  be- 
sten geeignet  sind.  Hier  gingen  unsere  Erfahrungen  und  manchmal  unsere  Über- 
zeugungen auseinander. 

20.  Einige  von  uns  schätzen  Systeme,  die  Wahlen  mit  einer  echten  Auswahl  un- 
ter Kandidaten  und  die  Tradition  einer  „loyalen  Opposition",  die  als  eine  kritische 
und  potentielle  Alternative  zu  der  an  der  Macht  befindlichen  Partei  dient,  vorse- 
hen. Andere  behaupten,  daß  eine  institutionalisierte  Opposition  unnötig  ist,  wenn 
das  ganze  Volk  an  der  Beschlußfassung  teilnimmt  und  wenn  Fehler  durch  persön- 
liche Appelle  an  Vertreter  des  Volkes  und  durch  andere  Mittel  korrigiert  werden 
können.  Wieder  andere  sagen,  daß  eine  formale  Opposition  nicht  nötig  ist,  wenn 
die  politische  Struktur  die  kritische  Beteiligung  der  Bürger  an  der  politischen  und 
sozialen  Beschlußfassung  garantiert.  Wir  alle  legen  großen  Wert  auf  die  verfas- 
sungsmäßigen gesetzlichen  Rechte  des  einzelnen. 

21.  Wir  alle  stimmen  darin  überein,  daß  jedes  System  zu  seinem  guten  Funktio- 
nieren nicht  nur  erfordert,  daß  die  Entscheidungen  zum  Wohle  des  Volkes  erge- 
hen, sondern  daß  das  Volk  an  der  Entscheidung  mitbeteiligt  ist.  Viele  sehen  An- 
zeichen dafür,  daß  größere  Entscheidungen  -  in  Regierung,  Industrie  oder  Ge- 
werkschaften -  in  zunehmendem  Maße  von  einer  erfahrenen  Führungsgruppe  ge- 
troffen und  durch  Parlamente,  Aktionäre  und  Arbeiter  nur  noch  ratifiziert  werden. 
In  der  technischen  Revolution  ergeben  sich  auf  Grund  der  Wandlungen  im  Ver- 
fahren und  in  der  Macht  der  Beschlußfassung  neue  Typen  von  Rechtsfragen.  (So 
sind  diese  Fragen  oftmals  weniger  eine  Sache  der  Institution  des  Eigentums 
selbst  oder  des  Staates  als  solchem,  sondern  der  Organisation  und  der  Ausübung 
der  Macht.)  Eine  der  Gefahren  besteht  darin,  daß  der  Staat  seinen  Machtbereich 
und  seine  Autorität  in  großem  Maße  erweitert,  um  sich  mit  neuen  Einrichtungen 
zu  befassen.  Das  führt  dann  wieder  dazu,  daß  sich  die  Kluft  zwischen  der  führen- 
den Elite  und  der  großen  Masse  des  Volkes,  das  lediglich  die  Anordnungen  der 
Verwaltung  ausführt,  vergrößert  und  daß  daraus  manchmal  eine  neue  Form  des 
Klassenkampfes  entsteht.  Auf  diese  Weise  scheint  uns  die  Idee  der  verantwortli- 
chen Gesellschaft  allmählich  aus  den  Händen  zu  gleiten.  Andererseits  ermögli- 
chen Technik  und  Bildung  eine  umfassendere  Beteiligung  des  Volkes  an  Ent- 
scheidungen auf  allen  Ebenen.  Um  das  jedoch  voll  zu  verwirklichen,  müssen 
neue  politische,  wirtschaftliche  und  soziale  Institutionen  geschaffen  und  gesetz- 
lich definiert  werden,  die  eine  verantwortliche  Beteiligung  sowohl  an  öffentli- 
chen als  auch  an  privaten  Unternehmen  garantieren. 

22.  Wir  sehen,  daß  eine  „direkte  Demokratie"  -  in  dem  Sinn,  daß  schwierige  Ent- 
scheidungen durch  ein  Referendum  der  Bürgerschaft  getroffen  werden  können  - 
für  Entscheidungen  in  zunehmendem  Maße  hinderlich  ist,  selbst  in  bestens  ge- 
schulten Gesellschaften.  Wir  fragen,  ob  nicht  sogar  die  Rolle  der  Parlamente  in 
den  traditionellen  demokratischen  Ländern  an  Bedeutung  verliert.  Wir  können 
gleichwohl  nicht  in  eine  Huldigung  der  Experten  verfallen.  Die  Notwendigkeit  der 
Delegierung  der  Macht,  die  in  unserer  Welt  ganz  offenkundig  ist,  macht  es  immer 
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dringender,  daß  die  wenigen,  die  die  Entscheidung  zu  treffen  haben,  verantwort- 
lich dem  Volk  gegenüber  bleiben,  das  selbst  das  letzte  Recht  der  Entscheidung 
über  sein  Schicksal  behält.  Dieselbe  Situation  erfordert  es,  daß  eine  direkte  und 
repräsentative  Beteiligung  an  den  gesellschaftlichen  Vorgängen  erreicht  wird 
durch  örtliche  Selbstverwaltung  und  gemeinschaftliches  Handeln,  in  den  Situa- 
tionen des  Berufs  und  durch  Gruppen  freiwilliger  Erziehung. 

Quelle:  Bericht  der  Sektion  II  „Wesen  und  Auftrag  des  Staates  in  einer  Zeit  des  Umbruchs", 
in:  Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft, hg.v.  ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfried  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967, 
S.  152-156 


78       Kirche  und  Staat 

Studientagung  im  Ökumenischen  Institut  Bossey,  1976 

Das  gemeinsam  von  Faith  and  Order  und  dem  Ökumenischen  Institut  in  Bossey  organi- 
sierte Kolloquium  führte  50  Teilnehmerinnen  und  Teilnehmer  aus  unterschiedlichen  Ländern 
zusammen.  Es  gilt  als  ein  erster  Versuch,  die  Probleme  im  Verhältnis  von  Kirchen  und  Staa- 
ten auf  dem  Hintergrund  einer  gegenüber  dem  Horizont  der  traditionellen  theologischen 
Lehrbildung  veränderten  Situation  im  internationalen  Horizont  neu  zu  formulieren.  Der  sorg- 
fältig formulierte  Studientext  (Gesamtumfang  27  Seiten)  vermittelt  nicht  nur  ökumenische 
Grundüberzeugungen  zum  Verhältnis  von  Kirche  und  Staat,  sondern  beleuchtet  auch  die  kri- 
tische Funktion  der  ökumenischen  Bewegung  in  der  wechselseitigen  Korrektur  des  jeweiligen 
Verhältnisses  der  verschiedenen  Kirchen  zum  Staat.  Es  wird  das  Leitbild  einer  kritischen 
ökumenischen  Loyalität  der  Kirchen  in  Beziehung  zu  den  jeweiligen  Nationalstaaten,  zur  Ge- 
sellschaft und  zu  anderen  Kirchen  entfaltet. 


/.  Die  Natur  und  Funktion  des  Staates  haben  sich  geändert 

1.  Vom  18.  bis  zum  20.  Jahrhundert  entstand  ein  Typ  des  Nationalstaates,  der 
sich  bedeutend  von  früheren  Formen  politischer  Organisationen  unterschied. 
Trotz  großer  Unterschiede  zwischen  modernen  Nationen  sind  mehrere  Merkmale 
weit  verbreitet. 

-  Der  moderne  Staat  hat  moderne  Technologien  zur  Verfügung,  die  denen,  die 
die  Kontrolle  über  sie  haben,  große  Macht  geben,  aber  die  Abhängigkeit  je- 
ner vergrößern,  die  sie  nicht  kontrollieren. 

-  Viele  Gesellschaften  haben  Volksrevolutionen  durchgemacht,  die  alte  feu- 
dale Machtzentren  stürzten  und  die  Macht  auf  neue  bürgerliche  oder  proleta- 
rische Klassen  übertrugen. 
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-  Solche  Revolutionen  brachten  neben  einer  Verschiebung  der  Macht  auch 
eine  größere  Zentralisierung  der  Macht  im  Staat  mit  sich. 

-  Der  moderne  Staat  übernimmt  in  seinen  unterschiedlichen  Formen  große 
Verantwortung  für  das  Wohl  der  Gesellschaft:  für  die  Wirtschaft,  die  Erziehung, 
die  Gesundheit  der  Menschen,  für  die  Regulierung  des  Verkehrs.  Es  ist  ein 
Managerstaat,  ein  bürokratischer  Staat. 

-  Der  Staat  hat  einen  Prozeß  der  Säkularisierung  durchgemacht.  Er  rechnet  mit 
religiösem  Pluralismus,  gewöhnlich  schon  innerhalb  seiner  Grenzen,  ganz 
gewiß  aber  in  der  weiten  Welt.  Als  Staat  setzt  er  nicht  mehr  eine  einzige  reli- 
giöse Grundlage  voraus. 

-  Es  gibt  eine  Tendenz,  derzufolge  die  Menschen  sich  nicht  als  Personen  in  ei- 
ner Gemeinschaft  entwickeln,  sondern  zur  Masse  werden.  (...) 

-  Im  Weltmaßstab  fühlen  einige  Gesellschaften,  daß  ihr  Schicksal  weitgehend 
von  fremden  Mächten  bestimmt  wird.  Große  und  mächtige  Gesellschaften 
handeln  oft  so,  daß  die  Völker  anderer  Gesellschaften  manchmal  durch  vor- 
sätzliches Eingreifen  und  manchmal  durch  Gleichgültigkeit  bedroht  werden 
und  zu  Schaden  kommen. 

2.  Wer  sich  für  die  Befreiung  und  Gemeinschaft  der  Menschen  in  der  modernen 
Welt  einsetzt,  wird  unter  vielen  Zielen  vor  allem  diese  beiden  betonen: 

-  Es  ist  dringend  notwendig,  objektive  Gerechtigkeitsstrukturen  auszubauen  bzw. 
zu  entwickeln.  Dazu  können  Strukturen  gehören  wie  Wahlen  und  gesetzge- 
bende Versammlungen,  Garantien  ausdrücklich  erklärter  Menschenrechte, 
Gerichte,  Zugang  zur  Bildung,  Verteilung  der  politischen  Macht,  Verteilung 
der  wirtschaftlichen  Macht  und  des  Reichtums,  Rechenschaftspflicht  der 
Mächtigen  gegenüber  dem  Volk. 

-  Die  Menschen  müssen  in  die  Lage  versetzt  werden,  an  der  Kontrolle  über  ihr 
eigenes  Leben  teilzunehmen.  Selbst  die  obengenannten  "objektiven  Struktu- 
ren" sind  ungenügend,  unsicher  und  ersticken  menschliche  Kreativität,  wenn 
sie  einem  Volk  aufgedrängt  werden,  das  ohne  Möglichkeiten  ist,  an  Entschei- 
dungen teilzunehmen,  die  sein  Leben  betreffen.  In  vielen  Gesellschaften  füh- 
len sich  Menschen  in  wachsendem  Maße  manipuliert.  Viele  traditionelle 
Formen  der  repräsentativen  Regierungsweise  (z.B.  durch  ein  Parlament)  wer- 
den als  weit  entfernt  vom  wirklichen  Leben  der  Menschen  empfunden,  obwohl 
sie  noch  immer  von  Wert  sind.  Deshalb  sollten  Staaten  politische  Strukturen 
fördern,  die  den  Menschen  Raum  geben,  im  lokalen  Kontext  für  eine  Verän- 
derung von  Institutionen,  ganz  gleich  ob  traditionell-ländlich  oder  modern- 
städtisch, zu  kämpfen.  Durch  solche  Kämpfe  allein  werden  die  Menschen 
Selbstvertrauen  und  Verantwortungsgefühl  entwickeln. 

Beide  vorausgegangenen  Ziele  sind  unabdingbar,  und  keines  reicht  aus  ohne 
das  andere.  Die  besten  objektiven  Strukturen  sind  ungenügend,  wenn  die  Men- 
schen nicht  direkt  an  der  Führung  ihres  gesellschaftlichen  Lebens  teilnehmen. 
Andererseits  kann  intensive  Beteiligung  zu  chaotischen   Situationen    mit  großen 
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Ungerechtigkeiten  führen,  wenn  es  nicht  Strukturen  gibt,  die  das  gesellschaftli- 
che Leben  durch  Methoden  der  Rechtssicherheit  für  alle  Menschen,  einschließ- 
lich der  Minderheiten,  regeln.  (...) 


//.  Die  Haltung  der  Kirche  zum  modernen  Staat 

1.  Was  kann  über  das  Zeugnis  und  den  Dienst  der  Kirche  als  Antwort  auf  die  sich 
wandelnde  Natur  und  Funktion  des  Staates  gesagt  werden? 
Die  Kirche  leitet  ihre  Sorge  um  alle  Menschen  aus  ihrem  Glauben  an  Gott,  den 
Schöpfer,  ab.  Sie  versteht  das  menschliche  Wohlergehen  im  Lichte  der  Gott- 
Menschheit  Jesu  Christi.  Sie  sucht  im  menschlichen  Leben  nach  der  Wirksamkeit 
des  Heiligen  Geistes. 

Die  Kirche  verlangt  vom  Staat  nicht,  daß  er  der  Gesellschaft  den  Glauben  der 
Kirche  aufzwingt.  Sie  verlangt  aber,  daß  der  Staat  die  Freiheit  der  Kirche  aner- 
kennt, ihren  Glauben  offen  zu  bekennen  und  mitzuteilen.  Sie  erwartet,  daß  der 
Staat  dieselbe  Freiheit  für  andere  religiöse  Gemeinschaften  anerkennt.  In  diesem 
Sinne  begrüßt  die  Kirche  den  säkularen,  pluralistischen  Staat.  Sie  versucht  nicht, 
das  Christentum  wieder  als  Staatsreligion  "einzusetzen".  Sie  begrüßt  demokrati- 
sche Prozesse,  selbst  wenn  sie  manchmal  ihre  eigenen  traditionellen  Privilegien 
beseitigen.  Die  Kirche  begrüßt,  daß  die  Staaten  in  wachsendem  Maße  Verant- 
wortung für  das  menschliche  Wohlergehen  übernehmen  (natürlich  so  weit  -  nach 
ihrem  Urteil  -  die  Werte  und  Mittel  eines  Staates  nicht  entmenschlichend  sind). 
Ein  wichtiger  Teil  solchen  Wohlergehens  ist  die  Freiheit  von  Personen  und  Ge- 
meinschaften, ihre  religiösen  Überzeugungen  zu  bekennen,  mitzuteilen  und 
nach  ihnen  zu  handeln. 

Die  Kirche,  die  ihren  Glauben  an  Gott  bekennt,  kann  dem  Staat  nicht  den  Ge- 
horsam gewähren,  den  sie  allein  Gott  schuldet.  Die  Kirche  kann  aus  vollem  Her- 
zen Gottes  menschlichen  Geschöpfen  dienen,  und  sie  kann  den  Staat  aufrichtig 
als  Instrument  der  Gerechtigkeit  und  der  menschlichen  Gemeinschaft  unterstüt- 
zen. Die  Kirche,  die  glaubt,  daß  Menschenwürde  und  Menschenrechte  eine 
Gabe  Gottes  sind,  kann  den  Anspruch  nicht  akzeptieren,  daß  irgendein  Staat  sol- 
che Würde  und  Rechte  gewährt  oder  entzieht.  Die  Aufgabe  des  Staates  ist  es, 
Rechte  anzuerkennen  und  Wege  zu  finden,  sie  politisch  effektiv  zu  machen. 
Ebenso  kann  kein  Staat  den  Menschen  Vergebung  der  Sünden  oder  den  Sieg 
über  den  Tod  gewähren.  Die  Funktion  des  Staates,  obwohl  bedeutend,  ist  be- 
grenzt. 

Die  Kirche  erkennt  an,  daß  Religionsfreiheit  nicht  nur  ein  Menschenrecht  ist,  das 
vom  Staat  anerkannt  werden  muß.  Es  ist  auch  eine  Verantwortung,  die  die  Kirche 
selbst  wahrnehmen  muß.  Die  Kirche  erkennt  immer  mehr,  wie  wichtig  es  ist,  daß 
sie  im  Handeln  Freiheit  verwirklicht  gegenüber  den  vielen  Formen  von  Bindun- 
gen, die  für  sie  selbst  eine  Versuchung  sind  oder  die  sie  unterdrücken.  Sie  er- 
kennt an,  daß  kirchliche  Organisationsformen  zu  oft  solche  Bindungen  akzeptiert 
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haben.  Manche  religiösen  Körperschaften  erlagen  der  Beherrschung  durch  den 
Staat,  während  ein  mutigerer  Glaube  solche  Bindungen  abgelehnt  hätte.  Die 
"Mächte  und  Gewalten"  unserer  Zeit  sind  Ideologien,  Parteien,  unterdrückerische 
Wirtschaftsstrukturen,  militärische  Vorherrschaft,  rassistische  Institutionen,  Me- 
chanismen gesellschaftlicher  Manipulation.  Religiöse  Freiheit  legt  der  Kirche 
eine  Verantwortung  auf,  die  Einsicht  und  den  Mut  zu  praktizieren,  durch  die  die 
Kirche  mit  Integrität  Zeugnis  von  ihrem  Glauben  ablegt. 

2.  Unter  Gottes  Herrschaft  sind  die  Kirche  und  der  Staat  beide  mit  der  Mensch- 
heit befaßt,  die  in  Gesellschaften  organisiert  ist.  Es  gibt  jedoch  Unterschiede  in 
den  Zielen,  die  sie  anstreben,  und  den  Methoden,  die  sie  anwenden. 

Die  Kirche  arbeitet  für  das  Heil  der  Menschen,  das  soziale  Gerechtigkeit  ein- 
schließt. Die  Kirche  gibt  durch  ihre  Verkündigung,  ihre  Gemeinschaft  und  ihren 
Dienst  Zeugnis  von  der  Realität  der  Gemeinschaft  der  vergebenden  Liebe  und 
Gnade.  Die  neue  Menschheit  Jesu  Christi  ist  die  eschatologische  Vollendung  al- 
ler Gesellschaften.  Gottes  Macht  ist  schon  jetzt  fähig,  sowohl  Menschen  als  auch 
soziale  und  politische  Strukturen  als  Zeichen  göttlicher  Gerechtigkeit  in  allen  hi- 
storischen Situationen  zu  verändern. 

Der  Staat  hat  die  Aufgabe,  die  naheliegenden  Ziele  durch  Zwangsprozesse  von 
Gesetz  und  Macht  zu  erreichen;  diese  Ziele  sind:  Liquidierung  von  Armut,  Auf- 
rechterhaltung von  Ordnung  und  Gerechtigkeit  und  die  Beteiligung  der  Men- 
schen an  der  Gesellschaft  in  einer  sündigen  Welt,  wo  einzelne  und  Gruppen 
dazu  neigen,  ihre  eigenen  Ziele  zu  verfolgen,  und  wo  alle  Macht  dazu  neigt,  kor- 
rumpiert zu  werden.  Mit  anderen  Worten,  der  Staat  ist  berufen,  den  maximalen 
Ausdruck  sozialer  Gerechtigkeit,  der  in  einer  jeweils  bestimmten  historischen 
Lage  möglich  ist,  zu  fördern.  Aber  auf  diesem  Hintergrund  gibt  es  Tendenzen  im 
Staat,  selbst  eine  Quelle  der  Unmenschlichkeit  zu  werden,  indem  er  sich  selbst 
als  Instrument  des  Heils  und  der  vollkommenen  sozialen  Gerechtigkeit  bezeich- 
net oder  indem  er  ablehnt,  Macht  und  Gesetz  auf  die  Seite  der  Armen  und  Un- 
terdrückten zu  stellen,  um  die  in  der  jeweiligen  Situation  mögliche  größere  Ge- 
rechtigkeit zu  verwirklichen.  Deshalb  gibt  es,  wenn  die  Kirche  ihrem  Auftrag  treu 
bleibt,  immer  eine  gewisse  Spannung  zwischen  den  beiden,  selbst  wenn  sie  für 
viele  Ziele  zusammenarbeiten.  Diese  Spannung  kann  schöpferisch  sein.  Sie  kann 
aber  auch  teuer  zu  stehen  kommen. 

3.  Auf  zwei  Ebenen  muß  die  Kirche  manchmal  gegen  den  Staat  opponieren. 
Erstens,  die  Kirche  muß  jedem  Anspruch  auf  Vergötzung  des  Staates  Widerstand 
leisten.  Die  Tradition  der  Märtyrer  erinnert  uns  daran,  daß  die  Kirche  in  der  Ver- 
gangenheit solchen  Widerstand  aufrechterhalten  hat.  Die  moderne  Kirche  hat 
die  Verantwortung,  solche  Vergöttlichungsansprüche  in  der  modernen  Welt  zu 
entlarven.  So  opponierte  die  Barmer  Erklärung  gegen  Hitler,  als  er  den  Gehorsam 
forderte,  den  die  Kirche  nur  Gott  geben  kann. 
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Zweitens,  die  Kirche  muß  gegen  die  Verweigerung  politischer  Freiheit  und  sozia- 
ler Gerechtigkeit  im  Staat  Widerstand  leisten.  Sie  darf  das  nicht  selbstgerecht 
tun,  denn  manchmal  muß  die  Kirche  feststellen,  daß  ihre  eigene  Ungerechtigkeit 
durch  die  Errungenschaften  des  Staates  entlarvt  wird.  Sie  sollte  aber  auch  nicht 
politische  Freiheit  oder  soziale  Gerechtigkeit  verabsolutieren,  ohne  Rücksicht  zu 
nehmen  auf  die  Ordnung  und  das  Wohlergehen,  die  in  einer  spezifischen  Situa- 
tion möglich  sind.  Manche  Begrenzungen  politischer  Freiheit  für  wenige  können 
gerechtfertigt  sein,  um  die  Freiheit  politischer  Beteiligung  für  die  große  Mehrheit 
eher  zu  verwirklichen.  Allerdings:  Das  Prinzip  der  Universalität  der  politischen 
Freiheit  und  seine  Bedeutung  für  den  Kampf  um  soziale  Gerechtigkeit  sollte  im- 
mer aufrechterhalten  werden  und  einen  strukturellen  Ausdruck  im  Staat  finden. 
Und  selbst  wenn  die  Hoffnung  auf  die  Sicherung  politischer  Freiheit  oder  auf  ihre 
Erhaltung  in  schöpferischer  Spannung  mit  Ordnung  und  Gerechtigkeit  in  einer 
unmittelbaren  Situation  fehlt,  sind  Christen  und  Kirchen  berufen,  die  Gruppen  zu 
unterstützen  und  zu  fördern,  die  in  der  prophetischen  Tradition  politischen  Zeug- 
nisses gegen  autoritäre  Regime  stehen,  weil  sie  letztendlich  Bedeutung  für  das 
Leben  des  Staates  und  der  Mitarbeit  der  Menschen  im  Staat  haben.  Es  ist  ihre 
besondere  Aufgabe,  für  Gruppen  zu  sprechen,  die  am  Rande  stehen  und  sonst 
keine  Stimme  haben.  So  ist  die  Kirche  berufen,  sowohl  in  ihrem  eigenen  Leben 
als  auch  in  der  politischen  Ordnung  Zeugnis  von  der  gottgegebenen  Gerechtig- 
keit abzulegen.  In  einer  Welt,  die  so  voll  von  Ungerechtigkeit  und  Unterdrückung 
ist  wie  unsere,  ist  das  Zeugnis  der  Kirche  dringend  notwendig.  Viele  mögen  füh- 
len, daß  Harmonie  die  Norm  für  die  Beziehungen  zwischen  Kirche  und  Staat 
sein  sollte,  aber  man  kann  die  Frage  stellen,  ob  nicht  die  Natur  des  kirchlichen 
Zeugnisses  selbst  unvermeidlich  zu  Spannungen  führt. 

4.  Politische  und  ökonomische  Ungerechtigkeiten  gibt  es  auf  internationaler 
Ebene  genauso  wie  innerhalb  einer  Nation.  Kirchen  können  berufen  sein,  Wider- 
stand zu  leisten  gegen  Aktionen,  durch  die  ihre  eigene  Nation  andere  Nationen 
unterdrückt.  Solches  Handeln  ist  eine  spezielle  Verantwortung  der  Kirchen  in  rei- 
chen und  mächtigen  demokratischen  Gesellschaften.  Sie  haben  die  Freiheit  und 
die  Möglichkeit,  gegen  solche  unterdrückerischen  Aktionen  zu  protestieren;  aber 
ihre  relative  Freiheit  vor  der  Einmischung  durch  den  Staat  macht  sie  oft  unemp- 
findlich gegen  die  Einmischung  ihrer  eigenen  Nationen  in  das  Leben  der  Men- 
schen anderer  Nationen.  Manchmal  müssen  Kirchen  über  den  Widerstand  gegen 
den  Staat  hinausgehen.  Sie  müssen  sich  für  aktive  Veränderung  in  nationalen 
und  internationalen  Strukturen  engagieren.  Dabei  kann  es  sich  herausstellen,  daß 
sie  eher  mit  revolutionären  Kräften  als  mit  dem  bestehenden  Staat  verbunden 
sind. 

5.  Die  Ortsgemeinde  ist  ein  wichtiges  Zentrum  des  Zeugnisses  und  der  Evangeli- 
sation, besonders  in  einer  Zeit,  in  der  so  viele  Menschen  sich  von  der  Teilnahme 
an  den  großen  politischen  Prozessen,  die  ihr  Leben  bestimmen,  weit  entfernt  füh- 
len. In  manchen  Gesellschaften  und  Kirchen  ist  die  Ortsgemeinde  eine  günstige 
Gelegenheit  zur  Einübung   in  Mitbestimmung   (Partizipation),   wo  sozio-kulturelle 
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und  später  politische  Strukturen  der  Mitbestimmung  geschaffen  und  für  die  grö- 
ßere Gemeinschaft  geöffnet  werden  können.  Sie  ist  auch  ein  Zentrum  der  Stär- 
kung des  Glaubens  und  der  Einsicht  der  Christen,  die  dann  ihre  Verantwortung  in 
ihren  Laienberufen  im  Geschäftsleben,  in  der  Produktion,  in  der  Wissenschaft 
und  in  der  Regierung  ausüben  können.  (...) 


///.  Die  Kirche,  der  Staat  und  die  Mächtigen 

(...) 

2.  Die  Einstellung  der  Kirchen  zu  den  Machtstrukturen  kann  schematisch  in  fol- 
gender Weise  beschrieben  werden: 

a)  Die  Kirchen  passen  sich  aktiv  an,  wenn  sie  sich  mit  den  Zielen  und  Absich- 
ten der  Machtstrukturen  oder  des  Staates  identifizieren. 

b)  Die  Kirchen  passen  sich  passiv  an,  wenn  sie  sich  in  die  Sphäre  des  rein  Re- 
ligiösen zurückziehen  und  sich  jeglicher  Äußerungen  über  Entscheidungen 
und  Handlungen  der  Machtstrukturen  oder  des  Staates  enthalten. 

c)  Die  Kirchen  können  sich  in  kritischer  und  konstruktiver  Zusammenarbeit  mit 
den  Mächtigen  oder  dem  Staat  engagieren,  indem  sie  politische  Entschei- 
dungen und  vorgelegte  Programme  auf  der  Basis  ihres  Verständnisses  des 
Evangeliums  überprüfen. 

d)  Die  Kirchen  können  dazu  geführt  werden,  den  Mächtigen  oder  dem  Staat  in 
Wort  und  Tat  Widerstand  zu  leisten;  die  Verpflichtung  zum  Widerstand,  die 
unter  gewissen  Umständen  auftreten  kann,  hat  keine  destruktive  Absicht;  die 
Haltung  des  Widerstandes  wird  eingenommen,  um  der  Gesellschaft  und  da- 
mit auch  dem  Staat  zu  dienen,  weil  der  Staat  ebenfalls  berufen  ist,  Diener 
Gottes  und  des  Volkes  zu  sein  (Rom  13). 

3.  Die  aktive  und  passive  Anpassung  der  Kirchen  an  die  Mächtigen  oder  den 
Staat  kann  verschiedene  Formen  der  "Knechtschaft"  im  biblischen  Sinne  dieses 
Begriffs  zur  Folge  haben. 

a)  Aufgezwungene  Knechtschaft.  Heute  leiden  gewisse  Kirchen  unter  direkter 
Unterdrückung  durch  die  Mächtigen,  deren  Instrument  der  Staat  ist.  Wo  sol- 
che Unterdrückung  vorherrscht,  wird  der  Kirche  Knechtschaft  aufgezwungen. 

b)  Angenommene  Knechtschaft.  Es  gibt  andere  Situationen.  Oft  machen  die 
Kirchen  nicht  Gebrauch  von  den  Möglichkeiten,  Zeugnis  abzulegen  für  die 
Lehre  des  Evangeliums  über  das  Schicksal  des  Menschen,  der  Welt  und  der 
Geschichte.  Es  gibt  wieder  verschiedene  Formen  der  angenommenen 
Knechtschaft.  Die  Kirchen  werden  Opfer  ideologischer  Knechtschaft,  wenn 
sie  Theorien  unterstützen,  die  Vorherrschaft  und  Unterdrückungen  legitimie- 
ren, oder  wenn  sie  die  allgemeinen  Voraussetzungen  akzeptieren,  die  tat- 
sächlich eine  Gesellschaft  leiten,  auch  wenn  sie  nicht  in  klarer  Form  artiku- 
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liert  sind.  Sie  sind  in  sozialer  Knechtschaft,   wenn  sie  als  Instrument  einer 
gewissen  Klasse  handeln  usw. 

4.  Die  Anpassung  der  Kirchen  an  die  Mächtigen  oder  an  den  Staat  führt  nicht 
nur  zu  verschiedenen  Formen  der  Knechtschaft;  die  letzte  Konsequenz  ist  Göt- 
zendienst, d.h.  die  Kirchen  opfern  den  Idolen  der  Produktion,  des  Konsums  und 
des  Profits,  der  Leistung  und  der  Bürokratie,  des  Nationalismus  oder  sogenannter 
Werte  der  Zivilisation  usw.  Knechtschaft  bedeutet,  daß  das  Wort  Gottes  und  die 
Wahrheit  der  Kirche  eingesperrt  worden  sind.  (...) 

5.  Der  Ausgangspunkt  für  jede  adäquate  Reflexion  über  die  Beziehungen  zwi- 
schen Kirche  und  Staat  ist  die  Berufung  der  Kirche.  Die  Wurzel  für  die  Berufung 
der  Kirche  ist  ihre  Gewißheit,  daß  Christus  in  ihrer  Mitte  gegenwärtig  ist.  Zwei 
Formulierungen  sind  in  diesem  Kontext  relevant.  "Die  Kirche  ist  der  in  der  Ge- 
schichte als  Gemeinschaft  existierende  Christus",  und  "Christus  ist  die  geschicht- 
liche Existenzform  der  christlichen  Gemeinschaft".  Schon  durch  ihre  Existenz 
legt  die  Kirche  Zeugnis  ab;  sie  erfüllt  ihre  Mission  auf  verschiedene  Weisen,  die 
unterschieden,  aber  nicht  voneinander  getrennt  werden  können.  Einige  Dimen- 
sionen des  Zeugnisses  der  Kirche,  die  Einfluß  auf  die  Beziehungen  zwischen 
Kirche  und  Staat,  aber  auch  zwischen  den  Christen  und  den  Mächtigen  in  der 
Gesellschaft  haben,  sollen  hier  erwähnt  werden: 

a)  Die  öffentliche  Verkündigung  des  Heils  in  Christus,  die  die  Verpflichtung 
zum  Dienst  einschließt. 

b)  Der  Aufbau  der  Gemeinde,  der  das  Ziel  hat,  die  Massen  zum  Volk  Gottes 
werden  zu  lassen. 

c)  Die  prophetische  Einsicht  und  Intervention,  die  die  wahre  Bedeutung  von 
Ereignissen  aufdeckt  und  Entfremdungen  entlarvt. 

d)  Die  Diakonie,  die  versucht,  den  Armen,  den  Unterdrückten  und  den  Verzwei- 
felten zu  dienen,  sowohl  durch  unmittelbare  Hilfe  als  auch  mit  dem  Versuch, 
die  Strukturen  zu  verändern,  die  die  Ursache  der  Ungerechtigkeiten  sind.  (...) 


IV.  Der  universale  Auftrag  der  Kirche  und  die  Beziehungen  zwischen  Kirche  und 
Staat 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Kirche,  daß  sie  eine  universale  Gemeinschaft  ist,  die  na- 
tionale Grenzen  überwindet.  Sie  hat  eine  Botschaft,  die  an  die  ganze  Mensch- 
heit gerichtet  ist.  Wie  beeinflußt  diese  Dimension  des  kirchlichen  Lebens  die  Be- 
ziehungen zwischen  Kirche  und  Staat?  Die  Frage  ist  heute  besonders  dringend. 
Technologische,  ökonomische  und  politische  Entwicklungen  haben  die  Perspek- 
tiven geändert.  In  einem  größeren  Ausmaß  als  je  zuvor  wird  es  den  Nationen 
unmöglich,  isoliert  voneinander  zu  leben;  sie  sind  Teil  eines  einzigen  histori- 
schen Prozesses  geworden.  Der  Begriff  Oikoumene  in  seinem  ursprünglichen  bi- 
blischen Sinn  -  die  ganze  bewohnte  Welt  -  hat  neue  Bedeutung  und  neue  Unmit- 


364 


IV.4  Staat  und  Kirche 

telbarkeit  gewonnen.  Als  Folge  dieser  Entwicklungen  haben  die  Kirchen  in  der 
ökumenischen  Bewegung  ein  neues  Bewußtsein  ihrer  universalen  Gemeinschaft 
in  Christus  und  ihrer  Mission  gewonnen,  seine  Herrschaft  zu  verkündigen.  Diese 
weitere  Perspektive  hat  einen  unmittelbaren  Einfluß  auf  die  Art,  wie  sich  die  Kir- 
chen zu  den  Staaten  verhalten.  Die  universale  Dimension  ihres  Lebens  und 
Zeugnisses,  muß  berücksichtigt  werden.  (...) 

Selbstverständlich  haben  die  Kirchen  sich  immer  grundsätzlich  zur  Katholizität 
und  Universalität  der  Kirche  bekannt.  Jesus  Christus  ist  der  Erlöser  der  ganzen 
Welt;  alles  ist  bereits  unter  seine  Herrschaft  gestellt.  Die  gute  Nachricht  seines 
Sieges  ist  an  die  gesamte  Menschheit  gerichtet.  Deshalb  muß  die  Kirche,  die  be- 
rufen ist,  ihm  zu  dienen,  in  der  Perspektive  der  Universalität  leben.  Jede  Ortskir- 
che ist  universal,  weil  Jesus  Christus  überall  da  voll  anwesend  ist,  wo  Menschen 
sich  im  Glauben  um  Wort  und  Eucharistie  versammeln.  Er  bringt  mit  seiner  An- 
wesenheit die  Ganzheit  des  Heils.  Und  weil  sie  dasselbe  Heil  erfahren  haben  und 
an  derselben  Berufung  teilnehmen,  sind  die  Ortsgemeinden  in  Gemeinschaft 
miteinander  und  versuchen,  gemeinsam  Zeugnis  abzulegen  und  zu  handeln.  (...) 

Die  neue  universale  Gemeinschaft  bleibt  jedoch  aus  verschiedenen  Gründen 
begrenzt.  Erstens,  weil  die  Kirchen  trotz  aller  Anstrengungen,  die  sichtbare  Ein- 
heit zu  erreichen,  in  Lehre  und  Verfassung  getrennt  sind.  Sie  unterscheiden  sich 
sogar  in  ihrem  Verständnis  von  der  Universalität  der  Kirche.  Sie  schwanken  des- 
halb zwischen  dem  Engagement  für  die  weltweite  Familie  ihrer  eigenen  konfes- 
sionellen Tradition  und  dem  Engagement  für  die  universale  Gemeinschaft,  die 
in  der  ökumenischen  Bewegung  Gestalt  annimmt.  Zweitens  bleiben  die  Kirchen 
Gefangene  ihrer  eigenen  Geschichte.  Nationale,  kulturelle  und  andere  soziale 
Kräfte  begrenzen  ihren  Horizont  und  verhindern  ihr  volles  Engagement  in  der 
universalen  Gemeinschaft  der  Kirche. 

Die  universale  Gemeinschaft  ist  deshalb  eher  ein  Ziel,  das  erreicht  werden 
müßte,  als  eine  Realität,  in  der  die  Kirchen  ruhen  können.  Die  ökumenische  Be- 
wegung muß  als  ein  Prozeß  gesehen  werden,  durch  den  die  Kirchen  die  richtige 
Form  der  Universalität  zu  entdecken  suchen.  Sie  engagieren  sich  in  einer  inten- 
siven Suche  nach  gegenseitigem  Verstehen.  In  der  Bereitschaft,  zuzuhören  und 
durch  die  Erfahrungen  und  Überzeugungen  anderer  verändert  zu  werden,  öffnen 
sie  sich  dem,  was  der  Geist  den  Kirchen  über  die  Einheit  und  Universalität  der 
Kirche  noch  zeigen  muß.  Was  immer  sie  auch  unterwegs  an  Zwischenresultaten 
erhalten,  sie  müssen  bereit  bleiben,  neu  herausgefordert  zu  werden,  entweder 
durch  Stimmen,  die  noch  nicht  gehört  wurden,  oder  durch  neue  Situationen  und 
Erfahrungen.  Die  Frage,  die  eine  gemeinsame  Antwort  erfordert,  ist  die  folgende: 
Wie  muß  die  universale  Gemeinschaft  gestaltet  werden,  damit  die  Kirchen  durch 
sie  von  ihrem  Provinzialismus  befreit  werden  und  voll,  als  echte  Partner,  daran 
teilnehmen,  der  Welt  Zeugnis  abzulegen?  (...) 
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3.  Die  Entwicklungen  in  der  Gesellschaft  und  in  den  Kirchen   konfrontieren  die 
Kirchen  mit  einer  doppelten  Herausforderung. 

a)  Ein  stärkerer  Sinn  für  die  Universalität  der  Kirche.  Wenn  die  Kirchen  ihre 
universale  Berufung  erfüllen  sollen,  muß  jede  Kirche  und  jede  christliche 
Gemeinschaft  danach  streben,  Symbol  wahrer  Katholizität  und  Universalität 
in  dem  Land,  der  Kultur,  der  Rasse  oder  Klasse  zu  sein,  in  der  sie  sich  befin- 
det. Sie  muß  dieses  Zeugnis  auch  gegen  die  Versuchungen  ziviler  Religion 
und  ideologischer  Mächte  bewahren,  die  zu  Konformität  drängen.  Das  be- 
deutet: 

aa)  Das  universale  Bewußtsein  jedes  Christen  und  jeder  Gemeinde  muß  ver- 
tieft werden.  Jedes  Mitglied  muß  sich  als  zur  Universalkirche  ebenso  wie 
zur  Ortsgemeinde  gehörig  betrachten.  Wenn  Christen  die  universale  Di- 
mension des  Leibes  Christi  betonen,  legen  sie  Zeugnis  dafür  ab,  daß  je- 
der Staat  und  jede  politische  Bewegung  nicht  nur  für  das  eigene  Volk, 
sondern  für  die  gesamte  Menschheit  verantwortlich  sind. 

bb)  Jede  christliche  Gemeinschaft  hat  die  Pflicht,  in  ihrer  eigenen  Gesell- 
schaft ein  Verfechter  und  Mittler  der  Bedürfnisse  und  des  Wohls  anderer 
Völker  zu  sein.  Sie  muß  das  Gewissen  der  universalen  Gemeinschaft  re- 
präsentieren, in  dem  Sinne,  in  dem  sich  dieses  Gewissen  bei  der  eigenen 
Gemeinschaft  auswirkt. 

Um  ein  aktives  Mitglied  der  universalen  Gemeinschaft  zu  sein  und  ihre 
Verpflichtungen  zusammen  mit  anderen  Kirchen  zu  erfüllen,  braucht 
jede  Kirche  gewisse  Freiheiten.  Deshalb  wird  jede  Kirche  danach  streben, 
vom  Staat  verfassungsmäßig  garantierte  Freiheiten  wie  die  folgenden  zu 
erlangen: 

(0  Die  Freiheit,  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Kirchen  ihre  dogmatische 
und  ethische  Lehre  zu  bestimmen,  sie  zu  verkündigen  und  nach  ihr  zu 
handeln,  selbst  wenn  die  Wirkung  der  Lehre  der  Politik  des  Staates  ge- 
genüber kritisch  ist. 

(ii)  Die  Freiheit,  ihr  Leben  zu  ordnen  und  ihren  eigenen  finanziellen  Un- 
terhalt aufzubringen. 

(iii)  Die  Freiheit,  ohne  Einschränkung  in  ökumenischen  Veranstaltungen 
und  Organisationen  vertreten  zu  sein  und  mit  Kirchen  anderer  Länder 
Verbindung  zu  haben. 

b)  Ständige  Neueinschätzung  der  bestehenden  Formen  der  universalen  Ge- 
meinschaft. Die  Erfahrung  christlicher  Nachfolge  und  christlichen  Gehor- 
sams inmitten  der  vielen  Teilungen   und  Konflikte  der  menschlichen   Gesell- 
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schaft  ist  eine  ständige  Herausforderung  an  die  ökumenische  Bewegung,  ih- 
ren Ausdruck  der  Universalität  dahingehend  zu  revidieren,  daß  sie  neue  Bei- 
träge und  Einsichten  berücksichtigt  und  ihre  eigenen  Vorurteile  korrigiert. 
Das  bedeutet: 

aa)  Die  Kirche  in  ihrer  universalen  Ausprägung  muß  ständig  ihren  eigenen 
Charakter  aus  der  Begegnung  zwischen  Kirchen  an  besonderen  Orten 
wiederentdecken. 

bb)  Die  Kirche  in  ihrer  universalen  Ausprägung  muß  ein  Verfechter  für  die 
Unterstützung  jener  Kirchen  sein,  die  in  besondere  Kämpfe  verwickelt 
sind,  aber  auch  prophetische  und  brüderliche  Kritik  an  Kirchen  üben,  die 
in  Gefahr  sind,  bei  der  Erfüllung  ihres  Auftrages  zu  versagen. 

cc)  Die  Kirche  in  ihrer  universalen  Ausprägung  muß  nach  den  drei  oben 
formulierten  Freiheiten  streben,  auch  gegen  den  Willen  der  politischen 
Mächte  im  internationalen  Maßstab.  (...) 

5.  Die  universale  Gemeinschaft  muß  eine  Gemeinschaft  der  Solidarität  in  der 
Bezeugung  des  Evangeliums  sein.  Die  Kirchen  werden  sich  deshalb  das  Ziel  set- 
zen, jede  Kirche  in  ihrem  Zeugnis  zu  stärken.  Wenn  sie  gemeinsam  handeln, 
muß  ihre  Botschaft  gewisse  Kennzeichen  haben: 

aa)  Sie  muß  evangelikal  sein.  Sie  muß  ein  Wort  der  Hoffnung  und  der  Zu- 
sage, aber  auch  einen  Ruf  auf  der  Grundlage  des  Evangeliums  an  Kirche 
und  Staat,  an  Christen  und  Machthaber  bieten.  Die  Kirche  hat  keine  an- 
dere Autorität  und  keinen  anderen  Anspruch  auf  Universalität  als  das 
Evangelium. 

bb)  Sie  muß  genau  und  überzeugend  in  ihrer  Erfassung  der  wirklichen  Pro- 
bleme im  Bereich  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Macht  sein.  Sie 
muß  den  Weg  zur  verantwortlichen  Handhabung  dieser  Macht  zeigen. 

cc)  Sie  muß  dringend  sein.  Die  Botschaft  muß  so  wahr  und  fordernd  sein, 
daß  die  Botschafter  Barrieren  brechen,  um  sie  zu  überbringen  und  um  die 
Aufmerksamkeit  und  Reaktion  der  Kirchen  und  Staaten,  an  die  sie  gerich- 
tet ist,  zu  gewinnen.  (...) 

6.  Welche  Bedeutung  hat  der  Ökumenische  Rat  der  Kirchen  für  die  Kirchen,  die 
in  der  ökumenischen  Bewegung  engagiert  sind?  Er  soll  als  Instrument  der  öku- 
menischen Bewegung  betrachtet  werden.  Er  ist  eine  vorläufige  universale  Ge- 
meinschaft, die  die  Kirchen  in  die  Lage  versetzt,  einander  zu  begegnen  und 
einander  zuzuhören,  zusammenzuleben  und  Erfahrungen  auszutauschen;  und 
besonders,  um  gemeinsam  in  internationalem  Maßstab  Zeugnis  abzulegen. 
Gleichzeitig  ist  es  seine  Aufgabe,  die  Suche  nach  sichtbarer  Einheit  zu  fördern 
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und  dabei  auch  nach  passenden  Formen  der  Universalität  der  Kirche  zu  suchen. 
Als  Instrument  der  Suche  nach  Einheit  und  nach  gemeinsamer  Verkündigung 
des  Evangeliums  muß  er  eine  Herausforderung  für  die  Kirchen  sein,  und  zwar 
auch  für  jene,  die  noch  nicht  zu  seiner  Mitgliedschaft  gehören.  Er  sollte  die  Kir- 
chen dazu  führen,  ständig  von  neuem  zu  untersuchen,  inwiefern  sie,  auch  in  ih- 
rer Beziehung  zum  Staat,  den  Fortschritt  zu  vollerem  Ausdruck  der  Einheit  der 
Kirche  begünstigen  oder  verhindern. 

Quelle:  Kirche  und  Staat.  Der  Schlußbericht  der  Studientagung  im  Ökumenischen  Institut 
Bossey  vom  19.  bis  25.  August  1976,  in:  Das  Zeugnis  der  Kirche  in  den  Staaten  der  Gegen- 
wart. Analysen  und  Diskussionsbeiträge  aus  elf  Ländern  und  der  Schlußbericht  einer  ökume- 
nischen Studientagung.  Im  Auftrag  des  ÖRK  hg.  von  Wolfgang  Schweitzer,  Frankfurt/M. 
1979,  S.  143-170.  Englische  Fassung  in:  Church  and  State.  Opening  a  New  Ecumenical 
Discussion,  WCC,  Geneva  1978 
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79       Die  theologische  Grundlage  des  Rechts 

Sektion  II  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Die  Fragen  einer  theologischen  Begründung  des  Rechts  und  des  Verhältnisses  von  Kirche  und 
Staat  bilden  in  der  ökumenischen  Diskussion  vor  und  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  ein  zentrales 
Thema  (vgl.  Oxford-Konferenz  1937,  Sektion  II;  Treysa-Konferenz  1950  über  „The  Biblical 
Doctrine  of  Justice  and  Law").  Sie  haben  die  Ausprägung  des  modernen  Rechtsstaates  wesent- 
lich mitgeprägt.  Auf  dem  Hintergrund  von  als  „revolutionär"  empfundenen  Veränderungen  in  der 
politischen,  wirtschaftlichen  und  technologischen  Struktur  von  Industrienationen  und  Entwick- 
lungsländern thematisiert  Sektion  II  der  Genfer  Weltkonferenz  die  Frage  nach  dem  „Wesen  und 
Auftrag  des  Staates  in  einer  Zeit  des  Umbruchs".  Deutlich  ist  in  Teil  I  des  Berichts  der  Übergang 
von  einer  statisch-ordnungstheologischen  „Theologie  des  Staates"  zu  einer  geschichtlich-dyna- 
mischen Theologie  der  Funktionen  des  Staates.  Im  nachfolgend  wiedergegebenen  Teil  II  des 
Berichtes  wird  deutlich,  daß  neben  den  bewahrenden,  Sicherheit  gebenden  und  von  daher  eher 
konservativen  Funktionen  des  Rechtes  auch  die  schöpferischen  und  produktiven  Aspekte 
theologisch  bedacht  sein  wollen.  Das  Recht  ist  eine  Beziehungsgröße  und  kann  in  keinem  sei- 
ner beiden  Aspekte  aus  seinen  spezifischen  Bezügen  auf  Schöpfung,  Erlösung  und  Liebe  im 
Geist  der  Wahrheit  gelöst  werden.  Im  Teil  III  des  Berichtes  geht  es  um  die  Aufgabe  des  Staates 
in  Entwicklungsländern  auf  dem  Hintergrund  des  „Nationbuilding"  im  Süden. 


//.  Das  Recht  in  einem  revolutionären  Zeitalter 

(...) 

28.  Das  Recht  neigt  dazu,  statisch  und  konservierend  zu  sein.  Wenn  deshalb  ein  fun- 
damentaler sozialer  Umbruch  die  Gesellschaftsordnung  in  alten  oder  neuen  Nationen 
umstürzt,  sind  Wesen  und  Funktion  des  Rechts  in  Frage  gestellt.  Dies  betrifft  nicht  nur 
das  Recht  in  Form  von  Regeln  und  Vorschriften,  nicht  nur  das  positive  und  statuierte 
Recht,  nicht  nur  das  Recht  auf  der  Ebene  nationaler  Verfassungen  und  internationaler 
Vorrichtungen,  sondern  oft  auch  die  Berufung  auf  das  Recht,  wie  es  in  sittlichen  Be- 
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griffen  als  "mittlere  Axiome"  oder  gar  als  "Naturrecht"  formuliert  ist.  Weil  die  Christen 
für  das  Wohlergehen  der  Gesellschaft  und  der  Mitmenschen  verantwortlich  sind,  sind 
sie  gefordert,  mit  dem  Problem  und  seiner  moralischen  und  theologischen  Begrün- 
dung zu  ringen.  Christliche  Verantwortung  schließt  nicht  nur  kritische  Achtung  und 
Annahme  des  bestehenden  Rechts  ein,  sondern  auch  die  Teilnahme  an  der  Gestal- 
tung des  Rechts.  Die  Schaffung  des  Rechts,  die  Bewahrung  des  Rechts  und  die  Ver- 
besserung des  Rechts  sind  drei  Aspekte  einer  umfassenden  staatsbürgerlichen  Ver- 
pflichtung. Der  Schwerpunkt  verantwortlicher  Staatsbürgerschaft  verlagert  sich  von  ei- 
nem auf  den  anderen,  oft  aber  müssen  alle  drei  gleichzeitig  unternommen  werden. 

29.  Da  Revolutionen  einen  fundamentalen  Umbruch  in  den  grundlegenden  gesell- 
schaftlichen Institutionen  einschließen,  müssen  wir  ganz  konkret  erkennen,  daß  dabei 
neue  ethische  und  rechtliche  Fragen  auftauchen.  Sollen  Christen  nur  herkömmliche 
Antworten  auf  Fragen  geben,  die  Abtreibung,  Geburtenkontrolle  und  Scheidung  be- 
treffen? Wenn  ferner  seit  Generationen  Bauern  von  Großgrundbesitzern  ausgebeutet 
wurden,  sollen  Christen  sich  dann  an  die  erlassenen  konventionellen  Eigentumsge- 
setze halten?  Sollen  sie  das  sogar  dann  tun,  wenn  in  dem  verfassungsmäßigen  oder 
gesetzten  Recht  keine  Vorkehrungen  für  solche  grundlegenden  Veränderungen  ge- 
troffen sind?  Viele  Christen  sehen  nicht  nur,  daß  solche  revolutionären  Handlungen, 
die  von  anderen  unternommen  werden,  zu  entschuldigen  sind,  sondern  sie  erkennen 
es  als  ihre  eigene  Pflicht,  aktiv  mitzumachen. 

30.  Wenn  wir  vorhin  gesagt  haben,  daß  Recht  und  Religion  gewöhnlich  eine  konser- 
vierende Rolle  gespielt  haben,  so  darf  das  nicht  nur  in  einem  negativen  Sinn  verstan- 
den werden;  denn  das  Recht  gewährt  dem  Bürger  Sicherheit  (Rechtssicherheit)  und 
befähigt  ihn,  sich  auf  die  Gültigkeit  der  bestehenden  Gesetze  verlassen  zu  können. 
Zugleich  muß  das  Recht  jedoch  an  der  Gerechtigkeit  orientiert  werden,  die  sich  nie 
voll  erreichen  läßt.  Von  hier  aus  gesehen  muß  die  erzieherische  Rolle  des  Rechts 
betont  und  praktiziert  werden.  Überdies  müssen  wir  außer  auf  eine  notwendige  Flexi- 
bilität bei  den  schöpferischen  und  führenden  Funktionen  des  Rechts  auch  auf  einen 
geeigneten  Mechanismus  Gewicht  legen,  der  Änderung  erlaubt.  Wenn  das  Recht  nur 
konservativ  und  starr  ist,  kann  es  zum  Zündstoff  revolutionärer  Explosionen  werden. 
"Wer  im  Leben  wenig  hat,  soll  mehr  im  Recht  haben. "  Diese  Forderung  gilt  fü r  das  na- 
tionale und  das  internationale  Recht. 

31.  Die  Situation  verschiebt  sich  natürlich  von  Ort  zu  Ort  und  von  Zeit  zu  Zeit.  Einige 
Nationen  besitzen  eine  reiche  Tradition  der  "rule  of  law"  (Rechtsstaat),  an  moderni- 
sierten "Bills  of  Rights"  und  an  Vorkehrungen,  Recht  und  Gesellschaft  ordnungsge- 
mäß zu  reformieren.  In  anderen  Nationen  bricht  sich  die  soziale  oder  "bürgerliche  Re- 
volution" als  Widerspruch  der  nationalen  Gerichtshöfe  gegen  ungerechte  lokale  oder 
regionale  Verhältnisse  und  Vorschriften  Bahn  (zum  Beispiel  der  Kampf  um  die  Bürger- 
rechte). In  einigen  Nationen  ist  die  schützende  (protective)  Funktion  des  Rechts  mehr 
entwickelt,  seine  erzieherische  und  schöpferische  (productive)  dagegen  weniger.  In 
einigen  sind  die  Vorkehrungen  für  Veränderungen  zu  eng  bemessen,  um  den  Forde- 
rungen der  Menschen  nach  Freiheit,  Gerechtigkeit  und  Selbstachtung  nachzukom- 
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men.  In  einigen  benutzt  der  Staat  das  Recht,  um  eine  Neugestaltung  der  Gesellschaft 
anzugreifen,  und  schaltet  sich  in  viele  Gesellschaftssphären  ein,  um  eine  neue  Nation 
zu  formen.  In  einigen  Nationen  schließlich  müssen  die  Aufgaben  des  Staatsaufbaus 
und  der  Rechtsbildung  unter  den  Bedingungen  eines  gleichzeitigen  verwirrenden 
Überganges  von  Stammesprinzipien  zu  nationaler  Einheit  und  Staatlichkeit  durchge- 
führt werden.  Keine  Situation  gleicht  der  anderen.  (...) 

Die  theologische  Grundlage  des  Rechts 

34.  Als  Christen  erkennen  wir,  daß  das  Recht  nicht  abstrakt  für  sich  allein  steht,  son- 
dern daß  es  einen  wesentlichen  Teil  der  christlichen  sozialen  und  politischen  Ethik  bil- 
det. Wesen  und  Funktion  des  Rechts  sind  in  der  sozialen  Ordnung  und  in  dem  Ge- 
danken der  verantwortlichen  Gesellschaft  mit  inbegriffen.  Von  daher  müssen  wir  in 
unserer  christlichen  Ethik  auf  seine  Begründung  und  den  Dienst  achten,  den  es  in  der 
Gesellschaft  leistet.  Es  ist  eine  der  Herausforderungen  für  die  Theologie  unserer  Zeit, 
die  traditionelle  Rechtsfremdheit  vieler  Christen  überwinden  zu  helfen.  Das  Recht  be- 
ruft sich  auf  unsere  christliche  Anthropologie,  auf  unseren  Glauben  an  Gott  den 
Schöpfer,  an  Christus  den  Erlöser  und  an  den  Heiligen  Geist.  Wir  haben  keine  volle 
Übereinstimmung  darü  ber  gefunden,  inwieweit  eine  wohlbegründete  Lehre  vom  Recht 
in  unseren  Glaubensartikel  eingebaut  ist;  aber  wir  stimmen  darin  überein,  daß  wir  die 
Bezugspunkte  einer  solchen  Lehre  haben:  in  der  Beziehung  des  Menschen  als  Ge- 
schöpf zu  seinem  Schöpfer  und  zur  Schöpfung,  über  die  er  haushalten  soll;  in  seiner 
Beziehung  zu  Christus,  unserem  Herrn  und  Erlöser,  als  Ausdruck  der  Liebe  und  der 
Vollendung  des  Personseins;  und  in  seinem  Verhältnis  zum  Heiligen  Geist,  der  in 
Wahrheit  und  Liebe  tätig  ist  und  die  Kirche  ermächtigt,  ihre  Sendung  in  einer  sich  ver- 
ändernden Welt  zu  erfüllen.  Im  Hinblick  auf  diese  Bezugspunkte  müssen  wir  alle  Be- 
rufungen auf  naturrechtliche  Gerechtigkeit,  auf  die  Menschenrechte  und  auf  das  Recht 
zur  Revolution  klarer  bestimmen.  Der  Mensch  als  das  Ebenbild  Gottes  ist  immer  auch 
Sünder.  Seine  Fähigkeit  für  Gerechtigkeit  macht  geordnetes  politisches  und  wirt- 
schaftliches Leben  möglich,  seine  Neigung  zur  Ungerechtigkeit  macht  das  Recht  in 
seiner  schützenden  Rolle  nötig.  Darüber  hinaus  macht  seine  Begrenztheit  und  soziale 
Not  das  Recht  auch  in  seiner  schöpferischen  Rolle  nötig. 

35.  Christen  finden  in  dem  Gedanken  des  Mitmenschen  (person-in-community)  den 
Integralpunkt  aller  Fragen  von  Freiheit,  Gerechtigkeit,  Frieden  und  Gleichheit.  Perso- 
nen unter  Gott  stehen  nie  in  einer  statischen  Situation.  Die  Geschichtlichkeit  durch- 
dringt alle  ihre  konkreten  Wünsche  und  Entscheidungen.  Und  doch,  als  Personen  sind 
sie  allen  sozialen,  wirtschaftlichen  und  politischen  Gruppierungen  überlegen 
(transcend)  und  finden  den  letzten  Sinn  ihres  Daseins  in  einem  Leben,  dessen  Ge- 
schick bei  dem  Gott  der  Geschichte  liegt.  Alle  Institutionen  sind  deswegen  für  den 
Menschen  relativ  und  vorläufig,  indem  er  seine  Haushalterschaft  in  Zusammenarbeit 
nicht  nur  mit  seinen  Mitchristen  ausübt,  sondern  auch  mit  seinen  anderen  Nachbarn  - 
und  allen  seinen  Mitbrüdern.  Er  erkennt,  daß  alle  Menschen  unter  Gott  eine  Würde 
haben,  die  das  Recht  achten  muß,  und  daß  Rechtsstrukturen  formuliert  werden  müs- 
sen, die  nicht  nur  vergängliche  Güter  schützen,  sondern  auch  die  Voraussetzung  für 

371 


V.  Soziale  Ethik 

die  Beteiligung  aller  an  der  Rechtsbildung  schaffen.  Christen  sind  darin  einig,  daß  sie 
selbst  auch  nicht  den  Inhalt  der  wahren  göttlichen  Gerechtigkeit  kennen  und  daß  sie 
deshalb  keine  ihrer  Erkenntnisse  absolut  setzen  dürfen.  Sie  geben  auch  nicht  vor,  ir- 
gendwelche spezifische  christliche  Rechtsordnung  für  eine  pluralistische  Weltgesell- 
schaft zu  erstreben.  Zugleich  bezeugen  sie,  daß  es  zu  ihrer  christlichen  Freiheit  ge- 
hört, Vernunft  und  Erfahrung  im  Prozeß  der  Rechtsbildung  zu  gebrauchen,  auch  in 
Zusammenarbeit  mit  anderen. 

Quelle:  Bericht  der  Sektion  II  „Wesen  und  Auftrag  des  Staates  in  einer  Zeit  des  Umbruchs",  in: 
Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesellschaft,  hg.  v. 
ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfried  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967,  S. 157-160 


80       Internationale  Strukturen  und  die  Vereinten  Nationen 

Sektion  IV  der  vierten  Vollversammlung,  Uppsala  1968 

Uppsala  rückte  die  in  Genf  angeklungene  schöpferische  Funktion  des  Rechtes  als  einen  wichti- 
gen Impuls  im  Rahmen  der  Gestaltung  einer  internationalen  Ordnung  in  den  Vordergrund.  Die 
Sektion  IV  „Auf  dem  Wege  zu  Gerechtigkeit  und  Frieden  in  internationalen  Angelegenheiten" 
hatte  sich  in  den  dem  hier  abgedruckten  Abschnitt  vorangehenden  Passagen  der  Bereiche  Na- 
tionalismus /  Regionalismus  (vgl.  hier  Text  57)  sowie  der  Thematik  der  Menschenrechte  (vgl. 
hier  S.381f)  angenommen.  Die  Frage  nach  der  Neugestaltung  des  Rechtes  in  der  internationa- 
len Ordnung  wurde  später  u.a.  in  der  Debatte  über  eine  Neue  Weltwirtschaftsordnung  und  eine 
Reform  der  Vereinten  Nationen  weitergeführt  (vgl.  hier  Kapitel  IV.1). 


37.  Strukturen  internationalen  Ranges  sollten  gestärkt  werden;  gleichzeitig  sollten  sie 
grundlegende  Änderungen  in  der  Weltordnung  ermöglichen.  Die  Nationen  besitzen 
noch  kein  wirksames  Weltsystem  für  die  Aufrechterhaltung  des  Friedens.  Einseitige 
Intervention  durch  Großmächte  ist  keine  tragbare  Alternative.  Angesichts  ständiger 
Bedrohung  der  internationalen  Sicherheit  muß  der  Frieden  durch  multilaterale  Bemü- 
hungen gesichert  werden. 

38.  Die  Entwicklung  einer  wirklichen  Weltgemeinschaft  kann  nur  insoweit  erreicht  wer- 
den, als  die  notwendigen  Modelle  und  Institutionen  vorhanden  sind,  um  ihr  eine  zu- 
verlässige Form  zu  geben.  Solche  Modelle  und  Institutionen  müssen  die  bleibenden 
menschlichen  Werte  beachten  und  sich  an  ihnen  ausrichten.  Sie  müssen  weitblickend 
die  Notwendigkeit  des  Wandels  zur  Erhaltung  von  Gerechtigkeit  und  Frieden  verste- 
hen und  darauf  eingehen.  Die  revolutionären  Kräfte  unserer  Zeit,  seien  sie  wissen- 
schaftlicher, technischer,  sozialer,  politischer  oder  religiöser  Art,  haben  diese  Periode 
zu  einer  Zeit  stürmischer  Veränderungen  gemacht.  Die  Strukturen  internationaler  Be- 
ziehungen müssen  sich  anpassen  können,  ja,  sie  müssen  aufziehende  Nöte  vorweg- 
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zunehmen  suchen.  All  das  ist  davon  abhängig,  daß  sich  der  Bereich  der  Übereinstim- 
mung über  Regeln  des  internationalen  Rechts  verbreitert  und  daß  diese  Regeln  im 
internationalen  Verhalten  immer  mehr  respektiert  werden. 

39.  Der  Beitrag  des  Rechts  zu  internationaler  Ordnung  und  Gerechtigkeit  hat  nicht  nur 
eine  bewahrende  und  stabilisierende  Funktion,  er  spielt  auch  eine  dynamische  und 
konstruktive  Rolle.  Rechtssetzungen  und  internationale  Verträge  weisen  den  Dop- 
pelaspekt des  Rechts  als  einer  Macht  der  Ordnung  wie  auch  des  Wandels  und  der 
Reform  auf.  Die  Christen  sollten  ihre  Regierungen  dazu  auffordern,  die  Entscheidun- 
gen des  Internationalen  Gerichtshofes  vorbehaltlos  anzunehmen.  Die  Christen  sollten 
auch  unermüdlich  die  Entwicklung  eines  internationalen  Ethos  unterstützen.  Wir  sind 
davon  überzeugt,  da  ß  jeder  Mensch  ein  moralisches  Empfinden  hat,  an  das  appelliert 
werden  kann,  das  aber  noch  öffentlich  formuliert  werden  muß.  Die  Vereinten  Nationen 
sind  für  das  Streben  nach  Gerechtigkeit  und  Frieden  in  dieser  Welt  wesentlich. 

40.  Trotz  großer  Schwierigkeiten  haben  die  Vereinten  Nationen  in  wirtschaftlichen,  so- 
zialen und  humanitären  Fragen  Beachtenswertes  erreicht.  Ihre  weitere  Wirksamkeit 
zur  Erhaltung  des  Friedens  hängt  ab  von  der  moralischen  Autorität,  die  sie  durch  die 
energische  Unterstützung  seitens  aller  Menschen  guten  Willens  bei  der  Durchführung 
ihrer  Beschlüsse  gewinnen  können,  von  den  Geldmitteln,  die  von  den  Mitgliedsstaaten 
zur  Verfügung  gestellt  werden,  und  ferner  von  der  Aufnahme  aller  Nationen  in  ihre 
Mitgliedschaft.  Die  Volksrepublik  China  in  die  internationale  Gemeinschaft  hereinzu- 
holen ist  eine  Aufgabe,  von  deren  Lösung  für  die  Zukunft  der  Menschheit  viel  abhängt; 
dafür  muß  ein  Weg  gefunden  werden. 

41.  Die  Überwindung  der  gegenwärtigen  Unzulänglichkeiten  der  Vereinten  Nationen 
ist  hauptsächlich  davon  abhängig,  inwieweit  die  Menschen  ihnen  wesentliche  Autorität 
zugestehen.  Wir  bekräftigen  daher  erneut  den  von  früheren  Vollversammlungen  des 
ÖRK  erklärten  Willen,  sie  zu  unterstützen. 

Quelle:  Bericht  der  Sektion  IV  „Auf  dem  Wege  zu  Gerechtigkeit  und  Frieden  in  internationalen 
Angelegenheiten",  in:  Bericht  aus  Uppsala  1968.  Offizieller  Bericht  über  die  Vierte  Vollver- 
sammlung des  ÖRK,  Uppsala  4.-20.  Juli  1968,  hg.v.  Norman  Goodall,  Deutsche  Ausgabe  be- 
sorgt von  Walter Müller-Römheld,  Genf  1968,  S.73f 
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V.2      Menschenrechte  und  Religionsfreiheit 


81       Eine  Erklärung  über  die  religiöse  Freiheit 

Sektion  IV  (Anhang)  der  ersten  Vollversammlung,  Amsterdam  1948 

Die  Frage  der  Religionsfreiheit  ist  ein  sehr  frühes  Thema  in  der  internationalen  ökumenischen 
Arbeit  gewesen.  Insbesondere  im  Weltbund  für  die  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen  wurden  be- 
reits in  den  30er  Jahren  wichtige  Erklärungen  verabschiedet,  die  die  Grundrechte  religiöser 
Betätigung  und  der  Selbstbestimmung  kirchlicher  Verfassungen  und  Ordnungen  sowohl  gegen- 
über staatlichen  Machtansprüchen  als  auch  gegenüber  dominanten  Mehrheitskirchen  eines 
Landes  begründeten  und  verteidigten.  Dazu  gehört  insbesondere  die  Erklärung  über 
„Bedingungen  für  das  Leben  einer  Minderheitenkirche",  die  1938  in  Larvik  (Norwegen)  ange- 
nommen wurde  und  die  in  hohem  Maße  auf  die  Aktivitäten  von  Friedrich  Siegmund-Schultze  zu- 
rückging (vgl.  Minutes  World  Alliance  for  Friendship  through  the  Churches,  Larvik  1938,  p.13). 
Der  ÖRK  war  in  seiner  Gründungsphase  durch  den  Direktor  von  CCIA,  Frederick  Nolde,  an  dem 
Prozeß  der  Formulierung  der  Allgemeinen  Erklärung  der  Menschenrechte  (1946-48)  direkt  be- 
teiligt. Nachdrücklich  wurde  die  Einrichtung  einer  Kommission  für  Menschenrechte  im  Rahmen 
der  Vereinten  Nationen  verfochten.  Wichtige  Impulse  zur  Ausbildung  des  Menschenrechtsge- 
dankens kamen  aus  der  Missionsbewegung  (Vorstellung  von  der  „sacredness  of  personality"  in 
Jerusalem  1928  und  Tambaram  1938)  sowie  aus  dem  Weltbund  für  die  Freundschaftsarbeit  der 
Kirchen.  Anders  als  die  amerikanischen  und  britischen  Kirchen  behielten  die  kontinentalen 
Großkirchen  in  der  Zeit  vor  dem  Zweiten  Weltkrieg  gegenüber  dem  Gedanken  der  Menschen- 
rechte zunächst  eine  überwiegend  zurückhaltende  Position.  Der  Grund  für  diese  Skepsis,  die 
angesichts  einer  Renaissance  der  Menschenrechtsdiskussion  seit  Anfang  der  70er  Jahre  und 
rückblickend  auf  die  unvorstellbaren  Verletzungen  menschlicher  Würde  unter  nationalsozialisti- 
scher Herrschaft  heute  weniger  plausibel  erscheinen  mag,  liegt  in  der  historischen  Affinität  der 
Menschenrechte  zu  der  vernunftorientierten  Aufklärung  und  ihrem  überkommene  Ordnungen 
umstürzenden  Autonomiestreben.  Die  Amsterdamer  Erklärung  von  1948  trägt  alle  Züge  des 
westlichen  Verständnisses  der  persönlichen  Freiheitsrechte.  Sie  erklärt  den  christlichen  Einsatz 
für  die  Religionsfreiheit  als  eine  wesentliche  Grundlage  einer  internationalen  Rechtsordnung,  ist 
doch  die  Religionsfreiheit  die  entscheidende  Barriere  gegen  jeden  Totalitätsanspruch  (Literatur: 
U.  Scheuner,  Menschenrechte;  D.Werner,  Mission  und  Menschenrechte). 


Ein  wesentliches  Element  einer  guten  internationalen  Ordnung  ist  die  Religionsfreiheit. 
So  ergibt  es  sich  notwendig  aus  dem  christlichen  Glauben  und  dem  weltweiten  Cha- 
rakter des  Christentums.  Die  Christen  betrachten  deshalb  die  Frage  der  religiösen 
Freiheit  als  ein  internationales  Problem.  Sie  sind  daran  interessiert,  daß  die  religiöse 
Freiheit  überall  sichergestellt  wird.  Wenn  sie  sich  für  diese  Freiheit  einsetzen,  dann 
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fordern  sie  nicht  irgendein  Vorrecht  für  Christen,  das  anderen  verweigert  wird.  Wenn 
auch  die  Freiheit,  mit  dem  Christus  die  Menschen  frei  gemacht  hat,  von  keiner  Regie- 
rung gegeben  noch  zerstört  werden  kann,  werden  Christen  um  dieser  inneren  Freiheit 
willen  eifersüchtig  über  ihrem  äußeren  Ausdruck  wachen  und  es  sich  angelegen  sein 
lassen,  daß  alle  Menschen  in  ihrem  religiösen  Leben  Freiheit  genießen.  Wesen  und 
Bestimmung  des  Menschen  kraft  seiner  Erschaffung,  Erlösung  und  Berufung,  sowie 
die  Tätigkeit  in  Familie,  Staat  und  Kultur  legen  Grenzen  fest,  über  die  die  Regierung 
nicht  ungestraft  hinweggehen  kann.  Die  Rechte,  die  die  christliche  Jüngerschaft  für 
sich  verlangt,  sind  derart,  daß  sie  für  alle  Menschen  gut  sind,  und  keine  Nation  hat  je- 
mals darunter  leiden  müssen,  daß  sie  solche  Freiheiten  gewährte. 

Demgemäß  sollen  die  Rechte  der  religiösen  Freiheit  in  ihrem  hier  beschriebenen 
Umfang  für  alle  Menschen  ohne  Ansehen  der  Rasse,  der  Farbe,  des  Geschlechtes, 
der  Sprache  oder  der  Religion  und  ohne  Benachteiligung  durch  gesetzliche  Bestim- 
mungen oder  Verwaltungsmaßnahmen  anerkannt  und  beachtet  werden. 

1.  Jeder  Mensch  hat  das  Recht,  seinen  eigenen  Glauben  und  sein 
Glaubensbekenntnis  selbst  zu  bestimmen. 

Dieses  Recht  umfaßt  sowohl  den  Vorgang,  auf  Grund  dessen  ein  Mensch  seinem 
Glauben  abhängt,  wie  den  Vorgang,  auf  Grund  dessen  er  seinen  Glauben  wechselt. 
Es  schließt  das  Recht  ein,  Unterweisung  und  Erziehung  zu  erhalten. 

Dieses  Recht  erhält  seine  volle  Bedeutung,  wenn  der  Mensch  die  Möglichkeit  des  Zu- 
gangs zur  Information  hat.  Religiöse,  soziale  und  politische  Instanzen  haben  die  Ver- 
pflichtung, jedem  reifen  Menschen  zu  gestatten,  mit  allen  Quellen  der  Information  in 
der  Weise  in  Verbindung  zu  kommen,  daß  dadurch  persönliche  religiöse  Entscheidung 
im  Glauben  möglich  wird. 

Das  Selbstbestimmungsrecht  in  Glaubensfragen  wird  durch  das  Recht  der  Eltern  be- 
grenzt, ihrerseits  diejenigen  Quellen  der  Information  auszuwählen,  die  für  ihre  Kinder 
in  Frage  kommen  sollen.  Alle  Menschen  sollten,  wenn  sie  Entscheidungen  treffen,  da- 
bei ihre  höheren  Eigeninteressen  und  die  Folgerungen  aus  ihren  Glaubensüberzeu- 
gungen für  das  Wohl  ihrer  Mitmenschen  in  Betracht  ziehen. 

2.  Jeder  Mensch  hat  das  Recht,  seinen  religiösen  Überzeugungen  im  Gottesdienst, 
im  Unterricht  und  im  praktischen  Leben  Ausdruck  zu  geben  und  die  Folgerungen  aus 
ihnen  für  die  Beziehungen  in  der  sozialen  oder  politischen  Gemeinschaft  offen  aus- 
zusprechen. 

Das  Recht  auf  freie  religiöse  Äußerung  enthält  das  Recht  auf  Gottesdienst  in  öffentli- 
cher oder  privater  Form;  sowie  die  Freiheit,  anderen  Belehrung  durch  Unterricht,  Pre- 
digt und  überzeugendes  Einwirken  zu  verschaffen;  und  die  Freiheit,  den  Weg  zu  ge- 
hen, den  das  Gewissen  gebietet. 
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Dies  Recht  erfordert  Freiheit  von  willkürlichen  Einschränkungen  in  allen  religiösen 
Meinungsäußerungen,  sei  es  in  der  Rede,  in  Presse,  Radio,  Film  oder  Kunst.  Soziale 
und  politische  Institutionensollten  Sicherheit  gegen  jede  Diskriminierung  und  gesetzli- 
che Benachteiligung  infolge  von  Äußerungen  einer  religiösen  Überzeugung  gewähren, 
mindestens  soweit  dadurch  anerkannte  Gemeinschaftsinteressen  nicht  nachteilig  be- 
rührt werden. 

Die  Freiheit  der  religiösen  Äußerung  wird  durch  das  Recht  der  Eltern  eingeschränkt, 
ihrerseits  die  religiösen  Ansichten  zu  bestimmen,  in  denen  ihre  Kinder  erzogen  wer- 
den sollen.  Sie  wird  ferner  durch  solche  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Maßnahmen 
beschränkt,  wie  sie  nötig  sind,  um  die  öffentliche  Wohlfahrt  und  Ordnung,  die  Moral 
sowie  die  Rechte  und  Freiheiten  anderer  zu  schützen.  Jeder  Mensch  muß  das  Recht 
der  anderen  anerkennen,  ihren  Glaubensüberzeugungen  Ausdruck  zu  geben,  und 
immer  der  Obrigkeit  Achtung  entgegenbringen,  selbst  wenn  sein  Gewissen  ihn  in  Ge- 
gensatz zu  denen  bringt,  die  der  Obrigkeit  angehören,  oder  in  Gegensatz  zu  der  Hal- 
tung, die  sie  vertreten. 


3.  Jeder  Mensch  hat  das  Recht,  sich  mit  andern  zusammenzuschließen  und  mit 
ihnen  eine  gemeinsame  Organisation  für  religiöse  Zwecke  zu  bilden. 

Dieses  Recht  schließt  die  Freiheit  ein,  religiöse  Organisationen  zu  bilden,  die  Mitglied- 
schaft in  solchen  Organisationen  nachzusuchen  und  die  Verbindung  mit  religiösen 
Organisationen  zu  lösen. 

Es  verlangt  ferner,  daß  die  von  einer  Gemeinschaft  ihren  Mitgliedern  garantierten 
Rechte  auf  Vereinigung  und  Organisierung  auch  das  Recht  auf  Bildung  von  Vereini- 
gungen zu  religiösen  Zwecken  mit  einschließen. 

Es  unterliegt  den  gleichen  Beschränkungen,  die  allen  Vereinigungen  durch  nichtdis- 
kriminierende Gesetze  auferlegt  sind. 

4.  Jede  religiöse  Organisation,  die  entsprechend  den  Rechten  der  Einzelperson  ge- 
bildet oder  aufrechterhalten  wird,  hat  das  Recht,  selbst  ihre  Grundsätze  und  ihre 
Praxis  im  Dienste  der  Ziele  zu  bestimmen,  für  die  sie  sich  entschieden  hat. 

Die  Rechte,  die  für  den  Einzelmenschen  bei  der  Ausübung  seiner  religiösen  Freiheit 
beansprucht  werden,  stehen  auch  den  religiösen  Organisationen  zu.  Hierzu  gehören: 
das  Recht  auf  Selbstbestimmung  des  eigenen  Glaubens  und  Bekenntnisses;  das 
Recht  auf  religiösen  Gottesdienst  in  öffentlicher  und  privater  Form;  das  Recht  auf  Un- 
terricht, Erziehung,  Predigt  und  Gewinnung  anderer;  das  Recht,  die  Folgerungen  des 
Glaubens  für  Gesellschaft  und  Regierung  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Zu  diesen  Rech- 
ten kommen  noch  gewisse  korporative  Rechte  hinzu,  die  sich  von  den  Rechten  der 
Einzelperson  herleiten,  wie  das  Recht,  die  Form  der  Organisation,  ihre  Leitung  und  die 
Bedingungen  für  die  Mitgliedschaft  zu  bestimmen;  das  Recht  auf  Auswahl  und  Ausbil- 
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düng  ihrer  eigenen  Beamten,  Leiter  und  Mitarbeiter;  das  Recht  auf  Veröffentlichung 
und  Verbreitung  von  religiöser  Literatur;  das  Recht  auf  Dienst  und  Missionstätigkeit  in 
der  Heimat  und  im  Ausland;  das  Recht,  über  Eigentum  zu  verfügen  und  Geld  zu 
sammeln;  das  Recht  auf  Zusammenarbeit  und  Vereinigung  mit  anderen  religiösen 
Körperschaften  in  der  Heimat  und  in  anderen  Ländern,  und  schließlich  das  Recht  auf 
Inanspruchnahme  aller  Erleichterungen,  die  allen  Staatsbürgern  oder  Vereinigungen 
gewährt  werden  und  die  das  Erreichen  religiöser  Zwecke  ermöglichen. 

Damit  diese  Rechte  in  der  Praxis  des  Gemeinlebens  verwirklicht  werden  können,  muß 
der  Staat  den  religiösen  Organisationen  und  ihren  Mitgliedern  die  gleichen  Rechte 
gewähren,  die  er  anderen  Organisationen  einräumt,  einschließlich  des  Rechts  auf 
Selbstverwaltung,  öffentliche  Versammlung,  Rede  oder  Presse  und  Veröffentlichung, 
des  Rechts  auf  Eigentum,  Geldsammlung,  Reise,  Einreise  und  Ausreise,  sowie  allge- 
mein des  Rechts  auf  Verwaltung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten. 

Das  Gemeinwesen  hat  das  Recht,  Gehorsam  für  die  nichtdiskriminierenden  Gesetze, 
die  im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Wohlfahrt  ergangen  sind,  zu  verlangen. 
Bei  der  Ausübung  ihrer  Rechte  muß  eine  religiöse  Organisation  die  Rechte  der  ande- 
ren religiösen  Organisationen  respektieren  und  die  korporativen  und  individuellen 
Rechte  der  ganzen  Gemeinschaft  wahren. 

Quelle:  Die  Unordnung  der  Welt  und  Gottes  Heilsplan.  Die  erste  Vollversammlung  des  ökume- 
nischen Rates  der  Kirchen,  Bd.l-V,  hg.v.  Willem  A.  Visser  t  Hooft,  Genf  1948,  hier:  Bd.V:  Die 
erste  Vollversammlung  des  ÖRK  in  Amsterdam  vom  22.8.-4.9. 1948,  S.  129-133 


82  Christliches  Zeugnis,  Proselytismus  und  Glaubensfreiheit  im  Rahmen  des 
ÖRK 

Kommissionsbericht,  St.  Andrews  1960 

Zwischen  den  Vollversammlungen  in  Evanston  1954  und  Neu  Delhi  1961  entstand  aufbauend 
auf  mehreren  Arbeitsgängen,  Überarbeitungen  und  Studien  der  in  St.  Andrews  für  den  Zentral- 
ausschuß redigierte  Bericht  über  „Christliches  Zeugnis,  Proselytismus  und  Glaubensfreiheit  im 
Rahmen  des  ökumenischen  Rates".  Im  Hintergrund  standen  damals  Probleme,  die  durch  die 
Wirksamkeit  der  evangelischen  Mission  in  orthodoxen  Ländern  entstanden  waren  und  auf  die 
besonders  die  orthodoxen  Kirchen,  die  1961  in  Neu  Delhi  dem  ÖRK  beitreten  sollten,  den  ÖRK 
aufmerksam  machten.  In  dem  hier  ausgewählten  Abschnitt  über  „Glaubensfreiheit"  wird  aus- 
drücklich die  Verknüpfung  der  Religionsfreiheit  mit  den  Menschenrechten  vorgenommen. 
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Glaubensfreiheit 

Gott  schenkt  seine  Wahrheit  und  seine  Liebe  in  voller  Freiheit  und  wartet  auf  eine  freie 
Antwort. 

Gott  zwingt  niemanden,  auf  seine  Liebe  zu  antworten,  und  die  Offenbarung  Gottes  in 
Christo  ist  eine  Offenbarung,  die  niemand  gezwungen  ist  anzunehmen.  Gott  ruft  die 
Menschen,  ihm  freiwillig  und  gehorsam  im  Glauben  Antwort  zu  geben,  mit  einem 
freien  und  vertrauensvollen  "Ja"  dem  ewigen  Handeln  seiner  Liebe,  in  der  er  sich 
selbst  offenbart,  zu  antworten.  Diese  vollkommen  freie  Zustimmung  wird  untergraben 
und  zerstört,  wenn  irgendein  menschlicher  Zwang  hinzukommt.  Menschlicher  Zwang 
leugnet  die  Würde  der  menschlichen  Person,  die  Gottes  liebendes  Handeln  in  Christo 
gerade  bestätigt.  Christi  Geist  und  Christi  Handeln,  das  keinen  Zwang  kennt,  ist  sei- 
nem Wesen  nach  ein  Verdammungsurteil  über  alle  Versuche,  den  Menschen  in  Glau- 
bensdingen zwingen  zu  wollen.  Für  den  Christen  aber  ist  es  die  Grundlage  der  Glau- 
bensfreiheit. 

Jeder  Christ  hat  die  Freiheit,  als  Einzelner  oder  in  der  Gemeinschaft  einer  Kirche  oder 
einer  anderen  Gruppe  sein  ganzes  Leben  unter  die  Herrschaft  Gottes  zu  stellen,  zu 
glauben,  zu  beten,  Christus  anzubeten  und  zu  verkündigen,  sowie  nach  seinem  Willen 
zu  leben.  Und  das  alles  in  der  Kirche,  für  die  er  sich  gewissensmäßig  entscheidet.  Für 
solches  Zeugnis  und  solchen  Dienst  sollten  Kirchen  und  Einzelne  volle  Gleichberech- 
tigung vor  dem  Gesetz  haben. 

Daraus  folgt,  daß  die  Gewissensentscheidung  von  Menschen,  deren  Glaube  und  reli- 
giöse Überzeugung  von  der  unsrigen  verschieden  sind,  anerkannt  und  geachtet  wer- 
den muß. 

Das  Recht  des  Menschen  auf  Freiheit  des  Gewissens  und  der  religiösen  Überzeugung 
und  freie  Religionsausübung  ist  in  den  meisten  Ländern  gesetzlich  anerkannt.  Der  Ar- 
tikel über  Glaubensfreiheit  in  der  Allgemeinen  Erklärung  über  die  Menschenrechte 
stimmt  mit  der  christlichen  Überzeugung  in  Folgendem  überein:  "Jeder  Mensch  hat 
Anspruch  auf  Gedanken-,  Gewissens-  und  Religionsfreiheit;  dieses  Recht  umfaßt  die 
Freiheit,  seine  Religion  oder  seine  Überzeugung  allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  ande- 
ren, in  der  Öffentlichkeit  oder  privat,  durch  Lehre,  Ausübung,  Gottesdienst  und  Vollzug 
von  Riten  zu  bekunden." 

Doch  ist  Freiheit  nicht  absolut.  Sie  darf  darum  nicht  auf  Kosten  der  Freiheit  anderer 
gebraucht  werden  oder  gegen  die  "goldene  Regel"  von  Matthäus  7,12  verstoßen. 

Quelle:  Evanston  -  Neu  Delhi  1954-1961.  Bericht  des  Zentralausschusses  an  die  dritte  Vollver- 
sammlung des  ÖRK,  Genf  1961,  S.268f 
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83       Erklärung  über  Religionsfreiheit 

Dritte  Vollversammlung,  Neu  Delhi  1961 

Bereits  im  Jahre  1958  wurde  vom  Zentralausschuß  in  Nyborg  eine  „Kommission  für  Religions- 
freiheit" ernannt,  die  in  den  drei  folgenden  Jahren  eine  Studienarbeit  für  eine  „Christliche  Erklä- 
rung über  Wesen  und  Grundlage  der  Religionsfreiheit"  vornahm.  Ihr  Ergebnis  ist  die  nachste- 
hende Erklärung,  die  die  spezifisch  christliche  Begründung  der  Religionsfreiheit  betont  und  un- 
mißverständlich klarstellt,  daß  ihre  Ausübung  kein  christliches  Privileg  sein  kann,  sondern  daß 
vielmehr  gerade  in  ihr  die  allgemeinen  Menschenrechte  wurzeln. 


1.  Die  Menschheit  ist  von  vielen  Kräften  bedroht,  die  die  Freiheit  einschränken  oder 
versagen.  Darum  müssen  erneut  alle  Kräfte  eingesetzt  werden,  um  jedem  Menschen 
die  Möglichkeit  zu  sichern,  Religionsfreiheit  verantwortlich  auszuüben. 

2.  Christen  betrachten  die  Religionsfreiheit  als  Folge  von  Gottes  Schöpfung,  seiner 
Erlösung  der  Menschheit  in  Christus  und  seiner  Berufung  von  Menschen  zu  seinem 
Dienst.  Gottes  erlösendes  Handeln  an  der  Menschheit  übt  keinen  Zwang  aus.  Dem- 
entsprechend sind  menschliche  Versuche,  durch  gesetzliche  Bestimmungen  oder 
durch  Druck  der  gesellschaftlichen  Gewohnheit  den  Glauben  zu  erzwingen  oder  zu 
verbieten,  Verstöße  gegen  die  Wege  Gottes  mit  der  Menschheit.  Die  Freiheit,  welche 
Gott  in  Christus  gegeben  hat,  beschließt  in  sich  eine  freie  Antwort  auf  die  Liebe  Gottes 
sowie  die  Verantwortung,  den  Mitmenschen  am  Punkt  der  tiefsten  Not  zu  dienen. 

3.  Da  wir  für  die  Religionsfreiheit  eine  klare  christliche  Basis  haben,  halten  wir  dieses 
Recht  für  alle  Menschen  an  allen  Orten  für  fundamental. 

4.  Wir  bekräftigen  die  Erklärung  über  Religionsfreiheit,  die  der  ÖRK  und  der  IMR  im 
August/September  1948  abgegeben  haben,  und  halten  an  ihren  Vorschlägen  fest.  Wir 
erkennen  die  Allgemeine  Erklärung  der  Menschenrechte,  die  von  den  Vereinten  Na- 
tionen im  Dezember  1948  verkündet  wurde,  als  wichtiges  Hilfsmittel  an,  die  Achtung 
vor  den  Menschenrechten,  ihre  Beachtung  und  die  Einhaltung  der  Grundfreiheiten  zu 
fördern. 

5.  Obwohl  Freiheiten  jeder  Art  miteinander  in  Beziehung  stehen,  kann  man  die  Reli- 
gionsfreiheit als  gesondertes  Menschenrecht  betrachten,  das  alle,  ohne  Rücksicht  dar- 
auf, was  sie  glauben,  ausüben  dürfen.  Der  Artikel  über  die  Religionsfreiheit  in  der  all- 
gemeinen Erklärung  der  Menschenrechte  stellt  eine  annehmbare  Form  dar,  vorausge- 
setzt, daß  sie  immer  umfassend  ausgelegt  wird: 
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Jedermann  hat  das  Recht  der  Gedankenfreiheit,  der  Gewissensfreiheit  und  der  Religionsfrei- 
heit. Dieses  Recht  schließt  die  Freiheit  ein,  seine  Religion  oder  Glauben  zu  ändern,  und  die 
Freiheit,  entweder  allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  anderen,  sowohl  öffentlich  aus  auch  zu 
Hause,  seine  Religion  oder  seinen  Glauben  in  Lehre,  Leben,  Kult  und  Ritus  sichtbar  zu  be- 
zeugen. 

6.  Die  Anerkennung  der  unveräußerlichen  Würde  und  der  gleichen  unabdingbaren 
Rechte  aller  Glieder  der  Menschheitsfamilie  verlangt,  daß  die  hier  erklärte  allgemeine 
Norm  in  jedem  Bereich  der  Gesellschaft  ausdrücklich  Verwirklichung  findet.  Ohne 
Vollständigkeit  zu  erstreben,  wollen  wir  folgende  Punkte  aufzählen: 

7.  Gedanken-,  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  verlangen,  auch  wenn  sie  als  innere 
Freiheit  betrachtet  werden,  Freiheit  des  Zuganges  zu  verläßlicher  Unterrichtung. 

8.  Die  Freiheit,  seine  Religion  oder  seinen  Glauben  öffentlich  oder  zu  Hause,  allein 
oder  in  Gemeinschaft  mit  anderen  sichtbar  zu  bezeugen,  ist  fü  r  die  Verwirklichung  der 
inneren  Freiheit  wesentlich. 

(a)  Sie  umschließt  die  Freiheit  des  Gottesdienstes,  in  der  vom  einzelnen  gewählten 
Form,  sowohl  öffentlich  als  auch  zu  Hause. 

(b)  Sie  umschließt  die  Freiheit  der  Lehre  -  durch  geordnete  oder  durch  freie  Unter- 
weisung -  wie  auch  die  Verkündigung  mit  dem  Ziel,  für  seinen  eigenen  Glauben 
zu  werben  und  andere  zur  Annahme  dieses  Glaubens  zu  veranlassen. 

(c)  Sie  umschließt  die  Freiheit,  seine  Religion  und  seinen  Glauben  zu  praktizieren, 
sei  es  durch  Wohlfahrtstätigkeit  oder  durch  Ausdruck  des  Glaubens  -  mit  Wort 
und  Tat  -  in  gesellschaftlichen,  wirtschaftlichen  und  politischen  Angelegenheiten, 
sowohl  im  innenpolitischen  Bereich  als  auch  auf  internationaler  Ebene. 

(d)  Sie  umschließt  die  Freiheit  der  Religionsausübung  durch  Befolgung  religiöser 
Bräuche  oder  durch  Teilnahme  an  religiösen  Handlungen  in  der  Familie  oder  in 
öffentlichen  Versammlungen. 

9.  Religionsfreiheit  umschließt  die  Freiheit,  seine  Religion  oder  seinen  Glauben  zu  än- 
dern, ohne  daß  dies  gesellschaftliche,  wirtschaftliche  oder  politische  Nachteile  zur 
Folge  hat.  In  diesem  Recht  ist  das  Recht  inbegriffen,  seinen  Glauben  oder  Unglauben 
ohne  äußerem  Zwang  oder  Benachteiligung  ausgesetzt  zu  sein,  frei  zu  bewahren. 

10.  Die  Ausübung  der  Religionsfreiheit  hängt  mit  anderen  Menschenrechten  zusam- 
men. Die  Allgemeine  Erklärung  der  Menschenrechte  verkündet  unter  anderem  das 
Recht  der  Versammlungs-  und  Vereinsfreiheit,  das  Recht  der  freien  Meinungsäuße- 
rung mit  Einschluß  der  Freiheit,  Informationen  und  Ideen  auf  jede  Weise  zu  suchen, 
zu  empfangen  und  weiterzugeben,  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsgrenzen.  Es  um- 
schließt weiter  das  Recht  der  Eltern,  ihren  Kindern  diejenige  Ausbildung  zuteilwerden 
zu  lassen,  die  sie  für  sie  wählen,  Freiheit  in  der  Wahl  der  gewünschten  Regierungs- 
form und  zur  freien  Wahl  der  verantwortlichen  Führer;  Freiheit  von  der  rückwirkenden 
Anwendung  von  Strafgesetzen  und  Freiheit,  sein  eigenes  Land  zu  verlassen,  dorthin 
zurückzukehren  und  irgendwo  anders  Zuflucht  zu  suchen. 
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11.  Die  Freiheit,  zu  der  uns  Christus  befreit  hat,  weckt  die  Verantwortung  für  das 
Recht  des  anderen.  Die  bürgerliche  Freiheit,  die  wir  im  Namen  Christi  beanspruchen, 
muß  für  alle  Menschen  zum  verantwortlichen  Gebrauch  frei  zur  Verfügung  stehen.  Es 
ist  die  gemeinsame  Verpflichtung  der  Regierung  und  der  Gesellschaft,  die  Ausübung 
dieser  bürgerlichen  Rechte  ohne  Diskriminierung  zu  gewährleisten.  Es  ist  die  Aufgabe 
der  Kirchen,  in  Anerkennung  ihrer  eigenen  diesbezüglichen  Fehler  in  der  Vergangen- 
heit, in  ihrem  Leben  und  Zeugnis  ihren  unentbehrlichen  Auftrag  zur  Förderung  der 
Verwirklichung  der  Religionsfreiheit  für  alle  Menschen  auszuüben. 

Quelle:  Neu  Delhi  1961,  Dokumentarbericht  über  die  Dritte  Vollversammlung  des  ÖRK,  hg.v. 
Willem  A.  Visser  t  Hooft,  Stuttgart  1 962,  S.179-181 


84       Schutz  von  Einzelnen  und  Gruppen  in  der  politischen  Welt 

Sektion  IV  der  vierten  Vollversammlung,  Uppsala  1968 

Unter  Aufnahme  der  Impulse  des  auf  der  Genfer  Konferenz  von  1966  aufscheinenden  Paradig- 
menwechsels und  der  Übernahme  der  Perspektive  der  Armen  in  der  Welt  setzt  Uppsala  zu  ei- 
ner weiteren  Differenzierung  der  Menschenrechtsthematik  an.  Menschenrechte  sind  im  Zu- 
sammenhang der  weltweiten  sozialen  Gerechtigkeit  zu  thematisieren  und  sie  wirken  hinein  in 
die  sozialethischen  Problemfelder  des  Rassismus,  des  Militarismus  und  der  Entwicklung.  Im 
Hintergrund  ist  auch  das  Fortschreiten  der  internationalen  Menschenrechtsdiskussion  spürbar, 
die  von  den  bürgerlichen  Freiheitsrechten  des  Individuums  (Menschenrechtserklärung  1948)  zu 
einer  verstärkten  Wahrnehmung  auch  der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Rechte  führte 
(Internationaler  Pakt  über  die  wirtschaftlichen,  sozialen  und  kulturellen  Rechte  der  UN,  1966). 

Menschenrechte 

17.  Die  Verwirklichung  sozialer  Gerechtigkeit  in  allen  menschlichen  Beziehungen  setzt 
voraus,  daß  die  Menschenwürde  anerkannt  und  geschützt  und  volle  Gleichheit  von 
Menschen  aller  Rassen  und  Nationen  sowie  die  Achtung  der  Anhänger  aller  Religio- 
nen und  Ideologien  zum  Gemeingut  der  Völkergemeinschaft  werden. 

18.  Alle  Regierungen  sollten  die  Verträge  der  Vereinten  Nationen  und  anderer  inter- 
nationaler Organisationen  zum  Schutz  der  Menschenrechte  und  der  Grundrechte  so- 
wie für  die  Gleichberechtigung  der  Frau  und  ihre  volle  Teilnahme  am  Leben  ihres  Vol- 
kes annehmen  und  anwenden.  Die  wirksame  Durchsetzung  der  Grundrechte  macht 
vereinte  Anstrengungen  auf  nationaler,  regionaler,  internationaler  und  ökumenischer 
Ebene  erforderlich,  um  so  die  nötige  Hilfe  der  Gesetzgebung  und  der  öffentlichen 
Meinung  für  ihren  Schutz  zu  gewinnen.  Die  Kirchen  sollten  sich  bemühen,  ihren  Ge- 
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meinden  klarzumachen,  daß  in  der  modernen  weltweiten  Gemeinschaft  die  Rechte 
des  einzelnen  unvermeidlich  mit  dem  Kampf  um  einen  besseren  Lebensstandard  für 
die  sozial  Benachteiligten  in  allen  Völkern  verknüpft  sind. 

19.  Menschenrechte  können  in  einer  Welt  krasser  Ungleichheiten  und  sozialer  Kon- 
flikte nicht  gesichert  werden.  Sogar  Sklaverei  ist  noch  nicht  überall  ganz  abgeschafft. 
Ein  grundlegender  Wandel  in  der  menschlichen  Einstellung  ist  jetzt  erforderlich. 
Christen  und  christliche  Kirchen  sollten  in  ihren  eigenen  Beziehungen  ein  Beispiel  ge- 
ben für  die  Achtung  der  Menschenwürde,  der  Gleichheit  und  der  freien  Meinungsäu- 
ßerung in  Wort  und  Schrift.  Das  aktive  Engagement  von  Menschen  jeden  Alters  auf 
dem  Gebiet  der  Entwicklung,  Versöhnung  und  der  Sozialarbeit  ist  als  Ausdruck  welt- 
weiter Solidarität  zu  ermutigen  und  zu  unterstützen.  Die  Kirchen  müssen  dazu  beitra- 
gen, diesem  Engagement  die  besten  Wege  zu  ebnen.  Die  Regierungen  sollten  solche 
Dienste  mindestens  als  gleichrangig  mit  dem  Wehrdienstanerkennen  und  unterstüt- 
zen. 

20.  Die  volle  Anwendung  der  Religionsfreiheit  auf  einzelne  und  Organisationen  und 
das  freie  Recht  für  alle  Menschen,  gleich  welchen  Glaubens  und  welcher  Weltan- 
schauung, dem  eigenen  Gewissen  zu  folgen,  ist  von  grundlegender  Bedeutung  für  alle 
menschlichen  Freiheiten.  Die  Vereinten  Nationen  werden  dafür  hoffentlich  bald  eine 
weitere  internationale  Konvention  vorlegen.  Sobald  sie  angenommen  ist,  wird  es  Sa- 
che aller  Regierungen  sein,  sie  zu  ratifizieren  und  ihre  innerstaatliche  Gesetzgebung 
und  Verwaltungspraxis  darauf  abzustimmen. 

21.  Der  Schutz  des  Gewissens  erfordert,  daß  die  Kirchen  nicht  nur  die  in  den  Streit- 
kräften Dienenden  seelsorgerlich  betreuen  und  unterstützen,  sondern  auch  jene,  die 
vor  allem  auf  Grund  der  Art  moderner  Kriegsführung  die  Teilnahme  an  bestimmten 
Kriegen  verweigern,  die  sie  aus  Gewissensgründen  meinen  ablehnen  zu  müssen, 
oder  die  sich  aus  Gewissensgründen  nicht  in  der  Lage  sehen,  Waffen  zu  tragen  oder 
überhaupt  Wehrdienst  in  ihrem  Lande  zu  leisten.  Zu  solcher  Unterstützung  gehört 
auch  ein  Druck  auf  den  Gesetzgeber,  um  die  etwa  erforderlichen  gesetzlichen  Ände- 
rungen zu  erreichen.  Der  Schutz  sollte  sich  auch  auf  alle  die  Menschen  erstrecken, 
die  sich  in  Bezug  auf  die  wissenschaftliche  Arbeit  zur  Entwicklung  von  Massenver- 
nichtungswaffen in  Gewissensnot  befinden. 

22.  Verletzungen  der  Menschenrechte  in  einem  Teil  der  Welt  können  schnell  bei  allen 
bekannt  werden  und  so  einen  schlechten  und  destruktiven  Einfluß  im  Ausland  aus- 
üben. Die  Nationen  sollten  anerkennen,  daß  der  Schutz  der  grundlegenden  Men- 
schenrechte und  Freiheiten  nunmehr  ein  gemeinsames  Anliegen  der  ganzen  interna- 
tionalen Gemeinschaft  geworden  ist,  und  sollten  darum  das  internationale  Interesse 
an  der  Verwirklichung  dieser  Rechte  nicht  als  unberechtigte  Einmischung  betrachten. 

Quelle:  Bericht  aus  Uppsala  1968.  Offizieller  Bericht  über  die  Vierte  Vollversammlung  des  ÖRK, 
Uppsala  4.-20.  Juli  1968,  hg.v.  Norman  Goodall,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Walter Müller- 
Römheld,  Genf  1968,  S.66f 
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85      Zur  Allgemeinen  Erklärung  der  Menschenrechte 

Gemeinsame  Erklärung  der  römisch-katholischen  Kirche  und  des  ÖRK,  10.  Dezember 
1973 

Anläßlich  des  fünfundzwanzigsten  Jahrestages  der  Allgemeinen  Erklärung  der  Menschenrechte 
durch  die  Vereinten  Nationen  am  10.  Dezember  1948  veröffentlichten  Kardinal  Maurice  Roy  für 
die  päpstliche  Kommission  Justitia  et  Pax  und  der  Generalsekretär  Dr.  Philip  A.  Potter  für  den 
ÖRK  die  folgende  gemeinsame  Erklärung. 


(...)  Die  Allgemeine  Erklärung  der  Menschenrechte,  die  heute  vor  fünfundzwanzig  Jah- 
ren verabschiedet  wurde,  war  und  ist  ein  Dokument  von  größter  Bedeutung.  Die 
grundlegenden  und  unveräußerlichen  Rechte  der  menschlichen  Familie  und  all  ihrer 
Glieder,  die  dort  proklamiert  wurden,  bleiben  unbestritten  und  fordern  Beachtung.  Be- 
reits die  Existenz  der  Erklärung  kann  als  ständige  Herausforderung  zu  unerschütterli- 
cher Hingabe  im  Kampf  um  die  Schaffung  einer  wahrhaft  menschlichen  Welt  gelten. 
Die  Erklärung  wurde  allerdings  von  den  Vereinten  Nationen  zu  einer  Zeit  angenom- 
men, als  diese  Körperschaft  noch  viel  weniger  repräsentativ  für  die  breite  Vielfalt 
menschlicher  Kultur  und  Tradition  war,  als  sie  es  heute  ist.  Ihre  Autoren  konnten  viele 
der  neuen  Wege,  auf  denen  Macht,  Reichtum  und  Technologie  heute  mißbraucht 
werden  und  die  Rechte  nicht  nur  von  Individuen,  sondern  von  ganzen  Völkern  verlet- 
zen, nicht  vorhersehen.  Daher  ist  die  Erklärung  ein  Produkt  ihrer  Zeit,  und  es  ist  über 
die  Jahre  nötig  gewesen,  ihre  Bestimmungen  zu  erweitern  und  zu  ihnen  durch  andere 
internationale  Instrumente  etwas  hinzuzufügen.  Doch  hat  die  zugrundegelegte 
"gemeinsame  Ausführungsrichtlinie  für  alle  Völker  und  alle  Nationen"  für  die  Allge- 
meine Erklärung  der  Menschenrechte  die  Prüfung  eines  Vierteljahrhunderts  überstan- 
den. 

Die  Tatsache,  daß  Millionen  heute  unter  unmenschlichen  Bedingungen  leben,  liegt 
nicht  an  Versäumnissen  in  der  Allgemeinen  Erklärung  der  Menschenrechte,  sondern 
daran,  daß  Nationen  stärker  nach  Macht  als  nach  Gerechtigkeit  gedürstet  haben,  daß 
einige  Menschen  danach  gestrebt  haben,  ihren  eigenen  Anteil  am  Reichtum  der  Welt 
zu  mehren,  statt  Gleichheit  unter  allen  Gliedern  der  menschlichen  Familie  zu  fördern. 
Wir  müssen  auch  feststellen,  daß  Christen  mehr  hätten  tun  können,  ihr  Recht  auszu- 
üben und  ihren  Auftrag  zu  erfüllen,  gegen  Ungerechtigkeit  zu  kämpfen  und  auf  diese 
Weise  die  Veränderung  einiger  gegenwärtiger  Situationen  vorzubereiten.  (...) 

Der  ökumenische  Rat  der  Kirchen  und  die  römisch-katholische  Kirche  haben  oft  ver- 
lautbart,  daß  die  Vereinten  Nationen  die  größte  zeitliche  Hoffnung  für  den  Weltfrieden 
darstellen.  Sie  haben  wiederholt  bekräftigt,  daß  die  volle  Verwirklichung  der  Men- 
schenrechte für  die  Errichtung  eines  Friedens  wesentlich  ist,  der  für  alle  Völker  ge- 
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recht  und  dauerhaft  ist.  Man  darf  hoffen,  daß  die  Vereinten  Nationen  und  ihre  Mit- 
gliedsstaaten in  der  Durchsetzung  der  Menschenrechte  erfolgreicher  werden,  damit 
sie  nicht  die  Erwartungen  der  einfachen  Völker  der  Welt  verraten,  von  denen  viele 
immernoch  Opfer  von  Menschenrechtsverletzungen  sind.  (...) 

Hoffnung  kann  zugleich  aus  der  Einsicht  gezogen  werden,  daß  die  öffentliche  Mei- 
nung von  Tag  zu  Tag  immer  aufmerksamer  für  Menschenrechtsverletzungen  wird.  Die 
moralische  Verdammung,  die  man  weit  und  breit  hört,  sobald  solche  Verletzungen  be- 
kannt werden,  ist  gewiß  ermutigend.  Christen  haben  eine  große  Aufgabe,  solches 
Bewußtsein  weiterzugeben  und  dazu  beizutragen,  die  noch  bestehenden  Hindernisse, 
die  diesem  Bewußtsein  im  Weg  stehen,  abzutragen. 

Wir  ergreifen  diesen  Anlaß,  erneut  an  lokale  Kirchen  und  besonders  an  christliche 
Führer  und  Erzieher  zu  appellieren,  Bildungs-  und  Sensibilisierungsprogramme  zu 
Menschenrechten  und  damit  zusammenhängende  Dienste  anzustoßen  oder  zu  inten- 
sivieren, damit  jede  Person,  ungeachtet  ihrer  Rasse,  Religion,  Klasse  oder  Nationali- 
tät, sich  der  Qualität  des  menschlichen  Lebens,  auf  das  sie  ein  Anrecht  hat,  bewußt 
werden  kann.  Wir  rufen  alle  Menschen  auf,  sich  jetzt  zusammenzuschließen,  um  zu 
bewirken,  daß  die  hohen  Ideale,  die  in  der  Allgemeinen  Erklärung  der  Menschen- 
rechte ihren  Ausdruck  finden,  zu  einer  gegenwärtigen  Wirklichkeit  werden.  Wir  erin- 
nern alle  Christen  und  besonders  jene,  denen  höhere  Verantwortung  auferlegt  wurde, 
daß  wir  vom  Friedensfürst  berufen  sind,  unseren  Nächsten  zu  dienen,  und  nicht  uns 
dienen  zu  lassen. 

Gemeinsam  müssen  wir  die  Menschenrechte  in  jeder  unserer  jeweiligen  Gesellschaf- 
ten fördern  und  verteidigen.  Und  in  Solidarität  mit  all  denen,  die  für  Freiheit  und  Ge- 
rechtigkeit kämpfen,  müssen  wir  unsere  Bemühungen  verstärken,  die  Urgründe 
menschlichen  Leidens  zu  beseitigen,  wo  auch  immer  dieses  begegnet. 

Quelle:  25th  Anniversary  of  the  Universal  Declaration  of  Human  Rights.  Joint  Statement  by 
Cardinal  Maurice  Roy  and  Dr.  Philip  A.  Potter,  in:  The  Churches  in  International  Affairs.  Reports 
1970-1973,  Genf  1974,  S.85f  (eigene  Übersetzung) 


86       Die  Welt  wartet  auf  die  Verwirklichung  der  Menschenrechte 

Arbeitsgruppenberichte  der  CCIA  -  Konsultation,  St.  Polten  1974 

Anfang  der  70er  Jahre  wurde  innerhalb  der  Kommission  der  Kirchen  für  internationale  Angele- 
genheiten ein  neuer  Reflexionsprozeß  eingeleitet.  Die  CCIA-Konsultation  vom  Oktober  1974  in 
St.  Polten  bei  Wien  befaßte  sich  insbesondere  mit  einer  latenten  inneren  Spannung  im  Men- 
schenrechtsgedanken. Verschiedene  Arbeitsgruppen  widmeten  sich  den  Problemen  des  Zu- 
sammenhangs bzw.  der  Komplementarität  zwischen  den  in  der  westlichen,  individualistischen 
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Tradition  stärker  betonten  individuellen  Freiheitsrechten  einerseits  und  den  eher  partizipativ 
ausgerichteten  sozialen  Menschenrechten,  wie  sie  vor  allem  in  sozialistischen  Staaten  betont 
wurden,  andererseits.  Das  Ergebnis  der  Beratungen  in  den  verschiedenen  Arbeitsgruppen 
mündete  in  einen  27-seitigen  Konsultationsbericht.  Mit  der  Integration  der  westlichen  und  der 
östlichen  Menschenrechtsauffassung  wurde  St.  Polten  zur  wichtigsten  Menschenrechts- 
Konsultation  in  der  bisherigen  Geschichte  des  ÖRK. 


Arbeitsgruppe  III:  Förderung  einer  umfassenden  internationalen  und  ökumenischen 
Verständigung  und  Zusammenarbeit  bei  der  Verteidigung  und  Erfüllung  der  Men- 
schenrechte 

5.  Die  freimütige  Diskussion  während  dieser  Konsultation  hat  klar  bewiesen,  daß  es 
Unterschiede  in  der  Einstellung  zu  den  "Menschenrechten"  gibt.  Sollte  die  Betonung 
auf  den  persönlichen  Rechten  des  einzelnen  liegen  oder  auf  den  kollektiven  Rechten 
der  Gemeinschaft?  Gibt  es  Situationen,  solche  wie  den  Übergang  von  kolonialer  Ab- 
hängigkeit zur  Verantwortung  völliger  Unabhängigkeit,  die  die  relative  Betonung  eini- 
ger Rechte  zur  Sicherung  eines  umfassenderen  zukünftigen  Guten  rechtfertigen?  Auf 
der  einen  Seite  wü  rden  manche  argumentieren,  das  Motiv  für  das  christliche  Interesse 
für  die  Menschenrechte  sollte  ein  rein  humanitäres  sein  -  Linderung  von  Leid  und  Un- 
gerechtigkeit, die  die  menschliche  Würde  verneinen.  Auf  der  anderen  Seite  wird  ent- 
gegnet werden,  daß  jede  Intervention  und  jeder  Protest  auf  humanitärer  Grundlage 
unvermeidlicherweise  und  rechtmäßig  ein  politisches  Handeln  darstellen.  Wenn  die 
Interpretation  der  "Menschenrechte"  von  den  bestehenden  politischen,  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Systemen  konditioniert  wird,  sollten  wir  dann  voraussagen,  daß  "Rechte" 
sich  in  einer  sich  rasch  verändernden  Welt  verändern  werden?  Oder  gibt  es  Men- 
schenrechte, die  in  jeglichem  System  bejaht  (werden;  Hg.)  sollten? 

6.  Die  hier  gestellten  Fragen  sind  nicht  so  trennend,  wie  das  auf  den  ersten  Blick  er- 
scheinen mag.  Individuelle  Rechte  und  kollektive  Rechte  stehen  nicht  in  so  banaler 
Opposition  zueinander.  Sie  stehen  miteinander  in  Beziehung.  Es  sollte  das  Ziel  der 
Gemeinschaft  sein,  das  Wohl  aller  ihrer  Mitglieder  zu  sichern,  und  das  Ziel  des  einzel- 
nen sollte  es  sein,  dem  allgemeinen  Wohl  zu  dienen.  In  beiden  Beispielen  beinhalten 
Rechte  auch  Verantwortung.  Zu  der  zweiten  Frage,  die  in  Paragraph  5  gestellt  wurde, 
muß  kategorisch  erklärt  werden,  daß  die  Beschränkung  der  Menschenrechte  niemals 
gerechtfertigt  sein  kann,  wenn  diese  Beschränkung  als  Vorwand  für  Unterdrückung 
benutzt  wird.  Der  Punkt,  der  als  eine  zu  bedenkende  Frage  vorgebracht  wurde,  war, 
daß  in  Zeiten  grundlegender  ökumenischer  und  politischer,  zu  einer  gerechteren  Ge- 
sellschaft führender  Veränderungen  es  eine  Betonung  jener  Rechte  gibt,  die  als  we- 
sentlich für  die  Förderung  dieser  Veränderung  angesehen  werden  und  folglich  eine 
geringere  Betonung  anderer  Rechte.  Dieses  berührt  äußerst  wichtige,  jedoch  delikate 
und  empfindliche  Fragen,  die  ein  vertieftes  Studium  erfordern.  Beim  dritten  Thema, 
der  Unterschiedlichkeit  in  der  Einstellung,  wurde  Übereinstimmung  darüber  erzielt, 
daß,  ob  eine  Intervention  humanitär  und  willentlich  politisch  gemeint  ist,  das  Resultat 
so  oder  so  ein  politisches  ist.  Hinsichtlich  der  letzten  Frage  bestätigen  wir,  daß,  ob- 
wohl die  Interpretation  und  Betonungen  unterschiedlich  sein  mögen,  die  Grundrechte, 
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wie  sie  in  der  Allgemeinen  Erklärung  der  Menschenrechte  aufgeführt  sind,  in  jedem 
politischen  und  wirtschaftlichen  System  aufrechterhalten  werden  müssen.  In  der  Tat 
war  unsere  Diskussion  über  diese  Fragen  selbst  nicht  trennend.  Wir  erkannten,  daß 
wir  die  Reihenfolge  oder  Prioritäten  in  bestimmten  Situationen  erwogen,  jedoch  nicht 
Alternativen  in  unversöhnlicher  Gegnerschaft  aufgestellt  haben. 

7.  Mehr  als  das,  wir  einigten  uns  auf  einer  (sie;  Hg.)  allen  Ansichten  gemeinsamen 
Basis,  welche  die  Kirchen  in  die  Lage  versetzen  soll,  deutlich  über  zahlreiche  wichtige 
Sachverhalte  zu  sprechen. 

a)  Es  gibt  ein  grundlegendes  Recht  des  Menschen  auf  Leben  -  einschließlich  der 
gesamten  Frage  des  Überlebens,  der  Bedrohungen  und  Verletzungen,  die  aus 
ungerechten  wirtschaftlichen,  sozialen  und  politischen  Systemen  resultieren,  und 
der  Lebensqualität. 

b)  Es  gibt  ein  Recht,  sich  kultureller  Identität  zu  erfreuen  und  diese  zu  erhalten  -  das 
schließt  Fragen  wie  nationale  Selbstbestimmung,  Rechte  von  Minderheiten  und 
so  fort  ein. 

c)  Es  gibt  ein  Recht,  an  Entscheidungsprozessen  innerhalb  der  Gemeinschaft  teil- 
zuhaben -  das  umfaßt  die  ganze  Frage  effektiver  Demokratie. 

d)  Es  gibt  ein  Recht  auf  unterschiedliche  Meinung  -  das  bewahrt  eine  Gemeinschaft 
oder  ein  System  davor,  sich  in  autoritärer  Unbeweglichkeit  zu  verhärten. 

e)  Es  gibt  ein  Recht  auf  persönliche  Würde  -  das  umfaßt  die  Verurteilung  beispiels- 
weise der  Folter  und  der  fortgesetzt  verlängerten  Haft  ohne  Gerichtsverfahren. 

f)  Es  gibt  ein  Recht,  frei  einen  Glauben  und  eine  Religion  zu  wählen  -  das  umfaßt 
die  Freiheit,  entweder  allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  anderen  in  der  Öffentlich- 
keit oder  privat  seinen  Glauben  oder  seine  Religion  durch  Lehre,  Ausübung, 
Gottesdienst  und  Vollziehung  von  Riten  zu  bekunden.  (...) 


Arbeitsgruppe  A:  Das  Recht  auf  Leben  und  Arbeit:  Die  grundlegenden  sozialen,  wirt- 
schaftlichen und  kulturellen  Rechte 

(...)  Die  Gruppe  empfand  sehr  deutlich,  daß  alle  Menschenrechte  sozialer,  wirtschaftli- 
cher, religiöser  oder  politischer  Art  miteinander  verknüpft  sind  und  zueinander  in  Be- 
ziehung stehen.  Sie  müssen  deshalb  als  ein  Ganzes  genommen  werden;  die  Kirchen 
sollten  jedem  einzelnen  dieser  Rechte  das  gleiche  Gewicht  beimessen  und  die  An- 
wendung aller  dieser  Rechte  anstreben. 

Die  Gruppe  betonte  ferner,  daß  die  Entwicklung  der  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Rechte  der  Menschen  in  einem  Teil  der  Welt  nicht  zur  Einschränkung  oder  Entziehung 
der  gleichen  Rechte  für  Menschen  anderswo  in  der  Welt  führen  dürfe.  Daher  wurde 
das  Zueinander-in-Beziehung-stehen  aller  Menschenrechte  nicht  nur  in  kategorischer 
und  substantieller  Hinsicht,  sondern  auch  in  geographischer  Hinsicht  bekräftigt.  (...) 
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Die  Gruppe  bekräftigte  das  Recht  auf  Leben  und  das  Recht  auf  Arbeit .  Es  gab  keine 
Unstimmigkeiten  hinsichtlich  der  Tatsache,  daß  das  Recht  auf  Leben  das  Recht  auf 
Arbeit  durch  eine  sinnvolle  Tätigkeit  mit  angemessener  Bezahlung  umfaßt  sowie  ge- 
sunde Arbeitsbedingungen,  ausreichende  Freizeit  und  die  Möglichkeit,  diese  Freizeit 
in  schöpferischer  und  sinnvoller  Weise  zu  nutzen. 

Aber  es  wurde  auch  deutlich,  daß  die  meisten  in  dieser  Kategorie  aufgeführten  Rechte 
solche  sind,  die  in  einen  städtischen  und  industriellen  Kontext  gehören.  Die  Aufstel- 
lung dieser  Rechte  tendiert  dahin,  die  riesigen  Mehrheiten  und  Menschenmassen  in 
den  ländlichen  Gebieten  Asiens,  Afrikas  und  Lateinamerikas  zu  ignorieren.  Die  Rechte 
dieser  Menschen  auf  eine  sinnvolle  Beschäftigung  und  ausreichenden  Lebensunter- 
halt auf  dem  Lande  werden  durch  die  nationalen  und  internationalen  ökonomischen 
und  finanziellen  Systeme  elementar  verletzt.  Die  Landbevölkerung  wird  im  Grunde  als 
Anhang  der  kommerziellen  und  industriellen  Strukturen  betrachtet.  Die  Rechte  der 
Landbevölkerung  können  ohne  fundamentale  Agrarreformen  in  den  Ländern  der  Drit- 
ten Welt  und  ohne  eine  Neuordnung  des  internationalen  Preissystems  für  Agrarpro- 
dukte  nicht  gesch  ützt  werden. 

Die  Rechte  der  Landbevölkerung  stehen  in  enger  Verbindung  mit  den  Rechten  ande- 
rer ausgebeuteter  und  Entbehrung  leidender  Menschen  wie  Frauen,  Kinder  und  ande- 
rer Gruppen,  wie  zum  Beispiel  die  nordamerikanischen  und  südamerikanischen  India- 
ner. Die  Landbevölkerung  dieses  Teiles  der  Welt  ist  zu  harter  körperlicher  Arbeit  ver- 
dammt, in  die  die  Familienmitglieder,  Frauen  und  Kinder,  oftmals  unter  unmenschli- 
chen Bedingungen  im  Wettlauf  um  das  bloße  Überleben  miteinbezogen  werden.  Des- 
halb muß  das  Verbot  der  Kinderarbeit  durch  wirksame  politische  Maßnahmen  beglei- 
tet werden,  um  die  harten  wirtschaftlichen  Realitäten  zu  verändern,  unter  denen  Kin- 
der im  Interesse  eines  Überlebens  der  Gesamtfamilie  zur  Arbeit  verdammt  sind.  Diese 
Art  des  Arbeitseinsatzes  ist  nur  ein  Abbild  der  bestehenden  ökonomischen  und  so- 
zialen Zustände  in  verschiedenen  Nationen,  in  denen  die  einfachsten  Grundlagen  für 
einen  ausreichenden  und  angemessenen  Lebensunterhalt  nicht  existieren. 

Die  Gruppe  hat  ferner  beträchtliche  Zeit  darauf  verwandt,  die  Rechte  der  Menschen 
auf  kulturelle  Entfaltung  zu  diskutieren.  Die  Gruppe  war  sich  der  Tatsache  bewußt, 
daß  kaum  die  Möglichkeit  besteht,  eine  für  die  ganze  Welt  gemeinsame  Kultur  zu  ent- 
wickeln oder  zu  fördern.  Die  große  Mehrheit  der  Völker,  die  während  des  Zeitalters 
des  Kolonialismus  und  Imperialismus  kulturelle  Invasionen  erfahren  haben,  betrachten 
jede  Bemühung  um  ideologische  Einheit  auf  internationaler  Ebene  nicht  nur  als  eine 
Rückkehr  zum  Kolonialismus,  sondern  als  direkte  Zerstörung  ihrer  Möglichkeiten  eines 
sinnvollen  kulturellen  und  sozialen  Lebens  im  Kontext  ihrer  eigenen  Erfahrungen. 

Die  Gruppe  betonte  deshalb,  daß  kulturelle,  religiöse,  ideologische  und  ethnische  Plu- 
ralität  nicht  nur  anerkannt,  sondern  im  Interesse  einer  vollen  Inanspruchnahme  und 
Entfaltung  kultureller  Rechte  unter  friedlichen  Bedingungen  respektiert  werden  muß. 
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In  dieser  Hinsicht  ist  es  wichtig,  die  Notwendigkeit  und  das  Verlangen  nach  kultureller 
Autonomie,  insbesondere  ethnischer,  religiöser  und  gesellschaftlicher  Minderheiten, 
anzuerkennen. 

Die  Gruppe  meinte  ferner,  daß  der  volle  Genuß  sozialer  und  kultureller  Rechte  nur 
unter  den  Bedingungen  eines  gerechten  Friedens  möglich  ist.  Den  Frieden  um  seiner 
selbst  willen  suchen,  schafft  manchmal  den  Vorwand  für  die  Unterdrückung  der 
Rechte  anderer.  Frieden  im  Kontext  von  Gerechtigkeit  jedoch  bietet  Gelegenheiten 
und  Möglichkeiten  für  erfüllte  menschliche  und  kulturelle  Entfaltung. 

Die  Gruppe  ging  von  der  Annahme  aus,  daß  die  verschiedenen  Menschenrechte  im 
Bereiche  des  sozialen  und  kulturellen  Lebens  miteinander  in  Beziehung  stehen  und 
voneinander  abhangen.  Sie  gelangte  deshalb  zu  einer  eingehenderen  Diskussion  der 
Fragen  von  Religionsfreiheit  und  Freiheit.  Es  wurde  jedoch  auch  erkannt,  daß  die  An- 
wendung grundlegender  Religionsfreiheit  in  der  Vergangenheit  häufig  die  in  der  Welt 
existierende  ungeheure  Vielfalt  und  Pluralität  nicht  in  Rechnung  gestellt  hat.  Keine  re- 
ligiöse Gemeinschaft  sollte  für  ihre  eigene  Religionsfreiheit  plädieren,  ohne  wirksame 
Achtung  und  Ehrerbietung  für  den  Glauben  und  die  grundlegenden  Menschenrechte 
anderer  zu  bezeugen.  Religionsfreiheit  umfaßt  das  Recht  zu  evangelisieren.  Es  sollte 
jedoch  nicht  dazu  mißbraucht  werden,  anderen  die  eigene  kulturgebundene  Weltan- 
schauung aufzuzwingen.  Es  wurde  bekräftigt,  daß  die  Kirche  eine  prophetische  und 
kritische  Funktion  hat,  die  freilich  nur  dann  zur  Ausübung  kommen  kann,  wenn  die  Kir- 
che sich  von  den  sie  beherrschenden  kulturellen  und  ideologischen  Modellen  freima- 
chen kann. 

Die  Kirche  ist  stets  in  der  Gefahr,  zur  Handlangerin  dominierender  und  mächtiger  Ge- 
sellschaften zu  werden  und  damit  die  Möglichkeit  zu  verlieren,  einen  kritischen  Ab- 
stand zu  den  kulturellen  und  sozialen  Postulaten  dieser  Gesellschaften  zu  halten.  Dies 
hat  die  Religionsfreiheit  und  die  kritische  Funktion,  die  die  Kirchen  in  ihrer  Verpflich- 
tung den  tiefsten  Quellen  ihres  Glaubens  gegenüber  haben,  häufig  kompromittiert. 
Daher  muß  die  Frage  der  Freiheit  und  der  Religionsfreiheit  in  einem  weiteren  Kontext 
gesehen  werden  -  nicht  nur  als  Freiheit,  die  christliche  Botschaft  zu  verkündigen,  son- 
dern auch  als  eine  Gelegenheit  zu  sinnvollem  und  offenem  Dialog  mit  anderen  religiö- 
sen Gemeinschaften  im  Blick  auf  eine  Fortentwicklung  des  Menschen. 

Quelle:  Die  Welt  wartet  auf  die  Verwirklichung  der  Menschenrechte ,  Arbeitsgruppenberichte  der 
Konsultation  zu  St.Pölten,  21.-26.  Oktober  1974,  epd-Dokumentation  Nr.5/75,  S.43f,  47-49. 
Engl.  Fassung  in:  Human  Rights  and  Christian  Responsibility.  Report  of  the  Consultation  in 
St.Pölten,  Austria,  21-26  October,  1974,  Geneva,  WCC,  1974 
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87      Strukturen  der  Ungerechtigkeit  und  der  Kampf  um  Befreiung 

Sektion  V  der  fünften  Vollversammlung,  Nairobi  1975 

Die  sozialethische  Diskussion  der  Menschenrechte  folgte  im  Rahmen  des  ÖRK  seit  Anfang  der 
70er  Jahre  einem  induktiven  Ansatz  (vgl.  dazu  Sagorsk  1968  ,  hier  Text  11):  Ausgehend  von 
konkreten  Menschenrechtskonflikten  in  der  Welt  stellte  man  sich  der  Frage  nach  dem  Inhalt  der 
Menschenrechte  und  der  Gestaltwerdung  der  christlichen  Verantwortung.  In  Nairobi  wurde  die 
Komplementarität  der  individuellen  und  der  kollektiven  Rechte  in  der  prominenten  Stellung  so- 
wie der  Interpretation  des  Leitbegriffs  „Grundrecht  auf  Leben"  deutlich.  Damit  wurden  die  1974 
in  St.  Polten  formulierten  Prioritäten  eines  an  grundlegenden  Garantien  des  Lebens  orientierten 
ökumenischen  Einsatzes  für  die  Menschenrechte  ausdrücklich  aufgenommen.  Im  Anschluß  an 
eine  lebhafte  Debatte  konnte  auch  ein  ökumenischer  Konsens  über  die  Definition  der 
Religionsfreiheit  gefunden  werden. 

Menschenrechte 
Einführung 

11.  Unser  Einsatz  für  die  Menschenrechte  gründet  in  der  Überzeugung,  daß  Gott  eine 
Gesellschaft  will,  in  der  jeder  seine  Menschenrechte  voll  verwirklichen  kann.  Alle  Men- 
schen sind  nach  Gottes  Bild  geschaffen,  sind  gleich  und  unendlich  wertvoll  in  Gottes 
und  unseren  Augen.  Durch  sein  Leben,  seinen  Tod  und  seine  Auferstehung  hat  Jesus 
Christus  ein  festes  Band  zwischen  uns  geschaffen,  und  was  einen  von  uns  betrifft, 
betrifft  uns  alle. 

12.  Gottes  Wille  und  seine  Liebe  beziehen  sich  auf  alle,  und  der  Kampf  der  Christen 
um  Menschenrechte  ist  eine  grundlegende  Antwort  auf  Jesus  Christus.  Das  Evange- 
lium führt  uns  dazu,  Verletzungen  der  Menschenrechte  in  unseren  eigenen  Gesell- 
schaften immer  wacher  aufzugreifen  und  zu  korrigieren  sowie  neue  Formen  der  Soli- 
darität mit  andernorts  ähnlich  engagierten  Christen  einzugehen.  Es  führt  uns  in  den 
Kampf  der  Armen  und  Unterdrückten  innerhalb  und  außerhalb  der  Kirche  um  uneinge- 
schränkte Anerkennung  ihrer  Menschenrechte.  Es  befreit  uns  dazu,  mit  Menschen 
anderen  Glaubens  oder  anderer  Ideologie  zusammenzuarbeiten,  die  wie  wir  für  die 
Wurde  des  Menschen  eintreten. 

13.  Beim  Kampf  um  Menschenrechte  sind  wir  oft  versucht,  Symptome  zu  bekämpfen, 
anstatt  das  Übel  an  der  Wurzel  zu  packen.  Während  wir  für  die  Abschaffung  be- 
stimmter Verletzungen  der  Menschenrechte  wie  der  Folter  arbeiten,  dürfen  wir  nicht 
vergessen,  da  ß  ungerechte  Sozialstrukturen,  die  z.B.  in  wirtschaftlicher  Ausbeutung, 
politischer  Manipulation,  militärischer  Macht,  Klassenherrschaft  und  psychologischem 
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Druck  ihren  Ausdruck  finden,  die  Voraussetzungen  für  die  Verletzung  der  Menschen- 
rechte schaffen.  Sich  für  die  Menschenrechte  einsetzen  heißt  deshalb  auch,  direkt  an 
der  Basis  für  eine  Gesellschaft  ohne  ungerechte  Strukturen  zu  arbeiten. 

14.  In  unserer  gefallenen  Welt  gibt  es  kein  Land,  in  dem  die  Menschenrechte  wirklich 
voll  respektiert  werden.  Wegen  der  Diskrepanz  zwischen  Reden  und  Tun  ist  es  für  die 
Kirchen  unerläßlich,  die  Erklärungen  über  die  Menschenrechte  hinter  sich  zu  lassen 
und  zu  deren  praktischer  Anwendung  beizutragen.  Als  Christen  bekräftigen  wir,  daß 
das  Evangelium  uns  eine  Menschenwürde  verleiht,  wie  wir  sie  aus  eigener  Kraft  nicht 
finden  können.  (...) 

Das  Grundrecht  auf  Leben 

19.  Ohne  das  Grundrecht  auf  Leben  und  damit  auf  Arbeit,  auf  ausreichende  Ernäh- 
rung, auf  Gesundheitspflege,  auf  angemessene  Unterbringung  und  auf  Bildung  sowie 
Ausbildung  und  Nutzung  aller  Fähigkeiten  des  Menschen  sind  keine  Rechte  denkbar. 
Da  die  Frau  fast  überall  in  der  Welt  den  schlechtesten  Rechtsstatus  hat,  bedarf  ihre 
Lage  besonderer  Berücksichtigung. 

20.  Die  immer  tiefer  werdende  Kluft  zwischen  armen  und  reichen  Völkern  und  zwi- 
schen Arm  und  Reich  innerhalb  vieler  Völker  hat  in  unserer  Zeit  zu  einer  äußerst  ge- 
spannten Lage  geführt,  denn  Millionen  sind  ihrer  Grundrechte  beraubt.  Dazu  haben 
eine  ganze  Reihe  von  Umständen,  unter  anderem  die  folgenden,  beigetragen: 

a)  Die  gegenwärtigen  internationalen  Wirtschaftsstrukturen  werden  von  einigen  rei- 
chen Ländern  beherrscht,  die  einen  Großteil  der  Welt-Rohstoffreserven  und  die 
Weltmärkte  in  der  Hand  haben. 

b)  Internationale  Konzerne,  die  oft  mit  unterdrückerischen  Regimen  zusammenar- 
beiten, scheuen  sich  nicht  vor  wirtschaftlicher  Schädigung  und  Ausbeutung  armer 
Länder. 

c)  Nationale  Wirtschaftssysteme  werden  oft  von  kleinen  Elitegruppen  beherrscht, 
die  auch  vielfach  internationalen  Konzernen  das  Eindringen  ermöglichen. 

d)  Oft  ist  die  Verteilung  von  Grundbesitz  ausbeuterisch. 

21 .  Das  Grundrecht  auf  Leben  umfaßt  die  Garantie  der  Rechte  k  ünftiger  Generationen 
wie  z.B.  Umweltschutz  und  die  Erhaltung  der  Rohstoffreserven  der  Erde. 

Die  Rechte  auf  Selbstbestimmung,  auf  kulturelle  Identität  und  die  Rechte  von 
Minderheiten 

22.  Alle  Menschen  haben  das  Recht,  über  ihren  politischen  Status  frei  zu  entscheiden 
und  darauf,  nach  eigenem  Gutdünken  ihre  wirtschaftliche,  kulturelle  und  soziale  Ent- 
wicklung zu  bestimmen.  Diese  Rechte  werden  oft  durch  ausländische  Regierungen 
und  Machtstrukturen  sowie  auch  durch  interne  Unterdrückung  und  Diskriminierung 
verletzt. 
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23.  Die  Kirchen  sollten  solche  Eingriffe  verurteilen  und  sich  aktiv  daran  beteiligen,  die 
staatliche  Souveränität  und  die  Selbstbestimmung  von  Völkern  zu  stärken,  denen 
diese  Rechte  vorenthalten  werden. 

24.  Die  Kirchen  sollten  ferner  die  Rechte  von  Minderheiten  schützen  und  sich  für  de- 
ren Durchsetzung  einsetzen  (auch  die  Rechte  der  ausländischen  Arbeitnehmer),  seien 
es  kulturelle,  sprachliche,  religiöse,  ideologische  oder  ethnische  Gruppen.  (...) 

Das  Recht  auf  Mitbestimmung  innerhalb  der  Gemeinschaft 

26.  Die  Mitbestimmung  von  Gruppen  und  einzelnen  in  den  verschiedenen  Gemein- 
schaften ihres  Lebensbereichs  ist  unerläßlich  für  den  Aufbau  einer  wahrhaft  demokra- 
tischen Gesellschaft.  Voraussetzung  dafür  ist,  daß  eine  wirtschaftliche  und  soziale 
Grundlage  geschaffen  wird,  die  den  Interessen  aller  sozialen  Schichten  gerecht  Wird. 
Alle  Mitglieder  einer  Gemeinschaft,  vor  allem  die  Jugend  und  die  Frauen  müssen  zu 
sozialer  und  politischer  Mitbestimmung  und  Verantwortung  erzogen  werden.  Die  Füh- 
rungsstrukturen auf  nationaler  und  kommunaler  Ebene,  innerhalb  der  Ortsgemeinden, 
im  Bildungswesen  und  im  Berufsleben  müssen  dem  Willen  aller  Beteiligten  gegenüber 
noch  aufgeschlossener  werden  und  müssen  sich  gegen  Manipulation  durch  mächtige 
Interessengruppen  sichern. 

27.  Frauen  können  wegen  ihrer  besonderen  Erfahrungen  mit  der  Unterdrückung  und 
der  neuen  Einsichten,  die  sie  im  Befreiungsprozeß  gewonnen  haben,  häufig  einen 
spezifischen  Beitrag  zur  Mitbestimmung  leisten.  Sie  erproben  Formen  gemeinsamer 
Führung,  in  denen  Macht  und  Entscheidungsbefugnisse  horizontal,  nicht  hierarchisch, 
verteilt  sind  und  flexibel  statt  statistisch  (sie,  engl.:  static;  Anm.  d.  Hg.)  gehandhabt 
werden.  Die  Kirche  braucht  ebenso  wie  die  Gemeinschaft  diesen  Beitrag  bei  der 
Schaffung  einigender  und  befreiender  Strukturen. 

28.  Die  Kirchen  sollten  sich  an  Initiativen  beteiligen,  durch  die  die  örtlichen  Gemein- 
schaften der  Armen,  der  Industrie-  und  Landarbeiter,  der  Frauen,  Minderheiten  und 
anderen,  die  in  irgendeiner  Form  unterdrückt  werden,  sich  ihrer  Lage  bewußt  werden 
und  die  Vorgänge  in  der  Gesellschaft  beeinflussen  können. 

Das  Recht  der  Andersdenkenden 

29.  Das  Recht,  eine  abweichende  Meinung  zu  vertreten,  bewahrt  eine  Gemeinschaft 
oder  ein  System  vor  autoritärer  Erstarrung.  Für  die  Lebensfähigkeit  jeder  Gesellschaft 
ist  es  unerläßlich,  daß  die  Stimmen  von  Andersdenkenden  gehört  und  daß  ihr  Recht 
auf  uneingeschränkte  Meinungsfreiheit,  auf  freie  Meinungsäußerung  und  das  Ver- 
sammlungsrecht garantiert  werden.  Die  Christen  m  üssen  als  Nachfolger  Jesu  Christi 
mit  denen  solidarisch  sein,  die  wegen  ihrer  religiösen  Überzeugung  und  Praxis  sowie 
wegen  ihres  Einstehens  für  politische  und  soziale  Gerechtigkeit  leiden.  Christliche  So- 
lidarität bedeutet,  sich  für  Gefangene  aus  Gewissensgründen,  für  politische  Gefan- 
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gene  und  Flüchtlinge  einzusetzen.  Die  Kirchen  müssen  alles  versuchen,  durch  ihr 
Zeugnis,  ihre  Fürbitte,  durch  praktische  Hilfe  und  Unterstützung  die  Leiden  ihrer  Mit- 
menschen zu  lindern. 

30.  In  ihrer  Bereitschaft,  ihre  Strukturen  und  Einstellungen  zu  überprüfen  und  zu  än- 
dern, wo  dies  notwendig  ist,  müssen  die  Kirchen  innerhalb  ihrer  Gemeinschaft  beson- 
ders auf  Manner,  Frauen  und  junge  Menschen  achten,  die  den  herrschenden  An- 
schauungen in  ihren  Kirchen  gegenüber  kritisch  eingestellt  sind.  (...) 

Die  Religionsfreiheit 

34.  Die  Religionsfreiheit  ist  und  bleibt  ein  Hauptanliegen  der  Mitgliedskirchen  der 
ÖRK.  Dieses  Recht  sollte  jedoch  nicht  als  ausschließliches  Recht  der  Kirche  angese- 
hen werden.  Die  Ausübung  der  Religionsfreiheit  hat  nicht  immer  die  ganze  Vielfalt  der 
Überzeugungen  widergespiegelt,  die  auf  der  Welt  besteht.  Dieses  Recht  ist  von  ande- 
ren grundlegenden  Freiheitsrechten  der  Menschen  nicht  zu  trennen.  Keine  Religions- 
gemeinschaft darf  für  sich  Religionsfreiheit  beanspruchen,  ohne  selbst  die  Glaubens- 
überzeugungen und  die  grundlegenden  Menschenrechte  der  anderen  zu  respektieren 
und  zu  wahren. 

35.  Religionsfreiheit  sollte  niemals  den  Anspruch  auf  Privilegien  rechtfertigen.  Für  die 
Kirche  ist  die  Religionsfreiheit  wesentlich  für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben,  die  ihr  der 
christliche  Glaube  auferlegt.  Im  Mittelpunkt  dieser  Verpflichtungen  steht  der  Dienst  an 
der  ganzen  Gemeinschaft. 

36.  In  den  meisten  Verfassungen  ist  die  Religionsfreiheit  als  grundlegendes  Men- 
schenrecht verankert.  Unter  Religionsfreiheit  verstehen  wir  das  Recht,  aus  freiem  Ent- 
schluß eine  Religion  oder  einen  Glauben  zu  haben  oder  anzunehmen,  sowie  das 
Recht,  diese  Religion  oder  diesen  Glauben  einzeln  oder  gemeinsam  mit  anderen  öf- 
fentlich oder  im  privaten  Bereich,  im  Gottesdienst,  in  dem  herkömmlichen  Brauchtum, 
in  Praxis  und  Lehre  zu  äußern.  Zur  Religionsfreiheit  muß  auch  das  Recht  und  die 
Pflicht  der  religiösen  Institutionen  gehören,  die  herrschenden  Mächte,  wo  dies  not- 
wendig ist,  im  Einklang  mit  ihren  religiösen  Überzeugungen  zu  kritisieren.  In  diesem 
Zusammenhang  wurde  festgestellt,  daß  viele  Christen  in  verschiedenen  Teilen  der 
Welt  aus  politischen  oder  Gewissensgründen  eingekerkert  sind,  weil  sie  sich  bemüht 
haben,  die  Gebote  des  Evangeliums  in  vollem  Umfang  zu  erfüllen. 

Menschenrechte  und  christliche  Verantwortung 

37.  Die  Kirchen  und  andere  christliche  Gemeinschaften  sind  nach  dem  Evangelium 
vor  allem  verpflichtet,  in  Wort  und  Werk  ihre  Solidarität  mit  den  Menschen  zum  Aus- 
druck zu  bringen,  denen  die  Menschenrechte  und  Grundfreiheiten  vorenthalten  wer- 
den. 
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Quelle:  Bericht  aus  Nairobi  1975.  Offizieller  Bericht  der  Fünften  Vollversammlung  des  ÖRK,  23. 
November  bis  10.  Dezember  1975  in  Nairobi/Kenia,  hg.v.  Hanfried  Krüger/Walter  Müller- 
Römheld,  Frankfurt/M.  2.  Aufl.  1976,  S.76-81 


88      Arbeitspapier  zur  Religionsfreiheit 

CCIA  Information  für  den  Zentralausschuß,  Genf  1980 

Der  Wandel  des  Kontextes,  innerhalb  dessen  um  ein  ökumenisches  Verständnis  der  Menschen- 
rechte und  der  Religionsfreiheit  gerungen  wurde,  ist  im  Verlauf  der  70er  Jahre  immer  augen- 
scheinlicher geworden:  Die  Menschenrechte  wurden  zur  Waffe  im  Kalten  Krieg,  Säkularisie- 
rungstendenzen in  aller  Welt  überschnitten  sich  mit  fundamentalistischen  Tendenzen  in  christli- 
chen und  nichtchristlichen  Gruppen.  We  schon  die  Konferenz  in  St.  Polten  1974  dem  Wunsch 
entsprochen  hatte,  nicht  nur  Erklärungen  abzufassen,  sondern  zugleich  in  einen  vertiefenden 
Studienprozeß  einzusteigen,  so  bat  auch  der  Exekutivausschuß  des  ökumenischen  Rates  im 
September  1979  die  Beratungsgruppe  der  CCIA  für  Menschenrechte,  die  Veränderungen  und 
Tendenzen  im  Bereich  der  Religionsfreiheit  sorgfältig  zu  analysieren.  Das  Ergebnis  der  ersten 
Reflexionen  zu  diesem  umfassenden  Konsultationsprozeß  wurde  in  einem  Bericht  dem  Zentral- 
ausschuß 1980  vorgelegt.  Aus  dem  fünf  Teile  umfassenden  15-seitigen  Arbeitsbericht  wird  hier 
der  vierte  Abschnitt  wiedergegeben. 


4.  Leitlinien  für  ökumenisches  Denken  und  Handeln  in  der  Frage  der  Religionsfreiheit 

Die  in  der  Vergangenheit  gesammelten  Erfahrungen  der  ökumenischen  Gemeinschaft 
mit  dem  Problem  der  Religionsfreiheit  sind  eine  wichtige  Quelle  der  Überlegung  und 
Erkenntnis  aus  der  sich  eine  Reihe  von  Leitlinien  für  die  künftige  Arbeit  gewinnen  las- 
sen. (...) 

4.1.  Der  Kampf  um  die  Religionsfreiheit  ist  untrennbar  mit  dem  Kampf  um  die  Men- 
schenrechte insgesamt  verbunden.  Keine  Religionsgemeinschaft  darf  für  sich  selbst 
Religionsfreiheit  fordern,  ohne  den  Glauben  und  die  grundlegenden  Freiheitsrechte 
der  anderen  aktiv  zu  respektieren  und  ihnen  mit  Ehrerbietung  zu  begegnen.  Die  Sorge 
um  die  menschlichen  Grundrechte  erstreckt  sich  auf  die  Gesamtheit  der  Rechte  - 
individuelle,  kollektive,  soziale,  kulturelle,  wirtschaftliche,  politische  und  andere 
Rechte. 

4.2.  (...)  Das  Recht  auf  Religionsfreiheit  sollte  jedoch  nicht  rein  statisch  gesehen  wer- 
den. Jede  Kirche,  jede  Religion  wird  ihre  Normen  für  die  Religionsfreiheit  aus  ihren  ur- 
eigensten Erfahrungen  ableiten.  Inhalt  und  Definition  der  Religionsfreiheit  werden  je 
nach  den  verschiedenen  Kulturen  und  Ideologien  und  je  nach  den  theologischen  Vor- 
gegebenheiten der  verschiedenen  Kirchen  und  Religionen  variieren. 


393 


V.  Soziale  Ethik 

4.3.  Niemals  darf  indessen  die  Religionsfreiheit  als  Vorwand  für  die  Forderung  von 
Privilegien  dienen,  die  nicht  allen  Bereichen  der  Gesellschaft  zugänglich  sind. 

Dieser  Grundsatz  gilt  für  Gesellschaften,  in  denen  bestimmte  Kirchen  und  Religionen 
eine  dominierende  Stellung  innehaben,  er  gilt  aber  auch  für  Gesellschaften,  in  denen 
sich  tiefgreifende,  auf  Gleichheit  aller  abzielende  Veränderungen  vollziehen  und  in 
denen  von  Kirchen  oder  religiösen  Gemeinschaften  möglicherweise  verlangt  wird,  daß 
sie  auf  ihre  bisherigen  Privilegien  verzichten. 

4.4.  Die  Kirche  sollte  sich  für  die  Rechte  anderer  Religionsgemeinschaften  einsetzen 
und  ihre  eigene  Praxis  ständig  überprüfen.  Die  Verteidigung  der  Rechte  aller  Gemein- 
schaften muß  sich  am  Selbstverständnis  der  betreffenden  Gemeinschaft  orientieren: 
das  bedeutet  fü  r  die  Christen,  da ß  sie  der  Existenz  ethnischer  oder  religi öser  Gemein- 
schaften einen  eigenen  theologischen  Wert  beimessen  müssen,  anstatt  sie  schlicht 
als  Objekte  der  Evangelisation  zu  betrachten. 

4.5.  Aus  dem  letztgenannten  Grundsatz  folgt,  daß  die  Kirche  das  Recht  und  die  Pflicht 
hat,  ihre  eigenen  Freiheitsrechte  dort  zu  verteidigen,  wo  ihre  legitimen  Rechte  bedroht 
sind  -  gleichviel,  ob  sie  eine  Minderheit  darstellt  oder  ob  sie  auf  andere  Weise  eine 
untergeordnete  Position  innehat  -,  um  ihre  Möglichkeiten  zur  Mitwirkung  am  ge- 
samtgesellschaftlichen Geschehen  zu  verbessern.  Die  Rechte  jeder  Religionsgemein- 
schaft finden  ihre  Grenzen  dort,  wo  die  Freiheit  der  anderen  anfängt.  Das  impliziert  ein 
Element  der  Gegenseitigkeit,  nicht  nur  hinsichtlich  der  Bezüge  zwischen  einer  Vielzahl 
von  Traditionen,  sondern  auch  zwischen  einer  Vielzahl  von  Anschauungen  innerhalb 
jeder  einzelnen  Tradition.  Beide  vorgenannten  Prinzipien  setzen  eine  pluralistische, 
multireligiöse  Gesellschaft  voraus. 

4.6.  Die  Zugehörigkeit  zu  einer  Religion  darf  daher  nicht  zu  politischer  Diskriminierung 
ausgenutzt  werden.  Das  Bürgerrecht  in  einer  Gesellschaft  darf  nicht  von  religiösen 
oder  konfessionellen  Kriterien  abhängig  gemacht  werden.  Dieses  Prinzip  gilt  nicht  nur 
für  den  staatlichen  Bereich,  sondern  sollte  auch  in  bestimmten  herrschenden  reli- 
giösen Gemeinschaften  oder  Ideologien  beachtet  werden.  Wenn  beispielsweise  Fort- 
schritt mit  einer  bestimmten  Kultur  oder  Religion  gleichgesetzt  wird,  dann  können  sich 
die  politischen  Normen  und  Praktiken,  die  auf  dieser  Grundlage  entstanden  sind,  dis- 
kriminierend auf  diejenigen  auswirken,  die  einer  anderen  Tradition  zugehören. 

4.7.  Unter  denselben  Voraussetzungen  darf  auch  die  Frage  der  Religionsfreiheit 
selbst  nicht  zu  politischen  Zwecken  ausgenutzt  oder  mißbraucht  werden.  Der  zuneh- 
mende staatliche  Rückgriff  auf  die  Religionsfreiheit  als  Propagandawaffe  gegen  an- 
dere Staaten  hat  zu  einer  zunehmenden  Politisierung  des  Begriffs  und  der  Debatte 
über  dieses  Thema  geführt.  Auch  Teile  der  Bevölkerung  benutzen  ihre  Religionsfrei- 
heit für  Ziele,  die  zu  einer  Beschneidung  der  politischen  Rechte  anderer  Teile  der  Be- 
völkerung führen  können.  Das  gemahnt  uns  an  dunkle  Kapitel  in  der  Geschichte  der 
Christenheit,  in  denen  Mehrheitskonfessionen  zur  Unterdrückung  von  Minderheiten 
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beitrugen  oder  in  denen  der  missionarische  Impuls  dazu  ausgenutzt  wurde,  Kolonien 
zu  gewinnen  oder  politische  und  wirtschaftliche  Bevormundung  zu  rechtfertigen. 

4.8.  Religiöse  Rechte  müssen  untrennbar  an  religiöse  Pflichten  gebunden  werden.  Die 
Freiheit,  die  einer  Kirche  oder  Religionsgemeinschaft  gewährt  wird,  muß  für  den 
Dienst  an  der  ganzen  Gesellschaft  eingesetzt  werden.  Die  Ausübung  der  Religions- 
freiheit darf  nicht  nur  mit  der  liturgischen  und  missionarischen  Funktion  der  Kirche 
verbunden  sein,  sondern  muß  auch  die  diakonische  und  prophetische  Aufgabe  ein- 
schließen. 

4.9.  Zur  Religionsfreiheit  gehört  ferner  die  Möglichkeit,  sich  mit  anderen  Konfessionen 
und  Religionen  zum  gemeinsamen  Kampf  um  Gerechtigkeit  und  Frieden,  zur  Solida- 
rität mit  den  Armen  und  Unterdrückten  sowie  zur  Zusammenarbeit  in  anderen  Berei- 
chen des  gemeinsamen  Dienstes  zusammenzuschließen.  Eine  solche  allseitige  Zu- 
sammenarbeit wird  ihrerseits  die  Freiheit  der  Partner  im  Dienst  vergrößern. 

4.10.  Kirchen  und  religiöse  Vereinigungen,  die  in  Zusammenarbeit  mit  den  politischen, 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Strukturen  ihres  jeweiligen  Landes  eine  aktive  Rolle 
beim  Aufbau  dessen  spielen,  was  aus  christlicher  Sicht  eine  für  alle  Bürger  gerechte 
Gesellschaft  ausmacht,  können  im  Rahmen  dieses  Prozesses  Probleme  des  Verhält- 
nisses von  Kirche  und  Staat  erfolgreich  und  konstruktiv  lösen  und  dabei  Fragen  der 
Religionsfreiheit  in  praxi  klären. 

Quelle:  CCIA:  Arbeitspapier  zur  Religionsfreiheit,  dem  Zentralausschuß  des  ÖRK  im  August 
1980  zur  Information  vorgelegt,  in:  epd-Dokumentation  Nr. 53/80,  S.  19-24 


89       Erklärung  zu  den  Menschenrechten 

Sechste  Vollversammlung,  Vancouver  1983 

Nachdem  in  Nairobi  1975  eine  Erklärung  zu  den  Menschenrechten  in  Lateinamerika  abgegeben 
wurde,  wird  1983  vom  Weisungsausschuß  für  Grundsatzfragen  der  Vollversammlung  eine 
grundlegende  Erklärung  zum  Menschenrechtsgedanken  der  Kirchen  verabschiedet.  Vancouver 
blickt  zurück  auf  eine  dramatische  Verschärfung  der  Menschenrechtsproblematik  auf  vielfältigen 
Gebieten.  Die  Berichte  von  Folter,  Flucht  und  Vertreibung,  Verletzungen  der  Religionsfreiheit, 
Hinrichtungen  ohne  Gerichtsurteil,  von  dem  bestrittenen  Recht  der  Ureinwohner  auf  Grund  und 
Boden  und  der  Praxis  des  „Verschwindenlassens"  machen  deutlich,  daß  die  Gewährleistung 
von  Menschenrechten  zunehmend  zu  einer  Minimalanforderung  an  eine  gerechte  und  überle- 
bensfähige Sozialordnung  und  so  Kriterium  für  die  sozialethische  Verantwortung  der  Kirchen 
wird. 
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Lehren  der  Vergangenheit 

5.  Ausgehend  von  den  internationalen  Grundrechten  (Allgemeine  Erklärung  der  Men- 
schenrechte, Internationaler  Pakt  der  UNO  über  wirtschaftliche,  soziale  und  kulturelle 
Rechte  und  Internationaler  Pakt  der  UNO  über  bürgerliche  und  politische  Rechte,  zu- 
sammen mit  dem  faktultativen  Zusatzprotokoll)  und  nach  umfassenden  Konsultationen 
unter  den  Kirchen  bekräftigte  die  Vollversammlung  in  Nairobi  ihr  Engagement  für  die 
Förderung  der  Menschenrechte  in  folgenden  Kategorien:  das  Recht  auf  grundlegende 
Garantien  für  das  Leben;  das  Recht  auf  Selbstbestimmung,  auf  kulturelle  Identität  so- 
wie die  Rechte  der  Minderheiten;  das  Recht  auf  Mitbestimmung  in  der  Gemeinschaft; 
das  Recht  auf  abweichende  Meinung;  das  Recht  auf  die  Würde  des  einzelnen  und 
das  auf  Religionsfreiheit.  Im  Anschluß  an  Nairobi  erkannten  die  Kirchen,  daß  sie  ihr 
Verständnis  der  Menschenrechte  erweitern  und  auf  das  Recht  auf  Frieden,  das  Recht 
auf  Umweltschutz,  das  Recht  auf  Entwicklung  und  das  Recht,  für  die  eigenen  Rechte 
zu  kämpfen,  ausdehnen  müssen.  Es  ist  uns  auch  gelungen,  ein  klares  Bild  von  der 
Vielschichtigkeit  und  der  wechselseitigen  Verknüpfung  der  Menschenrechte  zu  gewin- 
nen. In  dieser  Hinsicht  stellen  wir  fest,  daß  die  Rechte  des  einzelnen  und  ihre  Verlet- 
zung in  den  größeren  Zusammenhang  der  Gesellschaft  und  ihrer  Strukturen  gestellt 
werden  müssen. 

6.  Wir  werden  uns  immer  stärker  bewußt,  daß  die  Menschenrechte  nicht  losgelöst  von 
den  umfassenderen  Problemen  des  Friedens,  der  Gerechtigkeit,  des  Militarismus,  der 
Abrüstung  und  der  Entwicklung  behandelt  werden  können.  Je  umfassender  die 
Rechte  sind,  die  der  einzelne  in  der  Gesellschaft  genießt,  desto  stabiler  dürfte  die  Ge- 
sellschaft sein;  je  umfassender  die  Menschenrechte  weltweit  verwirklicht  werden,  de- 
sto stabiler  dürften  die  internationalen  Beziehungen  sein.  Ungerechtigkeit  in  einer  Ge- 
sellschaft, einschließlich  der  Korruption  von  Staatsbeamten,  kann  zu  wirtschaftlicher 
und  politischer  Unordnung  führen,  was  wiederum  die  zwischenstaatlichen  Beziehun- 
gen verschlechtert. 

7.  Wir  sind  über  blo  ße  Überlegungen  hinausgelangt  und  haben  uns  konkret  im  Kampf 
um  die  Menschenrechte  engagiert.  Dabei  haben  wir  jedoch  erkannt,  wie  schwierig  und 
schmerzvoll  die  Auseinandersetzung  mit  den  Menschenrechten  und  ihrer  Verletzung 
ist.  Es  ist  uns  klar  geworden,  daß  die  Kirchen  ihre  eigenen  Strukturen  und  Arbeitswei- 
sen überprüfen  und  an  vielen  Stellen  ändern  müssen,  wenn  sie  beispielsweise  für  die 
Rechte  der  Frauen,  der  Kinder  und  der  behinderten  Menschen  eintreten.  Im  Kampf  um 
Gerechtigkeit  gehen  viele  Christen  den  Weg  des  Kreuzes. 

Quelle:  Bericht  aus  Vancouver  1983.  Offizieller  Bericht  der  Sechsten  Vollversammlung  des 
ÖRK,  24.  Juli  bis  10.  August  in  Vancouver /  Kanada,  hg.v.  Walter  Müller-Römheld,  Frankfurt 
1983,  S.169f 
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90       Der  rassen  übergreifende  Charakter  des  Evangeliums 

Resolution  des  Weltbundes  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen  gegen  den 
Antisemitismus,  Sofia  1933 

Wichtige  Wurzeln  des  ökumenischen  Kampfes  gegen  den  Rassismus  liegen  im  Widerspruch 
sozialethisch  engagierter  Kreise  im  Weltbund  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen  gegen  den 
Rassenwahn  und  den  Antisemitismus  im  Bereich  der  deutschen  Kirchen  zur  Zeit  der  beginnen- 
den nationalsozialistischen  Herrschaft.  Im  Herbst  1933  kamen  in  Sofia  Mitglieder  des  Exekutiv- 
komitees des  Weltbundes  zusammen.  Stark  bewegt  von  den  bedrohlichen  Entwicklungen  in 
Deutschland  und  eingehend  informiert  durch  einen  der  Jugendsekretäre  des  Weltbundes,  Diet- 
rich Bonhoeffer,  wurde  die  folgende  Entschließung  über  den  rassenübergreifenden  Charakter 
des  Evangeliums  verfaßt.  In  dieser  ersten  bis  1968  andauernden  Phase  der  ökumenischen  An- 
tirassismusarbeit  gehört  das  Wort  „Rassismus"  noch  nicht  zum  allgemein  gebräuchlichen  Voka- 
bular. Im  Zentrum  stehen  die  zwischenmenschlichen  Auswirkungen  rassischer  Vorurteile  und 
Diskriminierung.  (Vgl.  auch  die  Auseinandersetzung  mit  Rassismus  und  Nationalismus  in  Ox- 
ford 1 937,  hier  Text  1 05) 


Die  Mitglieder  des  Exekutivausschusses  des  Weltbundes  halten  es  bei  ihrem  Treffen 
in  Sofia  vom  15.  bis  20.  September  1933  eingedenk  der  Tatsache,  daß  rassische  Dis- 
kriminierung in  jedem  Teil  der  Welt,  geschehe  sie  aus  Gründen  der  Hautfarbe  oder 
aus  anderen  Gründen,  eine  große  Gefahr  für  den  Frieden  und  für  das  Wohlergehen 
der  Menschheit  darstellt,  für  erforderlich,  eine  leidenschaftliche  Erklärung  abzugeben, 
in  der  das  rassen  übergreifende  Wesen  des  Evangeliums  (the  super-racial  character  of 
the  Gospel;  Hg.)  bekräftigt  wird. 

Als  Glieder  vieler  Kirchen,  die  verschiedene  Kulturen  repräsentieren  und  aus  vielen 
Ländern  kommen,  jedoch  alle  vereint  in  gemeinsamer  Treue  zu  unserem  Herrn  Jesus 
Christus,  bekennen  wir  mit  Scham  unsere  vielfältigen  Versündigungen  gegenüber  un- 
seren Brüdern  anderer  Rasse  und  Hautfarbe.  In  einem  Gefühl  der  Bruderschaft  und 
der  Verantwortung  gegen  über  allen  Kirchen  in  der  Welt  und  unter  Anerkennung  des 
Rechtes  jedes  Landes,  die  Integrität  seines  eigenen  nationalen  Lebens  sicherzustel- 
len, sind  wir  nichtsdestotrotz  tief  besorgt  über  die  Art  und  Weise  der  Behandlung,  die 
Personen  jüdischer  Herkunft  und  Abstammung  in  Deutschland  widerfährt. 
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Wir  bedauern  insbesondere  die  Tatsache,  daß  die  staatlichen  Maßnahmen  gegenüber 
den  Juden  in  Deutschland  eine  solche  Auswirkung  auf  die  öffentliche  Meinung  entwik- 
kelt  haben,  daß  in  einigen  Kreisen  die  jüdische  Rasse  als  eine  Rasse  minderwertigen 
Status  betrachtet  wird.  Wir  protestieren  gegen  den  Beschluß  der  Preußischen  Gene- 
ralsynode sowie  anderer  Synoden,  die  den  Arierparagraphen  des  Staates  in  der  Kir- 
che selbst  angewandt  haben,  wodurch  schwerwiegende  Beeinträchtigungen  für  Pfar- 
rer und  kirchliche  Mitarbeiter  entstanden  sind,  die  durch  die  Zufälligkeit  ihrer  geburtli- 
chen Abstammung  nicht-arischer  Herkunft  sind  -  wir  glauben,  daß  es  sich  hierbei  um 
eine  Verleugnung  der  ausdrücklichen  Lehre  und  des  Geistes  des  Evangeliums  Jesu 
Christi  handelt. 

Quelle:  Minutes  Executive  Committee  of  the  World  Alliance  for  Friendship  through  the 
Churches,  Sofia  15.-20.9.1933.  Archiv  ÖRK,  212.003.  Handbook  World  Alliance  1938,  S.41f 
(eigene  Übersetzung) 


91       Antisemitismus-Erklärung 

Erste  Vollversammlung,  Amsterdam  1948 

Zu  den  verschiedenen  Ausschüssen,  die  vom  22.  August  bis  zum  4.  September  1948  in  Am- 
sterdam zur  ersten  Vollversammlung  des  ÖRK  zusammentraten,  gehörte  auch  das  Komitee  für 
„Das  christliche  Verhalten  gegenüber  den  Juden".  Seine  gleichnamige  Erklärung  betont  die 
einmalige  Bedeutung  des  jüdischen  Volkes  für  den  christlichen  Glauben  und  stellt  fest:  der  Anti- 
semitismus ist  Sünde  gegen  Gott  und  die  Menschen.  Die  Vollversammlung  empfahl  diese 
„Antisemitismus-Erklärung",  die  auch  einen  -  hier  nicht  wiedergegebenen  -  Abschnitt  zum  da- 
mals aktuellen  „Staatwerden  Israels"  enthielt,  den  Kirchen  zu  ernster  Erwägung  und  geeignetem 
Vorgehen. 


Einführung 

Wenn  wir  zusammenkommen,  um  offenen  Auges  und  bußfertig  die  Unordnung  der 
Menschenwelt  zu  betrachten  und  miteinander  Gottes  ewigen  Vorsatz  für  Seine  Kirche 
aufs  neue  zu  entdecken,  dann  wird  uns  unausweichlich  die  Frage  nach  dem  christli- 
chen Verhalten  gegenüber  den  Juden  zu  einem  gro  ßen  Anliegen.  Es  ist  dies  deshalb 
unser  Anliegen,  weil  es  zuerst  ein  Anliegen  des  uns  in  Christus  offenbar  gewordenen 
Gottes  ist.  Kein  Volk  in  dieser  Seiner  Welt  hat  bitterer  an  der  Unordnung  der  Men- 
schenwelt gelitten  als  das  jüdische.  Wir  können  nicht  vergessen,  daß  wir  hierin  einem 
Lande  zusammentreten,  aus  dem  110000  Juden  ermordet  wurden.  Auch  können  wir 
nicht  vergessen,  daß  wir  fünf  Jahre  nach  der  Ausrottung  von  6  Millionen  Juden  zu- 
sammenkommen. Gott  hat  uns  mit  den  Juden  in  einer  Solidarität  besonderer  Art  ver- 
bunden, indem  er  in  Seinem  Heilsplan  unser  beider  Bestimmung  miteinander  ver- 

398 


V.3  Rassismus 

knüpfte.  Wir  rufen  all  unsere  Kirchen  dazu  auf,  diese  Sache  zu  der  ihrigen  zu  machen, 
wenn  wir  sie  an  den  Ergebnissen  unserer  allzu  kurzen  Beschäftigung  mit  ihr  teilneh- 
men lassen. 

1.  Der  Auftrag  an  die  Kirche,  das  Evangelium  allen  Menschen  zu  predigen 

Alle  unsere  Kirchen  stehen  unter  dem  Auftrag  unseres  gemeinsamen  Herrn  "Gehet 
hin  in  alle  Welt  und  predigt  das  Evangelium  aller  Kreatur".  Die  Erfüllung  dieses  Auf- 
trags fordert  den  Einschluß  des  jüdischen  Volkes  in  unsere  Aufgabe  der  Evangelisa- 
tion. 

2.  Die  besondere  Bedeutung  des  jüdischen  Volkes  für  den  christlichen  Glauben 

Im  Heilsplan  Gottes  hat  Israel  eine  einzigartige  Stellung.  Es  war  Israel,  mit  dem  Gott 
durch  die  Berufung  Abrahams  Seinen  Bund  schloß.  Es  war  Israel,  dem  Gott  Seinen 
Namen  kundtat  und  Sein  Gesetz  gab.  Es  war  Israel,  dem  er  Seine  Propheten  mit  der 
Botschaft  von  Gericht  und  Gnade  sandte.  Es  war  Israel,  dem  er  das  Kommen  Seines 
Messias  verhieß.  Durch  die  Geschichte  Israels  bereitete  Gott  die  Krippe,  in  der  er  den 
Erlöser  der  Menschheit,  Jesus  Christus,  bettete,  als  die  Zeit  erfüllt  war.  Die  Kirche 
empfing  dies  geistliche  Erbe  von  Israel  und  steht  deshalb  unter  der  Verpflichtung,  es 
im  Licht  des  Kreuzes  zurückzugeben.  Wir  haben  deshalb  den  Juden  in  demütiger 
Überzeugung  zu  verkünden:  "Der  Messias,  auf  den  ihr  wartet,  ist  gekommen".  Die 
Verheißung  ist  im  Kommen  Jesu  Christi  erfüllt.  Für  viele  ist  das  Weiterbestehen  eines 
jüdischen  Volkes,  das  Jesus  Christus  nicht  anerkennt,  ein  Geheimnis,  das  seine  einzig 
zureichende  Erklärung  in  dem  Vorsatz  der  unveränderlichen  Treue  und  Barmherzig- 
keit Gottes  findet  (Rom.  11,25-29). 

3.  Schranken,  die  überwunden  werden  müssen 

Bevor  unsere  Kirchen  hoffen  dürfen,  den  Auftrag  Gottes  zu  erfüllen,  der  uns  von  unse- 
rem Herrn  gegeben  wurde,  müssen  hohe  Schranken  überwunden  werden.  Wir  spre- 
chen hier  insbesondere  von  den  Schranken,  die  wir  selbst  aufzurichten  geholfen  ha- 
ben und  die  nur  wir  beiseite  räumen  können. 

Wir  müssen  in  aller  Demut  erkennen,  daß  wir  es  allzuoft  unterlassen  haben,  unseren 
jüdischen  Nächsten  christliche  Liebe  zu  beweisen  oder  auch  nur  den  entschlossenen 
Willen  zur  gewöhnlichen  sozialen  Gerechtigkeit.  Wir  haben  es  unterlassen,  mit  ganzer 
Kraft  gegen  die  uralte  Unordnung  in  der  Menschenwelt  zu  kämpfen,  die  sich  im  Anti- 
semitismus darstellt.  Die  Kirchen  haben  in  vergangenen  Zeiten  dazu  geholfen,  ein  Bild 
des  Juden  als  des  alleinigen  Feindes  Christi  entstehen  zu  lassen,  das  den  Antisemi- 
tismus in  der  säkularen  Welt  gefördert  hat.  In  vielen  Ländern  hat  virulenter  Antisemi- 
tismus noch  immer  eine  bedrohliche  Kraft,  und  in  anderen  Ländern  sind  die  Juden 
mancher  Entwürdigung  ausgesetzt. 
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Wir  rufen  alle  von  uns  vertretenen  Kirchen  dazu  auf,  den  Antisemitismus,  gleichviel 
welchen  Ursprungs,  als  schlechterdings  mit  christlichem  Bekenntnis  und  Leben  un- 
vereinbar zu  verwerfen.  Der  Antisemitismus  ist  eine  Sünde  gegen  Gott  und  Menschen. 

Nur  in  dem  Maße,  in  dem  wir  unseren  jüdischen  Nächsten  den  Beweis  dafür  geben, 
daß  wir  für  sie  das  gleiche  Recht  und  die  gleiche  Würde  erstreben,  die  Gottes  Wille  für 
Seine  Kindersind,  können  wir  ihnen  in  einer  Weise  begegnen,  die  es  uns  ermöglicht, 
mit  ihnen  das  Beste  zu  teilen,  das  uns  Gott  in  Christus  gegeben  hat. 

4.  Das  christliche  Zeugnis  für  das  jüdische  Volk 

Ungeachtet  der  Universalität  des  Auftrages  unseres  Herrn  und  der  Tatsache,  daß  die 
erste  Mission  der  Kirche  dem  jüdischen  Volke  galt,  haben  unsere  Kirchen,  von  selte- 
nen Ausnahmen  abgesehen,  es  nicht  fertiggebracht,  an  dieser  Missionsaufgabe  fest- 
zuhalten. Die  Verantwortung  dafür  darf  nicht  in  so  großem  Umfang  wie  gegenwärtig 
freien  Vereinigungen  überlassen  werden.  Die  Durchführung  dieser  Mission  durch 
Sonderorgane  hat  oft  die  Bedeutung  gehabt,  daß  die  Juden  zum  Gegenstand  einer 
besonderen  missionarischen  Aufmerksamkeit  gemacht  wurden,  und  zwar  auch  da,  wo 
man  sie  sehr  wohl  in  den  Bereich  des  normalen  Dienstes  der  Kirche  hätte  einschlie- 
ßen können.  Sie  hat  in  vielen  Fällen  auch  bedeutet,  daß  die  Neubekehrten  in  eine  ge- 
sonderte religiöse  Gemeinschaft  hineingezwungen  wurden,  statt  in  die  geordnete  Mit- 
gliedschaft der  Kirche  eingeschlossen  und  in  ihr  willkommen  geheißen  zu  werden. 

Da  unsere  Kirchen  in  dieser  Weise  versagt  haben,  müssen  sie  die  Verantwortung  für 
die  Mission  unter  den  Juden  als  normales  Stück  der  Arbeit  in  der  Pfarrgemeinde  an- 
sehen, besonders  in  den  Ländern,  wo  die  Juden  zum  Volksganzen  gehören.  Wo  es 
keine  bodenständige  Kirche  gibt,  oder  wo  die  bodenständige  Kirche  dieser  Aufgabe 
nicht  gewachsen  ist,  kann  es  nötig  sein,  einen  besonderen  missionarischen  Dienst 
von  anderen  Ländern  her  einzurichten. 

Angesichts  des  einzigartigen  Erbes,  das  dem  jüdischen  Volk  eigen  ist,  müssen  die 
Kirchen  für  die  Heranbildung  zu  dieser  Aufgabe  besonders  ausgerüsteter  Geistlicher 
Vorsorge  treffen.  Auch  gilt  es,  für  christliche  Literatur  zu  sorgen,  die  das  Evangelium 
den  Juden  verständlich  macht. 

Ebenso  wichtig  ist  es,  den  Gliedern  der  Kirche  klar  zu  machen,  daß  es  kein  überzeu- 
genderes Mittel  zur  Gewinnung  von  Menschen  für  Christus  gibt  als  die  Ausstrahlung 
und  die  ansteckende  Kraft  sieghaften  Lebens  und  das  Ausströmen  der  Liebe  Gottes  in 
der  persönlichen  Berührung  von  Mensch  zu  Mensch.  Wo  das  in  echter  christlicher, 
brüderlicher  Gemeinschaft  zum  Ausdruck  gelangt  und  erlebt  wird,  da  wird  die  Kraft 
des  Evangeliums  empfunden.  In  solch  einer  Bruderschaft  wird  es  zwischen  den  be- 
kehrten Juden  und  anderen  Gliedern  der  Kirche  keinen  Unterschied  geben,  da  alle 
durch  Jesus  Christus  derselben  Kirche  und  Bruderschaft  angehören.  Aber  der  be- 
kehrte Jude  bedarf  besonders  zartfühlender  Behandlung  und  der  Aufnahme  mit  offe- 


400 


V.3  Rassismus 

nen  Armen,  gerade  weil  sein  Eintritt  in  die  Kirche  oft  einen  tiefen  und  schmerzhaften 
Bruch  mit  seiner  Familie  und  seinen  Freunden  zur  Folge  hat. 

Bei  der  Arbeit  des  Wiederaufbaus  und  allem  Hilfswerk  dürfen  die  Kirchen  die  schwie- 
rige Lage  der  Christen  jüdischer  Herkunft  nicht  aus  den  Augen  verlieren,  weil  sie  in 
besonderer  Weise  zu  leiden  haben.  Für  sie  muß  in  einer  Weise  gesorgt  werden,  daß 
sie  erkennen,  sie  sind  in  der  christlichen  Bruderschaft  nicht  vergessen.  (...) 

Quelle:  Die  Unordnung  der  Welt  und  Gottes  Heilsplan.  Die  erste  Vollversammlung  des  ökume- 
nischen Rates  der  Kirchen,  Bd.l-V,  hg.v.  Willem  A.  Visser  t  Hooft,  Genf  1948,  hier:  Bd.V:  Die 
erste  Vollversammlung  des  ÖRK  in  Amsterdam  vom  22.8.-4.9.1948,  S.213-216 


92      Wider  den  Rassismus  in  der  einen  Kirche  -  Die  Johannesburger  Erklärung 

Konsultation,  Cottesloe  1960 

Auf  Einladung  des  ÖRK  trafen  sich  im  Dezember  1960  in  Cottesloe  bei  Johannesburg  Dele- 
gierte der  acht  südafrikanischen  Mitgliedskirchen  und  des  Generalsekretariats  aus  Genf.  Der 
Johannesburger  Erklärung  stimmten  zum  Abschluß  der  Konsultation  80%  der  Teilnehmenden 
zu.  Die  Delegation  der  Holländisch-Reformierten  Kirche  von  Südafrika  verweigerte  dieser  Erklä- 
rung ihre  Zustimmung  und  veröffentlichte  eine  eigene  Erklärung  im  Sinne  der  Politik  der  Apart- 
heid. Die  Erklärung  von  Cottesloe  hatte  eine  Schlüsselbedeutung  sowohl  für  die  Kirchen  in 
Südafrika  wie  für  den  ökumenischen  Kampf  gegen  den  Rassismus. 


1)  Wir  erkennen  an,  daß  alle  Rassengruppen,  die  ständig  in  unserem  Land  leben,  Teil 
der  Gesamtbevölkerung  sind,  und  wir  betrachten  sie  als  einheimisch.  Mitglieder  aller 
dieser  Gruppen  haben  dasselbe  Recht,  ihren  Beitrag  zur  Bereicherung  des  Lebens  ih- 
res Landes  zu  leisten  und  an  der  Verantwortung,  den  Pflichten  und  den  Privilegien, 
die  sich  daraus  ergeben,  Anteil  zu  haben. 

2)  Die  gegenwärtige  Spannung  in  Südafrika  ist  das  Ergebnis  einer  langen  geschichtli- 
chen Entwicklung,  und  alle  Gruppen  sind  dafür  mitverantwortlich.  Dies  muß  auch  im 
Blick  auf  die  Geschehnisse  in  anderen  Teilen  der  Welt  gesehen  werden.  Die  südafri- 
kanische Situation  wird  auf  radikale  Weise  von  dem  Niedergang  der  Macht  des  We- 
stens und  von  dem  Streben  nach  Selbstbestimmung  der  afrikanischen  Völker  beein- 
flußt. 

3)  Es  ist  Aufgabe  der  Kirche,  sowohl  vor  den  weißen  S  üdafrikanern  in  ihrer  Unsicher- 
heit als  vor  den  nichtweißen  Südafrikanern  in  ihren  getäuschten  Erwartungen  Zeu- 
gendienst abzulegen. 
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4)  In  einer  Zeit  raschen  sozialen  Umbruchs  trägt  die  Kirche  eine  besondere  Verant- 
wortung für  furchtlosen  Zeugendienst  in  der  Gesellschaft. 

5)  Die  Kirche  als  Leib  Christi  ist  eine  Einheit,  und  innerhalb  dieser  Einheit  ist  die  natür- 
liche Mannigfaltigkeit  unter  den  Menschen  nicht  aufgehoben,  sondern  geheiligt. 

6)  Keiner,  der  an  Jesus  Christus  glaubt,  darf  auf  Grund  seiner  Farbe  oder  Rasse  aus 
irgendeiner  Kirche  ausgeschlossen  werden.  Die  geistliche  Einheit  aller  Menschen  in 
Christus  muß  sichtbaren  Ausdruck  in  der  gottesdienstlichen  Gemeinschaft  und  im 
Zeugendienst,  in  der  Brüderlichkeit  und  in  Gesprächen  über  Fragen  gemeinsamen 
Interesses  finden. 

7)  Wir  sehen  mit  Besorgnis  in  weiten  Teilen  der  afrikanischen  Gesellschaft  das  Wie- 
deraufleben heidnischer  Stammesbräüche,  die  unvereinbar  mit  dem  christlichen  Glau- 
ben und  Leben  sind.  Wir  glauben,  daß  zutiefst  enttäuschte  Hoffnungen  und  der  verlo- 
rene Glaube  an  die  westliche  Zivilisation  diese  Reaktion  mit  hervorgerufen  haben. 

8)  Die  ganze  Kirche  muß  an  der  gewaltigen  missionarischen  Aufgabe,  die  in  Südafrika 
wahrgenommen  werden  muß  und  die  eine  gemeinsame  Strategie  erfordert,  teilneh- 
men. 

9)  Unsere  Diskussionen  haben  gezeigt,  daß  zwischen  den  verschiedenen  Rassen- 
gruppen, aus  denen  sich  unsere  Bevölkerung  zusammensetzt,  kein  genügender  Ge- 
dankenaustausch und  keine  genügenden  Verbindungen  bestehen.  Besonders  wichtig 
ist  es,  einen  besseren  Kontakt  zwischen  der  Regierung  und  den  von  der  nicht-weißen 
Bevölkerung  Südafrikas  akzeptierten  Führern  herzustellen.  Die  Rassentrennung,  die 
keine  wirklichen  Gesprächsmöglichkeiten  zwischen  den  einzelnen  Gruppen  kennt  und 
Diskriminierung  einschließt,  führt  zu  Bedrängnis  der  betroffenen  Gruppen. 

10)  Die  Bibel  liefert  keine  Grundlage  für  das  Verbot  von  Mischehen.  Das  Wohl  der 
Gemeinschaft  und  die  seelsorgerische  Verantwortung  machen  jedoch  die  gebührliche 
Berücksichtigung  gewisser  Faktoren  erforderlich,  die  gegen  solche  Eheschließungen 
sprechen. 

11)  Wir  machen  noch  einmal  auf  die  zersetzenden  Auswirkungen  der  Wanderarbeit 
auf  das  afrikanische  Leben  aufmerksam.  Die  Gesellschaft  kann  keine  Festigkeit  ha- 
ben, wenn  die  erstrangige  Bedeutung  des  Familienlebens  verkannt  wird.  Es  ist  vom 
christlichen  Standpunkt  aus  absolut  unerläßlich,  daß  die  Integrität  der  Familie  gewahrt 
wird. 

12)  Es  wird  nunmehr  weithin  anerkannt,  daß  der  großen  Mehrheit  der  nichtweißen  Be- 
völkerung auf  Grund  der  niedrigen  Löhne  ein  Lebensstandard  aufgezwungen  wird,  der 
unbedingt  unter  der  allgemein  anerkannten  Mindestgrenze  für  eine  gesunde  Lebens- 
führung liegt.  Dieser  ernsten  Situation  muß  durch  gemeinsames  Handeln  (concerted 
action)  Abhilfe  geschaffen  werden. 
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13)  Das  gegenwärtige  System  der  'Arbeitsplatz-Reservierung'  muß  durch  ein  gerech- 
tes Arbeitssystem  ersetzt  werden,  das  die  Interessen  aller  Beteiligten  wahrt. 

14)  Den  Einwohnern  der  Bantu-Gebiete  muß  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  unter 
menschenwürdigen  Bedingungen  zu  leben. 

15)  Wir  sind  der  Überzeugung,  daß  die  Würde  jedes  erwachsenen  Menschen  das 
Recht  einschließt,  wo  immer  er  auch  seinen  Wohnsitz  haben  möge,  Land  zu  besitzen 
und  an  der  Regierung  seines  Landes  teilzunehmen;  und  daß  aus  diesem  Grunde  eine 
Politik,  die  nicht-weißen  Einwohnern  auf  die  Dauer  das  Recht  streitig  macht,  mit  der 
Regierung  des  Landes,  dessen  Staatsbürger  sie  sind,  zusammenzuarbeiten,  nicht  ge- 
rechtfertigtwerden kann. 

16)  (a)  Wir  sind  der  Überzeugung,  daß  es  keine  prinzipiellen  Einwände  gegen  die  di- 
rekte Vertretung  der  farbigen  Bevölkerung  im  Parlament  geben  kann,  (b)  Wir  geben 
der  Hoffnung  Ausdruck,  daß  die  Anwendung  dieses  Prinzips  in  absehbarer  Zukunft  in 
Betracht  gezogen  werden  möge. 

17)  Soweit  der  Nationalismus  aus  dem  Streben  nach  Selbst-Verwirklichung  hervor- 
wächst, sollten  die  Christen  ihn  verstehen  und  achten.  Die  Gefahr  des  Nationalismus 
ist  jedoch,  daß  er  sein  Ziel  möglicherweise  auf  Kosten  der  Interessen  anderer  zu  er- 
reichen sucht  und  die  Nation  zum  absoluten  Wertbegriff  erheben  kann,  der  den  Platz 
Gottes  einnimmt.  Die  Rolle  der  Kirche  muß  daher  sein,  mitzuhelfen,  daß  die  nationa- 
len Strömungen  in  gerechte  und  angemessene  Bahnen  geleitet  werden. 

Quelle:  Die  Kirche  und  die  Rassenfrage,  hg.v.  Klaus-Martin  Beckmann  in  Zusammenarbeit  mit 
Siegfried  Groth  und  Gustav  Menzel,  Kirche  im  Volk  Heft  34,  Stuttgart  1967,  S. 94-96.  Engl.  Fas- 
sung in:  Breaking  down  the  Walls:  WCC  Statements  and  Actions  on  Racism  1948-85,  ed.  Ans  J. 
vanderBent.  Geneva,  WCC,  1986 


93       Rassismus,  Ethnozentrismus  und  das  Ringen  um  Gemeinschaft 

Sektion  IV  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Sektion  IV  trug  den  Titel  „Mensch  und  Gemeinschaft  in  sich  wandelnden  Gesellschaftsformen". 
Kirchlicher  Ethnozentrismus  und  Mythen  rassischer  Überlegenheit  werden  klar  verurteilt,  die 
gleichen  Partizipationsmöglichkeiten  für  alle  ethnischen  oder  rassischen  Gruppen  einer  plurali- 
stischen Gesellschaft  werden  weltweit  eingefordert.  Indem  Genf  1966  betont,  daß  nur  eine  Ver- 
änderung der  Strukturen  eine  gerechte  und  würdevolle  Ordnung  zu  schaffen  vermag,  leitet 
diese  Weltkonferenz  zur  zweiten  Phase  ökumenischen  Engagements  gegen  den  Rassismus 
über,  die  mit  Uppsala  beginnt. 
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//.  Die  Vielzahl  rassischer  und  völkischer  Gruppen  und  das  Ringen  um  Gemeinschaft 

20.  Jede  christliche  Behandlung  des  Rassenproblems  muß  mit  dem  gemeinsamen 
Ursprung  des  ganzen  Menschengeschlechtes  und  mit  der  Erlösung  aller  Menschen 
durch  Jesus  Christus  beginnen,  die  jedem  Menschen  das  Recht  geben,  jeden  ande- 
ren Menschen  "Bruder"  zu  nennen.  Darin  liegt  begründet,  daß  für  Christen  keine 
Theorien  rassischer  und  völkischer  Überlegenheit  und  keine  Formen  der  Ausbeutung 
und  der  Diskriminierung  gerechtfertigt  werden  können. 

Gegenwärtige  explosive  Situationen 

21.  Die  Konferenz  hat  sich  mit  der  Rassenfrage  befaßt,  soweit  sie  die  menschliche 
Gemeinschaft  in  der  modernen,  stadtischen,  technischen  und  pluralistischen  Gesell- 
schaft betrifft.  Wir  sind  uns  dessen  voll  bewußt,  daß  die  Spannungen  zwischen  dem 
wohlhabenden  Teil  der  Gesellschaft,  der  zufällig  vorwiegend  weiß  ist,  und  dem  ent- 
erbten Teil,  der  zufällig  vorwiegend  farbig  ist,  größer  sind  als  je  zuvor.  (...) 

25.  Die  christlichen  Kirchen  müssen,  wenn  sie  mit  rassischen  und  ethnischen  Proble- 
men zu  tun  haben,  sich  der  politischen  und  sozialen  Strukturen  der  Gesellschaft  voll 
bewußt  sein  und  die  Probleme  in  ihren  Zusammenhängen  sehen.  Das  heißt,  daß  so- 
zialistische Länder,  kapitalistische  Länder  und  Länder  mit  gemischter  Wirtschaft  not- 
gedrungenerweise verschiedene  Zusammenhänge  darstellen,  in  denen  die  rassischen 
und  ethnischen  Probleme  zu  sehen  sind.  Jedoch  dürfen  die  christlich  verstandenen 
menschlichen  Grundrechte  auf  keinen  Fall  in  irgendeiner  Weise  gefährdet  werden. 
Andernfalls  kann  der  christliche  Glaube  nicht  jene  Einheit  der  Menschheit  schaffen, 
die  die  politischen  und  wirtschaftlichen  Faktoren  transzendiert. 

26.  Da  die  Menschen,  die  die  sozialen,  wirtschaftlichen  und  politischen  Strukturen 
kontrollieren,  ebenfalls  Glieder  der  herrschenden  rassischen  Gruppe  sind  und  es  ih- 
nen nicht  gelungen  ist,  gleiche  Chancen  für  Glieder  von  Minoritäten  oder  untergeord- 
neten rassischen  Gruppen  sicherzustellen,  bleibt  unsere  Gesellschaft  durch  Rassen- 
unterschiede geteilt  und  sogar  geschichtet,  die  die  diskriminierenden  Formen  rassi- 
schen Denkens  und  Verhaltens  verstärken  und  fortbestehen  lassen. 

27.  In  nationalen  und  lokalen  Gesellschaften,  die  sich  aus  mehreren  ethnischen  Grup- 
pen zusammensetzen,  bestehen  ähnliche  Spannungen  zwischen  den  herrschenden 
völkischen  Gruppen  und  Minoritäten  oder  untergeordneten  völkischen  Gruppen.  Eth- 
nozentrismus,  ob  auf  rassischer,  ethnischer  oder  Stammesunterscheidung  begründet, 
bleibt  ein  gefährliches  Hindernis  in  der  Entwicklung  der  menschlichen  Gemeinschaft 
auf  nationaler  und  supra-nationaler  Ebene. 

28.  Es  gibt  viele  Beispiele  eines  Ethnozentrismus  innerhalb  der  Kirche,  die  das  heil- 
same Wachstum  nationaler  Kirchen  und  die  Einheit  des  christlichen  Volkes  verhin- 
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dem.  Es  gibt  keinen  Kontinent,  keine  Nation  und  wenige  organisierte  Kirchen,  die 
nicht  vor  diesem  Problem  stehen. 

Quelle:  Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft, hg.v.  ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfried  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967, 
S.212f 


94      We  i  ße  r  Rass  is  m  us 

Sektion  IV  der  vierten  Vollversammlung,  Uppsala  1968 

Die  Vollversammlung  von  Uppsala  bewirkte  mit  der  Definition  des  Rassimus  als  einer  häreti- 
schen Ideologie  (vgl.  hier  Absatz  28)  und  dem  Insistieren  auf  Taten,  die  nunmehr  den  Worten 
folgen  sollten,  eine  entscheidende  Wendung  für  das  ökumenische  Engagement  gegen  den 
Rassismus.  Der  Bericht  von  Sektion  IV  „Auf  dem  Wege  zu  Gerechtigkeit  und  Frieden  in  interna- 
tionalen Angelegenheiten"  verurteilt  den  Rassismus  als  krasse  Leugnung  des  christlichen  Glau- 
bens. Die  hier  im  Anschluß  an  diesen  Bericht  wiedergegebenen  Passagen  entstammen  den 
Empfehlungen  für  ein  Studien-  und  Aktionsprogramm  aus  dem  Bericht  des  Ausschusses  für 
Kirche  und  Gesellschaft.  Die  (hier  nicht  abgedruckten)  8  Punkte  des  Aktionsprogramms  machen 
deutlich,  wie  an  verschiedenen  Stellen  innerhalb  des  ÖRK  darum  gerungen  wurde,  wirksam, 
schnell  und  „kraftvoll  gegen  alle  Erscheinungsformen  der  Rassendiskriminierung  zu  Felde  zu 
ziehen". 


Rassenbeziehungen 

27.  Die  Rassendiskriminierungen  unserer  Zeit  lassen  alle  Menschenrechte  bedeu- 
tungslos werden  und  stellen  eine  unmittelbare  Gefahr  für  den  Weltfrieden  dar.  Die  offi- 
zielle Politik  gewisser  Regierungen,  der  offene  Rassenkampf  in  vielen  Ländern  und 
die  rassische  Komponente  in  der  Kluft  zwischen  reichen  und  armen  Nationen  unter- 
streichen den  Entscheidungscharakter  der  gegenwärtigen  Situation.  Nur  sofortige 
Maßnahmen  zur  Beseitigung  der  Ursachen  können  weitverbreitete  Gewalttätigkeit  und 
Krieg  vermeiden. 

28.  Rassendiskriminierung  ist  eine  krasse  Leugnung  des  christlichen  Glaubens.  (1) 
Sie  leugnet  die  Wirksamkeit  des  Versöhnungswerkes  Jesu  Christi,  durch  dessen 
Liebe  alle  menschlichen  Verschiedenheiten  ihre  trennende  Bedeutung  verloren  ha- 
ben; (2)  sie  leugnet  unser  in  der  Schöpfung  begründetes  gemeinsames  Menschsein 
und  unseren  Glauben,  daß  alle  Menschen  zum  Bilde  Gottes  geschaffen  sind;  (3)  sie 
unterstellt  zu  Unrecht,  daß  wir  unsere  Identität  stärker  in  der  Zugehörigkeit  zu  einer 
Rasse  als  zu  der  Bindung  an  unseren  Herrn  Jesus  Christus  finden. 

a)  Rassendiskriminierung  ist  gekoppelt  mit  wirtschaftlicher  und  politischer  Ausbeu- 
tung. Die  Kirchen  müssen  sich  aktiv  um  das  wirtschaftliche  und  politische  Wohl 
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ausgebeuteter  Gruppen  kümmern,  so  daß  ihre  Erklärungen  und  Handlungen  Ge- 
wicht bekommen.  Die  Kirchen  müssen  wirtschaftliche  und  erzieherische  Mittel  zur 
Verfügung  stellen  für  die  Entwicklung  unterprivilegierter  Gruppen  zur  vollen  Teil- 
nahme am  wirtschaftlichen  und  sozialen  Leben  ihrer  Gemeinschaften.  Das  Ziel 
muß  sein,  den  Opfern  des  Rassenhasses  zu  helfen,  ein  Gefühl  ihres  eigenen 
Wertes  wiederzugewinnen  und  sie  instand  zu  setzen,  ihre  Zukunft  selbst  zu  be- 
stimmen. Die  Kirchen  sollten  auch  Investitionen  aus  Einrichtungen  abziehen,  wel- 
che den  Rassengegensatz  verewigen.  (...)  Die  Kirchen  müssen  auch  auf  die  Ver- 
änderung jener  politischen  Verfahrensweisen  hinwirken,  die  eine  volle  Beteiligung 
der  Opfer  des  Rassenhasses  an  den  Verwaltungs-  und  Regierungsstrukturen  ihrer 
Länder  verhindern. 

b)  Wer  auf  Rassendiskriminierung  besteht,  bedient  sich  zum  Beweis  trügerischer 
Verallgemeinerungen  und  Verdrehungen  und  bewirkt  persönliche  Verunglimpfung, 
Absonderung  und  andere  Formen  der  Isolierung.  Die  Kirchen  müssen  alle  Formen 
der  Rassendiskriminierung  aus  ihrem  eigenen  Leben  ausmerzen.  Daß  viele  Kir- 
chen das  nicht  getan  haben,  besonders  dort,  wo  das  Vorurteil  sich  in  subtilen  For- 
men institutionalisiert  hat,  ist  ein  Skandal.  (...) 

c)  Rassenhaß  erzeugt  auch  auf  der  Gegenseite  Haß  als  Verteidigungsmittel  für 
menschliches  Überleben.  Er  pflanzt  sich  auch  von  Generation  zu  Generation  fort. 
Die  Kirche  muß  diesen  Circulus  vitiosus  durchbrechen.  (...)  Sie  muß  zeigen,  daß 
Gottes  Gnade  genügt,  alle  Glieder  der  einen  Menschenrasse  zu  versöhnen  und  zu 
vereinen. 

d)  Das  Sekretariat  für  Rassenbeziehungen  des  Ökumenischen  Rates  der  Kirchen 
sollte  verstärkt  werden,  um  den  Kirchen  zu  helfen,  kraftvoll  gegen  alle  Erschei- 
nungsformen der  Rassendiskriminierung  zu  Felde  zu  ziehen. 


Empfehlungen  für  ein  Programm  in  der  Zeit  nach  der  Vollversammlung 
A.  Die  Beseitigung  des  Rassismus  -  Studien-  und  Aktionsprogramm 

(...) 

8.  Mit  Rassismus  meinen  wir  den  ethnozentrischen  Stolz  auf  die  eigene  rassische 
Gruppe,  Bevorzugung  der  besonderen  Wesensmerkmale  dieser  Gruppe,  die  Über- 
zeugung, daß  diese  Merkmale  grundsätzlicher  biologischer  Art  sind  und  den  nachfol- 
genden Generationen  weitergegeben  werden,  negative  Empfindungen  gegenüber  an- 
deren Gruppen,  die  nicht  an  den  eigenen  Merkmalen  teilhaben,  verbunden  mit  dem 
Drang,  die  andersrassische  Gruppe  zu  diskriminieren  und  von  der  vollen  Teilhabe  am 
Leben  der  Gemeinschaft  auszuschließen. 

9.  Mit  weißem  Rassismus  meinen  wir  den  bewußten  oder  unbewußten  Glauben  an  die 
inhärente  Überlegenheit  der  Menschen  europäischer  Herkunft  (besonders  nordeuro- 
päischer Herkunft),  die  allen  weißen  Menschen  Herrschaft  und  Vorrechte  einräumt, 
verbunden  mit  dem  Glauben  an  die  angeborene  Minderwertigkeit  aller  Farbigen,  ins- 
besondere derjenigen  afrikanischer  Herkunft,  die  deren  Unterwerfung  und  Ausbeutung 
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rechtfertigt.  Wenn  wir  uns  auf  den  weißen  Rassismus  konzentrieren,  vergessen  wir 
nicht  die  anderen  Formen  von  Ethnozentrismus,  die  heute  inter-ethnische  und  Stam- 
meskonflikte in  der  ganzen  Welt  hervorrufen. 

10.  Wir  glauben,  daß  der  weiße  Rassismus  besonderes  historisches  Gewicht  besitzt, 
weil  seine  Wurzeln  in  mächtigen,  hochentwickelten  Ländern  liegen,  deren  Stabilität  für 
jede  Hoffnung  auf  internationalen  Frieden  und  internationale  Entwicklung  entschei- 
dend ist.  Die  Rassenkrise  in  diesen  Ländern  ist  kaum  weniger  ernst  als  die  Bedrohung 
durch  einen  Atomkrieg.  Die  Revolte  gegen  den  Rassismus  ist  eines  der  aufwühlend- 
sten Elemente  der  sozialen  Revolution,  die  sich  heute  über  die  ganze  Welt  erstreckt, 
weil  sie  auf  der  Ebene  der  tiefsten  und  verwundbarsten  Gefühle  ausgetragen  wird  - 
des  universalen,  leidenschaftlichen  Strebens  nach  Menschenwürde.  Das  drohende 
Chaos  innerhalb  jener  Länder,  in  denen  der  Rassenkonflikt  am  schärfsten  ist,  hat  di- 
rekte weltweite  Auswirkungen,  da  der  bekämpfte  Rassismus  zur  Schaffung  und  Ver- 
breitung eines  Gegenrassismus  neigt.  Wir  meinen,  daß  diese  Krise  noch  zunehmen 
wird,  wenn  wir  nicht  das  historische  Phänomen  des  weißen  Rassismus  verstehen, 
wenn  wir  nicht  verstehen,  was  diesen  von  anderen  Formen  des  Konfliktes  unterschei- 
det und  was  getan  werden  muß,  um  die  Krise  auf  der  Grundlage  rassischer  Gerech- 
tigkeit zu  lösen. 

Quelle:  Bericht  aus  Uppsala  1968.  Offizieller  Bericht  über  die  Vierte  Vollversammlung  des  ÖRK, 
Uppsala  4.-20.  Juli  1968,  hg.v.  Norman  Goodall,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Walter  Müller- 
Römheld,  Genf  1968,  S.68f,253f 
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Notting  Hill-Report  1969 

Die  internationale  Tagung,  die  vom  19.-24  Mai  in  Notting  Hill  bei  London  stattfand,  war  der  erste 
Schritt  zur  Erfüllung  des  Auftrages,  den  die  Vollversammlung  in  Uppsala  den  Kirchen  gegeben 
hatte:  entschlossen  und  wirksam  gegen  den  Rassismus  vorzugehen.  Die  Studientagung  hatte 
den  Auftrag,  den  ÖRK  bei  dem  Entwurf  eines  ökumenischen  Aufklärungs-  und  Aktionspro- 
gramms zur  Bekämpfung  des  Rassismus  zu  beraten.  Unter  Vorsitz  des  U.S. -Senators  und  me- 
thodistischen Laien  Dr.  George  McGovern  sollten  die  Hintergründe  bestehender  Konfliktsitua- 
tionen untersucht  und  Mittel  und  Wege  zur  Bekämpfung  des  Rassismus  durch  ein  neues  christ- 
liches Zeugnis  auf  diesem  Gebiet  erarbeitet  werden.  In  Notting  Hill  wurden  die  Kirchen  zur  Um- 
kehr aufgerufen  und  es  wurde  eine  Wiedergutmachung  für  die  Jahrhunderte  der  Ausbeutung 
gefordert.  Die  hier  zunächst  in  Ausschnitten  wiedergegebene  Erklärung  dieser  Tagung  fordert 
die  Kirchen  auf,  wirtschaftliche  Sanktionen  in  den  Kampf  gegen  den  Rassismus  einzubeziehen 
und  zu  einer  Institution  der  Tat  zu  werden.  Im  Anschluß  daran  werden  Passagen  über  „geistige 
und  moralische  Fragen  beim  Widerstand  gegen  den  Rassismus"  aus  dem  vom  Plenum  ange- 
nommenen Tagungsbericht  der  Arbeitsgruppe  I  dokumentiert.  Abschließend  sind  unter  dem  Ti- 
tel „Auf  dem  Weg  zur  Beseitigung  des  Rassismus"  Abschnitte  aus  dem  gemeinsamen  Bericht 
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der  Arbeitsgruppen  II  und  III  angeführt,  der  von  dem  Plenum  aus  Zeitgründen  nicht  mehr  disku- 
tiert werden  konnte,  aber  gleichwohl  der  Weiterleitung  an  den  ÖRK  für  würdig  erachtet  wurde. 


Erklärung  der  Tagung 

(...)  Im  Verlauf  der  einwöchigen  Untersuchung  und  der  Dialoge  stellte  sich  heraus,  daß 
der  Rassismus  weitgehend  ein  Auswuchs  des  Machtkampfes  ist,  der  alle  Menschen  in 
Mitleidenschaft  zieht.  Rassistische  Ideologien  und  Rassenpropaganda  werden  entwik- 
kelt  und  verbreitet  als  Instrumente  in  wirtschaftlichen,  politischen  und  militärischen 
Machtkämpfen.  Wenn  sie  einmal  entwickelt  sind,  haben  sie  ihr  Eigenleben  und  schaf- 
fen sich  einen  Platz  in  den  Traditionen  und  Kulturen  eines  Volkes,  wenn  nicht  ständig 
durchgreifende  Bemühungen  gemacht  werden,  sie  auszutreiben.  (...) 

Als  zweite  Tatsache  stellte  sich  heraus,  daß  die  Kirche  die  Waffen,  die  sie  in  der  Hand 
hat,  nicht  benutzt,  um  den  Rassismus  selbst  zu  beseitigen  -  nicht  einmal  in  ihren  eige- 
nen Institutionen.  Die  Kirche  hat  aber  die  Aufgabe  der  Versöhnung.  Und  wenn  sie 
diese  Aufgabe  ernst  nimmt,  muß  sie  den  Rassismus  entschieden  bekämpfen.  Deshalb 
muß  die  Kirche  bereit  sein,  nicht  nur  eine  Einrichtung  der  Liebe  zu  sein,  sondern  eine 
Einrichtung  der  Tat,  und  durch  ihre  Einwirkung  auf  die  Gesellschaft  dazu  beitragen, 
ein  neues  Machtgleichgewicht  zu  schaffen,  in  dem  der  Rassismus  machtlos  wird.  Die 
Kirche  muß  verstehen  lernen,  daß  in  unserer  institutionalisierten  Welt  das,  was  der 
Liebe  am  nächsten  kommt,  die  Gerechtigkeit  ist. 

In  diesem  Sinne  fordert  die  Tagung  den  ÖRK  auf,  folgende  Maßnahmen  zu  ergreifen: 

1.  Der  ÖRK  und  seine  Mitgliedskirchen  sollen  damit  beginnen,  wirtschaftliche  Sank- 
tionen gegen  Körperschaften  und  Institutionen  zu  ergreifen,  die  offenkundig  Ras- 
sismus praktizieren. 

2.  Der  ÖRK  und  seine  Mitgliedskirchen  sollen  alle  verfügbaren  Mittel  anwenden,  um 
auf  Regierungen  einzuwirken,  damit  diese  ähnliche  wirtschaftliche  Sanktionen  zur 
Förderung  der  Gerechtigkeit  ergreifen. 

3.  Der  ÖRK  und  seine  Mitgliedskirchen  sollen  nachdrücklich  das  Prinzip  der 
„Reparationen"  an  ausgebeuteten  Völkern  und  Ländern  unterstützen  (...),  um  eine 
günstigere  Verteilung  der  wirtschaftlichen  Macht  in  der  Welt  zu  erzielen. 

4.  Der  ÖRK  sollte  eine  Stelle  einsetzen,  die  ausreichende  Mittel  im  Kampf  um  die  Be- 
seitigung des  Rassismus  zur  Verfügung  haben  soll.  (...) 

Wenn  alle  anderen  Versuche  fehlschlagen,  sollen  der  ÖRK  und  die  Kirchen  Wider- 
standsbewegungen, einschließlich  Revolutionen  unterstützen,  die  das  Ziel  verfolgen, 
politische  und  wirtschaftliche  Tyrannei,  die  den  Rassismus  erst  ermöglicht,  zu  stürzen. 
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(...) 

Einige  geistige  und  moralische  Fragen  beim  Widerstand  gegen  den  Rassismus 

I.  Einführung 

(...)  Es  sollte  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  Doppelbödigkeit  des  Begriffes 
"Rasse"  ständig  zu  einer  Frustration  unserer  Diskussion  führte  (...).  Der  Begriff  wird 
heute  in  verschiedener  Art  gebraucht.  Anthropologen  gebrauchen  ihn  in  einem,  So- 
ziologen in  einem  anderen  Sinn;  und  in  verschiedenen  Ländern  und  Teilen  der  Welt 
erhält  er  jeweils  verschiedene  Bedeutungen.  Wir  möchten  ihn  hier  nicht  im  biologi- 
schen Sinn  verstanden  wissen,  sondern  ihn  vielmehr  zu  einer  sozialen  Gegebenheit  in 
Beziehung  bringen,  nach  der  die  Menschen  handeln  und  reagieren.  Das  Rassenpro- 
blem hat  es  mit  Beziehungen  zwischen  Gruppen  von  Menschen  zu  tun,  von  der  jede 
ihren  eigenen  Sinn  hat  für  gemeinsame  Herkunft,  geschichtliche  Erfahrung,  rassische 
Identität  und  gemeinsame  Kulturformen.  Der  "Rassismus"  bezieht  sich  auf  eine  derar- 
tige Gruppe,  die  die  Macht  hat,  einseitig  die  Beziehung  zwischen  menschlichen  Grup- 
pen zu  definieren  und  aufzuzwingen,  und  die  diese  Beziehung  institutionalisiert. 

//.  Über  die  „Identität" 

(...) 

1.  "Rassenidentität" 

Es  ist  wahr,  da  ß  jedes  menschliche  Wesen  eine  Schöpfung  Gottes  ist  und  ein  Mitglied 
der  einen  menschlichen  Familie.  Aber  jeder  Mensch  ist  auch  Mitglied  eines  spezifi- 
schen Volkes  und  kann  nur  als  solches  seinen  Anteil  am  Menschsein  entwickeln  und 
zum  Ausdruck  bringen.  Unser  Herr  und  Gott  wurde  Mensch  als  Mitglied  eines  spezifi- 
schen Volkes  und  wurde  als  solches  (sie;  Hg.)  der  "Neue  Mensch"  und  der  Bruder  al- 
ler Menschen;  seine  Zugehörigkeit  zum  jüdischen  Volk  ist  von  seinem  stellvertreten- 
den und  universalen  Menschsein  nicht  zu  trennen  im  gleichen  Sinne,  in  dem  auch  das 
Alte  Testament  vom  Neuen  nicht  getrennt  werden  kann.  In  diesem  Sinne  ist  der  Miß- 
brauch einer  konkreten  Zugehörigkeit  zu  einem  spezifischen  Volk  als  Verneinung  und 
nicht  als  Ausdruck  der  menschlichen  Gemeinsamkeit  ein  Ausdruck  von  Sünde. 
"Rassenidentität"  wird  dann  zu  einer  gefährlichen  Form  des  Gruppenegoismus  und 
wird  mißbraucht,  um  menschliche  Bruderschaft  zu  zerstören  durch  die  Unterdrückung 
oder  Ausbeutung  eines  oder  mehrerer  Völker  durch  ein  anderes. 

Wir  glauben,  daß  es  Gottes  Absicht  ist,  aus  der  "Rassenidentität"  einen  positiven 
Faktor  im  Leben  der  Menschheit  werden  zu  lassen.  Die  "Rassen"  sollten  sich  gegen- 
seitig bereichern.  Sie  sollten  "zusammenarbeiten  für  das  gemeinsame  Wohl"  als  Mit- 
glieder eines  Leibes,  von  dem  jedes  Glied  seinen  Beitrag  zum  Ganzen  leistet.  Dies 
wird  aber  nur  möglich,  wenn  jede  Rasse  ihre  Identität  in  voller  verantwortlicher  Freiheit 
entwickelt.  Es  ist  eine  gefährliche  Ketzerei,  ein  spezifisches  rassisch -kulturelles  Modell 
als  einziges  Kriterium  für  die  Beurteilung  aller  anderen  zu  benutzen,  dem  sich  alle  an- 
passen müssen.  Ein  Volk,  das  von  einem  anderen  Volk  beherrscht  wird,  hat  guten 
Grund,  gegenüber  einem  solchen  Rassismus,  der  viele  verschiedene  Formen  anneh- 
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men  kann  -  institutionelle  und  persönliche,  bewußte  und  unbewußte  -,  seine  eigene 
Identität  mit  Nachdruck  zu  betonen.  Dies  erfordert  und  bedeutet  weder  eine  Vernei- 
nung des  Endzieles  einer  integrierten  Nation  und  einer  menschlichen  Familie  noch 
eine  Ablehnung  häufiger  und  klarer  Zeichen,  die  auf  dieses  Endziel  hinweisen.  Insbe- 
sondere die  Christen  können  niemals  ihren  Glauben  aufgeben,  daß  die  wahre 
menschliche  Bestimmung  darin  besteht,  in  einer  Einheit  zu  leben,  in  der  die  Rasse 
kein  Element  der  Spaltung  ist,  in  der  alle  eins  in  Christus  sind,  in  der  aber  gleichzeitig 
die  Vielfältigkeit  und  Begabungen  der  verschiedenen  Rassen  voll  anerkannt  werden. 
(...) 

IV.  Über  die  wirtschaftliche  Gerechtigkeit  unter  den  Rassen  und  „Reparationen" 

(...) 

2.  Unsere  Welt  ist  tragisch  in  Arme  und  Reiche  gespalten,  in  reiche  Nationen  und 
Rassen,  deren  Reichtum  weitgehend  auf  Kosten  der  ausgebeuteten  und  armen  Na- 
tionen und  Rassen  entstanden  ist,  die  besitzlos  und  unterdrückt  sind.  In  der 
Vergangenheit  und  in  der  Gegenwart  wurden  und  werden  den  Armen  für  Arbeit,  Güter 
und  Dienstleistungen  ungerechte  Preise  bezahlt,  und  im  Falle  der  Sklaverei  wurden 
überhaupt  keine  Löhne  gezahlt.  Der  Rassismus  ist  bewußt  und  unbewußt  in  diese 
wirtschaftlichen  Beziehungen  der  Ausbeutung  tief  verstrickt;  er  ist  oft  ein  plumper  Ver- 
such, wirtschaftlichen  Vorteil  durch  eine  falschen  Appell  an  biologische  Unterschiede 
zu  rechtfertigen,  und  zu  oft  hat  die  christliche  Häresie  versucht  und  versucht  es  auch 
heute  noch,  den  Rassismus  zu  rechtfertigen.  (...) 


(...) 

Auf  dem  Weg  zur  Beseitigung  des  Rassismus 

(...) 

IV.  Die  Rolle  der  Kirchen  und  des  ÖRK  bei  der  Beseitigung  des  Rassismus 

A.  Die  Kirchen 

1.  Die  Identifizierung  der  Kirchen  mit  dem  Status  quo  bedeutet  heute  wie  früher,  daß 
sie  ein  Teil  des  Rassenproblems  sind  und  kein  Mittel  zu  seiner  Beseitigung. 

2.  Wenn  die  Kirchen  in  dieser  kritischen  Zeit  überhaupt  eine  Bedeutung  haben  sollen, 
ist  es  unbedingt  erforderlich,  daß  sie  nicht  länger  ihre  Aufmerksamkeit  auf  einzelne 
Taten  einzelner  Christen  konzentrieren,  die  den  Rassismus  bekämpfen.  Die  Kir- 
chen sind  eine  Gemeinschaft,  eine  Gruppe  -  vielleicht  gar  eine  Bewegung  -,  und  es 
ist  deshalb  notwendig,  daß  Rassenfragen  von  ihnen  als  Gesamtheit  behandelt 
werden.  Das  Engagement  einzelner  ist  lobenswert,  reicht  aber  nicht  aus. 

3.  Die  Mitgliedskirchen  des  ÖRK  müssen  mehr  tun  als  nur  die  institutionelle  Realität 
des  Rassismus  erkennen.  Stellungnahmen,  Resolutionen  und  Schriften,  die  den 
Rassismus  untersuchen,  gibt  es  im  Überfluß  -  sie  alle  verurteilen  ihn  und  fordern 
Programme,  um  diese  Pest  der  Menschheit  von  heute  auszurotten.  Was  jetzt  drin- 
gend gebraucht  wird,  sind  Taten,  aufwendige  und  durchgreifende  Aktionen.  (...) 
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9.  Die  Kirchen  sollten  Bewegungen  unterstützen,  die  die  politische  Befreiung  unter- 
drückter Rassengruppen  zum  Ziel  haben.  (...) 


Quelle:  Rasse,  Entwicklung  und  Revolution.  Der  Notting-Hill-Report  und  zugehörige  Doku- 
mente, hg.v.  Klaus-Martin  Beckmann,  Stuttgart  1970,  Beiheft  zur  ökumenischen  Rundschau 
14/15,  S.9-13,  20,  24,  34f 
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Zentralausschuß,  Canterbury  1969 

Von  1925  bis  1968  hatte  die  ökumenische  Bewegung  den  Rassismus  in  mehr  als  30  Erklärun- 
gen als  nicht  vereinbar  mit  einer  christlichen  Sozialethik  kritisiert.  Zugleich  aber  waren  die  Kir- 
chen in  der  ökumenischen  Bewegung  auch  über  40  Jahre  lang  unsicher  und  zögerlich  in  der 
Frage,  wie  eine  wirksame  Bekämpfung  dieses  Skandalons  auszusehen  habe.  Aufbauend  auf 
den  Empfehlungen  der  internationalen  Studientagung  von  Notting  Hill  verabschiedete  der  Zen- 
tralausschuß am  21.  August  1969  die  Empfehlungen  für  ein  zunächst  auf  5  Jahre  angelegtes 
Programm  zur  Bekämpfung  des  Rassismus  (PCR),  das  die  lange  anhaltende  Differenz  von 
Wort  und  Tat  aufheben  sollte.  PCR  wurde  organisatorisch  als  sub-unit  der  Programmeinheit  II 
„Justice  and  Service"  zugeordnet  und  erhielt  das  1974  erneuerte  Mandat,  den  Sonderfonds  zur 
Bekämpfung  des  Rassismus  nach  den  vom  Zentralausschuß  angenommenen  Richtlinien  zu 
verwalten.  Damit  trat  der  ÖRK  deutlich  in  eine  neue  Phase  seiner  antirassistischen  Arbeit. 


A.  Ziel  und  Zweck  des  neuen  ökumenischen  Programms  zur  Bekämpfung  des 
Rassismus 

1.  Der  Rassismus  ist  kein  unabänderlicher  Wesenszug  des  Menschen.  Ebenso  wie 
die  Sklaverei  und  andere  gesellschaftliche  Manifestationen  menschlicher  Sünde  kann 
und  muß  er  bekämpft  werden.  Vom  Evangelium,  von  seinen  Grundsätzen  und  Metho- 
den her,  müssen  sich  die  Christen  in  diesem  Kampf  engagieren  und  dabei,  wo  immer 
möglich,  mit  allen  Menschen,  die  guten  Willens  sind,  zusammengehen. 

2.  Der  Rassismus  ist  heute  nicht  auf  bestimmte  Länder  oder  Kontinente  beschränkt. 
Er  ist  ein  Weltproblem.  Der  weiße  Rassismus  ist  nicht  seine  einzige  Spielart.  In  man- 
chen Teilen  der  Welt  beispielsweise  in  Asien  und  Afrika,  werfen  zur  Zeit  bekanntlich 
andere  Formen  des  Rassismus  und  Ethnozentrismus  die  größten  Probleme  auf.  Den 
gängigen  Formen  des  Antisemitismus  und  der  Diskriminierung  der  niederen  Kasten  in 
Indien  liegt  ein  stark  rassistisches  Element  zugrunde. 
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3.  Weil  sich  aber  nach  400  Jahren  geschichtlichen  und  wirtschaftlichen  Fortschritts 
Macht  und  Reichtum  in  den  Händen  der  weißen  Völker  des  Westens  konzentrieren, 
stehen  in  den  verschiedenen  Teilen  der  Welt  gerade  die  mannigfachen  Erschei- 
nungsformen, unter  denen  der  weiße  Rassismus  auftritt,  im  Brennpunkt  des  Interes- 
ses. Auf  allen  Kontinenten  leiden  Menschen  verschiedener  Hautfarbe  unter  diesem 
Rassismus.  Betroffen  sind  z.B.  die  Ureinwohner  Australiens,  die  Maori  in  Neuseeland, 
die  schwarzen  Mehrheiten  in  Südafrika,  die  Indianer,  Afroamerikaner  und  Hispano- 
amerikaner  in  den  U.S.A.,  die  Indianer  und  Eskimos  in  Kanada,  die  Indios  in  verschie- 
denen lateinamerikanischen  Ländern,  die  farbigen  Einwanderer  und  Studenten  im 
Vereinigten  Königreicn  und  in  Kontinentaleuropa.  (Diese  Liste  ist  keineswegs  voll- 
ständig.) 

4.  Es  gab  eine  Zeit,  da  war  der  "Kolonialismus"  das  eigentliche  Kennzeichen  des  wei- 
ßen Rassismus,  und  noch  heute  leiden  manche  Gebiete  an  ihm.  Während  zahlreiche 
ehemalige  Kolonialvölker  die  Unabhängigkeit  erlangt  haben,  leiden  jene  Gebiete  wei- 
ter unter  den  Folgen  des  "Kolonialismus",  und  dazu  gehören  auch  die  Machtkämpfe 
zwischen  Staaten  und  Stämmen. 

5.  Wir  stellen  fest,  daß  der  Kampf  gegen  alle  Formen  des  Rassismus  nicht  vom  Kampf 
um  Weltgemeinschaft  und  somit  auch  um  Weltentwicklung  zu  trennen  ist. 


B.  Begründung  eines  ökumenischen  Programms  zur  Bekämpfung  des  Rassismus 

1.  Die  wachsenden  Spannungen  und  Konflikte  zwischen  den  Rassen  verlangen  nach 
Taten:  die  Zeit  drängt.  Die  Verbreitung,  Hartnäckigkeit  und  Bosheit  des  Rassismus  hat 
viele  Christen  aufgerüttelt;  doch  die  augenscheinliche  Ohnmacht  der  Kirchen,  Versöh- 
nung zu  stiften,  hat  manche  andere  gelähmt.  Und  viele  haben  resigniert. 

2.  Wir  müssen  betroffen  erkennen,  daß  die  Bedrohung  durch  den  Rassismus  -  unge- 
achtet des  Kampfes,  den  Kirchen,  Missionsgesellschaften  und  Kirchenräte  unter  oft 
heroischem,  persönlichen  Einsatz  gegen  ihn  geführt  haben.  -  heute  größer  ist  als  je 
zuvor.  Wir  müssen  weiter  betroffen  bekennen,  daß  sich  Kirchen  an  der  Rassendiskri- 
minierung beteiligt  haben.  Viele  religiöse  Institutionen  in  der  weißen,  nördlichen  Hemi- 
sphäre haben  von  rassenausbeuterischen  Wirtschaftssystemen  profitiert.  Viele  Kir- 
chenglieder merken  nichts  vom  Rassismus  und  sind  sich  auch  nicht  bewußt,  daß  ihre 
kirchlichen  und  sonstigen  Einrichtungen  zur  Konsolidierung  des  Rassismus  beitragen. 
Weil  den  Christen  Informationen  über  den  institutionalisierten  Rassismus  und  die 
Möglichkeiten  fehlen,  differenzierte  Strategien  zur  Sicherung  der  Gleichberechtigung 
der  Rassen  zu  entwickeln,  machen  sie  häufig  nur  unbedeutende  und  zaghafte  Versu- 
che, die  Beziehungen  zwischen  den  Rassen  zu  verbessern.  Sie  tun  zu  wenig  und  das 
Wenige  zu  spät 

3.  Unserer  ökumenischen  Gemeinschaft  gehören  Kirchen  aus  allen  Teilen  der  Welt 
an;  einige  von  ihnen  haben  von  den  rassenausbeuterischen  Wirtschaftssystemen  pro- 
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fitiert,  andere  haben  unter  ihnen  gelitten.  Es  bedarf  eines  ökumenischen  Solidaritäts- 
beweises, der  dazu  beitragen  kann,  der  Verschlechterung  der  Beziehungen  zwischen 
den  Rassen  Einhalt  zu  gebieten.  Wenn  dieses  Ziel  erreicht  werden  soll,  müssen  wir 
uns  unsere  Aktion  etwas  kosten  lassen,  sie  muß  konstruktiv,  sichtbar  und  beispielhaft 
sein. 

4.  Von  einigen  Gruppen  in  den  Vereinigten  Staaten  und  auf  der  ÖRK-Studientagung  in 
Notting  Hill  ist  die  Frage  nach  Wiedergutmachungsleistungen  aufgeworfen  worden. 
Sie  läßt  sich  deshalb  nicht  umgehen.  Viele  der  Kirchen,  die  mit  dieser  Forderung  kon- 
frontiert sind,  gehören  unserer  ökumenischen  Gemeinschaft  an  und  sind  aufgerufen, 
eine  wirkliche  Antwort  auf  diese  Frage  zu  geben.  Der  Begriff  der  "Wiedergutmachung" 
ist  jedoch  unangemessen,  und  er  steht  lediglich  für  eine  Handlungsweise,  die  die 
Notwendigkeit  von  Akten  der  Solidarität,  Brüderlichkeit  und  Gemeinschaft,  die  über  fi- 
nanzielle Leistungen  hinausgehen,  verkennt.  Denen,  die  gelitten  haben,  und  denen, 
die  Leid  zugefügt  haben,  sagt  das  Evangelium,  daß  es  keine  billige  Versöhnung  gibt. 

5.  Wir  rufen  die  Kirchen  auf,  über  Wohltätigkeit,  Zuwendungen  und  die  üblichen  Pro- 
gramme hinaus  zu  sachgerechtem  und  ofperbereitem  Handeln  zu  finden,  um  damit 
menschenwürdige  und  gerechte  Beziehungen  der  Menschen  untereinander  zu  schaf- 
fen und  einen  radikalen  Neuaufbau  der  Gesellschaft  voranzutreiben.  Ohne  daß  wirt- 
schaftliche Mittel  bereitgestellt  werden,  um  damit  die  Neuverteilung  der  politischen 
Macht  auf  ein  festes  Fundament  zu  stellen  und  kulturelle  Eigenständigkeit  sinnvoll  zu 
machen,  wird  es  in  unserer  Welt  keine  Gerechtigkeit  geben.  Bei  der  Beschaffung  der 
finanziellen  Mittel  kann  ein  gemeinsamer  Akt  der  ökumenischen  Gemeinschaft  der 
Kirchen  ein  leuchtendes  sittliches  Beispiel  geben. 

Quelle:  Klaus-Martin  Beckmann  (Hg.),  Anti-RassismusProgramm  der  Ökumene,  Dokumentation 
einer  Auseinandersetzung,  Reihe:  epd-Dokumentation  Bd.  5,  Witten  1971,  S.  26-28 


97       Rassismus  in  der  Theologie  und  Theologie  gegen  den  Rassismus 

Konsultation  von  Faith  and  Order  und  PCR,  Genf  1975 

Kein  anderes  Programm  des  ÖRK  hat  so  viele  Diskussionen  hervorgerufen  wie  PCR.  Ohne  die 
vielen  anderen  Aspekte  des  Programms  in  Betracht  zu  ziehen,  kreisten  diese  kontroversen  Dis- 
kussionen größtenteils  um  den  Sonderfonds.  Die  Konsultation  „Rassismus  in  Theologie  und 
Theologie  gegen  Rassismus"  ist  eines  der  16  Programmprojekte,  die  allein  im  Jahr  1975  ein- 
geleitet wurden,  um  sich  den  diesen  Diskussionen  zugrundeliegenden  grundsätzlichen  Fragen 
zuzuwenden.  Sie  ist  zugleich  ein  bemerkenswertes  Beispiel  für  eine  frühe  Verschränkung  der 
sozialethischen  und  der  ekklesiologischen  Arbeit  des  ÖRK  (Kooperation  von  Glauben  und  Kir- 
chenverfassung und  dem  Antirassismusprogramm).  Aus  dem  30-seitigen  Bericht  werden  Aus- 
schnitte aus  den  Kapiteln  I  bis  III  wiedergegeben. 
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Kapitel  I:  Rassismus  ist  überall 

(...) 

Rassismus  existiert,  wo  Personen,  sogar  noch  vor  ihrer  Geburt,  aufgrund  ihrer  Rasse 
einer  Gruppe  zugeteilt  werden,  deren  Recht  auf  Freizügigkeit,  freie  Wahl  des  Arbeits- 
platzes, des  Wohnsitzes  usw.  nachhaltig  beschnitten  worden  ist. 

Rassismus  existiert,  wo  Volksgruppen  aufgrund  ihrer  Rasse  eine  effektive  Beteiligung 
am  politischen  Entscheidungsprozeß  verweigert  wird  und  sie  dadurch  (oft  auch  phy- 
sisch) gezwungen  werden,  Regierungsverordnungen  zu  befolgen,  an  deren  Entstehen 
sie  nicht  mitwirken  konnten. 

Rassismus  existiert,  wo  rassischen  Gruppen  innerhalb  einer  Nation  die  Möglichkeit  zur 
Erlangung  wirtschaftlicher  Macht  genommen  wird,  indem  man  ihnen  Bildungschancen 
vorenthalt  und  die  Zugehörigkeit  zu  Berufsgruppen  verbietet. 

Rassismus  existiert,  wo  die  Politik  einer  Nation  darauf  abzielt,  aus  der  Arbeit  rassi- 
scher Gruppen  (ausländischer  Arbeitnehmer  u.a.)  Profit  zu  ziehen  und  diesen  Grup- 
pen gleichzeitig  eine  entsprechende  Beteiligung  an  den  Entscheidungsprozessen  zu 
verweigern. 

Rassismus  existiert,  wo  die  Identität  von  Menschen  durch  eine  stereotype  Beschrei- 
bung rassischer  und  ethnischer  Gruppen  in  Schulbüchern,  Filmen,  Massenmedien 
usw.  sowie  durch  die  Übernahme  dieser  Klischees  in  den  zwischenmenschlichen  Be- 
ziehungen permanent  herabgesetzt  wird. 

Rassismus  existiert,  wo  Menschen  aufgrund  ihrer  Rasse  ihr  Anspruch  auf  gleichen 
Schutz  durch  die  Gesetze  verweigert  wird  und  die  verfassungsmäßigen  Behörden  ihre 
Macht  dazu  mißbrauchen,  die  Interessen  der  Herrschenden  auf  Kosten  der  Machtlo- 
sen zu  schützen. 

Rassismus  existiert,  wo  Gruppen  oder  Nationen  auch  weiterhin  von  regionalen  und 
internationalen  Strukturen  profitieren,  deren  geschichtliche  Allianz  mit  rassistischen 
Theorien  und  Praktiken  erwiesen  ist.  (...) 


Kapitel  II:  Christliches  Zeugnis  gegen  den  Rassismus:  Kollektive  Buße  in 
gemeinsamer  Aktion  und  Reflexion 

(...)  Wir  müssen  bekennen,  daß  Rassismus  nicht  nur  eine  individuelle  Sünde  des  ein- 
zelnen Christen  ist,  sondern  ebenso  eine  gesamtkirchliche,  eine  gesamtgesellschaftli- 
che Sünde.  Der  Rassismus  ist  überall  gegenwärtig,  und  daher  können  wir  nicht  umhin, 
festzustellen,  daß  Kirchen  und  Völker  sich  dieser  Sünde  schuldig  gemacht  haben. 
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Der  Begriff  "kollektive  Sünde"  ist  deshalb  angemessen,  weil  er  aufzeigt,  daß  der  Ras- 
sismus Kirche  wie  Gesellschaft  bereits  so  weit  durchdrungen  hat,  daß  er  eine  durch- 
aus alltägliche  Erscheinung  ist.  Die  Menschen  haben  sich  so  daran  gewöhnt,  andere 
zu  ignorieren  oder  zu  verachten  und  Ungerechtigkeit,  Vorurteile,  Erniedrigung  und 
Ausbeutung  zu  tolerieren,  daß  sie  diese  Dinge  jetzt  als  völlig  normal  empfinden.  Man- 
che Kirchen  verhalten  sich  ebenso:  die  Trennung  nach  Hautfarben  erscheint  ihnen  als 
Selbstverständlichkeit  und  die  Schranken,  die  zwischen  Menschen  verschiedener 
Rassen  errichtet  wurden,  nehmen  sie  als  gegeben  hin.  Diese  intensive  Durchdringung 
aller  Lebensbereiche  durch  den  Rassismus  zwingt  uns,  hier  von  kollektiver  Sünde  zu 
sprechen.  "Da  ist  keiner,  der  gerecht  sei,  auch  nicht  einer"  (Rom.  3,10).  Wir  leben  in 
einer  Solidarität  der  Sünde.  Wir  haben  nicht  das  Recht,  uns  selbstgerecht  von  dieser 
Sünde  zu  distanzieren.  (...) 

Wir  haben  versucht,  einige  Kriterien  aufzustellen  für  eine  zukunftsorientierte  und  ak- 
tive Buße,  die  den  letztlich  anspruchsvolleren  Forderungen  des  Evangeliums  gerech- 
ter werden  wü  rde. 

a)  Jedes  Handeln  sollte  nicht  nur  von  einer,  sondern  von  beiden  Parteien  -  Unter- 
drückern und  Unterdrückten  -  gemeinsam  beschlossen  werden. 

b)  Sein  Endziel  sollte  eine  echte  Gemeinschaft  sein. 

c)  Es  sollte  den  Bezug  herstellen  zur  gesamten  Rassismusproblematik  im  säkularen 
und  politischen  Bereich. 

d)  Solches  Handeln  fordert  einen  hohen  Preis. 

Das  heißt,  daß  diese  praktische  Buße  einzubeziehen  ist  in  die  Bemühungen  um  eine 
neue  Art  der  Gemeinschaft,  die  tiefgreifende  Veränderungen  nicht  nur  in  den  kirchli- 
chen, sondern  auch  in  den  gesellschaftlichen  Verwaltungsstrukturen  voraussetzt. 

Da  die  privilegierten  Schichten  ohne  Zweifel  eine  ganze  Reihe  ihrer  Vorrechte  durch 
solche  Veränderungen  verlieren  werden,  wird  es  notwendig  sein,  deren  politische  und 
ökonomische  Implikationen  offen  darzulegen  und  sich  realistisch  mit  ihnen  auseinan- 
derzusetzen. (...) 


Kapitel  III:  Der  Kampf  gegen  den  Rassismus  und  das  Streben  nach  einer  gerechten 
Gesellschaft 

1.  Die  Interdependenz  der  Unterdrückungsmechanismen  und  die  Allgegenwart  des 
Leidens 

Wir  bezeichnen  eine  Gruppe  von  Menschen  dann  als  Gesellschaft,  wenn  sie  fähig  ist 
zu  gemeinsamen  Handeln  im  Sinne  eines  gemeinsamen  Ziels.  Diese  Fähigkeit  ist  ab- 
hängig davon,  ob  hinsichtlich  sozialer  Werte,  Regeln  und  Zielsetzungen  ein  gewisser 
Konsensus  besteht. 
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Wir  bezeichnen  eine  Gesellschaft  dann  als  rassistisch,  wenn  ein  Großteil  ihrer  Mitglie- 
der eine  rassistische  Grundhaltung  vertritt.  Diese  Grundhaltung  kann  gesetzlich  oder 
im  Rechtssystem  kodifiziert  sein  oder  sie  kann  in  gesellschaftlichen  Verhaltensmu- 
stern zum  Ausdruck  kommen.  Dieser  'institutionelle  Rassismus'  ist  der  strukturelle 
Aspekt  unserer  kollektiven  Sünde. 

Denn  Rassismus  ist  nicht  allein  eine  Frage  der  persönlichen  Beziehungen,  er  ist 
ebenso  Bestandteil  der  gesellschaftlichen  Strukturen.  In  dem  Maße  wie  jede  gesell- 
schaftliche Institution  einen  gewissen  Zwangscharakter  hat,  haben  auch  die  Struktu- 
ren rassistischer  Gesellschaften  die  Tendenz,  rassistische  Einstellungen  und  Verhal- 
tensweisen ihrer  Mitglieder  zu  verstarken.  Diese  Strukturen  prägen  sowohl  Unterdrük- 
ker  wie  auch  Unterdrückte  -  teilweise  mit  gegensätzlichen,  teilweise  aber  auch  mit 
ähnlichen  Auswirkungen.  Aus  diesen  Gründen  ist  es  notwendig,  sich  direkt  und  un- 
mittelbar mit  dem  Problem  des  institutionellen  Rassismus  zu  befassen.  (...) 

3.  Der  Kampf  für  Gerechtigkeit  und  das  Problem  der  Macht 

Wenn  wir  die  Tatsache  anerkennen,  daß  Rassismus  nicht  allein  durch  individuelle 
Einstellungen,  sondern  mehr  durch  institutionelle  Faktoren  bedingt  ist,  dann  müssen 
wir  folgerichtig  auch  das  Problem  der  Macht  ansprechen.  Ungerechtigkeit  ist  in  erster 
Linie  auf  ungerechte  Machtverteilung  zurückzuführen.  Mit  Macht  ist  hier  nicht  die  Mög- 
lichkeit des  Individuums  gemeint,  die  Entscheidungen  zu  beeinflussen,  die  sein  eige- 
nes Leben  bestimmen,  sondern  Entscheidungen  zu  treffen,  die  das  Leben  anderer 
bestimmen.  Wer  aufgrund  der  bestehenden  gesellschaftlichen  Ordnung  Vorrechte  ge- 
nießt, besitzt  einen  höheren  Anteil  an  Macht  und  Privilegien,  als  ihm  gerechterweise 
zustehen  würde,  und  diese  ungerechte  Machtverteilung  versetzt  ihn  in  die  Lage,  über 
die  Unterprivilegierten  Kontrolle  auszuüben.  Mit  dem  Kampf  um  Gerechtigkeit  wird 
eine  Neuordnung  der  Gesellschaft  angestrebt.  Gerechtigkeit  gibt  es  nur  dort,  wo 
Macht  gerechter  verteilt  ist.  (...) 

Quelle:  Rassismus  in  Theologie  und  Theologie  gegen  Rassismus.  Bericht  einer  Konsultation 
der  Abteilungen  "Kommission  für  Glauben  und  Kirchenverfassung"  und  "Programm  zur  Be- 
kämpfung des  Rassismus"  des  Weltkirchenrates,  Genf  1975,  in:  epd-Dokumentation  Nr.48a/79, 
Frankfurt/M.,  S. 6f,  1 1f,  14f,  1 7 
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98       Institutionalisierter  Rassismus 

Sektion  V  der  fünften  Vollversammlung,  Nairobi  1975 

Nairobi  verurteilte  den  Rassismus  ohne  Einschränkung  als  Sünde.  Sektion  V  „Strukturen  der 
Ungerechtigkeit  und  der  Kampf  um  Befreiung  wandte  sich  grundsätzlichen  Fragen  wie  den  ver- 
schiedenen Ausdrucksformen  und  Interdependenzen  des  Rassismus  zu,  die  für  Nairobi  noch 
keinesfalls  in  aller  Tiefe  erfaßt  zu  sein  schienen.  In  einer  (hier  nicht  wiedergegebenen)  Litanei 
der  Schande  wurden  Vielfalt  und  Ausmaß  dieses  weltweiten  Rassimus  beklagt,  von  dem  auch 
die  Kirchen  nicht  frei  sind.  Insbesondere  gilt  dies  für  institutionelle  Strukturen  der  Perpetuierung 
des  Rassismus. 


Grundsätzliche  Feststellungen 

57.  Rassismus  ist  Sünde  gegenüber  Gott  und  den  Mitmenschen.  Er  steht  im  Wider- 
spruch zur  Gerechtigkeit  und  Liebe  Gottes,  die  in  Jesus  Christus  offenbart  worden  ist. 
Er  entwürdigt  den  Rassisten  ebenso  wie  sein  Opfer.  Wenn  Rassismus  von  Christen 
praktiziert  wird,  dann  verleugnen  sie  den  Glauben,  den  wir  bekennen,  und  zerstören 
die  Glaubwürdigkeit  der  Kirche  und  ihres  Zeugnisses  von  Jesus  Christus.  Deshalb 
verurteilen  wir  den  Rassismus  in  allen  seinen  Formen  innerhalb  und  außerhalb  der 
Kirche.  (...) 

Institutioneller  Rassismus 

66.  So  beherrschend  persönliches  rassistisches  Verhalten  und  Handeln  auch  sein 
mögen,  so  liegt  doch  die  stärkste  Unterdrückung  heute  in  institutionellen  Strukturen 
begründet,  die  sich  selbst  starken  und  perpetuieren,  zumeist  zum  Vorteil  einiger  weni- 
ger und  zum  Nachteil  der  Mehrheit.  Beispiele  sind: 

a)  offen  rassistische  Gesetzgebung; 

b)  die  vorwiegend  weißen  Staaten  des  nordatlantischen  Raums  haben  ein  Welthan- 
delssystem geschaffen  mit  Präferenzen,  die  die  anderen  rassischen  Gruppen  dis- 
kriminieren; 

c)  die  großen  Militärmächte  und  andere  Industriestaaten  liefern  rassistischen  Regi- 
men hochentwickelte  Waffen  und  stellen  andere  Hilfe  bereit; 

d)  unabhängig  von  der  jeweiligen  Gesellschaftsordnung  verschanzen  sich  mächtige 
Staaten  in  ihrer  Unterstützung  rassistischer  Unterdrückung  häufig  dahinter,  daß 
dies  zur  Verteidigung  ihrer  eigenen  nationalen  Interessen  gerechtfertigt  ist; 

e)  nach  wie  vor  bestehende  Strukturen  von  Siedlerkolonialismus  tragen  zur  rassisti- 
schen Unterdrückung  bei; 
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f)  in  ihrem  Reichtum,  im  Bildungswesen,  in  kirchlichen  oder  weltlichen  Machtpositio- 
nen tendieren  die  Mächtigen  dazu,  ein  System,  das  sie  privilegiert,  aufrechtzuer- 
halten und  die  Schwachen  und  Abhangigen  von  jeglicher  Teilhabe  an  den  Ent- 
scheidungsprozessen  auszuschließen.  Darüber  hinaus  tendieren  sie  nur  allzu  häu- 
fig dazu,  ihre  rassistischen  Privilegien  mit  einer  Atmosphäre  der  Freundlichkeit  und 
Hilfsbereitschaft  zu  verdecken. 

67.  In  seiner  vielfältigen  Ausprägung  widersteht  der  institutionalisierte  Rassismus  den 
meisten  Kampfansagen  mit  vorsichtig  abgewogenen  Konzessionen,  die  seine  Macht 
erhalten  sollen.  Wir  lehnen  eine  Verschwörungstheorie  der  Geschichte  ab,  die  die 
komplexen  Bemühungen  der  Menschheit  um  Befreiung  naiv  vereinfacht,  indem  sie 
alle  Institutionen  mit  Macht  als  böse  und  alle  machtlosen  Völker  als  tugendhaft  hin- 
stellt. Das  macht  uns  jedoch  nicht  blind  gegenüber  der  offensichtlichen  Tendenz  be- 
stehender Machtstrukturen,  den  Rassismus  zu  verewigen.  Alle  diese  Formen  des  in- 
stitutionellen Rassismus  müssen  eingehend  analysiert  werden;  unsere  Aufgabe  als 
Christen  ist  es,  sie  prophetisch  in  Wort  und  Tat  zu  bekämpfen. 

Interdependenz  repressiver  Strukturen 

68.  Wir  weisen  besonders  darauf  hin,  daß  sich  die  rassistischen  Strukturen  in  aller 
Welt  gegenseitig  stützen  und  stärken.  So  etwa  die  Strategien  der  ausschließlich  pro- 
fitorientierten multinationalen  Konzerne,  die  ungestraft  über  Grenzen  hinweg  operie- 
ren können;  die  Waffen  und  Söldner,  die  einheimischen  Eliten  von  den  verschieden- 
sten Ländern  zur  Verfügung  gestellt  werden;  die  weltweiten  Kommunikationsnetze,  die 
zur  Verstärkung  rassistischen  Verhaltens  manipuliert  werden.  Und  eben  aufgrund  die- 
ses weltumspannenden  und  alles  durchdringenden  Rassismus  haben  die  Kirchen  die 
Aufgabe,  auf  ökumenischer  und  internationaler  Ebene  Richtlinien  und  Programme 
auszuarbeiten,  die  die  den  Rassismus  abstützenden  internationalen  Strukturen  zeigen 
und  wirksame  Gegenmaßnahmen  entwickeln  können.  (...) 

70.  Da  die  rassistischen  Strukturen  globalen  Charakter  haben,  müssen  die  Christen 
jederzeit  wachsam  und  bereit  sein,  ihre  Stimme  zu  erheben  und  aktiv  zu  werden.  Sie 
müssen  versuchen,  dem  internationalen  Protest  gegen  den  Rassismus  weitaus  mehr 
Nachdruck  zu  verschaffen,  und  sie  müssen  den  Opfern  des  Rassismus  zu  erkennen 
geben,  daß  man  sie  nicht  ihrem  Schicksal  überläßt  und  daß  ihre  Befreiung  eine  wich- 
tige Voraussetzung  für  die  Befreiung  aller  Menschen  ist. 

Quelle:  Bericht  aus  Nairobi  1975.  Offizieller  Bericht  der  Fünften  Vollversammlung  des  ÖRK,  23. 
November  bis  10.  Dezember  1975  in  Nairobi/Kenia,  hg.v.  Hanfried  KrügerAA/alter  Müller- 
Römheld,  Frankfurt/M.  2.  Aufl.  1976,  S. 84, 86-88 
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99       Rasse:  kein  Frieden  ohne  Gerechtigkeit 

PCR-Konsultation,  Leeuwenhorst  1980 

Auf  der  Konsultation  in  Leeuwenhorst  sollten  Menschen  aus  allen  Teilen  der  Welt  ausführlich  zu 
Wort  kommen  können,  um  von  ihren  Erfahrungen  unter  rassistischer  Unterdrückung  zu  berich- 
ten. So  konnte  im  Übergang  zu  einer  dritten  Phase  des  ökumenischen  Kampfes  gegen  den 
Rassismus  auch  auf  Ergebnisse  des  nunmehr  seit  über  zehn  Jahren  laufenden  Programms  zur 
Bekämpfung  des  Rassismus  zurückgeblickt  werden.  In  Anknüpfung  an  den  in  Nairobi  themati- 
sierten institutionellen  Rassismus  galt  dabei  ein  besonderes  Augenmerk  der  ökonomischen  Ba- 
sis des  Rassismus.  We  wenig  später  auf  der  Konsultation  in  Sheffield  (vgl.  hier  die  Texte  30 
und  113),  so  wird  auch  hier  der  Rassismus  als  nur  eine  der  verschiedenen  und  miteinander  zu- 
sammenhängenden Unterdrückungsformen  erkannt.  Als  ein  wichtiger  neuer  Punkt  der  Arbeit 
zur  Bekämpfung  des  Rassismus  kam  nun  der  Einsatz  für  die  Urvölker  dazu.  Im  folgenden  wer- 
den Ausschnitte  aus  der  4-seitigen  Abschlußerklärung  der  Tagung  und  den  insgesamt  25  Sei- 
ten umfassenden  Berichten  der  verschiedenen  Arbeitsgruppen  wiedergegeben. 


Erklärung  der  Konsultation 

Ein  (...)  immer  wiederkehrendes  Thema  war  die  wirtschaftliche  Grundlage  des  Ras- 
sismus. Das  herrschende  Weltwirtschaftssystem  ist  dergestalt,  daß  es  das  Eigeninter- 
esse, die  Habgier  und  die  Werte  der  "weißen"  Welt  fördert.  Dieses  System  beutet  die 
natürlichen  und  menschlichen  Ressourcen  der  Völker  der  "Dritten  Welt"  aus,  und  re- 
duziert sie  dabei  auf  den  Status  unpersönlicher  Einheiten.  Dies  ist  nirgends  klarer 
sichtbar  als  im  Phänomen  der  sogenannten  "Wanderarbeiter"  (migrant  workers;  Hg.). 
Ihre  bloße  Existenz,  ohne  die  Sicherheit  von  Staatsb  ürgerschaft  oder  Gewerkschafts- 
zugehörigkeit und  oft  ohne  die  unterstützende  Gegenwart  ihrer  Familien,  ist  aus- 
schließlich auf  die  wirtschaftlichen  Anforderungen  eines  ausbeutenden  und  seelen- 
zerstörenden Systems  zugeschnitten. 

Im  Mittelpunkt  des  Überlebens-  und  Befreiungskampfes  von  Menschen,  die  wegen  ih- 
rer Rasse  oder  Kultur  unterdrückt  werden,  steht  die  Frage  der  Landrechte.  In  vielen 
Ländern  werden  Verträge  gebrochen,  Enteignungen  durchgeführt,  Nationen  von  ein- 
heimischen Völkern  werden  gewaltsam  aus  den  Ländereien  ihrer  Vorfahren  vertrie- 
ben, um  für  die  Entwicklung  des  Tourismus,  für  Militärbasen,  Bergbau  usw.  Raum  zu 
schaffen.  Weil  diese  Vergehen  von  Regierungen  selbst  oder  mit  ihrer  stillschweigen- 
den Billigung  begangen  werden,  stehen  die  beraubten  Völker  fast  immer  allein  da. 

Die  Rechtfertigung  dieser  und  anderer  völkermordender  Praktiken  wird  gemeinhin  mit 
dem  Begriff  der  Entwicklung  oder  "nationalen  Sicherheit"  gegeben.  Neue  Lehren  na- 
tionaler Sicherheit  haben  zu  einer  Intensivierung  rassischer  Diskriminierung  und  Un- 
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terdrückung  geführt.  Sie  werden  benutzt,  um  Veränderungen  eines  ungerechten  Sta- 
tus quo  zu  verhindern  und  Machtstrukturen  aufrechtzuerhalten.  Aufgrund  ihrer  Rasse 
Unterdrückte  und  ethnische  Minderheiten,  die  nach  Veränderung  ungerechter  Ge- 
setze und  Praktiken  streben,  sind  oft  die  Opfer  solcher  Ma  ßnahmen,  zusammen  mit 
Verbannung,  Beschränkung  der  Bewegungs-  und  Reisefreiheit,  Inhaftierung  ohne 
Verfahren,  Paßgesetzen,  Verweigerung  des  Versammlungsrechts  usw. 

Der  strategische  Wettstreit  und  Konflikt  unter  den  Großmächten  spiegelt  sich  in  wach- 
sendem Militarismus,  immer  ausgefeilteren  Sicherheitssystemen  und  umfassender, 
computergestützter  Überwachung  wider.  Das  Dogma  gegenseitiger  Abschreckung 
liefert  dem  Wettrüsten  Brennstoff  und  hat  zur  Stationierung  nuklearer  Waffen  geführt, 
die  das  ganze  Leben  auf  diesem  Planeten  bedrohen.  Konventionelle  wie  auch  High- 
Tech-Waffen,  die  in  Staaten,  die  zum  Kundenkreis  gehören,  stationiert  wurden,  wer- 
den von  diesen  zunehmend  für  die  Unterdrückung  ihres  eigenen  Volkes  und  die  Be- 
herrschung ihrer  Nachbarn  verwendet.  (...) 


Berichte  der  Arbeitsgruppen 

I.  Rassismus,  Landrechte  und  völkermordende  Praktiken 

Land  hat  für  unterdrückte  Menschen  eine  andere  Bedeutung,  als  es  für  die  kapitalisti- 
sche Welt  hat,  die  Land  zur  Erfüllung  ihrer  eigenen  Interessen  gebraucht,  und  es  als 
Ware  und  Mittel  zur  Akkumulation  von  Kapital  betrachtet.  Für  die  aufgrund  ihrer  Rasse 
Unterdrückten  in  der  ganzen  Welt  bedeutet  Land  Leben. 

Das  Problem  der  Landrechte  im  Kontext  aufgrund  ihrer  Rasse  unterdrückter  Men- 
schen weltweit  ist  historisch  mit  dem  Prozeß  der  Kolonialisierung  verbunden,  dem  die 
ursprünglichen  Einwohner  unterworfen  wurden.  Die  Invasion,  begleitet  von  brutalen 
völkermordenden  Praktiken,  hat  die  Überlebenden  nicht  nur  der  Nutzung  und  des  Be- 
sitztitels von  Teilen  ihres  Landes  beraubt,  sondern  sogar  dazu  geführt,  daß  sie  ohne 
Territorium  waren.  Die  Wiedererlangung  des  Landes  stellt  daher  gerade  das  unveräu- 
ßerliche Recht  der  Menschen  dar,  als  nationales  Ganzes  zu  existieren.  (...) 

Die  Frage  der  Landrechte  muß  auch  in  Verbindung  zu  dem  Recht  der  Menschen  auf 
Wasserquellen,  Bodenschätze,  saubere  Luft  und  politische  Rechte  einschließlich  des 
Rechts  der  Selbstbestimmung  gesehen  werden.  Land,  Luft  und  Wasser  werden  in 
vielen  Fällen  fortwährend  durch  Bergbauverfahren,  den  unverantwortlichen  Gebrauch 
von  Chemikalien  als  Dünger  oder  Insektiziden  und  die  Entsorgung  von  chemischen 
Abfällen  von  Industrie  und  Kriegshandlungen  (Vieques,  Puerto  Rico)  beeinträchtigt 
oder  verschmutzt.  Die  Enteignung  des  Landes  indigener  Völker  hat  wirtschaftliche  und 
kulturelle  Ausbeutung  mit  sich  gebracht  und  stellt  letztlich  politische  Herrschaft  dar. 
Diese  Ausbeutung  und  politische  Herrschaft  hat  die  aufgrund  ihrer  Rasse  Unter- 
drückten dazu  gebracht,  um  ihr  Überleben  zu  kämpfen.  In  einigen  Fällen  wie  Süd- 
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afrika,  Palästina  und  Puerto  Rico  ist  der  mit  dem  Land  verbundene  Kampf  letztlich  der 
Kampf  dieser  Völker  um  nationale  Befreiung. 

(...) 


VI.  Rassismus  und  Migration 

Das  Phänomen  der  Migration ,  wie  es  sich  in  vielen  Teilen  der  Welt  darstellt,  drückt  ge- 
rade den  Gedanken  des  Rassismus  aus  und  nötigt  uns,  jeder  Form  von  Diskriminie- 
rung gegenüber  ernstlich  aufmerksam  zu  sein. 

Diskriminierung  kann  mit  einfachen  Schikanen  (populärer  Rassismus)  beginnen,  wel- 
chen die  Verweigerung  von  Grundrechten  (Recht  freier  Rede,  freier  Vereinigung,  un- 
gehinderter Beteiligung)  folgt,  und  mit  einem  systematischen  Völkermord  an  wehrlo- 
sen Minoritäten  enden.  Dieses  Muster  ist  offensichtlich,  wenn  wir  das  Phänomen  des 
Rassismus  aus  dem  Blickwinkel  der  Ein-  oder  Auswanderungsländer  untersuchen. 

Migration  wird  oft  dann  zu  einer  neuen  Form  der  Sklaverei,  wenn  Länder  sich  z.B.  un- 
erwünschter Personen  entledigen,  die  konsequent  ausgenutzt  und  ausgebeutet  wer- 
den, um  den  Wohlstand  der  reichen,  empfangenden  Länder  zu  vermehren.  Migration 
ist  ungerecht,  wenn  sie  die  Interessen  einer  Gruppe  bewahren  soll,  wenn  wirtschaftli- 
che Erwägungen  wichtiger  sind  als  Personen,  wenn  sie  soziales  und  kulturelles  Ver- 
halten und  die  politische  Ausrichtung  bestimmt,  die  mit  der  herrschenden  Gruppierung 
übereinstimmt.  Leider  stellt  dieses  Phänomen,  das  normalerweise  von  Rassismus  und 
Diskriminierung  begleitet  wird,  eine  umfassende  Ausbeutung  der  Armen  dieser  Welt 
dar. 

All  diese  Erwägungen  bedeuten,  daß  der  ÖRK  und  seine  ganzen  Mitgliedskirchen 
dem  Problem  der  Migration  besondere  Aufmerksamkeit  zollen  müssen,  wenn  sie  vor- 
haben, den  Rassismus  in  all  seinen  Formen  zu  bekämpfen. 

Überzeugungen 

1.  Wir  bekräftigen  das  Recht  jeder  Person,  volle  und  freie  Staatsbürgerschaft  in  sei- 
nem oder  ihrem  eigenen  Geburtsland  zu  genießen,  und 

2.  Wir  bekräftigen  das  Recht  jeder  Person,  Bewegungsfreiheit  in  seinem  oder  ihrem 
eigenen  Land  zu  genießen,  und 

3.  Wir  bekräftigen  das  Recht  jeder  Person,  sein  oder  ihr  eigenes  Land  nach  Belieben 
zu  verlassen,  und 

4.  Wir  bekräftigen  weiterhin,  daß  es  keine  Einschränkung  von  Menschenrechten  als 
Folge  einer  Bewegung  über  nationale  Grenzen  hinweg  geben  sollte  -  und  da  ß  sol- 
che grundlegenden  Menschenrechte  aus  denjenigen  bestehen,  die  in  der  Erklä- 
rung der  Menschenrechte  der  Vereinten  Nationen  benannt  sind. 
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(...) 

VIII.  Arbeitsdefinitionen  von  Rassismus 

1.  Rassismus  ist  in  zunehmendem  Maße  ein  um  sich  greifendes,  weltweites  Phäno- 
men. Er  ist  nicht  auf  bestimmte  Länder  oder  Kontinente  beschränkt. 

2.  Die  zunehmende  Verbreitung  von  Rassismus  bedeutet  zum  Teil,  daß  kein  Wirt- 
schaftssystem, sei  es  sozialistisch  oder  kapitalistisch  oder  noch  andersartig,  an  sich 
vor  dem  Krebs  des  Rassismus  gefeit  ist. 

3.  Rassismus  manifestiert  sich  in  einer  Vielfalt  von  Weisen  auf  lokaler,  nationaler  und 
internationaler  Ebene. 

4.  Im  großen  und  ganzen  müssen  Forschung  und  Reflexion  erst  noch  eine  umfas- 
sende Definition  oder  Theorie  der  Rassenunterdrückung  hervorbringen. 

5.  Folgerichtig  müssen  Strategien  zur  Bekämpfung  des  Rassismus,  bis  eine  umfas- 
sende Definition  oder  Theorie  der  Rassenunterdrückung  entwickelt  ist,  auf  kontextori- 
entierten Definitionen  und  Theorien  aufbauen. 

6.  Der  weiteste  Kontext,  in  dem  sich  Rassismus  heute  manifestiert,  ist  das  internatio- 
nale kapitalistische  System.  Untersuchungen  über  die  Funktionsweise  des  Rassismus 
in  diesem  Kontext  haben  eine  Reihe  von  Prinzipien  offengelegt,  die  bei  der  Formulie- 
rung kontextorientierter  Definitionen  und  Theorien  nützlich  sein  können.  Diese  umfas- 
sen u.a.  die  folgenden: 

a)  Rassismus  ist  an  erster  Stelle  ein  System  der  Herrschaft  und  Unterdrückung. 

b)  Ursprünglich  waren  die  Grundmotivationen  des  Rassismus  wirtschaftliche,  aber  in 
verschiedenen  Stadien  der  Entwicklung  ist  Rassenherrschaft  aus  politischen,  gesell- 
schaftlichen, kulturellen,  religiösen,  militärischen  und  psychologischen  Gründen  auf- 
rechterhalten worden. 

c)  Manifestationen  des  Rassismus  sind  gesellschaftlich  bedingt  und  hängen  von  sol- 
chen Faktoren  ab  wie  der  rassischen  Eigenart  des  gesellschaftlichen  Kontextes,  der 
Art  der  konkurrierenden  ökonomischen  Umgebung,  dem  Ausmaß  der  von  der/den 
unterdrückten  Rassengruppierung(en)  wahrgenommenen  Bedrohung,  der  Art  der 
ökonomischen,  politischen  und  kulturellen  Ressourcen,  über  die  die  unterdrückte 
Rassengruppierung  verfügt,  und  dem  Niveau  der  Nachfrage  nach  diesen  Ressourcen 
in  der  lokalen,  nationalen  und  internationalen  politischen  Ökonomie. 
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d)  Rassismus  ist  zugleich  offen  und  verdeckt.  Er  wird  bewußt  und  unbewußt  von  den 
rechtlichen,  kulturellen,  religiösen,  erzieherischen,  wirtschaftlichen,  politischen  und  mi- 
litärischen Institutionen  der  Gesellschaft  verstärkt  und  aufrechterhalten. 

e)  Untermauernde  Systeme  von  Rassenherrschaft  sind  Mythen  rassischer  Überlegen- 
heit und  Unterlegenheit.  Die  Systeme  bauen  auf  dem  Gedanken  überlegener  und  un- 
terlegener Gruppierungen  auf.  Einzelne  rassistische  Handlungen  sind  Ausdruck  eines 
Prozesses  der  Wechselwirkungen  von  Gruppierungen. 

f)  Rassismus  weist  der  herrschenden  Gruppe  gewisse  Privilegien  zu.  Die  Schaffung 
und  Verteidigung  dieser  Gruppen  -Privilegien  ist  es,  die  Rassismus  erhält  und  fortsetzt. 

g)  Rassismus  kann  eher  eine  Sache  der  Auswirkung  als  der  Intention  sein.  Handlun- 
gen der  herrschenden  Gruppe  können  -  absichtlich  oder  unbeabsichtigt  -  Muster  von 
Rassenherrschaft  erzeugen. 

h)  Rassismus  ist  eines  von  mindestens  drei  wesentlichen  Subsystemen  der  Herrschaft 
in  der  modernen  Welt.  Er  steht  in  Wechselwirkung  mit  Klassismus  und  Sexismus,  und 
erzeugt  so  die  weite  Struktur  der  Unterdrückung  und  Ausbeutung,  die  die  Welt  plagt. 
(...) 

Quelle:  Race:  No  Peace  without  Justice.  Churches  Confront  the  Mounting  Rassism  of  the 
1980s,  ed.  Barbara  Rogers,  Programme  to  Combat  Racism,  Genf  1980,  S.96f,99f,116f,122f 
(eigene  Übersetzung) 


100     Das  Grundrecht  der  Ureinwohner  auf  Grund  und  Boden 

Zentralausschuß-Erklärung  zu  den  Landrechten,  Genf  1982 

Die  Frage  der  Rechte  der  Ureinwohner  auf  Grund  und  Boden  und  der  Einsatz  für  die  internatio- 
nale Anerkennung  der  Selbstbestimmung  der  Urbevölkerung  gehörte  bereits  seit  den  70er  Jah- 
ren mit  zu  den  Prioritäten  der  Arbeit  des  Programms  zur  Bekämpfung  des  Rassismus 
(Konsultationen  von  Barbados  1971  und  1977  sowie  ÖRK-Team- Visit  bei  den  Aboriginal  People 
in  Australien  1981 ;  vgl.  zur  Thematik  auch  S.443ff). 


Historische  Perspektive 

Die  Ureinwohner  stehen  auf  dem  Standpunkt,  daß  die  Anerkennung  ihrer  ursprüngli- 
chen Besitzansprüche  auf  ihre  angestammten  Gebiete  Dreh-  und  Angelpunkt  der 
Streitfrage  um  das  Grundrecht  auf  Grund  und  Boden  ist.  Das  heißt,  für  sie  beinhaltet 
dieses  Recht  zugleich  auch  die  Verwirklichung  politischen  Machtanspruchs  durch 
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Selbstverwaltung  sowie  wirtschaftliche  Macht  durch  das  Recht  auf  die  Entscheidung 
darüber,  was  auf  dem  eigenen  Grund  und  Boden  geschieht. 

Invasion,  Kolonisation,  brutale  Unterwerfung  und  Völkermord-Praktiken  bei  gleichzeiti- 
ger fortgesetzter  Verweigerung  der  menschlichen  Grundrechte  haben  den  Urein- 
wohnern nicht  nur  jeden  Anspruch  und  jedes  Nutzungsrecht  am  eigenen  Land  vorent- 
halten, sondern  oft  sogar  dazu  geführt,  daß  die  Überlebenden  weder  Grund  und  Bo- 
den noch  das  Recht  auf  eigene  Identität  besitzen. 

Dieser  historischen  Entwicklung  liegen  rassistische  Überzeugungen  zugrunde,  wo- 
nach die  Ureinwohner  Untermenschen  sind,  die  über  keinerlei  geistige,  kulturelle,  so- 
ziale, politische  und  rechtliche  Systeme  verfügen. 

Dringlichkeit 

Die  Verweigerung  politischer  Macht  hat  nicht  nur  das  Außerkraftsetzen  von  Verträgen 
ermöglicht  (Kanada,  USA,  Neuseeland),  sondern  auch  die  Enteignung  von  Grundbe- 
sitz (Mexiko,  Puerto  Rico,  Guatemala),  die  Zwangsumsiedlung  (Brasilien,  Paraguay, 
Philippinen)  und  die  Durchsetzung  einer  Assimilationspolitik  (wie  in  Chile,  Australien 
und  Kolumbien). 

Die  Einflüsse  einer  Wirtschaftspolitik,  die  von  Gewinnmaximierung  und  Konzentration 
der  Entscheidungsmacht  bestimmt  wird,  wirken  sich  bis  in  die  entlegensten  Winkel 
unserer  Erde  mit  katastrophalen  Konsequenzen  für  deren  Ureinwohner  aus.  Der 
Wettlauf  um  immer  neue  Energiequellen,  Mineralien  und  Rohstoffe  hat  zu  immer  en- 
gerer Zusammenarbeit  zwischen  transnationalen  Gesellschaften  und  "entwicklungs"- 
bewußten  Regierungen  geführt,  die  auf  diese  Weise  einen  stummen  Krieg  gegen  die 
Ureinwohner  führen.  Die  unerbittliche  Suche  nach  neuen  Ressourcen  droht  diese 
Menschen  vollends  zu  enteignen,  und  ohne  Land  sind  sie  ihrer  Existenzgrundlage  be- 
raubt und  ihr  Lebensraum  ist  zerstört.  (...) 

Herausforderung  an  die  Kirchen 

Der  Kampf  der  Ureinwohner  um  ihr  Recht  auf  Grund  und  Boden  ist  eine  Herausforde- 
rung an  die  Kirche,  dem  Evangelium  der  Versöhnung  und  der  biblischen  Bezeugung 
der  Erschaffung  aller  Menschen  nach  dem  Bilde  Gottes  treu  zu  bleiben. 

Entscheidend  für  das  christliche  Verständnis  von  Versöhnung  unter  den  Völkern  ist 
die  Forderung  nach  Gerechtigkeit.  Gottes  Offenbarung  hat  den  Christen  ein  neues 
Verständnis  ihrer  prophetischen  Rolle  vermittelt,  Zeugnis  von  der  biblischen  Priorität 
der  Gerechtigkeit  abzulegen.  In  dieser  Erkenntnis  ist  es  Aufgabe  der  Kirche,  sich  soli- 
darisch mit  den  Unterdrückten  zu  zeigen,  wo  immer  dies  mit  dem  Glauben  vereinbar 
ist,  und  sie  muß  bekennen,  sich  durch  Rassismus  versündigt  zu  haben  Der  rassisti- 
schen Verweigerung  einheimischer  Identität  kann  nur  begegnet  werden,  indem  die 
Unterdrückten  spirituell,  wirtschaftlich  und  politisch  gestärkt  werden. 
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Es  ist  allgemein  bekannt,  daß  die  Kirchen  historisch  ihre  ersten  Kontakte  mit  Urein- 
wohnern durch  missionarische  Aktivitäten  und  Bekehrungsversuche  aufnahmen. 
Heute  drängen  diese  Völker  darauf,  daß  die  Kirchen  ihr  Verhalten  grundlegend  än- 
dern, um  sicherzustellen,  daß: 

a)  ursprüngliche  Besitzrechte  an  Grund  und  Boden  respektiert  und  garantiert  werden; 

b)  Kultur  und  Spiritualität  der  Urvölker  geachtet  anstatt  verletzt  werden; 

c)  bei  der  Überbringung  der  Frohen  Botschaft  die  kulturellen  Werte  der  Urvölker  re- 
spektiert werden,  anstatt  das  Evangelium  als  Instrument  der  Herrschaft  zu  miß- 
brauchen; 

d)  nicht  Wetteifer  im  Proselytismus,  sondern  Zusammenarbeit  im  Dienste  an  den  Ur- 
einwohnern die  Beziehungen  zwischen  unterschiedlichen  Glaubensrichtungen 
prägt; 

e)  der  Lebenswandel  von  Christen,  die  im  Dienste  der  Kirche  unter  Ureinwohnern  le- 
ben, das  biblische  Grund-Ethos  widerspiegelt; 

f)  Bildungsprogramme  unter  Mitwirkung  der  Urvölker  gestaltet  werden,  ihrer  Kontrolle 
unterliegen  und  althergebrachte  Werte  und  Kulturen  dieser  Völker  respektieren. 

Quelle:  Protokoll  der  34.  Tagung  des  ZA  des  ÖRK  in  Genf,  Genf  1981,  S.  78f 


101     Offener  und  verdeckter  Rassismus 

Zentralausschuß,  Genf  1995 

Das  insgesamt  17-seitige  „Rahmendokument  zum  Rassismus"  vertritt  die  These,  daß  nach  den 
drei  signifikant  unterschiedenen  Phasen  der  ökumenischen  Antirassismusarbeit  ( 1)  1925-1968; 
2)  1968-1980;  3)  1980-1995)  nun  im  Zusammenhang  mit  der  Theologiedes  Lebens  in  eine  neue 
Phase  einzutreten  sei.  Zu  den  Schwierigkeiten  beim  Übergang  in  diese  vierte  Phase  zählt  das 
Verhältnis  von  offenem  zu  verstecktem  Rassismus  verschiedener  Spielarten. 

a.  Offener  versus  verdeckter  Rassismus 

Ein  Großteil  der  Arbeit  des  ÖRK  im  Kampf  gegen  den  Rassismus  hat  sich  auf  Kampa- 
gnen gegen  die  Apartheid  konzentriert:  Südafrika  lieferte  das  Paradebeispiel  für  weiße 
Macht  und  Privilegien  auf  der  einen  und  marginalisierten  und  unterdrückten  Schwar- 
zen auf  der  anderen  Seite  (Der  Begriff  "Schwarze"  schließt  hier  Afrikaner,  Inder  und 
die  sogenannten  Farbigen  ein.  Er  wird  im  ganzen  Papier  durchweg  im  politischen  Sinn 
gebraucht  und  bezeichnet  alle  dunkelhäutigen  Menschen,  die  unterdrückt  werden 
(einschließlich  Ureinwohner),  nicht  nur  jene  afrikanischer  Abstammung).  Die  Apartheid 
war  leicht  zu  verstehen;  ihre  offenen  Ausdrucksformen  des  Rassismus  forderten  eine 

425 


V.  Soziale  Ethik 

ökumenische  Reaktion  heraus.  In  Südafrika  war  die  Unterdrückung,  genau  wie  in  den 
50er  und  60er  Jahren  in  den  USA,  sehr  kraß  und  brutal:  Menschen  wurden  erschos- 
sen, von  Hunden  angegriffen,  mit  Wasserwerfern  gejagt,  und  ihre  Elendsviertel  wur- 
den zerstört.  Auch  heute  gibt  es  noch  Fälle  von  offenem  Rassismus,  aber  man  findet 
auch  subtilere,  verdeckte  Formen  von  Rassismus.  Verdeckter  Rassismus  ist  nicht  so 
leicht  zu  verstehen,  zu  erklären  oder  zu  bekämpfen,  weil  seine  Ausdrucksformen  we- 
niger offensichtlich  sind  und  leicht  geleugnet  werden  können. 

Die  Problematik  von  offenem/verdecktem  Rassismus  wirft  mehrere  Fragen  auf:  Ist  die 
Gesellschaft  nur  bereit,  auf  offene,  krasse,  entmenschlichende  Ausdrucksformen  des 
Rassismus  zu  reagieren,  wo  die  Antwort  klar  ist  und  wo  die  Entscheidung,  zu  verur- 
teilen, leicht  fällt?  Wo  liegt  die  Trennlinie  zwischen  offenem  und  verdecktem  Rassis- 
mus? Umwelt-Rassismus  in  den  Vereinigten  Staaten  und  anderswo  ist  eindeutig  offe- 
ner Rassismus,  genauso  wie  die  rassistischen  Einwanderungsgesetze  und  Auswei- 
sungsverfahren in  Großbritannien  und  in  anderen  Teilen  Europas.  Offensichtlich  und 
alarmierend  ist  auch,  daß  rassistische  Gruppen  in  Nordamerika,  Europa  und  in  ande- 
ren Teilen  der  Welt,  die  die  weiße  Vorherrschaft  predigen,  verstärkt  Zulauf  haben,  was 
aber  noch  nicht  so  unmittelbar  ins  Auge  fällt.  Warum  reagiert  die  Welt  nicht  mit  dem 
Aufschrei  der  Empörung?  Sind  es  diese  Formen  von  Rassismus  weniger  wert,  von  der 
internationalen  Gemeinschaft  verurteilt  zu  werden  als  die  Apartheid?  (...) 

Auch  in  einigen  unserer  Theologien  gibt  es  offene  und  verdeckte  Formen  von  Rassis- 
mus. Das  biblische  Konzept  des  "erwählten  Volkes"  und  der  "Erwählung"  bezog  sich 
auf  einen  Bund,  der  eine  heilige  Verpflichtung  mit  sich  brachte.  Das  von  Gott  erwählte 
Volk  wurde  unterdrückt  und  ausgegrenzt,  so  daß  in  diesem  Bund  Gottes  vorrangige 
Option  für  die  Armenzum  Ausdruck  kommt.  Das  Konzept  der  Erwählung  ist  im  Lauf 
der  Geschichte  immer  wieder  dazu  benutzt  worden,  um  Macht  und  Privilegien  zu 
rechtfertigen.  Obwohl  es  erst  in  jüngster  Zeit  von  Südafrika  offen  dazu  mißbraucht 
wurde,  das  Apartheid -System  zu  rechtfertigen,  wird  es  heute  in  anderen  Kontexten 
immer  noch  sowohl  offen  als  auch  verdeckt  benutzt,  um  Herrschaft  zu  rechtfertigen. 
Das  Konzept  der  Erwählung  wird  so  interpretiert,  daß  es  einige  Völker  gibt,  die  fähiger 
und  begabter  sind  als  andere  und  es  mehr  verdienen  als  sie,  das  Recht  auf  Land, 
Erdöl,  Wasser,  Bildung,  Gesundheit,  ja  sogar  auf  Leben  zu  haben.  Die  Denkstruktu- 
ren, die  im  weltweiten  Rassismus  manifest  werden,  gehen  davon  aus,  daß  die  Gesell- 
schaften und  Kulturen  des  Nordens  das  Monopol  für  die  Weisheit  besitzen,  die  not- 
wendig ist,  um  die  Welt  zu  regieren  und  in  Ordnung  zu  halten  -  eine  Ordnung,  die  ex- 
plizit oder  implizit  ihren  eigenen  und  wohl  kaum  den  Interessen  anderer  dient.  Andere 
Völker  verdienen  vielleicht  Mitleid,  aber  nur  ja  keine  Gerechtigkeit,  nicht  einmal  das 
Recht,  wirklich  gehört  zu  werden,  und  noch  viel  weniger  das  Recht,  sich  selbst  um  ihre 
eigenen  Rechte  zu  kümmern.  Sie  sind  dazu  vorherbestimmt,  zu  leiden  und  ausge- 
schlossen zu  werden.  Das  ist  die  Politik,  die  die  Mächtigen  unserer  Welt  betreiben  und 
die  die  Kirchen  oft  stillschweigend  hinnehmen  und  rechtfertigen.  (...) 
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Globaler  Rassismus  1995  und  danach 

(...)  Ein  wesentlicher  Bestandteil  des  gegenwärtigen  Kampfes  gegen  den  Rassismus 
ist  die  Untersuchung  der  grundlegenden  Mechanismen  von  Macht  und  Herrschaft,  die 
auf  weltweiter  Ebene  funktionieren.  Ein  solches.  Unterfangen  kann  mit  dem  Argument 
in  Frage  gestellt  werden,  daß  auf  weltweiter  Ebene  zwar  ungerechte  Beziehungen 
vorherrschen,  die  durch  wirtschaftliche,  militärische  und  andere  Formen  von  Unter- 
drückung, einschließlich  patriarchalischer,  entstehen,  daß  diese  aber  nicht  per  se  mit 
Rassismus  einhergehen.  Tatsache  ist  jedoch,  daß  die  größte  Konzentration  von  wirt- 
schaftlicher, politischer  und  militärischer  Macht  hauptsächlich  in  den  von  Weßen  ge- 
führten, industrialisierten  Ländern  des  Nordens  zu  finden  ist  und  daß  diejenigen,  die 
am  meisten  unter  den  Folgen  ihrer  Aktivitäten  zu  leiden  haben,  die  dunkelhäutigen 
Völker  des  Südens  sind.  (...) 

Quelle:  Rahmendokument  zum  Rassismus,  Dokument  Nr.6.5.,  Zentralausschuß  Genf  1995, 
S.6f,  9  (Übersetzung:  Sprachendienst  des  ÖRK) 
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V.4      Flüchtlinge,  Asylsuchende  und  interne  Migration 


102     Internationale  Wanderungsbewegungen 

Sektion  I  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Das  Studium  der  sozialethischen  Verantwortungsübernahme  des  ÖRK  für  Menschen  und  Min- 
derheiten, die  flüchten  bzw.  ihr  Land  verlassen  müssen,  um  wirtschaftlich  überleben  oder  der 
Verfolgung  entrinnen  zu  können,  wurde  erstmals  1956  durch  den  Zentralausschuß  angeregt. 
Die  Impulse  der  Vollversammlung  von  Neu  Delhi  1961 ,  die  Konferenzen  in  Genf  und  Swanwick 
im  Jahre  1966,  die  u.a.  zur  Einrichtung  eines  Sekretariates  für  Migrationsfragen  im  ÖRK  führ- 
ten, sowie  zwanzig  Jahre  später  die  Zusammenkunft  in  Larnaca  (vgl.  hier  S.496ff)  prägten  die 
Entwicklung  der  Arbeit  von  CICARWS,  der  Commission  of  the  Churches  on  Inter-Church  Aid, 
Refugee  and  World  Service. 


Arbeitskräfteangebot  und  Bevölkerungsbewegungen 

76.  Die  Bevölkerungsbewegung  beeinflußt  ebenfalls  die  wirtschaftliche  Entwicklung, 
zumal  sie  oft  zu  einer  raschen  Urbanisierung  führt.  Bisweilen  sind  innerhalb  eines 
Landes  einige  Gebiete  unterbevölkert,  andere  überbevölkert.  Eine  ungehinderte  Wan- 
derungsbewegung von  dichter  zu  weniger  dicht  bevölkerten  Gebieten  mag  zur  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  aller  dieser  Gebiete  beitragen,  wenngleich  bei  starkem  Be- 
völkerungsdruck von  solchen  Wanderungsbewegungen  nur  eine  unbedeutende  Ver- 
besserung zu  erwarten  ist.  Hierzu  kommt,  daß  Menschen,  die  ein  neues  Leben  in  ei- 
ner neuen  Umgebung  beginnen,  im  allgemeinen  für  Änderungen  aufgeschlossener 
sind,  als  wenn  sie  in  ihrer  gewohnten  Umgebung  geblieben  wären. 

77.  Ein  großer  Teil  der  internationalen  Wanderungsbewegung  wird  eher  eine  kurzfri- 
stige als  eine  ständige  Erscheinung  sein.  Beiden  muß  die  Kirche  jedoch  ihre  Aufmerk- 
samkeitwidmen. Es  sollten  zusätzliche  Anstrengungen  in  Richtung  auf  eine  Verringe- 
rung der  Schwierigkeiten  unternommen  werden,  die  die  internationale  Wanderungs- 
bewegung mit  sich  bringt.  Eine  bessere  organisatorische  Erfassung  und  Koordinie- 
rung erscheint  notwendig.  Wenn  auch  viele  Staaten  ihre  einschlägige  Gesetzgebung 
liberalisiert  haben,  so  bleiben  nicht  viele  Schranken  bestehen  (sie;  Hg.).  Die  Kirchen 
sollten  weiterhin  vor  allem  auf  eine  Beseitigung  der  auf  Rassen-  oder  Nationalitätszu- 
gehörigkeit beruhenden  Schranken  hinarbeiten  und  zur  Wanderungsbewegung  in  we- 
niger bevölkerte  Gebiete  ermutigen,  die  mehr  Menschen  ernähren  können.  Bei  jeder 
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Wanderungsbewegung  und  Wiederansiedlung  -  innerhalb  eines  Landes  und  auch 
über  Grenzen  hinweg  -  sollten  sich  die  Kirchen  für  die  menschenwürdige  Behandlung 
einsetzen  und  sich  selbst  um  das  persönliche  Wohlergehen  der  Betroffenen  kümmern, 
insbesondere  sie  bei  der  Eingliederung  in  eine  neue  Gemeinschaft  dabei  unterstützen, 
daß  sie  ihren  Fähigkeiten  entsprechend  auch  am  Wirtschaftsleben  beteiligt  werden. 

78.  Eine  besondere  Verantwortung  obliegt  den  Regierungen,  der  Privatwirtschaft  und 
der  Allgemeinheit  in  jenen  industrialisierten  Zonen,  in  die  Arbeiter  aus  ärmeren  Län- 
dern oder  Gebieten  in  großer  Zahl  hineinströmen,  um  höhere  Löhne  zu  erzielen.  Oft 
sind  diese  Arbeiter  von  ihren  Familien  getrennt  und  sehen  sich  schweren  sozialen 
Problemen  gegenüber.  Häufig  ist  die  Unterbringung  unzureichend  und  teuer.  Gesetze 
erschweren  oftmals  die  Übersiedlung  ihrer  Familien.  Christen  sollten  jede  Anstren- 
gung unternehmen,  diesen  Menschen  in  ihrer  neuen  Umgebung,  selbst  wenn  sie  nur 
vorübergehend  ist,  zu  helfen. 

Quelle:  Bericht  der  Sektion  I  „Wirtschaftliche  Entwicklung  in  weltweiter  Sicht",  in:  Appell  an  die 
Kirchen  der  Welt,  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesellschaft,  hg.  v.  ÖRK,  Deut- 
sche Ausgabe  besorgt  von  Hanfhed  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967,  S.  131f 


103     Die  Kirchen  und  die  Weltflüchtlingskrise 

Zentralausschuß,  Dresden  1981 

Die  Verschärfung  der  Flüchtlingssituation  in  der  Welt  bei  zunehmend  restriktiver  Asylgesetzge- 
bung spiegelt  sich  in  der  vom  Zentralausschuß  angenommenen  Erklärung  wider,  die  auf  Vorar- 
beiten und  Erfahrungen  des  Flüchtlingsdienstes  von  CICARWS  beruhte. 


1.  Eines  der  alarmierendsten  Kennzeichen  der  heutigen  Zeit  ist  die  unfreiwillige  Wan- 
derung von  Millionen  von  Menschen,  die  gezwungen  sind,  ihr  Heim  und  ihr  Land  zu 
verlassen.  Man  bezeichnet  sie  als  Flüchtlinge,  als  Vertriebene,  als  Ausgewiesene  oder 
als  Exilierte.  Sie  sind  die  Opfer  von  ungerechten  sozialen,  wirtschaftlichen  und  politi- 
schen Gesellschaftsstrukturen,  von  Verletzungen  der  grundlegenden  Menschenrechte 
und  von  brutalen  bewaffneten  Konflikten.  Auf  der  Suche  nach  Nahrung  und  Unter- 
kunft, Identität  und  Zugehörigkeit  kämpfen  sie  um  ihr  Überleben.  Sie  brauchen  Ge- 
rechtigkeit, Frieden  und  die  Anerkennung  ihrer  Menschenwürde.  Ihr  Anspruch  auf 
Hilfe  seitens  der  Kirchen  ist  daher  eine  Selbstverständlichkeit. 
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Der  Zentralausschuß  nimmt  mit  tiefer  Besorgnis  folgende  beunruhigende  Tendenzen, 
die  sich  auf  das  Leben  und  die  Zukunft  der  Flüchtlinge  auswirken,  zur  Kenntnis: 

a)  Immer  mehr  Lander  der  materiell  weniger  entwickelten  Welt,  die  durch  politische 
Instabilität,  Fehlentwicklung  und  äußere  Einflüsse  besonders  gefährdet  sind,  verur- 
sachen heute  nicht  nur  die  größten  Flüchtlingsbewegungen,  sondern  sind  auch  ge- 
zwungen, die  Mehrheit  der  Flüchtlinge  und  Vertriebenen  in  der  Welt  aufzunehmen. 

b)  Der  Appell  dieser  Aufnahmeländer,  die  Flüchtlingslast  auf  regionaler  wie  auf  inter- 
nationaler Ebene  besser  zu  verteilen,  hat  nur  ein  unzureichendes  Echo  gefunden. 
Folglich  haben  Länder,  die  es  sich  am  wenigsten  leisten  können,  den  größten  Teil 
des  Weltflüchtlingsproblems  zu  tragen. 

c)  Die  meisten  Länder  der  Welt  schränken  die  Zulassung  von  Asylbewerbern  immer 
stärker  ein,  indem  sie  strengere  Grenzkontrollen  und  Visabestimmungen  einführen. 

d)  Die  Zahl  der  Flüchtlinge,  die  an  der  Grenze  zurückgewiesen  oder  ausgewiesen 
werden,  steigert  sich  in  besorgniserregendem  Maße. 

e)  Die  Bewegung  von  Flüchtlingen  über  kulturelle  Grenzen  hinweg  läßt  rassische  und 
ethnische  Vorurteile  zutage  treten,  die  durch  das  Problem  der  Arbeitslosigkeit  noch 
verschärft  werden. 

f)  Hilfsmaßnahmen  bei  neu  auftretenden  akuten  Flüchtlingsnotständen  gehen  häufig 
zu  Lasten  der  permanenten,  ungelösten  Flüchtlingsprobleme. 

g)  Die  wachsende  Komplexität  der  Flüchtlingsproblematik,  die  oft  aufs  engste  mit  ei- 
nem umstrittenen  kolonialen  Erbe,  mit  Fragen  nationaler  Sicherheit  und  nationaler 
Machtpolitik,  mit  den  Bestrebungen  unterdrückter  Minderheiten  bzw.  Mehrheiten 
und  mit  dem  Kampf  um  Selbstbestimmung  verflochten  ist,  zeigt,  wie  schwierig  es 
ist,  die  eigentlichen  Ursachen  beim  Namen  zu  nennen  und  abzubauen  und  den 
Flüchtlingen  die  Rückkehr  in  ihre  Heimat  zu  ermöglichen. 

2.  Angesichts  derartig  gravierender  Tendenzen  ist  verstärkte  Wachsamkeit  und  Tat- 
kraft seitens  der  Kirchen  und  des  ÖRK  erforderlich.  Aus  diesem  Grund  ruft  der  Zen- 
tralausschuß die  Mitgliedskirchen  auf,  ihre  Bemühungen  zu  verstärken  und 

a)  die  komplexen  sozialen,  wirtschaftlichen  und  politischen  Realitäten,  durch  die 
Flüchtlingsprobleme  geschaffen  oder  verschärft  werden,  eingehender  zu  untersu- 
chen; 

b)  biblisch-theologische  Arbeit  als  eine  unerläßliche  Grundlage  des  kirchlichen  Dien- 
stes an  den  Flüchtlingen  einzuleiten  und  zu  fördern; 

c)  bei  der  Stärkung  eines  weltweiten  ökumenischen  Forschungs-  und  Informations- 
netzes mitzuwirken,  das  den  Kirchen  helfen  wird,  über  Flüchtlingsprobleme  gut 
unterrichtet  zu  sein  und  eindeutiger  Stellung  zu  nehmen; 

d)  in  Zusammenarbeit  mit  ihren  Regierungen  dafür  einzutreten,  daß  die  grundlegen- 
den Menschenrechte  der  Flüchtlinge,  einschließlich  des  Rechtes  eines  jeden  Men- 
schen, sein  Land  zu  verlassen,  in  ihm  zu  bleiben  und  dorthin  zurückzukehren,  re- 
spektiert werden; 

e)  an  der  Schaffung  der  erforderlichen  rechtlichen,  politischen  und  wirtschaftlichen 
Voraussetzungen  mitzuwirken,  die  eine  freiwillige  Repatriierung  ermöglichen; 
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f)  Konsultationen  mit  den  Kirchen  und  Räten  in  Ländern  aufzunehmen,  in  denen  mit 
einer  Fluchtbewegung  zu  rechnen  ist,  und  Hilfsmaßnahmen  vor  Ort  vorzusehen, 
um  einen  wachsenden  Flüchtlingsstrom  und  eine  grausame  Trennung  von  Fami- 
lien und  von  der  vertrauten  Umgebung  einzudämmen; 

g)  sicherzustellen,  daß  Hilfsmaßnahmen  für  Flüchtlinge  immer  zwei  wesentliche  Ele- 
mente enthalten:  die  Lösung  der  unmittelbaren  und  langfristigen  Probleme  der 
Flüchtlinge  und  zugleich  zweckdienliche  Maßnahmen  auf  politischer  und  sozio- 
ökonomischer  Ebene,  um  die  grundlegenden  Ursachen  der  Flüchtlingsbewegung 
zu  bekämpfen; 

h)  sicherzustellen,  daß  Flüchtlingshilfe  einen  positiven  Beitrag  zur  Lösung  gesamtge- 
sellschaftlicher Probleme  leistet  und  sich  nicht  nachteilig  auf  die  Situation  unter- 
drückter Volksteile  oder  Randgruppen  im  eigenen  Land  auswirkt; 

i)  die  Regierungen  zu  ermahnen,  die  Sicherheit  und  territoriale  Integrität  der  Länder 
zu  wahren,  die  Flüchtlinge  aufnehmen; 

j)  den  Dialog  mit  Flüchtlingen  aller  Regionen  zu  fördern,  die  jetzt  in  einer  christlichen 
Umwelt  leben,  und  dazu  beizutragen,  daß  ihnen  Möglichkeiten  und  Stätten  zur  Ab- 
haltung von  Gottesdiensten  gegeben  werden; 

k)  die  seelsorgerliche  Verantwortung  der  Kirchen  für  die  geistlichen  Bedürfnisse  der 
Flüchtlinge  zu  betonen; 

I)  die  Möglichkeiten  der  Flüchtlinge  und  der  Gastgeberländer,  die  zur  schnellen  Ver- 
wirklichung von  wirtschaftlicher  Unabhängigkeit  und  Entwicklung  führen  können, 
voll  auszuschöpfen; 

m)  Programme  zu  unterstützen  oder  einzuleiten,  die  den  schwächsten  Gruppen  unter 
den  Flüchtlingen,  z.B.  Behinderten,  Frauen  und  Kindern,  helfen. 

Quelle:  Protokoll  der  33.  Tagung  des  ZA  des  ÖRK  in  Dresden  (DDR),  Genf  1981,  S.  1 13-115 


104     Erklärung  zu  entwurzelten  Menschen 

Zentralausschuß,  Genf  1995 

Zum  Handeln  im  solidarischen  diakonischen  Dienst  an  entwurzelten  Menschen  und  zum  Erken- 
nen der  vielfachen  Ursachen  der  Vertreibung  wie  Krieg,  Zusammenbruch  traditioneller  Ordnun- 
gen und  Umweltzerstörung  ruft  diese  Erklärung  vom  September  1995  die  Kirchen  auf:  „Jetzt  ist 
für  uns  der  Zeitpunkt  gekommen,  uns  auf  die  Seite  der  Entwurzelten  zu  stellen".  Aus  der  1 1-sei- 
tigen  Erklärung  wird  im  folgenden  der  Einleitungsabschnitt  wiedergegeben. 

Ein  Moment  der  Entscheidung:  Solidarität  mit  den  Entwurzelten 
Hinter  dem  massiven,  weltumspannenden  Problem  der  Entwurzelung  in  der  heutigen 
Welt  verbergen  sich  Geschichten  persönlichen  Leides,  auseinandergerissener  Fami- 
lien und  Schmerzen.  Mehr  als  jeder  fünfzigste  Mensch  ist  heute  Flüchtling  oder  inter- 
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nationaler  Migrant.  Die  meisten  von  ihnen  sind  Frauen,  Jugendliche  und  Kinder.  Die 
überwiegende  Mehrheit  verlaßt  Lander  im  Süden  und  bleibt  im  Süden. 

Menschen  verlassen  ihre  Gemeinschaft  aus  vielerlei  Gründen  und  tragen  vielerlei 
Namen:  Flüchtlinge,  Vertriebene  im  eigenen  Land,  Asylsuchende,  Wirtschaftsflücht- 
linge. Als  Kirchen  helfen  wir  allen,  die  durch  schwierige  politische,  wirtschaftliche  und 
soziale  Bedingungen  gezwungen  sind,  ihr  Land  und  ihre  Kultur  zu  verlassen  -  unab- 
hängig von  der  Bezeichnung,  die  andere  ihnen  geben  mögen.  Entwurzelte  Menschen 
sind  Menschen,  die  gezwungen  sind,  ihre  Gemeinschaften  zu  verlassen:  sie  fliehen 
vor  Verfolgung  und  Krieg,  sie  werden  wegen  Umweltzerstörung  zwangsweise  umge- 
siedelt oder  müssen  in  einer  Stadt  bzw.  im  Ausland  nach  Unterhaltsmöglichkeiten  su- 
chen, weil  sie  zu  Hause  nicht  überleben  können. 

Auch  wenn  die  Wanderbewegungen  ganzer  Bevölkerungsgruppen  in  den  letzten  Jah- 
ren an  Geschwindigkeit  zugenommen  haben  -  sie  waren  schon  immer  Teil  der 
Menschheitsgeschichte.  Obwohl  wir  alle  in  einer  multikulturellen,  multiethnischen, 
multireligiösen  und  vielsprachigen  Gesellschaft  leben,  sehen  wir  den  Fremden  nicht 
immer  als  Christus  unter  uns.  Wenn  Kirchen  sich  dem  Fremden  in  ihrer  Mitte  ver- 
schließen, wenn  sie  nicht  mehr  nach  einer  integrativen  Gemeinschaft  streben,  die  Zei- 
chen und  Vorwegnahme  des  Reiches  Gottes  ist,  verlieren  sie  ihre  Daseinsberechti- 
gung. 

Wir  rufen  die  Kirchen  in  aller  Welt  auf,  ihre  Identität,  Integrität  und  Berufung  als  Kirche 
des  Fremden  neu  zu  entdecken.  Der  Dienst  an  entwurzelten  Menschen  wurde  schon 
immer  als  Diakonie  anerkannt,  obwohl  er  im  Leben  vieler  Kirchen  eine  marginale 
Stellung  einnimmt.  Wir  bekräftigen  jedoch,  daß  es  sich  auch  um  eine  kirchliche  Frage 
handelt.  Wir  sind  eine  Kirche  des  Fremden  -  die  Kirche  Jesu  Christi,  des  Fremden. 
(Matthäus  25,31-46) 

Angesichts  der  zunehmend  restriktiven  Ausländerpolitik  der  Regierungen  und  der 
wachsenden  Fremdenfeindlichkeit  der  Öffentlichkeit  in  allen  Teilen  der  Welt  stehen  die 
Kirchen  vor  einer  noch  nie  dagewesenen  Alternative:  Werden  sie  sich  dafür  entschei- 
den, Kirche  des  Fremden  zu  sein  und  sich  auf  die  Seite  der  Entwurzelten  zu  stellen, 
oder  werden  sie  sich  abwenden  und  die  Frage  ignorieren?  Werden  sie  die  Problematik 
der  Entwurzelung  ihren  Flüchtlingsprogrammen  überlassen  oder  werden  sie  den  Aus- 
druck der  Universalität  des  Evangeliums  und  die  Heimat  für  diejenigen  verkörpern,  die 
nach  Anerkennung  ihrer  Menschenwürde  streben? 

Koinonia  verlangt  einen  hohen  Preis  und  stellt  uns  vor  die  Herausforderung,  mit  allen 
Konsequenzen  das  Risiko  einzugehen,  uns  für  andere  hinzugeben.  In  einigen  Län- 
dern ist  es  gefahrlich,  mit  entwurzelten  Menschen  zu  arbeiten.  Vielerorts  wird  es  in 
den  örtlichen  Gemeinden  nicht  gerne  gesehen,  wenn  man  auf  die  Entwurzelten  ein- 
geht, denn  man  befaßt  sich  schon  mit  den  vielen  dringenden  Problemen  "unserer  ei- 
genen Leute".  Wenn  die  Kirchen  die  Ursachen  einer  solchen  Entwurzelung  kritisieren, 
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dann  müssen  sie  auch  bereit  sein,  den  Preis  zu  zahlen,  den  eine  Konfrontation  mit 
den  etablierten  Kräften  und  den  Privilegierten  mit  sich  bringt. 

Quelle:  Erklärung  zu  entwurzelten  Menschen,  Dokument  Nr.6.4.,  Zentralausschuß  Genf  1995, 
S.1f  (Übersetzung:  Sprachendienst  des  ÖRK) 
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105     Kirche,Volk  und  Rasse 

Sektion  I  der  zweiten  Weltkirchenkonferenz  von  Life  and  Work,  Oxford  1937 

Die  erste  ökumenische  Auseinandersetzung  mit  dem  Nationalismus  fand  auf  dem  Hintergrund 
des  totalitären  Nationalismus  und  des  Kirchenkampfes  in  Deutschland  gegen  die  Deutschen 
Christen  Mitte  der  30er  Jahre  statt.  Von  der  ausführlichen  Diskussion  auf  der  Oxford-Konferenz 
über  „Kirche,  Volk  und  Staat"  wird  hier  ein  Auszug  aus  Sektion  I  „Kirche  und  Gemeinschaftsle- 
ben" wiedergegeben. 


Die  Ordnungen  der  Familie,  der  Gemeinschaft  des  Volkes,  der  Nation  sind  gottgege- 
ben; sie  gehören  zu  der  Grundlage  und  bilden  das  Gefüge  des  Menschheitslebens; 
ohne  sie  würde  der  Einzelne  überhaupt  nicht  bestehen;  aber  des  Menschen  Sünde, 
sein  Stolz,  seine  Gier,  Furcht  und  Abgötterei  hat  sie  alle  vergiftet.  Darum  sieht  sich  der 
Christ,  der  den  vollkommenen  Willen  Gottes  in  Christus  erkannt  hat  und  diesem  Willen 
unter  seinen  Mitmenschen  dienen  möchte,  ständig  in  Spannung  und  Kampf.  Dankbar 
bejaht  er  die  Gemeinschaft,  in  der  und  für  die  er  leben  und  arbeiten  will;  aber  wenn  er 
in  ihr  und  für  sie  im  Sinne  Christi  arbeiten  möchte,  dann  muß  er  in  fortgesetzten  Pro- 
test gegen  sie  stehen. 

Oft  ist  es  sehr  schwer  zu  entscheiden,  wie  weit  der  Christ  im  Einzelfall  mit  anderen  auf 
Wegen  zusammenarbeiten  darf,  die  mehr  oder  weniger  Gottes  Willen  zuwiderlaufen. 
Man  kann  hier  keine  Weisung  allgemeiner  und  grundsätzlicher  Art  geben.  Wenn  man 
an  Dinge  denkt,  die  sich  vor  unseren  Augen  abspielen,  dann  kann  es  aber  kaum  eine 
Frage  sein,  daß  der  Weg  der  natürlichen  Gemeinschaft  oder  der  Nation  einen  derarti- 
gen Grad  der  Bosheit  erreichen  kann,  daß  der  Kirche  keine  andere  Wahl  bleibt,  als  ihn 
ganz  und  gar  zu  verwerfen  und  sogar  zeitweise  jede  Mitarbeit  zu  verweigern,  wo  aber 
dieser  Punkt  erreicht  wird,  das  zu  erkennen,  muß  der  Führung  des  Heiligen  Geistes 
überlassen  bleiben.  (...) 

1.  Kirche  und  Volk 

Die  Kirche  kommt  nie  zu  Menschen  als  zu  isolierten  Einzelnen.  Jeder  wird  in  eine  na- 
tionale Gemeinschaft  eigener  Art  hineingeboren  und  ist  durch  starke  Bande  mit  ihr 
vereint.  Die  Kirche  betrachtet  die  Tatsache  des  Volkstums  ungeachtet  seiner  Vergif- 
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tung  durch  die  menschliche  Sündhaftigkeit  wesensgemäß  als  Gottes  Gabe  an  den 
Menschen. 

Deshalb  muß  die  Liebe  des  Christen  zu  seinem  Volke  zu  seiner  Dankbarkeit  gegen 
Gott  für  den  Reichtum  gehören,  der  ihm  durch  die  Gemeinschaft  zufließt,  in  die  er  hin- 
eingeboren wurde.  Die  Kirche  wie  der  einzelne  gläubige  Christ  weiß  sich  in  der  Regel 
zu  allererst  zu  treuer  Hingabe  und  zum  Dienst  an  dem  Volke  berufen,  in  das  Gott  ihn 
hineingestellt  hat.  Jede  Kirche  muß  sich  als  Kirche  ihres  ganzen  Volkes  ansehen.  Das 
heißt,  sie  bejaht  ihren  Platz  inmitten  des  Gemeinschaftslebens,  und  sie  weiß  sich  auf 
gleicher  Linie  mit  allen  anderen  christlichen  Gemeinschaften  verpflichtet,  alle  Volksge- 
nossen, und  zwar  im  Blick  auf  ihr  gesamtes  Leben,  mit  der  Botschaft  des  reinen 
Evangeliums  zu  erreichen.  Es  bedeutet  nicht,  daß  sie  sich  selbst  zu  einem  bloßen 
Mittel  des  nationalen  Lebens  macht. 

Wie  jede  Gottesgabe,  so  ist  auch  die  Gabe  des  Volkstums  von  Menschen  mißbraucht 
worden  und  wird  von  ihnen  zum  Dienst  der  Sünde  mißbraucht.  Jede  Art  nationaler 
Ichsucht,  bei  der  die  Liebe  zum  eigenen  Volke  zur  Unterdrückung  anderer  Völker  oder 
nationaler  Minderheiten  führt,  oder  bei  der  man  den  besonderen  Gaben  anderer  Völ- 
ker die  Achtung  und  Würdigung  versagt,  die  ihnen  geb  ührt,  ist  Sünde  und  Empörung 
gegen  den  Gott,  der  der  Schöpfer  und  Herr  aller  Völker  ist.  Vollends  aber  ist  es 
Sünde,  wenn  man  das  eigene  Volk  als  Quelle  und  Norm  der  Heilsoffenbarung  ansieht 
oder  ihm  in  irgend  einer  Weise  göttlichen  Charakter  beimißt.  Das  muß  auf  das  schärf- 
ste verworfen  werden;  das  christliche  Gewissen  muß  hier  unversöhnlichen  Wider- 
spruch erheben,  und  zwar  im  Namen  Gottes  und  um  des  Volkes  willen,  dem  zu  dienen 
es  berufen  ist.  Die  Kirche  ist  auch  berufen,  darüber  zu  wachen,  daß  diese  bösen 
Dinge  oder  die  Weltanschauungen,  die  sie  unterstützen,  nicht  in  ihr  eigenes  Leben 
eindringen,  ihre  Gemeinschaft  zerstören  und  das  reine  Wort  des  Evangeliums  von  Je- 
sus Christus,  das  ihr  anvertraut  wurde,  verderben. 

2.  Kirche  und  Rasse 

Die  rassischen  Unterschiede  greifen  noch  tiefer.  Das  Bestehen  schwarzer,  weißer  und 
gelber  Rassen  muß  froh  und  ehrfürchtig  als  eine  Tatsache  bejaht  werden,  die  nach 
Gottes  Willen  eine  Fülle  von  Möglichkeiten  zur  Bereicherung  des  Menschheitslebens 
einschließt.  Und  hier  ist  kein  Raum  für  eine  Unterscheidung  zwischen  den  Rassen 
nach  ihrem  inneren  Wert.  Sie  sind  alle  von  ihm  geschaffen,  um  ihren  einzigartigen  und 
besonderen  Beitrag  zu  seinem  Dienst  in  der  Welt  zu  leisten,  und  stehen  ihm  alle 
gleich  nahe. 

Auch  hier  kann  indes  die  Gabe  mißbraucht  werden  und  wird  mißbraucht.  Die  Sünd- 
haftigkeit des  Menschen  offenbart  sich  im  Rassenstolz,  Rassenhaß  und  in  der  Verfol- 
gung und  Ausbeutung  anderer  Rassen.  Diesen  Erscheinungen,  und  zwar  in  jeder  Ge- 
stalt innerhalb  wie  außerhalb  ihrer  eigenen  Grenzen,  mu  ß  die  Kirche  um  ihrer  göttli- 
chen Berufung  willen  unerbittlich  Trotz  bieten  und  unmißverständlich  ihr  Wort  spre- 
chen. 
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Darüber  hinaus  aber  gehört  es  zur  vornehmsten  Verantwortung  der  Kirche,  in  ihrer  ei- 
genen Bruderschaft  die  Wirklichkeit  einer  von  Gott  gewollten  Gemeinschaft  darzustel- 
len. Sie  hat  den  Auftrag,  alle  Menschen  zur  Kirche  zu  rufen,  in  eine  göttliche  Gemein- 
schaft hinein,  die  über  alle  nationalen  und  rassischen  Grenzen  und  Scheidungen  hin- 
übergreift. In  ihren  Gottesdiensten,  und  noch  weniger  in  ihrem  nicht  formgebundenen 
Gemeinschaftsleben,  in  ihrer  Organisation  und  in  dem  gastlichen  Verkehr  des  christli- 
chen Hauses  kann  es  keinen  Raum  für  Ausschluß  und  Absonderung  aus  Gründen  der 
Rasse  oder  der  Hautfarbe  geben.  "Hier  ist  kein  Jude  noch  Grieche,  hier  ist  kein 
Knecht  noch  Freier,  denn  ihr  seid  allzumal  einer  in  Christus".  Wer  das  Handeln  der 
Kirche  durch  Rassenverachtung  bestimmen  läßt,  der  verleugnet  das  Evangelium, 
dessen  Verkündigung  ihre  Aufgabe  und  ihr  Auftrag  ist. 

Quelle:  Kirche  und  Welt  in  ökumenischer  Sicht.  Bericht  der  Weltkirchenkonferenz  von  Oxford 
über  Kirche,  Volk  und  Staat,  hg.  v.  der  Forschungsabteilung  des  ÖRK  für  Praktisches  Christen- 
tum, Genf  1938,  Bericht  von  Sektion  I,  Kirche  und  Gemeinschaftsleben,  S.  109-11 2.  Engl.  Fas- 
sung in:  The  Churches  Survey  their  Task.  The  Report  ofthe  Conference  at  Oxford,  July  1937, 
on  Church,  Community  and  State.  London,  Allen  &  Unwin,  1937 


106     Zur  Dynamik  des  Nationalismus 

Studienkonferenz  Church  and  Society,  Thessaloniki  1959 

Ganz  anders  als  in  Oxford  1937,  wo  exzessiver  Nationalismus  als  Phänomen  europäischer  Na- 
tionalstaaten in  einer  Krisensituation  im  Zentrum  stand,  kam  im  Kontext  der  Entkolonialisierung 
die  Situation  von  den  Ländern  des  Südens  in  den  Blick.  „Nationbuilding"  war  hier  ein  Merkmal 
beginnender  politischer  Emanzipation  und  des  antikolonialen  Widerstandes.  Im  Schlußbericht 
der  1956  begonnenen  „Rapid  Social  Change"  -  Studie  von  Thessaloniki  (1959)  geht  es  um  die 
Stellungnahme  der  Ökumene  zum  emanzipatorischen  Nationalismus  der  jungen  Staaten. 


6.  Zur  Dynamik  des  Nationalismus  in  den  heutigen  Gebieten  raschen  sozialen 
Umbruchs 

In  der  Welt  von  heute  ist  der  Nationalismus  eine  der  machtvollsten  Triebkräfte  im  Le- 
ben der  Völker.  Und  doch  entzieht  sich  der  Begriff  einer  genauen  Definition.  Meistens 
wird  eine  Reihe  charakteristischer  Merkmale  der  Nation  aufgezählt,  von  denen  die 
hauptsächlichsten  die  Einheit  der  Rasse,  Sprache,  Regierung,  Kultur,  Religion  und 
des  Landes  sind.  Doch  da  Bevölkerungsgruppen,  denen  eins  bzw.  mehrere  dieser 
Hauptkennzeichen  fehlen,  trotzdem  ein  Nationalbewußtsein  entwickelt  haben,  müssen 
wir  zu  dem  Schluß  kommen,  da  ß  eine  Nation  wohl  einige  dieser  Attribute  aufweisen 
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muß,  die  treibende  Kraft  des  Nationalismus  aber  der  Wille  einer  Gruppe  Menschen  ist, 
die  sich  mit  dem  Ziel  zusammenschließen,  ihre  eigene  unabhängige  Regierung  zu  bil- 
den, als  anerkannte  Einheit  ihren  Platz  unter  den  Nationen  einzunehmen,  der  Indivi- 
dualitat ihrer  Gruppe  Ausdruck  zu  verleihen  und  ihren,  wie  sie  meinen,  spezifischen 
Beitrag  zum  Weltgeschehen  zu  leisten.  Diese  Triebkraft  des  Nationalismus  ist  es,  die 
langbestehende  Nationen  erhält  und  neue  schafft.  Seine  Ausdrucksform  ist  in  beiden 
Prozessen  wie  auch  im  Wandel  der  Zeiten  jeweils  verschieden. 

Mit  dem  Thema  des  Nationalismus  hatte  man  sich  bereits  in  den  ersten  Jahren  des 
Bestehens  der  ökumenischen  Bewegung,  besonders  aber  auf  der  Oxforder  Konferenz 
vom  Jahre  1937,  eingehend  befaßt.  Die  Zeitumstände  von  damals  brachten  es  jedoch 
mit  sich,  daß  die  Diskussion  sich  fast  ausschließlich  um  die  nationalistischen  Bewe- 
gungen in  westlichen  Ländern  drehte.  Heute  stellt  sich  die  besondere  Aufgabe,  im 
Lichte  der  Gegenwart  einen  anderen  Typ  des  Nationalismus  in  einer  anderen  Ge- 
schichtsphase unter  die  Lupe  zu  nehmen:  in  den  Gebieten  des  raschen  sozialen  Um- 
bruchs, besonders  aber  in  Asien  und  Afrika. 

Im  folgenden  soll  daher  nicht  der  Nationalismus  als  universale  Erscheinung,  auch 
nicht  der  Nationalismus  Asiens  und  Afrikas  aller  Zeiten  beleuchtet  werden,  sondern 
lediglich  der  Nationalismus  in  einer  bestimmten  Entwicklungsphase  der  Völker  Asiens 
und  Afrikas.  Auf  Lateinamerika  wird  im  Rahmen  des  vorliegenden  Berichtes  nicht  er- 
schöpfend eingegangen. 

Im  Nationalismus  nimmt  das  erwachende  Gefühl  fü r  menschliche  Wü  rde  in  den  bisher 
abhängigen  Völkern  und  Rassen  und  ihr  Ringen  um  den  Ausdruck  ihres  völkischen 
Selbstbewußtseins  greifbare  Gestalt  an.  Der  einigende  Kern  dieses  Nationalgefühls  ist 
das  Bewußtsein  der  Menschen  vom  gemeinsamen  Schicksal  und  gemeinsamen 
Kampf,  d.h.  von  ihrem  gemeinsamen  Entschluß,  sich  von  der  politischen  Fremdherr- 
schaft und  der  Rassendiskriminierung  frei  zu  machen.  Eine  Reihe  der  asiatischen  und 
afrikanischen  Völker  können  auf  eine  lange  Geschichte,  uralte  Religion  und  Kultur, 
weitverbreitete  Sprache,  örtliche  Verwaltung  und  politisch  auf  eine  monarchische  Tra- 
dition verweisen.  Der  Stolz  auf  bodenständige  Traditionen  ist  eine  der  Hauptantriebs- 
kräfte für  das  Nationalbewußtsein  und  wird  als  zweckdienliches  Mittel  im  Ringen  um 
die  Erreichung  der  nationalistischen  Ziele  bewußt  großgezogen.  Positiv  ausgedrückt 
bedeutet  das  eine  Reform  des  älteren  Kulturguts  und  seine  Verschmelzung  mit  der 
allgemeinen  Sehnsucht  nach  einem  unabhängigen  Nationalstaat. 

Seine  besondere  Prägung  erhält  der  Nationalismus  in  Afrika  noch  durch  die  Aufteilung 
der  dortigen  Völker  in  kleine  Stämme.  Die  nationalen  Bewegungen  operieren  inner- 
halb der  Grenzen,  die  erst  vor  relativ  kurzer  Zeit  von  europäischen  Mächten  gezogen 
wurden;  diese  Grenzen  sind  also  künstlich.  So  ist  das  Material  zum  Bau  der  Nationen 
hiervon  ungewöhnlicher  Plastizität,  und  die  zukünftigen  Grenzen  und  Gruppierungen 
der  neuen  Staaten  sind  noch  ungewiß.  Unter  solchen  Umständen  wird  die  weitver- 
breitete Reaktion  gegen  die  Rassenunterdrückung  zur  Haupttriebfeder  des  Nationa- 
lismus und  fördert  das  Bewußtsein  eines  gemeinsamen  Afrikanertums,  das  durch  die 
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Anwesenheit  europäischer  Siedler  in  mehreren  Ländern,  die  gegenüber  der  afrikani- 
schen Mehrheit  in  herrschenden  Stellungen  leben,  noch  verstärkt  wird.  Es  wäre  von 
Vorteil,  wenn  die  ökumenische  Bewegung  sich  in  den  nächsten  Jahren  der  Erfor- 
schung dieser  und  vieler  anderer  dem  afrikanischen  Nationalismus  eigenen  Züge 
widmen  könnte.  Im  vorliegenden  Bericht  beschränken  sich  unsere  Überlegungen  fast 
ausschließlich  auf  die  gemeinsamen  Merkmale  der  Nationalismen  Asiens  und  Afrikas. 

In  mehreren  asiatischen  und  einigen  afrikanischen  Staaten  ist  der  Nationalismus  mit 
Erlangen  der  politischen  Selbständigkeit  in  eine  zweite  Entwicklungsphase  eingetre- 
ten, die  auch  für  den  Nationalismus  in  Lateinamerika  kennzeichnend  ist.  Viele  natio- 
nalen Bewegungen  haben  sich  nach  Erlangung  ein  vierfaches  Ziel  gesetzt: 

1.  die  Konsolidierung  der  im  Freiheitskampf  errungenen  nationalen  Einheit  und  die 
Überwindung  der  zersetzenden  Kräfte,  die  dem  jungen  Nationalstaat  aus  sprach- 
lich, landschaftlich,  kastenmäßig  oder  sonstwie  begründeten  separatistischen  Be- 
strebungen erwachsen; 

2.  Aufbau  einer  politischen  Demokratie,  die  dem  einzelnen  sowie  den  Minderheiten- 
gruppen die  menschlichen  Grundrechte  garantieren; 

3.  Inangriffnahme  des  planvollen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Aufbaus  der  Nation; 

4.  Anerkennung  des  Unabhängigkeits-Status  und  Mitarbeit  in  der  Gemeinschaft  der 
Völker. 

Jede  junge  Nation  muß  sich  mit  Spannungen  und  Konflikten  auseinandersetzen,  die 
sich  aus  dem  Verhältnis  dieser  verschiedenen  Programmpunkte  zueinander  ergeben. 
Eine  Überbetonung  der  Konsolidierung  der  nationalen  Einheit  kann  zum  Beispiel  zu 
einer  Verletzung  der  demokratischen  Freiheiten  der  Person  führen;  dieser  Konflikt  wird 
nach  Erlangung  der  nationalen  Unabhängigkeit  noch  stärker  in  Erscheinung  treten. 
Ein  ähnliches  Spannungsverhältnis  besteht  zwischen  wirtschaftlichem  Aufbau  und 
Demokratie.  In  der  heutigen  Welt  muß  zudem  mit  der  Unabhängigkeit  auch  eine 
schöpferische  gegenseitige  Abhängigkeit  im  Verhältnis  zu  den  anderen  Völkern  erar- 
beitet werden,  und  hierbei  treten  wegen  des  psychologischen  Erbes  aus  der  Kolonial- 
zeit ungeheure  Spannungen  auf.  Wir  gehen  auf  einige  Aspekte  dieser  Spannungen  an 
anderer  Stelle  ein. 

Beide  Stadien  des  Nationalismus  finden  ihre  moralische  Berechtigung  in  der  Tatsa- 
che, daß  sie  der  Befreiung  abhängiger  Völker  dienen.  Diese  Befreiung  wird  von  der 
christlichen  Kirche  begrüßt  und  gefördert.  Der  Begriff  "verantwortliche  Gesellschaft" 
besagt,  daß  die  Menschen  Gott  und  ihren  Mitmenschen  gegenüber  selbst  die  Verant- 
wortung für  ihre  das  Leben  der  Gesellschaft  betreffenden  Entscheidungen  und  Ent- 
schlüsse übernehmen  müssen,  und  ein  solches  verantwortliches  Mitwirken  am  gesell- 
schaftlichen und  politischen  Leben  ergibt  sich  nur  da,  wo  jede  völkische  Einheit  oder 
Gruppe  in  Freiheit  ihren  Wesensausdruck  finden  kann.  Dieser  Nationalismus  darf  da- 
her weder  mit  jener  aggressiven  Form  des  Nationalismus  gleichgesetzt  werden,  des- 
sen Ziel  die  Beherrschung  anderer  Völker  ist,  noch  mit  dem  isolationistischen  Nationa- 
lismus, der  die  Verantwortung  fü  r  andere  V  ölker  ablehnt.  Immerhin  mu  ß  man  sich  dar- 
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über  klar  sein,  das  selbst  eine  legitime  nationalistische  Bewegung  als  Ausdruck  des 
nationalen  Freiheitsdranges  und  Aufbauwillens  den  Keim  zur  Abirrung  ins  Verderbli- 
che in  sich  tragt. 

Es  liegt  in  der  Natur  des  Nationalismus  als  einer  machtpolitischen  Bewegung,  daß  er 
in  Geisteshaltung  und  Methode  weitgehend  von  den  Machtstrukturen  bestimmt  wird, 
gegen  die  er  kämpft;  ferner  spielen  dabei  alte  und  neue  Konzeptionen  und  Wertbe- 
griffe der  Gesellschaft  mit,  die  häufig  zu  Ideologien  werden.  In  vielen  Fällen  kann  es 
vorkommen,  daß  die  Verantwortung  für  einen  auf  die  Spitze  getriebenen  Nationalis- 
mus bei  den  außenstehenden  politischen  und  wirtschaftlichen  Mächten  und  den  Kolo- 
nialverwaltungen liegt.  Doch  können  die  zerstörerischen  Kräfte  auch  von  innen  aus 
egoistischen  Motiven  und  Zielsetzungen  und  im  Verfolg  an  sich  richtiger  Ziele  mit 
selbstgerechtem  Übereifer  aufsteigen.  Selbst  ein  durch  und  durch  konstruktives  Na- 
tionalgefühl muß  daher  gegen  ein  Überhandnehmen  destruktiver  Tendenzen  ge- 
schützt werden;  das  ist  eine  Tatsache,  die  von  den  Nationalistenführern  selbst  aner- 
kannt wird.  Sehr  häufig  ist  der  Kampf  der  verantwortungsbewußten  nationalistischen 
Bewegung  gegen  die  Unverantwortlichkeit  innerhalb  der  eigenen  Reihen  so  hart  wie 
der  Kampf  gegen  äußere  Feinde.  Die  spezifischen  Gründe,  durch  die  das  aufbauende 
Element  im  Kampf  um  die  nationale  Unabhängigkeit  in  den  Gebieten  des  raschen  so- 
zialen Umbruchs  eine  Schwächung  erfährt,  wurden  auf  einer  Reihe  von  ökumenischen 
Arbeitstagungen  beleuchtet.  Einige  dieser  Gründe  sind: 

1.  Ein  Nationalismus,  entstanden  aus  der  idolhaften  Verherrlichung  der  Nation,  ver- 
führt die  Menschen  dazu,  in  der  Nation  den  Messias  zu  sehen,  durch  den  der 
Mensch  seine  totale  Erlösung  erfährt.  Dies  wirkt  nicht  nur  verderblich  auf  den  Na- 
tionalismus zurück,  sondern  führt  außerdem  zu  einer  Ableugnung  aller  übernatio- 
nalen Gegebenheiten,  seien  sie  menschlicher  oder  göttlicher  Natur.  So  wird  der 
Nationalismus  sein  eigenes  Gesetz,  unter  dem  alles  gestattet  ist. 

2.  Wie  schon  gesagt,  bedeutet  der  Nationalismus  in  Asien  und  Afrika  im  Kern  das 
Erwachen  der  Völker  zum  Bewußtsein  ihrer  eigenen  Menschenwürde.  Daher  ist  ei- 
nes seiner  Hauptanliegen  gewöhnlich  das  Streben  nach  Freiheit  der  Person  und 
soziale  Gerechtigkeit,  ein  Anliegen,  dessen  Ursprung  oft  auf  den  Einfluß  der  west- 
lichen Kultur  und  des  Christentums  zurückgeht.  Es  ist  bezeichnend,  daß  die  Führer 
der  nationalen  Bewegungen  Leute  sind,  die  eine  westliche  Erziehung,  sehr  oft  auf 
christlichen  Schulen,  genossen  haben.  In  vielen  Fällen  werden  sie  das  Gute  und 
das  Schlechte  in  der  westlichen  Kultur  unterscheiden  können  und  ihr  eigenes  ein- 
heimisches geistiges  Erbe  von  diesen  neuen  gesellschaftlichen  Werten  her  neu  zu 
deuten  suchen.  Aus  Reaktion  gegen  eine  völlige  Abkehr  von  der  einheimischen 
Tradition  oder  aus  der  Kampfstimmung  gegen  eine  westliche  Macht  heraus,  die  ih- 
rerseits das  Verständnis  für  liberale  Ziele  verloren  hat,  kommt  es  jedoch  manchmal 
zu  einer  totalen  Ablehnung  der  westlichen  Kultur  durch  den  Nationalismus  und  sei- 
nervölligen Unterwerfung  unter  die  alten  Götter  und  Werte.  In  diesem  Fall  verliert 
der  Nationalismus  jedes  Unterscheidungsvermögen,  und  am  Ende  hören  Men- 
schenwürde und  soziale  Gerechtigkeit  selbst  als  Idee  zu  bestehen  auf. 
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3.  Wo  fremde  und  einheimische  Interessengruppen  sich  die  starken  Kräfte  der  Unei- 
nigkeit zunutze  machen,  braucht  die  Sache  des  Nationalismus  eine  einigende 
Ideologie,  die  den  Freiheitsdrang  des  Volkes  fördern  und  in  zielbewußte  Bahnen 
lenken  kann.  Nach  Erlangung  der  Unabhängigkeit  aber  bleiben  die  psychologi- 
schen Voraussetzungen  häufig  bestehen  und  zeigen  sich  nun  in  der  Neigung  zur 
Verab'solutierung  des  Staates  bzw.  serner  Führer.  Diese  Tendenz  kommt  in  einer 
Überempfindlichkeit  gegenüber  jeder  Kritik  und  in  der  Forderung  nach  absoluter 
Loyalität  zum  Ausdruck.  Hierin  liegt  für  den  konstruktiven  Charakter  des  Nationa- 
lismus eine  große  Gefahr. 

4.  Ein  konstruktiver  Nationalismus  gesteht  jeder  Kultur-,  Volks-  oder  Rassengruppe 
das  Recht  zu,  im  Ringen  um  die  nationale  Eigenständigkeit  ihren  Beitrag  zu  leisten. 
Jede  Verweigerung  dieses  Rechts  führt  unweigerlich  zur  Unterdrückung  einzelner 
Gruppen  oder  zu  Gewalttätigkeiten  in  der  Bevölkerung.  Der  Bericht  der  Christlichen 
Ostasien-Konferenz  weist  auf  die  Gefahr  hin,  daß  eine  die  Mehrheit  bildende  Kul- 
tur- oder  Volksgruppe  bzw.  Partei  sich  als  die  Nation  anstatt  als  Teil  der  Nation 
sieht  und  die  übrigen  Kultur-  und  Volksgruppen  oder  Parteien  unterdrückt.  Ande- 
rerseits wird  im  gleichen  Bericht  auch  erwähnt,  daß  Minderheitengruppen  mit  ihrer 
Forderung  nach  getrennter  politischer  Selbstbestimmung  zur  Zerstörung  des 
Staates  führen  können.  In  diesem  Zusammenhang  wäre  von  den  spezifisch  afrika- 
nischen und  asiatischen  Bedingungen  her  eine  Studienarbeit  über  die  Bedeutung 
des  Begriffs  "Nation"  und  über  die  Voraussetzungen  zu  einem  sichtbaren  National- 
staat notwendig.  In  den  lateinamerikanischen  Ländern  nimmt  die  nationale  Bewe- 
gung, die  mit  dem  Streben  nach  wirtschaftlicher  Unabhängigkeit  begründet  wird,  in 
ihren  konservativen  und  äußerst  nationalistischen  Parteien  oft  einen  sehr  exklusi- 
ven Charakter  an;  auch  erhebt  sie  den  Anspruch,  der  Staat  müsse  sich  mit  der  rö- 
misch-katholischen Kirche  identifizieren,  eine  Forderung,  die  sich  sehr  nachteilig 
für  die  anderen  christlichen  und  nichtchristlichen  Gruppen  auswirkt. 

5.  Der  Nationalismus  einer  kleinen,  aber  herrschenden  Minderheitengruppe,  die  in 
Kultur,  Wirtschaft  oder  Politik  Bedeutendes  für  ihr  Land  geleistet  hat,  kann  aus  ei- 
nem Gefühl  der  Unsicherheit  heraus  den  Mehrheitsgruppen  dieses  Landes  den  ih- 
nen zukommenden  Anteil  an  der  Regierung  verweigern.  Die  Folge  ist,  daß  die 
Mehrheit  in  ihrem  Ringen  für  politische  Gleichberechtigung  nur  allzu  leicht  in  einen 
exklusiven  Nationalismus  verfällt.  Die  auf  diese  Weise  aufgerissene  Kluft  muß  erst 
überbrückt  werden,  ehe  ein  wirklich  allumfassender  und  konstruktiver  Nationalis- 
mus entstehen  kann.  (...) 


7.  Christentum  und  Nationalismus 

Welches  ist  die  Haltung  der  christlichen  Kirche  gegenüber  dem  Nationalbewußtsein 
der  aufstrebenden  Völker?  In  den  folgenden  Punkten  wird  versucht,  diese  Haltung  in 
großen  Zügen  zu  umschreiben. 

1.   Da  die  Kirche  an  die  Vorsehung  Gottes  und  die  Erlösung  durch  ihn  glaubt,  kann  sie 
in  dem  erwachenden  Streben  nach  Freiheit  und  gesellschaftlicher  Gerechtigkeit 
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eine  Bewegung  des  menschlichen  Geistes  sehen,  die  Gott  in  den  Dienst  der 
Menschheit  stellen  kann.  Die  Kirchen  sollten  daher  bedenken,  daß  der  erwachende 
Nationalismus  die  bisher  unterdrückten  Völker  dem  Strom  der  Weltgeschichte  zu- 
führen und  den  Menschen  die  zur  Entscheidung  ihres  Schicksals  nötige  Freiheit 
verleihen  kann.  Andere  Punkte  zur  Ortsbestimmung  des  Nationalismus  innerhalb 
der  göttlichen  Vorsehung  bedürfen  noch  weiterer  theologischer  Durchdringung. 

2.  Der  Ausgangspunkt  der  christlichen  Kirchen  Asiens  und  Afrikas,  die  missionarische 
Bewegung,  wurde  im  Laufe  der  Geschichte  ziemlich  weitgehend  mit  der  politischen 
und  kulturellen  Expansionsbewegung  des  Westens  in  Verbindung  gebracht,  so  daß 
bei  vielen  Menschen  dieser  Länder,  einschließlich  der  jüngeren  Christengenera- 
tion, der  Eindruck  entstehen  konnte,  Kirche  und  Christentum  repräsentierten  mehr 
oder  weniger  die  westlichen  Herrscher.  Daher  wird  häufig  mit  der  Ablehnung  der 
westlichen  Herrschaft  auch  das  Christentum  als  solches  verworfen,  und  die  Män- 
ner und  Frauen,  die  sich  der  nationalistischen  Politik  anschließen,  sind  damit  oft  für 
die  Kirche  verloren.  (...)  Hinzu  kommt  die  Einstellung  einer  großen  Zahl  von  Älte- 
sten und  Geistlichen  in  diesen  Kirchen,  in  deren  Meinung  das  Christentum  ein 
reine  Geistesreligion  für  das  persönliche  Heil  des  einzelnen  ist  und  mit  der  Politik 
rein  gar  nichts  zu  tun  hat.  Diese  Vorstellung  von  einem  nichtpolitischen  Christen- 
tum hat  junge  christliche  Menschen  und  Politiker  in  dem  Gefühl  bestärkt,  das  Chri- 
stentum stehe  den  wirklichen  Problemen  des  Lebens  in  Gesellschaft  und  Staat 
gleichgültig  gegenüber,  und  so  treten  sie  aus  einer  Kirche  aus,  die  sie  bestenfalls 
für  nicht  zuständig  erachten.  Daher  besteht  für  die  Kirche  in  Afrika,  Asien  und  La- 
teinamerika Anlaß,  sich  aufs  neue  über  die  Herrschaft  Jesu  Christi  über  die  ganze 
Welt  und  über  das  ökumenische  Wesen  der  Kirche  klarzuwerden.  Damit  wird  den 
Kirchen  dazu  verholfen,  sich  von  den  falschen  Anwürfen  einer  Identifizierung  mit 
westlicher  Kultur  und  Politik  frei  zu  machen  und  darüber  hinaus  eine  positive  Hal- 
tung im  Ringen  um  die  nationale  Freiheit  und  Staatenwerdung  einzunehmen. 

3.  Die  kirchliche  Teilnahme  an  der  nationalen  Bewegung  muß  positiver  und  verant- 
wortlicher Natur  sein.  Sie  sollte  eine  Antwort  auf  den  Auftrag  Gottes  sein,  von  sei- 
nem Heilsplan  für  die  Welt  und  von  seiner  Sorge  für  die  Menschen  in  ihrer  tatsäch- 
lichen Situation  zu  zeugen.  Aus  diesem  Grunde  wird  es  ein  kritischer  und  nicht  un- 
eingeschränkter Beitrag  sein.  Wo  der  Nationalismus  die  totale  Loyalität  der  Kirche 
und  ihrer  Glieder  verlangt,  müssen  wir  Gott  mehr  gehorchen  als  den  Menschen. 
Gott  ist  kein  Werkzeug  im  Dienste  des  Nationalismus.  Er  ist  sein  Richter,  und  sein 
Wort  ist  verwandelnde  Kraft.  Daher  ist  das  Ringen  der  Kirche  um  die  Freiheit  des 
Gottesdienstes  und  Bekenntnisses  zu  Jesus  Christus  als  dem  Herrn  der  Nation, 
um  die  Möglichkeit,  ihre  Gemeinschaft  allen  Menschen  ohne  Ansehen  der  Haut- 
farbe oder  sonstiger  Kennzeichen  zugänglich  zu  machen,  und  um  die  Verbindung 
zu  Kirchen  außerhalb  der  Nation  gleichzeitig  ihr  Beitrag  zur  Entwicklung  eines  ge- 
sunden Nationalbewußtseins. 

4.  Wo  der  Imperialismus  oder  Nationalismus  zum  Götzen  erhoben  oder  verabsolutiert 
wurde,  kann  die  Kirche  der  Nation  immer  dienen,  indem  sie  ihre  Verfolgung  erdul- 
det. Auch  das  Dulden  ist  ein  Bekenntnis  zu  Jesus  Christus  als  dem  Herrn  der  Na- 
tion und  hat  erlösende  Kraft. 


441 


V.  Soziale  Ethik 

Quelle:  Aufgaben  und  Möglichkeiten  christlichen  Handelns  im  raschen  sozialen  Umbmch.  Amt- 
liche deutsche  Fassung  des  Berichtes  einer  vom  Weltkirchenrat  einberufenen  internationalen 
Studienkonferenz,  in:  ZEE  5  (1960)  S.  257-320,  Gütersloh  1960,  hier:  S. 287-292.  Engl.  Fassung 
in:  Dilemmas  and  Opportunities:  Christian  Action  in  Rapid  Social  Change.  Report  of  an  Interna- 
tional Ecumenical  Study  Conference,  Thessalonica,  Greece,  July  25-August  2,  1959.  Geneva, 
WCC,  1959 
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Sektion  II  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Die  im  Studienprbzeß  „Areas  of  Rapid  Social  Change"  diskutierte  Frage  der  emanzipativen 
Rolle  des  Nationalismus  in  den  jungen  Nationalstaaten  des  Südens  wird  auch  auf  der  Weltkon- 
ferenz von  Genf  1966  fortgeführt. 


///.  Die  Aufgabe  des  Staates  in  Entwicklungsländern 

46.  Politisches  Handeln  für  den  Aufbau  eines  Staates  sollte  auf  die  vollere  wirtschaftli- 
che Entwicklung  des  Landes  ausgerichtet  sein;  aber  der  wirtschaftliche  Fortschritt  al- 
lein ist  nicht  genug.  Der  Staatsaufbau  sollte  in  größerem  Zusammenhang  gesehen 
werden  und  die  Formung  des  Charakters  einschließen.  Das  bedeutet,  daß  der  Staat 
und  der  einzelne  ihren  angemessenen  Platz  finden  und  sich  gegenseitig  respektieren 
müssen.  Der  Staat  sollte  so  handeln,  daß  die  Menschen  wahrnehmen  können,  daß  sie 
am  Wohlstand  des  Landes  einen  gerechten  Anteil  haben  und  daß  sie  am  Zustande- 
kommen der  Entscheidungen  beteiligt  sind.  Als  Folge  hiervon  wird  das  Volk  auf  seine 
eigene  Kultur  stolz  sein  und  für  sein  Land  die  Notwendigkeit  empfinden,  in  der  Bezie- 
hung zu  anderen  Landern  verantwortlich  zu  handeln. 

47.  Ein  Gefühl  des  Nationalismus  ist  wesentlich  für  den  Aufbau  einer  neuen  Nation. 
Doch  dieser  Nationalismus  darf  nicht  verwechselt  werden  mit  einigen  Formen  des  ag- 
gressiven Nationalismus,  die  zu  Kriegen  geführt  haben,  eines  Nationalismus,  der  die 
Nation  vergöttlicht  und  Gefühle  nationaler  Überlegenheit  erweckt.  Er  muß  auf  die 
Gleichberechtigung  der  Nation  und  auf  gegenseitige  Zusammenarbeit  gegründet  sein. 
Er  sollte  ein  Mittel  sein,  die  Integration  zu  erlangen,  und  nicht  zu  einem  Instrument  für 
die  Betonung  der  Spaltungen  werden,  die  in  der  Vergangenheit  durch  ethnische,  reli- 
giöse Fragen  oder  durch  Grenzprobleme  hervorgerufen  wurden. 

48.  Diejenigen,  die  heute  verständliche  Einwände  gegen  den  Nationalismus  haben, 
sollten  ohne  Vorurteile  erwägen,  was  Nationalismus  und  Nationalstaat  für  den  Staats- 
aufbau in  jungen  Nationen  wirklich  bedeuten:  Der  Nationalismus  verkörpert  den  Ge- 


442 


V.5  Ethnizität,  Nation  und  Kultur 

danken  eines  nationalen  Zieles;  er  ist  das  Mittel  im  Ringen  um  wirkliche  Unabhängig- 
keit; sein  Ziel  ist  neue  Freiheit  von  den  früheren  kolonialen  Strukturen,  in  denen  die 
jungen  Nationen  aufgebaut  wurden;  er  ist  ein  Mittel,  Einheit  zu  gewinnen  innerhalb 
von  Nationalstaaten,  die  von  den  Kolonialmächten  bei  der  Unabhängigkeit  geerbt 
wurden,  von  Nationalstaaten,  die  aus  Völkern  verschiedener  ethnischer  Gruppen  und 
Sprachen  bestehen;  er  ist  ein  Mittel,  um  die  Nationalpersönlichkeit  zu  finden. 

49.  Der  Nationalismus  kann  auch  zur  Gründung  regionaler  Gruppen  im  gegenseitigen 
Interesse  des  Handels  und  des  Schutzes  vor  Intervention  von  außen  positiv  einge- 
setzt werden.  Er  könnte  auch  im  Ringen  um  eine  neue  Weltordnung  wirksam  benutzt 
werden. 

50.  Zum  Aufbau  junger  Nationen  sind  Ziele  notwendig.  Diese  sollten  einschließen: 

-  die  Entwicklung  eines  Nationalzieles, 

-  die  größtmögliche  Entwicklung  der  menschlichen  und  naturgegebenen  Kräfte, 

-  die  Schaffung  sozialer  Organisationen  auf  breiter  Grundlage, 

-  die  Schaffung  einer  sozialen  Gerechtigkeit  auf  breiter  Grundlage, 

-  Sicherheit  für  Volk  und  Staat, 

-  die  Entgötterung  der  Technik, 

-  eine  angemessene  Erziehung  und  kulturelle  Möglichkeiten  für  alle  Menschen, 

-  die  Beteiligung  des  ganzen  Volkes  am  Zustandekommen  der  Entscheidungen  auf 
allen  Ebenen. 

Quelle:  Bericht  der  Sektion  II  „Wesen  und  Auftrag  des  Staates  in  einer  Zeit  des  Umbruchs",  in: 
Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesellschaft,  hg.v. 
ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfned  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967,  S.  161f 


108     Erklärung  zu  Urvölkern  und  Landrechten 

Siebte  Vollversammlung,  Canberra  1991 

Über  die  Problematik  kultureller  und  ethnischer  Identität  ist  in  den  70er  Jahren  vor  allem  auf  der 
Weltmissionskonferenz  von  Bangkok  (Sektion  I)  und  bei  der  Vollversammlung  von  Nairobi 
(Sektion  III)  intensiv  nachgedacht  worden.  Bei  den  Vollversammlungen  in  Vancouver  (1983) 
und  Canberra  (1991)  erhielten  die  Fragen  des  Verhältnisses  zu  den  Urvölkern  (indigenous  peo- 
ple,  indigenas)  -  nicht  zuletzt  im  Zusammenhang  des  Gedenkens  an  die  1492  -  vor  500  Jahren  - 
begonnene  christliche  Eroberung  Lateinamerikas  eine  neue  Aktualität.  Bereits  im  Jahr  1982 
hatte  der  Zentralausschuß  eine  Erklärung  zum  Recht  der  Ureinwohner  auf  Grund  und  Boden 
veröffentlicht  (vgl.  Text  Nr.  100).  Im  Jahre  1989  fand  in  Darwin  eine  Konsultation  über  die 
Landrechte  der  Urvölker  statt.  Im  Rahmen  der  Erklärungen  zu  öffentlichen  Angelegenheiten 
verfaßte  die  Vollversammlung  in  Canberra  auch  die  nachfolgende  Erklärung. 
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Über  bloße  Worte  hinausgehen 

1.  "Komm,  Heiliger  Geist,  erneuere  die  ganze  Schöpfung!"  Wir  sind  nach  Australien 
gekommen,  dem  Land  unserer  Aboriginesschwestern  und  -brüder,  den  Ureinwohnern, 
die  es  das  Land  des  Geistes  nennen.  Wir  sind  gekommen,  um  zuzuhören  und  zu  ler- 
nen. Wir  sind  gekommen,  um  gemeinsam  zu  feiern,  was  uns  der  Heilige  Geist  gege- 
ben hat.  Wir  sind  sehr  freundlich  von  den  Aborigines  und  den  Torresstraße-Inselbe- 
wohnern  empfangen  worden,  deren  Weitsicht  und  Wissen  uns  beeindruckt  haben.  Wir 
haben  zusammen  Gottesdienst  gefeiert.  Sie  haben  uns  ihre  Geschichten  erzählt.  Sie 
haben  uns  von  ihrem  Leben  erzählt,  dem  großen  Schmerz  darüber,  daß  man  ihnen  ihr 
Land  und  ihre  Kinder  geraubt  hat,  von  ihrer  Armut  und  Unterdrückung.  Trotz  all  dieser 
Umstände  haben  sie  durchgehalten,  überlebt,  und  leben  weiter.  Wir  grüßen  sie  und 
bezeugen  unsere  Solidarität  mit  ihrem  mutigen  Kampf  für  Gleichberechtigung  und  Ge- 
rechtigkeit. 

2.  In  den  letzten  zwanzig  Jahren  haben  Urvölker  in  der  ganzen  Welt  durch  vom  ÖRK 
einberufene  und  finanzierte  Konsultationen  zu  den  Kirchen  gesprochen.  Vor  kurzem 
wies  der  ÖRK  anläßlich  der  Konsultation  von  Darwin  und  des  Encuentro  von  San  An- 
tonio (beide  im  Jahre  1989)  erneut  auf  den  Kampf  der  Urvölker  um  internationale  An- 
erkennung ihrer  Souveränität,  ihrer  Selbstbestimmung,  ihrer  traditionellen  religiösen 
Bräuche  und  ihrer  Landrechte  hin.  Die  Urvölker  fordern,  daß  die  Kirchen  sie  in  diesem 
Kampf  unterstützen.  Sie  vergessen  nicht,  daß  einige  Kirchen  viel  zu  lange  mit  unter- 
drückerischen Regierungen  zusammengearbeitet  und  dazu  beigetragen  haben,  deren 
Handeln  zu  rechtfertigen,  aber  sie  wissen  auch,  daß  manche  Kirchen  begonnen  ha- 
ben, die  Bestrebungen  der  Urvölker  zu  unterstützen. 

3.  Wenngleich  wir  zugeben,  daß  den  Kirchen  erhebliche  Privilegien  und  Profite  durch 
den  Umstand  zufielen,  daß  die  Ausbeutung  der  Urvölker  oft  Hand  in  Hand  ging  mit 
frühen  missionarischen  Unternehmungen,  so  möchten  wir  doch  festhalten,  daß  die 
Kirchen  mit  prophetischer  Stimme  Gerechtigkeit  für  die  Urvölker  gefordert  haben.  Der 
ÖRK  ruft  seine  Mitgliedskirchen  zur  Umkehr,  zu  tatkräftiger  und  anhaltender  Buße  und 
zur  Wiedergutmachung  von  Sünden  aus  der  Vergangenheit  auf,  um  den  Weg  zur  Ver- 
söhnung zu  ebnen.  Nur  so  können  wir  hoffen,  das  Vertrauen  und  die  Achtung  der  Ur- 
bevölkerung zu  gewinnen  oder  zu  bewahren  und  uns  ihrer  würdig  zu  erweisen.  Wir 
müssen  uns  auch  weiterhin  mit  unserer  Rolle  als  Helfer  und  sogar  Mittäter  bei  vergan- 
genen und  gegenwärtigen  Ungerechtigkeiten  gegen  Urvölker  auseinandersetzen. 

4.  Daher  sollte  der  ÖRK  seine  Arbeit  mit  den  Urvölkern  fortsetzen,  um  zu  gewährlei- 
sten, daß  die  von  diesen  Völkern,  ihren  Gemeinschaften  oder  Organisationen  aufge- 
zeigten Probleme  zur  Kenntnis  genommen  und  angegangen  werden.  Wir  stellen  fest, 
daß  die  Weltöffentlichkeit  aufmerksamer  geworden  ist  auf  den  Kampf  der  Urvölker  um 
Freiheit,  u.a.  auch  auf  die  Anliegen  der  Dalits  in  Indien.  Wir  sind  uns  der  Tatsache  be- 
wußt,  daß  Wunden,  die  seit  500  Jahren  -  beginnend  mit  Invasion,  Eroberung,  Koloni- 
sierung und  missionarischem  Eifer  -  zugefügt  worden  sind,  nur  langsam  heilen  kön- 
nen. Im  Bewußtsein  der  Tatsache,  daß  die  Unterdrückung  von  Urvölkern  ein  rassisti- 
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scher  Akt  ist,  und  daß  Rassismusprobleme  in  der  ganzen  Welt  miteinander  in  Zu- 
sammenhang stehen,  sollte  der  ÖRK  in  den  Jahren  bis  zur  nächsten  Vollversammlung 
seine  Bemühungen  um  Gleichberechtigung  der  Rassen  verstärken. 

5.  In  ihrem  Bestreben,  Gerechtigkeit  durch  Souveränität,  Selbstbestimmung  und 
Landrechte  für  die  Urvölker  zu  fördern,  ruft  die  Siebte  Vollversammlung  des  ÖRK  die 
Mitgliedskirchen  auf,  über  bloße  Worte  hinauszugehen  und  konkret  zu  handeln,  und 
dabei  vor  allem 

a)  mit  Urvölkern  zu  verhandeln,  um  Mittel  und  Wege  zu  finden,  wie  Land,  das  die 
Kirchen  der  Urbevölkerung  zu  Unrecht  genommen  haben,  an  diese  zurückgege- 
ben werden  kann; 

b)  die  Selbstbestimmung  und  Souveränität  der  Urvölker  -  und  zwar  so,  wie  sie  von 
ihnen  selbst  definiert  wird  -  in  Kirche  und  Gesellschaft  zu  akzeptieren,  anzuer- 
kennen und  nachdrücklich  zu  fördern; 

c)  ihren  Einfluß  bei  Regierungen  und  internationalen  Gremien  dazu  zu  nutzen,  sich 
mit  Nachdruck  für  Gerechtigkeit  und  Souveränität  und  Selbstbestimmung  der  Ur- 
völker einzusetzen; 

d)  das  Jahr  1992,  in  dem  sich  die  Ankunft  von  Kolumbus  in  Amerika  zum  500.  Male 
jährt,  zum  Jahr  gegen  den  Rassismus  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Ur- 
völker und  Schwarzen  zu  erklären,  denn  diese  Eroberung  bedeutet  500  Jahre 
Völkermord,  Enteignung,  Sklaverei  und  Unterdrückung.  Wir  fordern  die  weltweite 
christliche  Gemeinschaft  und  die  Regierungen  auf,  von  Feiern  anläßlich  dieses 
historischen  Datums,  die  ohne  Mitwirkung  von  Urvölkern  organisiert  werden,  Ab- 
stand zu  nehmen  und  statt  dessen  mit  diesen  an  ihren  eigenen  Gedenkveran- 
staltungen teilzunehmen; 

e)  sich  der  fortgesetzten  und  heute  zunehmenden  (und  mit  dem  Golfkrieg  gerecht- 
fertigten) Ausbeutung  des  Landes  und  der  Bodenschätze  von  Urvölkern  zu  wi- 
dersetzen; 

f)  Begräbnisplätze  und  heilige  Stätten  der  Urvölker  vor  Schändung  und  Zerstörung 
zu  schützen  und  sich  für  die  Rückführung  von  Gebeinen  der  Vorfahren,  Kultur- 
gütern, heiligen  Gegenständen  und  anderen  den  Urvölkern  gehörenden  Dingen 
einzusetzen; 

g)  das  Recht  der  Urvölker  auf  Ausübung  ihrer  traditionellen  Religionen  zu  schützen. 

Quelle:  Im  Zeichen  des  Heiligen  Geistes.  Bericht  aus  Canberra  1991;  Offizieller  Bericht  der 
Siebten  Vollversammlung  des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen,  7.  bis  20.  Februar  1991  in 
Canberra  (Australien),  hg.v.  Walter Müller-Römheld,  Frankfurt/M.  1991,  S.219-221 
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Konsultation,  Sri  Lanka  1994 

Auf  Einladung  von  ÖRK,  LWB  und  RWB  fand  in  Mount  Lavinia/Sri  Lanka  vom  15.-19.  Novem- 
ber 1994  eine  Konsultation  statt,  deren  Ziel  es  war,  auf  dem  Hintergrund  der  weltweit  über  50 
gewalttätigen  Konfliktherde  mit  ethnischem  Hintergrund  (z.B.  Bosnien,  Ruanda,  Sri  Lanka)  Fol- 
gerungen für  das  christliche  Handeln  im  Blick  auf  die  Herausforderungen  von  Ethnizität  und  Na- 
tionalismus zu  formulieren. 


/.  Einige  Erscheinungsformen  und  Faktoren  von  Ethnizität 

(...)  Keine  zwei  ethnischen  Konfliktsituationen  sind  gleich.  Die  Geschichten  und  Fall- 
studien, die  zu  unseren  Beratungen  vorgetragen  wurden,  wiesen  mehrere  Einzelbe- 
reiche aus,  in  denen  die  für  eine  bestimmte  Spannungs-  oder  Konfliktsituation  cha- 
rakteristischen Merkmale  zu  finden  sein  können.  Hier  sind  einige  dieser  Elemente: 

Lokale  Faktoren.  Jede  Situation  erwächst  zum  Teil  aus  den  Besonderheiten  des  Um- 
feldes, in  dem  die  verschiedenen  Gruppen  leben.  Dazu  gehören  ihre  Wirtschaftskraft 
und  ihr  Wirtschaftspotential,  ihr  soziologischer  Aufbau,  demographische  Gegebenhei- 
ten und  geographische  Faktoren.  Wenn  es  um  indigene  Völker  geht,  ist  es  wichtig  an- 
zuerkennen, daß  ihre  Beziehung  zum  Land  ein  wesentlicher  Bestandteil  ihrer  Spiritua- 
lität ist. 

Geschichte.  Jede  Situation  entwickelt  sich  aus  eigenen  historischen  Umständen  her- 
aus, die  Außenstehenden  oft  nicht  vertraut  sind.  Als  Teil  des  fortlaufenden  Stromes 
der  Geschichte  ist  keine  Situation  jemals  statisch.  Wichtiger  noch:  Es  gibt  oft  tiefgrei- 
fende Meinungsverschiedenheiten  über  die  historische  Überlieferung  (in  den  meisten 
Fällen  wird  Geschichte  "von  den  Gewinnern  geschrieben")  und  wie  sie  interpretiert 
werden  soll. 

Äußere  Einflüsse.  Keine  Situation  ist  gegen  Kräfte  von  außen  abgeschirmt,  die  aus 
verschiedenen  Interessen  heraus  handeln.  Häufig  sind  es  frühere  Handlungen  frem- 
der Kräfte,  die  die  aktuelle  Spannung  erzeugt  haben,  wie  zum  Beispiel  im  Fall  des 
Kolonialismus;  aber  ähnliche  Intervention  von  außen  entsteht  bei  expansionistischen 
Tendenzen  benachbarter  Nationen  und  bei  den  wirtschaftlichen  Herrschaftsstrukturen 
des  "Neokolonialismus".  Oft  ist  die  Einflußnahme  der  Kräfte  von  außen  offen  und  für 
alle  klar  ersichtlich,  aber  manchmal  operieren  sie  auch  verdeckt  und  erwecken  damit 
zusätzlich  Argwohn  und  Mißtrauen. 
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Bilder  vom  anderen.  In  jeder  Spannungs-  oder  Konfliktsituation  zwischen  ethnischen 
Gruppen  besteht  eine  starke  Tendenz,  daß  das  Verhalten  jeder  Seite  von  den  negati- 
ven Bildern  der  anderen  Seite  bestimmt  wird,  ohne  daß  ernsthaft  versucht  wird,  diese 
Bilder  auf  ihre  Richtigkeit  zu  überprüfen.  Wenn  sich  die  Spannungen  zwischen  den 
Gruppen  verschärfen,  gleichen  Menschen  ihr  Handeln  zunehmend  den  verzerrten  Bil- 
dern vom  Selbst  und  vom  Anderen  an,  und  Ethnizität  wird  mehr  und  mehr  als  Faktor  in 
der  Rivalität  zwischen  Gruppen  ins  Feld  geführt.  Der  Konflikt  vertieft  sich,  wenn  die 
andere  Seite  generell  als  minderwertig  oder  bedrohlich  oder  dämonisch  wahrgenom- 
men wird. 

Anlaß  für  Konflikte  und  Möglichkeiten  der  Lösung.  Mißtrauen  und  Spannungen  zwi- 
schen ethnischen  Gruppen  weiten  sich  oft  aufgrund  eines  ganz  bestimmten  Ereignis- 
ses oder  Vorfalls  zum  Konflikt  aus.  Jeder  Versuch,  diesen  Konflikt  beizulegen,  muß 
bei  dem  auslösenden  Moment  des  Konfliktes  ansetzen.  Lediglich  eine  Lösung  für  die- 
sen einen  Vorfall  zu  finden,  wird  jedoch  den  zugrunde  liegenden  Konflikt  nicht  aus  der 
Welt  schaffen,  da  dieser  in  aller  Wahrscheinlichkeit  alle  Wunden  aufgerissen  und  neue 
Ängste,  neuen  Haß  und  neue  Feindbilder  hervorgerufen  hat. 

Wer  spricht  für  die  Gruppe?  In  einem  Fall  ethnischer  Spannungen  oder  Konflikte  wer- 
den von  jeder  Seite  viele  Stimmen  laut,  die  voneinander  abweichende  Erklärungen 
der  Streitpunkte  und  verschiedene  Vorschläge,  wie  mit  diesen  umgegangen  werden 
sollte,  anbieten.  Es  wird  häufig  schwierig  sein,  mit  einiger  Sicherheit  festzustellen, 
welche  der  Stimmen,  so  es  überhaupt  eine  gibt,  tatsächlich  für  jene  spricht,  die  am 
verwundbarsten  sind.  Während  Au  ßenstehende  alle  Stimmen  aufmerksam  und  unvor- 
eingenommen anhören  sollten,  dürfen  sie  doch  nie  vergessen,  daß  die  Strategien  des 
Kooptierens  und  des  "Teile  und  Herrsche"  oft  von  Gegnern  benutzt  werden,  um  Grup- 
pen zu  schwächen  und  in  Mißkredit  zu  bringen. 

Mythen  und  Visionen.  Viele  ethnische  Konflikte  werden  vertieft  und  kompliziert  durch 
die  festen  Überzeugungen,  die  ethnische  Gruppen  bezüglich  ihres  Platzes  in  der  Ge- 
schichte und  in  ihrer  Region  hegen.  Diese  Sichtweisen  mögen  mit  "objektiven"  Urteilen 
von  Menschen  außerhalb  der  Gruppe  nicht  übereinstimmen. 

Auf  der  Grundlage  der  Fälle,  die  uns  dargelegt  wurden,  würden  wir  ethnische  Konflikte 
in  zwei  Hauptkategorien  einordnen:  ideologische  Konflikte  und  Konflikte  im  Verhältnis 
zwischen  Minderheiten  und  Mehrheiten.  Beide  sind  eingebunden  in  den  Kampf  zwi- 
schen ethnischen  Gruppen  um  wirtschaftliche  Ressourcen  und  politische  Macht.  Die 
folgende  Liste  von  Erscheinungsformen  solcher  Konflikte  ist  nicht  erschöpfend,  und  in 
jedem  Einzelfall  können  sich  mehrere  Kategorien  überschneiden: 

Ideologische  Konflikte.  Einige  Fälle  werden  oft  als  "zwischenreligiös"  oder 
"innerreligiös"  beschrieben,  weil  jede  der  Konfliktparteien  einer  anderen  Religions- 
oder Konfessionszugehörigkeit  zugeordnet  wird,  selbst  wenn  allen  klar  ist,  daß  die 
Lehren  und  Formen  der  Religionsausübung  beider  Seiten  wenig  oder  gar  nichts  mit 
der  Auseinandersetzung  zu  tun  haben. 
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Einige  Fälle  betreffen  Gruppen  mit  erkennbar  unterschiedlichem  "ethnischen"  Bewußt- 
sein, wobei  die  Andersartigkeit  oft  durch  Merkmale  in  Sprache,  Rasse,  Brauchtum  und 
Werten  oder  kultureller  Identität  unterstrichen  wird. 

Mehrheiten-Minderheiten-Beziehungen.  Einige  Fälle  betreffen  ethnische  Gruppen  von 
vergleichbarer  Größe  oder  Macht,  die  um  die  Vorherrschaft  in  einem  Nationalstaat 
kämpfen. 

Einige  Fälle  haben  historische  Wanderbewegungen  von  Menschen,  als  Flüchtlinge 
oder  als  Wanderarbeiter,  in  das  Staatsgebiet  eines  anderen  Nationalstaates  zur  Ursa- 
che. 

Einigen  Fällen  liegt  zugrunde,  daß  eine  ethnische  Gruppe,  eine  Nation  oder  ein  Teil 
einer  Nation  sich  innerhalb  der  Grenzen  eines  Nationalstaates  befinden,  den  sie  nicht 
selbst  gewählt  haben,  entweder  weil  Grenzen  von  Kolonialmächten  gezogen  wurden 
oder  auch  als  Ergebnis  frü  herer  Abkommen. 

Einige  Fälle  entwickeln  sich  innerhalb  von  Nationalstaaten,  in  denen  eine  große 
Mehrheit  einer  ethnischen  Gruppe  angehört  und  eine  oder  mehrere  Minderheitsgrup- 
pen um  die  Anerkennung  ihrer  Rechte  kämpfen,  die  sie  wegen  ihres  Minderheiten- 
status nicht  mit  parlamentarischen  oder  anderen  demokratischen  Mitteln  durchsetzen 
können. 

Einige  Fälle  ergeben  sich,  wenn  eine  ethnische  Gruppe,  die  eine  Minderheit  darstellt, 
durch  wirtschaftliche,  politische  und  militärische  Macht  die  Herrschaft  über  die  Mehr- 
heit erlangt  und  aufrecht  erhält. 

Einige  Fälle  betreffen  indigene  Völker,  die  durch  die  Kolonialmächte  und  deren  Nach- 
fahren oder  durch  andere  ethnische  Gruppen,  die  im  Dienste  der  wirtschaftlichen  In- 
teressen der  Kolonialmächte  angesiedelt  wurden,  mehr  und  mehr  an  den  Rand  ge- 
drängt, zur  Minderheit  dezimiert  und  von  völliger  Auslöschung  bedroht  worden  sind. 


//.  Biblische  und  theologische  Perspektiven 

Gott  der  Schöpfer  schuf  die  Menschen  nach  seinem  Bilde;  alle  Menschen  haben  glei- 
che Würde  und  allen  ist  gleiche  Achtung  zu  bezeugen  (1.  Mose  1,26-28).  Dieses  Bild 
Gottes  drückt  sich  aus  in  der  Beziehung  zwischen  Frau  und  Mann  (1.  Mose  1,27).  Das 
Bild  Gottes  wird  getrübt,  wenn  das  Verhältnis  zwischen  zwei  oder  mehr  Menschen 
oder  Vö Ikern  zerbrochen  ist  (1 .  Mose  4, 1-16). 

Nach  Gottes  Vorsehung  und  zu  unserem  eigenen  Guten  sprechen  wir  verschiedene 
Sprachen,  leben  in  verschiedenen  Kulturräumen  (1.  Mose  11,1-10).  Gott  ist  der 
Schöpfer  sowohl  unseres  gemeinsamen  Menschseins  als  auch  unserer  Verschieden- 
heit. 

Vom  Gott  des  Friedens  entfremdet,  haben  Menschen  die  grundsätzlich  zuträglichen 
"ethnischen"  Unterschiede  zu  einer  Quelle  tödlicher  Konflikte  gemacht.  In  ihrer  Hab- 
gier nach  Reichtum  und  Macht,  Land  und  seinen  Früchten  unterdrückt  eine  ethnische 
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Gruppe  die  andere,  schließt  sie  von  den  Dingen  aus,  die  ihr  rechtmäßig  zustehen, 
unterdrückt  kulturelle  Eigenständigkeit,  plündert  materielle  Güter,  bedroht  sie  manch- 
mal sogar  in  ihrer  Existenz  bis  hin  zur  völligen  Auslöschung. 

Indem  er  Jesus  Christus  in  diese  Welt  sendet,  ruft  Gott  der  Erlöser  die  gesamte 
Menschheit  auf,  der  Verkündigung  der  frohen  Botschaft  vom  Reich  Gottes,  vom 
Kommen  der  neuen  Schöpfung  Gottes  zu  folgen.  Das  ist  die  Verheißung  der  neuen 
Schöpfung,  daß  Menschen  jedes  Geschlechts  und  jeder  Nation  mit  all  ihren  kulturellen 
Gütern  um  den  Thron  des  dreieinigen  Gottes  in  einem  neuen  Himmel  und  einer  neuen 
Erde  versammelt  werden  (Offenbarung  21-22).  Aber  bevor  diese  Verheißung  empfan- 
gen wird,  wird  auf  das  Gericht  hingewiesen  (Offenbarung  21,27):  daß  alle  Kulturen 
geläutert  und  erneuert  werden. 

Das  Evangelium  ist  vielen  Völkern  verkündet  worden,  und  die  Kirche  hat  in  vielen 
Kulturen  Wurzeln  geschlagen,  hat  diese  umgestaltet  und  ist  gleichzeitig  von  ihnen  ge- 
prägt worden.  Die  Kirche  hat  jedoch  keine  eigene  Kultur;  Kirche  zu  sein  bedeutet 
vielmehr,  das  Leben  der  neuen  Schöpfung  innerhalb  einer  bestehenden  Kultur  zu  le- 
ben. Die  Kirche  muß  mit  den  Füßen  fest  in  jeder  Kultur,  in  der  sie  lebt,  verwurzelt  sein 
und  gleichzeitig  ihre  Arme  Gott  und  Gottes  Zukunft,  der  neuen  Schöpfung,  entgegen- 
strecken. 

Pfingsten,  der  Tag,  an  dem  die  Kirche  geboren  wurde,  ist  keine  Umkehr  der  Erfahrung 
des  Turmbaus  zu  Babel  (1.  Mose  11,1-10).  Vor  Babel  sprach  die  gesamte  Menschheit 
eine  Sprache;  zu  Pfingsten  in  Jerusalem  spricht  die  neue  Gemeinde  viele  Sprachen 
(Apostelgeschichte  2).  Wenn  der  Heilige  Geist  kommt,  verstehen  alle  einander,  ob- 
wohl jeder  und  jede  in  seiner  oder  ihrer  eigenen  Sprache  spricht.  Pfingsten  ist  nicht 
eine  Rückkehr  zur  Einheit  in  kultureller  Gleichheit,  Pfingsten  ist  ein  Schritt  hin  zur 
Harmonie  in  kultureller  Vielfalt. 

Wr  möchten  nicht  nur  die  Einheit  der  Menschheit,  sondern  auch  die  kulturelle  Vielfalt, 
die  ethnische  Gruppen  unseren  Gesellschaften  bringen,  bekräftigen.  Zu  den  Aufgaben 
der  Kirche  in  einer  bestehenden  Kultur  gehört  es  ebenso,  zur  Blüte  dieser  Kultur  bei- 
zutragen wie  sicherzustellen,  daß  sich  das  wohltuende  Gefühl  ethnischer  Zugehörig- 
keit nicht  in  ethnische  Aggressionen  gegenüber  dem  "Fremden  innerhalb  der  Tore" 
oder  gegenüber  benachbarten  ethnischen  Gruppen  verkehrt.  Der  Kirche  fällt  daher  die 
Verantwortung  zu,  auf  echte  Gemeinschaft  hinzuarbeiten,  in  der  jede  ethnische 
Gruppe  ihrer  dynamischen  und  sich  verändernden  Identität  verbunden  bleibt,  gleich- 
zeitig aber  von  anderen  bereichert  wird  und  diese  wiederum  selbst  bereichert.  Auf 
diese  Weise  müssen  die  Kirchen  versuchen,  nicht  nur  zur  Entwicklung  jeder  einzelnen 
Kultur,  sondern  auch  zur  Harmonie  zwischen  allen  beizutragen.  (...) 

Angesichts  der  ethnischen  Konflikte  jedoch,  die  sich  heute  rund  um  die  Welt  auftun, 
müssen  wir  als  Kirchen  und  als  Christen  vor  allem  anderen  Reue  üben  für  die  Tatsa- 
che, da  ß  wir  in  ethnischen  Kriegen  allzu  oft  eher  Mittäter  waren  als  Friedensvermittler 
Da  es  ihnen  schwerfällt,  sich  von  ihrer  eigenen  Kultur  zu  distanzieren,  geben  Kirchen 
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nur  zu  oft  deren  gängige  Meinungen  wieder,  ahmen  deren  Handlungsweisen  nach, 
manchmal  bis  hin  zur  Wiederholung  nationalistischer  Parolen  und  Propaganda. 
In  ihrem  Bestreben,  Harmonie  mit  anderen  im  Geiste  der  Liebe  zu  finden  und  gleich- 
zeitig sich  selbst  treu  zu  bleiben,  müssen  Kirchen  nach  Gerechtigkeit  und  Wahrheit 
trachten.  Ein  Friede  zwischen  ethnischen  Gruppen  ohne  Wahrheit  ist  ein  falscher 
Friede;  Harmonie  ohne  Gerechtigkeit  ist  ungerechte  Harmonie.  Die  Suche  nach 
Wahrheit  und  Gerechtigkeit  jedoch  muß  eine  gemeinsame  Suche  sein,  an  der  sich  alle 
Parteien  in  einem  Konflikt  beteiligen.  Wenn  jede  ethnische  Gruppe  lediglich  auf  ihrer 
eigenen  Auffassung  von  Wahrheit  und  Gerechtigkeit  besteht,  wird  sich  der  Konflikt 
fortsetzen.  Auf  der  Suche  nach  Frieden  und  Gemeinschaft  mit  den  anderen  muß  jede 
ethnische  Gruppe  nicht  nur  ihrer  eigenen  Auffassung  von  Gerechtigkeit  und  Wahrheit 
treu  bleiben,  sondern  muß  auch  bereit  sein,  diese  Auffassung  durch  die  Überzeugun- 
gen anderer  Gruppen  berichtigen  zu  lassen. 

In  ihrem  Suchen  nach  Lösungen  für  ethnische  Konflikte  sollten  Kirchen  verstärkt  jenen 
Beachtung  schenken,  die  besonders  gefährdet  sind,  von  politischer  und  wirtschaftli- 
cher Macht  ausgeschlossen  zu  werden.  Die  Kirchen  sollten  sich  weiterhin  bevorzugt 
auf  die  Seite  der  Armen  stellen,  dabei  aber  auftretende  Konflikte  sorgfältig  analysieren 
und  die  Fähigkeit  bewahren,  Gruppen  und  Bewegungen  kritisch  gegenüberzustehen, 
die  für  ihre  Befreiung  kämpfen,  aber  Menschenrechte  verletzen  und  Unrecht  üben. 

"Die  Kirchen  sind  aufgerufen,  sich  auf  sichtbare  Einheit  zuzubewegen,  um  das  Evan- 
gelium der  Hoffnung  und  Versöhnung  für  alle  Menschen  zu  verkünden  und  ein  glaub- 
würdiges Modell  des  Lebens,  das  Gott  allen  anbietet,  vorzuführen"  (...) .  Um  der  ethni- 
schen Harmonie  willen  sind  die  Kirchen  aufgefordert,  dieser  Gabe  und  Aufgabe  ge- 
recht zu  werden.  Über  ihre  Verpflichtung  gegenüber  der  eigenen  Kultur  müssen  die 
Kirchen  nicht  nur  ihre  Verpflichtung  gegenüber  dem  gemeinsamen  Herrn  Jesus  Chri- 
stus und  Gottes  neuer  Schöpfung,  sondern  auch  ihre  Verpflichtung  füreinander  als 
christliche  Gemeinschaften  stellen. 

"Du  bist  erwürgt  und  hast  mit  deinem  Blut  für  Gott  erkauft  Menschen  aus  allen  Ge- 
schlechtern und  Sprachen  und  Völkern  und  Nationen"  (Offenbarung  5,9).  "Hier  ist 
nicht  Jude  noch  Grieche,  hier  ist  nicht  Sklave  noch  Freier,  hier  ist  nicht  Mann  noch 
Frau ;  denn  ihr  seid  allzumal  einer  in  Christus  Jesus"  (Galater  3,28). 

Alle  Kirchen  Jesu  Christi,  verstreut  über  vielfältige  Kulturen,  sind  für  Gott  errettet  wor- 
den durch  das  Blut  des  Lammes,  um  eine  multikulturelle  Gemeinschaft  des  Glaubens 
zu  bilden.  Das  "Blut",  das  sie  als  Brüder  und  Schwestern  verbindet,  ist  kostbarer  als 
das  "Blut",  die  Sprache,  das  Brauchtum,  die  politischen  Bündnisse  oder  wirtschaftli- 
chen Interessen,  die  sie  vielleicht  trennen. 
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///.  Herausforderungen  an  die  Kirchen 

In  einer  Welt,  in  der  Zwietracht  zwischen  ethnischen  Gruppen  und  Nationalismus  die 
Menschenrechte  so  vieler  ethnischer  Gemeinschaften  und  ihrer  Mitglieder  bedrohen, 
weisen  diese  biblischen  und  theologischen  Perspektiven  auf  eine  deutliche  Heraus- 
forderung an  die  Kirche  insgesamt  und  an  jede  Kirche  an  ihrem  jeweiligen  Ort  hin. 
Die  Kirche  ist  gefordert,  beständig  und  kritisch  die  Heilige  Schrift  zu  erforschen  in  dem 
Bestreben,  Ethnizität  und  Nationalismus  zu  verstehen,  sich  dabei  neuen  Erkenntnis- 
sen zu  öffnen  und  ehrlich  einzugestehen,  wo  sie  die  Schrift  mißbraucht  hat,  um  ihr  ei- 
genes Verständnis  von  Ethnizität  und  Nationalismus  zu  rechtfertigen.  Im  Erforschen 
der  Schrift  und  im  Bemühen,  als  Leib  Christi  zu  leben,  ist  die  Kirche  aufgerufen,  zu  be- 
reuen und  den  Pfad  christlicher  Nachfolge  zu  beschreiben,  der  immer  im  Schatten  des 
Kreuzes  liegt  und  oft  zum  Kreuz  führen  kann. 

Die  Kirche  ist  gefordert,  ihre  eigene  Geschichte  kritisch  zu  überdenken  und  ihre  ei- 
gene Verstrickung  in  ethnische  Konflikte  und  in  nationalistisches  Machtstreben  aufzu- 
arbeiten. Das  ist  keine  einfache  Angelegenheit.  Es  kann  einen  schmerzlichen  Prozeß 
des  Benennens  und  Enttarnens  teuflischer  und  entmenschlichender  Mächte  beinhal- 
ten. Mauern  der  Trennung  niederzureißen  und  Versöhnung  mit  einer  anderen  Gruppe 
zu  schließen,  ist  besonders  schwierig,  wenn  zwischen  den  Gruppen  lange  und  bittere 
Feindschaft  bestanden  hat.  Dem  Geist  Christi  Gehör  zu  schenken,  bedeutet  jedoch  für 
die  Kirche  die  Herausforderung,  alte  Pfade  zu  verlassen  und  neue  Wege  einzuschla- 
gen unter  der  Führung  dieses  Geistes  und  dabei  mit  den  verschiedenen  Mitgliedern 
ihrer  Familie  enger  zusammenzuwachsen.  Der  Begriff  "Reich  Gottes"  im  Verständnis 
der  verschiedenen  christlichen  Überlieferungen  sollte  neu  erforscht  werden  als 
Schlüssel  zum  Verständnis  von  Nationalismus,  Ethnizität  und  der  Kirche. 
Die  Kirche  ist  gefordert,  ihr  Verhältnis  zu  Menschen  anderer  Glaubensrichtungen  zu 
überprüfen  und  zu  erforschen  und  sich  dabei  über  passive  Toleranz  hinaus  auf  einen 
beständigen,  kritischen  und  schöpferischen  Dialog  mit  diesen  zuzubewegen.  Das  ist 
immer  dann  wichtig,  wenn  Religion  in  einem  ethnischen  Konflikt  mobilisiert  wird,  be- 
sonders wenn  Nationalstaaten  ihr  Legitimationsbedürfnis  durch  die  Berufung  auf  und 
die  Ausnutzung  von  Glaubenslehren  und  Überlieferungen  religiöser  Gemeinschaften 
zu  stillen  suchen.  Alle  Weltreligionen  beinhalten  Visionen  und  Quellen  für  das  ge- 
rechte und  harmonische  Zusammenleben  aller  Menschen  sowie  für  die  Pflege  und 
Bewahrung  der  Schöpfung.  Diese  Quellen  für  das  Leben  müssen  in  die  Begegnung 
zwischen  den  Religionen  eingebracht  werden,  insbesondere  wenn  Ansprüche  einiger 
Anhänger  dieser  Religionen  zu  Unterdrückung,  Ungerechtigkeit  und  Gewalt  führen. 
Dialog  zwischen  den  Religionen  in  Konfliktsituationen  ist  vielleicht  nicht  möglich  und 
wird  ganz  sicher  weniger  fruchtbar  sein,  wenn  nicht  bereits  vor  dem  Ausbruch  des 
Konfliktes  vertrauensvolle  Beziehungen  aufgebaut  worden  sind.  (...) 

Die  Kirche  ist  gefordert,  ein  Leben  zu  führen,  das  auf  lokaler  Ebene  von  der  neuen 
Schöpfung  Gottes  kündet  und  im  Dienste  der  Versöhnung  Gottes  steht.  Die  lokale  Kir- 
chengemeinde sollte  eine  Gemeinschaft  sein,  die  sich  in  ihrem  Leben,  ihrer  Mission 
und  ihrem  Gottesdienst  durch  ihre  Zusammengehörigkeit  und  durch  ihre  Fürsprache 
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für  die  Rechte  anderer  auszeichnet  und  so  die  Versöhnungswerte  Christi  unterstreicht, 
der  Barrieren  von  Ethnizität  und  Rasse  niedergerissen  hat  und  ein  neues  Volk  in  dem 
Geiste  geschaffen  hat,  in  dem  "nicht  Jude  noch  Grieche"  ist  (Galater  3,28).  Diese  Bot- 
schaft des  Evangeliums  stellt  eine  deutliche  und  riskante  Herausforderung  vor  allem 
an  jene  Kirchen,  die  sich  auf  ethnische  Zugehörigkeit  stützen  und  in  einer  größeren 
Gemeinschaft  leben,  in  der  solche  Trennungslinien  im  Kampf  um  die  Macht  eine  Rolle 
spielen. 

Kirchenführer  sind  oft  gefangen  zwischen  ihrem  eigenen  Verständnis  und  ihrer  Kennt- 
nis des  Evangeliums  der  Versöhnung  und  ihren  ethnischen  Bindungen  und  Verpflich- 
tungen. Sie  müssen  ermutigt  und  unterstützt  werden,  das  Evangelium,  das  über  allen 
ethnischen  Bindungen  steht,  zu  vertreten  und  für  Frieden  in  ihren  Gemeinden  zu  ar- 
beiten. Um  in  diesen  Fragen  weise  Führung  zu  entwickeln,  ist  es  unbedingt  erforder- 
lich, daß  theologische  Seminare  und  kirchliche  Ausbildungsmaßnahmen  und  -Pro- 
gramme Friedenserziehung  in  ihre  Lehrplane  aufnehmen. 

Wenn  sie  eine  Rolle  als  Friedensstifter  und  Vermittler  in  Konfliktsituationen  spielen 
sollen,  müssen  Kirchen  gerüstet  sein,  sich  Fragen  von  Ethnizität  und  Nationalismus  zu 
steilen,  indem  sie  politisch  und  wirtschaftlich  informiert  und  in  historischen  und  kultu- 
rellen Dingen  gut  unterrichtet  und  einfühlsam  sind.  Im  Dienste  von  Gerechtigkeit  und 
Frieden  müssen  Kirchen  weiterhin  dem  Aufruf  Gehör  schenken,  "gesinnt  wie  Jesus 
Christus"  zu  sein  (Philipper  2,5).  Ihre  Identifikation  mit  verwundbaren  Gemeinschaften 
sollte  zur  Aufdeckung  und  zur  Ablehnung  aller  Formen  der  Macht  als  Instrument  der 
Beherrschung  führen. 

Kirchen  müssen  den  Schwachen  und  Benachteiligten  zur  Seite  stehen  und  den  Op- 
fern der  Macht  Heilung  angedeihen  lassen.  (...) 

Im  Herzen  muß  die  christliche  Kirche  eine  einladende  und  offene  Gemeinschaft  sein 
für  alle  jene,  die  macht-  und  hilflos  sind.  Die  Kirche  ist  aufgerufen,  das  Volk  Gottes, 
der  Leib  Christi  zu  sein.  Sie  ist  aufgefordert,  die  Mauern  der  Feindschaft  zwischen  den 
Gruppen  einzureißen  und  die  entmenschlichenden  Mächte,  die  nationalistischen  Pro- 
grammen oft  innewohnen,  zu  enttarnen.  Sie  lebt  in  der  Hoffnung,  sich  einzureihen  in 
die  "große  Schar,  welche  niemand  zählen  konnte,  aus  allen  Nationen  und  Stämmen 
und  Völkern  und  Sprachen"  (Offenbarung  7,  9)  in  Anbetung  des  Einen,  der  getötet 
wurde,  um  ihnen  Frieden  zu  bringen  und  sie  als  das  Volk  Gottes  zu  vereinen. 


ANHANG:  Erklärung  einiger  Begriffe 

Wir  hängen  Ethnizität,  Nationalismus  und  Religion  zusammen?  Das  moderne  Europa 
behauptete,  der  Nationalstaat  stelle  die  normale  oder  sogar  die  "natürliche"  Form  poli- 
tischer Selbstorganisation  dar,  und  Nationalstaaten  sind  als  Vermächtnis  kolonialer 
Geschichte  in  viele  Regionen  der  Welt  exportiert  worden.  Um  Nationalstaaten  Legiti- 
mität zu  verleihen,  haben  Führungseliten  häufig  auf  Geschichte,  Religion  und  lokale 
Tradition  der  Menschen  zurückgegriffen.  Ideen  wie  "wir  sind  das  auserwählte  Volk", 
"dieses  Land  ist  unser  Land"  und  "unsere  vornehme  Tradition"  werden  zu  Ideologien 
hochstilisiert.  Aus  einer  solchen  Sicht  der  Dinge  heraus  entstehen  die  Probleme,  die 
wir  angesprochen  haben. 
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Identität.  Viele  Faktoren  formen  die  menschliche  Identität,  dazu  gehören  Religion, 
Kultur,  Geschlecht,  Klasse.  Identität  hat  mit  Zugehörigkeitsgefühl  zu  tun.  Von  Geburt 
an  braucht  jeder  Mensch  zur  Entwicklung  die  Sozialisation  in  einer  Kultur,  Identität 
wird  daher  u.a.  aus  der  Mitgliedschaft  in  einem  sozio-kulturellen  System  abgeleitet. 

Ethnizität  ist  kollektives  Gruppenbewußtsein,  das  sich  definiert  im  Bezugsrahmen  von 
Sprache,  Heimatland,  Herkunft,  Religion,  Werten.  Die  kollektive  Gruppenidentität  oder 
Ethnizität  einer  Gruppe  wird  oft  in  der  Beziehung,  im  Vergleich  oder  im  Gegensatz  zu 
anderen  benachbarten  Gruppen  geltend  gemacht.  Obwohl  einzelne  Merkmale  einer 
ethnischen  Identität,  wie  zum  Beispiel  Religion  oder  Heimatland,  sich  im  Lauf  der  Zeit 
verschieben  können,  scheint  das  Bedürfnis  nach  dieser  Identität  doch  ungebrochen, 
da  es  das  Bedürfnis  nach  Zugehörigkeit  erfüllt.  Ethnische  Identität  kann  wirtschaftliche 
Vorteile  und  Schutz  verschaffen;  sie  vermittelt  auch  die  symbolische  Befriedigung 
emotionaler  Bindung  und  persönlichen  Lebenssinns.  In  Konfliktfällen  zwischen  Grup- 
pen kann  Ethnizität  mobilisiert  und  zu  einem  Konflikt  verschärfenden  Faktor  werden. 

Religion  ist  ein  Schlüsselfaktor,  der  Identität  und  Wesensart  vieler  Gemeinschaften 
formt.  Jede  Religion  hat  neben  vielen  anderen  die  folgenden  Bestandteile:  eine 
Sammlung  mündlich  und  schriftlich  überlieferter  Lehren,  eine  Reihe  von  Ritualen,  eine 
Gemeindestruktur  und  einen  Verhaltens-  und  Wertekodex. 

Staat  ist  der  Name  souveräner  territorialer  Einheiten,  die  die  wichtigsten  Bausteine  im 
internationalen  System  darstellen.  Normalerweise  setzt  sich  ein  Staat  zusammen  aus 
Bevölkerung,  Land  und  einer  unabhängigen  Regierung.  Vor  dem  Auftreten  des  Staa- 
tes waren  Königreiche,  Stämme  und  dergleichen  die  wichtigsten  Einheiten  gesell- 
schaftlicher Organisation.  Heute  werden  Staatsgrenzen  durch  neue  Organisationsfor- 
men wie  zum  Beispiel  die  Europäische  Union,  ASEAN  usw.  in  Frage  gestellt. 

Nation  bezieht  sich  auf  eine  Gruppe,  die  ihr  eigenes  kulturelles  Brauchtum  und  eigene 
Institutionen  besitzt.  Umfaßt  ein  Staat  viele  Nationen,  kann  man  von  einem  "multi-eth- 
nischen  Staat"  sprechen.  Es  gibt  nur  einige  wenige  Staaten,  die  von  einer  einzigen 
kulturellen  Gruppe  oder  Nation  gebildet  werden. 

Ein  Nationalstaat  in  der  modernen  Bedeutung  ist  eine  übergreifende  Struktur,  in  der 
die  politische  Macht  in  den  Händen  einer  oder  mehrerer  ethnischer  Gemeinschaften 
innerhalb  des  Staatsgebietes  konzentriert  ist.  Der  Nationalstaat  ist  durch  neue  Kon- 
zepte, Strukturen  und  Handlungsweisen  in  Frage  gestellt  worden,  wie  beispielsweise 
Bürgerrechts-  und  Selbstbestimmungsbewegungen,  genossenschaftlichen  Handel 
und  überstaatliche  Strukturen  sowie  die  Auswirkungen  des  weltweiten  Kapitalismus. 

Nationalismus  ist  kollektives  Gruppenbewußtsein,  das  rund  um  die  Grenzen  einer  tat- 
sächlichen oder  vermeintlichen  nationalen  Einheit  aufgebaut  ist.  In  vielen  Ländern 
bringt  es  die  innere  kulturelle  Zersplitterung  mit  sich,  daß  kollektive  nationalistische 
Gefühle,  die  das  gesamte  Volk  umfassen  würden,  nicht  auftreten  können;  statt  dessen 
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gibt  es  Ethno-Nationalismen  der  einzelnen  Gemeinschaften  im  Staat.  Die  Berufung 
auf  Nationalismus  und  Ethno-Nationalismus  kann  als  weltanschauliche  Begründung 
für  die  Ansprü  che  einer  Gruppe  dienen. 

Quelle:  Dokumentation  des  Schlußberichtes  der  Konferenz  "Ethnizität  und  Nationalismus"  in  Sri 
Lanka  1994;  in:  VEM  -  Mitarbeiterbrief  2/1995,  Wuppertal  1995,  S.7-13 


454 


V.  Soziale  Ethik 


Wir  glauben,  daß  von  dieser  Konferenz  der  Ruf  zur  Treue  in  der  Ausrichtung  der  Bot- 
schaft des  Christentums  ausgehen  muß,  und  zwar  muß  er  an  alle  Menschen  ergehen, 
an  Männer  und  Frauen  in  gleicher  Weise,  damit  nicht  die  verschiedenen  Gaben  und 
Wirkungsmö.glichkeiten  ungenützt  bleiben. 

Im  gegenwartigen  Stadium  der  Konferenz  verlangen  wir  keine  Erörterung  dieses  Pro- 
blems, das  zu  den  Problemen  der  Kirchenverfassung  gehört.  Wir  bitten  nur,  alle 
möchten  darum  beten,  daß  die  Gaben  der  Frauen  so  gut  wie  die  der  Männer  in  den 
Dienst  der  großen  Aufgabe,  die  vor  uns  liegt,  gestellt  und  zu  deren  Erfüllung  voll  ge- 
nutzt werden  mögen:  der  großen  Aufgabe  der  Evangelisation  der  Welt  durch  eine  ge- 
einte Kirche. 

Quelle:  Die  Weltkirchenkonferenz  für  Glauben  und  Kirchenverfassung.  Deutscher  amtlicher  Be- 
hcht  über  die  Weltkirchenkonferenz  zu  Lausanne,  3.-21.  August  1927,  hg.v.  Hermann  Sasse, 
Berlin  1929,  S.428f 


111     Frauen  in  Partnerschaften  und  in  ökonomischen  Strukturen 

Konsultation  „Sexismus  in  den  70er  Jahren",  Berlin  (West)  1974 

Die  Berliner  Sexismus-Konferenz  des  ÖRK  diente  einer  Vorbereitung  der  Beteiligung  der  Kir- 
chen an  dem  Jahr  der  Frau"  der  Vereinten  Nationen  1975.  Daraus  entwickelte  sich  später  die 
„Dekade  der  Kirchen  in  Solidarität  mit  den  Frauen".  Auf  der  Konsultation  wurden  Arbeitsgruppen 
zu  den  Themenbereichen  Frauen  und  Kirche,  Partnerschaft,  Frauen  in  der  Politik,  Frauen  in 
ökonomischen  Strukturen  sowie  Erziehung  gebildet.  Im  folgenden  werden  Passagen  aus  zwei 
dieser  Themenbereiche  dokumentiert.  Der  Textauszug  aus  der  AG  „Partnerschaft"  führte  u.a. 
dazu,  daß  auf  der  Vollversammlung  von  Nairobi  1975  erstmals  eine  gesamte  Plenarsitzung  dem 
Thema  Rechte  der  Frauen  gewidmet  wurde.  Im  Bericht  zu  der  ökonomischen  Problematik  klingt 
das  Stichwort  der  „interlinked  oppression"  an,  das  ausführlich  1981  auf  der  Konsultation  in 
Sheffield  aufgegriffen  wurde  (vgl.  hier  Text  30). 

Partnerschaft 

(...)  In  dem  Bestreben,  ausgetretene  Pfade  zu  verlassen,  haben  wir  das  Wort 
"Partnerschaft"  anstelle  von  "Familie"  gebraucht.  Als  wir  aber  zu  beschreiben  ver- 
suchten, was  wir  hiermit  meinten,  war  es  uns  nicht  möglich,  zu  einer  zufriedenstellen- 
den Definition  zu  gelangen.  Dies  lag  daran,  daß  der  Begriff,  obwohl  er  verschiedene 
mögliche  Beziehungen  außer  der  Ehe  berücksichtigt,  alleinstehende  Frauen  nicht  be- 
rücksichtigt. Daher  schien  es  uns  am  besten,  mit  der  Aussage  zu  beginnen,  daß  die 
Frau  ein  vollständiger  Mensch  und  fähig  ist,  ihre  eigene  Lebensweise  zu  wählen  und 
dazu  ihre  ganze  reiche  Kreativität  und  ihre  volle  Weiblichkeit  beizutragen. 
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Wir  empfehlen  der  Fünften  Vollversammlung  des  ÖRK,  die  sich  in  Nairobi  trifft,  ein 
größeres  ökumenisches  Programm  mit  dem  Titel  "Frauen:  Erziehung  zur  Partizipation" 
anzustoßen. 

1.  Dieses  sollte  ein  Aktions-Erziehungs-Programm  zur  Bekämpfung  des  Sexismus  im 
Zusammenhang  weltweiter  Bestrebungen  sein,  das  Netz  von  Unterdrückungen  anzu- 
greifen, durch  welches  sowohl  Männer  als  auch  Frauen  entmenschlicht  werden. 

2.  Es  sollte  regional  angelegt  sein,  so  daß  Frauen  ihren  eigenen  Handlungsbedarf  in 
Kirche  und  Gesellschaft  umreißen  können  und  danach  ihr  eigenes  Modell  von  Erzie- 
hung, das  diesem  Bedarf  gerecht  wird,  entwickeln  können.  Jede  Gruppe  wäre  unter- 
schiedlich, je  nach  den  Frauen,  die  an  ihr  beteiligt  wären  und  je  nach  deren  konkreter 
Situation.  Frauengruppen  in  einem  bestimmten  Land  oder  einer  bestimmten  Region 
würden  sich  auf  Aktionen  einigen,  auf  die  sie  sich  vorbereiten  müssen,  wie:  politische 
Partizipation,  nationale  Befreiungskämpfe,  wirtschaftliche  Entwicklung,  Gesundheits- 
und Familienfürsorge,  Alphabetisierung  und  größere  Partizipation  in  kirchlichen 
Strukturen  und  theologischer  Ausbildung.  Ein  Schwerpunkt  würde  auf  die  Entwicklung 
neuer  Formen  der  Selbsterziehung  von  Frauen  in  ländlichen  Gebieten  und  in  Situatio- 
nen der  Armut  gelegt  werden.  (...) 

Quelle:  Sexism  in  the  1970s.  Discrimination  Against  Women.  A  Report  of  a  WCC  Consultation 
West  Berlin  1974,  Genf  1975,  S.105,  113f,  126  (eigene  Übersetzung) 
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Die  Diskussion  in  Sektion  V  („Strukturen  der  Ungerechtigkeit  und  der  Kampf  um  Befreiung"),  die 
auf  der  Berliner  Sexismus-Konferenz  von  1974  aufbauen  konnte,  führte  nach  Nairobi  zur  Ein- 
leitung eines  weltweiten  Studienprozesses  über  die  „Gemeinschaft  von  Frauen  und  Männern  in 
der  Kirche"  (vgl.  Constance  F.Parvey,  ed.,  The  Community  of  Women  and  Men  in  the  Church, 
Geneva,  WCC  1981).  Direkt  im  Anschluß  an  die  hier  wiedergegebene  Passage  folgen  Ausfüh- 
rungen zum  Rassismus,  die  in  dieser  Sammlung  als  Text  98  aufgenommen  worden  sind. 


39.  Um  der  Einheit  der  Kirche  und  der  Menschheit  willen  muß  die  Frauenfrage  bewußt 
in  alle  Überlegungen  des  ÖRK  einbezogen  werden.  Die  Befreiung  der  Frau  von 
Strukturen  der  Ungerechtigkeit  muß  in  Verbindung  mit  der  Befreiung  aller  Unter- 
drückten von  allen  Formen  der  Diskriminierung  äußerst  ernst  genommen  werden. 

40.  Auf  der  Vollversammlung  in  Amsterdam  1948  wurde  festgestellt,  daß  "der  Kirche 
als  dem  Leib  Christi  Männer  und  Frauen  angehören,  die  als  verantwortliche  Personen 
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erschaffen  worden  sind,  Gott  zu  preisen  und  Gottes  Wille  zu  tun".  Dr.  W.A.  Visser  't 
Hooft  bemerkte,  daß  "diese  Wahrheit  wohl  theoretisch  anerkannt  wird,  in  der  Praxis 
jedoch  oft  unbeachtet  bleibt." 

41.  Trotz  Anstrengungen  des  ÖRK  hat  sich  die  Lage  der  Frau  in  der  Kirche  und  in  der 
Welt  bis  heute  nicht  wesentlich  verändert.  Solange  die  Frauen  weitgehend  von  den 
Entscheidungen  ausgeschlossen  sind,  können  sie  mit  den  Männern  keine  vollkom- 
mene Partnerschaft  verwirklichen,  und  die  Kirche  keine  volle  Einheit. 


Wir  möchten  drei  Bereiche  für  notwendige  Veränderungen  definieren: 

Im  Bereich  der  Theologie: 

42.  Die  biblischen  Aussagen  und  theologischen  Prämissen  der  Gemeinschaft  von 
Mann  und  Frau  in  Kirche  und  Gesellschaft  bedürfen  einer  eingehenden  Untersuchung. 

43.  Dabei  sollten  wir  besonders  auf  die  Beziehung  zwischen  kulturellen  Vorausset- 
zungen und  unserem  Verständnis  von  Gottes  Wort  achten.  Frauenund  Männer  in  der 
Kirche  brauchen  heute  eine  Erklärung  zu  den  Bibeltexten  über  die  Rolle  der  Frau  in 
der  Schöpfung  und  Erlösung.  Diese  und  andere  theologische  Aspekte  unseres  Glau- 
bens müssen  neu  überprüft  und  besonders  die  Erfahrungen  der  weiblichen  Theologen 
und  Gelehrten  berücksichtigt  werden. 

44.  In  vielen  Fällen  gelingt  es  der  Sprache  und  anderweitig  auch  den  Assoziationen 
der  Sprache  nicht,  die  Tiefe  des  Mysteriums  von  Gott  wiederzugeben,  der  alle 
menschlichen  Metaphern  und  Bilder  überschreitet.  Unsere  Aussage  über  Gott  muß 
umfassend  sein,  um  den  ursprünglichen  biblischen  Text  gegenüber  wahrhaftig  zu 
sein.  Weil  die  Mutter  Jesu,  Maria,  besondere  Bedeutung  für  christliche  Frauen  und 
Männer  verkörpert,  verkündet  ihre  Bereitschaft  und  ihr  Wille,  auf  den  Ruf  Gottes  in 
ganz  unerwarteter  Weise  zu  antworten,  allen  Menschen  ihre  Verantwortung,  von  vor- 
gefertigten Meinungen  darüber  frei  zu  sein,  wie  Gott  in  uns  durch  Menschen  wirkt. 
Männer  und  Frauen  müssen  sich  eingehend  mit  Bibelübersetzungen  befassen,  um  die 
Irrtü  mer  sexistischer  Ausdrucksweise  in  Zukunft  zu  vermeiden. 

45.  Auch  müssen  die  Mitgliedskirchen  des  ÖRK  unbedingt  ihre  liturgische  Sprache 
und  Praxis  von  sexistischen  Strukturen  befreien,  damit  die  Frauen  ganz  an  der  anbe- 
tenden Gemeinschaft  teilnehmen  können.  (...) 

Im  Bereich  der  menschlichen  Beziehungen: 

49.  Ein  weiteres  dringendes  Problem  liegt  in  den  Beziehungen  der  Frauenund  Männer 
untereinander,  die  einander  oft  ausbeuten.  Diese  Ausbeutung  äußert  sich  häufig  im 
Mißbrauch  der  Macht  über  den  anderen  und  ist  mit  fehlendem  Verständnis  der  gegen- 
seitigen und  gemeinsamen  Identität  verbunden. 
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50.  Bevor  Männer  und  Frauen  sich  gegenseitig  aufeinander  verlassen,  müssen  sie 
sich  im  Bewußtsein  voller  Identität  als  Männer  und  Frauen  unabhängig,  wertvoll  und 
sicher  fühlen. 

51.  Dazu  ist  es  wichtig,  daß  sich  die  Frauen  in  Gruppen  vereinigen,  um  sich  gegensei- 
tig zu  unterstützen,  eine  gemeinsame  Solidarität  und  ein  neues  Bewußtsein  ihrer 
Werte  zu  entwickeln.  Ein  solches  Selbstwertgefühl  ist  für  die  volle  Entwicklung  einer 
gleichberechtigten  Partnerschaft  wesentlich. 

52.  Wir  erkennen,  daß  Frauen  und  Männer  in  Christus  ein  Leib  sind  und  daß  sie  nicht 
getrennt  voneinander  gesehen  werden  können.  Trotzdem  ist  offensichtlich,  daß  in 
vielen  Ehen  Frauen  und  Männer  ihre  Persönlichkeit  nicht  voll  entfalten  können.  Die 
Kirche  verfügt  über  eine  Schlüsselstellung,  um  die  Ehepartner  in  ihrer  Suche  nach 
Gegenseitigkeit  zu  fördern  und  zu  unterstützen. 

53.  Die  Kirche  besitzt  auch  gegenüber  Menschen  in  anderen  Lebensumständen 
(isoliert  lebenden,  alleinstehenden  Personen,  ledigen  Müttern  und  Vätern,  getrennten 
Familien  und  Personen,  die  in  Wohngemeinschaften  leben)  eine  einmalige  Position. 
Diese  Leute  sind  in  vielen  Gesellschaften  nicht  anerkannt  und  werden  oft  von  der  Kir- 
che ignoriert. 

54.  In  den  sozialen  Beziehungen  zwischen  Frau  und  Mann  werden  durch  die  Unter- 
drückung Kräfte  freigesetzt,  aufgrund  derer  die  Frauen  ein  besonderes  Verständnis 
von  und  Interesse  an  Schlichtungen  und  Konfliktlösungen  haben. 

55.  Sie  sind  insbesondere  darauf  bedacht,  daß  die  aus  der  Unterdrückung  Befreiten 
nicht  in  denselben  Strukturen  zu  Unterdrückern  werden.  Dies  kann  nur  die  echte  Be- 
freiung verhindern  und  die  Konflikte  verewigen. 

56.  Obwohl  wir  wissen,  daß  hinsichtlich  der  Stellung  der  Frau  in  Kirche  und  Gesell- 
schaft einige  kleine  Fortschritte  erzielt  werden  konnten,  sind  wir  nach  wie  vor  über- 
zeugt, daß  es  für  den  ÖRK  und  seine  Mitgliedskirchen  unerläßlich  ist,  den  Frauen  alle 
Arbeitsplätze  zugänglich  zu  machen  und  anzuregen,  daß  sich  Frauen  und  Männer 
gemeinsam  bemühen,  den  Frauen  eine  verantwortlichere  und  vollständigere  Mitwir- 
kung am  kirchlichen  Leben  zu  ermöglichen.  Der  Frage  der  Ordination  und  der  Anstel- 
lung von  Frauen  in  der  Kirche  muß  dabei  besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt  wer- 
den. 

Die  Freiheit  und  Einheit  in  Jesus  Christus  schließt  beide  Hälften  der  menschlichen 
Gemeinschaft  ein.  Unerläßliche  Voraussetzung  für  die  Einheit  von  Kirche  und  Gesell- 
schaft ist  daher,  daß  der  gleichberechtigten  Beteiligung  von  Frauen  höchste  Priorität 
eingeräumt  und  dieses  Recht  umgehend  verwirklicht  wird. 
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Quelle:  Bericht  aus  Nairobi  1975.  Offizieller  Bericht  der  Fünften  Vollversammlung  des  ÖRK,  23. 
November  bis  1.0.  Dezember  1975  in  Nairobi/Kenia,  hg.v.  Hanfried  Krüger/Walter  Müller- 
Römheld,  Frankfurt/M.  2.  Aufl.  1976,  S.81-84 
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Konsultation,  Sheffield  1981 

Die  Konferenz  von  Sheffield  hat  in  den  Kirchen  ein  starkes  und  kontroverses  Echo  ausgelöst. 
Sie  galt  der  inhaltlichen  Zusammenfassung  der  1975  beschlossenen  Studie  über  die 
„Gemeinschaft  von  Frauen  und  Männern  in  der  Kirche".  Der  „Brief  aus  Sheffield"  an  die  Kirchen 
möchte  in  lebendiger  und  ansprechender  Form  nicht  nur  die  Probleme,  sondern  auch  die  Emp- 
findungen des  Schmerzes  und  der  Freude  der  am  Studienprozeß  Beteiligten  artikulieren  und 
sollte  sich  so  bewußt  von  den  „typischen  ökumenischen  Erklärungen"  unterscheiden.  Die  the- 
matische Sacharbeit  fand  in  7  Sektionen  statt,  von  denen  jeweils  ausführliche  Berichte  vorlie- 
gen: (1)  Identität  und  Beziehungen  in  einer  Neuen  Gemeinschaft,  (2)  Ehe,  Familie  und  Lebens- 
stil in  einer  Neuen  Gemeinschaft,  (3)  Die  Schrift  in  der  Neuen  Gemeinschaft,  (4)  Geistliches 
Amt  und  Gottesdienst  in  der  Neuen  Gemeinschaft,  (5)  Autorität  und  kirchliche  Strukturen  in  der 
Neuen  Gemeinschaft,  (6)  Tradition  und  Traditionen  -  eine  Möglichkeit  zur  Erneuerung,  (7)  Ge- 
rechtigkeit in  der  Neuen  Gemeinschaft.  Im  folgenden  werden  im  Anschluß  an  den  Brief  aus 
Sheffield  Passagen  zur  Identität  in  einer  Neuen  Gemeinschaft  (Sektion  1)  sowie  die  sozialethi- 
schen Impulse  der  ökumenischen  Konsultation  zu  Ehe,  Familie  und  Lebensstil  (Sektion  2)  wie- 
dergegeben. 


Ein  Brief  aus  Sheffield 

Schwestern  und  Brüder  in  Christus,  wir  haben  den  Wunsch,  daß  ihr  uns  hört,  denn  wir 
gehören  mit  euch  zusammen,  in  der  Kirche  wie  in  der  Menschenfamilie. 

Brüder,  hört  ihr  nicht  die  "Seufzer,  tiefer  als  alle  Worte"  von  Frauen,  die  unter  Krieg, 
Gewalt,  Armut,  Ausbeutung  und  Verachtung  leiden  in  einer  Welt,  die  weitgehend  von 
Männern  kontrolliert  wird?  Schwestern,  seht  ihr  nicht,  wie  tief  sich  die  Männer  in  den 
Fängen  ihrer  eigenen  Macht  und  ihrer  vermeintlichen  Überlegenheit  verstrickt  haben? 

Wir  sprechen  als  die,  die  sich  bemüht  haben,  die  Schrift  mit  neuen  Ohren  zu  hören 
und  die  Tradition  der  Kirche  in  ihren  vielfältigen  Formen  zu  leben.  So  haben  wir  Gottes 
Wort  für  das  Heute  vernommen,  das  uns  eine  Vision  für  unser  menschliches  Zusam- 
menleben eröffnet  -  eine  erneute  Gemeinschaft  von  Frauen  und  Männern.  Unser  An- 
liegen duldet  keinen  Aufschub.  In  einer  Welt,  die  von  atomarer  Selbstzerstörung  be- 
droht ist,  kommt  es  Frauen  und  Männern  seh  ärfer  zum  Bewußtsein,  daß  sie  eine  neue 
Partnerschaft  als  Gleichberechtigte  vor  Gott  brauchen.  Und  in  Kirchen  und  Gesell- 
schaften, wo  die  Weise,  wie  Männer  hier  herrschten,  Frauen  und  Männern  großen 
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Schaden  zugefügt  hat,  sind  Bußfertigkeit  und  Glaube  vonnöten,  wenn  wir  Gottes  Auf- 
forderung durch  das  Evangelium  nachkommen  wollen. 

Was  hat  unserem  Vernehmen  nach  der  Heilige  Geist  in  Sheffield  zu  den  Kirchen  ge- 
sagt? 

Wir  haben  gelernt: 

-  wie  gefühlsbeladen  alles  Nachdenken  über  unser  Frau-  und  Mann-Sein  ist; 

-  wie  schwer  es  ist,  sich  an  Gott  zu  wenden  und  sich  Gott  vorzustellen  in  einer 
Weise,  die  dem  christlichen  Verständnis  vom  Person-Sein  entspricht  und  nicht  auf 
mannliche  Überlegenheit  schließen  läßt; 

-  wie  dringend  notwendig  eine  umfassende  Information  über  die  Thematik  unserer 
Konsultation  ist; 

-  wie  drastisch  die  Veränderungen  sein  können,  die  in  unseren  Gesellschaften  not- 
wendig sind. 

Wir  haben  empfangen: 

einen  Vorgeschmack  von  einer  globalen  Gemeinschaft  von  Frauen  und  Männern,  die 
empfindsam  sind  gegenüber  allen  Formen  der  Unterdrückung  und  die  diese  gemein- 
sam bekämpfen. 

Wir  haben  unsere  Perspektiven  erweitert: 
indem  wir  erkannt  haben, 

-  daß  der  Kampf  gegen  Tyrannei,  Militarismus,  wirtschaftliche  Ausbeutung  und  Ras- 
sismus für  viele  Frauen  und  Männer  die  vordringlichste  Aufgabe  ist; 

-  daß  Christen  an  vielen  Orten  die  Regierungen  zur  Abschaffung  der  Ausbeutung 
auffordern  müssen,  ganz  besonders  dort,  wo  Frauen  und  Männer  als  billige  Ar- 
beitskräfte, als  Wanderarbeiter  und  -arbeiterinnen  oder  durch  Prostitution  für  Touri- 
sten Opfer  einer  falsch  verstandenen  Entwicklung  geworden  sind; 

-  und  daß  viele  Frauen  und  Männer  in  einem  von  einer  männlichen  Führungsspitze 
beherrschten  kirchlichen  Leben  schmerzlich  enttäuscht  sind,  wenn  sich  zum  Bei- 
spiel Frauen  zum  Amt  des  Wortes  und  der  Sakramente  berufen  fühlen  und  ihnen 
die  Ordination  versagt  wird  oder  wenn  die  Kirche  schöpferische  Entwicklungen  in 
der  Gesellschaft  unberücksichtigt  läßt 

Wir  haben  erkannt: 

-  wie  wichtig  es  ist,  daß  Christen  aller  Kontinente,  aller  Kulturen  und  aller  Kirchen  in 
diese  Studien  über  die  Gemeinschaft  einbezogen  werden,  damit  allen  Anliegen 
Gehör  und  Aufmerksamkeit  geschenkt  werden  kann. 
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Wir  haben  uns  gefreut, 

als  uns  klar  wurde,  daß  Sexualität  nicht  im  Gegensatz  zur  Spiritualität  steht,  sondern 
daß  die  christliche  Spiritualität  Leib,  Sinn  und  Geist  in  ihrer  Ganzheitlichkeit  um- 
schließt 

Wir  haben  in  Sheffield  gesungen 

den  Lobgesang  der  Maria,  in  dem  Gottes  befreiendes  Handeln  gefeiert  wird;  das  Lob 

Jesu,  in  dem  uns  der  dreieinige  Gott  sein  menschliches  Antlitz  zuwendet. 

Und  wir  laden  euch  jetzt  ein,  mit  uns  zu  beten: 

"Ewiger  Gott,  so  wie  du  die  Menschheit  zu  deinem  Bilde  geschaffen  hat,  Frauund 

Mann,  männlich  und  weiblich,  erneuere  uns  nach  diesem  Bilde. 

Gott,  du  heiliger  Geist,  tröste  uns  durch  deine  Stärke  und  Liebe,  wie  wenn  uns  eine 
Mutter  tröstet. 

Herr  Jesus  Christus,  gib  uns  durch  deinen  Tod  und  deine  Auferstehung  die  Freude 
derer,  für  die  Schmerz  und  Leid  im  Licht  der  Hoffnung  zur  fruchtbaren  Agonie  des  Ge- 
barens werden. 

Gott,  du  heilige  Dreieinigkeit,  gib,  daß  wir  gemeinsam  in  ein  neues  Leben  eintreten,  in 
die  von  dir  verheißene  letzte  Vollendung  und  Erfüllung  in  alle  Ewigkeit.  Amen." 

Schwestern  und  Brüder  in  Christus,  unser  sehnlichster  Wunsch  ist,  daß  ihr  euch  mit 
uns  bemühen  möget,  die  Vision,  die  wir  geschaut  haben,  Wirklichkeit  werden  zu  las- 
sen. 


Sektion  1:  Identität  und  Beziehungen  in  einer  Neuen  Gemeinschaft  (...) 

Identität  und  Neue  Gemeinschaft 

Es  wurde  sehr  schnell  deutlich,  daß  in  einer  Gruppe,  in  der  Teilnehmer  aus  Asien,  Eu- 
ropa, Nordamerika,  Lateinamerika  und  dem  Pazifik  zusammen  waren,  die  Vorstellun- 
gen von  Identität  ebenso  verschieden  waren  wie  die  kulturellen  Hintergründe,  aus  de- 
nen die  Teilnehmer  kamen.  Je  länger  wir  uns  mit  der  Sache  befaßten,  desto  mehr  trat 
ihre  Komplexität  zutage.  Weiterhin  zeigte  sich  deutlich,  daß  nicht  nur  Frauen  und 
Männer  einander  unterschiedlich  sehen,  sondern  daß  dabei  auch  jeder  einzelne  seine 
oder  ihre  eigene  Sicht  hat;  sogar  zwei  Personen  gleichen  Geschlechts  und  gleicher 
Kultur  bestimmen  ihre  Identität  oft  unterschiedlich.  Dazu  kommt,  daß  sich  unsere  ei- 
gene Identität  manchmal  wandelt,  je  nach  den  Stationen  und  Umständen  unseres  Le- 
benswegs. Deshalb  schien  es  uns  unmöglich,  bei  der  Suche  nach  Identität  von  abso- 
luten Maßstäben  auszugehen,  obgleich  wir  darin  übereinstimmten,  daß  unsere  Bezie- 
hungen zu  anderen  und  die  Wertmaßstäbe  der  Gesellschaft,  in  der  wir  leben,  einen 
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starken  Einfluß  auf  unser  Selbstverständnis,  unser  Selbstbewußtsein  und  unser 
Selbstvertrauen  haben. 

Wir  ringen  nicht  nur  als  einzelne  darum,  unsere  Identität  zu  finden,  sondern  auch  als 
verschiedene  Kulturen,  Gemeinschaften  und  Gesellschaften.  Wir  sind  davon  über- 
zeugt, daß  die  christliche  Gemeinschaft  ihre  Identität  in  Beziehung  zur  ganzen 
menschlichen  Gemeinschaft  finden  muß.  Daraus  folgt,  daß  Mission  nicht  ohne  Liebe 
und  ohne  Achtung  für  den  Glauben  der  anderen  erfolgen  darf  und  daß  Menschen  frei 
sein  müssen,  ihre  eigene  Identität  innerhalb  ihrer  eigenen  Kultur,  ihres  eigenen  Glau- 
bens oder  ihrer  Ideologie  zu  finden  wie  auch  in  ihren  Beziehungen  zu  anderen  Men- 
schen. 

1.  Positive  und  negative  Zeichen.  In  unseren  Überlegungen  zur  Vision  einer  Neuen 
Gemeinschaft  stellte  sich  heraus,  daß  wir  bei  der  Suche  nach  diesem  Ideal  in  folgen- 
den Bereichen  Hilfe  finden  könnten: 

•  kleine  Gruppen,  die  sich  bilden  und  wo  die  Stimmen  einzelner  Frauen  zu  Gehör 
kommen  können,  aber  auch  größere  Konsultationen  wie  diese,  wo  wir  unsere  An- 
liegen miteinander  besprechen  können; 

•  Hinweise  in  den  Berichten  örtlicher  Studiengruppen,  nach  denen  eine  Bereitschaft 
besteht,  die  Sexualität  des  anderen  als  einen  integralen  Bestandteil  der  menschli- 
chen Ganzheit  anzuerkennen; 

•  deutliche  Beweise  dafür,  daß  junge  Männer  inzwischen  ihren  Anteil  an  der  familiä- 
ren Verantwortung  wahrnehmen; 

•  kirchliche  Veranstaltungen,  die  Frauen  und  Männerzusammenbringen; 

•  Zusammenarbeit  zwischen  Frauen  und  Männern  im  dörflichen  Leben; 

•  Menschen,  die  beginnen,  ihre  Wertmaßstäbe  für  Beruf  und  Arbeit  einschließlich 
unbezahlter  Arbeit,  wie  sie  zu  Hause  verrichtet  wird,  zu  überprüfen; 

•  neue  Formen  des  Gottesdienstes,  in  denen  die  Sprache  und  der  Inhalt  alle  Men- 
schen ansprechen  und  die  eine  gemeinsame  Sicht  für  die  Neue  Gemeinschaft  zum 
Ausdruck  bringen; 

•  weibliche  Theologen,  deren  Erkenntnisse  nicht  nur  neue  Perspektiven,  sondern 
auch  eine  mehr  ganzheitliche  Theologie  anbieten,  die  ernsthaft  auch  mit  den  Erfah- 
rungen von  Frauen  und  anderen  unterdrückten  Gruppen  rechnet. 

Wir  freuen  uns  über  diese  positiven  Aspekte  in  unserer  Situation;  aber  es  wird  immer 
noch  ein  weiter  Weg  zu  gehen  sein,  und  es  gibt  noch  vieles,  das  auf  diesem  Wege 
überwunden  werden  muß,  wie  zum  Beispiel: 

•  selbstsüchtiger  Individualismus  unter  den  Geschlechtern,  Rassen  und  Religionen; 

•  die  Mißachtung  der  individuellen  Persönlichkeit  und  die  Tendenz  zur  Reglementie- 
rung; 

•  ungerechte  soziale  und  wirtschaftliche  Strukturen; 

•  Diskriminierung  von  Frauen  durch  die  Gesetzgebung  in  Kirche  und  Gesellschaft; 

•  sexistische  Verhaltensweisen; 
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Elemente  in  verschiedenen  Kulturen,  die  Frauen  daran  hindern,  ihre  Möglichkeiten 
voll  zu  entfalten  und  ihren  Platz  voll  einzunehmen; 
geschlechtliche  Klischees; 

eine  Tendenz,  der  Frau  einen  "gesetzesgemäßen"  Platz  anzubieten,  also  nicht  ih- 
ren individuellen  Wert  anzuerkennen,  sondern  lediglich  gesetzlichen  oder  anderen 
Ansprüchen  zu  genügen; 

Bestimmung  durch  die  Eltern,  wie  zum  Beispiel  in  der  Wahl  des  Ehepartners  oder 
der  Laufbahn; 

nachteilige  Frauenbilder,  wie  sie  in  Massenmedien  und  Schulbüchern  angeboten 
werden; 

Mangel  an  Möglichkeit,  ihre  Kinder  zu  versorgen,  für  solche  Frauen,  die  sich  nach 
größerer  Selbsterfüllung  bei  einer  Arbeit  außerhalb  ihres  Hauses  umsehen; 
die  mangelnde  eigene  Bereitschaft  von  Frauen,  ihren  Männern  einen  Anteil  an  der 
Hausarbeit  zuzugestehen; 

kirchliche  Strukturen,  die  ausschließlich  nach  männlichen  Vorstellungen  gestaltet 
sind,  und  eine  Theologie  und  Gottesdienstgestalt,  die  ausschließlich  von  männli- 
chen Perspektiven  bestimmt  sind. 

2.  Identität  und  Sexualität.  Wir  haben  uns  ausgiebig  mit  der  Sexualität  als  einem  vita- 
len und  unverzichtbaren  Teil  unserer  Identität  beschäftigt;  aber  es  zeigte  sich,  daß 
dies  in  mancher  Hinsicht  eine  schwierige,  komplizierte,  verwirrende  und  sogar 
schmerzhafte  Frage  ist.  Jedoch  stellte  sich  heraus,  daß  die  Kirche  den  Fragen  der 
Sexualität  viel  mehr  Aufmerksamkeit  schenken  muß.  Frauen  und  Männersollten  in  der 
Lage  sein,  ihre  sexuelle  Identität  bei  sich  selbst  und  bei  anderen  in  ihrem  Zusammen- 
leben zu  respektieren.  Wenn  wir  uns  als  Glieder  der  Kirche  der  Sexualität  als  einer 
guten  Gabe  Gottes  an  uns  bewußt  sind,  sollten  wir  in  der  Lage  sein,  andere  in  ihrem 
Ringen  darum  zu  unterstützen,  ihre  eigene  Sexualität  anzunehmen  und  ihre  eigene 
Identität  zu  finden.  Wir  sind  uns  bewußt,  daß  unsere  Kirchen  in  vielen  Fällen  noch 
nicht  bereit  sind,  auf  unterschiedliche  sexuelle  Verhaltensweisen  oder  Orientierungen 
zu  achten  oder  sie  zu  akzeptieren.  Dies  bewegt  uns  sehr,  und  wir  glauben,  daß  Gele- 
genheiten zu  besserer  Bildung  und  besserem  Verstehen  uns  helfen  werden,  den 
Reichtum  der  sexuellen  Identität  in  uns  selbst  und  anderen  voller  zu  würdigen. 

3.  Die  Kirchen  und  die  Neue  Gemeinschaft.  Die  Kirchen  stehen  vor  einer  starken  Her- 
ausforderung, auf  unseren  Kampf  und  unsere  Hoffnungen  eine  positive  Antwort  zu 
geben.  Die  ganzheitliche  Theologie,  die  uns  vorschwebt,  müßte  offen  sein  für  mo- 
derne Fragen  und  Erkenntnisse  und  für  feministische  Interpretationen  der  Schrift  in 
Ergänzung  zu  anderen.  In  dieser  Hinsicht  empfehlen  wir  Bemühungen  wie  die  Arbeit 
weiblicher  Theologen,  die  von  der  Weltvereinigung  Christlicher  Junger  Frauen  1982 
geleistet  wurde,  der  weltweiten  Kirche  zur  Kenntnis  und  zur  Erwägung  zu  bringen. 

Es  ist  schwierig,  in  präzisen  Formulierungen  genau  auszudrücken,  wie  unsere  Vision 
einer  Neuen  Gemeinschaft  aussieht.  Wir  strecken  uns  aus  nach  einer  Gesellschaft,  in 
der  wir  in  der  Lage  sein  werden,  die  Tatsache  zu  akzeptieren,  daß  wir  als  menschliche 
Wesen  nicht  alle  in  derselben  Gestalt  geformt  sind  und  daß  es  keinen  Grund  gibt,  ein 
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einzelnes  Geschlecht,  eine  einzelne  Rasse,  Kultur  oder  Klasse  höherzustellen  als  die 
anderen.  Zusammen  mit  den  gleichen  Rechten  muß  es  auch  einen  gleichen  Wert  für 
alle  geben,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Abstammung,  ihren  Beruf,  ihr  Geschlecht  oder 
ihre  Rasse.  Die  Neue  Gemeinschaft  ist  nicht  etwas,  das  wir  je  allein  durch  unsere  ei- 
genen Anstrengungen  zu  erreichen  hoffen  können.  Nur  wenn  wir  gefüllt  sind  mit  der 
Liebe  Gottes,  der  Gnade  unseres  Herrn  Jesus  Christus  und  der  Gemeinschaft  und 
Leitung  des  Heiligen  Geistes,  werden  wir  dazu  helfen  können,  Gottes  Herrschaft  auf 
Erden  mit  aufzubauen. 

Identität  und  Gesellschaft 

(...) 

2.  Identität  und  Nord/Süd-Problematik.  Bei  unserer  Arbeit  an  der  Frage  nach  der  Iden- 
tität entschied  sich  unsere  Gruppe  dafür,  auch  einen  Blick  auf  das  Wertsystem  zu 
werfen,  das  in  unseren  getrennten  Kulturen  und  Ländern  herrscht.  Dies  erwies  sich  als 
eine  faszinierende  Übung  und  unterstrich  für  uns  die  Verschiedenartigkeit  der  Erfah- 
rung innerhalb  der  Konsultation. 

Wir  begannen,  die  "Kluft"  zwischen  den  Teilnehmern  aus  den  industrialisierten  Län- 
dern und  ihren  Schwestern  und  Brüdern  in  den  sogenannten  Entwicklungsländern  zu 
verstehen.  Einige  Teilnehmer,  insbesondere  aus  westlichen  Ländern,  erklärten  aus- 
drücklich, daß  es  ihnen  um  die  Wiederaufwertung  von  Frauen  und  die  Notwendigkeit 
zur  Befreiung  gehe,  während  für  andere  die  Probleme  von  Hunger,  Armut,  Rüstung 
und  Ausbeutung  von  ausschlaggebender  Bedeutung  waren. 

Die  meisten  aus  dem  Westen  sprachen  von  einer  Kultur,  in  der  die  Menschen  ge- 
zwungen seien,  ihre  Identität  innerhalb  von  Gesellschaften  zu  finden,  die  durch  indivi- 
duelles Streben  und  Wettbewerb  charakterisiert  sind  und  in  denen  persönlicher  Erfolg 
und  das  Erringen  eines  hohen  Standes  und  Einkommens  den  höchsten  Wert  haben. 
Auf  der  anderen  Seite  wiesen  Teilnehmer  aus  Afrika,  Asien ,  der  Karibik,  dem  Mittleren 
und  Fernen  Osten  auf  Gesellschaften  hin,  in  denen  die  Gemeinschaftswerte  immer 
noch  am  bedeutsamsten  sind.  Ihre  Wertvorstellungen  waren  durch  Beziehungen  be- 
stimmt, das  heißt  durch  den  Wert  für  die  Gemeinschaft,  nicht  einfach  die  Zweierbezie- 
hung. Die  Wertvorstellungen  des  Westens  jedoch  waren  individualistisch  orientiert  - 
Werte,  die  die  Absonderung  des  einzelnen  von  anderen  und  deren  Übertrumpfung 
entsprechend  den  persönlichen  Erfolgsvorstellungen  fördern. 

Aber  es  wurde  uns  deutlich,  daß  der  Protest  der  Frauen  aus  dem  Westen  und  derer 
aus  den  industrialisierten  Ländern  letztlich  übereinstimmen.  Beide  sind  Schreie  aus 
einer  Menschheit,  die  unter  der  Drohung  des  Todes  durch  die  Unmenschlichkeit  steht. 
Wir  müssen  uns  mit  dem  Weg  der  Industrialisierung  und  ihren  Wettbewerbssystemen 
beschäftigen,  an  denen  Männer  wie  Frauen  zugleich  Anteil  haben  und  darunter  leiden 
und  die  die  Weltgesellschaft  vergiften.  (...) 
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Sektion  2:  Ehe,  Familie  und  Lebensstil  in  einer  Neuen  Gemeinschaft 

Die  Ausarbeitung  dieses  Themas  wurde  von  Teilnehmern  aus  Afrika,  Asien,  Europa, 
Lateinamerika,  Nordamerika  und  dem  Pazifik  übernommen;  dabei  wurde  das  Thema 
in  drei  Sektionen  aufgeteilt,  über  die  unter  folgenden  Aspekten  berichtet  wird: 

•  Die  christliche  Familie 

•  Die  christliche  Familie  und  die  Gesellschaft 

•  Wechselnde  Grundformen  des  Familienlebens. 

(-) 

Die  christliche  Familie 

1.  Erfahrungen  der  Gruppenmitglieder.  In  unserer  Diskussion  wurde  uns  bewußt,  von 
wie  unterschiedlichen  Situationen  her  wir  uns  äußerten.  Zu  der  Gruppe  gehörten  Mit- 
glieder aus  Ägypten  (koptisch-orthodox),  Südafrika  (römisch-katholisch),  Gambia 
(methodistisch),  Deutschland  (lutherisch)  und  der  Schweiz  (baptistisch).  Einige  Mit- 
glieder stammten  aus  weitverzweigten  Großfamilien  und  strengen  traditionellen 
Strukturen,  in  denen  Ehe  und  Familie  einen  hohen  Rang  einnehmen,  wohingegen  an- 
dere aus  Kleinfamilien  mit  fließenden  Strukturen  in  der  Gesellschaft  kamen.  Von  bei- 
den Seiten  her  wurde  jedoch  berichtet,  daß  die  Situation  der  Ehe  durch  Scheidung 
und  abnehmenden  sozialen  Zusammenhalt  gekennzeichnet  werde.  So  kamen  wir  zu 
der  Erkenntnis,  daß  wir  auch  der  weiteren  Gemeinschaft  im  Umfeld  unsere  Aufmerk- 
samkeit zuwenden  und  Alleinstehende,  vereinsamte  Eltern,  Geschiedene,  ältere 
Leute,  Kinder  und  Menschen,  die  in  Wohngemeinschaften  leben,  in  unsere  Überle- 
gungen mit  einbeziehen  müßten.  Diese  Probleme  werden  in  dem  Teil,  der  sich  mit 
dem  Wandel  der  Grundformen  des  Familienlebens  beschäftigt,  behandelt  werden. 

2.  Was  ist  eine  christliche  Ehe/Familie?  Wir  haben  entdeckt,  daß  verschiedene  Ge- 
sichtspunkte dafür  in  Betracht  kommen,  was  eigentlich  eine  Ehe  als  "christlich"  kenn- 
zeichnet. Für  die  einen  muß  die  Eigenschaft  der  Heiligkeit  in  der  Ehe  vorhanden  sein, 
die  in  dem  zeitlosen  Geheimnis  der  göttlichen  Liebe  begründet  liegt,  während  für  an- 
dere eine  christliche  Ehe  dadurch  charakterisiert  ist,  daß  eine  bestimmte  Qualität  der 
Beziehung  im  täglichen  Leben  miteinander  erkennbar  wird. 

Als  Ausgangspunkt  für  unsere  Diskussion  fanden  wir  die  folgenden  gemeinsamen 
Elemente:  Eine  christliche  Ehe  wird  gewöhnlich  mit  einer  Zeremonie  in  der  Kirche  oder 
einer  Segnung  begonnen.  Sie  zeichnet  sich  aus  durch  den  Willen  zu  lebenslanger 
Treue  und  Hingabe  aneinander  und  für  das  Wohl  der  Ehe/Familie;  das  schließt  die 
Gemeinschaft  mit  Freunden  im  Umkreis  ebenso  ein  wie  die  sozialen  Beziehungen  auf 
vielen  verschiedenen  Ebenen. 

In  der  Diskussion  wurde  uns  jedoch  klar,  daß  ein  solches  Bild  von  einer  christlichen 
Ehe/Familie  von  vielen  Seiten  her  in  Frage  gestellt  wird,  obwohl  es  vielleicht  in  einigen 
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sozioreligiösen  Umgebungen  und  individuellen  Familiensituationen  funktioniert.  In  Ge- 
bieten mit  fortschreitender  Säkularisierung  kann  eine  Gemeinschaft  gemeinsamen 
Glaubens  oder  eine  traditionelle  christliche  Umgebung  nicht  mehr  länger  als  vereini- 
gender und  bestimmender  Faktor  vorausgesetzt  werden.  Obendrein  wird  in  einer  sol- 
chen Umgebung  familiäre  Frömmigkeit  oft  als  auferlegter  Zwang  für  die  Kinder  be- 
trachtet, durch  den  ihr  persönlicher  und  christlicher  Reifungsprozeß  mehr  behindert 
als  gefördert  wird.  Für  die  Deutsche  Demokratische  Republik  z.B.  warf  eine  Analyse 
der  Familiensituation  die  Frage  auf,  ob  die  sogenannte  christliche  Familie  nicht  nur  ein 
Überbleibsel  der  bürgerlichen  Familie  in  einer  nachchristlichen  Epoche  sei.  Zudem 
führt  in  vielen  Ländern,  die  nicht  traditionell  "christlich"  gewesen  sind,  religiöser  Plura- 
lismus häufig  zum  Problem  gemischter  Ehen  (aus  zwei  verschiedenen  Religionen), 
womit  sich  die  Frage  eines  "christlichen"  Elements  in  einer  familiären  Beziehung  von 
einem  ganz  anderen  Ausgangspunkt  her  stellt.  Folglich  muß  in  jeder  Situation  die  Be- 
ziehung "christlich"  in  ihrer  Anwendung  auf  das  Familien-  und  Gemeinschaftsleben 
neu  reflektiert  und  neu  definiert  werden.  In  der  Plenardiskussion  dieser  Sektion  wurde 
Kritik  daran  laut,  daß  die  Arbeitsansätze  dieses  Berichts  hinsichtlich  der  Frage,  was 
eine  "christliche"  Familie  ausmache,  zu  eng  gefaßt  seien. 

3.  Welche  Auswirkung  kann  die  Neue  Gemeinschaft  auf  das  Leben  der  Familie  in  der 
Gemeinschaft  haben? 

a)  Hindernisse.  Zunächst  einmal  haben  wir  uns  einige  gesellschaftliche  Probleme  be- 
wußt gemacht.  Zum  Beispiel  gibt  es  oft  unterschiedliche  Maßstäbe  für  die  Treue,  je 
nachdem,  ob  es  sich  um  Männer  oder  Frauen  handelt.  Dann  gibt  es  viele  Rollener- 
wartungen, die  zu  einer  Ungleichheit  persönlicher  Freiheit,  Würde  und  Macht  beitra- 
gen. Hinzu  kommt,  daß  interne  Probleme  eines  überzogenen  Individualismus,  Nar- 
zismus  und  Materialismus  die  familiären  Beziehungen  in  den  reichen  Ländern  bela- 
sten, während  unter  den  Armen  der  Mangel  an  ausreichender  Nahrung,  an  Unterkunft 
und  Arbeit  zu  gespannten  Familiensituationen  führt. 

Auf  der  einen  Seite  führen,  besonders  in  Kleinfamilien,  übermäßige  Ansprüche  auf 
Vertraulichkeit  immer  wieder  zu  emotionaler  Erschöpfung  und  Enttäuschung.  Auf  der 
anderen  Seite  werden  in  vielen  Teilen  der  Welt  durch  die  arbeitsbedingte  Abwesenheit 
des  Vaters  oder  beider  Elternteile  (Gastarbeiter,  größere  Entfernung  zwischen  Wohn- 
ort und  Arbeitsplatz)  ganze  Familien  vollkommen  auseinandergerissen,  wobei  dann 
die  Kinder  der  Betreuung  der  Großeltern  überlassen  werden.  Außerdem  hat  die  erst 
vor  relativ  kurzer  Zeit  entstandene  Bewegung  zur  Befreiung  der  Frauen  wohl  traditio- 
nelle Bande  noch  weiter  gelockert  und  sexuelle  und  soziale  Beziehungen  an  den 
Stellen  durcheinandergebracht,  wo  es  nicht  gleichzeitig  zu  entsprechenden  Verände- 
rungen in  der  Gesellschaft  als  ganzer  kam.  Dies  hat  seine  Auswirkungen  gehabt,  be- 
sonders bei  Kindern.  Bei  der  Aufgabe,  das  Leben  der  Familie  zu  erneuern,  muß  die 
doppelte  Unterdrückung  der  Frauen  -  einerseits  von  dem  weiteren  sozial-politischen 
und  wirtschaftlichen  Kontext  her  und  andererseits  von  der  Rollenerwartung  innerhalb 
der  Familie  her  -  in  Rechnung  gestellt  werden. 

b)  Wie  können  wir  weiterkommen?  In  vielen  Fällen  wird  der  Ausgangspunkt  das 
wachsende  Bewußtsein  der  Frauen  sein,  daß  die  Frau  von  Gott  genauso  geliebt  und 
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als  Mitglied  der  menschlichen  Familie  von  Gott  geschaffen  ist,  getragen  und  geleitet 
wird.  Dieses  Erwachen  des  Bewußtseins  wird  Fragen  aufwerfen,  die  die  überkomme- 
nen Vorstellungen  in  Familie,  Gesellschaft  und  Kirche  herausfordern,  die  einer  Aner- 
kennung gleichen  Rechtes  und  gleicher  Würde  für  Frauen  wie  Männer  im  Wege  ste- 
hen. 

Ein  nächster  Schritt  wird  sein,  sich  mit  den  Mythen  auseinanderzusetzen,  die  die  Rolle 
der  Geschlechter  und  die  Rolle  der  Autorität  begründen.  Ein  Gruppenmitglied  erklärte, 
"der  Unterdrücker  in  Kirche,  Gesellschaft  und  zu  Hause  ist  der  gleiche".  Das  will  sa- 
gen, daß  die  Spielarten  von  Beziehungen  und  Rollendenken,  die  das  Leben  der  Men- 
schen in  Kirche  und  Gesellschaft  bestimmen,  die  Familie  beeinflussen  und  daß  umge- 
kehrt die  Art  und  Weise  von  Beziehungen  und  das  Rollendenken  in  der  Kirche  das 
tägliche  Leben  in  Familie  und  Gesellschaft  beeinflussen.  Von  daher  wird  es  nötig  sein, 
daß  die  Kirchen  die  Ehe-  und  Familienerziehung  neu  überdenken. 

Der  Kirche  fällt  in  der  Familienerziehung  hinsichtlich  der  Gleichheit  eine  ganz  ent- 
scheidende Rolle  zu,  und  zwar 

•  durch  ihre  Predigt  und  Lehre,  besonders  durch  ihre  voreheliche  Beratung,  wobei  es 
darauf  ankommt,  daß  positive  Aspekte  in  den  verschiedenen  Traditionen  nicht  ver- 
nachlässigt werden.  Außerdem  sollte  die  Kirche  sich  noch  einmal  neu  mit  der  bibli- 
schen Interpretation  der  Stellung  und  Rolle  von  Männern  und  Frauen  beschäftigen. 
Die  Vorstellung  vom  Vater  als  "Haupt  der  Familie"  bedarf  einer  Interpretation  im 
Sinne  der  wechselseitigen  Abhängigkeit  und  gegenseitigen  Verantwortlichkeit 
("seid  einander  Untertan";  Eph  5,21).  In  anderem  kulturellen  Rahmen  könnten  an- 
dere Bilder  von  wechselseitiger  Ergänzung  entwickelt  werden; 

•  indem  sie  Rollen-Modelle  für  Paare,  Familien,  Gemeinschaften  entwickelt  und  da- 
durch Anschauungsunterricht  gibt; 

•  indem  sie  Formen  der  Gemeinschaft  gestaltet,  durch  die  Menschen  im  Prozeß  der 
Veränderung  gestützt  und  getragen  werden  -  Gemeinschaftsformen,  die  Frauen 
und  Männer,  Ehepartner  und  Alleinstehende,  Kinder,  Witwen  und  ältere  Leute  ein- 
schließen, die  alle  nach  einer  neuen  Identität  und  Rolle  suchen  müssen; 

•  indem  sie  Personalität  und  gegenseitige  Ergänzung  an  Stelle  der  bisherigen 
Grundmuster  von  Unterordnung  in  ihren  Trauformularen  und  in  der  Auswahl  von 
liturgischen  Predigttexten  für  Trauungen  hervorhebt; 

•  indem  sie  unterstreicht,  daß  die  Kleinfamilie  (wo  diese  die  vorwiegende  Form  ist) 
nicht  ein  Instrument  zum  Ausschluß  anderer  sein  darf,  sondern  vielmehr  für  ihre 
Mitglieder  zu  einer  Möglichkeit  werden  kann,  eine  umfassendere  Gemeinschaft 
aufzubauen. 

c)  Wie  können  wir  die  zukünftige  Familie  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Neuen  Ge- 
meinschaft beschreiben?  Liebe,  die  wichtigste  Tugend  christlichen  Lebens,  gründet 
sich  auf  gegenseitige  Würde  und  Achtung.  Liebe  schließt  aber  auch  eine  Polarität  ein: 
Auf  der  einen  Seite  lädt  Liebe  ein  zur  individuellen  Selbstverwirklichung  und  erlaubt 
die  Entwicklung  der  Persönlichkeit,  die  Entfaltung  von  Gaben  und  die  Herausforde- 
rung der  Teilnahme  am  sozialen,  wirtschaftlichen  und  politischen  Leben  ("sich  selbst 
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finden").  Auf  der  anderen  Seite  gibt  Liebe  auch  die  Chance  zur  freiwilligen  Begren- 
zung der  Freiheit  ("sich  selbst  verlieren")  als  einer  Verpflichtung  gegenüber  den  Inter- 
essen der  Partnerschaft,  Familie  und  Gemeinschaft.  Diese  Polarität  kann  eine  inte- 
grierende Kraft  für  das  persönliche  und  emotionale  Wachsen  eines  einzelnen  in  der 
Beziehung  zu  den  Familiengliedern  und  den  Menschen  im  weiteren  gesellschaftlichen 
Umkreis  darstellen. 

Die  Spannung  zwischen  diesen  beiden  Polen  kann,  neben  verschiedenen  anderen 
Faktoren,  soziale  Brüche,  Isolation,  Scheidung  und  die  Vernachlässigung  von  Kindern 
verursachen.  Diese  Umwälzungen  werden  oft  der  modernen  Betonung  gleicher  Chan- 
cen für  die  Frauen  angelastet.  Da  nun  aber  traditionellerweise  dem  Mann  die  Freiheit 
von  der  Familie  (im  Gegensatz  zum  biblischen  Gebot  gegenseitiger  Liebe,  Eph  5,25ff.; 
Gal  6,2)  zugebilligt,  von  der  Frau  hingegen  die  Hingabe  an  die  Familie  erwartet  wurde, 
kann  der  Platz  dessen,  der  der  Familie  gegenüber  verpflichtet  ist,  in  der  Tat  verwai- 
sen, wenn  die  Mutter  und  Ehefrau  sich  selbst  dieser  Aufgabe  nicht  mehr  länger  voll- 
kommen hingibt.  In  der  Neuen  Gemeinschaft  wird  der  Ruf  zur  Freiheit  und  Mitbeteili- 
gung im  gesellschaftlichen  Leben  ebenso  wie  der  Ruf  zur  Hingabe  -  zur  Erhaltung  der 
persönlichen  Beziehungen  -  in  der  Familie  von  Männern  und  Frauen  gleichermaßen 
und  gemeinsam  beantwortet  werden.  Freiheit  meint  dementsprechend  also  nicht  not- 
wendigerweise Freiheit  von  der  Familie;  sie  kann  ebensogut  Freiheit  in  und  für  die 
Familie  sein.  Darauf  haben  afrikanische  Frauen  immer  wieder  gegenüber  westlichen 
Einstellungen  hingewiesen,  in  denen  sie  eine  nur  sehr  geringe  Verpflichtung  der  Fa- 
milie gegenüber  empfanden. 

Die  christliche  Familie  und  die  Gesellschaft 

1.  Die  christliche  Familie  und  die  Familiensysteme.  Die  Mitglieder  der  Gruppe  stellten 
fest,  daß  sie  innerhalb  der  christlichen  Gemeinschaft  zwei  verschiedene  Familiensy- 
steme vertraten  -  die  Kleinfamilie  und  die  ausgedehnte  Großfamilie.  Beide  Typen  ha- 
ben je  ihre  eigenen  Vor-  und  Nachteile.  Menschen,  die  in  einer  ausgedehnten  Groß- 
familie leben,  fühlen  sich  möglicherweise  räumlich  und  in  ihrer  Privatsphäre  eingeengt 
und  leiden  unter  der  Last  schwerer  wirtschaftlicher  Verantwortung.  Umgekehrt  haben 
sie  aber  auch  die  Möglichkeit,  innerhalb  ihrer  kulturellen  und  traditionellen  Herkunft  zu 
leben  und  sich  in  den  christlichen  Prinzipien  Hilfe  und  Abhängigkeit  voneinander  zu 
üben. 

Die  christliche  Kleinfamilie  kann  ohne  Rücksicht  auf  deren  ehelichen  Status  anderen 
Menschen  aus  der  Gemeinschaft  die  Möglichkeit  des  Anschlusses  gewähren. 

In  beiden  Formen  der  Familie  wird  die  Beziehung  zwischen  den  Ehepartnern  nicht  nur 
durch  Romantik  und  sexuelle  Intimität  bereichert,  sondern  auch  durch  Freundschaft 
untereinander  und  mit  anderen.  (...) 
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Wechselnde  Grundformen  des  Familienlebens 

Diese  Sektion  möchte,  gerade  im  Zusammenhang  mit  der  vorhergehenden  Diskus- 
sion, betonen,  daß  "alleinstehende  Menschen"  nicht  als  Randerscheinungen  angese- 
hen werden  dürfen,  sondern  daß  sie  sehr  wohl  auch  selbst  eine  Familiengruppe  bilden 
können.  Es  muß  nicht  die  "Familie"  auf  der  einen  Seite  im  Gegensatz  zur  "Nicht-Fami- 
lie" auf  der  anderen  Seite  geben.  Die  Isolierten,  die  Geschiedenen,  die  Getrennten, 
die  Verwitweten,  die  Alleinstehenden  -  alle  sind  vollwertige  Menschen,  von  Gott  ge- 
liebt und  zur  Einheit  mit  Gott  berufen.  Wir  müssen  nach  theologischen  Bildern  und  ei- 
ner theologischen  Sprache  suchen,  die  einen  angemessenen  Platz  für  eine  solche  Art 
von  "Familie"  bieten.  Für  "isolierte  Personen"  und  für  die  ganze  Gemeinschaft  müssen 
wir  alle  Dimensionen  von  Freundschaft,  Liebe  und  Offenheit  gegenüber  anderen  wie- 
derentdecken. Manche  werden  sich  dafür  entscheiden,  in  einer  Gemeinschaft  oder  in 
vielen  persönlichen  emotionalen  Beziehungen  zu  leben.  Diese  Lebensformen  sind  an 
den  Rand  gedrängt  worden,  indem  man  sie  als  "alternativen  Lebensstil"  bezeichnete, 
womit  man  zugleich  andeutete,  daß  sie  "abartig"  sind  und  weniger  sinnerfüllt  als  der 
Lebensstil  der  Mehrheit.  Jedes  Kind  Gottes  hat  die  Freiheit,  sich  für  den  Lebensstil  zu 
entscheiden,  in  dem  es  seine  (bzw.  ihre)  Möglichkeiten  voll  zur  Entfaltung  bringen 
kann,  denn  wir  sind  die  "lebendigen  Steine",  aus  denen  die  Gemeinschaft  besteht.  Wir 
sind  nicht  starr  festgelegt,  sondern  befinden  uns  ständig  in  Wachstum  und  Verände- 
rung. Wir  müssen  die  Freiheit,  die  uns  von  Gott  gegeben  ist,  in  der  Verantwortung  für 
andere  in  der  Gemeinschaft  bewähren.  Jeder  Lebensstil  trägt  die  Verantwortung  da- 
für, daß  in  ihm  Gottes  Liebe  konkreten  Ausdruck  findet  und  daß  in  den  menschlichen 
Beziehungen  deren  Wechselseitigkeit  erkennbar  wird. 

In  jeder  unserer  kulturellen  und  persönlichen  Situationen  haben  wir  diese  sogenann- 
ten alternativen  Lebensstile  entweder  aufgrund  freier  Entscheidung  oder  durch  den 
Zwang  äußerer  Umstände  feststellen  können:  alleinstehende  Menschen,  einsame  El- 
tern, Homosexuelle,  Getrennte,  Geschiedene,  Wiederverheiratete,  Menschen,  die 
nicht  kirchlich  getraut  sind  und  solche,  die  in  Wohngemeinschaften  und  Kommunen 
leben. 

Wenn  wir  die  Kirche  dazu  auffordern,  Familien  im  Hinblick  auf  den  ungewöhnlich  star- 
ken sozialen  Druck,  dem  sie  ausgesetzt  sind,  zu  stützen,  muß  sie  doch  gleichzeitig 
auch  solchen  "Familien"  ihre  Unterstützung  und  Hilfe  zuwenden.  Diese  Unterstützung 
schließt  ein,  daß  man  diesen  Gemeinschaften  Mut  macht,  Entscheidungen  entspre- 
chend ihren  Möglichkeiten  zu  treffen  und  in  der  Folge  solcher  Entscheidungen  die 
Qualitäten  der  Gegenseitigkeit,  der  Verantwortung,  der  Zusammengehörigkeit  in  ei- 
nem Bund  der  Vergebung  und  Versöhnung  erkennbar  werden  zu  lassen. 

Quelle:  Die  Gemeinschaft  von  Frauen  und  Männern  in  der  Kirche:  Ein  Bericht  der  Konsultation 
des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen,  Sheffield,  England  1981,  hg.v.  Constance  F.  Parvey, 
Neukirchen-Vluyn  1985,  S.116-118,  130-135,  139-145.  Engl.  Fassung  in:  The  Community  of 
Women  and  Men  in  the  Church,  ed.  Constance  F.  Parvey,  Geneva,  WCC,  1981 
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114     Ökumenische  Dekade  zur  Solidarität  mit  den  Frauen 

Zentralausschuß,  Hannover  1988 

Im  Jahre  1987  entschied  der  Zentralausschuß,  daß  -  in  Analogie  zur  UN-Dekade  der  Frauen, 
die  1986  abgeschlossen  wurde  -  mit  dem  Osterfest  1988  eine  „Dekade  der  Kirchen  in  Solidarität 
mit  den  Frauen". beginnen  sollte.  Die  ökumenische  Dekade  war  im  Horizont  der  Neugestaltung 
der  menschlichen  Beziehungen  zueinander  und  zur  Schöpfung  insgesamt  konzipiert.  Insbeson- 
dere auf  Ortsebene  sollten  Kirchen  und  Frauen  unterstützt  bzw.  in  die  Lage  versetzt  werden, 
herrschende  Strukturen  in  Frage  zu  stellen  und  gesellschaftliche  Probleme  ihres  Umfelds  anzu- 
gehen. 

2.  Die  Idee 

Die  ökumenische  Dekade  zur  Solidarität  der  Kirchen  mit  den  Frauen  ist  Teil  einer 
übergeordneten  Zielsetzung:  der  Erneuerung  unserer  menschlichen  Gemeinschaft.  Es 
ist  die  Vorstellung  von  einer  Neugestaltung  unserer  Beziehungen  zueinander  und  zur 
Schöpfung  in  Beziehungen  der  Gerechtigkeit  und  Fürsorge,  der  Gegenseitigkeit  und 
Zusammenarbeit,  der  Aufgeschlossenheit  fü  r  die  Nöte  des  anderen. 

Die  ganze  Schöpfung  sehnt  sich  nach  diesem  Wandel,  nach  der  Offenbarung  einer 
Gemeinschaft,  die  nicht  ausbeuterisch  und  nicht  unterdrückerisch  ist. 

Wenn  Menschen  aus  verschiedenen  Kulturen  und  Religionen  eine  echte  Gemein- 
schaft bilden  und  Freude  und  Schmerz,  Leiden  und  Überfluß  der  Erde  miteinander 
teilen,  dann  erkennen  wir  das  Handeln  Gottes,  unseres  Schöpfers. 

Wenn  Frauen  und  Männer  eine  Gemeinde  der  Gleichberechtigten  bilden  und  erhalten 
und  so  die  Fülle  und  Mannigfaltigkeit  des  Ebenbildes  Gottes  feiern,  dann  erkennen  wir 
die  neue  Gemeinschaft  in  Jesus  Christus. 

Wenn  Menschen  nach  Gerechtigkeit  schreien,  dann  hören  wir  den  Ruf  Gottes  des 
Geistes,  der  mit  uns  geht  in  unserer  Geschichte. 

In  der  Kraft  des  Geistes  vertrauen  wir  auf  die  frohe  Botschaft  von  der  Befreiung  der 
Frauen  und  arbeiten  auf  die  so  sehnlichst  erwartete  Verwandlung  unserer  Gemein- 
schaften in  eine  neue  Gemeinschaft  hin,  die  ihren  Namen  verdient  und  in  der  niemand 
mehr  ausgebeutet  und  an  den  Rand  gedrängt  wird.  (...) 
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Fünf  Zielsetzungen  der  Dekade  werden  genannt: 

1.  Sie  soll -Frauen  die  Möglichkeit  geben,  unterdrückerische  Strukturen  in  der  Gesell- 
schaft weltweit,  in  ihrem  Land  und  in  ihrer  Kirche  in  Frage  zu  stellen  und  auf  ihre  Be- 
seitigung hinzuwirken. 

2.  Sie  soll  dazu  beitragen,  daß  der  entscheidende  Beitrag  von  Frauen  in  Kirche  und 
Gesellschaft  anerkannt  wird,  indem  die  Kirchen  eine  gleichberechtigte  Mitwirkung  von 
Frauen  in  Führungspositionen  und  EntScheidungsprozessen,  in  der  theologischen  Ar- 
beit und  bei  der  Gestaltung  des  geistlichen  Lebens  fördern. 

3.  Sie  soll  Frauen  die  Möglichkeit  geben,  ihre  Vorstellung  und  Aktionen  in  die  Arbeit 
für  Gerechtigkeit,  Frieden  und  Bewahrung  der  Schöpfung  einzubringen. 

4.  Sie  soll  die  Kirchen  bewegen,  sich  selbst  von  Rassismus,  Sexismus  und  Klassen- 
denken sowie  von  Lehren  und  Praktiken,  die  Frauen  diskriminieren,  zu  befreien. 

5.  Sie  soll  die  Kirchen  zu  einem  mit  Frauen  solidarischen  Handeln  veranlassen. 


5.  Was  ist  Solidarität  mit  Frauen  ? 

Solidarität  ist  ein  Prozeß  und  eine  Lebenserfahrung,  die  Mut  und  Macht  gibt.  Solidari- 
tät mit  Frauen  ist  ein  Prozeß,  in  dem  Menschen  sich  zusammenschließen  und  wo  die 
Bedürfnisse  der  ausgebeuteten  und  unterprivilegierten  Frauen  die  Zielsetzung  ihrer 
Bewegung  bestimmen. 

Solidarität  ist  ein  Prozeß  und  eine  Lebenserfahrung,  die  Frauen  fähig  macht,  sich  die 
Kenntnisse,  Fertigkeiten  und  Hilfsmittel  anzueignen,  die  ihnen  Vertrauen  in  ihre  Fähig- 
keit geben,  ihr  Leben  selbst  zu  bestimmen,  indem  sie  aktiv  an  der  Verbesserung  ihrer 
Situation  mitwirken. 

Solidarität  ist  ein  Prozeß  ehrlichen  Miteinanderteilens,  in  dessen  Verlauf  die  Privile- 
gierten ihre  Privilegien  loslassen  können  und  die  Unterprivilegierten  ihre  Bedürfnisse 
unter  Achtung  ihrer  Menschenwürde  erfüllen  können. 

Solidarität  mit  Frauen  ist  ein  Prozeß,  in  dem  die  Grundursachen  der  Ausbeutung  und 
Unterdrückung  von  Frauen,  ihre  politische  und  wirtschaftliche  Marginalisierung  analy- 
siert und  beim  Namen  genannt  werden,  und  wo  die  Vorstellungen  und  Erfahrungen 
von  Frauen  die  neue,  lebendige  Gemeinschaft  hervorbringen. 

Worin  besteht  die  Solidarität  der  Kirchen  mit  den  Frauen? 

Die  Solidarität  der  Kirchen  mit  den  Frauen  bedeutet  einen  Vera  nderungsproze  ß  in  den 
Kirchen,  die  Entstehung  von  Gemeinschaften,  in  denen  die  Gaben  und  Erfahrungen 
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von  Frauen  geachtet  werden.  Es  handelt  sich  um  einen  Prozeß  struktureller  Verände- 
rung und  Umgestaltung  patriarchalischer  und  hierarchischer  Strukturen,  die  auf 
sozialer  Ungerechtigkeit  aufbauen.  Es  ist  ein  Prozeß,  der  die  Unterdrückung  beendet 
und  eine  neue  Gemeinschaft  entstehen  läßt,  die  auf  die  Bedürfnisse  und  Vorstellun- 
gen, die  Gaben  und  Wünsche  von  Frauen  eingeht. 

Die  Solidarität  der  Kirchen  mit  den  Frauen  ist  ein  Prozeß,  der  Frauen  die  Möglichkeit 
gibt,  ihre  theologische  Kreativität,  ihre  geistlichen  Erfahrungen  und  ihre  Weisheit  mit 
der  Gemeinschaft  zu  teilen.  Es  ist  ein  Prozeß,  in  dem  Spiritualität  als  Macht  und 
Stärke  im  Kampf  der  Frauen  für  Gerechtigkeit  und  Wandel  erfahren  wird. 

Quelle:  ökumenische  Dekade  zur  Solidarität  der  Kirchen  mit  den  Frauen,  in:  epd-Dokumenta- 
tion  38/88,  S.42,  44f 
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V.7      Bevölkerung 


115     Die  Bevölkerungsfrage 

Sektion  I  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Die  ökumenische  Beschäftigung  mit  der  Bevölkerungsfrage  begann  im  Rahmen  von  CCIA  be- 
reits in  den  50er  Jahren,  als  im  Zusammenhang  mit  demographischen  Prognosen  von  der 
„Bevölkerungsexplosion"  gesprochen  wurde.  1959  trafen  in  Oxford  Vertreter  des  ÖRK  und  des 
IMR  zur  Studienkommission  „Responsable  Parenthood  and  the  Population  Problem"  zusammen. 
Auch  im  Rahmen  der  „Rapid  Social  Change"  -  Studien  nahm  man  sich  zwischen  1955  und  1962 
der  Thematik  an.  Die  erste  Vollversammlung,  die  ausdrücklich  zum  Bevölkerungsproblem  Stel- 
lung nahm,  war  Uppsala  1968  (Sektionen  III  und  VI).  Als  ein  ökumenisches  Dokument  der  Dis- 
kussion in  dieser  Phase  wird  hier  der  zwei  Jahre  vor  Uppsala  liegende  Beitrag  der  Genfer  Welt- 
konferenz von  Church  and  Society  dokumentiert.  Der  Bericht  der  Sektion  I  („Wirtschaftliche 
Entwicklung  in  weltweiter  Sicht")  widmet  der  Bevölkerungsfrage  die  folgenden  Abschnitte. 


69.  In  vielen  Ländern  ist  ein  großer  Teil  der  verfügbaren  Arbeitskräfte  für  absehbare 
Zeit  eher  ein  Problem  als  ein  Vorteil  für  die  Wirtschaft.  Doch  ist  eine  Kontrolle  des  Be- 
völkerungswachstums -  wie  immer  sie  erfolgen  mag  -  keineswegs  die  ganze  Antwort 
auf  dieses  Problem.  Viel  kann  unternommen  werden,  um  die  vorhandenen  menschli- 
chen Kräfte  so  auszubilden,  daß  sie  aktiv  zum  Wirtschaftsprozeß  beitragen,  statt  in 
erster  Linie  Verbraucher  zu  sein.  Die  Welt  und  die  Kirche  müssen  realistisch  in  Rech- 
nung stellen,  daß  die  Weltbevölkerung  bis  zum  Jahre  2000  zwischen  5,5  und  7,5  Milli- 
arden Menschen  zählen  wird,  je  nachdem,  wie  weit  die  Geburtenrate  reduziert  werden 
kann.  Dem  Problem,  wie  diese  Menschen  zu  ernähren  und  zu  beschäftigen  sind,  muß 
man  sich  stellen. 

70.  Da  die  Geburtenrate  in  einem  Land  offenbar  von  seinem  Entwicklungsstand  be- 
einflußt wird,  wird  die  fortschreitende  Entwicklung,  insbesondere  auf  dem  Gebiet  der 
Erziehung,  schon  selbst  zur  Verringerung  der  "Bevölkerungsexplosion"  beitragen.  An- 
dererseits können  erfolgreiche  Bemühungen,  die  Wachstumsrate  der  Bevölkerung  zu 
reduzieren,  wesentlich  zur  wirtschaftlichen  Entwicklung  beitragen.  In  der  Tat  ist  es  in 
einigen  Ländern,  vor  allem  Asiens,  schwierig,  sich  einen  wirtschaftlichen  Fortschritt 
vorzustellen,  wenn  nicht  der  wachsende  Bevölkerungsdruck  vermindert  wird.  Ange- 
sichts des  Gespenstes  von  Hunger  und  Vergeudung  menschlicher  Reserven  besteht 
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die  dringende  Notwendigkeit  einer  schnellen  Ausbreitung  von  Informationen  und 
Maßnahmen  zur  Geburtenkontrolle. 

71.  Nicht  alle  christlichen  Gruppen,  einschließlich  einiger  Mitgliedskirchen  des  öku- 
menischen Rates,  stimmen  in  allen  Fragen  der  Familienplanung  und  Geburtenkon- 
trolle überein.  Das  Recht  und  die  Pflicht  der  Menschen,  ihrem  Gewissen  und  der 
Lehre  ihrer  Kirchen  treu  zu  bleiben,  wird  voll  anerkannt.  Die  Kirche  muß  auf  der  Hei- 
ligkeit der  Ehe  und  auf  dem  Recht  jedes  einzelnen  Ehepaares  bestehen,  in  Überein- 
stimmung mit  den  Lehren  ihrer  Kirche  über  die  Ehe  und  die  Verantwortung  des  einzel- 
nen selbst  zu  entscheiden. 

72.  Die  Kirche  muß  bei  ihrer  Arbeit  auf  diesem  Gebiet  die  elterliche  Verantwortung 
immer  respektieren  und  darf  als  Ziel  nicht  nur  die  Begrenzung  der  Familiengröße  vor 
Augen  haben.  Eine  Überbetonung  des  technischen  Aspektes  der  Bevölkerungskon- 
trolle läßt  den  Menschen  außer  acht.  Trotzdem  sollten  die  Kirchen  in  Landern,  in  de- 
nen Überbevölkerung  besteht  oder  droht,  die  Regierungen  unterstützen,  ihre  Verant- 
wortung auf  diesem  Gebiet  zu  erkennen  und  danach  zu  handeln.  Es  werden  mehr 
Ärzte,  Krankenschwestern,  staatliche  Gesundheitseinrichtungen  und  Kliniken  benötigt. 
Es  gibt  deutliche  Anzeichen  für  ein  latentes  Interesse  an  der  Information  über  Gebur- 
tenkontrolle in  vielen  Entwicklungsländern,  besonders  von  Seiten  der  Mütter,  die  die 
Kinderzahl  auf  ein  solches  Maß  begrenzen  möchten,  für  das  sie  ausreichend  sorgen 
können.  Unter  gewissen  Umständen  mag  es  auch  nötig  sein,  durch  finanzielle  Unter- 
stützung einmal  Menschen  für  die  Gesundheitspflege  in  ländlichen  Gegenden  zu  in- 
teressieren, zum  anderen  aber  auch  für  eine  schnellere  Verbreitung  von  Maßnahmen 
zur  Geburtenkontrolle  zu  sorgen. 

73.  Durch  vernünftige  Programme  zur  Bevölkerungsplanung  werden  diese  Länder  in 
der  Lage  sein,  die  schwere  Last  des  heutigen  Lohnempfängers  zu  mildern,  künftigen 
Lohnempfängern  eine  bessere  Ausbildung  zu  gewähren  und  einen  höheren  Lebens- 
standard für  die  Zukunft  sicherzustellen.  Sie  werden  dann  entsprechend  weniger  für 
Schulen,  Krankenhäuser  und  andere  Leistungen  an  nicht  produzierende  Glieder  der 
Gesellschaft  ausgeben  müssen  und  einen  größeren  Teil  des  Volkseinkommens  für  In- 
vestitionen in  den  Wachstumsbereichen  der  Wirtschaft  einsetzen  können. 

74.  Da  in  manchen  Ländern  Politiker  aus  Rücksicht  auf  bestimmte  religiöse  Gruppen 
zu  diesen  Problemen  nicht  Stellung  zu  nehmen  wagen,  ist  es  gut,  daß  der  Ökumeni- 
sche Rat  und  die  Kirchen  offen  sprechen  können.  Sie  können  dazu  beitragen,  eine 
Atmosphäre  der  öffentlichen  Meinung  zu  schaffen,  in  der  internationale  und  freiwillige 
Organisationen  wirksamer  arbeiten  können,  und  sie  sollten  sie  hierzu  ermutigen.  Es  ist 
bedauerlich,  daß  einige  Sonderorganisationen  der  Vereinten  Nationen  in  diesen  wich- 
tigen Fragen  nicht  offener  sprechen  und  handeln  und  daß  viele  Entwicklungsländer 
nur  zögernd  nach  der  ja  vorhandenen  internationalen  Unterstützung  gesucht  haben.  In 
diesen  Fallen  sollten  die  Kirchen  Menschen  und  Organisationen  auffordern,  private 
Gruppen  bei  der  Lösung  des  Bevölkerungsproblems  aktiv  zu  unterstützen.  Sie  sollten 
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auch  ihre  Untersuchungen  und  Forschungen  auf  diesem  Gebiet  weitertreiben  und  be- 
reit sein,  dort,  wo  andere  nicht  handeln  können  oder  wollen,  selbst  zu  handeln. 

75.  Die  Sorge  um  das  BevöJkerungsproblem  sollte  jedoch  nicht  die  Aufmerksamkeit 
von  anderen  grundlegenden  wirtschaftlichen,  politischen  und  sozialen  Reformversu- 
chen ablenken  dürfen,  die  in  vielen  Ländern  unternommen  werden  müssen,  bevor  ein 
höherer  Lebensstandard  überhaupt  möglich  ist. 

Quelle:  Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft, hg.v.  ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfried  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967, 
S.129-131 


116     Bevölkerungspolitik,  soziale  Gerechtigkeit  und  die  Qualität  des  Lebens 

Studienbericht  vor  dem  Zentralausschuß,  Genf  1973 

Im  Kontext  der  Diskussion  über  die  „Grenzen  des  Wachstums"  beauftragte  der  Zentralausschuß 
1971  eine  internationale  Studiengruppe,  über  den  Zusammenhang  der  Problemfelder  der  Be- 
völkerungspolitik, der  sozialen  Gerechtigkeit  und  der  Lebensqualität  zu  arbeiten.  Der  Bericht 
dieser  Studienkommission  wurde  1973  dem  Zentralausschuß  vorgelegt.  Er  konnte  zurückgrei- 
fen auf  den  Nemi-Bericht  (1971)  und  den  Cardiff-Bericht  (1972)  des  Arbeitsausschusses  von 
Church  and  Society  und  bildete  die  Grundlage  des  späteren  ÖRK-Beitrages  zur  Weltbevölke- 
rungskonferenz der  UNO  im  „Weltbevölkerungsjahr"  1974.  Hier  sollten  den  Kirchen  Anregungen 
gegeben  werden  für  die  Suche  nach  Problemlösungen.  Entschieden  wurde  der  verbreiteten 
Auffassung  entgegengetreten,  Überbevölkerung  sei  nur  ein  hausgemachtes  Problem  der  Ent- 
wicklungsländer. 


Theologische  Überlegungen  zur  Bevölkerungspolitik 

(...)  Der  christliche  Glaube  versteht  menschliche  Freiheitund  Ratio  als  eine  Gabe 
Gottes,  die  das  Entscheidungsfeld  des  Menschen  vergrößert  hat.  Dieselben  menschli- 
chen Kräfte,  die  die  Sterbeziffer  reduziert  und  so  zum  Bevölkerungswachstum 
beigetragen  haben,  können  auch  die  Zeugung  zu  einem  überlegten  Akt  werden  las- 
sen, der  voll  und  ganz  im  Bewußtsein  der  sozialen  Verantwortung  geschieht.  Die 
Mehrzahl  der  protestantischen  Kirchen  sind  zu  der  Überzeugung  gelangt,  daß  es  dem 
Ehepaar  freistehen  muß,  sich  der  wissenschaftlichen  Erfindungen  zur  Einschränkung 
der  Fruchtbarkeit  zu  bedienen,  vorausgesetzt,  daß  beide  Partner  die  Methode  akzep- 
tieren, keiner  von  ihnen  sich  verletzt  fühlt  und  das  werdende  Leben  unangetastet 
bleibt.  Generell  erkennen  diese  Kirchen  den  Abort  nicht  als  eine  Methode  der  Famili- 
enplanung an,  finden  sich  aber  mehr  dazu  bereit,  die  therapeutischen  Gründe  für  ei- 
nen Abort  auszudehnen.  In  der  östlich-orthodoxen  Tradition  gilt  Abstinenz  als  ein  Mit- 
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tel  zur  Beschrankung  der  Nachkommenschaft,  eine  offizielle  Stellungnahme  zu  kon- 
trazeptiven Mitteln  gibt  es  nicht.  Diese  Kirchen  sprechen  sich  nachdrücklich  gegen 
den  Abort  aus,  da  Abort  und  Kindesmord  auf  den  frühen  ökumenischen  Konzilen  mit 
Verdammung  belegt  wurden. 

In  den  vergangenen  Jahrzehnten  haben  die  Theologen  erkannt,  daß  hinter  der  zen- 
tralen biblischen  Lehre  von  den  zwei  Menschen,  die  eins  werden,  der  Vereinigung  der 
Ehegatten  zu  einem  Fleisch,  eine  tiefere  Bedeutung  gesehen  werden  muß.  Durch  ih- 
ren Ehebund  und  Gottes  Segen  können  die  beiden  Ehegatten  in  gewisser  Hinsicht  zu 
einer  Person  zusammenwachsen.  Grundlegende  Ziele  dieser  Vereinigung  sind  Zu- 
sammenwachsen und  geistige  Entfaltung  des  Paares  und  der  Familie.  Da  die  Zeu- 
gung nicht  der  einzige  Zweck  der  Ehe  ist,  muß  diese  Vereinigung  nicht  notwendig  in 
der  Elternschaft  zum  Ausdruck  kommen,  sondern  kann  sich  ebenso  in  der  erfüllten 
Beziehung  der  beiden  Ehepartner  zueinander  äußern.  In  jeder  Phase  der  menschli- 
chen Pilgerschaft  können  Ehe  und  Familie  besser  als  alle  anderen  menschlichen  Ein- 
richtungen die  Qualität  des  Lebens  für  die  Mehrzahl  der  Menschen  erhalten.  So  wird 
der  Erfolg  jeder  Bevölkerungspolitik  weitgehend  von  den  Entscheidungen  der  Familien 
selbst  abhängen. 

Zudem  haben  die  Christen  heute  vielfach  erkannt,  wie  wichtig,  ja  sogar  wesentlich  die 
Rolle  der  größeren  sozialen  Institutionen  ist,  wenn  es  um  die  Verteidigung  und  Ver- 
besserung der  Qualität  des  Lebens  geht.  Viele  würden  natürlich  dagegenhalten,  daß 
die  Rolle  des  Staates  und  der  staatlichen  Organe  der  Rolle  der  "Basisinstitution",  der 
menschlichen  Familie,  untergeordnet  und  zugeordnet  ist  oder  sein  sollte.  In  einer  zu- 
tiefst interdependenten  Welt  -  und  als  solche  hat  uns  die  Umweltkrise  die  Welt  von 
heute  und  morgen  erkennen  lassen  -  müssen  die  Christen  jedoch  verstehen,  daß 
Staaten,  jene  "Obrigkeiten",  von  Gott  verordnet  sind  und  die  Verantwortung  tragen, 
Seinen  Willen  zu  erfüllen.  Die  einsatzbereite  Machtkonzentration,  die  der  moderne 
Staat  in  Händen  hält,  der  verderbliche  Einfluß  dieser  Macht  oder  ihr  tyrannischer  Ge- 
brauch dürfen  uns  nicht  blind  machen  gegenüber  der  Notwendigkeit  für  verstärktes, 
verantwortliches  Handeln  auf  nationaler  und  weltweiter  Ebene  zur  Lösung  der  drin- 
genden sozialen  Probleme  wie  z.B.  die  Bedrohung  der  vorhandenen  Reserven  durch 
die  rapide  Bevölkerungszunahme. 

Die  Christen  sollten  daher  bereitwillig  der  Notwendigkeit  zustimmen,  daß  Regierungen 
bevölkerungspolitische  Richtlinien  aufstellen,  damit  die  Hoffnung  der  Menschen  auf 
eine  größere  Qualität  des  Lebens  gewahrt  und  die  Ansprüche  und  Bedürfnisse  zu- 
künftiger Generationen  geschützt  werden.  Die  Tatsache,  daß  Regierungen  das  Recht 
oder  vielmehr  die  Pflicht  haben,  ihren  Bürgern  die  Konsequenzen  der  aktuellen  Bevöl- 
kerungstendenzen klar  vor  Augen  zu  führen,  wird  allgemein  anerkannt.  Aus  christli- 
cher Sicht  stellt  sich  die  Frage,  ob  die  jeweils  getroffenen  Maßnahmen  vereinbar  sind 
mit  einer  wirklich  menschlichen  Entwicklung  der  Gesellschaft  und  ob  die  vorgeschla- 
genen Methoden  im  Einklang  stehen  mit  der  Würde,  dem  Wert  und  den  zentralen 
Rechten  der  Familie. 
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Eine  weitere  Überlegung  aus  christlicher  Sicht  ist,  daß  verantwortliche  Elternschaft  die 
Anrechte  des  Kindes  auf  Gesundheit,  Liebe,  Ausbildung  und  die  Möglichkeit  zur  vollen 
Entfaltung  berücksichtigen  und  auch  den  Rechten  der  Gesellschaft  und  zukünftiger 
Generationen  Rechnung  tragen  muß.  Die  Erde  ist  des  Herrn,  und  Eltern  sind  aufge- 
rufen, gute  Haushalter  dieses  irdischen  Erbes  zu  sein,  um  der  jetzt  lebenden  und  um 
der  ungeborenen  Generation  willen.  Die  Bedrohung,  die  unser  verschwenderisches 
Produktions-  und  Konsumverhalten,  durch  das  sich  besonders  die  Wohlstandsgesell- 
schaften auszeichnen,  für  die  Menschheit  darstellt,  hat  die  Bedeutung  der  Haushalter- 
schaft in  Gegenwart  und  Zukunft  in  ein  scharfes  Licht  gerückt.  Die  Tatsache,  daß  die 
Industriegesellschaften  die  alleinige  Kontrollgewalt  über  die  wirtschaftlichen  Reichtü- 
mer der  Welt  haben,  hat  dazu  geführt,  daß  die  Mehrheit  der  Menschheit  in  immer  grö- 
ßerer Armut  leben  muß  und  ihr  die  notwendigen  Voraussetzungen  für  ein  wahrhaft 
menschliches  Dasein  vorenthalten  werden.  Dies  ist  eine  Verspottung  der  christlichen 
Verheißung  von  der  vollen  Genüge. 

Es  geht  nicht  nur  um  das  nackte  Überleben.  "Das  Leben  und  volle  Genüge  haben" 
bedeutet,  größere  Möglichkeiten  und  günstigere  Bedingungen  zu  haben,  um  sich  gei- 
stig zu  entfalten.  Dieser  Entwicklung  stehen  sowohl  Wohlstand  wie  auch  erdrückende 
Armut  entgegen.  Gemeinschaft  kann  die  Entfaltung  fördern,  doch  Überbevölkerung 
entmenschlicht  mehr  und  mehr  und  wird  zum  Hindernis.  Aus  dieser  Perspektive  her- 
aus erweisen  sich  umfassende  bevölkerungspolitische  Maßnahmen  auf  nationaler  und 
globaler  Ebene  als  eine  dringende  Notwendigkeit. 


Bevölkerungspolitik,  soziale  Gerechtigkeit  und  Entwicklung 

Rund  40  bis  50%  der  Bevölkerung  der  Dritten  Welt  leben  heute  unter  dem  Existenz- 
minimum .  Mit  dem  Wachstum  der  Weltbevö Ikerung  nehmen  auch  Umfang  und  Not  der 
Randgruppen  weiterhin  zu.  Deshalb  muß  jede  entwicklungspolitische  Strategie  den 
Bedürfnissen  dieser  Randgruppen  absolute  Priorität  einräumen.  Solange  die  der  Ge- 
sellschaft zur  Verfügung  stehenden  Mittel  nicht  in  einer  Weise  verwendet  werden,  die 
das  Schicksal  dieser  Gruppen  erleichtert,  wird  es  keine  echte  Entwicklung  geben.  Im 
Bewußtsein  unserer  Verantwortung  für  Bevölkerungsprobleme  müssen  wir  deshalb 
unser  entwicklungspolitisches  Konzept  völlig  neu  durchdenken.  Es  ist  nicht  genug, 
über  ein  armes  Land  nachzudenken.  Wir  müssen  anfangen,  uns  über  die  Armen  in  ei- 
nem armen  Land  -  und  zwar  in  jedem  Land  -  Gedanken  zu  machen.  Denn  das  ist  es, 
was  der  Ausdruck  "Entwicklung  mit  menschlichem  Gesicht"  meint.  (...) 

Unsere  ernste  Besorgnis  angesichts  des  Bevölkerungsproblems  sollte  sich  in  einer 
Entwicklungskonzeption  niederschlagen,  die  der  sozialen  Gerechtigkeit  unbedingte 
Priorität  einräumt.  Auf  der  Grundlage  einer  ungerechten  gesellschaftlichen  Infrastruk- 
tur wird  das  Wachstum  des  Bruttosozialprodukts  die  Starken  noch  mächtiger  und  die 
Schwachen  noch  wehrloser  machen.  Eine  solche  Situation  führt  zwangsläufig  zu  im- 
mer größerer  Ungleichheit  und  Entmenschlichung,  eine  Tendenz,  die  überall  in  der 
Welt  nachzuweisen  ist.  Wir  brauchen  neue  soziale,  wirtschaftliche  und  politische  In- 
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stitutionendie  getragen  werden  von  neuen  gesellschaftlichen  Werten.  In  dieser  neuen 
Wertskala  muß  der  Mensch  den  Dingen  übergeordnet  sein,  muß  die  Qualität  des  Le- 
bens höher  stehen  als  quantitatives  Wachstum. 

Die  Angst  vor  den  Auswirkungen  der  Bevölkerungsexplosion  hat  offensichtlich  zu  ei- 
ner eher  quantitativ  als  qualitativ  orientierten  Bevölkerungspolitik  geführt:  Senkung  der 
Geburtenrate  ohne  gleichzeitige  Verbesserung  der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse. Man  setzt  voraus,  ein  geringeres  Bevölkerungswachstum  bewirke  automa- 
tisch eine  höhere  Sparquote  sowie  ein  größeres  Güterangebot.  Infolgedessen  trage 
Bevölkerungskontrolle  zur  Lösung  von  Entwicklungsproblemen  und  zu  gesellschaftli- 
chem Wohlstand  bei.  Wo  aber  ist  der  institutionelle  Rahmen,  der  dies  gewährleistet? 
Trotz  steigender  Sparquote  und  höherem  Bruttosozialprodukt  leben  immer  mehr  Men- 
schen im  Elend.  Maßnahmen  zur  Senkung  der  Geburtenrate  müssen  flankiert  werden 
von  Bemühungen  um  eine  soziale  Infrastruktur,  die  mehr  Gerechtigkeit  und  Gleichbe- 
rechtigung für  alle  ermöglicht.  (...) 

Unseres  Erachtens  wird  das  Ungleichgewicht  der  Bevölkerung  und  Wirtschaftsreich- 
tümer -  der  Kern  der  Krise  -  in  weit  stärkerem  Maße  von  den  Industriestaaten  als  von 
den  Entwicklungsländern  verursacht.  Durch  den  sehr  viel  höheren  pro-Kopf- Verbrauch 
der  Industriestaaten  wird  das  bestehende  Ungleichgewicht  noch  verstärkt.  Allmählich 
werden  uns  die  verheerenden  Auswirkungen  von  Umweltverschmutzung,  Zerstörung 
des  ökologischen  Gleichgewichts  und  verschwenderischer  Ausbeutung  nicht  regene- 
rierbarer Ressourcen  klar,  und  wir  sehen  die  Bevölkerungskrise  unter  einem  ganz  an- 
deren Aspekt,  nämlich  als  Funktion  der  Produktionsweisen,  des  Konsumverhaltens 
und  der  Art  der  Verwendung  von  Rohstoffen  in  den  Wohlstandsgesellschaften.  In  den 
Industrienationen  darf  nicht  nur  der  Verlangsamung  des  Bevölkerungswachstums  Vor- 
rang gegeben  werden,  sondern  darüber  hinaus  muß  der  verschwenderische  Ge- 
brauch und  langfristig  auch  der  pro-Kopf-Verbrauch  der  verfügbaren  Wirtschafts- 
reichtümer gesenkt  werden.  Gleichzeitig  ist  auf  die  Lösung  umweltbedingter  und  öko- 
logischer Probleme,  die  eine  Gefahr  für  die  ganze  Menschheit  darstellen,  hinzuarbei- 
ten. 

Die  Auseinandersetzung  mit  den  bevölkerungspolitischen  Problemen  der  Entwick- 
lungsländer sollte  zu  einer  Überprüfung  der  Grundlagen  ihrer  wirtschaftlichen  Zielset- 
zung fü  hren.  In  vielen  La  ndern  ist  die  Bevö  Ikerung  zu  groß,  als  da  ß  sie  mit  den  ihr  zur 
Verfügung  stehenden  Ressourcen  auskommen  könnte,  daher  die  Notwendigkeit  einer 
Geburtenkontrolle.  Fast  alle  diese  Länder  forcieren  ihre  wirtschaftliche  Entwicklung, 
wobei  sie  ihre  Zielsetzung  mehr  oder  weniger  von  den  reichen  Ländern  übernommen 
haben.  Bevor  sie  überhaupt  anfangen,  sich  mit  ihren  Bevölkerungsproblemen  zu  be- 
fassen, legen  sie  ihre  Wirtschaft  auf  Produktionsweisen,  Konsumgewohnheiten  und 
übermäßigen  Rohstoffverbrauch  fest,  die  wiederum  neue  Formen  des  Bevölkerungs- 
problems hervorrufen,  mit  denen  die  entwickelten  Länder  bereits  konfrontiert  sind.  Aus 
demographischen  Überlegungen  heraus  müßten  die  Entwicklungsländer  ein  anderes 
wirtschaftliches  System  entwickeln. 
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Ebenso  wie  ungerechte  Verteilung  in  einer  sich  entwickelnden  Wirtschaft  zum  Elend 
der  Massen  beiträgt  und  das  Bevölkerungsproblem  somit  deutlich  sichtbar  macht, 
trägt  die  wirtschaftliche  Ungerechtigkeit  auf  internationaler  Ebene  zur  Verelendung  der 
Dritten  Welt  bei.  Internationale  wirtschaftliche  Gerechtigkeit  muß  daher  als  ein  ent- 
scheidender Beitrag  zur  Lösung  des  globalen  Bevölkerungsproblems  betrachtet  wer- 
den. 

Diese  Frage  ist  eng  verknüpft  mit  der  Suche  nach  neuen  wirtschaftlichen  Strukturen. 
Im  Augenblick  ist  es  unrealistisch  anzunehmen,  die  Industrienationen  würden  in  naher 
Zukunft  freiwillig  ihren  verschwenderischen  Rohstoffverbrauch  drosseln,  auf  die  per- 
manente Steigerung  ihres  Lebensstandards  verzichten  und  ihre  dominierende  Stel- 
lung in  der  Weltwirtschaft  aufgeben.  Doch  selbst  wenn  man  einmal  annimmt,  sie  wür- 
den wirklich  sofort  ihren  pro-Kopf-Verbrauch  an  Rohstoffen  einschränken,  dann  hätte 
das  katastrophale  Folgen  für  viele  Entwicklungsländer,  deren  Wirtschaftssystem  heute 
auf  den  Export  solcher  Rohstoffe  angewiesen  ist.  Das  ist  das  Paradoxe  an  der  Situa- 
tion. Ohne  einen  eigenen  institutionellen  Rahmen  -  auf  internationaler  wie  auf  natio- 
naler Ebene  -  können  Versuche,  internationale  Gerechtigkeit  durchzusetzen,  auf  die 
Entwicklungsländer  negative  Rückwirkungen  haben.  Deshalb  ist  sentimentales  Ge- 
rede von  sozialer  Gerechtigkeit  im  nationalen  und  internationalen  Bereich  überflüssig  - 
vielmehr  müssen  wir  die  Notwendigkeit  einer  Reihe  von  institutionellen  Änderungen 
anerkennen.  Diese  aber  werden  wir  nie  zustande  bringen,  wenn  wir  an  veralteten 
Entwicklungskonzepten  und  überholten  Vorstellungen  von  Wachstum  und  Fortschritt 
festhalten. 

In  dem  Bewußtsein  ihrer  Verantwortung  für  die  Bevölkerungsprobleme  müssen  die 
Kirchen  dem  sozialen  Kontext,  der  Notwendigkeit  sozialer  Gerechtigkeit  sowie  den 
dafür  erforderlichen  Institutionen  weitaus  größere  Aufmerksamkeit  als  bisher  schen- 
ken. 

Quelle:  Bevölkerungspolitik,  soziale  Gerechtigkeit  und  die  Qualität  des  Lebens,  in:  Genf  1973, 
Vorträge  und  Berichte  bei  der  Tagung  des  Zentralausschusses  des  ökumenischen  Rates  der 
Kirchen,  hg.v.  Hanfhed  Krüger,  Beiheft  zur  ökumenischen  Rundschau  Nr. 24,  Frankfurt/M.  1974, 
S.  1 02-1 1 5,  hier:  S.  104-1 08 
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117     Die  Kirchen,  die  Bevölkerung  und  die  Entwicklung:  Kairo  und  danach 

Zentralausschuß,  Genf  1995 

Das  Studiendokument  möchte  das  Gespräch  in  den  Kirchen  über  den  Zusammenhang  von  Be- 
völkerungs-  und  Entwicklungsproblemen  anregen.  Auf  diesem  Hintergrund  werden  auch  der 
Lebensstil  und  das  Konsumverhalten  der  Industrieländer  kritisch  angesprochen  (vgl.  Kapitel  III.5 
Lebensstil  und  Konsum).  Anlaß  zur  Erstellung  des  Dokuments  war  die  UN-Weltkonferenz  über 
Bevölkerung  und  Entwicklung  im  September  1994  in  Kairo. 


/.  Einführung 

(...)  Gott  ist  der  Gott  des  Lebens.  Die  ganze  Schöpfung  ist  ein  einziges,  an  Vielfalt  rei- 
ches "Haus  des  Lebens"  (in  neutestamentlichem  Griechisch  oikos),  das  von  seinem 
Gott  geliebt  ist.  Das  innere  Geheimnis  der  Schöpfung  ist  die  Gegenwart  und  die  Macht 
des  Dreieinigen  Gottes  in  der  gesamten  Schöpfungsordnung.  Ein  materielles  und  ein 
zutiefst  spirituelles  Band  hält  alle  Dinge  in  und  vor  diesem  Gott  zusammen.  Nach  die- 
sem Verständnis  verlagert  sich  der  Kern  von  Umwelt-,  Entwicklungs-  und  Bevölke- 
rungsproblemen von  den  Menschen  (allein)  auf  das  "Leben"  in  seiner  Gesamtheit. 
Ohne  das  Wohl  der  Menschen  gering  zu  achten,  wird  der  Tatsache  Rechnung  getra- 
gen, daß  die  Menschen  nicht  gesondert  von  der  übrigen  Natur  leben,  ja  überhaupt  le- 
ben können,  daß  sie  vielmehr  eine  kostbare  Erscheinungsform  der  Natur  sind.  Das 
Ganze  muß  sorgsam  behandelt  werden;  es  müssen  die  Bedingungen  für  die  Wieder- 
herstellung und  Erneuerung  in  Natur  und  Gesellschaft  und  in  beiden  gemeinsam  ein- 
gehalten werden.  Erlösung  bedeutet  Erlösung  der  ganzen  Schöpfung.  Das  Ganze  ist 
für  jeden  einzelnen  Teil  unabdingbar.  Alles,  was  existiert,  koexistiert.  (...) 


//.  Ein  kritischer  Blick  auf  Kairo 

(...) 
Umwelt 

Gemessen  an  den  in  der  Vergangenheit  ergriffenen  Maßnahmen  zur  Bevölkerungs- 
kontrolle hat  die  Kairoer  Konferenz  einen  mutigen  Schritt  nach  vorn  gewagt,  indem  sie 
feststellte,  daß  die  Umwelt  von  übermäßigem  Konsumebenso  bedroht  wird  wie  vom 
Bevölkerungswachstum.  Sie  erklärte,  der  Einfluß  der  Umwelt  auf  die  Bevölkerungs- 
zahlen/Bevölkerungsdichte sei  nicht  nur  vom  Umfang  der  Bevölkerung,  sondern  auch 
vom  Konsumverhalten  und  von  der  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Technologie  abhän- 
gig. Selbst  konservative  Quellen  schätzen,  daß  20%  der  Weltbevölkerung  nahezu 

482 


V.7  Bevölkerung 

80%  der  Ressourcen  der  Welt  verbrauchen.  So  betrachtet  sind  die  wirtschaftlich 
"entwickelten"  Länder  wegen  ihres  übermäßigen  Konsums  zu  verurteilen,  nicht  aber 
die  "Entwicklungsländer  wegen  ihrer  "Überbevölkerung"  für  die  Umweltzerstörung 
verantwortlich  zu  machen.  Bangladesch  und  die  Niederlande  beispielsweise  gelten 
beide  als  dicht  bevölkerte  Länder.  Die  ökologischen  Auswirkungen  eines  niederländi- 
schen Neugeborenen  sind  größer  als  die  eines  bengalischen  Säuglings,  doch  galten 
Initiativen  zur  Bevölkerungskontrolle  bisher  immer  Bangladesch  und  nicht  den  Nie- 
derlanden. Das  Kairoer  Dokument  deckt  diesen  Widerspruch  auf  und  stellt  bisher  un- 
bestrittene Annahmen  in  Frage.  (...) 


///.  Was  können  die  Kirchen  sagen  und  tun? 

(...) 
Umwelt 

(...)  Mit  dem  Wachsen  der  Weltwirtschaft  haben  Armut  und  Umweltzerstörung  zuge- 
nommen. Technologischer  Fortschritt  und  stä rkerer  Wettbewerb  zwischen  Unterneh- 
men und  Gemeinschaften,  auch  unter  den  Staaten,  zugunsten  der  Wirtschaft  haben 
einerseits  zu  einem  "arbeitsplatzlosen  Wachstum"  (d.h.  zu  Wirtschaftswachstum  ohne 
eine  entsprechende  Zunahme  der  Arbeitsplätze)  und  andererseits  zu  Ausbeutung 
geführt,  denn  die  Unternehmen  zahlen  geringere  Löhne  und,  wenn  überhaupt,  gerin- 
gere Sozialleistungen.  Offensichtlich  ist  nachhaltiges  Wrtschafts Wachstum  an  größere 
Ungleichheit  und  an  die  Entwurzelung  und  Verdrängung  ganzer  Bevölkerungsgruppen 
gekoppelt. 

Niemand  bestreitet,  daß  viele  Länder  seit  dem  Ende  des  Zweiten  Weltkrieges  ein  sen- 
sationelles Wirtschaftswachstum  erlebt  haben.  Aber  werden  dadurch  auch  die  not- 
wendigen Ressourcen  für  den  Schutz  der  Umwelt  und  für  die  Beseitigung  der  Armut 
und  damit  die  Stabilisierung  der  Bevölkerungszahlen  geschaffen,  wie  die  UNO-Konfe- 
renzen  behaupten?  Wenn  das  zuträfe,  warum  ist  es  dann  nicht  in  den  Jahrzehnten 
geschehen,  in  denen  wachstumsorientierte  Entwicklungsstrategien  verfolgt  wurden? 
Mancher  unter  uns  ist  der  Auffassung,  daß  es  sinnvoller  wäre,  die  entgegengesetzte 
Richtung  einzuschlagen,  d.h.  eine  Wirtschaftspolitik  zu  verfolgen,  die  vor  allem  darauf 
gerichtet  ist,  die  Armut  zu  beseitigen,  die  Bevölkerungszahlen  zu  stabilisieren  und  die 
Umwelt  zu  schonen,  und  dann  zu  überlegen,  welche  Wirtschaftspolitik  danach  einzu- 
schlagen ist,  mit  anderen  Worten:  soziale  Gerechtigkeit  und  Umweltverträglichkeit 
zum  Ausgangspunkt  zu  wählen  und  herauszufinden,  welche  Art  Wirtschaftspolitik  da- 
mit vereinbar  ist. 
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Entwicklung 

Die  vorstehende  Diskussion  über  Bevölkerung  und  Umwelt  berührt  selbstverständlich 
auch  Entwicklungsprobleme.  Was  aber  verstehen  wir  unter  Entwicklung  angesichts 
der  auf  dem  UNO-Gipfel  in  Kopenhagen  erhobenen  Forderung  nach  einem  neuen 
Entwicklungskonzept,  das  sich  an  den  Bedürfnissen  der  Menschen  orientiert,  vor  al- 
lem die  Armen  im  Blick  hat,  den  Bedürfnissen  auch  der  Frauen  gerecht  wird,  umwelt- 
verträglich ist  und  von  Institutionen  umgesetzt  wird,  die  rechenschaftspflichtig,  trans- 
parent und  effizient  sind? 

Ein  solches  Konzept,  das  in  den  Zehn  Verpflichtungen  der  Grundsatzerklärung  umris- 
sen wird,  die  in  Kopenhagen  formuliert  wurde,  ist  allem  Anschein  nach  mit  der  Le- 
benskultur vereinbar,  die  Christen  als  Ziel  vor  Augen  haben.  Eine  gemeinschaftsorien- 
tierte  Theologie  des  Lebens  könnte  wichtige  zusätzliche  Erkenntnisse  zu  einem  sol- 
chen Entwicklungsverständnis  beisteuern. 

Zunächst  die  Erkenntnis,  daß  nach  christlichem  Schöpfungsverständnis  das  Leben  im 
Mittelpunkt  steht  und  demnach  mehr  umfaßt  als  die  Menschen  im  Kreislauf  der  Ent- 
wicklung. Und  zweitens  das  Ziel  der  "bestandfähigen  Gemeinschaft"  an  Stelle 
"bestandfähiger  Entwicklung",  die  vom  Motor  des  Wirtschaftswachstums  getrieben 
wird. 

Die  "moderne  säkulare  Theologie"  der  bestandfähigen  Entwicklung  geht  davon  aus, 
daß  a)  nachhaltiges  Wirtschaftswachstum  als  Schlüssel  zu  menschlichem  Fortschritt 
möglich  und  notwendig,  b)  Integration  in  die  Weltwirtschaft  der  Schlüssel  zum 
Wachstum  und  zum  Nutzen  aller  und  c)  internationale  Unterstützung  und  ausländi- 
sche Investitionen  wichtige  Beiträge  zur  Linderung  der  Not  und  zum  Schutz  der  Um- 
welt seien. 

Obwohl  diese  "Theologie"  breite  Zustimmung  gefunden  hat,  lehnen  viele  Gemein- 
schaften, die  im  Widerstand  leben  (unter  ihnen  die  Zapatisten  von  Chiapas  in  Mexiko), 
diesen  "Glauben"  und  seine  Verheißung  ab.  Doch  noch  immer  ist  er  die  herrschende 
Meinung  unter  den  Mächtigen;  er  hat  seit  dem  Ende  des  Zweiten  Weltkrieges  eine 
eindrucksvolle  Geschichte  massiver  Institutionalisierung  zur  Folge  gehabt. 

Die  Vorstellung  von  einer  bestandfähigen  Gemeinschaft  kehrt  diese  Reihenfolge  von 
Wirtschaft  und  Ökologie  um.  Hier  geht  es  nicht  darum,  wie  mit  der  Umwelt  umzugehen 
ist,  damit  sie  der  Weltwirtschaft  dient  und  dennoch  erhalten  wird,  sondern  wie  die 
Wirtschaft  beschaffen  sein  muß,  damit  sie  der  Umwelt  der  Menschen  dient.  Es  geht 
um  den  Unterschied  zwischen  Mobilität  und  Verwurzelung,  zwischen  dem  "Verwalten" 
globaler  "Systeme"  wie  "Mensch",  "Natur"  und  "Kapital",  und  lokalen  und  regionalen 
Gemeinschaften,  die  sich  selbst  um  ihre  heimische  Umwelt  kümmern,  um  ihre  Grund- 
bedürfnisse zu  befriedigen  und  ihre  Lebensqualität  zu  erhalten.  Es  geht  um  den  Un- 
terschied zwischen  der  Rettung  des  "Planeten"  und  der  Erhaltung  von  Nachbarschaft, 
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zwischen  dem  Wohl  der  Ärmsten  und  dem  Wohlstand  der  Reichsten  als  Maßstab  für 
das  Wohlbefinden  und  die  Tragfähigkeit  der  Gemeinschaft.  (...) 

Doch  mit  Umweltschutz  und  entwicklungspolitischen  Maßnahmen  allein  sind  die  Be- 
völkerungsprobleme nicht  zu  bewältigen.  Als  dritter  entscheidend  wichtiger  Aspekt 
kommen  die  sexuellen  und  reproduktiven  Rechte  hinzu,  die  hier  einmal  als  Kürzel  für 
den  Status  und  die  Interessenvertretung  von  Frauen  stehen  sollen;  jede  Bevölke- 
rungspolitik ohne  Maßnahmen  in  diesem  Bereich  ist  zum  Scheitern  verurteilt. 

Sexuelle  und  reproduktive  Rechte 

Frauen  und  Männer  sind  gemeinsam  dafür  verantwortlich,  sich  mit  der  Vielfalt  von 
Fragen  auseinanderzusetzen,  die  sich  aus  der  Debatte  über  Bevölkerung  und  Ent- 
wicklung ergeben;  dabei  kommt  Frauen  jedoch  die  zentrale  Rolle  in  der  Diskussion  zu, 
denn  sie  sind  am  stärksten  und  ganz  persönlich  davon  betroffen.  Frauen  haben  eine 
grundlegende  Veränderung  des  Begriffs,  der  Strukturen  und  der  Durchführung  von 
bevölkerungspolitischen  Maßnahmen  gefordert,  die  ihnen  häufig  aufgezwungen  wer- 
den und  sie  allein  zur  Zielscheibe  der  Geburtenkontrolle  machen.  Zur  zwangsweisen 
Durchsetzung  der  Familienplanung  gehören  in  einigen  Ländern  beispielsweise  die 
Anwendung  neuer,  riskanter  Verhütungsmittel  und  der  Schwangerschaftsabbruch. 
Frauen  haben  dargestellt,  wie  ihnen  patriarchalische  Strukturen  die  Mitwirkung  an  den 
Entscheidungen  über  solche  Fragen  wie  Familienplanung  verwehren,  und  nachdrück- 
lich auf  die  eminente  Bedeutung  der  reproduktiven  Gesundheit  und  der  reproduktiven 
Rechte  hingewiesen,  die  unlöslich  mit  den  Menschenrechten  von  Frauen  verbunden 
sind  und  einen  erheblichen  Einfluß  auf  die  allgemeine  Gesundheit  und  auf  nationale 
und  internationale  Familienplanungsprogramme  haben. 

Die  besondere  Verantwortung,  die  Männer  in  diesem  Zusammenhang  tragen,  wird 
häufig  außer  Acht  gelassen.  Oftmals  sind  Familienplanungsprogramme  vor  allem  am 
Widerstand  der  Männer  gescheitert.  Hier  ist  zu  nennen,  daß  Söhne  zumeist  willkom- 
mener sind  als  Töchter;  in  der  Regel  haben  Frauen  nicht  die  Möglichkeit,  angesichts 
der  überwältigenden  Bevorzugung  von  Söhnen  durch  die  Ehemänner,  die  Familie  und 
die  Gesellschaft  ihre  Meinung  zu  äußern  und  Familienplanung  zu  befürworten. 

Zu  den  reproduktiven  Rechten  gehört,  daß  Frauen  selbst  entscheiden  können,  ob, 
wann,  wie  und  unter  welchen  Bedingungen  sie  Kinder  haben  wollen.  Grundsätzlich 
umfassen  die  reproduktiven  Rechte  das  Recht  auf  sichere,  wirksame  Schwanger- 
schaftsverhütung, auf  einen  risikofreien,  legalen  Schwangerschaftsabbruch,  auf  eine 
gefahrlose,  von  Frauen  selbst  verantwortete  Schwangerschaft  und  Geburt  und  auf  die 
Möglichkeit  medizinischer  Behandlung  bei  Unfruchtbarkeit  sowie  auf  den  Zugang  zu 
Einrichtungen  des  Gesundheitswesens,  die  die  Frauen  in  ihren  reproduktiven  Bedürf- 
nissen von  der  Pubertät  und  der  Menstruation  an  bis  zur  Menopause  und  darüber  hin- 
aus betreuen.  Die  reproduktiven  Rechte  schließen  auch  die  Fähigkeit  von  Frauen  ein, 
selbst  über  Fruchtbarkeit,  Schwangerschaft  und  Sexualität  zu  entscheiden  und  sich 
insbesondere  selbst  um  ihre  reproduktive  Gesundheit  zu  kümmern.  Auf  diese  Rechte 
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müssen  sich  die  pharmazeutische  und  medizintechnische  Industrie  (öffentliche  oder 
geheimgehaltene  Maßnahmen),  die  Bevölkerungspolitik  und  das  Gesundheitswesen 
mit  seinem  Personal,  sowie  Partner  und  Ehemanner  einstellen.  (...) 

Der  Komplex  der  sexuellen  und  reproduktiven  Rechte  fordert  von  den  Kirchen  nach- 
drücklich ganzheitliche  Konzepte  für  die  Unterweisung  in  Sozialethik  und  Familienpla- 
nung. (...) 

In  der  Vergangenheit  wurden  diese  Probleme  weitgehend  als  "Frauensache"  abgetan, 
und  die  Kirche  hat  oftmals  geschwiegen,  vor  allem  wenn  es  um  Fragen  ging,  die  den 
Bereich  der  menschlichen  Sexualität  berühren.  Durch  ihre  Unterweisung  und  Lehre 
hat  die  Kirche  auf  subtile  Weise  die  Unterdrückung  und  Ausgrenzung  von  Frauen  aus 
dem  Leben  von  Kirche  und  Gesellschaft  legitimiert.  Weder  in  ihrer  Theologie  noch  in 
ihrer  Unterweisung  war  die  Kirche  bereit,  sich  für  die  Unverletzlichkeit  der  Sexualität 
von  Frauen  einzusetzen,  was  zu  diskriminierenden  Praktiken  geführt  hat. 

Die  Diskussion  über  Probleme  im  Zusammenhang  mit  den  sexuellen  und  reprodukti- 
ven Rechten  löst  häufig  heftige  Kontroversen  und  gelegentlich  auch  Streitigkeiten  un- 
ter Kirchen  und  Christen  aus.  Sie  muß  jedoch  geführt  werden,  denn  hier  geht  es  um 
Grundfragen  des  Lebens. 

Quelle:  Die  Kirchen  und  Bevölkerung  und  Entwicklung:  Kairo  und  danach.  Dokument  Nr.6.8. 
Zentralausschuß,  Genf  1995,  S.1-4  (Übersetzung:  Sprachendienst  des  ÖRK) 
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V.8      Ökumenisches  Miteinander-Teilen     und     ökumenische 
Diakonie 


118     Formen  christlichen  Dienstes 

Sektion  II  der  dritten  Vollversammlung,  Neu  Delhi  1961 

Wiederaufbau,  Versöhnung,  der  Dienst  an  Flüchtenden  und  die  zwischenkirchliche  Hilfe  waren 
während  der  Gründungsphase  des  ÖRK  die  Hauptthemen  im  Bereich  der  Diakonie.  Der  starke 
Einfluß  dieses  westeuropäischen  Kontextes  ging  erst  im  Verlauf  der  50er  Jahre  allmählich  zu- 
rück. 1961  wurde  die  Mehrheit  der  orthodoxen  Kirchen  Mitglied  des  ÖRK.  Mit  der  zeitgleichen 
Integration  des  IMR  wurde  mit  der  dritten  Vollversammlung  die  Situation  der  Gesellschaften  und 
Kirchen  des  Südens  deutlicher  präsent.  Die  Vollversammlung  des  ÖRK  in  Neu  Delhi  war  -  deut- 
lich vor  allem  im  Hauptreferat  zu  Sektion  I  von  Masao  Takenaka  -  die  Geburtsstunde  für  ein 
neues  Nachdenken  über  Formen  eines  gesellschaftsbezogenen  Dienstes  der  Kirche.  Die  neuen 
Leitworte  von  der  "Gesellschaftsdiakonie",  einer  Differenzierung  der  institutionellen  Formen  der 
Diakonie  und  der  ökumenischen  Diakonie  werden  im  Bericht  von  Sektion  II  „Dienst"  reflektiert. 


Der  Dienst  der  Kirche  in  einer  im  Umbruch  befindlichen,  dynamischen  Gesellschaft 

71.  Wir  sehen  erneut  uns  zur  Überprüfung  des  christlichen  Dienstes  gezwungen, 
wenn  wir  den  weltweiten  und  raschen  sozialen  Umbruch  ins  Auge  fassen.  Einige  For- 
men des  christlichen  Dienstes  sind  so  sehr  an  vergangene  Zeiten  gebunden,  daß  sie 
der  heutigen  Gesellschaft  nicht  mehr  angepaßt  sind.  Einige  sind  nach  Konfessionen 
und  Institutionen  aufgespalten.  Einige  sind  allzu  sehr  von  auswärtiger  Hilfe  abhängig. 
Einige  sind  mangelhaft,  wenn  man  die  besondere  christliche  Bedeutung  von  Dienst 
bedenkt.  In  demütiger  Reue  müssen  wir  Gottes  Urteil  und  Vergebung  in  Christus  an- 
nehmen und  uns  die  Führung  des  Heiligen  Geistes  anvertrauen,  wenn  er  uns  veran- 
laßt, unsere  gegenwärtigen  Formen  des  Dienstes  zu  erneuern  oder  zu  erweitern  und 
nach  neuen  Wegen  zu  suchen,  auf  denen  wir  in  der  heutigen  Welt  unserem  Gehor- 
sam als  dienende  Kirche  Ausdruck  verschaffen  können.  (...) 

Formen  des  christlichen  Dienstes 

76.  Der  christliche  Dienst  "diakonia"  muß  Formen  und  Strukturen  aufweisen,  die  den 
heutigen  Notsituationen  angemessen  sind,  und  soll  eine  klare  Antwort  auf  die  aufop- 
fernde Liebe  Gottes  zur  ganzen  Welt  sein. 

487 


V.  Soziale  Ethik 


77.  Es  ist  ziemlich  leicht,  den  christlichen  Dienst  nach  hohen  individualistischen  und 
abstrakten  Maßstäben  zu  beurteilen.  Es  ist  nicht  schwierig,  die  Schwächen  der  beste- 
henden Formen  des  Dienstes,  etwa  von  Krankenhäusern  und  Lehranstalten,  zu  kriti- 
sieren. Unsere  Aufgabe  besteht  vielmehr  darin,  uns  positiv  und  konkret  an  der  Suche 
nach  Formen  des  christlichen  Dienstes  zu  beteiligen,  die  der  heutigen  Welt  angemes- 
sen sind.  Das  verlangt  von  uns  ein  ständiges  Bemühen,  uns  der  Berufung  Christi  zum 
Dienst  an  der  Welt  zu  öffnen  und  uns  demütig,  aber  auch  tapfer  seinem  Amt  des  Lei- 
dens in  allen  Lebensbereichen,  zusammen  mit  der  ganzen  Kirche  Jesu  Christi,  hinzu- 
geben. 

78.  In  der  komplexen  und  sich  wandelnden  Welt,  in  der  wir  leben,  kann  der  christliche 
Dienst  nicht  auf  eine  einzige  Form  beschränkt  werden.  Jede  besondere  Situation  kann 
nach  einer  anderen  Form  des  Dienstes  verlangen.  Die  diakonia  der  Kirche  äußert  sich 
auch  auf  verschiedenerlei  Weise,  zum  Beispiel  durch  die  Gegenwärtigkeit  des  einzel- 
nen Christen  im  weltlichen  Bereich,  durch  die  Tätigkeit  christlicher  Diensteinrichtungen 
und  durch  das  institutionelle  Leben  der  Kirchen.  (...) 

"Gesellschaftsdiakonie " 

84.  In  den  letzten  Jahren  sind  auf  dem  Gebiet  der  Sozialfürsorge  beträchtliche  Ände- 
rungen eingetreten.  Überall  in  der  Welt  hat  der  Staat  Verantwortlichkeiten  übernom- 
men, die  vorher  bei  privaten  Stellen  lagen.  Die  dienende  Kirche  muß  auf  der  lokalen, 
nationalen  und  weltweiten  Ebene  neue  Organe  des  Denkens  und  Handelns  entwik- 
keln,  um  konkrete  Nöte  aufzuspüren  und  entsprechende  Maßnahmen  zu  ihrer  Behe- 
bung zu  treffen. 

85.  Viele  Institutionen  für  solch  einen  christlichen  Dienst  haben  eine  wichtige  Rolle  zu 
spielen,  aber  besonders  dringend  ist  die  Hilfe  auf  Gebieten,  die  von  Regierungs-  oder 
Sozialprogrammen  nicht  zureichend  erfa  ßt  werden.  Wir  sind  uns  dessen  bewußt,  daß 
die  Lage  in  jedem  Lande  verschieden  ist.  In  einem  Land  braucht  man  vielleicht  Schu- 
len, in  einem  anderen  nicht.  Eine  neue  Front  des  Dienstes  entsteht  vor  allem  durch 
den  raschen  Fortgang  der  Industrialisierung  und  Verstädterung.  Deshalb  müssen  die 
Werke  des  christlichen  Dienstes  elastisch  und  bereit  sein,  sozusagen  beweglich  wie 
"Zeltbewohner"  zu  operieren  und  also  nicht  als  Gefangene  ihrer  Institutionen  zu  leben. 
(...) 

Der  ökumenische  Dienst  der  Kirchen 

87.  Naturkatastrophen  schaffen  Weltnotstände  und  soziale  Katastrophen,  denen  die 
Kirchen  sofort  gemeinsam  begegnen  sollten.  In  einzelnen  Gebieten  gibt  es  weitver- 
breitete Nöte  wie  Armut,  Krankheit,  Hunger,  Analphabetentum,  Arbeitslosigkeit  und 
Flüchtlingselend,  die  umfangreiche  Maßnahmen  christlichen  Dienstes  erfordern.  In 
unserer  Zeit  macht  sich  die  Rassendiskriminierung  sehr  gefährlich  bemerkbar.  Sie 
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spricht  dem  christlichen  Glauben  Hohn,  und  es  ist  nötig,  daß  alle  Kirchen  hier  sofort 
gemeinsam  handeln. 

88.  Auf  diesen  Gebieten  sind  ökumenische  Beispiele  zwischenkirchlicher  Hilfe  nötig. 
An  solcher  Hilfe  sollten  sich  alle  Kirchen  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Denomination  betei- 
ligen. Die  statische  Unterscheidung  zwischen  "empfangener  Kirche"  und  "gebender 
Kirche"  muß  abgeschafft  werden.  Alle  Kirchen  sollen  die  geistigen,  materiellen  und 
personellen  Güter  und  Gaben  im  Lichte  der  totalen  Ökonomie  des  Haushaltes  Gottes 
miteinander  teilen. 

Quelle:  Neu  Delhi  1961,  Dokumentarbericht  über  die  Dritte  Vollversammlung  des  ÖRK,  hg.v. 
Willem  A.  Visser  t  Hooft,  Stuttgart  1 962,  S.  122-126 


119     Leere  Hände  -  Eine  Herausforderung  für  die  Kirchen 

Arbeitsheft  für  Kirchen,  Gemeinden  und  Gruppen,  Genf  1980 

Die  theologische  Reflexion  über  die  „Rolle  der  Diakonie  in  der  gegenwärtigen  Gesellschaft"  (so 
das  Thema  einer  Konsultation  von  Church  and  Society,  Genf  1965)  wurde  nach  Neu  Delhi  u.a. 
auf  der  Genfer  Weltkonferenz  von  1966,  einer  Konsultation  für  Zwischenkirchliche  Hilfe  1966  in 
Swanwick  und  -  mit  besonderer  Akzentsetzung  auf  dem  Kampf  um  Gerechtigkeit  -  auf  der  vier- 
ten Vollversammlung  in  Uppsala  fortgeführt.  Die  im  Rahmen  paternalistisch  oder  kolonial  ge- 
prägter Vorstellungen  von  Diakonie  besonders  provozierende  Forderung  des  Perspektiven- 
wechsels zur  Wahrnehmung  der  Geschichte  von  unten,  zur  sozialpolitischen  Analyse  und  zur 
Umverteilung  von  Macht  anstelle  des  Erhalts  der  überkommenen  Strukturen  des  Gebens  und 
Nehmens,  verbindet  sich  für  die  ökumenische  Diakonie  mit  der  Notting  Hill-Konsultation  von 
1969  (vgl.  hier  S.407ff)  und  mit  der  Aufnahme  entwicklungspolitischer  Aspekte  in  „Montreux  II" 
(vgl.  hier  Text  47).  In  diese  Phase  fiel  auch  der  aufsehenerregende,  aber  letzlich  ohne  Konse- 
quenzen gebliebene  Vorschlag  eines  Moratoriums  in  der  Äußeren  Mission.  Mit  der  Vollver- 
sammlung in  Nairobi  1975  ersetzte  die  Leitidee  des  ökumenischen  Miteinander-Teilens 
(sharing)  bezogen  auf  alle  ökonomischen,  kulturellen  spirituellen,  theologischen  und  menschli- 
chen Ressourcen  das  alte  Gegenüber  von  Geber-  und  Nehmerkirchen.  Besonders  bereichert 
wurde  dieser  Neueinsatz  durch  die  von  den  orthodoxen  Kirchen  insbesondere  auf  verschiede- 
nen Konsultationen  Ende  der  70er  Jahre  miteingebrachte  eucharistisch -liturgische  Vision.  Die 
hier  zitierten  Passagen  aus  einem  vom  ÖRK  herausgegebenen  Arbeitsheft  zum  ökumenischen 
Austausch  von  Ressourcen  reflektieren  diese  Entwicklung  für  die  regionale  diakonische  Arbeit 
der  Gemeinden  (vgl.  M.Robra,  Koinonia-Diakonia,  S.282ff). 
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Leere  Hände 

Wenn  Menschen  mit  den  Händen  voller  Geschenke  aufeinander  zugehen,  dann  kön- 
nen sie  sich  zur  Begrüß  ung  nicht  einmal  die  Hand  reichen  oder  einander  umarmen 
noch  weniger,  ihre  Gaben  austauschen,  solange  ihre  Hände  voll  sind.  Sie  müssen  die 
Geschenke  erst  einmal  beiseite  legen,  um  sich  mit  leeren  Händen  zu  begrüßen. 

An  welchen  Ort  lassen  sich  angesichts  unseres  fortwährenden  Kampfes  gegen  die 
heimtückische  Versuchung,  mit  unseren  Gaben  Dankbarkeit  ernten  und  Einfluß  über 
andere  gewinnen  zu  wollen,  diese  Geschenke  besser  ablegen,  wenn  wir  einander  be- 
gegnen, als  auf  dem  Altar  am  Fuße  des  Kreuzes?  Haben  wir  erst  einmal  unsere  Ga- 
ben auf  dem  Altar  abgelegt  und  als  echtes  Dankopfer  dargebracht,  dann  können  wir 
ihnen  den  Rücken  kehren,  dann  sind  unsere  Hände  leer. 

Nun  sind  wir  frei,  einander  als  Schwestern  und  Brüder  in  Christus  zu  begrüßen,  ein- 
ander zu  umarmen,  gemeinsam  unseren  Weg  zu  gehen  in  Zeugnis  und  Dienst  und 
zusammen  zu  arbeiten,  miteinander  in  solidarisch  erfahrener  Freude  und  Sorge  mit- 
einander zu  lachen  und  zu  weinen  -  und  dann  von  demselben  Altar  je  nach  unseren 
Bedürfnissen  zu  empfangen.  Der  Altar  wird  die  Gaben  von  den  unvermeidlichen  letz- 
ten Spuren  der  Manipulation  und  des  Machthungers  läutern.  Jede  Schwester,  jeder 
Bruder  wird  zugleich  Geber  und  Empfänger,  nachdem  sie  einander  mit  leeren  Händen 
begegnet  sind  und  sich  in  die  Arme  geschlossen  haben. 

(Aus  einem  Dokument  von  Frederick  R.  Wilson) 


I.  Die  Eucharistische  Gemeinschaft 

Wir  teilen  miteinander,  weil  die  Kirche  eine  Gemeinschaft  ist.  Teilen  ist  der  sichtbare 
Ausdruck  jener  Gemeinschaft  der  Liebe  und  Gnade,  die  im  Abendmahl  begründet  ist. 
Miteinander-Teilen  beginnt  deshalb  vor  Ort,  unter  einzelnen,  im  Herzen  der  Gemein- 
schaft der  Kirche,  dort,  wo  die  Kirche  in  der  menschlichen  Gemeinschaft  mit  ihrer  Ar- 
mut den  Reichtum  Gottes  bezeugt. 

Das  Teilen  von  Brot  und  Wein  im  Abendmahl  deutet  an,  was  wir  meinen,  wenn  wir 
vom  ökumenischen  Austausch  von  Ressourcen  sprechen.  Der  gekreuzigte  Christus, 
dessen  Gedächtnis  wir  im  Abendmahl  feiern,  ist  das  Bild  unserer  Nacktheit  und  unse- 
rer Armut.  Der  auferstandene  Christus  verwandelt  uns  in  eine  Gemeinschaft  der  Hoff- 
nung und  Fülle. 

"Er  sendet  (uns)  aus  als  Zeichen  der  Hoffnung  für  alle  Welt ...  .  Wenn  wir  an  der  christlichen 
Gemeinschaft  des  Glaubens  Anteil  haben,  das  gleiche  apostolische  Bekenntnis  sprechen  und 
um  Gottes  Wort  und  Sakrament  versammelt  sind,  haben  wir  auch  die  Kraft,  miteinander  zu 
teilen.  Wr  können  fröhlich  sein  mit  den  Fröhlichen  und  mit  den  Weinenden  weinen.  Wir  kön- 
nen des  anderen  Lasten  tragen.  In  dieser  Gemeinschaft  lernen  wir  auch,  des  anderen  Hoff- 
nung mitzuleben."  (Auszug  aus  der  Erklärung  "Eine  gemeinsame  Rechenschaft  von  der  Hoff- 
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nung",  angenommen  von  der  ÖRK-Kommission  für  Glauben  und  Kirchenverfassung,  Banga- 
lore,  1978). 

All  unseren  Reichtum,  alle  unsere  Gaben  müssen  wir  zu  Füßen  des  gekreuzigten 
Christus  zurücklassen,  ebenso  wie  die  Gaben,  die  Paulus  gesammelt  und  zu  Füßen 
der  Apostel  in  der  Urgemeinde  zurückließ.  Der  ungerechte  Tod  des  gekreuzigten 
Christus  gemahnt  uns  an  die  ungerechten  Strukturen  unserer  Welt,  in  der  nicht  geteilt 
wird. 

Unsere  Teilhabe  am  Teilen  mit  ihren  Ursprung  in  unserer  Identität  als  Kirche  und  un- 
seren Beziehungen  untereinander  als  Glieder  desselben  Lebens.  Doch  Miteinander- 
Teilen  geschieht  nicht  nur  um  unserer  selbst  willen:  ökumenisches  Teilen  ist  Miteinan- 
der-Teilen in  der  und  für  die  Oikoumene,  die  ganze  bewohnte  Erde,  und  muß  Kenn- 
zeichen der  Beziehungen  der  Christen  zu  ihren  Nächsten  anderer  Bekenntnisse  sein. 

Einheit  der  Kirche  wird  zunächst  vor  Ort  erfahren,  und  auch  das  Teilen  geschieht  zu- 
nächst auf  dieser  Ebene.  Doch  die  ungerechten  Strukturen  einer  geteilten  Welt  sollten 
unsere  Zugehörigkeit  zur  Universalen  Kirche  nicht  verdecken.  Der  ökumenische  Aus- 
tausch von  Ressourcen  setzt  eine  gründliche  Analyse  der  Weltwirtschaftsordnung  als 
spirituelles  Erfordernis  in  der  Oikoumene  voraus.  (...) 


//.  Unser  Leben  miteinander  teilen 

Das  gegenseitige  Entdecken  des  anderen  als  "Mit"-Glied  des  Leibes  Christi  ist  das 
Herzstück  der  ökumenischen  Bewegung.  Wir  können  nicht  teilen,  was  wir  haben,  ohne 
zu  teilen,  was  wir  sind.  Das  bedeutet,  daß  wir  uns  als  einzelne  oder  als  Gemeinschaft 
anderen  öffnen,  anderen  gestatten,  "in  uns  hineinzusehen",  uns  zu  sagen,  wie  sie  uns 
von  außen  sehen,  vielleicht  sogar,  mit  über  unser  Leben  zu  entscheiden.  Andererseits 
müssen  wir  aber  auch  lernen,  "in  das  Leben  anderer  zu  blicken",  an  ihren  Problemen 
teilzuhaben  und  uns  selbst  von  der  Warte  anderer  aus  zu  betrachten. 

Wir  finden  solche  Offenheit  und  Teilhabe  vielleicht  in  einer  Liebesbeziehung  und  in 
der  Ehe  oder  unter  den  Angehörigen  einer  Familie.  Sobald  wir  jedoch  diesen  privaten 
Bereich  verlassen,  sind  wir  weit  mehr  damit  beschäftigt,  Mauern  statt  Brücken  zu 
bauen,  uns  von  anderen  abzuschirmen,  statt  uns  für  sie  zu  öffnen.  In  der  Kirche  leiden 
wir  an  Mauern  zwischen  Gemeinden,  Konfessionen  und  Staaten  ebenso,  wie  an  Mau- 
ern zwischen  Kulturen,  Rassen  und  Klassen. 

Leiderwerden  diese  Mauern  mit  jedem  Tag  höher.  Unser  Leben  mit  anderen  zu  teilen 
kostet  Mühe;  es  zieht  uns  in  einen  Kampf  gegen  spalterische  Kräfte,  gegen  die 
Mächte  -  in  und  um  uns  -,  die  Menschen  zu  Gegnern  machen.  (...) 
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///.  Austausch  durch  persönliche  Begegnung 

Persönliche  Begegnungen  -  Zusammenkünfte,  gemeinsames  Leben  und  gemeinsame 
Arbeit  -  sind  das  ausschlaggebende  Moment  für  gegenseitiges  Kennenlernen,  wech- 
selseitigen Dienst  und  gegenseitige  Liebe,  die  wir  einander  als  Mit-Glieder  des  Leibes 
Christi  um  der  Welt  willen  schenken.  Der  zwischenkirchliche  Austausch  mittels  per- 
sönlicher Begegnung  ist  weniger  ein  Austausch  von  Ressourcen  als  ein  Zeugnis  für 
die  Tatsache,  daß  die  lokalen  und  nationalen  Ausdrucksformen  der  Kirche  unvollstän- 
dig sind,  solange  sie  nicht  Zeichen  der  ökumenizität,  der  Universalität  und  der  Einheit 
der  ganzen  Menschheit  aufweisen.  Die  Notwendigkeit  eines  leidenschaftlichen  Be- 
kenntnisses zu  dieser  Einheit  wird  durch  die  politischen,  wirtschaftlichen  und  kulturel- 
len Antagonismen,  die  unsere  Welt  auf  geföhrliche  Weise  spalten  und  sie  (und  uns)  zu 
vernichten  drohen,  nur  noch  dringlicher. 

"Austausch  durch  persönliche  Begegnung"  ist  darum  in  erster  Linie  in  diesem  Zusam- 
menhang zu  verstehen.  Austauschen,  Miteinander-Teilen  zur  Entwicklung  von  Bezie- 
hungen unter  den  Kirchen  erhöht  die  Wirksamkeit  von  Zeugnis  und  Dienst.  Neue  Mo- 
delle und  Kriterien  müssen  gefunden  werden,  die  über  die  alten  Kriterien  von 
"Aussenden"  und  "Empfangen"  hinausgehen. 

-  Allzuoft  hat  sich  der  Austausch  von  Menschen  als  eine  Einbahnstraße  erwiesen;  es 
entstand  dabei  die  Vorstellung,  daß  nur  bestimmte  Kirchen  aussenden  können. 
Alle  Kirchen  müssen  bereit  sein,  zu  empfangen  und  auszusenden;  dabei  muß  aber 
Sorge  dafür  getragen  werden,  daß  nicht  die  kirchliche  Führungsspitze  darunter  lei- 
det. 

-  Es  sollen  nur  Menschen  ausgesandt  werden,  wenn  sie  eingeladen  worden  sind; 
die  Bedingungen  sind  von  den  beteiligten  Kirchen  einvernehmlich  festzulegen;  da- 
bei sind  auch  Vereinbarungen  über  Unterhalt,  Leben  und  Arbeit,  Aufgaben  und 
Rechenschaftspflicht  etc.  zu  treffen. 

-  Wer  ausgesandt  wird,  sollte  auf  ein  solidarisches  Leben  und  Arbeiten  mit  den 
neuen  Mitarbeitern  und  Mitmenschen  vorbereitet  sein  und  dieselben  Vorstellungen 
von  der  Teilnahme  an  einem  gemeinsamen  Kampf  haben.  Wer  ausgesandt  wird, 
sollte  bereit  sein,  das  Risiko  der  gleichen  Verwundbarkeit  einzugehen,  dem  die 
Menschen,  denen  er  dient,  ausgesetzt  sind. 

-  Die  Mitarbeiter  in  den  empfangenden  Kirchen  bedürfen  zwar  der  Solidarität  der 
Menschen,  die  von  anderswo  kommen,  doch  werden  sie  zugleich  das  Anderssein 
der  Neuankömmlinge  auf  all  das  hin  prüfen,  was  sie  zu  ihrem  Leben  beisteuern 
können:  neue  Erkenntnisse  aus  einer  andersartigen  christlichen  Erfahrung,  die  als 
prophetisches  Wort  ihre  Situation  erhellen  können,  ein  Ruf  zur  Buße  und  zu  einer 
erneuten  Verpflichtung. 
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-  Einerseits  ist  der  Austausch  von  Menschen  aus  ganz  unterschiedlichen  Situationen 
notwendig,  um  die  Spaltungen  zu  überwinden,  die  die  Menschen  trennen;  anderer- 
seits sollte  im  Interesse  der  Zusammenarbeit  an  gemeinsamen  Aufgaben  auch 
zum  Austausch  zwischen  Kirchen  mit  vergleichbaren  Bedingungen  in  materiell  ar- 
men und  materiell  reichen  Ländern  ermutigt  werden.  (...) 

IV:  Finanzielle  und  materielle  Ressourcen 

"Die  Bibel  beschreibt  die  beherrschende  Rolle  des  Geldes  im  privaten  ebenso  wie  im 
politischen  und  sozialen  Leben  der  Menschen  und  unterstreicht  sein  grundsätzlich 
doppeldeutiges  Wesen.  Sie  erkennt  den  Dienst  an,  den  es  leisten  könnte,  und  verur- 
teilt zugleich  seine  bösartige,  zerstörerische  Macht"  (A.  Bieler,  Schweiz). 

Geld  kann,  wenn  es  richtig  geteilt  wird,  ein  Instrument  der  Gemeinschaft  sein;  es  ist 
jedoch  unter  allen  Ressourcen  am  schwierigsten  zu  teilen.  Geld  kann  Beziehungen 
schaffen  und  zerstören;  es  ist  aber  das  einzige,  was  die  Beziehung  aufrechterhält, 
dann  kann  von  einem  ökumenischen  Austausch  von  Ressourcen  nicht  mehr  die  Rede 
sein.  Die  Mittelbeschaffung,  die  im  Prozeß  des  Mieinander-Teilens  so  viel  Bedeutung 
erlangt  hat,  hat  dazu  geführt,  daß  die  Anerkennung  anderer  Ressourcen,  die  in  öku- 
menischem Sinne  geteilt  werden  können  und  sollen,  in  den  Hintergrund  gedrängt 
wurde. 

Die  Kirchen  müssen  zur  Kenntnis  nehmen,  daß  ihr  gesamter  materieller  Besitz  der 
Menschheitsgemeinschaft  gehört.  Wenn  ihnen  auch  die  besondere  Aufgabe  anver- 
traut worden  ist,  diesen  Besitz  zu  verwalten,  so  müssen  sie  dies  verantwortungsbe- 
wußt als  christliche  Haushalter  im  Namen  der  ganzen  Oikoumene  tun.  Das  setzt  eine 
umfassende  Transparenz  auf  allen  Ebenen  der  Kirche  überall  in  der  Welt  voraus,  voll- 
ständige Offenheit  aller,  die  Geld  geben  und  empfangen.  Besondere  Beachtung  muß 
solchen  Faktoren  wie  der  Inflation  (durch  die  die  Notstände  in  einigen  Kirchen  akuter 
werden  als  in  anderen)  und  Devisenbeschränkungen  geschenkt  werden;  derartigen 
Problemen  gegenüber  sind  die  Christen  zu  verantwortungsbewußtem  Handeln  aufge- 
rufen. 

Ein  besonderes  Problem  ergibt  sich  aus  dem  wachsenden  Umfang  staatlicher  und  öf- 
fentlicher Mittel,  über  die  die  Kirchen  in  einigen  Ländern  zugunsten  von  Entwicklungs- 
projekten und  anderen  Programmen  verfügen  können.  Auch  hier  bedarf  es  uneinge- 
schränkter Transparenz;  die  Quellen  müssen  deutlich  erkennbar  und  eventuelle  Be- 
dingungen bekannt  sein,  damit  die  Mittel  angenommen  oder  abgelehnt  werden  kön- 
nen. Geber  und  Empfänger  müssen  der  Frage  nachgehen,  ob  staatliche  Mittel  von  der 
Regierungspolitik  losgelöst  werden  können.  (...) 
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V.  Das  Problem  der  Geber 

Überall  in  der  Welt  verfügen  Kirchen  über  beträchtliche  Erfahrungen  mit  den 
"Einbahnstraßen"  des  Gebens  oder  Empfangens.  Finanzielle  Mittel  und  Mitarbeiter 
sind  im  Namen  der  Mission,  des  Dienstes  und  der  Entwicklung  in  großer  Zahl  aus  den 
Kirchen  des  Westens  gekommen.  Viele  von  ihnen  haben  das  Unrecht  der  Vergangen- 
heit und  die  Ungerechtigkeit  der  gegenwärtigen  Strukturen  und  Verhältnisse  erkannt 
und  versuchen  nun,  den  Kreis  von  Herrschaft  und  Abhängigkeit  zu  durchbrechen,  in- 
dem sie  neue  Strukturen  schaffen  und  neue  Vereinbarungen  treffen. 

Aber  es  fällt  schwer,  tief  verwurzelte  Einstellungen  und  Verhaltensweisen  auf  beiden 
Seiten  zu  überwinden.  Sowohl  Geld  als  auch  Menschen  werden  nach  wie  vor  nach 
vorgeschriebenen  Mustern  ausgetauscht,  die  von  der  Tradition  eingeführt  und  durch 
die  konfessionellen  Bande  fest  verankert  worden  sind.  Es  ist  mühsam,  Institutionen 
aufzugeben  oder  Strukturen  und  Beziehungen  zu  verändern,  die  uns  aus  der  Vergan- 
genheit überliefert  worden  sind.  Die  traditionellen  "Geber"  stehen  vor  einem  Dilemma. 

Diese  Form  des  Gebens  verfestigt  nicht  nur  die  Herrschaft  der  Reichen  und  die  Ab- 
hängigkeit der  Armen,  sie  schützt  auch  den  Status  quo  vor  einer  Veränderung  der 
Machtstrukturen,  welche  die  Ursache  der  Ungerechtigkeit  sind.  Auf  diese  Weise  wer- 
den die  Geber  vom  wahrhaften  Geben  -  von  dem  uneingeschränkten  Opfer,  das  Chri- 
stus von  uns  verlangt  -  abgehalten. 

"Unsere  Träume  sind  zerronnen;  wir  sind  enttäuscht  über  das,  was  wir  vollbracht  ha- 
ben. Wir  sind  die  Geber,  und  wir  wissen  nicht,  wie  wir  das,  was  wir  selbst  brauchen, 
von  anderen  empfangen  sollen.  ...  Die  Armen  besitzen  das,  was  die  Reichen  aus  ihrer 
Erstarrung  lösen  und  zu  Veränderungen  zwingen  kann"  (Albert  van  den  Heuvel,  Nie- 
derlande). Wenn  die  "entwickelten"  Gesellschaften  und  ihre  Kirchen  ihre  eigene  Armut 
eingestehen,  dann  wird  vielleicht  ein  neues  Verhältnis  mit  anderen  möglich. 

Hängt  nicht  der  Reichtum  der  westlichen  Kirche  von  dem  Reichtum  der  Industriege- 
sellschaften ab,  deren  Wachstum  zu  Lasten  der  Menschen  anderer  Staaten  geht? 
Können  Kirchen  in  der  Dritten  Welt  überhaupt  etwas  von  westlichen  Kirchen  anneh- 
men, wenn  diese  sich  nicht  um  eine  Veränderung  der  Situation  bemühen,  wenn  sie 
sich  nicht  für  eine  grundlegende  Veränderung  der  Weltwirtschaftsordnung  einsetzen? 
Gaben  für  Notstände  in  Übersee  müssen  Hand  in  Hand  gehen  mit  ergänzenden  Ak- 
tionen für  Gerechtigkeit  zu  Hause. 

Ist  es  nicht  denkbar,  daß  das  Fortbestehen  der  Kirchen  als  wahrhaft  eucharistische 
teilende  Gemeinschaft  von  der  Fähigkeit  der  materiell  reichen  Partner  abhängt,  ihre 
geistliche  Armut,  ihren  Mangel  an  Glaubensmut,  ihre  Unfähigkeit,  Gaben  von  anderen 
anzunehmen,  anzuerkennen? 

Das  Dilemma  der  Geber,  die  Enttäuschung  über  das,  was  sie  zuwege  gebracht  ha- 
ben, der  Wunsch  nach  neuen  Anfängen  ist  den  Kirchen  in  Europa,  Nordamerika,  Au- 
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stralien,  Neuseeland  und  Japan  gemeinsam.  Hier  gibt  es  einander  entsprechende 
Erfahrungen,  und  hier  sind  ähnliche'Schranken  zu  überwinden.  In  ihrer  Auseinander- 
setzung mit  der  Frage,  wie  sie  mit  den  Konsequenzen  fertig  werden  sollen,  die  ihre 
Existenz  in  einer  Wohlstandsgesellschaft  für  ihre  Identität  hat,  müssen  diesen  Kirchen 
und  Gemeinschaften  mehr  Möglichkeiten  zum  Austausch  und  Miteinander-Teilen  ge- 
geben werden,  mehr  Möglichkeiten,  ihre  gegenseitige  Solidarität  zum  Ausdruck  zu 
bringen.  (...) 


VI:  Das  Dilemma  des  Nehmens 

In  bestimmten  Teilen  der  Welt  sind  Kirchen  und  Christen  lange  Zeit  "Objekt"  der  Mis- 
sionstätigkeit, der  zwischenkirchlichen  Hilfe,  der  Entwicklungsprogramme  und  anderer 
Projekte  gewesen.  Sie  sind  die  Empfänger  des  "Austauschs"  gewesen,  der  häufig  als 
Geben  der  Reichen  für  die  Armen  interpretiert  worden  ist.  Als  Beherrschten  und  Ab- 
hängigen fiel  es  ihnen  schwer,  Unabhängigkeit,  Partnerschaft  unter  Gleichen  oder 
wirkliche  Gegenseitigkeit  der  Beziehungen  zu  erreichen. 

Wenn  auch  zur  Zeit  Veränderungen  im  Gange  sind,  so  ist  doch  noch  ein  weites  Stück 
Weges  zurückzulegen.  Neue  Vereinbarungen  unter  den  Kirchen,  Autonomie,  Aus- 
tausch von  Mitarbeitern  in  beiden  Richtungen,  demokratischere  Entscheidungspro- 
zesse  und  andere  Entwicklungen  haben  uns  einem  wirklichen  Austausch  von  Res- 
sourcen zwar  nähergebracht,  aber  es  sind  noch  immer  Fragen  unbeantwortet  geblie- 
ben. 

Wenn  wir  bedenken,  daß  die  Kirchen  des  Westens  der  Dritten  Welt  nur  das  zurückge- 
geben haben,  was  ihr  durch  Ungerechtigkeit  und  Unterdrückung  weggenommen  wor- 
den ist,  dann  müssen  wir  zugleich  zugeben,  daß  dieser  Prozeß  noch  nicht  abge- 
schlossen ist.  Darum  können  wir  nicht  von  "Unterstützungsempfängern"  sprechen, 
sondern  nur  von  der  Verletzung  der  Integrität  von  "Partnern"  in  der  Dritten  Welt  und 
vom  Raub  von  Ressourcen. 

Vor  einigen  Jahren  wurde  zu  einem  "Moratorium"  aufgerufen,  in  dem  nahegelegt 
wurde,  den  Zustrom  von  materiellen  Ressourcen  und  Personal  aus  den  traditionellen 
"Geber"-Kirchen  zu  stoppen,  um  den  Teufelskreis  von  Herrschaft  und  Abhängigkeit  zu 
durchbrechen  und  die  Verteilung  kirchlicher  Ressourcen  neu  zu  durchdenken.  Die  an- 
haltende Bedeutung  dieses  Problems  für  das  Leben  der  Kirchen  und  die  ökumenische 
Bewegung  sollte  unbedingt  weiter  untersucht  werden. 

Die  wichtigste  Lehre,  die  aus  der  Debatte  über  das  Moratorium  zu  ziehen  ist,  dürfte 
sein,  daß  bestimmte  Kirchen  nein  sagen  müssen  -  wenn  das,  was  ihnen  angeboten 
wird,  ihre  Unabhängigkeit  beeinträchtigt,  ihre  Integrität  verletzt,  nicht  erbeten  worden 
ist  oder  den  eigentlichen  Bedürfnissen  nicht  gerecht  wird.  Vielleicht  sollte  jetzt  dem 
Austausch  unter  den  Kirchen  und  Gemeinschaften  in  der  Dritten  Welt  Priorität  einge- 
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räumt  werden,  um  auf  diese  Weise  Kontakte  zwischen  Menschen  zu  schaffen,  die 
gleichartige  Aufgaben  zu  bewältigen  und  gemeinsame  Kämpfe  zu  bestehen  haben. 

An  vielen  Orten  hat  es  den  Anschein,  daß  die  entscheidende  Arbeit  in  der  Entwicklung 
oder  in  der  Mission  dort  geleistet  wird,  wo  wenig  oder  gar  keine  Unterstützung  von 
außerhalb  kommt.  Das  geschieht  in  der  Regel  dort,  wo  die  Menschen  Subjekt,  nicht 
Objekt  ihrer  eigenen  Entwicklung  sind,  wo  ihr  Handeln  in  ihrer  Gesellschaft  und  ihrem 
kulturellen  Erbe  verwurzelt  ist  und  sich  mit  wenig  oder  ohne  Anstoß  von  außen  ent- 
faltet. Und  in  noch  weit  mehr  Ländern  und  Kirchen  schlummern  unentdeckte  und  un- 
genutzte Ressourcen,  die  genutzt  oder  verteilt  werden  können,  ehe  Hilfe  von  außer- 
halb erbeten  wird. 

Manche  Kirchen  mögen  an  materiellen  Ressourcen  arm  sein,  doch  sind  sie  vielleicht 
auf  andere  Weise  reich  und  könnten  diesen  Reichtum  mit  anderen  teilen. 

Der  Kampf  um  Befreiung  und  die  Wahrung  der  Menschenrechte,  das  Zeugnis  von 
Minderheitskirchen  oder  von  Kirchen,  die  unter  politischer  Unterdrückung  leben,  die 
Suche  nach  Authentizität,  die  Erkenntnisse  einheimischer  Theologie,  der  Reichtum 
des  liturgischen  Erbes,  die  Erfahrung  einer  unsicheren  Wirtschaftslage,  all  das  sind 
Früchte  christlichen  Gehorsams,  die  zur  gegenseitigen  Unterstützung  im  Leibe  Christi 
geteilt  werden  müssen.  (...) 

Quelle:  Leere  Hände  -  Eine  Herausforderung  für  die  Kirchen.  Arbeitsheft  zum  ökumenischen 
Austausch  von  Ressourcen  für  Kirchen,  Gemeinden  und  interessierte  Gruppen,  ÖRK,  Genf 
1980,  S.7-19 


120     Eine  befreiende  und  prophetische  Diakonie 

Die  Erklärung  von  Larnaca  1986 

Die  Fachgruppe  4  der  Vollversammlung  in  Vancouver  1983  hatte  sich  dem  Thema  „Das  Leben 
in  Gemeinschaft  teilen  und  heilmachen"  gewidmet.  Geprägt  von  der  eucharistischen  Vision  und 
den  orthodoxen  Beiträgen  wurde  hier  die  Diakonie  als  „Liturgie  nach  der  Liturgie"  gesehen.  Der 
sich  nach  Vancouver  zunehmend  herausbildende  „lebenszentrierte  Ansatz"  der  Sozialethik  ge- 
winnt Einfluß  auch  auf  die  ekklesiologisch-ethischen  Reflexionen  über  die  Weiterentwicklung 
des  Konzeptes  der  ökumenischen  Diakonie.  Im  Gegensatz  zwischen  dem  Leben  in  seiner  Fülle 
und  den  Todesmächten  betont  die  von  CICARWS  einberufene  Weltkonferenz  in  Larnaca 
(Zypern)  die  Rolle  der  konkreten  Ortsgemeinde  für  eine  zukunftsorientierte  und  prophetische 
Diakonie. 
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Als  Christen,  als  Frauen,  Männer  und  junge  Menschen  sind  wir  hier  in  Larnaca  aus 
allen  Kontinenten  zusammengekommen,  um  unsere  Verpflichtung  zu  Gerechtigkeit 
und  Frieden  durch  Diakonie  zu  bekräftigen.  Für  alle  Christen  ist  die  Wahl  zwischen 
Leben  und  Tod  bereits  entschieden.  Christus  selbst  hat  gesagt:  Ich  bin  gekommen, 
damit  sie  das  Leben  und  volle  Genüge  haben  sollen  (Joh  10,10).  Deshalb  entscheiden 
wir  uns  für  das  Leben  und  verpflichten  uns,  durch  den  christlichen  Dienst  an  der  gan- 
zen Welt  für  die  Erfüllung  des  Lebens  zu  arbeiten.  Wir  sind  aufgerufen,  einer  dem  an- 
deren wie  auch  der  Gesamtheit  unserer  Mitmenschen  Nächste  zu  werden. 

Jesus  Christus  ist  der  Herr.  Wir  verpflichten  uns  erneut,  ihm  in  der  Kraft  des  Heiligen 
Geistes  gehorsam  zu  sein.  Wir  erkennen  keinen  anderen  Herrn  an.  In  Gottes  Reich 
wird  Liebe  trinitarisch  miteinander  geteilt.  Gott  allein  ist  Herr  über  seine  Schöpfung. 
Sie  ist  allen  gegeben,  und  alle  Menschen  haben  ein  Anrecht  auf  sie. 

In  den  zwanzig  Jahren  seit  der  letzten  Konsultation  für  Zwischenkirchliche  Hilfe  in 
Swanwick  (Großbritannien)  ist  noch  mehr  Leid  in  die  Welt  gekommen.  Wir  bekennen 
unsere  Schuld,  und  wir  bekennen,  daß  wir  stillschweigend  oder  indirekt  mitverantwort- 
lich dafür  geworden  sind,  daß  in  Kirche  und  Gesellschaft  Strukturen  und  Systeme 
weiterbestehen,  die  Menschen  unterdrücken  und  Leid  über  das  Volk  Gottes  bringen. 
Wir  glauben,  daß  Diakonie  -  in  allen  ihren  authentischen  Ausdrucksformen  -  nicht  vom 
Einsatz  für  Gerechtigkeit  und  Frieden  getrennt  werden  kann.  (...) 

Auf  jedem  Kontinent  und  in  jedem  sozialen,  politischen  und  ideologischen  System 
werden  die  Kräfte  des  Bösen  sichtbar.  Die  zunehmende  Militarisierung  macht  die  Ar- 
men ärmer,  und  das  atomare  Wettrüsten,  das  nun  sogar  den  Weltraum  erreicht,  be- 
droht das  Leben  auf  unserem  geliebten  Planeten  mit  totaler  Zerstörung.  Daß  sich  die 
Geißel  des  Hungers  weiter  ausbreitet,  beschämt  uns  alle.  Die  wachsende  Zahl  von 
Flüchtlingen  und  die  zunehmende  Fremdenfeindlichkeit  haben  überall  in  der  Welt  Si- 
tuationen entstehen  lassen,  in  denen  der  Schutz  des  menschlichen  Lebens  und  der 
Menschenwürde  gefährdet  ist.  Das  Anschwellen  der  Wanderungsbewegungen  stellt 
die  Rechte  vieler  Menschen  in  Frage  und  setzt  sie  der  Gefahr  aus,  skrupellos  ausge- 
beutet zu  werden.  Als  Christen  müssen  wir  handeln  und  unverzüglich  handeln,  damit 
alle  Menschen  ein  menschenwürdiges  Leben  fuhren  können.  Wirtschaftliche  und  so- 
ziale Strukturen,  die  Ungleichheit  und  Armut  weiter  fortbestehen  lassen,  müssen  durch 
eine  neue  internationale  Wirtschaftsordnung  und  politische  Strukturen  ersetzt  werden, 
die  die  uneingeschränkte  Mitwirkung  aller  an  den  EntScheidungsprozessen  gewährlei- 
stet, die  Auswirkungen  auf  ihr  Leben  haben.  Das  Vorhandensein  repressiver  Regime, 
die  gestützt  werden  durch  die  Weltwirtschaftsstrukturen,  führt  auf  allen  Kontinenten  zu 
Menschenrechtsverletzungen,  die  wir  nur  als  Sünde  bezeichnen  können.  Wir  müssen 
uns  der  Gewalt  in  allen  ihren  Formen,  besonders  der  staatlichen  Gewalt,  entgegen- 
stellen. Wir  Christen  bekräftigen  unsere  grundlegende  Überzeugung,  daß  das  ganze 
Volk  ein  menschenwürdiges  Leben  führen  und  seine  Zukunft  selbst  bestimmen  muß. 
Die  Polarisierung  und  Zersplitterung,  die  wir  in  vielerlei  Gestalt  auf  allen  Kontinenten 
beobachten  können,  bedroht  unser  aller  Überleben.  In  der  ganzen  Welt  gibt  es  täglich 
mehr  Leid,  mehr  Schmerz  und  mehr  Kampf. 
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Und  dennoch,  inmitten  von  Unterdrückung  und  Schmerz,  nehmen  wir  auch  Hoffnung 
und  Glaube  und  Freude  wahr.  Junge  Menschen  stehen  in  vorderster  Reihe  und  for- 
dern die  Kirchen  mit  ihrem  Widerstand  und  ihrer  befreienden  Diakonie  heraus.  Frauen, 
die  seit  jeher  den  größten  Teil  des  diakonischen  Dienstes  der  Kirchen  wahrnehmen, 
setzen  sich  in  noch  stärkerem  Maße  dafür  ein,  daß  die  Christen  ihr  Verständnis«von 
einer  Diakonie  vertiefen,  die  den  Menschen  in  den  Mittelpunkt  stellt.  Wir  sehen,  daß 
viele  Christen  einen  Preis  für  ihren  Glauben  zahlen  müssen.  Die  Kirchen  selbst  müs- 
sen weitaus  mehr  tun,  um  sich  den  ungerechten  Strukturen  entgegenzustellen,  die 
Frauen  und  junge  Menschen  immer  noch  daran  hindern,  bei  den  Entscheidungen  über 
die  Ausrichtung  des  christlichen  Dienstes  gleichberechtigte  und  aktive  Partner  zu  sein. 
Junge  Menschen  und  Frauen  müssen  vermittelnd  und  befähigend  am  Aufbau  von  so- 
lidarischen Partnerschaften  mitwirken. 

Überall  verlangen  Menschen  nach  einer  prophetischen  Diakonie  als  wesentlichem 
Beitrag  der  Kirchen  bei  der  Mitgestaltung  unserer  Zukunft.  Auf  die  eine  oder  andere 
Art  haben  wir  alle  die  verändernde  Kraft  des  christlichen  Dienstes  erfahren.  Wir  haben 
erlebt,  daß  sich  unser  Glaube  durch  den  Dienst  vertiefte  und  unsere  Diakonie  durch 
intensive  geistliche  Suche  nach  Wahrheit  bereichert  wurde.  Und  die  Wahrheit  wird  uns 
frei  machen  von  allen  Formen  der  Selbstsucht,  indem  sie  uns  zum  Dienste  einlädt,  zur 
Ehre  Gottes  und  als  Zeichen  persönlicher  Hingabe  (vgl.  Joh  8,32).  Als  Christen  glau- 
ben wir,  da  ß  Gott  in  der  ganzen  Schöpfung  gegenwärtig  ist  und  wir  dazu  berufen  sind, 
zu  Buße,  Gehorsam  und  Liebe  aufzurufen  und  die  Macht  des  Reiches  Gottes  zu  ver- 
kündigen (vgl.  Mt  11,12).  Wir  wissen,  daß  Gerechtigkeit  nicht  eher  und  nur  dann  von 
den  Mächtigen  gewährt  wird,  bis  die  Machtlosen  solidarisch  zusammenstehen.  Wir 
wissen,  daß  Gott  auf  der  Seite  derer  steht,  die  fü  r  Gerechtigkeit  und  Frieden  kämpfen, 
und  wir  wissen  in  unseren  Herzen  -  selbst  dann,  wenn  wir  es  noch  nicht  mit  Taten  zei- 
gen -,  daß  auch  unser  Platz  an  ihrer  Seite  ist. 

Auf  der  Schwelle  zum  dritten  Jahrtausend  A.D.  verpflichten  wir  uns  feierlich,  von  die- 
sem Tag  an  durch  unsere  Diakonie  für  Gerechtigkeit  und  Frieden  zu  arbeiten.  Wir  ver- 
pflichten uns,  eine  Vision  zu  verwirklichen,  die  es  uns  erlaubt,  uns  mit  denen  zu  identi- 
fizieren und  solidarisch  zu  zeigen,  die  mitten  im  Kampf  um  einen  Frieden  stehen,  der 
auf  Gerechtigkeit  gegründet  ist.  Unsere  gegenwärtige  und  künftige  Diakonie  muß  auf 
gegenseitiges  Vertrauen  und  echtes  Miteinander-Teilen  aufgebaut  sein.  Wir  wissen, 
daß  Menschen  und  Kirchen  auf  allen  Kontinenten  Bedürfnisse  haben  und  daß  wir  mit 
unserer  Diakonie  alle  die  erreichen  müssen,  die  leiden.  Wir  wissen  auch,  daß  die 
Kräfte,  die  sich  uns  in  den  Weg  stellen,  zahlreich  sind  und  daß  der  vor  uns  liegende 
Weg  lang  und  beschwerlich  ist.  Und  wir  wissen,  daß  wir  nicht  weniger  tun  können,  als 
das  Kreuz  aufzunehmen  und  dem  leidenden  Christus,  unserem  Herrn,  der  der  ganzen 
Menschheit  dient,  nachzufolgen.  Sein  Sieg  über  den  Tod  gibt  uns  Leben  und  Hoff- 
nung. 

Quelle:  Die  Erklärung  von  Lamaca,  in:  ökumenische  Diakonie  -  eine  Option  für  das  Leben,  Bei- 
träge aus  der  Arbeit  des  ÖRK  zur  theologischen  Begründung  ökumenischer  Diakonie,  hg.v. 
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Konrad  Raiser ,  Beiheft  zur  ökumenischen  Rundschau  Nr.  57,  Frankfurt/M.  1988,  S.  55-57.  Engl. 
Fassung  in:  Called  to  be  Neighbours:  Diakonia  2000.  Official  Report,  World  Consultation  of  In- 
ter-Church  Aid,  Refugee  and  World  Service,  Lamaca,  1986,  ed.  Klaus  Poser.  Geneva,  WCC, 
1987 


121     Richtlinien  für  das  Teilen 

ÖRK- Weltkonferenz,  El  Escorial  1987 

Die  vom  24.-31  .Oktober  1987  in  El  Escorial  bei  Madrid  tagende  ÖRK- Weltkonferenz  „Koinonia: 
Geteiltes  Leben  in  weltweiter  Gemeinschaft"  sollte  den  vorläufigen  Abschluß  des  zehnjährigen 
ökumenischen  Studien-  und  Diskussionsprozesses  zum  ökumenischen  Miteinander-Teilen  bil- 
den. In  der  vier  Seiten  umfassenden  Selbstverpflichtung  verbindet  sich  die  prophetische  Diako- 
nie mit  der  Vision  der  Kirche  als  einer  teilenden  Gemeinschaft. 

/. 

Aus  der  überströmenden  Fülle  seiner  Liebe  heraus  hat  Gott  die  Welt  erschaffen  und 
hat  sie  der  ganzen  Menschheit  anvertraut  mit  dem  Auftrag,  als  seine  Haushalter  mit 
ihr  umzugehen  und  ihre  Güter  miteinander  zu  teilen.  Als  Empfänger  der  göttlichen 
Gabe  des  Lebens  sind  wir  aufgerufen,  die  Welt  mit  Gottes  Augen  anzusehen  und  sie 
durch  unsere  Beweise  der  Liebe,  des  Miteinander-Teilens  und  einer  verantwortlichen 
Haushalterschaft  zum  Segen  für  alle  werden  zu  lassen. 

Unsere  Sündhaftigkeit  und  Eigensucht  aber  haben  uns  dazu  verleitet,  Gottes  Gabe  zu 
mißbrauchen.  Wir  haben  es  zugelassen,  daß  zur  Befriedigung  der  Interessen  einiger 
weniger  das  Leben  vieler  beraubt  worden  ist.  So  sind  ungerechte  Strukturen  entstan- 
den, die  die  Mehrheit  der  Weltbevölkerung  in  dauerhafte  Abhängigkeit  und  Armut  ge- 
stürzt haben.  Dies  steht  im  Gegensatz  zu  Gottes  Heilsplan. 

Inmitten  dieser  sündigen  Welt  hat  Gott  sich  selbst  in  Jesus  Christus  für  das  Leben  der 
Welt  hingegeben.  Jesu  entsagungsvolle  Liebe  am  Kreuz  weist  uns  den  Weg  zur  Buße. 
Sie  wird  zur  treibenden  Kraft  und  zum  Vorbild  unseres  Teilens. 

Die  Gegenwart  des  auferstandenen  Herrn  in  der  Kraft  des  Heiligen  Geistes  verleiht 
uns  die  Fähigkeit,  Schranken  niederzureißen  und  Strukturen  zu  verändern,  um  den 
Weg  für  das  Kommen  des  Reiches  der  Gerechtigkeit  und  des  Friedens  zu  bereiten. 

Das  in  Christus  durch  den  Heiligen  Geist  geschenkte  Leben  macht  aus  uns  ein  neues 
Volk  -  Glieder  des  einen  Leibes,  die  einer  des  anderen  Last  tragen  und  das  Leben 
miteinander  teilen,  welches  Gott  allen  gegeben  hat. 
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In  der  Feier  des  Abendmahls  bringen  wir  Gott  uns  selbst  und  die  ganze  Schöpfung  in 
ihrer  Zerbrochenheit  dar  und  erhalten  sie  neu  zurück.  Das  Abendmahl  sendet  uns  in 
die  Welt  zurück,  damit  wir  Christi  Leib  sind,  der  für  das  Leben  der  Welt  gebrochen  und 
geteilt  wird. 

Als  Erstling  der  neuen  Menschheit  ist  die  Kirche  aufgerufen,  mit  allen  Menschen  soli- 
darisch zu  sein,  insbesondere  mit  den  Armen  und  den  Unterdrückten,  und  die  Wertsy- 
steme dieser  Welt  in  Frage  zu  stellen. 

Im  Vertrauen  auf  die  Gnade  Gottes  in  Jesus  Christus,  der  allein  uns  durch  den  Heili- 
gen Geist  instand  setzt,  den  göttlichen  Willen  gehorsam  zu  erfüllen,  verpflichten  wir, 
die  Teilnehmerinnen  und  Teilnehmer  an  der  Weltkonsultation  über  ökumenisches  Mit- 
einander-Teilen,  die  wir  aus  verschiedenen  Teilen  der  Welt  zusammengekommen 
sind,  uns  zu  einer  gemeinsamen  Disziplin  des  Teilens  mit  dem  ganzen  Volk  Gottes. 

//. 

Bei  allem  Miteinander-Teilen  verpflichten  wir  uns: 

1.  Uns  an  einem  vollständig  neuen  Wertsystem  zu  orientieren,  das  auf  Gerechtigkeit, 
Frieden  und  Bewahrung  der  Schöpfung  beruht.  Dieses  System  wird  das  reiche  Poten- 
tial der  menschlichen  Gemeinschaften  und  ihren  kulturellen  und  spirituellen  Beitrag 
wie  auch  die  reichen  Gaben  der  Natur  anerkennen  und  respektieren.  Es  wird  sich 
grundlegend  von  den  Wertsystemen  unterscheiden,  auf  denen  die  bestehende  wirt- 
schaftliche und  politische  Ordnung  beruht  und  die  die  Ursachen  darstellen  für  die  heu- 
tigen Krisen  und  Gefahren,  wie  beispielsweise  die  nukleare  Bedrohung  oder  die  Um- 
weltverschmutzung durch  die  Industrie. 

2.  Ein  neues  Verständnis  vom  Teilen  zu  entwickeln,  in  dem  diejenigen,  die  aufgrund 
ihres  Geschlechts  oder  Alters,  aus  wirtschaftlichen  oder  politischen  Gründen,  aufgrund 
ihrer  ethnischen  Herkunft  oder  körperlichen  Behinderung  oder  weil  sie  Heimatlose, 
Flüchtlinge,  Asylsuchende  oder  Wanderarbeiter  sind,  an  den  Rand  der  Gesellschaft 
gedrängt  werden,  ihren  Platz  als  gleichberechtigte  Partner  im  Zentrum  aller  Entschei- 
dungsprozesse  und  Aktivitäten  einnehmen. 

Das  heißt  beispielsweise,  daß 

a)  Kirchen,  Räte  und  Netzwerke  zu  diesem  Zweck  nationale  und  regionale  ökumeni- 
sche Mechanismen  schaffen. 

b)  in  allen  Entscheidungsgremien  für  eine  adäquate  Vertretung  von  Frauen  und  jun- 
gen Menschen  gesorgt  wird. 

3.  Uns  im  Kampf  um  Gerechtigkeit  und  Menschenwürde  in  Kirche  und  Gesellschaft  mit 
den  Armen  und  Unterdrückten  und  deren  Organisationen  zu  identifizieren.  Das  be- 
deutet, daß  wir  jede  Mitwirkung  an  Formen  des  Teilens,  ob  als  Geber  oder  als  Emp- 
fänger, ablehnen,  die  diesen  Kampf  untergraben. 
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4.  Den  Auftrag  Gottes  dadurch  zu  erfüllen,  daß  wir  auf  allen  Ebenen  die  Ursachen  und 
Strukturen  der  Ungerechtigkeit  aufdecken,  verurteilen  und  bekämpfen,  die  zur  Aus- 
beutung der  Reichtümer  und  der  Menschen  der  Dritten  Welt  geführt  und  Armut  sowie 
die  Zerstörung  der  Schöpfung  zur  Folge  haben.  Gleichzeitig  müssen  wir  auf  eine  neue 
wirtschaftliche  und  politische  Ordnung  hinarbeiten. 

Das  würde  beispielsweise  bedeuten,  daß  sich  die  Kirchen  im  Norden  und  im  Süden 
verpflichten,  die  verschiedenen  Anti-Atom-Bewegungen  stärker  zu  unterstützen  und 
sich  an  ihnen  zu  beteiligen  und  ihre  Regierungen  zu  drängen,  Atomtests  sowie  die 
Lagerung  von  Atommüll  einzustellen.  Es  würde  ferner  bedeuten,  daß  sie  zusammen 
mit  den  Betroffenen  den  Kampf  gegen  transnationale  Konzerne,  Militarisierung,  aus- 
ländische Intervention  und  Besatzung  aufnehmen. 

5.  Menschen  zu  befähigen,  sich  zu  organisieren  und  sich  als  einzelne  wie  auch  als 
Gemeinschaften  ihrer  Möglichkeiten  und  ihrer  Macht  bewußt  zu  werden  und  auf  Ei- 
genständigkeit und  Selbstbestimmung  hinzuarbeiten,  die  eine  grundlegende  Voraus- 
setzung für  Beziehungen  der  Gegenseitigkeit  sind. 

6.  Einander  offen  als  Freunde  auf  der  Grundlage  gemeinsamer  Verpflichtung  und  ge- 
genseitigen Vertrauens  sowie  von  Bekennen  und  Vergeben  gegen  überzutreten,  ein- 
ander laufend  über  alle  Pläne  und  Programme  zu  informieren  und  zur  gegenseitigen 
Rechenschaftspflicht  und  Korrektur  bereit  zu  sein. 

Dies  bedeutet  zum  Beispiel  für  die  Beziehungen  zwischen  dem  Süden  und  dem  Nor- 
den die  praktische  Verwirklichung  der  gegenseitigen  Rechenschaftspflicht  und  wech- 
selseitigen Mitwirkung  in  den  EntScheidungsprozessen. 

7.  Einander  unsere  Bedürfnisse  und  Probleme  mitzuteilen  im  Rahmen  von  Beziehun- 
gen, in  denen  es  keine  absoluten  Geber  und  keine  absoluten  Empfänger  mehr  gibt, 
sondern  wo  jeder  Bedürfnisse  zu  erfüllen  und  Gaben  anzubieten  hat,  und  dafür  zu 
sorgen,  daß  in  den  Institutionen  des  Nordens  die  hierfür  erforderlichen  strukturellen 
Veränderungen  vorgenommen  werden. 

8.  Den  ganzheitlichen  Auftrag  der  Kirche  im  Gehorsam  gegen  Gottes  befreienden 
Willen  in  Wort  und  Tat  voranzubringen.  Wir  sind  überzeugt,  da  ß  wir  den  Auftrag  als 
Ganzes  verzerren  und  auseinanderreißen,  wenn  wir  uns  lediglich  auf  einen  Teil  kon- 
zentrieren. 

9.  Uns  am  Ringen  der  Menschen  um  Gerechtigkeit  zu  beteiligen  und  auf  diese  Weise 
alle  Schranken  zwischen  Religionen  und  Weltanschauungen,  die  heute  die  Mensch- 
heitsfamilie trennen,  niederzureißen.  Das  bedeutet  zum  Beispiel,  daß  Kirchen  in  Ost 
und  West  jede  Gelegenheit  nutzen,  um  den  Entspannungsprozeß  voranzubringen, 
und  die  so  freigesetzten  Mittel  und  Gaben  für  ökumenisches  Miteinander-Teilen  ver- 
fügbar machen. 
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10.  Uns  den  Aktivitäten  internationaler  Einrichtungen  (wie  z.B.  des  Weltwährungs- 
fonds und  der  Weltbank)  zu  widersetzen,  die  die  Völker  des  Südens  ihrer  Güter  be- 
rauben, indem  sie  sich  z.B.  deren  hart  verdientes  Kapital,  das  mehr  wert  ist  als  die  ih- 
nen zugehende  Entwicklungshilfe,  als  Schulden  zurückzahlen  lassen  und  sie  damit  in 
dauerhafte  Abhängigkeit  bringen.  Statt  dessen  wollen  wir  uns  dafür  einsetzen,  daß  der 
Reichtum  und  die  Güter  eines  Landes,  einschließlich  des  Reichtums  seiner  Kirchen, 
vollkommen  neu  und  gerecht  verteilt  werden. 

11.  Gangbare  Wege  auszuarbeiten,  wie  Macht  verlagert  werden  kann,  damit  die  Prio- 
ritäten und  Bedingungen  für  die  Nutzung  der  Güter  von  denen  festgelegt  werden,  de- 
nen sowohl  die  Güter  als  auch  die  Macht  unrechtmäßig  vorenthalten  werden,  z.B.  Be- 
wegungen für  soziale  Gerechtigkeit. 

Das  würde  bedeuten,  daß  der  Süden  nicht  unbedingt  mehr  wie  heute  üblich  lediglich 
beratend  an  den  EntScheidungsprozessen  teilnimmt. 

12.  Das  wechselseitige  Engagement  von  Kirchen  und  Menschen  im  Süden,  die  zahl- 
reiche gemeinsame  Anliegen  haben,  zu  erleichtern  und  zu  fördern,  beispielsweise 
durch  ökumenisches  Miteinander-Teilen. 

13.  Ökumenisches  Teilen  auf  allen  Ebenen  -  national,  regional  und  international  -  zu 
fördern  und  zu  intensivieren. 

///. 

ökumenisches  Miteinander-Teilen  wird  auf  allen  drei  Ebenen  stattfinden: 

-  auf  Ortsebene, 

-  auf  Landes-  oder  Regionalebene, 

-  auf  internationaler  oder  interregionaler  Ebene. 

Die  Beziehung  zwischen  Gremien  auf  den  drei  Ebenen  des  Miteinander-Teilens  soll- 
ten durch  Flexibilität,  Komplementarität  und  gegenseitige  Machtteilung  gekennzeich- 
net sein. 

Auf  allen  Ebenen  sollte  das  Ziel,  innerhalb  der  nächsten  fünf  Jahre  eine  adäquate 
Vertretung  von  50  %  Frauen  und  20  %  jungen  Menschen  in  allen  Entschei- 
dungsstrukturen zu  verwirklichen,  anerkannt  und  angestrebt  werden. 

Quelle:  Richtlinien  für  das  Teilen,  in:  ökumenische  Diakonie  -  eine  Option  für  das  Leben,  Bei- 
träge aus  der  Arbeit  des  ÖRK  zur  theologischen  Begründung  ökumenischer  Diakonie,  hg.v. 
Konrad  Raiser ,  Beiheft  zur  ökumenischen  Rundschau  Nr.57,  Frankfurt/M.  1988,  S. 97-99.  Engl. 
Fassung  in:  Sharing  Life.  Official  Report  of  the  World  Consultation  on  Koinonia :  Sharing  Life  in  a 
World  Community,  El  Escorial,  Spain,  October  1987,  ed.  Huibert  van  Beek.  Geneva,  WCC, 
1989 
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122     Die  Kirchen  und  die  Medien  der  Massenkommunikation 

Erklärung  der  vierten  Vollversammlung,  Uppsala  1968 

Zur  weltweit  ersten  von  Kirchen  veranstalteten  internationalen  Konferenz  zum  Verhältnis  von 
Theologie  und  Massenmedien  lud  der  ÖRK  1965  nach  Bossey  ein.  Das  Ergebnis  dieser  inter- 
disziplinären Konsultation  findet  sich  wieder  in  der  Uppsala-Erklärung  „Die  Kirchen  und  die  Me- 
dien der  Massenkommunikation".  Ähnlich  wie  in  der  Pastoralinstruktion  „Communio  et  Progres- 
sio"  von  1971  ist  der  optimistische  Grundton  dieser  Jahre  in  der  Beurteilung  der  modernen  Me- 
dien der  Massenkommunikation  deutlich  erkennbar. 


In  unserer  Zeit  nehmen  Fernsehen,  Rundfunk,  Nachrichtensatelliten,  Filme,  Zeitungen 
und  Zeitschriften,  Schallplatten,  Bücher  und  Tonbänder  einen  bedeutenden  Platz  ein. 
Diese  Medien  sind  die  Bindeglieder  der  modernen  Welt.  Ohne  sie  würde  eine  techno- 
logische Gesellschaft  rasch  zugrundegehen;  ohne  sie  wäre  sie  gar  nicht  erst  entstan- 
den. 

Die  Verbreitung  der  Medien  ist  weltweit.  In  verschiedenen  Teilen  der  Welt  nehmen  sie 
verschiedene  Strukturen  an  und  stehen  in  unterschiedlichen  Entwicklungsstadien. 
Auch  ihre  Auswirkungen  sind  je  nach  Land  und  Kulturbereich  unterschiedlich.  Jedes 
Medium  hat  seine  eigenen  Merkmale  und  Funktionen  und  erfordert  eine  detaillierte, 
differenzierte  Analyse. 

Noch  einmal:  alle  Kirchen  sind  der  Massenkommunikation  ausgesetzt.  Die  einzelnen 
Kirchen  stehen  in  verschiedenen  Beziehungen  zu  den  Medien:  einige  sind  dabei, 
gründlich  zu  prüfen  und  selbst  zu  handeln,  andere  benutzen  die  Medien  lediglich, 
wenn  sie  Zugang  zu  ihnen  haben,  wieder  andere  haben  wenig  oder  keinen  Zugang  zu 
ihnen  und  erörtern  nicht  einmal  ihren  Gebrauch. 

Was  den  Rundfunk  betrifft,  so  ist  die  unterschiedlichen  Einstellung  bedingt  durch  die 
politische  Struktur  des  Landes  oder  durch  Wesen  und  Ausmaß  der  Kontrolle  über 
diese  Medien.  In  einigen  Ländern,  in  denen  der  Rundfunk  auf  kommerzieller  Basis  ar- 
beitet, haben  die  Kirchen,  die  es  sich  finanziell  leisten  können,  ungehinderten  Zugang. 
In  anderen  Ländern,  in  denen  der  kommerzielle  Rundfunk  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen untersteht,  müssen  selbst  Kirchen,  die  über  die  notwendigen  finanziellen  Mittel 
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verfügen,  sich  an  genau  festgelegte  Bedingungen  halten.  In  Ländern,  in  denen  die 
Rundfunkanstalten  öffentliches  Eigentum  sind,  haben  die  Kirchen  Zugang  durch  Ver- 
handlungen oder  durch  Vertretung  bei  der  Programmgestaltung  und  im  Mitarbeiter- 
stab. In  Ländern,  wo  die  Rundfunkanstalten  staatlich  kontrolliert  sind,  haben  die  Kir- 
chen nur  nach  Maßgabe  der  Regierung  Zugang.  Schließlich  gibt  es  Länder,  in  denen 
einige  der  Sendeeinrichtungen  von  den  Kirchen  selbst  unterhalten  und  betrieben  wer- 
den. 

In  einer  so  komplexen  Situation  täten  die  Kirchen  gut  daran,  ihr  traditionelles  Miß- 
trauen gegenüber  den  Medien  aufzugeben  und  eine  feste  Partnerschaft  mit  denjeni- 
gen einzugehen  oder  zu  suchen,  die  die  modernen  Kommunikationssysteme  schaffen, 
erstellen,  gebrauchen  und  bewerten.  Diese  Erklärung  ist  deshalb  ein  aus  der  Sorge 
herrührender  Aufruf  zum  Engagement,  nicht  ein  endgültiger  Bericht  aufgrund  er- 
schöpfender Studien.  (...) 


/.  Die  Rolle  der  Medien 

(...) 

Eine  kleiner  werdende  Welt 

Die  große  Ausweitung  der  Information,  der  Kontakt  mit  weitentfernten  Menschen,  die 
vielen  neuen  Arten  der  Erholung  und  die  kürzer  werdende  Arbeitszeit  haben  alle  ihre 
Auswirkungen.  Massenproduzierte  und  deshalb  billige  Geräte  zusammen  mit  größerer 
Freizeit  zu  ihrer  Nutzung  haben  den  Weg  für  ein  neues  Verständnis  zu  den  Denk-  und 
Verhaltensformen  anderer  Menschen  bereitet  und  tragen  so  zur  Entstehung  neuer 
Lebensstile  bei. 

Ganz  abgesehen  von  der  entscheidenden  Frage,  ob  diese  Medien  richtig  gebraucht 
werden,  hat  ihr  Entstehen  die  Welt  kleiner  gemacht  und  die  alten  etablierten  Formen 
unter  Druck  gesetzt.  Die  Tradition  ist  nicht  mehr  so  maßgebend,  Werte  werden  nicht 
länger  widerspruchslos  hingenommen,  die  Wahrheit  erscheint  nicht  mehr  selbstver- 
ständlich. 

Zwei  Faktoren  bestimmen,  ob  diese  Veränderungen  das  Leben  bereichern  oder  be- 
hindern werden:  wie  die  Medien  organisiert  und  gebraucht  werden,  und  in  welchem 
Maße  die  Menschen  bereit  sind,  sie  beherrschen  zu  lernen. 

Die  Medien  können  das  menschliche  Leben  sehr  bereichern.  Für  viele  von  uns  haben 
sie  das  bereits  getan.  Sie  ermöglichen  es  den  Menschen  wie  niemals  zuvor,  ihre  Er- 
fahrungen zu  teilen  in  der  Hoffnung,  daß  die  Menschen  in  wachsendem  Maße  erken- 
nen, verstehen  und  mitfühlen.  Die  Medien  liefern  einige  der  Grundstrukturen  für  eine 
verantwortliche  Weltgesellschaft.  Die  Leiden  anderer  werden  rasch  bekannt  und  kön- 
nen schnell  gelindert  werden. 
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Die  wesentlichen  Probleme  unserer  Zeit  werden  vor  allen  Menschen  diskutiert.  Min- 
derheitsansichten können  öffentlich  vertreten  werden.  Neue  Vorschlage  und  Pläne 
können  in  der  Öffentlichkeit  besprochen  werden.  Kulturelle  Schätze  können  in 
"Museen  ohne  Wände"  den  Massen  zugänglich  gemacht  werden.  Sterbende  Traditio- 
nen können  lebendiges  Wissen  werden.  Es  ist  möglich,  daß  Sinne,  die  infolge  der 
Entwicklung  einer  vorwiegend  verbalen  oder  schriftbestimmten  Kultur  geschlummert 
haben,  zu  neuem  Leben  erwachen. 

Die  Medien  können  diese  Dinge  bewirken,  es  gibt  jedoch  keine  Garantie  dafür.  Es  ist 
fast  banal  festzustellen,  daß  eine  kleinere  Welt  nicht  notwendigerweise  auch  eine 
friedlichere  Welt  sein  muß.  Während  die  Massenkommunikationsmittel  den  Ge- 
schmack und  die  Urteilskraft  verbessern  können,  ist  es  ebenso  gut  möglich,  daß  sie 
die  Kultur  auf  einem  äußerst  niedrigen  Niveau  erstarren  lassen.  Zuviel  Information 
kann  die  Urteilskraft  lähmen.  Machtvolle  Minderheiten  können  die  Medien  für  be- 
grenzte oder  selbstsüchtige  Zwecke  mißbrauchen.  Das  Wissen  vom  Leiden  der  Mas- 
sen kann  die  Reichen  dazu  führen,  mehr  Geld  für  Wände  zum  eigenen  Schutz  auszu- 
geben. Die  Tatsache,  daß  ein  höherer  Lebensstandard  erreicht  werden  kann,  steigert 
die  Erwartung  unter  den  Armen  und  kann  die  Unterdrückung  verstärken.  Das  erforder- 
liche, sorgfältig  ausgewogene  Gleichgewicht  zwischen  den  notwendigen  nationalen 
Ersparnissen  und  dem  Verbrauch  in  den  Entwicklungsländern  kann  durch  ausländi- 
sche Massenkommunikation,  die  von  kommerziellen  Interessen  bestimmt  ist,  gestört 
werden. 

Die  sozialen  Funktionen  der  Medien 

Die  Medien  sollten  vor  allem  im  Zusammenhang  mit  ihrer  sozialen  Funktion  beurteilt 
werden.  Jede  Gesellschaft  braucht  Kommunikationsformen  mit  der  notwendigen 
Macht  und  Flexibilität,  um  ihr  Sozialbewußtsein  auszubilden  und  sich  gegenüber  sich 
selbst  auszudrücken.  Presse,  Rundfunk,  Film  und  Fernsehen  haben  eine  wichtige 
Rolle  als  Treffpunkt  und  Versammlungsort  der  technologischen  Gesellschaft  zu  spie- 
len. 

Die  Medien  spielen  ihre  Rolle  neben  den  Organen  der  Regierung  und  der  Politik.  Sie 
können  den  Menschen  helfen,  die  sie  betreffenden  Probleme  zu  kennen  und  zu  be- 
urteilen. Insofern  sie  eine  gewisse  Unabhängigkeit  von  der  Gesetzgebung  genießen, 
können  sie  auf  Unrecht,  Korruption  oder  bürokratische  Nachlässigkeit  hinweisen.  Sie 
können  zu  verantwortlichen  internationalen  Beziehungen  beitragen,  indem  sie  eine 
objektivere  Kritik  äußern  als  die  engeren  Gruppen-  oder  Nationalinteressen. 

Medien  und  wirtschaftlicher  Wandel 

Diese  echte  demokratische  Funktion  kann  unter  besonderem  Druck  entstellt  werden: 
wenn  das  breite  Volk  keinen  Zugang  zu  den  Medien  hat;  wenn  eine  politische  oder 
rassische  Minderheit  den  Zugang  zu  ihnen  verwehrt;  wenn  der  Zugang  so  kostspielig 
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ist,  daß  nur  die  Reichen  sich  den  Wahlkampf  um  öffentliche  Ämter  leisten  können, 
oder  wenn  sie  zur  Beeinflussung  statt  zur  Information  benutzt  werden. 

Die  Medien  haben  eine  bedeutende  Auswirkung  auf  das  internationale  Wirtschaftsle- 
ben, besonders  wenn  sie  den  internationalen  Handel  und  Verkehr  anregen.  Sie  tragen 
zur  Unzufriedenheit  der  Armen  bei.  Armut  an  sich  ist  selten  ein  revolutionärer  Faktor. 
Der  Anstoß  zur  Veränderung  kommt  gewöhnlich,  wenn  den  Menschen  klarwird,  daß 
ein  höherer  Lebensstandard  möglich  ist,  und  wenn  sie  sich  nicht  mehr  mit  ihrem  Los 
abfinden.  Jedes  Radio  in  einer  afrikanischen  Hütte,  jede  Zeitung  in  einer  indischen 
Stadt,  jedes  Fernsehgerät  in  Lateinamerika  kann  die  Botschaft  verbreiten,  daß  Armut 
nicht  unvermeidlich  ist.  Überall  zeigen  Zeitungen,  Rundfunk  und  Fernsehen  die  Tatsa- 
che der  Unterentwicklung  auf.  Besonders  den  Reichen  ist  es  möglich,  vor  dem  Fern- 
sehschirm zu  sitzen,  ohne  sich  der  Tatsache  bewußt  zu  werden  oder  ihr  auszuwei- 
chen, daß  Millionen  im  Elend  leben  und  besitzlos  sterben.  Die  Beherrschung  der  Me- 
dien durch  die  reichen  Länder  läßt  ihre  Wirkung  zweideutig  werden.  Auf  der  einen 
Seite  säen  sie  die  Saat  der  Unzufriedenheit,  und  auf  der  anderen  wecken  sie  einen 
Appetit  nach  Verbrauch,  der  die  schrittweise  nationale  Entwicklung,  die  für  die  armen 
Länder  wesentlich  ist,  noch  schwerer  macht.  (...) 


//.  Theologische  Bemerkungen 

(...) 

Kommunikation  als  Macht 

W\r  haben  gesehen,  daß  die  Massenkommunikationsmittel  sowohl  Produkt  als  auch 
Beschleuniger  des  Säkularisationsprozesses  sind.  Wir  glauben,  daß  die  Macht  der 
Kommunikation  mit  der  Schöpfung  gegeben  ist  und  deshalb  als  ein  Geschenk  und 
Werkzeug  für  den  Menschen  anzunehmen  ist,  das  er  in  der  Beziehung  zu  seinem 
Nächsten  gebrauchen  soll.  Selbst  wenn  die  Kommunikation  zur  Entmenschlichung, 
Beherrschung  und  Beraubung  benutzt  werden  kann,  ist  dies  eine  Herabwürdigung  ei- 
nes von  Gott  gegebenen  Mittels  zur  Schaffung  von  Gemeinschaft  durch  Überwindung 
der  Einsamkeit,  Isolierung  und  Unwissenheit. 

We  bei  allen  anderen  Mächten,  die  unser  Leben  erhalten,  kann  und  wird  gelegentlich 
das  bittere  Element  des  Bösen  Information  in  Propaganda,  Wissen  in  Vorurteil,  Dienst 
in  Beherrschung,  Verständnis  in  Verachtung  verkehren.  Die  Menschen  haben  diese 
von  Gott  gegebene  Macht  der  Kommunikation  zu  unmenschlichen  Zwecken  miß- 
braucht. Sie  sät  Haß,  unterstützt  den  Krieg  und  vergiftet  zwischenmenschliche  Bezie- 
hungen durch  Verleumdung.  Selbst  Gottes  Kommunikation  mit  dieser  Welt,  die  in  der 
Bibel  offenbar  ist,  kann  verfälscht  werden.  Das  Gesetz  kann  ein  Sklaventreiber  wer- 
den, die  Prophetie  die  Krücke  der  Arroganz,  die  Weisheit  ein  moralisches  System. 

Christus  selbst  mußte  der  Kommunikation  wieder  ihren  rechten  Platz  geben.  Er  stellte 
wiederholt  den  sterilen  und  leblosen  Gebrauch  von  Gottes  Gesetz  bloß  und  öffnete 
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den  Weg  zu  einer  unmittelbaren  und  lebendigen  Beziehung  zwischen  Gott  und  seiner 
Schöpfung  und  zwischen  den  Menschen  in  der  Gemeinschaft. 

Deshalb  sind  wir  in  Christus  aufgefordert,  alle  Pseudokommunikation  zu  entlarven,  die 
trennt  statt  zu  einen,  auf  uns  selbst  statt  auf  andere  weist,  Feindschaft  sät  statt  zu  ver- 
söhnen, gefangensetzt  statt  zu  befreien. 

Die  modernen  Kommunikationsmittel- sind  ein  mächtiges  Stimulans  für  das  Mündig- 
werden des  Menschen.  Dies  braucht  uns  nicht  zu  ängstigen.  Beängstigend  ist  jedoch 
die  Tatsache,  daß  so  wenige  bereit  sind,  die  Macht  der  Medien  zu  sehen  und  für  ihre 
richtige  Anwendung  zu  kämpfen.  Das  moderne  Leben  verlangt  einen  Preis  für  die 
Freiheit;  die  Bereitschaft,  verantwortungsbewußt  und  diszipliniert  für  die  neugewon- 
nene Freiheit  des  Menschen  zu  handeln.  Wissenschaft  und  Technik  bieten  fast  unbe- 
grenzte Möglichkeiten;  das  Überleben  erfordert  die  Beherrschung  der  Kunst  des 
WÖhlens  und  der  Verpflichtung. 

Uns  sind  die  Augen  für  das  geöffnet  worden,  was  Gott  in  der  Welt  außerhalb  der  Kir- 
che tut.  Christen  müssen  oft  durch  die  Kommunikationsmittel  lernen,  wie  isoliert  sie 
von  der  modernen  Welt  und  von  dem  in  ihr  wirkenden  lebendigen  Gott  waren.  Oft 
vermitteln  Filme,  Romane  und  andere  Medien  die  Botschaft  des  Evangeliums  mit 
wirksameren  Mitteln,  als  die  institutionelle  Kirche  sie  finden  kann.  Künstler  und  Jour- 
nalisten haben  die  Entfremdung  des  Menschen  mit  prophetischer  Macht  beschrieben. 
Komödie  und  Satire  haben  die  Freiheit  des  Menschen  mit  Geschick  und  lebhafter 
Phantasie  gefeiert.  Es  ist  ein  Grund  für  demütige  Dankbarkeit,  daß  soviel  schöpferi- 
sche Kraft  und  Fähigkeit  verfügbar  ist. 

Quelle:  Bericht  aus  Uppsala  1968.  Offizieller  Bericht  über  die  Vierte  Vollversammlung  des  ÖRK, 
Uppsala  4.-20.  Juli  1968,  hg.v.  Norman  Goodall,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Walter  Müller- 
Römheld,  Genf  1968,  S. 407-41 6 
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123     Bekenntnis  zu  Christus  heute 

Sektion  I  der  fünften  Vollversammlung,  Nairobi  1975 

Im  Verlauf  der  70er  Jahre  wurde  das  Thema  Kommunikation  und  Medien  auf  einer  großen  An- 
zahl ökumenischer  Versammlungen  bearbeitet.  So  widmete  sich  beispielsweise  SODEPAX  den 
Auswirkungen  der  Massenmedien  auf  die  Entwicklungsländer  oder  lenkte  CCIA  in  St.Pölten 
1974  die  Aufmerksamkeit  auf  die  selektive  Präsenz  der  weltweiten  Ereignisse  in  den  westlichen 
Nachrichtenmedien  (vgl.  L.  Jorgenson,  The  WCC  and  Communication,  WCC  1982;  J.  Bluck, 
Christian  Communication  Reconsidered,  WCC  1989).  In  dem  Bericht  der  Sektion  I  „Bekenntnis 
zu  Christus  heute"  der  Vollversammlung  in  Nairobi  wird  -  nicht  zuletzt  auf  dem  Hintergrund  der 
Erfahrungen  mit  den  „electronic  churches"  -  Skepsis  gegenüber  einer  unpersönlichen  „medialen 
Glitzerwelt"  spürbar. 


67.  Nie  zuvor  standen  der  universalen  Kirche  so  umfangreiche  Kommunikationsmittel 
zur  Verfügung  wie  heute  -  Literatur,  audiovisuelle  und  elektronische  Medien.  Zwar 
müssen  wir  noch  besseren  Gebrauch  von  diesen  Medien  machen,  doch  können  sie 
das  lebendige  Zeugnis  einzelner  Christen,  christlicher  Gruppen  und  Gemeinden  in 
Wort  und  Tat  nicht  ersetzen,  die  teilhaben  an  Freuden  und  Leiden,  am  Kampf  und  am 
Feiern,  an  den  Enttäuschungen  und  Hoffnungen  der  Menschen,  denen  sie  das  Evan- 
gelium mitteilen  wollen.  Welche  Methoden  in  verschiedenen  Situationen  auch  immer 
anzuwenden  sind,  sie  müssen  vom  Geist  der  Demut,  von  Einfühlungsvermögen  und 
von  Teilnahme  getragen  sein. 

68.  Aufmerksames  Zuhören  ist  ein  wesentlicher  Teil  unseres  Zeugnisses.  Nur  wenn 
wir  ein  Ohr  für  die  Nöte  und  Bestrebungen  anderer  haben,  werden  wir  erfahren,  was 
Christus  uns  durch  unseren  Dialog  mit  den  anderen  zu  sagen  hat.  Was  wir  so  gerne 
"ganzheitliche  Methode"  nennen,  geht  über  bloße  Technik  und  Taktik  hinaus.  Sie  hat 
ihren  Grund  in  Gottes  "Liebesstrategie",  die  uns  dazu  befreit,  aus  freiem  Willen  seinem 
Ruf  zur  Einheit  mit  ihm  und  unseren  Mitmenschen  Folge  zu  leisten. 

Quelle:  Bericht  aus  Nairobi  1975.  Offizieller  Bericht  der  Fünften  Vollversammlung  des  ÖRK,  23. 
November  bis  10.  Dezember  1975  in  Nairobi/Kenia,  hg.v.  Hanfried  KrügerA/Valter  Müller-Röm- 
held,  Frankfurt/M.  2.  Aufl.  1976,  S.19 
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124     Glaubwürdige  Kommunikation 

Fachgruppe  8  der  sechsten  Vollversammlung,  Vancouver  1983 

Die  Vollversammlung  von  Vancouver  widmete  der  Thematik  unter  dem  Titel  „Glaubwürdige 
Kommunikation"  eine  von  8  Fachgruppen.  In  den  Jahren  davor  war  der  ÖRK  selbst  im  Zusam- 
menhang der  durch  PCR  ausgelösten  Diskussionen  (vgl.  dazu  hier  S.411ff)  in  besonderer 
Weise  zum  Objekt  weltweiter  medialer  Kommunikation  geworden.  Die  Diskussion  in  Vancouver 
konnte  auf  einen  Reflexionsprozeß  zurückblicken,  der  1981  durch  eine  von  ÖRK,  WACC,  dem 
LWB  und  drei  römisch-katholischen  Institutionen  veranstaltete  Konsultation  in  Versailles  ange- 
stoßen worden  war.  Im  Vergleich  zu  der  15  Jahre  zurückliegenden  Erklärung  von  Uppsala  wer- 
den deutlich  kritischere  Töne  angeschlagen  und  es  werden  Kriterien  für  eine  aus  christlicher 
Sicht  glaubwürdige  Kommunikation  formuliert. 


Wo  wir  stehen 

(...) 

5.  Unsere  Teilnahme  an  der  Sechsten  Vollversammlung  des  Ökumenischen  Rates  der 
Kirchen  in  Vancouver  ist  ein  einschneidendes  Ereignis  in  unserem  Leben.  Wir  würdi- 
gen die  vielen  Bemühungen,  die  Vollversammlung  repräsentativ  für  die  ganze  öikou- 
mene  werden  zu  lassen.  Behinderte,  Kinder,  Jugendliche,  Frauen  und  Männer,  Men- 
schen verschiedener  Sprachen,  Kulturen,  politischer  Überzeugungen  und  unter- 
schiedlicher Religionen  sind  hier  zu  Wort  gekommen.  Wir  haben  aufeinander  gehört, 
nicht  nur  in  Worten,  sondern  auch  durch  Zeichensprache,  Kunst,  Theater,  Lieder  und 
am  meisten  durch  unser  gottesdienstliches  Leben,  das  uns  einander  im  Abendmahl 
und  in  der  Gemeinschaft  näher  gebracht  hat. 

6.  Vancouver  ist  für  uns  zu  einer  Parabel  für  Kommunikation  geworden. 

7.  Genauer  gesagt:  Vancouver  ist  eine  Parabel  menschlicher  Begegnung.  Die  Vollver- 
sammlung ist  eine  agora,  ein  Marktplatz  der  Erfahrungen  und  Überzeugungen,  auf 
dem  wir  gelernt  haben,  daß  Kommunikation  aus  Gemeinschaft  erwächst  und  Gemein- 
schaft vertieft.  Bei  der  Begegnung  miteinander  in  der  Gemeinschaft  des  ÖRK  ist  unser 
persönliches  Leben  in  Frage  gestellt,  bereichert  und  manchmal  von  Grund  auf  verän- 
dert worden.  Als  Menschen  können  wir  nur  bestehen  und  uns  entfalten,  wenn  wir  uns 
aufeinander  einlassen  und  miteinander  sprechen.  Wirkliche  Kommunikation  muß 
Menschen  zu  Erfahrungen  bringen,  die  sie  befähigen,  Ich  -  Du  -  Wir  zu  sagen.  Und 
das  entdecken  wir,  wenn  wir  uns  dem  öffnen,  was  Gott  uns  zu  sagen  hat. 
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Was  wir  zu  sagen  haben 

8.  "Gott  hat  vorzeiten  manchmal  und  auf  mancherlei  Weise  geredet"  (Hebr.  1,1).  Gott 
sprach  durch  jene,  die  Geschichten  erzählten,  Gedichte  verfaßten  und  das  propheti- 
sche Wort  sprachen.  "In  diesen  letzten  Tagen  hat  Gott  zu  uns  geredet  durch  den 
Sohn"  (Hebr.  1,3).  Jesus  Christus  ist  Gottes  Wort  in  seiner  deutlichsten,  kostspielig- 
sten und  anspruchsvollsten  Form. 

9.  "Das  da  von  Anfang  war,  das  wir  gehört  haben,  das  wir  gesehen  haben  mit  unseren 
Augen,  das  wir  beschaut  haben  und  unsere  Hände  betastet  haben,  das  verkündigen 
wir  euch"  (1  Joh  1,1).  Das  war  und  ist  christliche  Kommunikation.  Ihr  Thema  ist  "das 
Wort  des  Lebens".  Christlicher  Kommunikation  geht  es  um  Jesus  Christus,  das  Leben 
der  Welt. 

10.  Christliche  Kommunikation  geschieht,  wenn  der  Heilige  Geist  wirkt,  wie  es  am 
Pfingsttage  geschehen  ist.  Der  Geist  führt  uns  aus  der  Dissonanz  von  Babel  in  die 
pfingstliche  Ökumene  (Apg  2,5-12). 

11.  Am  wirksamsten  ist  christliche  Kommunikation  im  persönlichen  Gespräch.  Jesu 
Gespräch  mit  Nikodemus  oder  mit  der  Samariterin  sei  hier  als  Beispiel  genannt.  Am 
wirksamsten  ist  sie,  wenn  sie  aus  authentischer  Erfahrung  kommt.  Kommunikation 
geschieht,  wenn  man  sein  eigenes  Leben  mit  den  anderen  teilt,  wie  Jesus  es  tat.  Sie 
geschieht,  wenn  man  den  Menschen  dort  begegnet,  wo  sie  leben,  wie  Jesus  es  tat. 
Sie  befähigt  Menschen,  ihre  Geschichten  zu  erzählen,  wie  es  bei  Zach  aus  der  Fall 
war.  Sie  schafft  Gemeinschaft,  wie  es  in  der  früheren  Kirche  geschah. 

Das  Umfeld  der  Kommunikation 

12.  Die  neuen  Technologien  der  Massenmedien  werden  bleiben,  und  ihr  Einsatz  wird 
in  allen  Teilen  der  Welt  zwangsläufig  zunehmen.  Als  wir  uns  in  Regionalgruppen  tra- 
fen, war  allen  von  uns  die  ungleiche  Verteilung  des  immer  dichter  werdenden  Medien- 
netzes und  die  Kontrolle  über  diese  Medien  durch  einige  mächtige  Länder  und  trans- 
nationale Unternehmen  deutlich  bewußt 

13.  Wir  befinden  uns  in  einer  Situation,  wo  einige  sich  das  Recht  nehmen,  im  Namen 
aller  und  zu  allen  zu  sprechen,  und  das  sowohl  auf  nationaler  wie  internationaler 
Ebene.  Zu  oft  dienen  die  Massenmedien  nur  dazu,  diese  Ungerechtigkeit  zu  festigen. 
Die  meisten  einfachen  Menschen  bleiben  ausgeschlossen,  sie  dienen  den  Medien  nur 
als  Objekte.  Sie  haben  sich  damit  abgefunden,  daß  nur  diejenigen,  die  politische  und 
wirtschaftliche  Macht  haben,  oder  die  Experten  das  Recht  zur  Verbreitung  von  Infor- 
mationen, Ideen,  Bildern  und  Erfahrungen  haben. 

14.  In  vielen  reichen  Ländern  entstellen  und  verengen  die  Massenmedien  das  Leben 
der  Welt,  indem  sie  es  auf  Unterhaltung  oder  schlicht  auf  Propaganda  reduzieren.  Das 
rührt  einerseits  von  den  Grenzen  her,  die  den  Medien  von  vornherein  gesetzt  sind. 
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Andererseits  liegt  es  daran,  daß  uns  eine  Kommunikationsindustrie,  eine  Regierung 
oder  eine  m  achtige  Gruppe  aus  wirtschaftlichen  oder  politischen  Gründen  das  Leben 
und  die  Welt  nach  ihren  eigenen  Vorstellung  sehen  lassen  möchte. 

15.  Über  die  öffentlichen  Medien  läßt  sich  jedoch  auch  viel  Positives  sagen.  So  versu- 
chen sie  z.B.,  sprachlich,  bildlich  und  inhaltlich  genügend  populär  und  allen  zugänglich 
und  verständlich  zu  sein.  Sie  erkennen,  daß  sie  der  ganzen  Gemeinschaft  gegenüber 
offen  sein  müssen  und  ihr  Rechenschaft  schulden;  ferner  mu  ß  anerkannt  werden,  daß 
s_kulare  Programme  Ansätze  enthalten  und  daß  die  Massenmedien  das  menschliche 
Bedürfnis  nach  Erholung  und  Feiern  ernster  nehmen  als  viele  Kirchen  -  all  dies  wird 
allzu"  leicht  vergessen. 

16.  Das  gleiche  gilt  für  die  Kommentatoren  in  den  Massenmedien,  die  keine  leichten 
Antworten  geben  wollen,  für  Musik,  Tanz-  und  Schauspielproduzenten,  die  den 
menschlichen  Geist  feiern;  für  Satiriker,  die  uns  davor  bewahren,  uns  zu  ernst  zu 
nehmen;  für  Berichterstatter,  die  die  Korruption  der  Mächtigen  anprangern  oder  uns 
Bilder  und  Begebenheiten  vermitteln,  die  neuen  Raum  und  neue  Möglichkeiten  in  der 
Gesellschaft  eröffnen  -  sie  alle  erkennen  die  Güte  von  Gottes  Schöpfung  und  den 
Wert  von  Gottes  Volk  und  dienen  ihnen.  (...) 

18.  In  Unterdrückungssystemen  gewinnen  die  Medien  besonderes  Gewicht.  Dort  sind 
die  Kirchen  manchmal  zur  einzigen  zuverlässigen  Informationsquelle  für  Verletzungen 
der  Menschenrechte  und  Ungerechtigkeit  aller  Art  geworden.  Wenn  die  Kirche  ihre 
internationalen  Verbindungen  schöpferisch  nutzt,  kann  sie  zu  einem  überzeugenden 
Anwalt  für  Gerechtigkeit  und  Frieden  werden.  Glaubwürdige  Kommunikation  dient  der 
Sache  der  Gerechtigkeit  und  des  Friedens,  indem  sie  Maßstäbe  setzt,  die  nationale, 
kulturelle  und  rassische  Klischees  abbauen  und  der  Schaffung  von  Feindbildern  ent- 
gegenwirken. Sie  bietet  Minderheiten  und  Randgruppen  Raum  und  Zeit,  ihre  Stand- 
punkte zu  vertreten. 

20.  Die  neuen  elektronischen  Medien  werden  die  weltweite  Vorherrschaft  einiger  Län- 
der noch  ausweiten  und  verfestigen  und  sie  praktisch  unwiderruflich  machen.  Das  wird 
die  Kluft  zwischen  denen,  die  von  Informationen  überflutet  werden,  und  denen,  die 
nach  Information  hungern  -  sowohl  innerhalb  eines  Landes  als  auch  zwischen  den 
Staaten  -  noch  vertiefen. 

21.  In  einigen  Ländern  verbringen  die  Kinder  schon  jetzt  den  Großteil  ihrer  Zeit  im 
elektronischen  "Medienbad".  In  anderen  ist  es  schwer,  die  einfachsten  Materialien,  wie 
z.B.  Zeitungspapier  für  eine  Alphabetisierungskampagne,  ein  Radio  oder  Schulbücher 
zu  finden. 

22.  Hierbei  geht  es  um  Entscheidungsfähigkeit  und  Machtverteilung.  In  dem  Ma  ße,  in 
dem  manche  Kommunikationstechniken  billiger  und  weiter  verbreitet  werden,  können 
sie  die  Lebensqualität  überall  bereichern.  Sie  bieten  Vielfalt  und  Auswahlmöglichkei- 
ten. Sie  schaffen  neue  Möglichkeiten  für  persönliche  Reaktionen  und  zur  Mitarbeit  von 
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Gruppen,  für  Bildungsarbeit  und  den  Aufbau  der  Gemeinschaft,  was  bisher  kaum  ver- 
sucht worden  ist. 

Die  Frage  der  Glaubwürdigkeit 

23.  Viele  von  uns  sind  im  Blick  auf  Informationsquellen  zu  Zynikern  geworden,  und 
deshalb  wird  das  Bemühen  um  Glaubwürdigkeit  immer  wichtiger.  Glaubwürdigkeit 
setzt  mehr  voraus,  als  nur  die  Wahrheit  sagen.  Sie  mu  ß  folgendes  im  Auge  haben: 

a)  Absicht:  Welche  Motive  liegen  der  Kommunikation  zugrunde?  Achtet  sie  die  Men- 
schen oder  beutet  sie  sie  aus?  Werden  kulturelle  Unterschiede  respektiert? 

b)  Inhalt:  Dient  die  Kommunikation  dem  Frieden,  schafft  sie  Gerechtigkeit  und  fördert 
sie  Ganzheitlichkeit?  Bietet  sie  ein  vollständiges  Bild,  oder  beruht  sie  auf  nationa- 
len oder  sektiererischen  Vorurteilen? 

c)  Stil:  Ist  die  Kommunikation  klar,  einfach,  präzise,  vielfältig  und  humorvoll? 

d)  Dialog:  Kann  der  Empfänger  reagieren,  oder  ist  die  Kommunikation  völlig  einglei- 
sig? Besteht  Kommunikation  nur  aus  Zuhören  oder  auch  aus  Sprechen?  Verlangt 
sie  informierte  Wahl  und  aktive  Antwort  auf  die  vorgelegten  Probleme?  Respektiert 
sie  die  Realität  des  Pluralismus,  und  läßt  sie  unterschiedliche  Ansichten  zu? 

e)  Angemessenheit:  Ist  die  Form  der  Kommunikation  angemessen;  ist  die  Wahl  der 
Medien  für  die  Aufgabe  geeignet? 

Aus  christlicher  Perspektive  können  noch  zwei  Punkte  hinzugefügt  werden: 

f)  Geheimnis:  Respektiert  die  Kommunikation  die  "Andersartigkeit"  des  Evangeliums, 
indem  sie  sich  weigert,  alles  bis  ins  Letzte  zu  erklären  und  vorschnelle  Urteile  ver- 
meidet? 

g)  Umkehrung  der  Werte:  Spiegelt  die  Kommunikation  die  Umkehr  der  üblichen 
Rangordnungen  im  Evangelium  wider:  d.h.  die  Letzten  kommen  vor  den  Ersten,  die 
Dummen  vor  den  Klugen,  die  Schwachen  vor  den  Mächtigen,  die  Armen  vor  den 
Reichen? 

Kirche  und  Medien 

24.  Unser  Verhältnis  zu  den  Medien  muß  vom  seelsorgerlichen,  verkündigenden  und 
prophetischen  Amt  der  Kirche  geprägt  sein.  Aus  seelsorgerlicher  Perspektive  muß  die 
Kirche  die  Spannungen  unter  denjenigen  zu  vestehen  suchen,  die  in  den  Medien  tätig 
sind,  und  ihnen  helfen,  ihre  Arbeit  in  einer  Weise  zu  tun,  die  menschliche  Werte  be- 
jaht. In  ihrer  Verkündigung  muß  die  Kirche  der  Versuchung  widerstehen,  die  Medien 
auf  eine  Weise  zu  benutzen,  die  die  Menschenwürde  verletzt  und  manipuliert;  sie 
sollte  sich  vielmehr  bemühen,  die  ihr  anvertraute  Wahrheit  mit  Bescheidenheit  und 
Überzeugung  zu  verkündigen. 

25.  Aber  die  Kirche  hat  auch  eine  prophetische  Rolle,  indem  sie  nämlich  Ausführung, 
Inhalt  und  angewandte  Techniken  sowie  die  zugrundeliegenden  Ideologien  der  Mas- 
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senmedien  kritisch  verfolgt.  Sie  sollte  den  Kirchen  helfen,  ein  Medienbewußtsein  zu 
entwickeln,  so  daß  eine  kritische  Auswertung  in  den  Ortskirchen  und  Gemeinden 
stattfinden  kann. 

Quelle:  Bericht  aus  Vancouver  1983.  Offizieller  Bericht  der  Sechsten  Vollversammlung  des 
ÖRK,  24.  Juli  bis  10.  August  in  Vancouver/Kanada,  hg.v.  Walter  Müller-Römheld,  Frankfurt/M. 
1983,  S.130-133 


125     Kommunikation  für  Gemeinschaft:  Erklärung  von  Manila 

WACC  Kongreß,  Manila  1989 

Die  World  Association  for  Christian  Communication  (WACC)  wurde  1968  gegründet.  Die  Ur- 
sprünge dieser  Vereinigung  gehen  jedoch  bis  in  die  Nachkriegszeit  zurück.  Nach  den  Erfahrun- 
gen, die  man  während  der  Zeit  des  Faschismus  mit  dem  Rundfunk  gemacht  hatte,  erhielten 
Engländer,  vor  allem  Mitarbeiter  des  BBC,  den  Auftrag,  in  Deutschland  und  anderen  europäi- 
schen Ländern,  wie  auch  in  Japan,  ein  öffentlich-rechtliches  Rundfunksystem  aufzubauen,  das 
in  Zukunft  nicht  mißbraucht  werden  könnte.  Diese  schlössen  sich  zu  einer  Vereinigung  zusam- 
men, die  sich  intensiv  mit  Medienpolitik,  insbesondere  auch  mit  konzeptionellen  Fragen  religiö- 
ser Sendungen  im  Rundfunk,  beschäftigt  hat.  Nach  der  elektronischen  Revolution  und  der  Aus- 
breitung der  Massenmedien  entwickelte  sich  die  WACC  zu  einem  der  wichtigsten  Foren,  auf 
denen  die  Fragen  des  Zusammenhangs  von  Kommunikation  und  sozio-ökonomischer  Entwick- 
lung diskutiert  wurden.  In  Ausrichtung  ihrer  Arbeit  auf  die  Dritte  Welt  wurde  die  WACC  zu  einem 
bedeutenden  Sprachrohr  für  die  Forderung  nach  einer  Neuen  Weltinformations-  und  Kommuni- 
kationsordnung. Im  Oktober  1989  veranstaltete  sie  in  Manila  ihren  ersten  Weltkongreß,  um  auf 
internationaler  Ebene  Theoretiker  und  Praktiker  im  Bereich  Kommunikation  zusammenzubrin- 
gen. Mehr  als  450  Personen  aus  über  80  Ländern  folgten  der  Einladung,  das  Thema 
„Kommunikation  für  Gemeinschaft"  unter  verschiedenen  Blickwinkeln  zu  bearbeiten. 
Zu  den  hervorgehobenen  Aktivitäten  der  WACC  gehören  die  Weltkonferenz  über  Kommunika- 
tion und  Frauen  in  Bangkok  1974  und  der  zweite  Weltkongreß  in  Mexiko  1995  unter  dem 
Thema  „Kommunikation  für  Menschenwürde".  Im  folgenden  wird  ein  Auszug  aus  der  insgesamt 
60-seitigen  Manila-Deklaration  des  Jahres  1989  wiedergegeben. 


Kommunikation:  Gottes  Gabe  an  die  Menschheit 

1.  Kommunikation  ist  ein  entscheidender  Sachverhalt  für  die  neunziger  Jahre  und  für 
die  Zukunft  der  Menschheit.  Sie  kann  zur  Versöhnung  oder  zur  Zerstörung  führen.  Sie 
kann  Wissen,  Wahrheit  und  Eingebung  vermitteln,  aber  auch  Wissen  vorenthalten  und 
Desinformation  und  Lügen  verbreiten.  Kommunikation  ist  Gottes  einzigartige  Gabe  an 
die  Menschheit,  durch  die  Einzelne  und  Gesellschaften  in  einem  tieferen  Sinne 
menschlich  werden  können.  Echte  Kommunikation  ist  für  die  Lebensqualität  ebenso 
wesentlich  wie  Nahrung,  Wohnung  und  Gesundheitsfürsorge.  Sie  ist  der  Prozeß  des 
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Zusammenwirkens  durch  Kommunikationssymbole,  die  eine  kulturelle  Umwelt  schaf- 
fen. 

2.  Aus  diesem  Grunde  ist  Kommunikation  Bestandteil  jedes  Lebensaspekts.  Sie  muß 
der  Gesellschaft  als  ein  Ganzes  und  im  Grunde  der  Menschheit  in  ihrer  Gesamtheit 
dienen.  Als  soziale  Notwendigkeit  ist  Kommunikation  deshalb  die  Verantwortung  eines 
jeden  -  der  Regierungen  als  auch  der  formellen  und  informellen  Organisationen  der 
Bevölkerung.  Sie  sollte  nicht  von  einigen  wenigen  manipuliert  oder  von  einem  einzi- 
gen Machtzentrum  aus  angeeignet  werden. 

Ein  neuer  Ausblick  auf  die  neunziger  Jahre 

3.  Die  Suche  nach  neuen  Kommunikationsgrundsätzen  für  die  neunziger  Jahre  grün- 
det sich  auf  die  geschichtliche  Erfahrung  der  letzten  15  Jahre.  Das  Ungleichgewicht  in 
der  öffentlichen  Kommunikation  ist  vor  zehn  Jahren  durch  einen  internationalen  Aus- 
schuß detailliert  untersucht  worden.  Ergebnis  war  der  Mac-Bride-Report  mit  dem  Titel: 
"Viele  Stimmen,  eine  Welt:  Für  eine  gerechtere  und  wirksamere  Welt-Informations- 
und Kommunikationsordnung"  (NWICO).  Obwohl  dieser  Bericht  einstimmig  ange- 
nommen wurde,  haben  sich  verschiedene  Regierungen  bald  gegen  einige  seiner 
Hauptlinien  ausgesprochen.  Andere  Regierungen  haben  tatenlos  verharrt,  ohne  etwas 
zu  unternehmen,  um  ihn  in  Kraft  zu  setzen. 

4.  In  ihrem  Engagement  für  ein  demokratisches  Verständnis  der  Kommunikation  sind 
die  Teilnehmer  des  Kongresses  darauf  bedacht,  in  eine  neue  Dialogphase  mit  ver- 
wandten Organisationen  und  allen  Menschen  guten  Willens  einzutreten,  um  ein  ge- 
meinsames Verständnis  der  Kommunikation  im  Dienste  freier,  gerechter  und  friedli- 
cher Gemeinschaften  auf  lokaler  und  internationaler  Ebene  zu  erlangen.  Das  An- 
wachsen der  Technologien,  die  steigende  Monopolisierung  der  Medien  und  die  Vulga- 
risierung der  Inhalte  machen  diese  Aufgabe  immer  dringender.  Die  ins  Auge  gefaßten 
Prinzipien  der  Kommunikation  sollten  von  der  Macht  der  Menschen  ausgehen,  die 
jenseits  formeller  Prozesse  der  Parteipolitik  neue  Wege  der  Partizipation  erschließen 
und  so  den  Kommunikationsfreiraum  aller  Menschen  erweitern. 

5.  Die  Suche  nach  Frieden  -  im  regionalen  wie  im  internationalen  Bereich  -  wird  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  der  Hauptimpuls  der  neunziger  Jahre  sein.  Die  Medien  müs- 
sen ihre  oft  militaristische  Sprache  und  die  Stereotypisierung  von  Nationen  und  Kultu- 
ren ablegen.  Es  ist  höchste  Zeit,  daß  die  Medien  ernsthaft  für  Frieden  und  internatio- 
nales Verständnis  arbeiten. 

Ökologie  der  Medien 

6.  Die  gesamte  menschliche  Umwelt  umfaßt  zwei  sich  durchdringende  Sphären:  die 
der  Natur  und  die  der  vom  Menschen  geschaffenen  Kultur-Umwelt,  die  ihren  Antrieb 
aus  der  Kommunikation  empfängt.  Diese  zwei  Umwelten  können  nur  mit  Hilfe  lokaler, 
regionaler  und  internationaler  Bemühungen  geschützt  und  gepflegt  werden.  Probleme 
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wie  Militarismus,  Rassismus,  Apartheid,  Sexismus,  die  Schuldenlast,  das  Verbrau- 
chertum  einiger  weniger  und  das  Elend  vieler  bedrohen  sowohl  die  natürliche  als  auch 
die  kulturelle  Umwelt. 

7.  Diesen  Problemen  liegt  der  Drang  zur  Ausbeutung  zugrunde,  der  sowohl  das  Kul- 
tur-Ethos als  auch  die  natürliche  Umwelt  vergiftet  hat.  Um  dieses  zu  ändern,  muß 
Kommunikation  eine  entscheidende  Rolle  spielen,  nicht  nur  um  die  Ausbeutung  der 
natürlichen  Umwelt  kritisch  zu  hinterfragen,  sondern  auch  um  den  menschlichen  Op- 
fern derselben  Ausbeutung  eine  Stimme  zu  verleihen.  Eine  gesunde  natürliche  Um- 
welt ist  untrennbar  an  eine  Kommunikationsumwelt  gebunden,  in  der  sich  die 
Menschheit  als  eine  Familie  versteht,  die  eine  Welt  bewohnt.  Das  erfordert  eine  Re- 
volution sozialer  Werte  und  Prioritäten. 

8.  Eine  positive  Antwort  im  Hinblick  auf  die  Ausbeutung  der  natürlichen  und  menschli- 
chen Umwelt  findet  sich  im  ökumenischen  Programm  für  Gerechtigkeit,  Frieden  und 
Bewahrung  der  Schöpfung.  Der  Kongreß  stellt  sich  hinter  dieses  Programm. 

Kommunikation  und  Macht 

9.  Die  Massenmedien  und  Nachrichtenindustrien  sind  Machtstrukturen.  Als  solche 
sind  sie  mit  nationalen  Zentren  politischer,  wirtschaftlicher  und  militärischer  Macht  ver- 
flochten und  in  stets  stärkerem  Maße  auf  globaler  Ebene  vernetzt.  Einfache  Menschen 
sind  Opfer  der  Medienmacht,  und  mehr  und  mehr  werden  sie  als  Objekte  denn  als 
Subjekte  behandelt.  Das  gilt  insbesondere  für  Frauen,  Arbeiter,  ethnische  Minderhei- 
ten, ältere  Leute  und  Kinder. 

10.  Um  diese  Tendenz  umzukehren,  sind  große  Anstrengungen  notwendig.  An  erster 
Stelle  sollten  die  Kirchen  ihre  eigenen  Medien  demokratisieren.  Sie  und  andere  so- 
ziale Einrichtungen  sollten  Medien  den  Vorrang  geben,  die  die  Menschen  selbst  kon- 
trollieren und  durch  die  sie  zu  Worte  kommen  können.  Es  gibt  eine  breite  Auswahl  tra- 
ditioneller Medien,  die  ihre  Wurzeln  in  lokalen  Kulturen  haben,  die  weiterentwickelt 
werden  sollten,  wie  die  kraftvolle  Volkstheaterbewegung  in  vielen  Teilen  des  Südens. 
Gruppenmedien  oder  Gruppenkommunikation  im  Dienste  sozialer  Veränderung  sind 
eine  weitere  Form  der  Kommunikation  auf  Basisebene,  die  gepflegt  werden  sollte.  Ei- 
nige neue  Kommunikationstechniken,  wie  Video,  desktop  Publishing  und  Computer- 
netze bieten  weitere  Möglichkeiten  für  die  Machtbeteiligung  der  Bevölkerung. 

11.  In  einem  Zeitalter,  in  dem  Familien  dazu  verlockt  werden,  einen  großen  Teil  ihrer 
Freizeit  als  Medienkonsumenten  zu  verbringen,  hat  sich  eine  allmähliche  Verschlech- 
terung der  Kommunikation  innerhalb  der  Familie  ergeben.  Es  müssen  Initiativen  er- 
griffen werden,  die  die  eigene  Fähigkeit  der  Familie,  zu  kommunizieren,  wiederher- 
stellen und  die  diese  auch  auf  die  Nachbarschaft  ausdehnen.  Je  stärker  unsere  Kom- 
munikationsumwelt mediatisiert  wird,  desto  nötiger  ist  es,  unsere  Fähigkeiten  zur  zwi- 
schenmenschlichen Kommunikation  zu  entwickeln. 
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12.  Die  Medienpädagogik  beraubt  Massenkommunikation  ihrer  Mystik.  Medienbildung 
sollte  Teil  der  Lehrplane  in  Schulen  auf  allen  Ebenen  sein,  einschließlich  der  kirchli- 
chen Institutionen  und  theologischer  Seminare.  Das  muß  durch  eine  nicht-formelle 
Medienpädagogik  in  der  Familie,  unter  Jugendlichen,  in  Männer-  und  Frauenverbärv 
den  und  in  kirchlichen  Gruppen  ergänzt  werden.  Medienpädagogik  sollte  zu  einem 
neuen  und  konstruktiveren  Verhältnis  zwischen  Medienschaffenden  und  Medienbe- 
nutzern führen. 

Die  Verantwortung  der  Medienschaffenden 

13.  Fachleute  im  Kommunikationsbereich  und  die,  die  in  anderen  Sparten  des  kultu- 
rellen Lebens  arbeiten,  tragen  eine  schwere  Verantwortung.  Viele  von  ihnen  müssen 
unter  abschreckenden  Bedingungen  arbeiten.  Manche  werden  zum  Schweigen  ge- 
bracht oder  verlieren  ihre  Anstellung.  Andere  werden  verfolgt  oder  sogar  getötet,  weil 
sie  die  Wahrheit  sagen.  Sie  sind  Propheten  unserer  Zeit.  Dieser  Kongreß  bringt  sei- 
nen tiefen  Respekt  für  sie  und  seine  volle  Solidarität  mit  ihnen  zum  Ausdruck.  Das 
sollte  jedoch  nicht  nur  in  Worten,  sondern  auch  in  Taten  geschehen. 

14.  Menschen,  die  im  Kommunikationsbereich  arbeiten,  stehen  unter  der  Verantwor- 
tung, hohen  professionellen  Ansprüchen  genügen  zu  müssen.  Diese  Ansprüche  müs- 
sen jedoch  einer  ständigen  Prüfung  unterzogen  werden.  Die  für  die  Massenmedien 
eingeführten  professionellen  Normen  mögen  dazu  dienen,  die  Aufrechterhaltung  un- 
gerechter Machtstrukturen  zu  legitimieren.  Dieser  Kongreß  bedauert  es,  daß  viele 
Journalisten  sich  bevorzugt  um  die  politisch  und  wirtschaftlich  Einflußreichen  bemü- 
hen und  dabei  die  Programme  von  Volksbewegungen  für  Frieden  und  Gerechtigkeit 
außer  acht  lassen. 

15.  In  der  Dritten  Welt  findet  ein  großer  Teil  der  offiziellen  Kommunikation  in  Sprachen 
statt,  die  nicht  die  Muttersprache  der  Mehrheit  der  Bevölkerung  sind.  Das  führt  dazu, 
daß  die  Bedeutung  einheimischer  Sprachen  und  Dialekte,  die  in  der  Volkskultur  ver- 
wurzelt sind,  hintenan  gestellt  wird.  Dieser  Situation  muß  abgeholfen  werden,  um  alle 
Menschen  am  Kommunikationsprozeß  teilhaben  zu  lassen  und  die  Integrität  und  Er- 
neuerung der  Kulturen  zu  fördern. 

16.  Leider  wird  engagierter  Fürsprache-Journalismus  von  vielen  Angehörigen  dieses 
Berufs  verachtet.  Nichtsdestoweniger  hat  er  sich  im  Kampf  um  Menschenrechte,  um 
den  Umweltschutz  und  um  die  demokratische  Ausübung  der  Macht  durch  die  Men- 
schen selbst  bewährt.  Letzten  Endes  haben  christliche  Kommunikatoren  keine  andere 
Wahl,  als  sich  auf  die  Seite  der  Armen ,  der  Unterdrückten  und  der  Ausgestoßenen  zu 
stellen,  denn  sie  tragen  das  Kennzeichen  von  Gottes  Kommunikation. 

17.  Die  Kongreßteilnehmer  betrachten  es  als  Vorrecht,  auf  eine  neue  Kommunikati- 
ons-Umwelt hinzuarbeiten,  die  die  ungerechten  Machtstrukturen  hinterfragt.  Das  er- 
fordert neue  Alternativen  im  Kommunikationsbereich  und  die  Verpflichtung,  weiterhin 
für  eine  bessere  Zukunft  der  Menschheit  zu  arbeiten. 
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Quelle:  Kommunikation  für  Gemeinschaft.  Die  Erklärung  von  Manila,  in:  Weltvereinigung  für 
Christliche  Kommunikation,  Christliche  Grundsätze  der  Kommunikation,  London  1993,  S.  16-22 


126     Für  Kommunikation  im  Dienst  der  Befreiung  eintreten 

Sektion  II  der  siebten  Vollversammlung,  Canberra  1991 

„Geist  der  Wahrheit  -  mach  uns  frei"  lautete  das  Thema  der  zweiten  Sektion  in  Canberra.  Kri- 
tisch und  konstruktiv  werden  Chancen  und  Gefahren  der  Massenkommunikation  auf  dem  Hin- 
tergrund des  Konziliaren  Prozesses  (JPIC)  angesprochen. 


Kommunikation  ist  ein  prophetischer  Prozeß.  Wir  müssen  miteinander  in  Verbindung 
stehen,  um  der  Sache  der  Gerechtigkeit,  des  Friedens  und  der  Bewahrung  der 
Schöpfung  zu  dienen.  Kommunikation  im  Lichte  des  Geistes  unterstützt  und  trägt  die 
Schaffung  einer  gerechten  Gesellschaft  und  rüstet  uns  für  den  Kampf  gegen  die 
Mächte,  die  dem  Geist  der  Wahrheit  widersprechen. 

Christus  hat  uns  aufgetragen,  einander  zu  lieben.  Wenn  wir  miteinander  kommunizie- 
ren, müssen  wir  dies  in  Liebe  tun.  Wir  müssen  unsere  Brüder  und  Schwestern  direkt 
ansprechen.  Wir  müssen  hinhören,  was  uns  wirklich  gesagt  wird,  anstatt  zu  hören, 
was  wir  hören  wollen.  Die  zwischenmenschliche  Kommunikation  ist  ein  wechselseiti- 
ger Prozeß.  Dann  können  alle  Mitglieder  der  Gemeinschaft  ihre  Menschenrechte  voll 
und  ganz  wahrnehmen  und  sich  an  Entscheidungen  beteiligen. 

Gedruckte  und  elektronische  Medien  üben  Macht  aus  und  eignen  sich  zur  versteckten 
Kontrolle.  Vielfach  bestimmen  Regierungen,  auch  die  Regierungen  nördlicher  demo- 
kratischer Länder,  z.B.  in  Kriegssituationen  wie  jetzt  am  Golf,  was  die  Medien  mitteilen 
dürfen.  Die  Wahrheit  wird  nicht  immer  gesagt,  und  wir  können  uns  kein  eigenes  Urteil 
bilden.  Schlimmer  noch  ist  der  Umstand,  daß  dort,  wo  der  Markt  darüber  entscheidet, 
was  in  den  Medien  verbreitet  wird,  es  von  der  herrschenden  Kultur  entsprechend  der 
allgemeinen  Nachfrage  abhängt,  was  in  den  Medien  geschrieben  oder  produziert  wird. 
Wir  müssen  Wege  suchen,  um  die  Menschen  im  Rahmen  der  Bildungsarbeit  für  die 
Laien  so  zu  bilden,  daß  sie  zu  urteilsfähigen  Hörern,  Zuschauern  und  Lesern  werden. 

Die  Massenmedien  sind  ein  Mittel  des  Kulturimperialismus,  der  den  Lebensstil  der 
nordatlantischen  Länder  und  Japans  als  den  einzig  möglichen  darstellt.  Wo  immer 
möglich,  sollten  einheimische  Rundfunk-  und  Fernsehanstalten  geschaffen  werden. 
Die  Partizipation  der  Bevölkerung  ist  eine  Voraussetzung  für  eine  der  Befreiung  die- 
nende Kommunikation  und  die  Wahrung  der  Menschenrechte.  Wir  müssen  nachfra- 
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gen,  wessen  Informationen  an  wen  weitergegeben  werden.  Sollten  nicht  Kommunika- 
tionstechniken denjenigen,  die  keine  Stimme  haben,  Gehör  verschaffen? 

Die  Kirchen  sollten  in  allen  Landern  den  Einfluß  der  Medien  genau  beobachten  und 
massiv  protestieren,  wenn  deren  Berichterstattung  die  Wahrheit  verzerrt,  negative  Ste- 
reotypen verstärkt  oder  Gewalt  billigt.  Christen,  die  in  den  Medien  arbeiten,  werden 
ermutigt,  an  ihrem  Arbeitsplatz  Zeugnis  von  ihrem  christlichen  Glauben  abzulegen. 

Die  Entwicklung  anspruchsvoller  Programme  ist  teuer,  und  unsere  Möglichkeiten,  Ein- 
fluß auf  staatliche  und  kommerzielle  Medien  zu  nehmen,  bleiben  beschränkt.  Wir 
müssen  also  Wege  finden,  um  sicherzustellen,  daß  unsere  Mitgliedskirchen  Zugang 
zu  unzensierten  Informationen  haben,  damit  wir  handlungsfähig  bleiben.  Nur  wenn  wir 
über  die  Situation  angemessen  informiert  sind,  können  wir  unseren  Brüdern  und 
Schwestern  in  Not  richtig  beistehen.  Unsere  Mitgliedskirchen  müssen  dafür  sorgen, 
daß  die  Nachrichten  die  Mitglieder  erreichen  und  diese  sie  verstehen  können.  Wir 
müssen  Geschichten  von  Menschen  weitererzählen.  Hier  liegt  die  Schnittstelle  zwi- 
schen persönlicher  Kommunikation  und  Massenmedien.  Wir  sollten  unsere  Aufgabe 
darin  sehen,  Menschen  in  ihrem  prophetischen  Auftrag  zu  helfen. 

Die  Kirchen  müssen  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Tatsache  richten,  daß  die  Kommuni- 
kation darunter  leidet,  wenn  die  Menschen  zu  bloßen  Konsumenten  aller  Arten  von 
Medien  werden,  in  denen  Gewalt,  Pornographie  und  Schmutz  propagiert  werden.  Die 
Kommunikation  im  Dienste  der  Befreiung  wird  zu  einem  Zerrbild,  wenn  die  Medien  die 
Menschen  zu  Zielgruppen  der  Werbung  machen.  Die  Medien  tragen  Mitschuld  an  der 
Militarisierung  der  Kultur.  Besonders  Kinder  sind  Opfer  von  Medien,  die  die  Gewalt 
verherrlichen.  Kommunikation  und  zwischenmenschliche  Beziehungen  werden  durch 
unkritischen  Medienkonsum  zerstört. 

Empfehlungen 

1.  Der  ÖRK  sollte  den  Aufruf  zur  "Neuen  Weltinformations-  und  Kommunikationsord- 
nung" erneuern  und  den  Mitgliedskirchen  helfen,  sich  an  ihrer  Verwirklichung  zu  betei- 
ligen. 

2.  Der  ÖRK  und  die  Weltvereinigung  für  Christliche  Kommunikation  sollten  die  Kirchen 
und  die  Gemeinden  bei  ihrem  Ringen  um  die  Vermittlung  der  Wahrheit  unterstützen. 

3.  Die  Kirchen  sollten  sich,  so  weit  wie  möglich,  die  Massenmedien  zunutze  machen. 

4.  Die  Kirchen  müssen  die  Machtlosen  in  die  Lage  versetzen,  ihr  Verlangen  nach  Ge- 
rechtigkeit und  Freiheit  auf  ihre  Weise  zu  artikulieren,  indem  sie  sich  weltweit  für  eine 
allgemeine  Schulpflicht  einsetzen. 
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5.  Die  Kirchen  müssen  prophetisch  für  die  Rechte  der  Machtlosen  sprechen,  gleich- 
gültig, ob  Kirche,  Staat  oder  eine  andere  Einrichtung  Ursache  dieser  Unterdrückung 
sind. 

6.  Die  Kirchen  sollten  helfen,  alternative  Kommunikationsmittel  wie  Theater,  spezielle 
Liturgien  und  lokale,  einheimische  Zeitungen  und  Rundfunkstationen  zu  entwickeln. 

7.  Die  Kirchen  sollten  sicherstellen,  daß  sich  unter  ihren  Vertretern  bei  ökumenischen 
Zusammenkünften  auch  Benachteiligte  befinden. 

8.  Die  Kirchen  sollten  zum  Boykott  der  Produkte  von  Firmen  aufrufen,  die  Programme 
fördern,  in  denen  Gewalt,  Sexismus,  Rassismus,  Pornographie  und  Schmutz  propa- 
giert werden. 

9.  Die  Kirchen  sollten  insbesondere  durch  ihre  Laienbildungsstätten  die  Einübung  von 
kritischem  Medienverhalten  auf  allen  Ebenen  fördern. 

Quelle:  Im  Zeichen  des  Heiligen  Geistes.  Bericht  aus  Canberra  1991,  Offizieller  Bericht  der 
Siebten  Vollversammlung  des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen,  7.  bis  20.  Februar  1991  in 
Canberra  (Australien),  hg.v.  Walter Müller-Römheld,  Frankfurt/M.  1991,  S.87-89 
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V.10    Gesundheit 


127     Auftrag  zu  heilen 

Konsultation,  Tübingen  1964 

Der  LWB  und  die  Abteilung  für  Weltmission  und  Evangelisation  des  ÖRK  organisierten  gemein- 
sam im  Deutschen  Institut  für  Ärztliche  Mission  (DIFAM)  in  Tübingen  diese  Tagung  zum  Stu- 
dium missionsärztlicher  Fragen.  Aufgabe  des  einwöchigen  Treffens  sollte  es  sein,  die  einberu- 
fenden Organisationen  in  ihrer  Arbeit  zu  beraten.  Die  Entschließung,  aus  der  im  folgenden  ei- 
nige grundlegende  Passagen  zitiert  werden,  war  ursprünglich  weder  geplant  noch  zur  Publika- 
tion vorgesehen  und  wurde  aufgrund  der  regen  Nachfrage  zwei  Jahre  später  publiziert.  1968,  im 
Jahr  der  Gründung  der  CMC  (Christian  Medical  Commission),  die  zur  Beratung  der  Mitgliedskir- 
chen in  medizinisch-ethischen  Fragen  dienen  sollte,  organisierten  die  Veranstalter  eine  weitere 
Tagung  über  die  Rolle  der  Kirche  im  Blick  auf  den  Auftrag  des  Heilens. 


//.  Das  christliche  Verständnis  vom  heilenden  Dienst 

1 .  Die  christliche  Kirche  hat  eine  besondere  Aufgabe  auf  dem  Gebiet  des  Heilens 

Das  bedeutet,  daß  die  Kirche  mehr  zu  tun  hat,  als  lediglich  all  das,  was  zur  Wohlfahrt 
des  Menschen  beiträgt. 

Das  bedeutet,  daß  Einsichten  in  das  Wesen  von  Heilung  gegeben  sind,  die  nur  in 
Verbindung  mit  dem  Glauben  an  Christus  zu  gewinnen  sind.  Die  Kirche  kann  sich  ihrer 
Verantwortung  auf  dem  Gebiet  des  Heilens  nicht  entledigen,  indem  sie  diese  anderen 
Organisationen  überträgt. 

Damit  ist  nichts  darüber  ausgesagt,  ob  in  bestimmten  Situationen  die  Kirche  ihre  Ver- 
antwortung auf  dem  Gebiet  heilenden  Handelns  durch  Erhaltung  von  Krankenhäu- 
sern, Kliniken  und  ähnlichen  Einrichtungen  mit  ihrem  ärztlichen  Team  oder  durch  das 
Wirken  von  Christen  in  säkularen  Einrichtungen  oder  durch  eine  Kombination  von  bei- 
den auf  bestmögliche  Weise  erfüllt. 

2.  Die  Besonderheit  christlichen  Verständnisses  von  Gesundheit  (volle  Gesundheit  im 
Sinne  von  Heil)  und  Heilung  ist  damit  gegeben,  daß  Heil  und  Heilung  nach  christli- 
chem Glauben  in  Gottes  Plan  für  die  Erlösung  der  Menschheit  eingeordnet  sind. 
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Christliches  Verständnis  von  Heilung  leitet  sich  in  erster  Linie  davon  ab,  was  Heilen  im 
Wirken  Jesu  bedeutet.  Dort  war  es  ein  Zeichen  des  Einbruchs  der  Kräfte  des  Reiches 
Gottes  und  der  Entthronung  der  Kräfte  des  Bösen.  Die  daraus  geschehene  Heilung 
war  nichts  Statisches,  kein  wiederhergestelltes  Gleichgewicht,  sondern  eine  durch  Je- 
sus vollzogene  Hineinnahme  in  die  siegreiche  Auseinandersetzung  des  Reiches  Got- 
tes mit  den  Kräften  des  Bösen. 

Ein  Verständnis  von  Heilung  lediglich  im  Sinne  von  wiederhergestelltem  Gleichge- 
wicht, von  statischer  "Ganzheit",  kann  weder  die  Probleme  menschlicher  Schuld  oder 
des  Todes  noch  die  Probleme  von  Angst  und  der  Bedrohung  durch  Sinnlosigkeit  be- 
antworten, welche  Projektionen  der  Schatten  des  Todes  im  menschlichen  Leben  sind. 
Gesundheit  im  christlichen  Verständnis  heißt  andauernde  siegreiche  Auseinanderset- 
zung mit  den  Mächten,  die  das  Sein  und  die  Güte  Gottes  verneinen.  Sie  ist  Teilhabe 
an  der  Invasion  in  den  Bereich  des  Bösen,  wobei  der  Endsieg  nach  dem  Tode  erfolgt, 
die  Kraft  dieses  Sieges  aber  in  der  Gabe  des  lebenspendenden  Heiligen  Geistes  jetzt 
schon  erkannt  wird.  Sie  ist  ein  Leben,  welches  den  Tod  und  die  Angst  des  Todes 
schon  überwunden  hat.  Sowohl  im  furchtbaren  Schmutz  übervölkerter  und  unentwik- 
kelter  Gebiete  als  auch  in  der  geistigen  Einöde  der  Wohlfahrtsgesellschaft  ist  sie  Zei- 
chen von  Gottes  Sieg  und  Ruf  in  seinen  Dienst. 

Das  Amt  des  Heilens  ist  mit  dem  Zeugnis  des  Evangeliums  unlöslich  verbunden.  In- 
dem die  Kirche  diese  heilende  Funktion  erfüllt,  kann  sie  nicht  der  geistigen  Lage  der 
Patienten,  ihrem  Glauben  oder  Unglauben,  gleichgültig  gegenüberstehen. 

3.  Das  christliche  heilende  Handeln  ist  primär  der  Gemeinde  als  ganzer  aufgetragen 
und  nur  damit  auch  denen,  die  besonders  dafür  ausgebildet  sind. 

Wenn  Heilung  in  diesem  Sinne  verstanden  wird,  wird  deutlich,  daß  die  ganze  Ge- 
meinde daran  beteiligt  ist.  Die  Gemeinde  wirkt  heilend,  indem  sie  betet,  indem  sie  je- 
den einzelnen  mit  Liebe  umfängt,  indem  sie  durch  praktische  Taten  aufzeigt,  daß  sie 
sich  um  jeden  Menschen  bemüht,  und  indem  sie  Möglichkeiten  der  Teilhabe  an  der 
Sendung  Christi  schafft. 

Die  Grundlage  dieses  heilenden  Tuns  ist  Wort,  Sakrament  und  Gebet.  Das  spezielle 
Handeln  derer,  die  in  der  Handhabung  der  Mittel  moderner  Medizin  ausgebildet  sind, 
hat  seinen  besonderen  Ort  und  Wert  in  der  Verbindung  mit  dem  dargestellten  Leben 
der  Gemeinde.  Wir  müssen  zugeben,  daß  zwischen  dem  Tun  derer,  die  eine  spezielle 
medizinische  Ausbildung  haben,  und  dem  Leben  der  Gemeinde  ein  Graben  entstan- 
den ist,  so  daß  die  Gemeinde  oft  nicht  erkennt,  wie  sie  an  dem  Werk  dieser  ärztlichen 
Institution  verantwortlich  Anteil  nehmen  kann.  Eine  der  dringendsten  Aufgaben  unse- 
rer Zeit  ist  es,  daß  die  christliche  Gemeinde  zusammen  mit  Christen  in  medizinischen 
Berufen  wieder  erkennt,  daß  der  Heilungsdienst  zu  ihr  gehört  und  ihn  so  auch  aus- 
führt. 
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4.  Christlicher  Heilungsdienst,  der  von  der  Kirche  ausgeübt  wird,  geschieht  durch  den 
Herrn,  der  der  Herr  und  das  Haupt  der  Kirche  ist,  und  unter  der  fortdauernden  Lei- 
tung des  Heiligen  Geistes. 

Hieraus  ergibt  sich,  daß  Gestalt  und  Ausdruck  des  kirchlichen  Dienstes  im  heilenden 
Handeln  immer  wieder  neu  geprüft  werden  müssen,  besonders  im  Verhältnis  zur  Sen- 
dung und  Verkündigung  der  Kirche  in  jeder  Generation.  Dafür  muß  die  Kirche  die 
Leitung  des  Heiligen  Geistes  in  der  Ausübung  des  Dienstes  im  heilenden  Handeln  su- 
chen und  ihr  folgen. 


///.  Die  Aufgabe  der  Gemeinde  im  heilenden  Dienst 

1.  In  der  Schrift  sind  Krankheit  und  Heilung  unmißverständlich  gemeinsame  Lebens- 
erfahrung (vgl.  z.B.  1.  Kor.12.12-.31,  Jak.5,13-16). 

Die  Urkirche  hat  sich  für  den  Dienst  des  Heilens,  in  umfassendem  Sinne  verstanden, 
in  selbstverständlicher  Weise  verantwortlich  gewußt.  Für  den  Christen  unserer  Zeit  ist 
der  Dienst  des  Heilens  oft  nur  im  Sinn  eines  beruflichen  Handelns  -  auch  womöglich  in 
einem  fernen  Land  -  verstanden,  welcher  wenig  Verbindung  mit  dem  Leben  der  Ge- 
meinde hat. 

Es  besteht  eine  dringende  Notwendigkeit,  das  Bibelverständnis  des  Heilungsdienstes 
als  in  der  Gemeinde  wurzelnd  neu  zu  erwecken.  Wie  dieser  Dienst  mit  vorhandenen 
Formen  medizinischer  Praxis  verbunden  werden  kann,  muß  untersucht  werden. 

2.  Alle  Heilung  kommt  von  Gott. 

Das  geschieht  ganz  gleich,  ob  Heilung  nach  Naturgesetzen,  von  denen  wir  einige 
kennen,  abläuft  oder  nicht,  ob  durch  medizinische  Mittel  oder  ob  sogenannte  Glau- 
bensheilung erfolgte. 

Das  gilt  in  dem  umfassenden  Sinne,  daß  alles,  was  durch  die  moderne  Medizin  er- 
reicht wurde,  letzten  Endes  als  Zeichen  der  heilenden  Macht  Gottes  verstanden  wer- 
den muß.  Darum  nehmen  wir  die  moderne  Medizin  als  Gabe  Gottes  an  und  gebrau- 
chen die  geistlichen  wie  die  wissenschaftlichen  Mittel  mit  der  gleichen  Dankbarkeit. 

3.  Aus  diesem  Verständnis  folgt,  daß  die  Gemeinde  bei  dem  Dienst  des  heilenden 
Handelns  eine  zentrale  und  verantwortliche  Aufgabe  hat. 

Es  gibt  eine  Menge  praktischer  Wege  dieses  Dienstes  am  Kranken.  Wo  echte  Ge- 
meinschaft mit  dem  Patienten  in  seiner  besonderen  Lage  besteht,  wird  deutlich,  wie 
man  auch  seine  Ängste  und  die  vielen  praktischen,  mit  der  Krankheit  verbundenen 
Probleme  beheben  kann. 
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In  diesem  Zusammenhang  ist  zu  bemerken,  daß  u.a.  die  Alten,  die  Körperbehinderten , 
die  Geisteskranken  und  die  Süchtigen  besondere  Fürsorge  brauchen. 

Außer  den  praktischen  Taten  der  Liebe  und  des  Dienstes  sind  der  Gemeinde  die  ge- 
heiligten Mittel  heilenden  Handelns  durch  Wort  und  Sakrament  und  Gebet  mit  und  für 
den  Kranken  anvertraut. 

Die  Art,  in  welcher  diese  Mittel  gebraucht  werden,  wird  entsprechend  der  Tradition  der 
jeweiligen  Kirche  und  der  Lage  des  Patienten  verschieden  sein.  Heilungsgottesdien- 
ste, Handauflegen,  Ölung  mögen  angewandt  werden.  Abzulehnen  sind  jedoch  Hei- 
lungsgottesdienste, bei  welchen  rechte  medizinische  Mittel  mißachtet  werden,  welche 
ohne  Vorbereitung  und  Nachbehandlung  stattfinden  und  welche  die  Tendenz  zeigen, 
den  Patienten  auszunutzen. 

Besondere  Probleme  entstehen,  wenn  ein  Patient  in  einem  Krankenhaus  aufgenom- 
men werden  muß.  Dabei  treten  oft  Ängste  auf,  die  besonderer  seelsorglicher  Fürsorge 
bedürfen.  Die  Gemeinde  muß  dafür  sorgen,  daß  dies  möglich  ist. 

4.  Die  Gemeinde  hat  eine  ganz  besondere  Verantwortung  für  diejenigen  ihrer  Glieder, 
die  in  ärztlicher  Anstaltsarbeit  stehen. 

Das  gilt  für  Mitarbeiter  christlicher  Institutionen;  allzu  häufig  sind  aber  christliche  Ärzte, 
Schwestern,  medizinisches  Personal  und  in  Ausbildung  Stehende  in  säkularen  Institu- 
tionen in  der  säkularen  Atmosphäre  isoliert  gewesen.  Da  sie  gerufen  sind,  den  Dienst 
des  Heilens  zu  leisten,  sollten  sie  so  weit  wie  möglich  in  die  volle  Gemeinschaft  der 
örtlichen  Kirche  hineingenommen  werden  und  besonders  die  seelsorgerliche  Betreu- 
ung erhalten,  die  sie  brauchen. 

5.  Die  Gemeinde  sollte  ihre  Glieder  dazu  ermuntern,  in  Heilberufe  zu  gehen. 

Die  Gemeinde,  in  Gemeinschaft  mit  ihrem  Herrn,  der  ein  Heilender  ist,  mit  der  Gabe 
des  heilenden  Handelns  an  der  Welt  betraut,  ist  verpflichtet,  besonders  ihren  jungen 
Gliedern  zu  helfen,  diesem  Ruf  zu  gehorchen  und  sich  für  den  Dienst  des  Heilens  in 
den  verschiedenen  Formen  vorzubereiten. 

Quelle:  Auftrag  zu  heilen.  Eine  Tagung  in  Tübingen  1964.  In  Zusammenarbeit  mit  dem  Deut- 
schen Institut  für  Ärztliche  Mission  hg.  v.  der  Abteilung  für  Weltmission  und  Evangelisation,  Stu- 
dien des  ökumenischen  Rates  Nr.  3,  Genf  1966,  S. 37-40 
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128     Die  Behinderten  und  die  Ganzheit  der  Gottesfamilie 

Sektion  II  der  fünften  Vollversammlung,  Nairobi  1975 

Nairobi  integriert  die  sozialethische  Frage  des  gesellschaftlichen  Umgangs  mit  „Behinderten"  in 
den  Kontext  einer  ekklesiologischen  Reflexion.  Für  diesen  programmatischen  Zugang  konnte 
auf  die  intensive  Beschäftigung  mit  der  Thematik  im  Rahmen  der  Faith  and  Order  Tagung  in 
Löwen  1971  (K.Raiser  (Hg.)  Löwen  1971,  S.194;  E. Lange,  Die  ökumenische  Utopie,  S.155ff) 
aufgebaut  werden.  Besonderen  Wert  auf  die  Präsenz  nicht  nur  des  Themas  sondern  auch  der 
betroffenen  Menschen  legte  in  der  Folge  die  sechste  Vollversammlung  in  Vancouver  1983. 
Seitdem  nimmt  die  Arbeit  für  die  Einheit  von  „Behinderten"  und  „Unbehinderten"  im  Rahmen  des 
ÖRK  auch  institutionell  einen  besonderen  Rang  ein.  (Vgl.  G.  Müller-Fahrenholz,  Hg.,  Wir  brau- 
chen einander.  Behinderte  in  kirchlicher  Verantwortung,  Frankfurt/M.  1979). 


8.  Die  Behinderten  und  die  Ganzheit  der  Gottesfamilie.  Die  Einheit  der  Kirche  muß 
die  „Behinderten"  wie  die  „Unbehinderten"  einschließen.  Eine  Kirche,  die  danach 
strebt,  wahrhaft  in  sich  geeint  zu  sein  und  den  Weg  der  Einheit  mit  anderen  zu  gehen, 
muß  für  alle  Menschen  offen  sein;  und  doch  gibt  es  Kirchenglieder  im  Vollbesitz  ihrer 
Gesundheit,  die  durch  ihre  Einstellungen  wie  durch  betonten  Aktivismus  geistig  oder 
körperlich  behinderte  Menschen  an  den  Rand  drängen  und  oft  ganz  ausschließen.  Die 
Behinderten  werden  als  die  Schwachen  behandelt,  die  bedient  werden  müssen,  und 
nicht  als  völlig  verpflichtete  und  integrierte  Glieder  des  einen  Leibes  Christi  und  der  ei- 
nen Menschheitsfamilie;  man  ignoriert  den  besonderen  Beitrag,  den  sie  leisten  kön- 
nen. Dies  ist  besonders  schwerwiegend,  weil  Behinderungen  zunehmend  auftreten, 
und  zwar  in  allen  Teilen  der  Welt.  Erwachsene  und  Kinder  werden  durch  Unfälle  und 
Krankheiten  zu  Invaliden;  viele  andere  werden  unter  dem  Druck  sozialer  Veränderun- 
gen und  der  Lebensverhältnisse  in  der  Großstadt  seelisch  geschädigt;  Millionen  von 
Kindern  werden  durch  genetische  Schäden  und  Hungersnöte  physisch  oder  geistig 
beeinträchtigt.  Die  Kirche  kann  „die  in  Christus  offenbarte  volle  Menschlichkeit"  nicht 
beispielhaft  darstellen,  die  gegenseitige  Abhängigkeit  aller  Menschen  nicht  bezeugen 
noch  Einheit  in  der  Vielfalt  erlangen,  wenn  sie  weiterhin  die  soziale  Isolierung  behin- 
derter Menschen  hinnimmt  und  ihnen  die  volle  Beteiligung  an  ihrem  Leben  verweigert. 
Die  Einheit  der  Gottesfamilie  ist  beeinträchtigt,  wo  diese  Brüder  und  Schwestern  als 
Gegenstand  herablassender  Barmherzigkeit  behandelt  werden.  Und  sie  ist  zerbro- 
chen, wo  sie  völlig  ausgeschlossen  bleiben.  Wie  kann  die  Liebe  Christi  in  uns  den 
Willen  erwecken,  die  Ursachen,  die  das  Leben  so  vieler  unserer  Mitmenschen  verzer- 
ren und  lähmen,  zu  entdecken  und  ihnen  kraftvoll  entgegenzuwirken?  Wie  kann  die 
Kirche  sich  dem  Zeugnis  öffnen,  das  Christus  durch  diese  Menschen  ablegt? 
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Quelle:  Bericht  aus  Nairobi  1975.  Offizieller  Bericht  der  Fünften  Vollversammlung  des  ÖRK,  23. 
November  bis  10.  Dezember  1975  in  Nairobi/Kenia,  hg.v.  Hanfried  Krüger/Walter  Müller- 
Römheld,  Frankfurt/M.  2.  Aufl.  1976,  S.28f 


129     Das  christliche  Verständnis  von  Gesundheit,  Heilung  und  Ganzheit 

CMC -Studie  vorgelegt  vor  dem  Zentralausschuß,  Moskau  1989 

1978  startete  die  1968  ins  Leben  gerufene  CMC  (Christian  Medical  Commission)  im  Auftrag  des 
Zentralausschusses  ein  Studienprogramm  über  das  christliche  Verständnis  von  Gesundheit  und 
Heilen.  Ein  Spezifikum  des  methodischen  Vorgehens  war  dabei,  in  insgesamt  zehn  regionalen 
Konsultationen  auf  allen  sechs  Kontinenten  das  Gespräch  vor  Ort  zu  suchen,  anstatt  von  Eu- 
ropa aus  eine  akademische  Studie  zu  konzipieren.  Über  den  Fortgang  der  Arbeit  wurde  vor  dem 
Zentralausschuß  in  Dresden  1981  und  auf  der  Vollversammlung  in  Vancouver  1983  berichtet. 
1989  konnte  in  Moskau  dem  Zentralausschuß  der  42-seitige  Abschlußbericht  vorgelegt  werden. 
Die  CMC  hält  fest  an  der  Überzeugung,  daß  Gesundheit  nicht  in  erster  Linie  ein  medizinisch- 
technisches Problem  ist,  sondern  in  einen  umfassenderen  Verständnisrahmen  gestellt  werden 
muß. 


Hintergrund 

Die  Vollversammlung  in  Nairobi  erteilte  der  CMC  im  Jahre  1975  das  Mandat,  "den  Kir- 
chen auf  ihrer  Suche  nach  einem  neuen,  spezifisch  christlichen  Verständnis  von  Ge- 
sundheit und  Heilen  als  'befähigende'  Instanz  zu  dienen". 

Zu  diesem  Zweck  sollte  sie  "das  christliche  Verständnis  von  Leben,  Tod,  Leiden  und 
Gesundheit  formulieren  und  zur  theologischen  Reflexion  darüber  anregen,  damit  es 
seinen  Niederschlag  in  der  Gesundheitsarbeit  der  Kirchen  als  heilende  Gemeinschaf- 
ten finden  kann",  und  "auch  die  weiteren  Dimensionen  des  Heilens  berücksichtigen, 
die  über  die  Behandlung  körperlichen  Krankheiten  hinausgehen".  (...) 

Zusammenfassung  der  Studienergebnisse  durch  den  CMC -Exekutivausschuß 

Als  wichtigste  Erkenntnis  stellte  sich  in  den  Konsultationen  heraus,  daß  Gesundheit 
nicht  in  erster  Linie  ein  medizinisches  Problem  ist.  Es  trifft  zwar  zu,  daß  die  soge- 
nannte "Gesundheitsindustrie"  in  wachsendem  Maße  eine  hochspezialisierte,  aufwen- 
dige Technologie  hervorbringt  und  einsetzt;  dennoch  zeigt  die  heutige  Wirklichkeit, 
daß  die  .meisten  Gesundheitsprobleme  weltweit  nicht  auf  diesem  Wege  zu  lösen  sind. 
Hier  haben  die  Kirchen  die  Aufgabe,  deutlich  zu  machen,  daß  der  schlechte  Gesund- 
heitszustand in  der  Welt  ebensosehr  auf  sozio-ökonomischen  und  geistlichen  wie  auf 
biomedizinischen  Ursachen  beruht.  (...) 
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//.  Theologische  Überlegungen 

Verwurzelung  im  Dreieinigen  Gott 

Der  heilende  Dienst  gehört  zum  Wesen  der  Kirche.  Diese  hat  ihre  Wurzeln  im  Dreiei- 
nigen Gott,  der  uns  als  lebendiger  Schöpfergott  geoffenbart  wurde.  In  Jesus  Christus 
hat  er  Fleisch  angenommen.  Den  Heiligen  Geist  haben  wir  als  befreiende  Kraft  emp- 
fangen. In  der  Verbindung  mit  Gott,  die  sich  besonders  anschaulich  in  der  Zusam- 
mengehörigkeit von  Weinstock  und  Rebe  ausdrückt,  begegnet  der  ganzen  Schöpfung 
Gottes  Gesundheit,  Heilung  und  Ganzheit. 

Gottes  Gabe  für  den  Menschen  ist  Leben,  und  zwar  Leben  in  Fülle  (Joh.10,10).  Wir 
stehen  als  Gottes  Geschöpfe  vor  der  Wahl  zwischen  Leben  und  Tod.  Nach  Gottes 
Plan  sollen  wir  eine  unverfälschte  Beziehung  zu  uns  selbst,  zur  menschlichen  Ge- 
meinschaft, zur  Schöpfung  und  zu  Gott  haben.  Wenn  wir  das  Leben  wählen,  ent- 
scheiden wir  uns  zugleich  für  Gesundheit.  Gesundheit  ist  ein  dynamischer  Zustand 
des  Wohlbefindens  und  der  Harmonie  des  einzelnen  und  der  Gesellschaft;  ein  Zu- 
stand körperlichen,  geistigen,  wirtschaftlichen,  politischen  und  sozialen  Wohlbefin- 
dens; der  Zustand  der  Harmonie  miteinander,  mit  der  natürlichen  Umwelt  und  mit  Gott. 
Wohlbefinden  ist  bezogen  auf  unsere  dynamische  Beziehung  zu  der  Quelle  unseres 
Seins,  und  als  Christen  glauben  wir,  daß  es  Jesus  Christus  ist,  der  uns  das  Leben 
schenkt.  (...) 

Gesundheit  in  der  Hand  des  Volkes 

Gestörte  Beziehungen  führen  zu  Entfremdung,  Trennung,  Gebrochenheit  und  Sünde  - 
zu  mangelndem  Wohlsein.  Traditionelle  Vorstellungen  von  Gesundheit  und  Krankheit 
unterstützen  diese  Ansicht.  In  manchen  Kulturen,  in  Afrika  und  Asien,  werden  Tiere 
geopfert  und  andere  Opfergaben  dargebracht,  um  die  beleidigten  Geister  der  Natur 
und  die  Ahnen  zu  besänftigen.  Familienangehörige  oder  andere  Vermittler  in  der  Ge- 
meinschaft, beispielsweise  Dorfälteste,  bemühen  sich,  gestörte  Beziehungen  wieder- 
herzustellen. 

Von  diesen  traditionellen  Formen  fürsorgender  Gemeinschaften  in  verschiedenen 
Kulturen  und  Religionen  kann  die  Kirche  lernen.  Viele  Gemeinden  haben  keine 
Strukturen  geschaffen,  mit  deren  Hilfe  sie  für  ihre  Glieder  sorgen  können.  Darum  rea- 
gieren sie  wie  in  der  Geschichte  des  Besessenen  von  Gadara  mit  Exkommunizierung 
oder  Isolierung  der  Betroffenen,  statt  ihnen  zu  Hilfe  zu  kommen  und  dafür  zu  sorgen, 
daß  sie  in  die  Gemeinschaft  zurückkehren  können.  (...) 

Unser  Leib/Sinn/Geist  (nephesh)  kann  durch  soziale  Ungerechtigkeit,  Machtmiß- 
brauch, kranke  Beziehungen  und  Lebensstil,  durch  mangelnde  Fürsorge  und  miß- 
bräuchlichen Umgang  mit  der  Schöpfung,  durch  Individualismus,  Materialismus  und 
eine  falsche  Spiritualität  zerbrochen  werden.  Viele  Menschen  leiden  unnötig.  Manch- 
mal hat  es  auch  den  Anschein,  als  seien  Menschen  lediglich  geboren,  um  zu  leiden. 
Unsere  Begegnung  mit  Jesus  Christus,  dem  Heiland,  erinnert  uns  daran,  daß  Sinn 
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und  Ziel  des  Lebens  in  unserem  täglichen,  dynamischen  und  befreienden  Kampf  ge- 
gen die  Mächte  liegt,  die  Gottes  Gabe  des  Lebens  leugnen.  Diese  Botschaft  gilt  den 
Reichen  und  den  Armen. 

Basisgesundheitsversorgung  und  organisierte  Volksbewegungen  für  Menschenrechte 
und  Befreiung  sind  praktische  Möglichkeiten,  sich  in  den  Kampf  gegen  die  Mächte,  die 
die  Gottesgabe  des  Lebens  leugnen,  einzureihen.  (...) 

Zu  den  Praktiken,  die  die  Heilung  fördern  können,  gehören  die  moderne  Medizin,  die 
traditionelle  Medizin,  andere  Formen  der  Medizin,  Gebet  und  Liturgie.  Jede  einzelne 
von  ihnen  kann,  insbesondere,  wenn  sie  aus  dem  Glauben  heraus  praktiziert  wird, 
Heilung  begünstigen.  Jede  von  ihnen  kann  jedoch  auch  mißbraucht  werden,  wenn  sie 
dazu  dienen  soll,  die  einzelnen  Patienten  auszubeuten,  oder  wenn  die  begrenzten 
Ressourcen  zur  Behandlung  weniger  Patienten  benutzt  und  andere  dadurch  der  Ba- 
sisgesundheitsversorgung beraubt  werden.  (...) 


///.  Die  heutige  Wirklichkeit 

(...) 

Die  Gesundheitsdienste  in  Europa  und  in  Nordamerika,  die  im  allgemeinen  einen  ver- 
gleichsweise hohen  Standard  haben,  sind  häufig  eng  auf  die  Betreuung  des  einzelnen 
Patienten  ausgerichtet;  die  Familie  und  das  soziale  Umfeld  sind  davon  wenig  berührt; 
häufig  wird  auch  nur  der  Teil  ihres  Körpers  behandelt,  der  Schmerzen  verursacht. 
Darin  zeigt  sich  eine  gesamtgesellschaftliche  Tendenz  zu  Individualismus  und  Spezia- 
lisierung, die  wegführt  von  einer  ganzheitlicheren  Betrachtungsweise.  Die  derzeitige 
Entwicklung  führt  weg  von  starken  Familienbindungen  und  von  enggeknüpften  Ge- 
meinschaften, die  vor  allem  in  kritischen  Zeiten  den  Menschen  die  nötige  Unterstüt- 
zung gewähren  könnten.  (...) 


V.  Auftauchende  Probleme 

Die  Christlich-Medizinische  Kommission  steht  vor  dem  Problem,  daß  der  galoppie- 
rende Fortschritt  der  technologischen  Entwicklung  zweifellos  Wunder  hervorbringt, 
aber  nur  einige  profitieren  davon,  während  sie  für  die  Mehrheit  unerreichbar  sind.  Wie 
läßt  sich  das  mit  der  Förderung  der  Basisgesundheitsversorgung  vereinbaren?  Das 
wirft  die  Frage  auf,  wieviel  Gesundheit  für  den  Einzelnen  gut  -  oder  zumindest  ange- 
messen -  ist,  damit  die  sogenannten  Entwicklungsländer  mit  Einrichtungen  ausge- 
stattet werden  können,  die  es  ihnen  ermöglichen,  den  Rückstand  aufzuholen.  Ist 
meine  eigene  Gesundheit  wichtiger  als  die  Gesundheit  meines  Nächsten?  (...) 
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Quelle:  Das  christliche  Verständnis  von  Gesundheit,  Heilung  und  Ganzheit.  Studie  der 
Christlich-Medizinischen  Kommission  Genf,  vorgelegt  zur  Sitzung  des  ZA  1989  in  Moskau,  hg.v. 
Deutschen  Institut  für  ärztliche  Mission,  Tübingen  1990,  S.5f.9-1 2.23.29 
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VI.1     Schöpfungsethik  allgemein 


130     Erkenntnis  der  Natur  aus  theologischer  Sicht 

Arbeitsgruppe  B  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Schon  vor  dem  Aufkommen  der  ersten  Ansätze  zu  einer  ökumenischen  Schöpfungsethik  in  den 
70er  Jahren  (Konferenz  in  Bukarest,  vgl.  hier  S.531ff,  sowie  der  Vortrag  von  Charles  Birch  in 
Nairobi,  vgl.  hier  S.535ff)  gibt  es  in  der  ökumenischen  Diskussion  Anzeichen  für  eine  Problema- 
tisierung  des  Verhältnisses  von  Natur,  Schöpfung  und  menschlicher  Techno  logie.  Grundlegend 
ist  in  diesem  Zusammenhang  der  Beitrag  von  Joseph  Sittler  auf  der  dritten  Vollversammlung  in 
Neu  Delhi  1961  geworden.  In  seiner  Auslegung  des  Kolosserhymnus  stellt  er  das  westliche, 
zwischen  Natur  und  Gnade  trennende  Denken  einem  an  der  kosmologischen  Tradition  der  öst- 
lichen Kirchenväter  orientierten  Denken  gegenüber  (vgl.  Neu  Delhi-Dokumentarbericht  S.512ff). 
Nicht  weniger  wichtig  für  das  ökumenische  Schöpfungsdenken  ist  die  geschichtstheologisch 
ausgerichtete  Studie  von  Glauben  und  Kirchenverfassung  über  "Gott  in  Natur  und  Geschichte" 
(Bristol  1967).  (Vgl.  zum  ganzen:  I.Breitmaier,  Schöpfung) 

Auch  die  Beiträge  der  Genfer  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesellschaft  sind  hier  namhaft  zu 
machen.  Bereits  die  vorbereitenden  Studientexte  zur  Genfer  Weltkonferenz  (vor  allem  der  Bei- 
trag von  Harvey  Cox,  Die  Verantwortung  des  Christen  in  einer  technisierten  Welt,  in:  "Die  Kirche 
als  Faktor  einer  kommenden  Weltgemeinschaft",  Stuttgart  1966,  S.  102ff)  machen  dabei  den 
Kontext  dieser  Frühphase  einer  ökumenischen  Schöpfungsethik  deutlich:  Es  geht  um  die  christ- 
liche Verantwortung  gegenüber  den  sozialen  und  technologischen  Revolutionen  der  Nach- 
kriegszeit. Noch  ganz  im  Fahrwasser  einer  fortschrittsoptimistischen  Säkularisierungstheologie 
wird  die  verantwortliche  Anwendung  von  neuzeitlicher  Wissenschaft  und  Technologie  als  Kon- 
sequenz des  menschlichen  Herrschaftsauftrages  gegenüber  der  Natur  und  der  biblischen  Ent- 
mythologisierung  der  Schöpfung  grundsätzlich  gutgeheißen  und  lediglich  im  Blick  auf  einen 
möglichen  Mißbrauch  begrenzt.  In  der  Genfer  Weltkonferenz  bleibt  diese  Theologie  der  Natur 
eher  ein  Randthema,  das  nicht  in  einer  der  Hauptsektionen,  sondern  im  Bericht  einer  Spezialar- 
beitsgruppe  zu  theologischen  Grundsatzfragen  der  Sozialethik  behandelt  wird. 
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/.  Intelligibilität  und  Erkenntnis  der  Natur  aus  theologischer  Sicht 

(...) 

3.  (...)  Theologisch  verstanden  steht  die  Kategorie  "Natur"  als  Schöpfung  Gottes  den- 
noch in  Beziehung  zu  jenem  Bereich  der  psycho-physischen  Phänomene  der  Welt,  in 
dem  Gott  in  Gnade  und  Gericht  handelt.  Die  traditionelle  christliche  Schöpfungslehre 
bietet  eine  eindeutige  Grundlage  für  das  Verständnis,  daß  Gott  in  der  Natur  wirkt  und 
auf  sie  einwirkt.  Nach  der  Schöpfungslehre  soll  die  Natur  einerseits  dem  Menschen 
Untertan  und  andererseits  Gegenstand  seiner  reflektierenden  Betrachtung  und  Ehr- 
furcht sein.  Damit  ist  es  uns  verwehrt,  die  Natur  ei  nerseits  mit  Gottes  Schöpfung  zu 
verwechseln,  die  dann  nur  als  ewige  und  unveränderliche  Ordnung  verstanden  wäre, 
und  andererseits  mit  dem  Werk  des  Menschen,  welches  dann  durch  die  Wissenschaft 
und  Macht  des  Menschen  von  Grund  auf  verändert  und  neugestaltet  werden  könnte. 
Die  Natur  steht  sowohl  un  ter  der  Vorsehung  Gottes  als  auch  unter  der  Herrschaft  des 
Menschen.  Die  klassische  Verwechslung  der  Natur  mit  der  Schöpfung  Gottes  und  die 
mögliche  moderne  Verwechslung  der  Natur  mit  dem  Produkt  des  Menschen  stellen 
zwei  Gefahren  dar,  denen  wir  nur  durch  ein  exaktes  wissenschaftliches  und  theologi- 
sches Verständnis  dieser  beiden  Bedeutungen  des  Wortes  "Natur"  entgehen  können. 
(...) 

5.  Unsere  moderne  Sicht  hilft  uns,  die  biblische  Offenbarung  und  christliche  Tradition 
tiefer  zu  verstehen,  die  ihrerseits  betonen,  daß  wir  die  Natur  als  Prozeß,  als  Konti- 
nuum  oder  Entwicklung  und  nicht  als  einmaliges  Ereignis  betrachten  müssen.  Das 
zwingt  uns  dazu,  die  Beziehungen  zwischen  Natur  und  Geschichte  neu  zu  durchden- 
ken. Wir  können  und  dürfen  von  der  Natur  nicht  getrennt  von  der  menschlichen  Wahr- 
nehmung im  Sinne  einer  historischen  Entwicklung  des  Erkennens  reden,  weil  der 
Mensch,  der  als  einziger  von  Gott  berufen  ist,  die  Natur  zu  benennen  und  zu  gebrau- 
chen, ihr  Sinn  und  Bedeutung  gibt;  als  solcher  ist  er  die  Krone  der  Schöpfung.  In  die- 
sem Sinne  ist  das  Erkennen  der  Natur  theologisch  ein  anthropozentrisches.  Abgese- 
hen von  dieser  Zusage  lehrt  uns  die  Bibel  aber  auch,  daß  der  Mensch  ein  Geschöpf 
innerhalb  der  Schöpfung  Gottes  ist. 

6.  Durch  die  Unterscheidung  von  Gott  und  Natur  hat  die  jüdische  und  christliche 
Theologie  alle  animistisch-pantheistische  Identifikation  von  Natur  und  Gott  selbst  ab- 
getan und  so  die  Menschen  zu  einer  kritischen  Erforschung  der  Naturphänomene  be- 
freit, so  daß  sie  keine  Furcht  zu  haben  brauchen,  gottlos  zu  handeln  oder  einer  Entsa- 
kralisierung  schuldig  zu  werden,  wenn  sie  die  wissenschaftliche  und  technische  For- 
schung und  Entwicklung  fortsetzen.  Diese  Entgottung  oder  Entsakralisierung  der  Na- 
tur ist  einer  der  wesentlichen  Ausgangspunkte  wahrer  Wissenschaft  und  ihrer  techni- 
schen Errungenschaften.  (...) 

Die  Herrschaft  des  Menschen  über  die  Natur  und  seine  Verantwortung  für  sie 

10.  "Machet  euch  die  Erde  Untertan  und  herrschet  über  sie",  sagt  Gott  zum  Menschen 
(Genesis  1,28).  Was  bedeutet  das?  Beruft  Gott  den  Menschen  zu  Macht  und  Herr- 
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schaft  über  die  Welt,  die  ihm  Gott  zur  Verfügung  gestellt  hat?  Ja.  Darüber  hinaus  legt 
er  der  Macht  und  Herrschaft  des  Menschen  über  die  Natur  keine  andere  Beschrän- 
kung auf  als  die,  daß  sie  unter  der  Herrschaft  Gottes  ausgeübt  werden.  Es  geht  um 
die  Meisterschaft  des  Menschen  und  die  Herrschaft  Gottes.  Der  Mensch  ist  verant- 
wortlich, sein. Verwalteramt  für  ein  menschlicheres  Leben  der  ganzen  Menschheit  zu 
gebrauchen  und  so  die  ursprüngliche,  von  Gott  gegebene  Bestimmung  des  Men- 
schen, für  den  Christus  starb  und  auferstand,  wiederzuerlangen.  Die  Erlösung  betrifft 
auch  die  Natur,  weil  der  Erlöser  die  Schöpfung  zu  ihrer  noch  verborgenen  Bestim- 
mung, der  neuen  Schöpfung,  bringen  will.  (...) 

11.  Der  Mensch  ist  Meister  und  Verwalter  der  Natur.  Seine  Herrschaft  über  die  Natur, 
die  als  Schöpfung  Gottes  gesehen  wird,  besteht  eher  darin,  sie  zu  bewahren  und  um- 
zugestalten, als  sie  als  Eroberer  in  Besitz  zu  nehmen. 

Quelle:  Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft, hg.v.  ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfried  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967, 
S.248-251 
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Weltkonferenz  über  Wissenschaft  und  Technologie  für  eine  menschliche  Entwicklung, 
Bukarest  1974 


Der  Nachfolgeprozeß  nach  der  Genfer  Konferenz  1966  konzentrierte  sich  auf  Fragen  der  Zu- 
kunft und  Verantwortung  des  Menschen  in  einer  Welt  der  Wissenschaft  und  Technologie.  Er 
hatte  seinen  Höhepunkt  in  der  Bukarester  Konferenz  über  Wissenschaft  und  Technologie  für 
eine  menschliche  Entwicklung  1974.  Bereits  mit  den  ersten  Sätzen  des  folgenden  Berichts  wird 
der  Sprung  deutlich,  der  den  Neuansatz  einer  ökumenischen  Schöpfungsethik  nach  dem 
Wachstumsschock  Anfang  der  70er  Jahre  (Ölkrise  1973  und  Bericht  des  Club  of  Rome  über 
"Grenzen  des  Wachstums"  1972)  markiert:  Nicht  die  menschliche  Herrschaft  über  die  Natur, 
sondern  der  Eigenwert  der  Schöpfung  wird  zum  Thema,  eine  neue  dynamische  Schöp- 
fungstheologie, die  nicht  in  falschem  Romantizismus  verharrt,  wird  zur  gemeinsamen  Aufgabe. 
Mit  den  Stichworten  eines  trinitarischen  sowie  eines  sakramentalen  Schöpfungsverständnisses 
werden  deutlich  Einflüsse  der  orthodoxen  Tradition  auf  die  neuere  ökumenische  Schöp- 
fungsethik angesprochen. 
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//.  Die  ökologische  Krise  und  eine  Theologie  der  Schöpfung 

A.  Neue  Herausforderungen  für  eine  Theologie  der  Schöpfung 

Die  ökologische  Krise,  das  Verhältnis  der  Ressourcen  der  Welt  zur  sozialen  Gerech- 
tigkeit und  die  Bedrohung  des  menschlichen  Lebens  -  alle  diese  Warnzeichen  fordern 
uns  als  Christen  heraus,  zu  überdenken,  was  wir  mit  dem  Bekenntnis  meinen,  daß 
das  ganze  Universum  Gottes  Schöpfung  ist.  Wir  gehen  von  einer  Periode,  in  der  wir 
die  Haltung  der  Macht,  der  Herrschaft  über  die  Schöpfung  betonten,  zu  einer  Periode 
über,  in  der  es  darauf  ankommt,  daß  wir  an  der  Schöpfung  partizipieren,  in  ihrer  Mitte 
leben  und  sie  achten. 

In  der  Vergangenheit  hatte  der  christliche  Glaube  zum  Teil  deshalb  Schwierigkeiten  im 
Dialog  mit  den  Naturwissenschaften,  weil  wir  in  der  Gefahr  standen,  die  biblischen 
Schöpfungsberichte  mißzuverstehen.  Wir  haben  versucht,  die  biblischen  Schöpfungs- 
berichte als  eine  Erklärung  der  zeitlich-historischen  Ursprünge  der  Schöpfung  zu  ge- 
brauchen, statt  in  ihnen  eine  Bekräftigung  des  Glaubens  zu  sehen,  daß  alle  Dinge  von 
Gott  stammen,  und  sie  daher  als  Beschreibung  der  dreifachen  göttlichen  Beziehung 
zwischen  Menschheit,  Natur  und  Gott  zu  lesen. 

Der  Glaube  sollte  nicht  versuchen,  die  Entstehungsprozesse  der  Welt  anstelle  der 
Wissenschaft  zu  erklären.  Umgekehrt  sollte  die  Wissenschaft  nicht  versuchen,  eine 
Erklärung  über  die  Werte  und  geistlichen  Dimensionen  der  Welt  anstelle  des  Glau- 
bens abzugeben.  Die  Wissenschaft  versieht  uns  mit  Fakten,  mit  Daten,  mit  Einsichten 
in  die  physikalische  Realität  und  in  soziale  Beziehungen.  Die  biblische  Botschaft  aber 
vermittelt  uns  Einsichten  in  die  Tiefen  unserer  menschlichen  Sünde  und  die  Möglich- 
keit zu  Umkehr  und  Hoffnung.  Sie  spricht  von  unserer  Beziehung  mit  Gott  und  dem 
Mitmenschen  und  ruft  uns  zu  Liebe  und  sozialer  Gerechtigkeit. 
Diese  Konferenz  hat  die  Notwendigkeit  einer  Partnerschaft  anstelle  einer  Opposition 
zwischen  Glaube  und  Wissenschaft  unterstrichen.  Viele  Wissenschaftler  und  Theolo- 
gen empfinden  aber  immer  noch  einen  Widerspruch  zwischen  beiden.  Die  ökologische 
Krise  bietet  hier  einige  gemeinsame  Ausgangspunkte.  Massen  hunger,  die  Knappheit 
der  Ressourcen,  die  Verschlechterung  der  sozialen  und  physikalischen  Umweltbedin- 
gungen bedrohen  die  Existenz  des  Lebens  selbst  und  erfordern  eine  gemeinsame 
Anstrengung  im  Kampf  um  seine  Bewahrung.  Dies  bedeutet,  daß  es  ebenso  wichtig 
ist,  den  Aussagen  der  Wissenschaft  über  die  Bedrohungen  der  Zukunft  der  Mensch- 
heit Gehör  zu  schenken,  wie  aus  dem  Blickwinkel  christlicher  Werte  zu  überdenken 
und  zu  reagieren. 

Wir  befinden  uns  nicht  in  einer  Zeit  einer  optimistischen  Feier  der  Natur,  auch  wenn  es 
ein  illusionäres  Heimweh  zurück  zu  einer  ursprünglich  einmal  „unversehrten  Natur"  vor 
ihrer  Verschmutzung  durch  Wissenschaft,  Technologie  und  durch  die  Menschheit 
selbst  gibt.  Der  Traum  einer  verlorenen  Unversehrtheit  der  Natur  ist  ein  Nebenprodukt 
unserer  trügerischen  Zivilisation.  Wir  möchten  in  einen  solchen  Traum  nicht  eintreten. 
In  Wirklichkeit  liegt  die  Hauptgefahr  heute  woanders.  Wir  sind  viel  eher  in  einer  Zeit 
des  Zweifels  über  die  Fähigkeit  der  Menschheit,  ihr  mächtiges  Wissen  weise  zu  ge- 
brauchen. Genau  darum  spüren  wir  heute  so  deutlich  die  Notwendigkeit,  eine  Theolo- 
gie der  Schöpfung  zu  bekennen  -  in  einer  Zeit,  die  von  einer  Sehnsucht  nach  dem 
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Vergangenen  belastet  wird  und  voll  Furcht  vor  der  Zukunft  ist.  Eine  Theologie  der 
Schöpfung  besteht  nicht  einfach  aus  einem  Lobpreis  der  Güte  und  Unversehrtheit  der 
Natur,  der  die  menschliche  Sünde,  die  Spaltungen  innerhalb  der  Menschheit,  zwi- 
schen der  Menschheit  und  der  Erde,  zwischen  den  Nationen  und  die  tragische  Ent- 
wicklung von  Eden  nach  Babel  vergißt.  Im  Gegenteil,  eine  Theologie  der  Schöpfung 
ist  ein  Protest  gegen  alle  diese  Verzerrungen,  ein  Protest  im  Zeichen  nicht  der  Nostal- 
gie, sondern  der  Verheißung. 

B.  Das  Geheimnis  der  Trinität  und  die  Realität  der  Schöpfung 

Christen  glauben  an  Gott  als  den  Schöpfer  und  sie  finden  im  Geheimnis  der  göttlichen 
Trinität  neue  Einsichten  in  die  Realität  der  Schöpfung.  Die  Trinität  kann  als  ein  Arche- 
typ, als  ein  Modell  zum  Anreiz  werden,  die  Beziehung  von  zwischenmenschlicher  So- 
lidarität, Schöpfung  und  Verherrlichung  Gottes  neu  zu  überprüfen.  Dreifaltigkeit  be- 
deutet Gemeinschaft,  Teilhabe  an  ein  und  demselben  Leben.  Dreifaltigkeit  bedeutet 
auch  Verschiedenheit,  Unterscheidung,  nicht  aber  Trennung. 

Das  Bekenntnis  der  Verschiedenheit  der  Personen  der  Trinität  ermöglicht  uns,  auch 
innerhalb  der  Welt  zu  unterscheiden  und  gleichwohl  an  ihrer  Einheit  festzuhalten: 

-  In  der  Schöpfung  der  Welt  hat  Gott  ihr  Sinn  und  Zweck  verliehen;  sie  ist  weder 
Zufall  noch  Schicksal. 

-  Nicht  auf  der  Grundlage  weltlicher  Macht  und  Autorität,  sondern  durch  seinen  gött- 
lichen und  umfassenden  Dienst  hat  Jesus  Christus,  der  leidende  Knecht,  die  Welt 
erlöst  und  die  Ehre  Gottes  verkündet.  Im  Licht  seiner  vollständigen  Versöhnung 
werden  alle  Dinge  neu,  und  wir  können  an  der  kontinuierlichen  Erneuerung  der 
ganzen  Schöpfung  durch  unsere  schöpferische  Haushalterschaft  bei  der  Formung 
der  Welt  teilhaben. 

-  Der  Heilige  Geist,  der  in  der  Gemeinschaft  der  Gläubigen  sichtbar  ist,  ist  in  der 
Welt  gegenwärtig,  um  alle  Dinge  zu  heilen  und  zu  erneuern. 

Die  Trinität  ist  ein  Modell  der  Gerechtigkeit,  das  gleichzeitig  die  Verschiedenheit  und 
die  Gleichheit  der  drei  Personen  anzeigt.  Die  menschliche  Gemeinschaft  ist  dazu  be- 
rufen, sich  in  Analogie  zu  diesem  trinitarischen  Leben  zu  verhalten  und  auf  diese 
Weise  eine  Gerechtigkeit  zu  bewirken,  die  die  Verschiedenheit  und  Gleichheit  aller 
Menschen  anerkennt. 

Heutzutage  erfahren  wir  die  Verletzlichkeit  grundlegender  Elemente  wie  Luft,  Erde, 
Feuer  und  Wasser.  Obgleich  diese  Elemente  für  unser  gemeinsames  Leben  konstitu- 
tiv sind,  hat  die  Menschheit  die  Macht,  sie  zu  manipulieren  und  zu  mißbrauchen.  Un- 
ser menschlicher  Mikrokosmos  existiert  nur  in  Korrelation  mit  dem  Makrokosmos  des 
Universums.  Obgleich  gewiß  die  Gefahr  besteht,  in  einen  falschen  Kult  dieser  kosmi- 
schen Elemente  zurückfallen,  kann  es  doch  hilfreich  sein,  ein  sakramentales  Ver- 
ständnis der  Schöpfung  aufzuzeigen.  Das  heißt  nicht,  daß  die  Welt  an  sich  heilig  oder 
göttlich  sei,  sondern  beschreibt  vielmehr  die  Elemente  dieser  Welt  als  von  Gott  aus- 
gewählte Zeichen,  die  die  Güte  seiner  Schöpfung  beispielhaft  belegen  sollen.  Sie 
werden  zu  Symbolen  seiner  Zuneigung  zu  dieser  Welt,  Sakramenten  seiner  Gegen- 
wart und  seines  Kommens.  Sie  sind  Gottes  Gaben  an  die  Menschheit,  die  die  Begehr- 
lichkeit des  menschlichen  Herzens  zerbrechen  und  es  für  neue  Werte,  neue  Einstel- 
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lungen  und  Verhaltensweisen  im  Blick  auf  die  geschöpfliche  Welt  öffnen.  Jesus  Chri- 
stus hat  Grundelemente  des  Lebens  gebraucht,  um  zu  heilen  und  die  Menschheit  zu 
starken.  Der  Heilige  Geist  heiligt  diese  Elemente  -  Wasser,  Luft,  Brot  und  Wein  -  und 
macht  sie  zu  Zeichen  von  Gottes  tatsächlicher  Gegenwart  und  Aktivität  inmitten  seiner 
Schöpfung. 

C.  Das  Menschliche  und  das  Nicht-Menschliche  in  der  Schöpfung 

Menschen  sind  die  Ansprechpartner  Gottes.  Es  gibt  sowohl  eine  Kontinuität  als  auch 
eine  Diskontinuität  zwischen  der  menschlichen  und  der  nicht-menschlichen  Schöp- 
fung. Schon  auf  einer  rein  biologischen  Ebene  gibt  es  genetisches  Material,  das  Mi- 
kro-Organismen,  Tieren  und  Menschen  gemeinsam  ist.  Biologische  und  biblische  Er- 
fahrung stehen  beide  der  intellektuellen  Arroganz  entgegen,  in  der  zwischen  Mensch- 
heit und  Natur  ein  Dualismus  und  eine  große  Distanz  behauptet  wird. 
Gleichwohl  besteht  die  Einzigartigkeit  der  Menschen  darin,  daß  sie  nach  dem  Bilde 
Gottes  gemacht  sind.  Wir  sind  nach  diesem  Bilde  gemacht  und  wir  sollen  auch  seinem 
Bilde  ähnlich  werden.  Das  Ebenbild  Gottes  ist  durch  Sünde  verdunkelt  worden.  Doch 
der  Ruf  dieses  Ebenbildes  an  jede  Person  bleibt  mächtig  und  gewiß.  Es  ist  kein  stati- 
sches, sondern  ein  dynamisches  Bild. 

Wir  sind  für  Gott  ansprechbar,  weil  wir  nach  Gottes  Ebenbild  geschaffen  wurden,  und 
wir  sind  verantwortlich  vor  Gott,  weil  wir  ihm  ähnlich  werden  sollen.  Wir  sind  von  Gott 
dazu  gerufen,  an  der  fortdauernden  Schöpfung  teilzunehmen,  und  uns  wird  von  Gott 
Macht  verliehen,  solange  wir  den  Absichten  seiner  Schöpfung  treu  bleiben.  Die  Güte 
der  Schöpfung  steht  uns  nur  zur  Verfügung,  solange  wir  im  Sinne  Gottes  handeln. 
Schrecken  und  Ausbeutung  zerstören  die  Beziehung  zwischen  der  menschlichen  und 
der  nicht-menschlichen  Natur. 

Wir  müssen  in  Erinnerung  behalten,  daß  wir  als  Ebenbild  Gottes  nicht  einfach  nur  in- 
dividuelle Einzelwesen  sind,  sondern  daß  wir  auch  eine  korporative  Gemeinschaft, 
eine  kollektive  Gestalt  bilden.  Wr  können  die  letzte  Erfüllung  nicht  ohne  den  Ausdruck 
der  Gemeinschaft  inmitten  unserer  Partnerschaft  mit  der  ganzen  Schöpfung  erlangen. 
Als  eine  korporative  Gemeinschaft  haben  wir  eine  letzte,  eschatologische  Vision. 
Eschatologie  ist  nicht  passiv,  sie  ist  keine  Resignation.  Sie  ist  der  wirkliche  Herz- 
schlag, die  treibende  Kraft.  Diese  eschatologische  Vision  richtet  sich  sowohl  gegen  il- 
lusionären Idealismus  als  auch  gegen  passive  Resignation. 

D.  Ethische  und  spirituelle  Konsequenzen 

Die  Welt  und  die  Natur  als  Gottes  Schöpfung  zu  bekennen,  bedeutet  sowohl  unsere 
rechten  Begrenzungen  als  auch  unsere  Verantwortungen  anzuerkennen.  Die 
Menschheit  mag  gegenwärtig  in  der  Gefahr  stehen,  ihre  Beherrschung  durch  endlose 
Ausbeutung  und  Manipulation  überzubetonen,  als  ob  wir  durch  Wissenschaft  und 
Technologie  zu  anmaßenden  Schöpfern  einer  neuen  und  besseren  Welt  geworden 
wären.  Die  Menschheit  mag  ebenso  in  der  Gefahr  stehen,  die  Bedrohungen  überzu- 
bewerten, unter  denen  heute  die  Zukunft  steht.  Das  Bekenntnis  zur  Schöpfung  kann 
dazu  helfen,  sowohl  diese  Arroganz  wie  auch  diese  Frustration  zu  überwinden.  Ge- 
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schaffen  zu  sein  bedeutet,  sowohl  von  Selbst-Erlösung  als  auch  von  Verzweiflung  be- 
freit zu  sein  und  zu  entdecken,  daß  wir  immer  aus  einer  Verbindung  des  Empfangens 
von  der  Natur  und  des  Agierens  in  der  Geschichte  leben.  Schöpfung  -  das  bedeutet 
aktiv  empfangen  und  demütig  handeln. 

Die  ganze  Welt  als  Schöpfung  zu  bekennen,  bedeutet,  daß  wir  von  der  Solidarität  der 
Menschheit  mit  allen  Wesen  ausgehen.  Jesus  sagt,  daß  die  Tiere,  die  Pflanzen  und 
der  Kosmos  ein  Gleichnis  für  die  Menschen  werden  können,  ein  Gleichnis  der  Vorse- 
hung und  der  Schöpferkraft  (Matth  6,25-34).  Paulus  spricht  ebenfalls  davon,  daß  die 
ganze  Kreatur  auf  ihre  Erlösung  wartet  (Rom  8).  Die  Welt  und  die  Natur  als  Schöpfung 
zu  bekennen  bedeutet  auch,  die  Entscheidungen  zu  verstehen,  die  heute  von  den 
Völkern  und  Nationen  getroffen  werden  müssen.  Wr  können  die  Schöpfung  als  Segen 
zerstören  und  sie  in  ein  Chaos  verwandeln,  wenn  wir  in  unserer  menschlichen  und 
kosmischen  Solidarität  versagen. 

Die  Welt  als  Gottes  Schöpfung  ist  in  unsere  Hände  gelegt.  In  Jesus  Christus,  seinem 
Kreuz  und  seiner  Auferstehung,  liegt  unsere  Hoffnung,  daß  wir  unserer  Verantwortung 
für  die  Erneuerung  der  Schöpfung  gerecht  werden. 

Quelle:  Science  and  Technology  for  Human  Development.  The  Ambiguous  Future  and  the  Chri- 
stian Hope,  Bucharest  June  24  -  July  2,  1974;  in:  Anticipation  No.  19,  November  1974,  p.4ff, 
hier  p.36f  (eigene  Übersetzung)  -  engl.  Berichtstext  auch  in:  Study  Encounter  Vol.X,  No.4,  1974, 
Dokument  Nr.  SE  69.  Eine  deutschsprachige  Zusammenfassung  des  Berichtes  findet  sich  in 
epd-Dokumentation  39/74,  S.  70-76 


132     Schöpfung,  Technik  und  Überleben  der  Menschheit 

Charles  Birch  auf  der  fünften  Vollversammlung,  Nairobi  1975 

Der  berühmte  Vortrag  des  australischen  Biologen  Charles  Birch  in  Nairobi  markiert  eine  deutli- 
che Zäsur  in  der  Entwicklung  einer  ökumenischen  Schöpfungsethik:  Zum  einen  wird  eine  prinzi- 
pielle Gleichgewichtigkeit  der  Gerechtigkeitsthematik  (vorwiegendes  Anliegen  der  Kirchen  des 
Südens)  und  der  ökologischen  Thematik  (damals  vorwiegend  Anliegen  der  Kirchen  des  Nor- 
dens) vollzogen.  Zum  anderen  wird  eine  endgültige  Abwendung  von  einem  technokratisch-in- 
strumentellen  Naturverständnis  gefordert.  In  Nairobi  wurden  in  enger  Entsprechung  zu  diesen 
Impulsen  die  Grundlinien  der  Studie  über  eine  "gerechte,  partizipatorische  und  überlebensfä- 
hige Gesellschaft"  (JPSS)  beschlossen,  die  auf  eine  ähnliche  Integration  der  ökologischen  und 
der  Gerechtigkeitsthematik  zielte. 


Natur,  Mensch  und  Gott 

(...)  Eine  grundlegende  Neuformulierung  von  Wissenschaft  und  Technikkann  meiner 
Meinung  nach  nur  aufgrund  eines  radikalen  Meinungs-  und  Gesinnungswandels  im 
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Verhältnis  des  Menschen  zur  Natur  vollzogen  werden.  Ernest  Schumacher  sprach  da- 
von, daß  wir  nicht  nur  an  einem  technischen,  sondern  an  einem  metaphysischen 
Mangel  leiden.  Völlige  geistliche  Unsicherheit  herrscht  heute  über  das  Verhältnis  des 
Menschen  zur  Natur  in  einer  technischen  Kultur.  Eingeschüchtert  von  der  säkularen 
Welt  haben  Kirchen  und  Theologen  die  Aufgabe  der  Interpretation  des  Verhältnisses 
des  Menschen  zur  Natur  offenbar  einer  mechanistischen  (falschverstandenen)  Wis- 
senschaft und  materialistischen  Philosophie  überlassen.  Die  Kirchen  der  reichen  Welt 
sind  Teil  der  technischen  Kultur  und  haben  deshalb  Schwierigkeiten,  sie  zu  kritisieren. 
So  kam  es  zur  stillschweigenden  Übernahme  der  herrschenden  Weltsicht,  und  keine 
klare,  einheitliche  Stimme  erhob  sich,  um  das  Gegenteil  zu  sprechen.  (...) 

Zwei  Zusammenhänge  müssen  deutlicher  gesehen  werden: 

Erstens  der  Zusammenhang  zwischen  menschlicher  Gerechtigkeit  und  Erneuerung 
der  Erde  sowie  zwischen  menschlicher  Ungerechtigkeit  und  Umweltverschlechterung. 
Wenn  der  Mensch  dem  Menschen  gleichgültig  wird,  dann  wird  auch  die  Welt  dem 
Menschen  gleichgültig.  Der  Industrielle,  der  die  Luft  verunreinigt,  und  der  Jugendliche, 
der  die  Polster  der  Eisenbahn  aufschlitzt,  haben  die  gleiche  Haltung.  Sie  sind  unwis- 
send. Sie  kümmern  sich  nicht  umeinander  und  sie  kümmern  sich  nicht  um  die  Welt. 
(...) 

ökologische  Befreiung  als  eine  Ablenkung  von  der  Aufgabe  der  Befreiung  der  Armen 
zu  betrachten,  ist  falsch.  Das  eine  kann  nicht  ohne  das  andere  geschehen.  Es  ist  Zeit 
zu  erkennen,  daß  die  Befreiungsbewegung  letztlich  eine  einzige  Bewegung  ist,  die  die 
Befreiung  der  Frau,  des  Mannes,  der  Wissenschaft  und  Technikdes  Tieres,  der 
Pflanze  und  auch  die  Befreiung  der  Luft  und  der  Ozeane,  der  Wälder,  Wüsten,  Berge 
und  Täler  einschließt.  (...) 

Zweitens  besteht  ein  Zusammenhang  zwischen  unserem  Bild  von  der  Natur  und  der 
Art,  wie  wir  mit  der  Natur  umgehen.  Die  Naturideologie  des  westlichen  Christentums 
unterscheidet  sich  nicht  von  der  säkularen  Welt:  es  ist  ein  technokratisches  Naturver- 
ständnis. Als  Wissenschaftler  würde  ich  von  schlechter  Wissenschaft  sprechen.  Als 
Nichttheologe  und  Außenstehender  möchte  ich  immerhin  sagen,  daß  es  auch  den  An- 
schein von  schlechter  Theologie  hat.  Die  Menschen  verlangen  nach  Brot,  und  wir  ge- 
ben ihnen  Steine.  Das  technokratische  Naturverständnis  sieht  die  Natur  wie  ein  Uhr- 
werk. Es  ist  nicht  nur  unzutreffend,  sondern  auch  schlecht,  weil  es  die  Denk-  und  Ver- 
haltensstrukturen einer  manipulierbaren  Gesellschaft  verstärkt.  Aus  dieser  technokra- 
tischen Sicht  ist  die  nichtmenschliche  Schöpfung  nichts  anderes  als  die  Bühne,  auf 
der  sich  das  Schauspiel  des  menschlichen  Lebens  abspielt.  Pflanzen  und  Blumen  ha- 
ben lediglich  Nutzwert,  sind  Requisiten.  Ethisch  gesprochen,  besitzen  sie  nur  instru- 
mentalen Wert  für  uns.  Diese  Haltung  gegenüber  der  geschaffenen  Ordnung  ist  ego- 
zentrisch und  arrogant,  eine  Art  Chauvinismus.  Sie  schafft  die  Grundlage  für  die  In- 
differenz gegenüber  dem  Handeln  des  Menschen  an  der  Umwelt,  und  auch  der  zag- 
haft interpretierte  Zusatz  vom  Menschen,  der  als  Haushalter  über  die  Natur  herrschen 
soll,  vermag  daran  nichts  zu  ändern.  Sie  stützt  sich  auf  eine  mißverstandene  Wissen- 
schaft und  auf  ein  bestimmtes  Verständnis  der  biblischen  Theologie.  Die  Theologie 
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könnte  eine  wichtige  Rolle  in  der  Zukunft  spielen,  wenn  mehr  Theologen  bereit  wären, 
wiederum  kritisch  und  furchtlos  über  die  Natur  nachzudenken.  Teil  dieser  Aufgabe  ist 
in  meinen  Augen  die  Wiederentdeckung  der  fundamentalen  Einheit  der  menschlichen 
und  der  nichtmenschlichen  Welt,  ohne  auf  die  Wahrheiten  über  den  Menschen  zu  ver- 
zichten. Ich  würde  sogar  meinen,  daß  die  Einheit  der  ganzen  Schöpfung  im  Lichte  des 
christlichen  Menschenbilds  wiederzuentdecken  ist.  Dies  setzt  eine  radikale  Neuinter- 
pretation des  Verhältnisses  von  Natur  und  Mensch  voraus. 

Die  Welt  ist  nicht  so  einfach,  wie  wir  aufgrund  unserer  unbeweglich-konventionellen 
Denkweisen  anzunehmen  geneigt  sind.  Es  gibt  eine  andere  Betrachtungsweise,  die 
ich  in  Ermangelung  eines  besseren  Terminus  sakramental  nennen  möchte,  und  die 
vor  allem  den  Dingen  in  der  Welt,  die  zerbrechlich  sind,  Gewicht  beimißt.  (...)  Wir 
brauchen  eine  Wertung  der  Schöpfung,  die  von  einer  Hierarchie  des  Eigenwertes  (des 
Menschen  und  des  Sperlings)  ausgeht  und  die  Idee  von  den  Rechten  der  nicht- 
menschlichen Natur  mit  berücksichtigt.  Wenn  das  Leben  auf  dieser  Erde  erhalten 
werden  soll,  dann  vielleicht  dank  jenes  gefährlich  engen  Spielraums  der  Sensitivität 
derer,  für  die  die  Natur  mehr  als  einen  Nutzwert  hat  und  die  jene  "ehrfürchtig- 
rezeptive" Haltung  besitzen,  von  der  Paul  Verghese  spricht.  Einige  Tendenzen  christ- 
lichen Denkens  kennen  diese  sakramentale  und  personalistische  Betrachtungsweise, 
die  davon  ausgeht,  daß  die  Wesen  der  Schöpfung  durch  eine  innere  Beziehung  mit 
dem  Schöpferwort  verbunden  sind  und  am  Leben  erhalten  werden.  Sie  ist  traditionel- 
ler Bestandteil  des  östlichen  Christentums  und  teilweise  auch  der  asiatischen  Religio- 
nen. 

Quelle:  Charles  Birch,  Schöpfung,  Technik  und  Überleben  der  Menschheit:  ...  und  füllet  die 
Erde;  in:  Hanfhed  Krüger  (Hg.),  Jesus  Chnstus  befreit  und  eint.  Vorträge  von  der  Fünften  Voll- 
versammlung des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen  in  Nairobi  (23. November  bis  1 0.Dezember 
1975),  Beiheft  zur  ökumenischen  Rundschau  Nr.30,  Frankfurt/M.  1976,  S.95-111;  hier:  S.  106- 
110 


133     Bewahrung  der  Schöpfung.  Eine  ökumenische  Diskussion. 

Konsultation,  Granvollen  1988 

Gehen  die  Wurzeln  der  neueren  ökologischen  Ethik  auf  die  Studie  über  die  "gerechte,  partizi- 
patorisehe  und  überlebensfähige  Gesellschaft"  (Nairobi  1975)  zurück,  so  begegnet  das  Stich- 
wort von  der  "Bewahrung  der  Schöpfung"  zunächst  in  Vancouver  (1983)  und  in  dem  dortigen 
Aufruf  zu  einem  konziliaren  Prozeß  für  Gerechtigkeit,  Frieden  und  Bewahrung  der  Schöpfung. 
Dieses  Stichwort  bzw.  sein  englisches  Äquivalent  ("integrity  of  creation"),  das  noch  stärker  die 
anthropozentrische  Perspektive  verläßt  und  um  eine  innere  Qualität  der  Schöpfung  selbst  be- 
müht ist,  wurde  in  einer  späteren  Konsultation  in  Granvollen,  Norwegen  genauer  entfaltet.  Be- 
merkenswert ist  dabei  die  Heranziehung  von  theologischen  Erkenntnis  quellen  auch  aus  außer- 
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biblischen  Traditionen  (Überlieferungen  von  Frauen,  Ureinwohnertraditionen,  Menschen  ande- 
ren Glaubens)  sowie  eine  Umstellung  der  systematischen  Rangfolge  in  der  Beziehung  Gerech- 
tigkeit, Frieden  und  Bewahrung  der  Schöpfung,  bei  der  die  Integrität  der  Schöpfung  an  die  erste 
Stelle  rückt. 


Die  industrielle  Lebensform  brachte  eine  Anschauung  von  der  Welt  mit  sich,  die  die 
Schöpfung  als  etwas  Handhabbares  betrachtet,  das  dem  Menschen  verfügbar  ist. 
Diese  Anschauung  übersieht,  daß  die  Menschheit  von  der  Erde  als  Mutter  und  Spen- 
derin des  Lebens  und  der  Nahrung  abhängt.  Statt  dessen  sieht  sie  die  Erde  als  etwas 
an,  das  von  wenigen  genutzt  und  besessen  werden  darf  und  "untertan"  ist,  um  den 
Profit  weniger  zu  maximieren.  Grundlage  des  industriellen,  gewinnorientierten  Profit- 
begriffes ist  damit  die  Macht  durch  Besitz,  die  Macht  zu  manipulieren  und  zu 
"kontrollieren".  Einst  machten  die  westliche  Naturwissenschaft  und  Technik  und  die 
industrielle  Geisteshaltung  die  Kolonisierung  sowohl  innenpolitisch  wie  bei  den  Völ- 
kern des  Südens  möglich.  Heute  ist  die  naturwissenschaftlich-technische  Geisteshal- 
tung zur  allgemein  übernommenen  Lebenshaltung  geworden;  sie  führte  zur  Militarisie- 
rung des  Erdballs  und  zu  einem  gefährlichen  Rüstungswettlauf,  der  viele  Teile  der 
Welt  bedroht. 

Die  Regierungen  und  die  herrschenden  Gruppen  des  Südens  haben  -  aus  Eigensucht 
und  um  ihre  Profite  zu  mehren  -  entsprechende  Anschauungen  für  sich  übernommen. 
Das  führt  bei  zahlreichen  Ureinwohnervölkern  zu  Landraub  und  zur  Vorenthaltung  von 
Besitzrechten,  zur  Kontrolle  über  Bildungseinrichtungen  und  religiöse  Institutionen,  wo 
eine  Ideologie  der  Unterwerfung  verbreitet  wird;  häufig  auch  zur  Mißachtung  mensch- 
lichen und  anderen  Lebens. 

Die  Herausbildung  dieser  allgemein  verbreiteten  industriellen  Geisteshaltung  muß  im 
Zusammenhang  mit  der  Zunahme  einer  dualistischen  Weltanschauung  im  westlichen 
Kulturkreis  gesehen  werden;  dieser  Dualismus  behauptet  die  radikale  Getrenntheit 
von  Geist  und  Materie,  Seele  und  Leib,  Männlichem  und  Weiblichem.  Jahrhunderte- 
lang hat  die  dualistische  Weltanschauung  in  vielen  christlichen  Theologiesystemen 
eine  bedeutende  Rolle  gespielt  mit  dem  Ergebnis,  daß  an  eine  Hierarchie  der  Werte 
oder  eine  "kettenförmige"  Ordnung  der  Wesen,  eine  "chain-of-being"  geglaubt  wurde; 
auf  diese  Weise  wurde  der  Mensch,  insbesondere  der  Mann,  zur  Mitte  der  Schöpfung 
verabsolutiert.  Diese  hierarchische  Betrachtung  der  Schöpfung  versetzt  die  Frauen 
und  den  "Rest  der  Schöpfung"  in  eine  Position  der  Machtlosigkeit,  d.h.  sie  können  be- 
sessen, ausgebeutet  und  vergewaltigt  werden.  Viele  Kirchen  und  Christen  hängen 
dieser  Betrachtungsweise  an  und  stehen  unkritisch  hinter  den  wirtschaftlichen  und  po- 
litischen Kräften,  die  sie  durchsetzen. 

Darüber  hinaus  spiegeln  die  Kirchen  durch  ihre  Spaltungen  die  Zerbrochenheit  der 
Schöpfung.  Die  Kirchen  haben  versäumt,  die  Integrität  der  Schöpfung  als  ein  wichti- 
ges Gut  hochzuhalten  und  diese  Schöpfungseinheit  in  ihrem  eigenen  Leben  sichtbar 
zu  machen.  In  unserer  Zeit  bedarf  die  Kirche  der  Erkenntnis,  daß  ihre  zeitgemäße 
Antwort  auf  die  aktuellen  Herausforderungen  in  einem  Bund  und  einer  Verpflichtung 
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für  Gerechtigkeit,  Frieden  und  die  Integrität  der  Schöpfung  besteht;  nur  so  stellt  sie 
sich  mitschöpferisch  der  verändernden  Kraft  Gottes  an  die  Seite.  (...) 

Um  der  ganzen  Schöpfung  willen  muß  Theologie  mit  der  Schöpfung  beginnen.  Ge- 
nauso wie  die  engagierten  Christen  gemerkt  haben,  daß  wahrer  Friede  nur  durch  die 
Herstellung  von  Gerechtigkeit  verwirklicht  werden  kann  und  daß  der  Friede  ein  natürli- 
cher Ausfluß  gerechter  Verhältnisse  ist,  so  müssen  wir  heute  lernen,  daß  Gerechtig- 
keit und  dadurch  Frieden  ein  natürlicher  Ausfluß  tiefer  Achtung  vor  der  Schöpfung  in 
allen  ihren  Teilen  ist.  Daher  wäre  für  die  Ureinwohnervölker  die  theologisch  viel  richti- 
gere Reihenfolge  "Schöpfung,  Gerechtigkeit  und  Friede".  Diese  Bezeichnung  ent- 
spricht nicht  nur  besser  der  Theologie  der  Ureinwohnervölker,  sondern  widerspiegelt 
schlagartig  auch  den  theologischen  Gehalt  und  die  Rangfolge  früher  ökumenischer 
Glaubensbekenntnisse  der  Christenheit. 

Wir  müssen  uns  jetzt  vollkommen  darüber  klarwerden,  daß  Gerechtigkeit  die  Erhal- 
tung des  Heilseins  der  Schöpfung  bedeutet.  Gerechtigkeit  umfaßt  das  Zurechtbringen 
der  Beziehungen  nicht  nur  zwischen  Menschen,  sondern  auch  zwischen  Menschen 
und  Erde  und  allem,  was  zur  Erde  gehört.  Unser  Begriff  von  Gerechtigkeit  muß  sich 
verlagern  von  einem  solchen,  der  die  Besitzverhältnisse  schützt,  zu  einem  solchen, 
der  die  Voraussetzungen  für  die  Heilung  von  Beziehungen  schafft,  Beziehungen  zwi- 
schen Menschen,  zwischen  Kulturen  und  zwischen  dem  Menschen  und  dem  Schöp- 
fungsganzen. Die  Vorstellung  der  Ureinwohnervölker  von  Gerechtigkeit  bedeutet  ei- 
nen solchen  Heilungsprozeß.  Wenn  wir  damit  beginnen,  daß  wir  uns  selbst  als  einen 
Teil  der  gesamten  Schöpfung  betrachten  und  Gerechtigkeit  als  Handeln  der  Men- 
schen im  dem  Sinne  verstehen,  den  Zusammenhang  der  gesamten  Schöpfung  auf- 
rechtzuerhalten, wird  der  natürliche  Ausfluß  solcher  Haltung  Friede  sein.  (...) 


3.  Biblisch-theologische  Aussagen  über  die  Schöpfung 

(...) 

3.1.  Zur  Bewältigung  der  vor  uns  liegenden  Aufgaben  brauchen  wir  Christen  klare  bi- 
blisch-theologische Aussagen  zur  Orientierung.  Wir  sind  nicht  die  ersten,  die  diese 
theologische  Aufgabe  anpacken,  und  sollten  mögliche  Fehler  in  Ansatz  und  Haltung 
voraussehen.  Solche  möglichen  Fehler  sind: 

(a)  Theologischer  Reduktionismus,  der  das  Evangelium  auf  die  persönliche  Rettung 
einengt  unter  Betonung  der  ewigen  Bestimmung  der  Menschenseele,  aber  Gottes 
Wirken  in  der  Welt  ignoriert  und  es  manchmal  so  aussehen  läßt,  als  wenn  alle  Pro- 
bleme sich  von  selbst  lösen  würden,  wenn  die  Menschen  bekehrt  sind. 

(b)  Naturwissenschaftlich-technische  Hybris,  die  uns  einreden  will,  daß  die  ökologi- 
sche Krise  ein  technisches  Problem  sei,  das  mit  rein  technischen  Methoden  zu  iösen 
sei;  sie  übersieht  ihre  Zusammenhänge  mit  Gerechtigkeit  und  Frieden,  mit  den  sündi- 
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gen  Lebensstrukturen,  mit  unserer  Habgier  und  mit  einer  rücksichtslosen  Industrie- 
entwicklung. 

(c)  Einnehmen  einer  romantischen  Haltung  entsprechend  dem  "Zurück  zur  Natur":  no- 
stalgische Rückwendung  zu  einem  vortechnischen  Lebensstil  unter  Verkennung  der 
gottgegebenen  Dynamik  von  Naturwissenschaft/Technik  als  einer  Kraft,  vor  der  der 
Mensch  nicht  wegzulaufen,  sondern  die  er  menschlich  zu  kontrollieren  und  zu  steuern 
hat 

(d)  Resignierende  Neo-Apokalyptik:  die  ökologische  Krise  wird  als  Vorbotin  des 
Weltendes  betrachtet,  statt  sie  als  Gericht  Gottes  anzunehmen,  das  Reue  und  Ände- 
rung unserer  Lebensweise  fordert. 

(e)  Die  utopische  Antwort  sucht  unrealistische,  naive  und  phantastische  Bilder  einer 
vollkommenen  und  problemlosen  Welt  in  der  Geschichte.  Sie  erkennt  nicht  die  Struk- 
turen der  Sünde,  die  uns  selbst  ohne  ökologische  Krise  immer  bedrohen  werden. 

(f)  Die  fatalistische  Antwort  -  eine  Kombination  aus  Gleichgültigkeit  und  Verzweiflung, 
die  sagt:  "Schließlich  können  wir  nichts  machen." 

(g)  Die  "Nicht  mein  Problem"  Haltung.  Wir  finden  sie  in  Teilen  der  Welt,  wo  Menschen 
die  Umweltkrise  als  ein  Problem  der  entwickelteren  Industriegesellschaften  ansehen; 
für  sie  besteht  eine  falsche  Alternative  bzw.  Priorität  zwischen  der  Forderung  nach 
Gerechtigkeit  und  der  Notwendigkeit,  die  Biosphäre  zu  erhalten. 

3.2.  Unser  theologisches  Erbe:  Die  Schöpfung  als  Gabe  Gottes 

Die  Schöpfung  trat  durch  den  Willen  und  die  Liebe  des  dreieinigen  Gottes  ins  Sein,  sie 
besitzt  daher  einen  inneren  Zusammenhang  und  ist  gut.  Auch  wenn  das  menschliche 
Auge  es  nicht  immer  wahrnimmt,  bezeugen  jedes  Geschöpf  und  die  ganze  Schöpfung 
im  Chor  die  herrliche  Einheit  und  Harmonie,  die  der  Schöpfung  mitgegeben  sind.  Und 
wenn  unsere  menschlichen  Augen  geöffnet  und  unsere  Zungen  gelöst  werden,  lernen 
auch  wir  das  Loben  und  bekommen  Teil  an  Leben,  Liebe,  Kraft,  und  Freiheit,  wie  sie 
Gottes  fortgesetztes  Geschenk  und  Gnade  sind.  Gott  ist  der  "Schöpfer  aller  Dinge" 
(1Kor.8,6;  Rö.11,36).  Christus  ist  der,  "durch  den  alle  Dinge  gemacht  sind"  (Joh.1,3; 
1Kor.8,6;  Hebr.1,2).  Der  Heilige  Geist  ist  "der  Herr,  der  da  lebendig  macht" 
(Glaubensbekenntnis  von  381).  Wenn  wir  von  "Integrität  der  Schöpfung"  sprechen, 
muß  dies  unser  Ausgangspunkt  sein.  Wir  sind  es  nicht,  die  die  Schöpfung 
"integrieren";  ihr  Integersein  geht  unserem  Bemühen  voraus.  Die  Integrität  der 
Schöpfung  ist  das  Werk  des  Einen,  der  sie  erschafft,  erlöst  und  heiligt.  An  eben  dieses 
Werk  denken  wir,  wenn  wir  von  der  "Integrität"  der  Schöpfung  und  unserer  Rolle  dabei 
sprechen. 
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3.2.1.  "Schöpfung  aus  dem  Nichts" 

Eine  lange  Glaubensüberlieferung  sagt  uns,  daß  die  Welt  "aus  nichts"  (ex  nihilo)  er- 
schaffen wurde  und  nicht  aus  präexistierendem  Stoff.  Diese  Lehre  bewahrt  uns  davor, 
Gott  mit  der  erschaffenen  Wirklichkeit  zu  vermengen.  Sie  kommt  z.B.  zum  Ausdruck 
im  2.  Makkabäerbuch:  "Siehe  an  Himmel  und  Erde  und  alles,  was  darinnen  ist,  so 
wirst  du  verstehen,  daß  Gott  dies  alles  aus  nichts  gemacht  hat"  (7,28). 

Wir  meinen,  daß  diese  Aussage  für  uns  heute  eine  wichtige  Bedeutungsnuance  ent- 
hält. Denn  aus  ihr  geht  hervor,  daß  die  Schöpfung  nicht  für  selbstverständlich  ge- 
nommen werden  kann.  Sie  ist  ständig  in  Gefahr,  in  Chaos  und  Vergessen  zurückzu- 
sinken. Die  Habgier  des  Menschen,  seine  Ausbeutung  und  seine  krasse  Verantwor- 
tungslosigkeit haben  Kräfte  der  Zerstörung  entfesselt,  die  das  Leben  der  Welt  in  sich 
gefährden.  Die  Auswirkungen  solcher  Kräfte  stehen  uns  heute  klar  vor  Augen. 

3.2.2.  Die  Reintegration  der  Schöpfung 

In  und  durch  die  Fleischwerdung  des  göttlichen  Wortes  wird  es  dem  Menschen  wie 
der  ganzen  Schöpfung  möglich,  "neues  Leben"  zu  schmecken.  Zwar  sind  uns  die  al- 
ten Wirklichkeiten  noch  immer  gegenwärtig,  und  das  Bewußtsein  ihrer  verneinenden 
und  entfremdenden  Macht  bewahrt  uns  vor  Überheblichkeit  und  vor  dem  Nachlassen 
unserer  Wachsamkeit,  aber  sie  lassen  uns  nicht  verzweifeln.  Denn  durch  den  Opfer- 
tod und  den  befreienden  Sieg  Christi  hat  Gott  die  Heilung  dieser  gebrochenen  Welt 
eingeleitet.  An  seiner  eigenen  Person  bildet  Jesus  Christus  das  Beispiel  für  die  herrli- 
che Zielbestimmung  einer  verwandelten  Schöpfung. 

3.2.3.  Wert  aller  Lebewesen  an  sich  (intrinsic  value) 

Die  Schöpfung  ist  in  sich  selbst  gut.  Es  ist  nicht  unsere  -  allzu  nichtige  -  menschliche 
Bewertung,  die  die  Schöpfung  "gut"  macht.  Die  Schöpfung  ist  an  und  für  sich  gut  als 
Gottes  ureigene  Vorstellung  und  sein  Werk. 

Das  gilt  für  alles  lebende  und  unbelebte  Sein,  das  von  Gott  gemacht  ist,  und  nicht  nur 
-  oder  auch  nur  vorrangig  -  für  die  Menschen.  Es  war  die  Welt  von  Meer  und  Wald, 
Wüste  und  fruchtbarem  Feld  mit  ihren  Myriaden  Geschöpfen,  in  der  schließlich  auch 
das  Wort  Fleisch  wurde. 

In  dem  Reich,  das  durch  Gottes  heilendes  Werk  in  Jesus  Christus  begonnen  worden 
ist  und  das  durch  die  heiligende  Gegenwart  des  göttlichen  Geistes  fortgeführt  wird, 
haben  alle  Geschöpfe  ihren  rechtmäßigen  Platz.  Sie  dürfen  in  Harmonie  miteinander 
leben,  in  einem  "Friedensreich".  Dies,  so  erkennen  wir,  ist  eine  Sache  "des  Glaubens, 
nicht  des  Sehens";  doch  es  ist  die  eschatologische  Wirklichkeit,  auf  die  unser  Glaube 
uns  ausrichtet,  ebenso  wie  es  die  Basis  unseres  sakramentalen  Lebens  und  die  Sub- 
stanz unserer  Hoffnung  auf  eine  gewandelte  Ordnung  in  Natur  und  Gesellschaft  ist. 

Quelle:  ÖRK-Konsultation  über  "Integrität  der  Schöpfung",  25.  Februar  bis  3.  März  1988  in 
Granvollen/N orwegen,  deutscher  Berichtstext:  Bewahrung  der  Schöpfung.  Eine  ökumenische 
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Diskussion,  hg.  v.  der  Programmeinheit  Gerechtigkeit  und  Dienst  des  ÖRK,  veröffentlicht  von 
der  ökumenischen  Centrale  Frankfurt  1988,  S.  3f,  7f,  13f.  Engl.  Fassung  in:  Integrity  of  Crea- 
tion:  An  Ecumenical  Discussion,  Granvollen,  Norway,  February  25-March  3,  1988.  WCC  Ge- 
neva 1988 


134     Schädigung  der  Schöpfung  -  Ethik  des  Überlebens 

Vorbereitender  Bericht  für  Sektion  I  von  Canberra,  Konferenz  in  Kuala  Lumpur,  Mai 
1990 

Die  Vollversammlung  in  Canberra  1991  sollte  die  erste  ÖRK- Vollversammlung  werden,  bei  der 
die  ökologische  Ethik  zum  Gegenstand  einer  ganzen  thematischen  Sektion  wurde.  Eines  der 
wichtigsten  Vorbereitungstreffen  für  diese  Sektion,  die  unter  dem  Thema  "Komm,  Heiliger  Geist, 
erhalte  deine  Schöpfung"  stand,  fand  in  Kuala  Lumpur  statt.  Der  ausführliche  Konsultationsbe- 
richt bietet  neben  Ausführungen  zu  einem  neuen  theologischen  Schöpfungsverständnis  im  Ho- 
rizont einer  kosmischen  Pneumatologie  (Teil  I)  bemerkenswerte  Ansätze  einer  ökologischen 
Gerechtigkeitsethik  (Teil  II).  Eine  Schlüsselpassage  des  im  folgenden  zitierten  zweiten  Teils  ist 
die  Kritik  an  der  totalen  Strategie  des  unbegrenzten  Wachstums,  das  mit  dem  unheilvollen 
Wachstum  einer  Krebszelle  verglichen  wird. 


Gerechtigkeit,  Armut  und  Umwelt 

Von  entscheidender  Bedeutung  im  Kampf  für  die  Bewahrung  der  Schöpfung  ist  Ge- 
rechtigkeit. Man  kann  Gerechtigkeit  im  Sinne  von  erworbenen  Rechten  sehen;  Privat- 
eigentum wird  durch  Gesetze  geschützt,  die  die  Nutzung  dieses  Eigentums  beinahe 
verabsolutieren,  ohne  die  Wirkung  auf  andere  Menschen  und  auf  die  Natur  zu  berück- 
sichtigen. Auf  die  Gerechtigkeit  angewendet,  konzentriert  sich  diese  Sicht  auf  Kom- 
pensation (Zahlung  für  angerichteten  Schaden).  Im  Gegensatz  dazu  setzt  die  bibli- 
sche Vorstellung  von  Gerechtigkeit  (zedakah)  das  Privateigentum  nicht  absolut.  Sie 
erkennt  vielmehr  die  Bedürfnisse  der  Gesellschaft  und  der  Schöpfung  als  ganzer  an. 
Auf  Ungerechtigkeit  angewendet,  legt  sie  den  Schwerpunkt  auf  Wiederherstellung  der 
Gleichheit/Gemeinschaft  und  verteidigt  deshalb  insbesondere  das  Recht  der  Schwa- 
chen gegen  die  Starken.  Festgesetztes  und  kodifiziertes  Recht  wird  nicht  höher  als 
Gerechtigkeit  gestellt.  Die  Eigentümer  von  Gütern  und  Produktionsmitteln  sind  Gott 
und  den  Betroffenen  für  ihre  Behandlung  der  Mitmenschen  und  der  Natur  rechen- 
schaftspflichtig. Die  Schöpfung  wird  treuhänderisch  verwaltet.  In  dieser  ganzheitlichen 
Sicht  der  Gerechtigkeit  sind  die  Menschen  die  Haushalter  der  Schöpfung,  denn  die 
"Erde  ist  des  Herrn",  und  wir  sind  Gottes  Volk  (Ps  24).  Diese  Sicht  findet  ihren  vollen 
Ausdruck  im  erlösenden  Wirken  Jesu  Christi,  das  die  Verheißung  einer  neuen  und 
versöhnten  Schöpfung  bietet.  Betrachten  wir  die  Gerechtigkeit  in  dieser  Weise,  so  hilft 
uns  das,  die  gegenwärtige  Abhängigkeit  zwischen  Armut  Machtlosigkeit,  sozialem 
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Konflikt  und  Umweltzerstörung  zu  verstehen.  Ein  Beispiel  dafür  ist  die  übermäßige 
und  ständige  Schuldenlast,  von  der  viele  ärmere  Länder  erdrückt  werden  und  die  ih- 
nen kaum  eine  andere  Möglichkeit  läßt,  als  die  Umwelt  und  mit  ihr  auch  die  Gesell- 
schaften und  Kulturen  zu  verderben.  Dieses  Problem  wird  noch  dadurch  vergrößert, 
daß  so  viele  Regime  an  der  Macht  bleiben,  die  ihre  Politik  und  ihr  Verhalten  nicht  auf 
die  Rechte  der  Armen  oder  die  Verpflichtungen  der  Menschen  gegenüber  der  Natur 
gründen  und  die  keiner  demokratischen  Kontrolle  unterstehen.  Dasselbe  gilt  für  an- 
dere Institutionen  einschließlich  transnationaler  Unternehmen.  Diese  Institutionen 
vermehren  den  finanziellen  Reichtum  einiger  durch  den  Verlust  an  Natur  für  alle.  Bei 
dem  Bemühen,  das  Bruttosozialprodukt  zu  steigern,  wird  der  Faktor  der  Natur  ver- 
nachlässigt. 

Armut  wie  auch  Gier  schädigen  die  Natur.  Die  in  der  Armut  Gefangenen  sind  oft  zu 
Handlungen  gezwungen,  die  zu  Entwaldung,  überintensiver  Landnutzung  und  nach- 
folgender Erosion,  Versalzung  und  Versteppung  führen,  die  ihrerseits  in  einem  circu- 
lus  vitiosus  verstärkte  Armut  hervorrufen. 

Armut  trägt  auch  wesentlich  zum  Bevölkerungswachstum  bei,  das  wiederum  zur  Um- 
weltschädigung beiträgt.  Maßnahmen  zur  Stabilisierung  der  Bevölkerung  werden,  so 
dringlich  sie  sind,  erfolglos  sein,  wenn  sie  das  Problem  der  Armut  übergehen. 

Die  Wirtschaft  neu  durchdenken 

Mit  den  neuen  Kommunikationsmitteln  sind  Preise  sofort  auf  der  ganzen  Welt  bekannt. 
Wenn  wir  jedoch  den  Preis  von  etwas  wissen,  so  kennen  wir  damit  noch  nicht  seinen 
Wert.  Zu  denken,  Preis  sei  gleich  Wert,  ist  ein  herkömmlicher  wirtschaftlicher  Trug- 
schluß. Der  Preis  ist  nur  eine  bestimmte  Art,  den  Wert  auszudrücken,  nämlich  den 
Wert,  den  man  im  Austausch  dafür  bekommt.  In  einer  Marktwirtschaft  beruht  der  Preis 
auf  Angebot  und  Nachfrage,  die  beide  sehr  knapp  und  sehr  kurzfristig  berechnet  wer- 
den. 

Beim  Messen  der  Nachfrage  reagiert  der  Markt  nur  auf  diejenigen  Bedürfnisse,  die 
sich  in  Geld  ausdrücken  lassen  und  hinter  denen  ein  Einkommen  in  Form  von  Geld 
steht.  Immaterielle  Bedürfnisse  bekommen  keinen  Preis;  sie  nehmen  daher  oft  zu, 
statt  durch  Verbrauch  gestillt  zu  werden.  Abfall,  das  Endergebnis  aller  materiellen 
Produktion,  wird  gewöhnlich  nicht  beachtet.  Und  da  die  Armen  wenig  Geld  haben, 
werden  ihre  Bedürfnisse  nicht  erfüllt. 

Beim  Messen  des  Angebots  reagiert  der  Markt  nur  auf  diejenigen  Kosten,  die  sich  in 
Geld  ausdrücken  lassen.  Zudem  ist  es  von  Vorteil  für  die  Produzenten,  diejenigen  Ko- 
sten auszulassen,  für  die  sie  nicht  selbst  aufkommen  müssen,  also  etwa  die  Schädi- 
gung der  Umwelt  und  menschliche  Krankheiten,  die  ihr  Verhalten  zur  Folge  hat.  Infol- 
gedessen wird  ein  beachtliches  Maß  an  Umweltschädigung  verursacht,  ohne  verbucht 
zu  werden. 

Was  wir  also  brauchen,  ist  zuallererst  ein  neuer  Wertbegriff,  der  nicht  auf  Geld  und 
Austausch,  sondern  auf  Lebensfähigkeit  und  Gebrauch  beruht.  Jeder  Mensch  ist  ein- 
mal Gast  auf  dieser  Erde;  er  kommt  und  geht  wieder.  Von  Gästen  kann  man  zumin- 
dest erwarten,  daß  sie  den  Ort,  an  dem  sie  Gastfreundschaft  erfahren  haben,  ebenso 
ordentlich  verlassen,  wie  sie  ihn  vorgefunden  haben.  (...)  Dazu  gehört  die  Erhaltung 
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der  ökologischen  Funktionen,  die  die  Natur  heutigen  und  kommenden  Generationen 
anbietet.  Es  ist  die  Umwelt,  die  die  Menschheit  erhält,  nicht  umgekehrt.  (...) 

Wachstum  und  Entwicklung 

Der  Menschheit  ist  es  nicht  gelungen,  Wachstum  und  Entwicklung  auseinanderzuhal- 
ten. Viele  Menschen  und  Gruppen  befanden  sich,  obwohl  sie  eine  "lebensfähige  Ent- 
wicklung" vertraten,  tatsächlich  häufig  in  der  Situation,  daß  sie  das  "Wachstum"  för- 
derten. Wachstum  um  des  Wachstums  willen  -  die  beständige  Vermehrung  dessen, 
was  bereits  vorhanden  ist  -  ist  die  Strategie  der  wuchernden  Krebszelle.  Wachstum 
um  des  Wachstums  willen  heißt  Zunahme  des  Umfangs  ohne  Kontrolle  und  Begren- 
zung unter  Mißachtung  des  Systems,  von  dem  es  getragen  wird.  Es  führt  letztlich  zur 
Schwächung  und  zum  Tod.  Entwicklung  andererseits  bringt  als  embryonale  Strategie 
die  richtigen  Dinge  zum  richtigen  Zeitpunkt  in  der  richtigen  Größenordnung  im  richti- 
gen Besitzverhältnis  auf  den  richtigen  Platz.  Entwicklung,  die  sowohl  durch  Wachstum 
als  auch  durch  Einschränkung  ihrer  einzelnen  Bestandteile  geschützt  wird,  führt  zu  ei- 
nem sich  selbst  tragenden  Ganzen.  Entwicklung  der  Erde  durch  die  Menschen  be- 
wahrt, wenn  sie  in  einer  der  Entwicklung  des  menschlichen  Körpers  vergleichbaren 
Weise  erfolgt,  das  Gleichgewicht  aller  Bestandteile  des  Ganzen.  (...) 
Im  Gegensatz  zu  bloßem  Wachstum  konzentriert  sich  wahre  Entwicklung  auf  die 
Ebene  des  Ökosystems.  Wie  der  ganze  Körper  und  nicht  nur  das  Gehirn  der  Maßstab 
für  die  "Richtig"keit  der  Entwicklung  des  Menschen  ist,  so  ist  das  Ökosystem  der 
Maßstab  für  die  "Richtig"keit  der  Entwicklung  der  Erde.  So  wird  der  Begriff  der  Ge- 
rechtigkeit, der  in  vielen  Zusammenhängen  auf  menschliche  Beziehungen  beschränkt 
ist,  auf  die  Ebene  des  Ökosystems  angewendet,  wenn  es  um  wahre  Entwicklung  der 
Menschheit  und  der  Erde  als  ganzer  geht. 

Gerecht  und  richtig  ist  das,  was  die  Integrität  des  Ökosystems  aufrechterhält  -  das, 
was  die  sozialen,  biologischen  und  physischen  Komponenten  und  ihre  gegenseitigen 
Beziehungen  erhält.  Entwicklung,  die  eine  dieser  Komponenten  oder  ihre  gegenseiti- 
gen Beziehung  schwächt,  fördert  Ungerechtigkeit.  Daher  schwächt  Unrecht,  das  Men- 
schen von  Menschen  angetan  wird,  das  Ökosystem;  ebenso  schwächt  Unrecht,  das 
Pflanzen  oder  Tieren  von  Menschen  angetan  wird,  das  Ökosystem.  Durch  jede 
Schwächung  dieser  Art  leidet  das  Ganze  und  schließlich  jeder  einzelne  Teil. 

Bekenntnis  und  Notwendigkeit  einer  Ethik  des  Überlebens 

Angesichts  dieser  Situation  müssen  wir  Kirchen  bekennen,  daß  wir  nicht  als  Gläubige 
handeln,  die  Gott  den  Schöpfer  und  Herrscher  aller  Geschöpfe  sehen.  Vielmehr  ver- 
ehren wir  das  goldene  Kalb  des  Konsums  und  Götzen  wie  nationale  "Sicherheit", 
"Geld"  und  "Eigentum".  Daher  muß  die  Entfaltung  einer  auf  Gerechtigkeit  abzielenden 
Ethik  des  Überlebens  in  der  Aufforderung  zu  Reue  und  Umkehr  verankert  sein.  Dies 
ist  ausschlaggebend  geworden  für  die  Erneuerung  der  Kirchen  und  unserer  selbst, 
und  es  ist  der  Weg,  über  den  wir  die  mit  dem  Wirken  des  Heiligen  Geistes  zur  Er- 
neuerung des  Antlitzes  unserer  Erde  verbundene  Verheißung  entdecken  können.  (...) 
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Quelle:  Vorbereitende  Konsultation  zu  Sektion  I  von  Canberra  "Spender  des  Lebens,  erhalte 
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laysia, May  1990,  WCC  Geneva  1990 


135     Spender  des  Lebens  -  erhalte  deine  Schöpfung 

Sektion  I  der  siebten  Vollversammlung,  Canberra  1991 

Die  Vollversammlung  von  Canberra  1991  widmet  erstmals  eine  ganze  Sektion  der  Frage  der 
ökologischen  Ethik.  Die  folgenden  Textauszüge  stellen  die  Neubesinnung  auf  ein  sakramenta- 
les Schöpfungsverständnis  in  den  Horizont  einer  ökumenischen  Umkehr  zu  den  altkirchlichen 
Wurzeln  der  Schöpfungstheologie.  Deutlich  wird  das  Erschrecken  über  den  unvergleichlich  kur- 
zen menschheitsgeschichtlichen  Zeitraum,  in  dem  ein  globaler  ökozid  in  den  Rahmen  des 
Möglichen  gerückt  ist.  Auch  der  ökumenische  Versuch  einer  Beteiligung  an  der  thematischen 
Diskussion  des  UN-Gipfels  über  Umwelt  und  Entwicklung  in  Rio  wird  reflektiert. 


"Am  Anfang  schuf  Gott  Himmel  und  Erde  ...  Und  Gott  sah  an  alles,  was  er  gemacht 
hatte,  und  siehe,  es  war  sehr  gut"  (Gen  1,1.31). 

13.  Das  Universum  in  all  seiner  Schönheit  und  Großartigkeit  ist  Ausdruck  der  Herrlich- 
keit des  dreieinigen  Gottes,  der  der  Ursprung  allen  Lebens  ist.  Alle  Dinge  sind  in  Chri- 
stus geschaffen  worden,  in  dem  Gottes  Schöpfung  zu  ihrer  Erfüllung  gelangt.  Die  gött- 
liche Gegenwart  des  Geistes  in  der  Schöpfung  verbindet  uns  mit  allem  geschaffenen 
Leben.  Wir  schulden  Gott  in  der  Gemeinschaft  und  für  die  Gemeinschaft,  in  der  wir  le- 
ben, Rechenschaft  und  verstehen  uns  daher  als  Diener,  Haushalter  und  Treuhänder 
der  Schöpfung.  Unsere  Haltung  gegenüber  der  Schöpfung  muß  von  Demut,  Ehrfurcht, 
Achtung  und  Mitgefühl  bestimmt  sein,  und  wir  müssen  auf  die  Wiederherstellung  und 
Heilung  der  Schöpfung  hinarbeiten  in  Vorwegnahme  der  Zusammenfassung  alles  Be- 
stehenden in  Christus,  wenn  die  Zeit  erfüllt  ist  (Eph  1,10). 

14.  Die  Erde  ist  von  Gott  in  einem  reinen  und  einfachen  Akte  der  Liebe  aus  dem 
Nichts  geschaffen  worden,  und  der  Geist  hat  nie  aufgehört,  die  Schöpfung  zu  erhal- 
ten. Unsere  Erde  ist  jedoch  in  großer  Gefahr,  die  ganze  Schöpfung  seufzt  und  ängstet 
sich  in  allen  ihren  Teilen  (Rom  8,22).  Dies  ist  ein  "Zeichen  der  Zeit",  das  uns  auffor- 
dert, zu  Gott  zurückzukehren  und  den  Geist  anzurufen,  damit  er  unser  Leben  neu  aus- 
richte. Versehentlich,  doch  manchmal  auch  bewußt,  haben  sich  Christen  an  der  Zer- 
störung der  Natur  beteiligt;  dafür  müssen  wir  Buße  tun.  Wir  sind  aufgerufen,  uns  er- 
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neut  zu  verpflichten,  als  eine  Gemeinschaft  zu  leben,  die  die  Schöpfung  achtet  und 
sorgsam  mit  ihr  umgeht. 

Die  Schöpfungstheologie:  Eine  Herausforderung  für  unsere  Zeit 

15.  Wo  haben  wir  Menschen  unseren  Platz  in  der  natürlichen  Ordnung?  Die  Erde 
selbst,  dieses  kleine  blaue  Pünktchen  im  All,  ist  etwa  4,5  Milliarden  Jahre  alt.  Das  Le- 
ben entstand  vor  etwa  3,4  Milliarden  Jahren.  Wir  selbst  haben  die  Bühne  vor  etwa 
80000  Jahren  betreten.  Für  den  Schöpfer  ist  das  nur  ein  Augenblick.  Wir  sind  schok- 
kiert  und  erschrocken  darüber,  daß  der  Mensch  nach  nur  etwa  200  Jahren,  die  seit 
dem  Beginn  der  modernen  Industrialisierung  vergangen  sind,  in  der  Lage  ist,  das  Le- 
ben auf  unserem  Planeten  in  seinen  Grundfesten  zu  bedrohen.  Wo  also  ist  unser 
Platz  im  Heilsplan  des  Schöpfers? 

16.  Die  christlichen  heiligen  Schriften  bezeugen,  daß  Gott  der  Schöpfer  alles  Beste- 
henden ist,  und  daß  alles,  was  geschaffen  war,  "sehr  gut  war"  (Gen  1,31;  I.Tim  4,4). 
Gottes  Geist  erhält  und  erneuert  die  Erde  beständig  (Ps  104,30).  Die  Menschheit  ist 
gleichzeitig  Teil  der  geschaffenen  Welt  und  hat  den  Auftrag,  Gottes  Haushalter  der 
geschaffenen  Welt  zu  sein  (Gen  1,26-27;  2,7).  Wir  sind  damit  beauftragt,  die  Erde  zu 
bebauen  und  ihr  in  der  Haltung  jener  gesegneten  Sanftmütigen  zu  dienen  (Gen  2,15), 
die  das  Erdreich  besitzen  werden. 

17.  Menschliche  Sünde  hat  mehrfach  den  Bund  gebrochen,  den  Gott  mit  uns  ge- 
schlossen hat,  und  die  Schöpfung  der  Verzerrung,  Zerrissenheit  und  dem  Verfall  un- 
terworfen -  der  "Vergänglichkeit"  (Rom  8,20).  Wir  haben  die  Erde  an  den  Rand  der 
Vernichtung  gebracht.  Wir  bekennen  jedoch,  daß  das  Erlösungswerk  Christi  nicht  nur 
eine  Erneuerung  des  menschlichen  Lebens,  sondern  des  gesamten  Kosmos  bedeu- 
tet. Deshalb  erwarten  wir  zuversichtlich,  daß  die  Verheißung  des  Heilwerdens  der 
Erde,  die  in  den  Bundesschlüssen  gemacht  worden  ist,  erfüllt  wird,  daß  in  Christus 
"die  Schöpfung  frei  werden  wird  von  der  Knechtschaft  der  Vergänglichkeit  zu  der  herr- 
lichen Freiheit  der  Kinder  Gottes"  (Rom  8,21). 

18.  Die  sakramentale  christliche  Perspektive  hat  auch  Einfluß  auf  unser  Schöpfungs- 
verständnis; wir  bekennen:  "Die  Erde  ist  des  Herrn  und  was  darinnen  ist,  der  Erdkreis 
und  die  darauf  wohnen"  (Ps  24,1).  In  der  Gesamtheit  des  christlichen  Lebens  nehmen 
wir  die  geschaffenen  Dinge  dieser  Welt  und  bieten  sie  Gott  dar,  damit  er  sie  heilige 
und  verwandle,  so  daß  sie  Ausdruck  des  Reiches  sein  können,  in  dem  Gottes  Wille 
geschieht  und  die  Schöpfung  Gott  in  Ewigkeit  verherrlicht. 

19.  Wr  sind  uns  einig  darüber,  daß  es  in  der  Vergangenheit  Auffassungen  gegeben 
hat,  die  zu  lebenszerstörenden  Herrschafts-  und  Kontrollsystemen  sowie  zu  einem 
Naturbegriff  geführt  haben,  in  dem  die  Natur  als  Eigentum  des  Menschen  und  als  Ob- 
jekt uneingeschränkter  Manipulation  verstanden  wurde.  Viele  traditionelle  Strömungen 
haben  den  Begriff  des  Herrschens  (Gen  1,28)  als  Ausbeutung  mißverstanden,  und 
Gottes  Transzendenz  als  Abwesenheit.  Je  mehr  die  Theologie  Gottes  absolute  Trans- 
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zendenz  und  Distanz  von  der  materiellen  Sphäre  hervorgehoben  hat,  desto  stärker 
wurde  die  Erde  als  eine  "nichtspirituelle"  Realität,  als  bloßes  Objekt  der  Ausbeutung 
durch  den  Menschen  gesehen.  Zwar  lehnen  wir  diese  Folgerungen,  die  aus  einigen 
Schöpfungstheologien  gezogen  worden  sind,  ab,  wissen  aber  auch,  daß  sie  Teil  von 
Lebensweisen  sind,  die  theologisch  gutgeheißen  und  unterstützt  werden.  (...) 

21.  Durch  unsere  Beschäftigung  mit  einer  geistzentrierten  Schöpfungstheologie  sind 
wir  zu  einem  tieferen  Verständnis  gelangt.  Das  Erbe  der  Urvölker  und  der  nichtwestli- 
chen Kulturen,  insbesondere  derjenigen,  die  ihre  Spiritualität  des  Landes  bewahrt  ha- 
ben, kann  uns  allen  neue  Einsichten  vermitteln.  In  der  ganzen  Welt  werden  Frauen 
und  Land  häufig  mit  ähnlichen  Bildern  dargestellt  und  ähnlich  behandelt.  Das  Wirken 
des  Geistes  heilt  die  Wunden  beider.  Die  Erfahrung  der  Frauen  ist  von  unschätzbarem 
Wert,  wenn  wir  unsere  Beziehungen  zur  Erde  und  zueinander  verstehen  und  heilen 
wollen.  Auch  die  Armen,  die  immer  als  erste  und  am  stärksten  unter  der  Umweltzer- 
störung zu  leiden  haben,  lehren  uns  Dinge,  die  wir  für  eine  angemessene  Schöp- 
fungstheologie wissen  müssen.  In  einer  so  interdependenten  Welt  wie  der  unseren 
kann  ihr  Kampf  als  entscheidender  Ausgangspunkt  für  alle  dienen.  Und  auch  auf  die 
Naturwissenschaftler  sind  wir  angewiesen,  da  sie  über  das  geeignetste  und  effiziente- 
ste Instrumentarium  verfügen,  um  die  Natur  und  ihre  Gefährdung  durch  den  Men- 
schen zu  verstehen.  Außerdem  werden  durch  die  naturwissenschaftlichen  Erkennt- 
nisse unser  Sinn  für  das  Mysterium  des  Lebens  und  unsere  Ehrfurcht  und  Bewunde- 
rung für  das  Werk  des  Schöpfers  vertieft.  Wir  danken  Gott  für  alle  diese  Quellen  der 
Einsicht,  der  Weisheit  und  des  Verständnisses.  (...) 

Auf  dem  Weg  zu  einer  ökologischen  Wirtschaftsethik 

24.  Mit  den  Institutionen  des  Sabbat,  des  Sabbatjahres  und  des  Jubeljahres  hat  die 
Bibel  uns  gezeigt,  wie  wir  Ökonomie  und  Ökologie  miteinander  versöhnen  können,  wie 
wir  Mensch  und  Gesellschaft  erneuern  können  (Ex  23;  Lev  25).  So  lassen  sich  öko- 
nomische Effizienz  und  Haushalterschaft  über  die  Ressourcen  der  Erde  miteinander 
vereinbaren.  Gesetz  und  Gnade,  Disziplin  und  soziale  Gerechtigkeit  ergänzen  einan- 
der. 

25.  Um  die  destruktive  Herrschaft  des  Menschen  über  die  Schöpfung  abbauen  zu 
können,  müssen  Gemeinschaft  und  Miteinander-Teilen  neu  und  als  alle  einschließend 
verstanden  und  erfahren  werden.  In  der  Bibel  besteht  eine  enge,  unauflösliche  Bezie- 
hung zwischen  Entwicklung,  Ökonomie  und  Ökologie.  Diese  biblische  Vision  verblaßt 
jedoch,  wenn  Fortschritt  als  Produktion  und  Konsum  von  immer  mehr  materiellen  Gü- 
tern aufgefaßt  und  Entwicklung  mit  Wachstum  gleichgesetzt  wird.  Sie  schwindet  voll- 
ends, wenn  Reichtum  nicht  im  Zusammenhang  mit  Bedürfnissen  der  Armen  gesehen 
und  die  Welt  in  Norden  und  Süden,  in  industrialisierte  und  nichtindustrialisierte  Staa- 
ten gespalten  wird.  (...) 

27.  Die  freie  Marktwirtschaft  kann  schnell  auf  Bedürfnisse  reagieren,  die  sich  finanziell 
beziffern  lassen.  Märkte  und  Preise  besitzen  jedoch  keine  inhärente  Ethik.  Der  um- 
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fangreiche  schändliche  Waffenhandel  verdeutlicht  beispielhaft  die  Unmoral  unserer 
Weltwirtschaftsordnung  und  ist  eine  der  Hauptursachen  für  den  Golfkrieg.  Die  welt- 
weite ökumenische  Bewegung  kritisiert  seit  Jahren,  daß  die  bestehende  Wirtschafts- 
ordnung undemokratisch  und  unsozial  ist  und  menschlicher  Gier  Vorschub  leistet. 
Doch  nach  wie  vor  besteht  eine  himmelschreiende  Ungerechtigkeit  in  der  internatio- 
nalen Verteilung  des  Einkommens,  des  Wissens,  der  Macht  und  des  Reichtums.  Hab- 
süchtiger Materialismus  ist  zur  beherrschenden  Ideologie  unserer  Zeit  geworden.  Die 
unverantwortliche  Ausbeutung  der  geschaffenen  Welt  geht  weiter.  Veränderungen 
kann  es  nur  durch  aktive  Opposition  und  durch  den  Druck  einer  aufgeklärten  und  ver- 
antwortungsbewußten Gesellschaft  geben.  Uns  ist  jetzt  deutlicher  bewußt  geworden, 
daß  die  Marktwirtschaft  reformbedürftig  ist,  und  daher  schlagen  wir  die  folgenden 
Maßnahmen  vor: 

28.  Hilfe  zur  Selbsthilfe  auf  lokaler  Ebene.  In  der  ganzen  Welt  können  wir  sehen,  daß 
kleine  Gruppen  von  Menschen  aller  Rassen  und  Klassen,  die  voller  Mut  und  Hoffnung 
sind,  etwas  bewirken  können.  Diese  kleinen  örtlichen  Gemeinschaften  versuchen,  ge- 
gen die  Trends  einer  gewinnsüchtigen  Gesellschaft  zu  leben,  in  der  individuelle  Gier 
und  soziale  und  ökologische  Ausbeutung  vorherrschen.  Solche  Formen  direkter  Aktion 
auf  Ortsebene  bringen  oft  eine  neue  Lebensqualität  hervor,  die  nicht  in  erster  Linie  auf 
dem  Erwerb  von  Gütern  beruht,  sondern  vielmehr  auf  einem  Leben,  das  in  richtiger 
Beziehung  zur  gesamten  Schöpfung  steht.  Eine  ähnliche  Wertstellung  ist  bei  denjeni- 
gen, die  ein  privilegiertes  Leben  führen,  noch  dringender  notwendig. 

29.  Staatliche  Kontrolle.  Die  Grenzen  staatlicher  Kontrolle  sind  heute  weithin  sichtbar 
geworden.  Gesetze  können  ihre  Ziele  nur  dann  erreichen,  wenn  sie  in  einen  umfas- 
senden Prozeß  sozialer  Veränderungen  eingebettet  sind  und  im  Rahmen  eines  funk- 
tionierenden Rechtssystems  angewandt  werden.  In  vielen  Ländern  könnte  mehr  getan 
werden,  um  die  Effizienz  und  den  demokratischen  Charakter  staatlicher  Kontrolle  zu 
fördern.  Ohne  eine  Demokratisierung  von  Politik  und  Wirtschaft  wird  es  keine  wirkliche 
Achtung  vor  der  Schöpfung  geben.  Es  ist  dringend  notwendig,  daß  ökologische  Ver- 
brechen gründlich  untersucht,  strafrechtlich  verfolgt  und  bestraft  werden. 

30.  ökonomische  Grundsätze  überdenken.  Wir  sollten  nicht  aus  den  Augen  verlieren, 
daß  die  Weltgemeinschaft  der  ganzen  Schöpfung  gegenüber  rechenschaftspflichtig 
und  für  die  ökonomischen  und  ökologischen  Entscheidungen  verantwortlich  ist,  zu  de- 
nen das  Welthandelssystem  führt.  Marktpreise  spiegeln  nur  in  seltenen  Fällen  die  ef- 
fektive langfristige  Knappheit  eines  Gutes  wider.  Die  Preise  sollten  die  Notwendigkeit 
der  Erhaltung  und  Erneuerung  natürlicher  Ressourcen  erkennen  lassen.  In  einer 
Marktwirtschaft  richtet  sich  der  Preis  nach  Angebot  und  Nachfrage,  Bedürfnisse  wer- 
den nicht  mit  Preisen  bewertet;  daher  werden  sie  häufig  nicht  durch  Konsum  befrie- 
digt, sondern  lediglich  gesteigert. 

31.  Was  wir  deshalb  vor  allem  brauchen,  ist  ein  neuer  Wertbegriff,  der  nicht  auf  Geld 
und  Tauschwert,  sondern  auf  Überlebensfähigkeit  und  Gebrauchswert  beruht.  Wir 
brauchen  des  weiteren  ein  neues  Konzept  von  Entwicklung  im  Gegensatz  zu  bloßem 
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Wachstum;  Entwicklung,  die  zu  einem  sich  selbst  versorgenden  Ganzen  führt.  Was 
"gerecht"  und  "richtig"  ist,  hängt  dann  von  den  gesellschaftlichen,  biologischen  und 
materiellen  Beziehungen  zwischen  Mensch  und  Erde  ab.  Eine  derart  natürliche  Ent- 
wicklung geht  auf  jeder  Ebene  auf  das  Ökosystem  ein. 

32.  Eine  Allgemeine  Erklärung  der  Pflichten  des  Menschen  gegenüber  der  Natur.  Die 
Allgemeine  Erklärung  der  Menschenrechte  dient  als  ethisch-sittlicher  Maßstab  für 
diejenigen,  die  Macht  ausüben.  Auf  der  zweiten  UN-Konferenz  über  Umwelt  und  Ent- 
wicklung, die  im  Juni  1992  in  Brasilien  tagen  soll,  wird  ein  Entwurf  für  eine  "Charta  der 
Erde"  ausgearbeitet  werden.  Sie  soll  u.a.  ein  internationales  Übereinkommen  über  die 
Verpflichtung  der  Regierungen  enthalten,  das  weltweite  Ökosystem  zu  schützen,  so- 
wie über  die  Pflichten  gegenüber  den  kommenden  Generationen.  Unserer  Meinung 
nach  sollte  die  Charta  einen  Abschnitt  enthalten,  der  sich  mit  den  Pflichten  der  Produ- 
zenten von  Gütern  und  Dienstleistungen  in  Industrie  und  Landwirtschaft,  und  hier  ins- 
besondere mit  den  transnationalen  Konzernen,  sowie  mit  der  Verantwortung  der  Kon- 
sumenten befaßt.  Für  die  Durchsetzung  der  Charta  sollte  von  der  internationalen  bis 
hinunter  zur  Ortsebene  ein  juristisches  Instrumentarium  vorgesehen  werden.  Ferner 
sollte  eine  Amnesty  International  vergleichbare  Organisation  geschaffen  werden,  de- 
ren Aufgabe  es  wäre,  über  Verletzungen  der  Charta  zu  informieren  und  die  Öffentlich- 
keit zu  mobilisieren.  Hierbei  könnten  .Verbraucheraktionen  eine  wichtige  Rolle  spielen. 
(...) 

Quelle:  Im  Zeichen  des  Heiligen  Geistes.  Bericht  aus  Canberra  1991,  hg.v.  Walter  Müller- 
Römheld,  Frankfurt/M.  1991,  S.  242-246 
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136  Ein  langfristiges  Konzept  einer  überlebensfähigen  und  gerechten 
Gesellschaft 

Weltkonferenz  über  Wissenschaft  und  Technologie  für  eine  menschliche  Entwicklung, 
Bukarest  1974 

Wesentliche  Impulse  des  später  in  Nairobi  beschlossenen  Studienprojektes  über  eine 
"gerechte,  partizipatorische  und  überlebensfähige  Gesellschaft"  gehen  auf  die  Bukarester  Kon- 
ferenz über  "Wissenschaft  und  Technologie  für  eine  menschliche  Entwicklung"  zurück.  Der 
dann  auch  in  den  Vereinten  Nationen  verwendete  Leitbegriff  des  "sustainable  development"  hat 
hier  in  der  ökumenischen  Diskussion  seine  Wurzeln.  Sustainability  bezog  sich  dabei  auf  die 
Dauerhaftigkeit  eines  gesellschaftlichen  Lebenssystems,  bezogen  auf  seine  inneren  und  äuße- 
ren Rahmenbedingungen  sowohl  in  ökologischer  wie  in  sozialer  Hinsicht.  Der  Dauerhaftigkeit 
bzw.  Bestandfähigkeit  eines  gesellschaftlichen  Lebenssystems  als  Strukturmerkmal  entsprach 
dabei  als  sozialpolitisches  Merkmal  das  Kriterium  der  Lebensqualität  für  die  Bevölkerung. 


A.  Die  Qualität  des  Lebens  verbessern 

Der  Sinn  des  Nachdenkens  über  die  Zukunft  der  Menschheit  in  langfristiger  Perspek- 
tive besteht  darin,  eine  höhere  Lebensqualität  zu  erlangen,  als  durch  eine  Aufeinan- 
derfolge kurzfristiger  Strategien  erreicht  werden  könnte.  Wenn  wir  den  ansteigenden 
Materialverbrauch  auf  unserem  fragilen,  begrenzten  Planeten  betrachten,  müssen  wir 
zu  dem  Schluß  kommen,  daß  ein  Punkt  erreicht  ist,  an  dem  der  Nutzen  einer  größeren 
materiellen  Produktion  und  die  materiellen  Bedürfnisse  einer  wachsenden  Zahl  von 
Menschen  die  negativen  Auswirkungen  nicht  mehr  aufwiegt,  die  dieses  Wachstum  auf 
die  nicht-materiellen  Dimensionen  der  Qualität  des  Lebens  hat  Weil  viele  der  negati- 
ven Auswirkungen  erst  nach  einer  längeren  Verzögerung  auftreten,  hängt  das  Urteil 
darüber,  ab  wann  ein  fortgesetztes  Wachstum  die  Lebensqualität  vermindert,  vom  an- 
gewandten Planungshorizont  ab.  Weil  wir  eine  Verantwortung  mindestens  dem  Leben 
unserer  Enkel  gegenüber  empfinden  und  weil  wir  die  Grenzen  unserer  natürlichen 
Umwelt  verspüren,  für  längere  Zeit  eine  Belastung  zu  tragen,  die  noch  wesentlich  hö- 
her als  die  gegenwärtige  ist,  glauben  wir,  daß  die  reichen  Teile  der  Welt  jenen  kriti- 
schen Punkt  bereits  jetzt  erreicht  haben,  an  dem  materielles  Wachstum  die  Qualität 
des  Lebens  für  eine  gewisse  Zahl  von  Menschen  innerhalb  einer  gewissen,  uns  hier 
interessierenden  Frist  vermindern  wird.  Die  übrigen,  ärmeren  Teile  der  Menschheit 
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befinden  sich  in  einer  Situation,  in  der  der  unmittelbare  Nutzen  eines  materiellen 
Wachstums  -  abgesehen  von  seinen  Auswirkungen  auf  die  Bevölkerungsentwicklung  - 
weit  größer  ist  als  die  wahrscheinlichen  Kosten  im  Blick  auf  eine  verminderte  Qualität 
des  Lebens  in  der  Gegenwart  oder  in  der  relevanten  Zukunft.  Daraus  folgt,  daß  die 
weltweite  Lebensqualität  durch  materielles  Wachstum  bei  den  Armen  und  durch  Sta- 
gnation und  womöglich  Einschränkungen  des  Ressourcenverbrauchs  bei  den  Reichen 
vergrößert  werden  wird. 


B.  Die  überlebensfähige  Gesellschaft 

Wenn  die  materiellen  Lebensbedingungen  der  heutigen  Armen  einmal  verbessert 
sind,  wird  das  wesentliche  Hauptziel  darin  bestehen  müssen,  eine  erzwungene  plötzli- 
che Rückentwicklung  (z.B.  durch  den  Kollaps  des  hoch  belasteten  Landwirtschaftssy- 
stems) zu  einem  weniger  wünschenswerten  Stadium  zu  verhindern.  Das  Ziel  muß  in 
einer  Widerstands-  und  überlebensfähigen  Gesellschaft  bestehen,  in  der  jedes  Indivi- 
duum sich  sicher  fühlen  kann,  daß  seine  Lebensqualität  gewährleistet  oder  verbessert 
werden  wird.  Wir  können  hier  bereits  einige  notwendige  Merkmale  beschreiben,  durch 
die  eine  solche  bestandfähige  Gesellschaft  gekennzeichnet  sein  müßte.  Zum  ersten 
kann  soziale  Stabilität  nicht  ohne  eine  gerechte  Verteilung  dessen  erreicht  werden, 
woran  gemeinhin  Knappheit  besteht,  und  nicht  ohne  gleiche  Möglichkeiten  der  Teil- 
habe an  gesellschaftlichen  Entscheidungen.  Zum  zweiten  wird  eine  widerstandsfähige 
Gesellschaft  nicht  überlebensfähig  sein,  wenn  nicht  die  Gesamtnachfrage  nach  Nah- 
rung zu  jeder  Zeit  unterhalb  der  weltweiten  Möglichkeit  zu  ihrer  Befriedigung  bleibt, 
und  wenn  nicht  der  Ausstoß  von  Umweltgiften  deutlich  hinter  der  Aufnahmekapazität 
des  Ökosystems  zurückbleibt.  Zum  dritten  wird  die  neue  soziale  Organisation  der  Ge- 
sellschaft nur  so  lange  überlebensfähig  sein,  wie  die  Verbrauchsrate  der  nicht-erneu- 
erbaren Ressourcen  die  Zunahme  an  Ressourcen,  die  durch  technologische 
Innovation  zugänglich  werden,  nicht  übersteigt.  Schließlich  erfordert  eine  überlebens- 
fähige Gesellschaft  ein  Maß  menschlicher  Aktivitäten,  das  nicht  durch  die  unaufhörli- 
chen, umfassenden  und  häufigen  natürlichen  Änderungen  des  globalen  Klimas  nach- 
teilig beeinflußt  wird. 

Im  Kern  wird  also  eine  überlebensfähige  Gesellschaft  eine  Gesellschaft  mit  einer  sta- 
bilen Bevölkerung  und  einem  festgelegten  materiellen  Reichtum  pro  Person  sein,  eine 
Gesellschaft,  die  aktiv  eine  Verbesserung  der  Qualität  des  Lebens  in  grundlegend 
nicht-materiellen  Dimensionen  wie  Freizeit,  Dienstleistungen,  den  Künsten,  Bildung 
und  Sport  zu  erreichen  anstrebt.  In  einem  überlebensfähigen  Staat  werden  die  Pro- 
bleme mit  einer  besser  handhabbaren  Häufigkeit  auftreten  als  heute.  Menschen  wer- 
den sich  den  Luxus  leisten  können,  den  Einsatz  von  neuen  Technologien  zu  verzö- 
gern, um  sich  verschiedene  menschliche  Optionen  offenzuhalten  (z.B.  durch  eine 
Steigerung  der  globalen  Produktion  oder  eine  Verbesserung  der  Lebensqualität  inner- 
halb der  gegebenen  Grenzen),  bis  deren  unvermeidliche  Nebeneffekte  aufgedeckt 
und  veröffentlich  worden  sind  und  eine  Entscheidung  über  ihren  Einsatz  trotz  ihrer  un- 
beabsichtigten Nebeneffekte  getroffen  wird.  Konkreter  formuliert  sehen  wir  eine  Welt 
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voraus,  in  der  1)  die  Sicherheit  jedes  Individuums,  2)  die  Umverteilung  des  gesell- 
schaftlichen Reichtums  und  3)  die  Gewährleistung  eines  maximalen  Konsumstan- 
dards durch  ein  transnationales  System  sozialer  Sicherheit  bewirkt  werden,  das  die 
Verantwortung  für  das  Schicksal  des  Individuums  auf  alle  Menschen  aufteilt.  Um  die 
wertvolle  kulturelle  Vielfalt  zu  bewahren,  wird  die  Verantwortung  für  verschiedene  so- 
ziale Aktivitäten  in  dem  Maße  internationalisiert,  regionalisiert  oder  nationalisiert  wer- 
den, wie  es  für  die  Überlebensfähigkeit  notwendig  ist. 


C.  Der  dringend  benötigte  Übergang 

Die  enormen  Veränderungen  der  Einstellungen,  die  mit  der  Einführung  des  nationalen 
Wohlfahrtsstaates  in  der  vergangenen  Generation  deutlich  wurden,  lassen  uns  hoffen, 
daß  eine  ähnliche  Akzeptanz  für  eine  globale,  auf  Überlebensfähigkeit  ausgerichtete 
Wohlfahrtsgesellschaft  innerhalb  der  nächsten  Generation  erreicht  werden  kann,  vor 
allem  weil  die  Notwendigkeit  dazu  um  vieles  größer  ist.  Es  gibt  wenig  Zeit  zu  zögern. 
Die  menschliche  Beeinflussung  unseres  begrenzten  Planeten  nimmt  von  Tag  zu  Tag 
zu  und  wird  auch  nach  einer  Entscheidung,  die  menschliche  Einwirkung  zu  reduzie- 
ren, noch  jahrzehntelang  zunehmen.  Dies  liegt  an  dem  Trägheitsmoment  unserer  so- 
zialen Institutionen,  unserer  Bevölkerungsgröße  und  den  sich  akkumulierenden  Aus- 
wirkungen einer  langjährigen  Aufnahme  chemischer  Verbindungen  mit  noch  dunklen 
Wirkungen  auf  unsere  Körper.  Es  gibt  ein  wachsendes  Verständnis  für  die  Notwendig- 
keit, unsere  Planungen  nicht  auf  die  Bevölkerungszahlen  von  heute  auszurichten, 
sondern  auf  die  Welt  bevölkerung,  die  wir  unweigerlich  in  30  Jahren  auf  der  Erde  ha- 
ben werden.  In  ähnlicher  Weise  ist  es  notwendig,  nicht  nur  das  gegenwärtige  Ausmaß 
der  Umweltverschmutzung  und  der  politischen  Zwangsmaßnahmen  dagegen  abzu- 
schätzen, sondern  die  möglichen  zukünftigen  Ausmaße.  Um  in  einem  expandierenden 
System  eine  Katastrophe  zu  vermeiden,  müssen  Anstrengungen,  die  zunehmenden 
Auswirkungen  zu  kontrollieren,  beginnen,  bevor  das  jetzt  vorhergesagte  Maß  ein  nicht 
mehr  hinnehmbares  Niveau  erreicht.  Normalerweise  macht  dies  ein  politisches  Han- 
deln in  einer  Situation  notwendig,  die  noch  akzeptabel  oder  sogar  wünschenswert  er- 
scheint. Doch  gibt  es  an  vielen  Stellen  bereits  Zweifel  darüber,  ob  die  Erde  die  vor- 
ausgeschätzte Bevölkerungsentwicklung  zu  tragen  in  der  Lage  ist.  Dieser  Zweifel  wird 
allerdings  zur  Gewißheit  werden,  wenn  es  eine  Verzögerung  in  dem  beherzten  Beginn 
eines  wirklichen  Übergangs  zu  einer  überlebensfähigen  Gesellschaft  gibt,  der  mit  ei- 
ner Reduktion  des  Konsums  und  einer  Beschränkung  der  materiellen  Verschwendung 
unter  den  Reichen  und  einer  Entschärfung  der  sozialen  Explosivität  beginnt,  die  von 
Ungerechtigkeit  und  Armut  hervorgerufen  wird.  Auch  auf  das  Risiko  hin,  daß  wir  nicht 
in  der  Lage  sein  werden,  den  Übergang  zu  einer  überlebensfähigen  Gesellschaft  voll- 
ständig durchzuführen,  müssen  wir  die  Zuversicht  haben,  den  ersten  Schritt  zu  tun, 
und  darauf  vertrauen,  daß  menschliche  Erfindungskraft  die  Hindernisse  überwinden 
kann,  die  die  weitere,  während  der  kommenden  Übergangsperiode  unvermeidliche, 
materielle  Expansion  hervorrufen  wird. 
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Quelle:  Science  and  Technology  for  Human  Development.  The  Ambiguous  Future  and  the  Chri- 
stian Hope,  Bucharest  June  24-July  2,  1974;  in:  Anticipation  No.  19,  November  1974,  p.4ff;  hier 
p.1 41 (eigene  Übersetzung)  -  engl.  Berichtstext  auch  in:  Study  Encounter  Vol.X,  No.4,  1974, 
Dokument  Nr. SE  69. 


137     Überprüfung  der  Kriterien  für  Lebensqualität 

Vorbereitungstexte  für  die  MIT-Konferenz  über  Glaube,  Wissenschaft  und  Zukunft, 
Boston  1979 

Die  in  Bukarest  1974  begonnene  Diskussion  über  Kriterien  von  Lebensqualität  wird  in  der  Bo- 
stoner Konferenz  1979  fortgeführt.  Dabei  geht  es  um  die  Fragen  nach  der  grundsätzlichen 
Zielorientierung  des  Wirtschaftens  sowie  der  Meßbarkeit  von  Parametern  der  Lebensqualität, 
die  zur  Beurteilung  der  Leistungsfähigkeit  verschiedener  Wirtschaftssysteme  bzw.  nationaler 
Ökonomien  verwend  et  werden  können.  Beides  notwendige  Fragen  für  die  Vergleichbarkeit  von 
Entwicklungsstandards  verschiedener  Länder  und  die  Meßbarkeit  einer  grundbedürfnisorien- 
tierten  Entwicklungsstrategie.  Der  folgende  Text  bietet  erste  Ansätze  für  den  Übergang  zu  ei- 
nem qualitativen  Wachstumsverständnis  innerhalb  der  ökumenischen  Wrtschaftsethik,  das  sich 
endgültig  von  der  Engführung  eines  ökonomistischen  Wachstumskonzeptes  verabschiedet. 


Drei  fundamentale  Fragen  sind  der  Kern  gerade  der  ökonomischen  Theorie: 

a)  Worin  besteht  die  erstrebenswerteste  Qualität  des  Lebens  und  mit  Hilfe  welcher 
Kriterien  läßt  sich  diese  festlegen? 

b)  Welche  Parameter  lassen  sich  ersinnen,  um  eine  Bemessung  der  Lebensqualität 
vorzunehmen? 

c)  Wie  kann  die  Gesellschaft  als  ganze  eine  höhere  Lebensqualität  planen  und  nicht 
nur  einzelnen  und  Gruppen  überlassen,  diese  zu  erreichen? 

Diese  drei  Fragen  können  als  grundsätzlich,  maßstabsbezogen  bzw.  operational  be- 
zeichnet werden. 


/.  Grundsätzliche  Erwägungen 

Wie  kann  zunächst  die  Wirtschaftstheorie  selbst  die  Kategorie  der  Lebensqualität  als 
eine  ziemlich  umfassende  Kategorie  für  die  Beurteilung  menschlicher  Entwicklung 
einbeziehen?  Worin  liegen  die  charakteristischen  Merkmale  für  eine  höhere  oder  nied- 
rigere Lebensqualität  und  wie  entsteht  ein  sozialer  Konsens  über  Zielvorstellungen 
von  Lebensqualität? 
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Es  ist  ganz  klar,  daß  die  Lebensqualität  nicht  alleine  ein  Resultat  eines  staatlichen 
Planungsprozesses  sein  kann.  Persönliche  Entscheidungen,  Gruppenentscheidun- 
gen, religiöse  Einflüsse  und  kulturelle  Faktoren  einschließlich  bildungsbezogener  Un- 
terschiede können  alle  die  Lebensqualität  beeinflussen.  Die  Kultur  insgesamt  kann 
ebensowenig  wie  die  individuelle  Freizeitgestaltung  vollständig  durch  den  Staat  ge- 
plant werden.  Doch  kann  durch  den  staatlichen  Planungsprozeß  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  ein  größerer  Spielraum  für  kulturelles  Leben  und  Freizeitgestaltung  ge- 
schaffen werden. 

Die  Art  und  Weise,  in  der  die  Güterproduktion  und  die  Dienstleistungen  in  einer  Ge- 
sellschaft organisiert  werden,  ist  ein  entscheidender  Faktor  in  der  Bestimmung  der 
Lebensqualität.  Die  fundamentalen  ökonomischen  Fragen,  die  im  Blick  auf  die  Le- 
bensqualität insgesamt  gestellt  werden  müssen,  lauten  wie  folgt: 

a)  Aufweichen  Zweck  sollen  die  ökonomischen  Aktivitäten  ausgerichtet  werden,  da- 
mit sie  dem  Ziel  dienen,  eine  höhere  Lebensqualität  für  alle  zu  erreichen? 

b)  Welche  Prinzipien  sollten  die  Rahmenordnung  der  Wirtschaft  bestimmen,  damit 
eine  höhere  Lebensqualität  für  alle  erreicht  wird? 

Die  zwei  Hauptfragen  hinsichtlich  der  Rahmenordnung  der  Wirtschaft,  die  Auswirkun- 
gen auf  die  Frage  nach  der  Lebensqualität  haben,  sind: 

a)  Was  ist  die  Motivation  für  eine  wirtschaftliche  Aktivität  -  Profit,  persönliche  Errun- 
genschaften oder  ein  soziales  Engagement? 

b)  Wer  besitzt  und  wer  kontrolliert  die  Produktionsmittel? 

Beide  Fragen  sind  mit  einigen  ideologischen  Streitfragen  belastet,  was  es  für  interna- 
tionale Gruppen  schwierig  macht,  über  sie  leidenschaftslos  zu  diskutieren.  Gleichwohl 
haben  sie  eine  Schlüsselbedeutung  für  die  Frage  nach  der  Qualität  des  Lebens.  Denn 
es  kann  zum  Beispiel  argumentiert  werden,  daß  die  Wurzel  des  Mißstandes  der  ge- 
genwärtigen Überflußökonomien  bei  jenem  persönlichen  Egoismus  und  Aggressivität 
zu  suchen  sind,  die  durch  eine  individualistische  Konkurrenzökonomie  und  die  ihr  ent- 
sprechende Kultur  gestützt  und  hervorgerufen  werden.  Für  eine  ökonomische  und  so- 
ziale Gesellschaftsorganisation,  die  dazu  fähig  ist,  die  Lebensqualität  aller  zu  sichern, 
gehören  hingegen  das  Herstellen  eines  rechten  Gleichgewichtes  zwischen  den  indivi- 
duellen und  sozialen  Dimensionen  der  menschlichen  Existenz  sowie  ein  Rahmen  für 
persönliche  Kreativität,  der  verantwortlich  bleibt  für  die  Bedürfnisse  und  Erfordernisse 
der  Gesellschaft  als  ganzer.  Wo  immer  lediglich  ein  Interesse  am  individuellen  Profit 
und  am  persönlichen  Fortkommen  alleine  dominiert,  wird  sich  die  Lebensqualität  für 
alle  letztlich  vermindern.  Eine  Gesellschaft  mit  einer  höheren  Lebensqualität  kann  nur 
erreicht  werden,  wenn  es  eine  breitenwirksame  Bildung  und  Erziehung  im  Blick  auf  die 
Teilhabe  an  sozialen  und  gemeinwesenorientierten  Zielen  gibt  und  wo  wesentliche 
Schranken  für  individuelle  oder  gruppenbezogene  Gewinnsucht,  Ausbeutungsinteres- 
sen und  Aggressionen  festgelegt  werden. 

Auf  diesem  Hintergrund  ist  es  klar,  daß  es  deutliche  Grenzen  für  die  Qualität  des  Le- 
bens sowohl  im  System  einer  Marktökonomie  wie  im  System  einer  sozialistischen 
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Ökonomie  gibt,  die  unnötige  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit  vornimmt.  Al- 
lerdings können  sozialistische  Systeme,  weil  sie  in  der  Lage  sind,  ein  Grundmaß  an 
Lebensmöglichkeiten  für  alle  zu  garantieren  (z.B.  Gleichheit,  Beschäftigung,  Gesund- 
heitsvorsorge, Bildung,  Freiheit  von  ökonomischer  Ausbeutung  usw.)  und  weil  sie  zu- 
nehmend auch  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit  rückgängig  machen,  indem 
sie  Gerechtigkeit  und  Menschenwürde  für  alle  sichern,  als  Gesellschaften  angesehen 
werden,  die  auf  dem  Wege  sind,  ein  höheres  Maß  an  Lebensqualität  zu  erreichen. 
Das  Ausmaß,  in  dem  die  Lebensqualität  für  alle  innerhalb  des  marktwirtschaftlichen 
Systems  verbessert  werden  kann,  scheint  ziemlich  begrenzt  zu  sein.  Soziale  Un- 
gleichheit dauert  an,  auch  wo  es  einen  großen  Zuwachs  im  ökonomischen  Wachstum 
gibt.  Selbst  die  einigermaßen  Wohlhabenden  werden  zunehmend  unzufrieden  und 
unsicher.  Ausführungen,  nach  denen  es  seither  substantielle  und  weitreichende  Ände- 
rungen im  marktwirtschaftlichen  System  gegeben  habe  und  daß  diese  Veränderungen 
die  grundlegenden  Defizite  dieses  Wirtschaftssystem  überwunden  haben,  hatten  bis- 
her keine  wirkliche  Überzeugungskraft.  (...) 


//.  Fragen  hinsichtlich  der  Meßbarkeit  von  Lebensqualität 

(...)  Sicher  kann  nicht  alles  hinsichtlich  der  Lebensqualität  gemessen  und  quantifizie- 
rend festgestellt  werden,  aber  es  bestimmt  möglich,  mehr  als  nur  die  Zahl  der  produ- 
zierten Güterund  Dienstleistungen  festzustellen. 

Die  folgende  Liste  von  Punkten  wird  lediglich  als  ein  vorläufiger  Versuch  angeboten, 
einige  Bereiche  sozialer  Entwicklung  zu  definieren,  die  möglicherweise  bei  dem  Ver- 
such, denkbare  Parameter  zu  entwickeln,  gemessen  und  abgeschätzt  werden  können. 
Gerechtigkeit,  Partizipation  und  Überlebensfähigkeit  sind  dabei  Grundkriterien,  die  in 
fast  allen  der  zehn  Bereiche  auftauchen. 

1.  Die  Qualität  der  produzierten  Waren  und  Dienstleistungen:  Einige  hauptsächliche 
quantifizierbare  Elemente  sind 

a)  Das  Verhältnis  zwischen  den  Gütern,  die  auf  Grundbedürfnisse  bezogen  sind,  zu 
den  Gütern,  die  lediglich  Luxusbedürfnisse  befriedigen.  Die  Kriterien,  die  es  erlau- 
ben, zwischen  diesen  beiden  Kategorien  zu  unterscheiden,  werden  sich  sicher  von 
Gesellschaft  zu  Gesellschaft  unterscheiden.  Aber  wesentliche  Grundbedürfnisse 
und  auf  diese  bezogene  Güter  sind  Nahrung,  Kleidung,  Wohnmöglichkeiten, 
Transportmittel,  Gesundheitsdienste,  Bildung  und  breitenwirksame  Kultur  -  ob- 
gleich es  natürlich  auch  in  all  diesen  Bereichen  schwierig  bleibt,  den  Luxus  vom 
normalen  Bedarf  zu  unterscheiden. 

b)  Die  Qualität  von  Bildung  und  Gesundheitsdiensten  ist  sicher  schwer  exakt  meßbar, 
doch  es  könnten  Parameter  entwickelt  werden,  die  dabei  helfen  könnten,  Chan- 
cengleichheit in  der  Ausbildung  und  in  der  Gesundheitsfürsorge  in  allen  Ländern  zu 
erreichen. 

2.  Verteilungsstrukturen:  Das  Verhältnis  zwischen  dem  durchschnittlichen  Pro-Kopf- 
Einkommen  sowie  dem  Konsumstandard  im  Bereich  der  oberen  10%  der  Bevölkerung 
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und  der  unteren  10%  der  Bevölkerung.  Dieser  Maßstab  sollte  ebenso  einschließen 
den  durchschnittlichen  Protein-Konsum  pro  Kopf  sowie  die  durchschnittlich  zur  Verfü- 
gung stehende  Wohnfläche.  Ebenso  bedeutsam  sind  Verteilungsgesichtspunkte  zwi- 
schen verschiedenen  Regionen  innerhalb  einer  Nation,  zwischen  unterschiedlichen 
ethnischen  Gruppen  oder  Sprachgruppen  sowie  zwischen  städtischen  und  ländlichen 
Bevölkerungsteilen  usw. 

3.  Beschäftigungsstatistik:  Der  Anteil  der  Bevölkerung,  der  arbeitslos  oder  unter- 
beschäftigt ist,  gibt  klare  Hinweise  auf  die  Qualität  des  Lebens  und  ist  ein  wesentlicher 
Parameter. 

4.  Umweltsituation:  Während  das  Ausmaß  der  Umweltverschmutzung  für  sich  alleine 
nur  einen  negativen  Parameter  für  die  Lebensqualität  darstellt,  kann  sich  das  Verhält- 
nis zwischen  den  Investitionen  für  die  Verhütung  von  Umweltverschmutzung  und  der 
Umweltkontrolle  sowie  dem  Umfang  der  tatsächlichen  Umweltschäden  als  ein  sinn- 
voller Parameter  erweisen.  Die  Höhe  der  Kohlendioxidemissionen,  die  Auswirkungen 
auf  die  Ozon-Schicht  sowie  der  Gesamtumfang  der  Wärmeerzeugung  können  als 
weitere  negative  Indikatoren  hinzugenommen  werden.  Auch  die  Art  und  Weise  des 
Ressourcenverbrauchs  kann  in  bestimmterweise  gemessen  werden. 

5.  Das  Ausmaß  der  Abhängigkeit:  Eine  Schlüsselfrage  lautet,  in  welchem  Ausmaß  die 
vorhandene  Form  der  Entwicklung  die  Selbständigkeit  eines  Landes  als  ganzes  sowie 
von  sozialen  Gruppen  innerhalb  dieses  Landes  in  ihrem  Verhältnis  zueinander  steigert 

6.  Die  Dimension  der  Partizipation:  Das  Maß,  in  dem  eine  Partizipation  der  Bevölke- 
rung in  wichtigen  Entscheidungsfragen  im  Bereich  von  Produktion,  Verteilung  und  Re- 
gierung gewährleistet  und  maximiert  wird,  scheint  meßbar  zu  sein  und  kann  als  ein 
Kriterium  für  die  Bestimmung  der  Lebensqualität  verwandt  werden.  Es  ist  freilich  er- 
forderlich, hier  genaue  und  adäquate  Parameter  zu  entwickeln,  da  oftmals  eine  Parti- 
zipation des  Volkes  lediglich  in  einem  formalen  Sinne,  aber  nicht  in  einem  inhaltlichen 
und  aktuellen  Sinne  gewährleistet  wird. 

7.  Die  Qualität  der  Grundmotivationen  bzw.  Werte:  Die  Qualität  menschlicher  Hal- 
tungen und  Wertvorstellungen  ist  allerdings  mit  am  schwierigsten  zu  beurteilen,  doch 
sind  diese  grundlegend  für  die  Qualität  des  Lebens.  Eigennutz,  Gier,  Gewinnsucht, 
Ausbeutung  und  soziale  Unterdrückung  von  anderen  -  dies  sind  zweifellos  negative 
Indikatoren  für  das  Vorhandensein  von  Lebensqualität.  Liebe,  Dienst-  bzw.  Hilfsbereit- 
schaft für  andere,  die  Bereitschaft,  mit  seiner  eigenen  Arbeit  für  das  Wohlergehen  an- 
derer einzustehen,  kurzum  also  eine  soziale  Grund motivation  für  Arbeit  als  solche, 
scheinen  demzufolge  wesentliche  Elemente  einer  Lebensqualität  zu  sein.  (...) 

Es  ist  nicht  völlig  unmöglich,  das  Maß  genauer  zu  bestimmen,  in  dem  eine  wirtschaftli- 
che Organisationsform  jene  soziale  Grundmotivation  fördert,  die  für  die  Erlangung  ei- 
ner Qualität  des  Lebens  für  alle  von  fundamentaler  Bedeutung  ist.  In  jeder  Gesell- 
schaft beinhalten  Gerechtigkeit  und  Überlebensfähigkeit  zusätzlich  zu  dieser  sozialen 


556 


VI. 2  Ökologische  Wirtschaftsethik 

Grundmotivation  mindestens  noch  zwei  weitere  Faktoren:  eine  Sorge  für  die  nach- 
kommnden  Generationen  und  eine  Sorge  um  die  Unversehrtheit  der  Natur  (integrity  of 
nature;  Hg.).  Für  alle  drei  muß  in  den  Strukturen  einer  Gesellschaft  Sorge  getragen 
werden  und  einige  ihrer  Erfordernisse  sollten  auch  meßbar  sein.  Eine  Gesellschaft, 
die  in  allen  drei  Dimensionen  defizient  bleibt,  kann  kaum  in  Anspruch  nehmen,  eine 
höhere  Qualität  des  Lebens  erreicht  zu  haben. 

8.  Menschenrechte  und  menschliche  Freiheit:  Jeder  Versuch,  konkrete  Parameter  zu 
erdenken,  mit  denen  die  Menschenrechtssituation  in  einer  gegebenen  Gesellschaft 
beurteilt  werden  kann,  wird  mit  dem  Problem  konfrontiert,  daß  unterschiedlichen  Men- 
schenrechten eine  unterschiedliche  Priorität  gegeben  wird.  In  einigen  Gesellschaften 
wird  das  Recht  auf  anständige  Arbeit  und  ein  menschenwürdiges  Leben  hochgehal- 
ten, während  das  personale  Recht  auf  Widerspruch  und  Protest  lediglich  an  die  zweite 
Stelle  gerückt  wird.  Andere  Gesellschaften  betrachten  die  persönliche  Meinungsfrei- 
heit, die  Presse-  und  Demonstrationsfreiheit  als  primär.  Eine  Übereinstimmung  über 
eine  Rangfolge  von  Prioritäten  im  Blick  auf  diese  Menschenrechte  ist  eine  Vorausset- 
zung für  die  Herausbildung  von  adäquaten  Parametern,  die  universal  anwendbar  sein 
sollen.  Trotz  dieser  Schwierigkeiten  ist  hier  festzuhalten,  daß  die  Menschenrechte  ei- 
nes der  wesentlichen  Merkmale  eines  menschenwürdigen  Lebens  darstellen  und  daß 
sie  in  die  Liste  von  Kriterien  für  die  Beurteilung  von  Lebensqualität  in  einer  Gesell- 
schaft einbezogen  werden  müssen. 

9.  Kulturelle  Freiheit  und  Kreativität:  Das  UN-Programm  UNIDO  hat  bereits  einige 
Fortschritte  aufzuweisen  bei  der  extrem  schwierigen  Aufgabe,  Parameter  zur  Be- 
schreibung von  kultureller  Entwicklung  zu  entwickeln.  Faktoren  wie  das  Pro-Kopf- 
Investment  in  den  Kulturbereich,  die  Vielfalt  kultureller  Formen  sowie  ihre  internatio- 
nale Anerkennung  sind  nicht  ohne  weiteres  verläßlich,  aber  sie  sind  mit  hilfreich  dabei, 
die  kulturelle  Lebensqualität  zu  bewerten.  Auch  die  wissenschaftliche  und  technologi- 
sche Forschung  kann  als  ein  Teil  der  kulturellen  Leistung  betrachtet  werden.  Einige 
Gesellschaften,  die  anderen  im  Blick  auf  die  industrielle  Entwicklung  weit  hinterher 
sind,  können  im  Blick  auf  ihren  kulturellen  Reichtum  und  ihre  kulturelle  Lebensqualität 
diesen  weit  voraus  sein.  Geeignete  Bewertungsparameter  könnten  dazu  beitragen, 
eine  ausgewogenere  Bewertung  des  Entwicklungsstandes  eines  Landes  zu  ermögli- 
chen. (...) 


///.  Operationale  Probleme  der  Umsetzung 

Wie  können  wir  mit  Parametern  wie  diesen  wirtschaftliches  Handeln  planen?  (...) 
Das  Problem  liegt  also  (...)  auf  der  Ebene  der  nationalen  Ökonomie  bzw.  der  interna- 
tionalen wirtschaftlichen  Beziehungen.  Der  Versuch  von  Einzelnen,  diese  Frage  für 
sich  selbst  zu  lösen,  ist  bereits  Teil  des  Problems  des  (Gruppen-)  Egoismus.  Jede 
Person  ist  nicht  nur  sich  selbst  gegenüber  verantwortlich,  sondern  für  den  Weg  der 
Gesellschaft  im  ganzen.  Wenn  dieses  anerkannt  und  bestätigt  wird,  dann  muß  sich 
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das  Bemühen  darauf  richten,  die  Lebensqualität  für  die  Gesellschaft  im  ganzen  zu 
verbessern  und  nicht  nur  für  einzelne  Individuen.  (...) 

Es  gibt  keinen  Anlaß  und  keine  Evidenz  für  die  Richtigkeit  der  Vermutung,  daß  es 
einfach  eine  "unsichtbare  Hand"  wäre,  die  den  Kurs  der  Geschichte  lenkt  und  in  Ord- 
nung bringt.  Die  Menschheit  ist  selbst  herausgefordert,  so  viel  Kontrolle  wie  möglich 
auszuüben  im  Blick  auf  die  Kräfte,  die  in  der  Geschichte  wirken.  Planungsprozesse 
auf  nationaler  und  internationaler  Ebene  sind  ein  Schlüssel  bei  diesem  Bemühen. 
Kein  Land  kann  sich  der  Verantwortung  entziehen,  seine  eigene  Wirtschaft  wirklich  zu 
planen.  Die  Frage  ist  dann  nur,  in  welchem  Ausmaß  dabei  den  Überlegungen  hin- 
sichtlich der  Lebensqualität  für  alle  Rechnung  getragen  wird.  Wenn  es  ein  grundle- 
gendes Bedürfnis  für  eine  höhere  Lebensqualität  für  alle  gibt,  dann  muß  es  auch  Pla- 
nungsprozesse dafür  geben,  in  denen  alle  Bereiche  der  Gesellschaft  eine  Partizipa- 
tionsmöglichkeit haben. 

Quelle:  Rethinking  the  Criteria  for  the  Quality  of  Life,  in:  Faith,  Science  and  the  Future.  Prepa- 
ratory  Readings  for  the  1979  Conference  of  the  WCC  in  MIT  Boston,  Geneva  1978,  p.45ff 
(eigene  Übersetzung) 


138     Kriterien  für  die  Entscheidungsfindung  in  der  Wirtschaft 

Studiendokument  "Der  christliche  Glaube  und  die  heutige  Weltwirtschaft",  Genf  1992 

Das  60-seitige  Studiendokument  des  ÖRK  "Der  christliche  Glaube  und  die  heutige  Weltwirt- 
schaft", das  von  der  ÖRK-Beratungsgruppe  für  Wirtschaftsfragen  (AGEM)  ausgearbeitet  und  im 
August  1992  durch  den  Zentralausschuß  angenommen  wurde,  sollte  die  wirtschaftsethische 
Diskussion  in  den  Mitgliedskirchen  insbesondere  im  Horizont  der  sich  weitenden  Kluft  zwischen 
Arm  und  Reich  und  der  zunehmenden  Gefährdung  der  Schöpfung  weltweit  erneut  in  Gang  brin- 
gen. Im  folgenden  werden  einige  theologisch  grundlegende  Auszüge  aus  Kapitel  IV  "Kriterien 
für  die  Entscheidungsfindung  in  der  Wirtschaft"  wiedergegeben,  die  sich  auf  das  Gutsein  der 
geschaffenen  Ordnung  beziehen.  Verwiesen  sei  aber  darüberhinaus  auf  die  Erörterung  wichti- 
ger ökonomischer  Grundprobleme  im  Zusammenhang  der  Ausführungen  zu  den  hier  nicht  mit 
abgedruckten  drei  weiteren  „Wegweisern"  der  menschlichen  Freiheit,  der  Universalität  Gottes 
und  der  Gerechtigkeit  Gottes  als  vorrangige  Option  für  die  Armen 


„Und  Gott  sah,  daß  es  gut  war" ...  das  Gutsein  der  geschaffenen  Ordnung  und  die  der 
Menschheit  für  diese  Ordnung  übertragene  Verantwortung 

(...) 

Wenn  wir  uns  nun  der  menschlichen  Ordnung  zuwenden,  muß  das  Kriterium  des  Gut- 
seins auch  heißen,  daß  die  menschlichen  Erflndungs-  und  Organisationsfähigkeiten, 
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mit  deren  Hilfe  die  Lebensqualität  verbessert  worden  ist,  grundsätzlich  bejaht  und 
weiterentwickelt  werden  müssen.  Zahlreiche  Regionen  dieser  Welt  müssen  erst  noch 
ein  Produktionsniveau  erreichen,  das  Arbeitsplätze,  Einkommen  und  ein  menschen- 
würdiges Leben  sichert.  Für  diese  Gebiete  bleibt  das  Wirtschaftswachstum  eine  ab- 
solute Notwendigkeit. 

Tatsächlich  kann  die  Produktion  von  Gütern  ein  Segen  sein,  wie  das  Wort  Güter  ja 
auch  schon  suggeriert.  Aber  immer  mehr  Güter  zu  fordern  und  zu  besitzen  bedeutet 
nicht,  daß  wir  damit  Leben  und  volle  Genüge  erreichen,  weder  in  der  biblischen  Be- 
deutung, noch  im  säkularen  Sinne  des  Wortes.  Eine  ständig  steigende  Produktion 
kann  paradoxerweise  zu  Knappheit  statt  zu  Fülle  führen.  Güter  wie  saubere  Luft,  sau- 
beres Wasser,  Stille  und  Zeit  werden  immer  seltener.  Die  nicht  mit  einem  Preis  verse- 
hene Knappheit  von  sogenannten  nichtwirtschaftlichen  Gütern  nimmt  zu,  und  während 
wir  scheinbar  durch  erhöhte  Produktion  Knappheit  durch  Fülle  ersetzt  haben,  haben 
wir  tatsächlich  das  Gegenteil  erreicht.  Wie  der  Wirtschaftsfachmann  Bob  Goudzwaard 
schreibt  ('Economics  and  Ethics  -  Starting  Point  or  Afterhought?',  in:  The  Catalyst,  Ka- 
nada, Februar  1992),  ist  die  Entstehung  einer  allgemeinen  Knappheit  darauf  zurück- 
zuführen, daß  die  menschlichen  Bedürfnisse  und  Wünsche  schneller  gestiegen  sind 
als  wir  sie  befriedigen  konnten.  Wenn  er  recht  hat  und  wenn  wir  davon  ausgehen,  daß 
die  menschlichen  Bedürfnisse  tatsächlich  grenzenlos  sind,  dann  nimmt  die  Knappheit 
zu,  gleichgültig  welches  Niveau  des  materiellen  Wohlstands  wir  erreicht  haben.  Viele 
Menschen  scheinen  das  Gefühl  dafür  verloren  zu  haben,  wann  es  genug  ist.  Man 
kann  aber  kein  Bewußtsein  für  Fülle  entwickeln,  wenn  man  nicht  weiß,  was  "genug" 
bedeutet,  wenn  Fülle  heißt,  mehr  als  genug  zu  haben.  Es  gibt  sowohl  materielle  als 
auch  spirituelle  Grenzen  des  Wirtschaftswachstums. 

Genauso  wie  die  Menschheit  mehr  oder  weniger  einen  Sinn  für  das  Konsumminimum 
entwickelt  hat,  das  für  ein  menschenwürdiges  Leben  erforderlich  ist,  sollten  wir  auch 
überlegen,  wo  eine  Obergrenze  liegen  und  wie  diese  durchgesetzt  werden  könnte, 
bevor  der  Exzeß  zur  Katastrophe  führt.  Es  ist  nicht  leicht,  die  Maximen  "lebe  einfa- 
cher, damit  andere  einfach  leben  können"  und  "keiner  soll  seinen  Überfluß  vergrö- 
ßern, bevor  nicht  alle  das  Lebensnotwendige  haben"  unter  den  heutigen  Bedingungen 
in  die  Tat  umzusetzen,  aber  sie  verlieren  dadurch  nicht  an  Wahrheit  und  Dringlichkeit. 
Diese  Probleme  stehen  in  engem  Zusammenhang  mit  der  Art  und  Weise,  in  der  das 
Eigentum  an  Ressourcen  und  ihre  Kontrolle  geregelt  werden. 

Eine  Produktion,  die  nur  auf  finanzielles  Wachstum  und  Profitsteigerung  für  die  ohne- 
hin schon  Reichen  ausgerichtet  ist,  ist  nicht  automatisch  "gut".  Besitzende,  Arbeiter 
und  Konsumenten  müssen  partnerschaftlich  die  Fragen  beantworten,  was  produziert 
wird,  unter  welchen  Bedingungen,  von  wem  und  für  wen  und  zu  welchen  Kosten,  wo- 
bei sowohl  die  Umweltfolgen,  die  sozialen  und  die  spirituellen  Folgen  als  auch  die  fi- 
nanzielle Rentabilität  beachtet  werden  müssen.  Tatsächlich  muß  das  gesamte  Pro- 
blem des  Eigentums  an  Ressourcen  bedacht  werden.  Der  derzeitige  Druck  des 
Marktes,  der  von  den  Massenmedien  unterstützt  wird,  fördert  eine  Zunahme  der  Kon- 
sumentenwünsche nach  Luxusgütern,  ohne  Rücksicht  auf  die  mögliche  Verschlimme- 
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rung  der  tiefgreifenden,  langfristigen  Bedrohungen,  die  von  der  Erschöpfung  der  na- 
türlichen Ressourcen,  den  irreversiblen  ökologischen  Schäden  und  dem  Zerbrechen 
stabiler  menschlicher  Gemeinschaften  ausgehen. 

Zur  Ausübung  der  menschlichen  Verantwortung  gehört  auch,  daß  man  sich  ange- 
sichts von  so  viel  Verschmutzung  und  Verschwendung  für  größere  Effizienz  einsetzt. 
Aber  es  kommt  sehr  auf  den  Kontext  und  auf  die  Perspektive  an,  aus  der  die  Effizienz 
gemessen  wird:  Ist  sie  einfach  eine  Funktion  des  monetären  Gewinns  derjenigen,  die 
Macht  ausüben,  oder  eine  Funktion  der  Lebensqualität  für  alle  Beteiligten?  Wird  nicht 
nur  geprüft,  wieviel  Geld,  sondern  auch  wieviel  Energie  und  natürliche  Ressourcen 
verwendet  werden? 

In  einer  Zeit,  in  der  die  gesteigerte  Produktion  einigen  wenigen  Menschen  großen 
Reichtum  bringt,  gleichzeitig  aber  die  Kluft  zwischen  Reich  und  Arm  vergrößert,  muß 
sich  die  Verantwortung  des  Menschen  sowohl  in  der  Kraft  zur  Selbstbeschränkung  als 
auch  in  Erfindungsreichtum  zeigen;  viel  Phantasie  ist  nötig,  um  herauszufinden,  wie 
wir  mehr  erreichen  können,  indem  wir  weniger  verbrauchen  -  beispielsweise  auf  dem 
Gebiet  der  Energie.  Ein  "hoher"  Lebensstandard  ist  nicht  an  sich  gut,  sondern  erst 
dann,  wenn  er  den  Menschen  ermöglicht,  die  eigene  Entfaltung  und  die  ihrer  Näch- 
sten zu  fördern.  Wenn  ein  solcher  Lebensstandard  dem  Nächsten  (nah  oder  fern,  jetzt 
oder  in  Zukunft)  aktiv  etwas  vorenthält  oder  ihn  herabsetzt,  dann  muß  er  einge- 
schränkt, nicht  etwa  gesteigert  werden.  (...) 

Das  essentielle  Gutsein  dessen,  was  Gott  geschaffen  hat,  wird  zu  einem  allgemeinen, 
wichtigen  und  erfreulichen  Kriterium  für  unsere  Prüfung  der  Frage,  was  wir  aus  der 
Schöpfung  machen,  wenn  es  getragen  wird  von  einem  sakramentalen  Bewußtsein  der 
menschlichen  Haushalterschaft.  Die  „materielle"  Verantwortung  des  Menschen  für  den 
Planeten,  mit  all  seinen  lebendigen  Lebewesen,  muß  immer  wieder  im  Rahmen  der 
von  uns  übernommenen  „geistlichen"  Verantwortung  stehen  und  auf  ihrer  Grundlage 
beurteilt  werden.  Christen,  die  etwas  über  Gottes  Güte  in  der  Schöpfung  wissen,  ver- 
suchen, dies  im  Gottesdienst  zu  bekräftigen,  nicht  nur  für  sich  selbst,  sondern  als  jene 
Zelle  innerhalb  der  größeren  menschlichen  Gemeinschaft,  die  Gott  erkannt  hat.  In  ei- 
nem Gottesdienst,  der  die  Erdgebundenheit  des  menschlichen  Lebens  ernst  nimmt, 
wird  früher  oder  später  deutlich  werden,  ob  für  bestimmte  Entwicklungen  Dankgebete 
oder  Bußgebete  gesprochen  werden  müssen.  Können  diese  Entwicklungen  als  Teil 
des  menschlichen  Werks  angesehen  werden,  das  vor  dem  Hintergrund  von  Christi 
Opfertod  dargebracht  wird  und  das  uns  im  Brot  des  Lebens  als  Gottes  Ermutigung  für 
die  menschliche  Pilgerreise  zurückgegeben  wird?  Oder  müssen  sie  verworfen  und  be- 
reut werden,  da  sie  den  Hohn  und  die  Grausamkeit  von  Christi  Leiden  im  Leiden  der 
Armen  und  Erniedrigten  verschlimmern? 

Quelle:  Der  christliche  Glaube  und  die  heutige  Weltwirtschaft .  ÖRK-Studiendokument,  Genf 
1992,  S.  35-37 


560 


VI. 2  Ökologische  Wirtschaftsethik 


139     Ökologisch  verantwortliches  Wachstum  -  ein  Widerspruch  in  sich  selbst? 

Visser  't  Hooft  Memorial  Consultation,  Bossey  1993 

Nach  der  UN-Konferenz  über  "Umwelt  und  Entwicklung"  in  Rio  sowie  der  kirchlichen  Aufnahme 
der  Empfehlungen  von  Rio  rückte  der  Leitbegriff  des  "sustainable  development"  erneut  ins  Zen- 
trum der  Aufmerksamkeit.  Für  die  Vermittelbarkeit  von  Ökologie  und  Ökonomie  schien  sich  ge- 
rade dieser  Begriff  als  Testfall  herauszukristallisieren.  Der  insgesamt  110-seitige  Bericht  der 
ökumenischen  Konsultation  in  Bossey  stellt  den  Begriff  der  "Bestandfähigkeit"  ("sustainability") 
erneut  in  den  Kontext  eines  alternativen  Modells  von  Entwicklung. 


/.  Gefahr  und  Herausforderung 

(...) 

Zur  Definition  von  Überlebensfähigkeit  (sustainability;  Hg.) 

Die  Definition  dieses  Begriffs  ist  nicht  leicht  faßbar.  Sein  etwas  vager  Charakter  hat 
zur  Popularisierung  offensichtlich  beigetragen.  Einige  verstehen  diesen  Begriff  so,  daß 
Wirtschaftswachstum  im  alten  Sinne  des  Wortes  abgesehen  von  einigen  umweltbezo- 
genen Vorsichtsmaßnahmen  grundsätzlich  weiter  fortgesetzt  werden  kann.  Andere 
hingehen  verstehen  darunter  die  Notwendigkeit  eines  grundsätzlichen  Kurswechsels 
in  der  gegenwärtigen  Orientierung  der  Weltwirtschaft.  Wieder  andere,  die  Spannungen 
zwischen  dem  Begriff  des  Wirtschaftswachstums  und  dem  der  ökologischen  Überle- 
bensfähigkeit beobachten,  gehen  davon  aus,  daß  ökologisch  verantwortliches 
(sustainable;  Hg)  Wachstum  einen  Widerspruch  in  sich  selbst  darstellt. 
Nach  dem  Verständnis  dieser  Konsultation  funktioniert  eine  auf  Überlebensfähigkeit 
ausgerichtete  Gesellschaft  so,  daß  sie  die  Welt  genauso  voll  an  Ressourcen  und 
Möglichkeiten  läßt,  wie  sie  sie  von  vergangenen  Generationen  übernommen  hat.  Das 
bedeutet,  daß  erneuerbare  Ressourcen  nicht  schneller  konsumiert  werden,  als  sie  er- 
neuert werden  können;  daß  nichtemeuerbare  Ressourcen  nicht  schneller  konsumiert 
werden,  als  erneuerbare  Ersatzressourcen  dafür  gefunden  werden  können;  daß  nicht 
mehr  Müll  produziert  und  freigesetzt  wird,  als  jeweils  durch  die  Natur  oder  durch 
menschliche  Einrichtungen  weiterbearbitet  und  entsorgt  werden  kann.  In  ihrer  vollen 
Bedeutung  bezeichnet  Überlebensfähigkeit  also  mehr  als  das  bloße  Überleben  (der 
Menschen).  Der  Begriff  schließt  eine  Anerkennung  von  Rechten  der  Natur  ein,  die 
diese  in  sich  selbst  hat  -  den  Rechten  der  Seen  und  Berge,  der  Flüsse  und  Tiere,  die 
nicht  einfach  nur  als  Nutzwerkzeuge  und  Instrumente  im  Dienste  menschlicher  Aus- 
beutung verstanden  werden  können. 

Die  gegenwärtig  gegebene  Vielfalt  an  Wirtschaftssystemen  weltweit  ist  nicht  überle- 
bensfähig. Gleichwohl  ermöglicht  das  Übermaß  an  überkommenen  Ressourcen  noch 
immer  einen  (unbekannt  langen)  Zeitrahmen,  in  dem  die  gegenwärtige  Ausrichtung 
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geändert  werden  kann.  Wenn  mit  den  nötigen  Korrekturprozessen  jetzt  begonnen 
wird,  kann  ein  desaströser  Zusammenbruch  aufgehalten  werden,  der  sonst  unver- 
meidlich wäre.  Lokale  Katastrophen  finden  bereits  in  manchen  Regionen  statt,  wo 
Menschen  heutzutage  hungern  oder  leiden  in  Folge  von  Entwaldung,  Bodenerosion, 
Verwüstung  und  Vergiftung  von  Nahrung  und  Wasservorräten. 

Die  Notwendigkeit  eines  neuen  Modells  von  Entwicklung 

Es  kommt  einer  axiomatischen  Einsicht  gleich,  daß  unbegrenztes  quantitatives 
Wachstum  innerhalb  eines  begrenzten  und  endlichen  Systems  eine  Unmöglichkeit 
darstellt.  Gleichwohl  bleibt  eine  ökologisch  angepaßte  Entwicklung  (sustainable  de- 
velopment;  Hg.)  möglich.  Es  erfordert  in  einigen  Teilen  der  Welt  ein  fortgesetztes 
quantitatives  Wachstum  im  Bereich  der  Nahrungsmittelproduktion  und  anderer  le- 
bensnotwendiger Güter.  Doch  für  den  größten  Teil  der  Welt  geht  es  darum,  daß  ein 
rein  quantitatives  Wachstum  durch  ein  qualitatives  Wachstum  ersetzt  wird.  (...) 

Die  Veränderungen  müssen  auf  einen  radikalen  Wechsel  in  den  dominanten  Produk- 
tions- und  Konsummustern  besonders  unter  den  reicheren  Ländern  zielen.  Das  ge- 
genwärtige Entwicklungsmodell  ist  in  dreifacher  Weise  durch  die  gegenwärtige  Welt- 
situation kritisch  herausgefordert: 

1)  Ökonomisch  gesehen  ist  das  gegenwärtige  Entwicklungsmodell  nicht  überlebens- 
fähig. Der  entwickelte  Lebensstandard,  wie  er  gegenwärtig  in  westlichen  Ländern  ver- 
standen und  definiert  wird,  kann  durch  die  Erde  nicht  langfristig  aufrechterhalten  und 
nicht  auf  fünfeinhalb  Milliarden  Menschen  Erd bevölkern ng  ausgedehnt  werden  -  erst 
recht  nicht  auf  die  10  Milliarden,  die  unseren  Planeten  innerhalb  der  nächsten  5  Jahr- 
zehnte bevölkern  werden. 

2)  Ethisch  gesehen  ist  dies  Entwicklungsmodell  nicht  zu  rechtfertigen.  Nach  wie  vor 
werden  die  Armen  ärmer  und  die  Reichen  reicher.  Im  UNDP  Human  Development 
Report  von  1992  wird  dies  klar  dokumentiert.  Im  Jahre  1960  hatten  die  reichsten  20% 
der  Weltbevölkerung  mehr  als  30mal  so  viel  Einkommen  wie  die  20%  ärmsten  Teile 
der  Weltbevölkerung  und  dieses  Verhältnis  hat  sich  im  Jahre  1990  auf  das  60fache 
gesteigert. 

3)  Spirituell  gesehen  ist  dieses  Entwicklungskonzept  zerstörerisch.  Entfremdung  und 
Zunahme  von  Frustrationen  kennzeichnen  die  Lebensstimmung  in  konsumorientierten 
Gesellschaften.  Dabei  spricht  vielfältige  Erfahrung  dafür,  daß  Leben  mehr  ist  als  Nah- 
rung und  Kleidung  und  materielle  Güter. 

C) 
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//.  Ein  Kurswechsel  der  gegenwärtigen  Wirtschaftsformen 

Veränderte  Realitäten 

Das  wachsende  Umweltbewußtsein  hat  auf  zwei  fundamentale  Veränderungen  in  der 
Neuzeit  aufmerksam  gemacht: 

Zum  einen  ist  die  natürliche  Umwelt,  die  früher  verhältnismäßig  weit  und  unbean- 
sprucht  war,  im  Blick  auf  ihre  Fähigkeiten,  mit  den  Konsequenzen  menschlicher  Akti- 
vitäten in  der  Weltwirtschaft  -  jedenfalls  wie  sie  gegenwärtig  organisiert  ist  -  relativ 
stark  beansprucht  und  belastet  worden.  Zu  den  Anzeichen  dieser  Entwicklung  gehö- 
ren die  Luftverschmutzung  durch  Kohlenstoffdioxid  durch  den  Verkehr  und  die  Ver- 
brennung fossiler  Brennstoffe;  die  gewaltigen  Belastungen  der  natürlichen  Ressour- 
cen durch  das  Bevölkerungswachstum  in  manchen  Gegenden  der  Erde,  das  außer- 
gewöhnliche Wachstum  der  Mega-Städte,  wie  es  bis  in  das  nächste  Jahrtausend  vor- 
ausgesagt wird. 

Zum  anderen  ist  entscheidend,  daß  die  bisher  für  unzerstörbar  gehaltenen  Grundla- 
gen des  Ökosystems  Erde,  wie  sie  bisher  bekannt  und  seit  Generationen  genutzt  wur- 
den, mittlerweile  buchstäblich  zerstört  werden.  Anzeichen  dafür  sind  zu  sehen  in  der 
Zerstörung  der  Ozon-Schicht,  in  der  fortgesetzten  Bodenerosion,  im  sauren  Regen,  in 
der  Erwärmung  der  Erdatmosphäre  sowie  in  der  Bedrohung  der  Regenwälder  und  der 
in  ihr  beherbergten  Artenvielfalt. 

Diese  zwei  grundlegenden  Veränderungen  in  der  gegenwärtigen  Weltsituation 
schränken  die  bisherige  Überzeugung,  daß  Gesellschaften  die  elementaren  Probleme 
wie  Armut  und  Arbeitslosigkeit  durch  das  Mittel  des  Wirtschaftswachstums  und  der 
wirtschaftlichen  Expansion  zu  lösen  in  der  Lage  sind,  erheblich  ein.  Sie  verlangen  eine 
Anerkennung  der  Tatsache,  daß  einem  dritten  Faktor  grundlegend  Rechnung  getra- 
gen werden  muß:  Daß  die  heute  von  Millionen  erlittene  Armut  in  sich  selbst  einen 
Ausdruck  für  den  Mangel  an  Orientierung  an  Überlebensfähigkeit  darstellt  und  durch 
einen  unsinnigen  Gebrauch  der  begrenzten  Ressourcen  dieser  Erde  hervorgerufen 
wird. 


Implikationen  der  neuen  Situation 

Eine  Reihe  von  Folgerungen  können  für  diese  neue  Situation  der  Welt  und  ihrer  Wirt- 
schaftsorganisation namhaft  gemacht  werden.  Der  neue  Ansatz  wirtschaftlichen  Den- 
kens, der  häufig  mit  dem  Stichwort  des  Paradigmenwechsels  bezeichnet  wird,  bringt 
folgende  Punkte  mit  sich: 

A.  Dringend  erforderlich  ist  eine  Reflexion  der  Tatsache,  daß  die  Kultur  im  Laufe  der 
Zeit  fest  in  das  Wirtschaftssystem  eingefügt,  ja  eingemauert  wurde,  und  daß  wir  eine 
gezielte  Bemühung  darum  brauchen,  neu  ein  Bewußtsein  dafür  zu  schaffen,  daß  um- 
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gekehrt  die  Ökonomie  nur  als  ein  Teil  eines  größeren  Ganzen  existieren  kann.  Wirt- 
schaftssysteme müssen  sowohl  als  Teilsysteme  des  irdischen  Ökosystems  wie  inner- 
halb des  kosmischen  Gesamtsystems  gesehen  werden.  Hier  ist  jede  menschliche  Ar- 
roganz fehl  am  Platz.  An  der  Zeit  ist  ein  Bewußtsein  für  die  Verletzlichkeit  dieser  Erde, 
ein  Bewußtsein  ihrer  Zerbrechlichkeit  und  der  begrenzten  Rolle  der  Menschheit  im 
Universum  -  dies  könnte  zu  einem  neuen  Sinn  für  Demut  im  Blick  auf  die  Zukunft  bei- 
tragen. 

B.  Ebenfalls  erforderlich  ist  ein  neues  Verständnis  von  Reichtum  und  Fülle 
(abundance;  Hg.),  das  nicht  auf  quantitativem  Wachstum,  sondern  auf  Hinlänglichkeit 
(sufficiency;  Hg.)  beruht  und  das  zur  Bestimmung  der  Grenzen  dienen  sollte,  die  von 
der  neuen  Situation  erfordert  werden.  Ein  solches  Verständnis  sollte  auch  Rücksicht 
nehmen  auf  Werte  wie  Liebe,  Sorge  um  andere,  Freude  an  der  Natur  und  an  der  Mu- 
sik, Meditation  und  Gebet,  Werte,  die  von  rein  materiellen  Kriterien  des  Wohlstands 
noch  nicht  erfaßt  werden.  Wenn  Christus  davon  sprach,  daß  er  gekommen  sei,  damit 
wir  das  Leben  in  Fülle  haben,  dann  meinte  er  mit  dieser  Fülle  jedenfalls  nicht  einfach 
die  Fülle  des  ökonomischen  Wachstums. 

C.  Der  Mangel  an  Gütern  zur  Grundbedürfnisbefriedigung  -  wie  Nahrung,  sauberes 
Trinkwasser,  Behausung  und  Energie  -  der  für  Millionen  von  Menschen  rings  um  die 
Erde  alltägliche  Realität  ist,  solch  massive  Armut  muß  als  ein  integrales  Element  der 
Umweltfrage  gesehen  werden . 

D.  Die  reichen  Industrieländer  in  Nordamerika,  Westeuropa  und  in  Teilen  Asiens  ha- 
ben die  primäre  Verantwortung  dafür,  ihre  Wirtschaftssysteme  so  umzugestalten,  daß 
sie  überlebensverträglich  in  dem  Sinne  werden,  daß  ihre  Muster  des  Energie-,  und 
Ressourcenverbauchs  unbedenklich  von  den  anderen  Teilen  der  Welt  nachgeahmt 
werden  können,  ohne  daß  dadurch  eine  ökologische  Globalkatastrophe  verursacht 
wird. 

Eine  Transformation  des  gegenwärtigen  Weltwirtschaftssystems  muß  in  dieser  Rich- 
tung begonnen  werden  -  sie  erfordert  einen  Paradigmenwechsel  und  eine  ernsthafte 
Untersuchung  der  Folgerungen,  die  von  dieser  neuen  Perspektive  bestimmt  sind.  (...) 


///.  Eine  Tagesordnung  zur  weiteren  Debatte 

A.  Grenzen  materieller  Expansion:  Es  gibt  einen  starken  Trend  innerhalb  moderner 
Gesellschaften,  ihre  wirtschaftlichen  Prozesse  alleine  im  Blick  auf  ihre  Relevanz  für 
das  Wrtschaftswachstum  zu  beurteilen  und  dieses  am  Maßstab  des  Bruttosozialpro- 
duktes durchzuführen.  Doch  dieser  Maßstab  und  Horizont  für  das  wirtschaftliche  Le- 
ben führt  zu  ökologischer  Unverträglichkeit  (unsustainability;  Hg.).  Denn  die  begrenzte 
Aufnahme-  und  Absorptionsfähigkeit  der  Erde  kann  nicht  ein  endlos-expandierendes 
Wirtschaftssystem  mit  einem  unbegrenztem  Verbauch  an  Ressourcen  und  Energie 
und  Erzeugung  von  Abfall  ertragen.  Deshalb  muß  vor  allem  in  reicheren  Ländern  ein 
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anderer  Maßstab  zur  Beurteilung  des  Wirtschaftslebens  entwickelt  werden,  der  über 
bloße  materielle  Expansion  hinausgeht,  nämlich  der  Beitrag  der  Wirtschaft  selbst  zur 
ökologischen  Verträglichkeit.  Diese  neue  Weise,  von  einer  ökologisch  verträglichen 
Entwicklung  zu  sprechen,  befindet  sich  in  Übereinstimmung  mit  der  ökumenischen 
Tradition,  die  an  der  Bewahrung  der  Integrität  der  Schöpfung  orientiert  war.  Ein  sol- 
cher Maßstab  ökologisch  verträglicher  Entwicklung  sollte  einschließen 

-  die  Herstellung  von  guten  Lebensmöglichkeiten  für  alle  Menschen  mit  einer  beson- 
deren Vorrangsoption  für  die  Armen ; 

-  die  Bewahrung  der  Erde  und  ihrer  Ressourcen  als  eines  Lebensortes; 

-  den  Schutz  der  Verfügbarkeit  von  lebensnotwendigen  Ressourcen  auch  für  zu- 
künftigen Generationen  auf  der  Erde. 

B.  Obergrenzen  ökologischer  Verträglichkeit  (sustainable  scale;  Hg.):  Diese  alternative 
Sichtweise  der  Wirtschaftsentwicklung  erfordert  eine  Entscheidung  zugunsten  der 
Festlegung  bestimmter  Obergrenzen  für  Produktion  und  Konsum  besonders  in  den 
reichen,  nördlichen  Ländern  mit  dem  Interesse,  daß  die  Erde  nicht  überlastet  und 
überfordert  wird  und  die  Armen  leben  können.  Eine  solche  Entscheidung  kann  nicht 
erwartet  werden  einfach  vom  freien  Spiel  der  Kräfte  auf  dem  existierenden  Markt. 
Es  ist  eine  dringende  Herausforderung  an  die  Wirtschaftstheoretiker  herauszufinden, 
welche  theoretischen  und  praktischen  Kriterien  dabei  angewandt  werden  können, 
Entscheidungen  über  die  jeweils  angemessene  Verteilung,  eine  gerechte  Umvertei- 
lung und  über  bestimmte  Obergrenzen  ökologischer  Verträglichkeit  (sustainable  scale; 
Hg.)  festzulegen. 

Die  Entscheidung  für  eine  jeweils  angemessene  Skala  mit  Obergrenzen  ökologischer 
Verträglichkeit  bedeutet  nicht,  daß  marktwirtschaftlich  orientierte  Ökonomien  sich  zu 
zentral-gelenkten  Ökonomien  verwandeln  müßten.  Benötigt  wird  vielmehr  die  Schaf- 
fung eines  begrenzten  Sets  von  Rahmen-  und  Grenzbedingungen  vor  allem  im  Blick 
auf  den  maximalen  Gebrauch  von  Ressourcen  und  die  maximalen  Emissionen  von 
Gasen  wie  z.B.  Kohlendioxid. 

Dies  ist  nicht  das  erste  Mal  in  der  Geschichte  der  Weltgemeinschaft,  daß  es  für  nötig 
gehalten  wurde,  bestimmte  Grenzbestimmungen  und  Einschränkungen  für  die  Aktivi- 
täten des  Marktes  festzulegen.  Die  Bewegung  des  19.  Jahrhunderts,  die  ein  Verbot 
der  Sklavenhaltung  erreichte,  war  zunächst  mit  einem  starken  Widerstand  derjenigen 
konfrontiert,  die  jede  Intervention  auf  dem  Feld  der  Marktkräfte  für  illegitim  ansahen. 
Heutzutage  aber  ist  dies  Verbot  universal  akzeptiert.  In  ähnlicher  Weise  wurde  das 
Verbot  von  Kinderarbeit  in  den  Minen  zunächst  stark  angegriffen,  heutzutage  aber 
wird  es  als  eine  der  legitimen  Rahmen-  und  Grenzbestimmungen  angesehen,  inner- 
halb derer  sich  die  Kräfte  des  Marktes  verhalten  müssen.  Eine  weitere  jetzt  weithin 
akzeptierte  Rahmenbestimmung  bildete  die  Verpflichtung  von  Schiffseignern,  die  La- 
dewasserlinie (plimsoll  line;  Hg.)  an  den  Schiffsrümpfen  zu  markieren  und  zu  beach- 
ten, damit  eine  Überladung  von  Schiffen  vermieden  würde.  Obgleich  auch  diese 
Grenzbestimmung  zunächst  von  Reedereien  abgelehnt  wurde,  hat  dieses  neue  Ge- 
setz vielen  Seeleuten  das  Leben  gerettet  und  mancher  Fracht  den  sicheren  Transport. 
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Die  Festsetzung  ökologisch  verantwortbarer  Obergrenzen  im  Blick  auf  den  Verbrauch 
von  nichterneuerbaren  Ressourcen  bzw.  die  Emission  von  bestimmten  Abgasen  muß 
in  überschaubarer  Zeit  weltweit  zu  einer  als  normal  akzeptierten  Rahmenbedingung 
und  einem  effizienten  Standard  werden  -  genauso  wie  die  gesetzlichen  Grenzen  für 
bestimmte  Beschäftigungsverhältnisse  oder  für  die  Beladung  von  Schiffen  es  in  frühe- 
ren Zeiten  geworden  sind.  In  der  Tat  plädieren  wir  für  eine  Festlegung  einer  Art  ökolo- 
gischer Ladewasserlinie  (plimsoll  line;  Hg.),  einer  ökologischen  Belastungsober- 
grenze, um  die  Belastungskapazität  unseres  ökologischen  Systems  genauer  zu  erfas- 
sen und  um  eine  Überladung  unserer  kostbaren  globalen  Arche  zu  verhindern. 
Indem  bestimmte  Obergrenzen  festgelegt  werden,  innerhalb  derer  sich  das  Wirt- 
schaftsleben entfalten  kann,  wird  die  Wirtschaft  darauf  ausgerichtet,  ihre  Effektivität  im 
Blick  auf  eine  Umweltschonung  durch  einen  sinnvolleren  Ressourcenverbrauch  zu 
steigern.  Industriebetriebe  zum  Beispiel,  die  dazu  genötigt  werden,  die  Kosten  ihrer 
Umweltbelastungen  zu  internalisieren,  werden  ihre  Effektivität  zur  Minimierung  ihrer 
Energieverbrauchskosten  und  ihrer  Abfallwirtschaft  maximieren.  Diese  Prozesse  ha- 
ben bereits  begonnen. 

C.  Vom  Konsum  zur  Bewahrung:  Der  grundlegende  Wandel  der  ökonomischen  Per- 
spektive muß  im  Wechsel  von  einer  Wegwerf-Haltung  zu  einer  Vorrats-Orientierung 
bestehen,  die  an  der  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  und  natürlichen  Vorratshal- 
tung interessiert  ist.  Dies  impliziert  eine  Intensivierung  der  Reycling -Verfahren  und  ei- 
nen längeren  Lebenszyklus  von  Produkten. 

Eine  Neuorientierung  des  staatlichen  Steuersystems  ist  ein  wichtiger  unterstützender 
Schritt  in  dieser  Richtung.  Es  gibt  gute  Gründe  dafür,  die  vielfachen  Steuerbelastun- 
gen, die  auf  Beschäftigung  und  Arbeit  liegen,  zu  reduzieren  und  sie  auf  dem  Energie- 
verbrauch und  bei  Umweltbelastungen  zu  erhöhen,  zum  Beispiel  durch  die  Einrichtung 
einer  Öko-Steuer.  Eine  Neuorientierung  der  Wirtschaftspolitik  der  Regierung  kann 
durch  Kirchen  und  gesellschaftliche  Gruppierungen  wesentlich  unterstützt  werden, 
wenn  sie  ihre  Mitglieder  dazu  ermutigen,  im  öffentlichen  Leben  an  der  Aufklärung  über 
ökologische  Sachverhalte  mitzuwirken,  bei  der  Neuorientierung  von  Wirtschaftsunter- 
nehmen, Gewerkschaften,  politischen  Parteien  und  anderen  sozialen  Organisationen 
auf  eine  ökologisch  verträgliche  Wirtschaftsform  hin  zu  helfen. 

D.  Wirtschaftliche  Umverteilung:  Weil  das  maßgebliche  Ziel  in  einer  ökologisch  ver- 
antwortlichen Wirtschaftsform  gewechselt  hat  von  einer  Maximierung  des  Wachstums 
an  Output  (oder  des  BSP)  zu  einer  Minimierung  des  Durchlaufs  (throughput;  Hg.)  an 
Ressourcen  und  der  Erzeugung  von  Abfallstoffen,  erfordert  auch  die  Lösung  des  Pro- 
blems der  Armut  eher  Schritte  im  Bereich  der  Um-  und  Neuverteilung  sowie  der  Be- 
völkerungspolitik als  Maßnahmen  in  Richtung  eines  fortgesetzten  wirtschaftlichen 
Wachstums.  Umverteilung  aberfindet  statt  sowohl  infolge  von  Veränderungen  im  Ver- 
hältnis der  Marktkräfte  (wie  z.B.  über  den  Preis),  als  auch  als  Resultat  geplanter  Inter- 
ventionen und  Initiativen.  Ob  Umverteilung  auch  gefördert  werden  sollte  über  geteilte 
Arbeit  und  eine  Aufrechterhaltung  der  Einkommen-Arbeit-Bindung  oder  ob  diese  Ver- 
knüpfung aufgelöst  werden  sollte,  ist  eine  Frage  genaueren  Studiums.  Entscheidun- 
gen über  das  Bevölkerungswachstum  erfordern  eine  genauere  Reflexion  der  Lebens- 
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möglichkeiten  zukünftiger  Generationen  und  eine  Abwägung,  ob  mehr  Menschen  mit 
einem  niedrigeren  Niveau  an  Ressourcen  oder  weniger  Menschen  mit  einem  höheren 
Niveau  leben  sollen.  Natürlich  entsteht  damit  die  Frage,  was  denn  ein  ausreichendes 
Niveau  von  Ressourcenverbrauch  für  ein  gutes  Leben  in  langfristiger  Perspektive  dar- 
stellt. Welche  technischen  Grenzen  für  Emissionen  und  Energieverbrauch  werden  da- 
durch erforderlich?  Wie  kann  das  Gesamtsystem  effizienter  gemacht  werden  und  we- 
niger Abfall  produzieren?  Dieses  sind  komplexe  Fragen.  Doch  wenn  diese  Fragen 
verdrängt  werden,  indem  einfach  immer  mehr  Güter  für  immer  mehr  Menschen  er- 
zeugt werden,  dann  wird  dies  der  Weg  in  den  totalen  ökologischen  Ruin  sein. 

Quelle:  Sustainable  Growth  -  a  contradiction  in  terms?  Economy,  Ecology  and  Ethics  after  the 
Earth  Summit.  Report  of  the  Visser  't  Hooft  Memorial  Consultation.  The  Ecumenical  Institute 
Chateau  de  Bossey,  (June  14-19,  1993),  Geneva  1993,  p.13-24  (eigene  Übersetzung) 
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VI.3     Technologie-  und  Wissenschaftsethik 


140  Möglichkeiten  in  der  gegenwärtigen  technischen  und  wissenschaftlichen 
Revolution 

Arbeitsgruppe  A  der  Weltkonferenz  von  Church  and  Society,  Genf  1966 

Die  frühe  Thematisierung  christlicher  Verantwortung  gegenüber  der  modernen  wissenschaftlich- 
technologischen  Revolution  in  den  60er  Jahren,  wie  sie  in  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Ge- 
sellschaft 1966  ihren  Ausdruck  findet,  atmet  noch  den  Geist  einer  insgesamt  optimistischen 
Bejahung  der  technologischen  Revolution  und  der  Befreiung  des  Menschen  zu  einem  verant- 
wortlichen Gebrauch  neu  gewonnener  Macht.  Bemerkenswert  ist  die  hier  bereits  spürbare  Auf- 
merksamkeit für  die  Frage  der  sozialen  Kontrolle  der  damit  verbundenen  Macht. 


1.  Christen  glauben,  daß  Gott  dem  Menschen  aufgegeben  hat,  Herrschaft  über  die 
Erde  auszuüben,  die  Geschöpfe  zu  benennen  und  den  Garten  der  Erde  kultivieren. 
Nicht  zufällig  haben  also  die  modernen  Naturwissenschaften  zuerst  in  einer  Kultur  ge- 
blüht, die  von  dem  Nachdruck  wußte,  den  die  Bibel  auf  die  Welt  als  Feld  menschlicher 
Verantwortung  legt.  Zwar  sind  die  Kirchen  oft  den  technischen  Neuerungen  mit  Be- 
sorgnis und  Mißtrauen  begegnet;  aber  die  Christen  dürfen  dem  Universum,  das  von 
Gott  geschaffen  ist,  vertrauen  und  Freude  daran  finden,  seine  Zusammensetzung  zu 
erforschen  und  seine  Möglichkeiten  zu  erschließen.  Das  Eintreten  der  modernen  Re- 
volutionen in  Wissenschaft  und  Technik  wirft  jedoch  bestimmte  dringende  Probleme 
auf,  mit  denen  Christen  sich  auseinandersetzen  müssen. 

/.  Was  ist  moderne  wissenschaftliche  Technik  ? 

2.  Die  Technik  beschäftigt  sich  damit,  wie  sich  etwas  zustande  bringen  läßt,  mit  dem 
Umformen  der  in  der  Natur  vorfindlichen  Materie  zu  Gegenständen,  die  für  den  Men- 
schen von  Nutzen  sind.  Sie  beschäftigt  sich  mit  Energie  und  Material,  Information  und 
Kommunikation  und  mit  der  Organisation  des  menschlichen  Einsatzes.  Die  Technik  ist 
so  alt  wie  der  Mensch;  sie  hat  heute  aber  durch  ihre  enge  Koppelung  mit  der  moder- 
nen Wissenschaft  ein  neues  Stadium  erreicht.  Der  Fluß  des  Wissens  und  des  Verste- 
hens  strömt  von  den  physikalischen  und  biologischen  Wissenschaften  und  den  Ver- 
haltenswissenschaften, von  der  Mathematik  und  von  dem  Ineinanderwirken  vieler  Dis- 
ziplinen in  die  moderne  wissenschaftliche  Technik  ein.  Sie  legt  dem  Menschen  die 
Macht  in  die  Hände,  seine  natürliche  und  kulturelle  Umwelt  zu  kontrollieren  und  zu 
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wandeln,  ja  sogar  seine  eigene  biologische  Natur  zu  verändern.  Sie  hat  angefangen, 
den  genetischen  Code  aufzubrechen.  Der  Mensch  könnte,  wenn  er  wollte,  die  Merk- 
male zukünftiger  Generationen  bestimmen.  Das  Revolutionäre  in  unserer  Situation  ist, 
daß  der  Menschen  dazu,  diese  Dinge  zu  tun,  nicht  bloß  die  Macht  besitzt,  sondern 
daß  er  begonnen  hat,  sie  auszuüben,  und  nun  im  ständigen  Bewußtsein  seiner  neuen 
Macht  leben  muß. 

3.  Auf  eine  Weise  ist  Macht  zwar  neutral,  aber  der  Besitz  und  Gebrauch  von  Macht 
bewirkt  wichtige  Wandlungen  nicht  nur  in  denen,  die  sie  handhaben,  sondern  auch  in 
denen,  die  sie  anstreben.  Wer  einmal  einen  starken  Wagen  gefahren  oder  die  Unge- 
rechtigkeit der  Unterdrückung  erlitten  hat,  der  weiß,  daß  Macht  mehr  ist  als  nur  ein 
Werkzeug.  Macht  läßt  sich  benutzen  zum  Aufbauen  und  Befreien  oder  auch  zum  Ver- 
sklaven und  Zerstören.  Anders  als  unsere  Vorfahren  haben  wir  heute  Macht,  jedes 
Kind  zu  speisen  und  unseren  Planeten  einzuäschern,  viele  widerwärtige  Krankheiten 
auszurotten  und  Seuchen  durch  bakteriologische  Waffen  auszulösen. 

4.  Die  Technik  ist  in  keiner  Weise  bloß  neutral.  Sie  hat  ihre  Funktion  immer  innerhalb 
eines  umfassenderen  Systems  menschlicher  Zielvorstellungen  und  Planungen.  Von 
manchem  setzt  sie  den  Menschen  frei,  reizt  ihn  aber  mit  Möglichkeiten,  die  es  noch 
nie  gab.  Sie  weckt  Begierden,  die  früher  nicht  vorhanden  waren.  Sie  schafft  neue  Ent- 
scheidungsfreiheit und  bringt  Probleme  hervor,  die  der  Mensch  nicht  ignorieren  darf. 
Sie  bringt  nicht  nur  die  Werte  derer  zum  Ausdruck,  die  die  Technik  gestalten,  sondern 
stellt  solche  Werte  auch  in  Frage.  Einige  vertreten  freilich  die  Meinung,  daß  die  Tech- 
nik, nachdem  der  Mensch  sie  einmal  in  Gang  gesetzt  hat,  eine  völlige  Eigendynamik 
entwickelt.  An  bestimmten  Punkten  erkennen  wir  die  sich  selbst  vorwärtstreibende 
Dynamik  der  Technik  wohl  an.  Wir  bestehen  aber  darauf,  daß  Gott  den  Menschen 
immer  noch  zur  Herrschaft  über  die  Welt  beruft,  wozu  auch  erfinderische  und  verant- 
wortliche Kontrolle  über  die  Technik  gehört. 

5.  Einige  meinen,  daß  das  Ausüben  der  Herrschaft  über  die  Erde  durch  den  Men- 
schen in  irgendeiner  Weise  die  traditionelle  christliche  Tugendder  Demut  bedroht  oder 
das  Element  des  Mysteriums  aus  der  menschlichen  Existenz  entfernt.  Wir  stimmen 
dem  nicht  zu.  Allerdings  meinen  wir,  daß  wir  unter  der  Demut  heute  unter  anderem 
auch  das  nüchterne  Anerkennen  von  wissenschaftlichen  Tatsachen  und  das  unvor- 
eingenommene Geltenlassen  von  gegebenen  Realitäten  in  der  jeweiligen  Situation 
verstehen  müssen.  Das  Mysterium  bleibt,  aber  es  entbindet  uns  nicht  von  der  Ver- 
pflichtung, alles  das  in  der  Welt,  wozu  wir  einen  geeigneten  wissenschaftlichen  Zu- 
gang finden  können,  zu  erforschen.  Unser  christlicher  Glaube  richtet  keine  Tabus  auf, 
mit  denen  gewisse  Gebiete  gegen  wissenschaftliche  Untersuchungen  abgeschirmt 
werden.  Vielmehr  drängt  er  uns,  unser  Suchen  voranzutreiben.  Wir  meinen,  daß  wir 
unverantwortliche  Haushalter  sind,  wenn  wir  versäumen,  die  technischen  Methoden, 
die  wir  bereits  besitzen,  im  Dienst  an  unseren  Mitmenschen  nutzbar  zu  machen.  (...) 
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///.  Das  Organisieren  und  Kontrollieren  der  Technik 

14.  Die  Technik  hat  ihre  Funktion  innerhalb  eines  umfassenden  Kulturgefüges.  Um  sie 
nutzbringend  anzuwenden,  ist  eine  wesentlich  sorgfältigere  Prüfung  erforderlich,  wie 
in  der  jeweiligen  Gesellschaft  Entscheidungen  gefällt  und  Prioritäten  festgesetzt  wer- 
den. Politische  Macht  spielt  bei  der  Bestimmung  des  Tempos  und  Zweckes  der  tech- 
nischen Entwicklung  eine  entscheidende  Rolle.  Diese  Macht  wird  heute  nicht  allein 
von  Beamten,  sondern  auch  von  Technikern  ausgeübt,  selbst  wenn  diese  zögern 
würden,  das  zuzugeben.  Wenn  Techniker  die  Politiker  beraten  oder  selbst  Politik  be- 
treiben, dann  treffen  sie  politische  Entscheidungen,  und  dies  muß  im  Rahmen  eines 
gerechten  und  lebensfähigen  Systems  der  Beschlußfassung  geschehen.  Wo  eine  rei- 
che und  privilegierte  Elite  herrscht,  wird  die  bloße  Einführung  der  Technik  zwar  viel- 
leicht für  bestimmte  Mißstände  Erleichterung  bringen,  die  Grundkrankheiten  der  Ge- 
sellschaft aber  niemals  heilen.  Ein  ausgebeuteter  Bauer  oder  Arbeiter  mag  nach  der 
Einführung  von  Traktoren  und  Automation  am  Ende  des  Tages  weniger  müde  sein; 
aber  ehe  die  Machtverteilung  nicht  verändert  wird,  wird  er  keinen  vollen  Nutzen  von 
der  Technik  haben.  Infolge  des  Machtzuwachses  in  den  Händen  der  Ausbeuter 
könnte  es  ihm  sogar  schlechter  gehen.  Wie  kann  die  Technik  zum  Wohle  des  Men- 
schen kontrolliert  werden? 

15.  Als  Christen  freuen  wir  uns  der  Möglichkeiten  des  Menschen  und  wissen  zugleich 
um  seine  Selbstsucht.  Techniker  und  Politiker  bilden  keine  Ausnahme.  Es  müssen 
Strukturen  geschaffen  werden,  kraft  welcher  diejenigen,  die  technische  und  politische 
Entscheidungen  treffen,  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  können,  auf  daß  ihre  Nei- 
gung, ihre  eigenen  Interessen  zu  verfolgen  -  selbst  wenn  dies  unbewußt  geschieht  -, 
nicht  unkorrigiert  bleibt.  Dies  erfordert,  wie  wir  meinen,  die  Herausbildung  von  Zentren 
ausgleichender  Macht,  wo  immer  Macht  auftaucht.  Da  der  Mensch  seine  ihm  von  Gott 
gegebenen  Handlungsmöglichkeiten  nur  durch  Machtausübung  und  durch  Mitwirkung 
an  den  Entscheidungen,  die  sein  Leben  angehen,  verwirklicht,  meinen  wir  ferner,  daß 
eine  größtmögliche  Beteiligung  an  echter  Beschlußfassung  die  Systeme  kennzeich- 
nen sollte,  in  denen  Technik  gestaltet  und  angewandt  wird. 

Quelle:  Appell  an  die  Kirchen  der  Welt.  Dokumente  der  Weltkonferenz  für  Kirche  und  Gesell- 
schaft, hg.v.  ÖRK,  Deutsche  Ausgabe  besorgt  von  Hanfried  Krüger,  Stuttgart/Berlin  1967, 
S.239-243 
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141  Eigenständigkeit  und  die  technologischen  Optionen  von 
Entwicklungsländern 

Weltkonferenz  über  Wissenschaft  und  Technologie  für  eine  menschliche  Entwicklung, 
Bukarest  1974 

Die  ökumenische  Debatte  über  die  Verantwortung  des  Menschen  angesichts  der  wissen- 
schaftlich-technologischen Revolutionen  der  Nachkriegszeit,  die  auf  der  Genfer  Weltkonferenz 
1966  begonnen  wurde,  erlebte  in  den  70er  Jahren  im  Kontext  von  Wachstumskrise  und  Ent- 
wicklungsdebatte einen  Höhepunkt.  Der  folgende  Textauszug  der  Weltkonferenz  von  Bukarest 
1974  formuliert  erstmals  die  Frage  nach  dem  Konzept  einer  angepaßten  Technologie  für  die 
Entwicklungsländer  bzw.  nach  dem  Zusammenspiel  von  wirtschaftlicher  Eigenständigkeit  und 
angepaßter  Technologie. 

Eigenständigkeit  (self-reliance;  Hg.)  hat  zur  Voraussetzung,  daß  Menschen  sich  auf 
ihre  eigenen  menschlichen  und  materiellen  Ressourcen,  die  innerhalb  ihrer  Regionen 
gegeben  sind,  stützen  können,  wenn  sie  ihre  Bedürfnisse  befriedigen  wollen.  Dies  im- 
pliziert eine  volle  Partizipation  der  Menschen  samt  ihrer  eigenen  Technologien  und  de- 
ren ständige  Verbesserung.  Sie  führt  zu  einem  wachsenden  Identitätsbewußtsein. 
Eigenständigkeit  kann  als  einzig  erfolgreicher  Weg  zur  fortwährenden  Gesell  Schafts - 
entwicklung  betrachtet  werden.  Sie  sollte  keinesfalls  mit  Isolationismus  gleichgesetzt 
werden.  Ein  Austausch  von  Ideen  und  Gütern  kann  erheblich  zum  Wohlstand  aller 
Menschen  beitragen  und  sollte  gefördert  werden.  Auch  sollte  Eigenständigkeit  nicht 
Einzelne,  Gruppen  oder  Nationen  ihrer  Verantwortung  entheben,  die  Bedürfnisse  ihrer 
Mitmenschen  anzuerkennen.  Vielmehr  wird  der  äußerste  Einsatz  eines  jeden  Mitglieds 
der  Gesellschaft  erforderlich  sein,  wenn  drohende  Hunger-  und  Armutskatastrophen 
verhindert  werden  sollen.  (...) 

(...) 

//.  Die  Kluft  zwischen  der  "modernen"  und  der  "traditionellen"  Technologie 

Wenn  wir  die  Forschungs-  und  Entwicklungsprogramme  der  Entwicklungsländer  auf 
die  realen  Bedürfnisse  ihrer  Gesellschaften  ausrichten  wollen,  müssen  wir  einige 
grundlegende  Tatsachen  zur  Kenntnis  nehmen: 

-  Die  meisten  Entwicklungsländer  sind  duale  Gesellschaften,  die  aus  einem  modernen 
und  einem  traditionellen  Sektor  bestehen.  Der  erste  umfaßt  zwischen  10  und  30%  der 
Bevölkerung;  hier  ist  das  durchschnittliche  Einkommen  mehr  als  zehn  mal  so  hoch  wie 
in  den  traditionellen  Sektoren,  und  die  kulturellen  Gewohnheiten  und  die  Konsum- 
standards gleichen  denen  der  Mittelklasse  und  der  oberen  Schichten  in  den  Indu- 
strienationen. Der  traditionelle  Sektor  umfaßt  in  den  meisten  Ländern  die  überwie- 
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gende  Mehrheit  der  Bevölkerung;  er  besteht  zum  größten  Teil  aus  den  Formen  der 
Subsistenzwirtschaft  mit  ihren  kulturellen  Ausprägungen.  In  den  letzten  zehn  Jahren 
hat  der  Einfluß  der  Massenmedien  damit  begonnen,  auch  diese  kulturellen  Traditionen 
zu  verändern,  ohne  allerdings  gleichzeitig  die  materielle  Lebenssituation  zu  verbes- 
sern. Die  Beziehung  zwischen  dem  traditionellen  und  dem  modernen  Sektor  ist  eine 
auf  Abhängigkeit  fußende,  die  große  Ähnlichkeit  mit  der  Beziehung  zwischen  den 
Entwicklungsländern  und  den  Industrieländern  aufweist. 

-  Die  Technologie  kann  grob  gesehen  in  zwei  Typen  unterteilt  werden:  die  moderne 
oder  wissenschaftliche  Technologie  und  die  traditionelle  Technologie,  die  auf  Erfah- 
rungswissen fußt.  Die  Hälfte  der  Menschheit  und  die  überwiegende  Mehrheit  der  Be- 
völkerungen der  Entwicklungsländer  verwendet  die  traditionelle  Technologie,  um  die 
meisten  der  Probleme  der  Subsistenzwirtschaft,  in  der  sie  leben,  zu  lösen.  Hinsichtlich 
ihrer  strukturellen  Einbindung  in  die  Gesellschaft  unterscheiden  sich  beide  Typen  von 
Technologie  grundlegend.  Die  wissenschaftliche  Technologie  wird  in  einem  hochdiffe- 
renzierten institutionellen  Rahmen  erzeugt,  der  die  sogenannten  Forschungs-  und 
Entwicklungskapazitäten  eines  Landes  umfaßt.  Die  traditionelle  Technologie  anderer- 
seits ist  in  gewisser  Weise  von  der  ganzen  Lebensgemeinschaft  hervorgebracht  und 
durchdringt  sie. 

-  Wie  kann  die  Kluft  zwischen  den  modernen  und  den  traditionellen  Sektoren  in  den 
Entwicklungsländern  geschlossen  werden,  und  worin  besteht  die  Rolle  von  Wissen- 
schaft und  Technologie  in  diesem  Prozeß?  Eine  implizite  Kernannahme  in  den  Indu- 
strienationen und  in  den  herrschenden  Klassen  der  Entwicklungsländer  war  die,  daß 
die  bloße  Expansion  des  modernen  Sektors  in  den  Entwicklungsländern  am  Ende 
eine  Transformation  und  Absorption  des  traditionellen  Sektors  zur  Folge  haben  würde. 
Diese  Annahme  ist  jedoch  aus  ökonomischen  und  ethischen  Gründen,  die  in  anderen 
Abschnitten  dieses  Berichts  (...)  benannt  werden,  nicht  aufrechtzuerhalten.  Wie  die 
Geschichte  wiederholt  gezeigt  hat,  reichen  die  Veränderungen  der  Machtbeziehungen 
innerhalb  einer  Gesellschaft  für  sich  nicht  aus,  um  eine  automatische  Angleichung  der 
Bestandteile  des  Überbaus  an  die  neue  Situation  zu  gewährleisten.  Dies  hat  beson- 
dere Bedeutung  für  die  Forschungs-  und  Entwicklungsprogramme  eines  Landes,  denn 
soziale  Veränderungen  des  von  uns  in  den  Blick  genommenen  Umfangs  erfordern 
eine  enorme  Menge  an  wissenschaftlichem  und  technologischem  Wissen.  Wir  brau- 
chen einen  neuen  Weg  zur  Entwicklung,  der  mehr  Rücksicht  auf  die  soziale  Organisa- 
tion, die  Werte  und  die  kreativen  Handlungen  traditioneller  Gesellschaften  nimmt  und 
der  ihnen  bei  Programmen  für  eine  angepaßte  Technologie,  für  soziale  Organisation 
und  ökonomische  und  politische  Macht  hilft,  die  zerstörerischen  Trends  der  urbanen 
industriellen  Gesellschaft  zu  überleben  und  sie  so  befähigen,  von  alternativen  Ge- 
staltungsformen des  Lebens  in  der  modernen  Welt  Zeugnis  zu  geben.  (...) 
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///.  Aufbau  einer  an  soziale  und  natürliche  Rahmenbedingungen  angepaßten 
Technologie 

Um  die  Tätigkeit  der  Forschungs-  und  Entwicklungsstrukturen  der  Entwicklungsländer 
auf  einen  neuen  Kurs  zu  bringen,  ist  es  notwendig  zu  verstehen,  wie  Technologie 
durch  eine  Gesellschaft  erneuert  wird.  Die  Bestimmung  dessen,  was  eine  angepaßte 
Technologie  einer  jeglichen  Gesellschaft  darstellt,  erfordert  die  Berücksichtigung  vieler 
Faktoren,  von  denen  nur  einige  rein  technischer  Natur  ist.  Die  meisten  gehören  in  den 
Bereich  der  Ökonomie,  Soziologie  und  Sozialpsychologie  und  bilden  zusammen  das, 
was  man  vielleicht  das  Rahmenparadigma  nennen  könnte,  das  den  Bezugsrahmen  für 
die  Forschungs-  und  Entwicklungsprogramme  liefert.  In  ihnen  drücken  sich  die  grund- 
legenden Werte  und  Ziele  einer  gegebenen  Gesellschaft  aus.  Einige  davon,  die  ty- 
pisch für  fortgeschrittene  kapitalistische  Länder  sind,  können  wie  folgt  formuliert  wer- 
den: Weil  Arbeit  der  Knappheitsfaktor  der  Produktion  ist,  ist  umso  kapitalintensivere 
Technologie  erwünscht;  der  Konsum  wird  angeregt  durch  die  Produktion  von  so  viel 
verschiedenen  Gütern  wie  möglich  für  ein  und  dasselbe  Bedürfnis;  das  Kräftespiel  der 
Wirtschaft  hängt  zu  einem  großen  Ausmaß  von  einer  raschen  Güterzirkulation  ab,  so 
daß  es  wünschenswert  ist,  daß  Produkte  recht  schnell  veralten.  Solche  Grundannah- 
men, die  einige  der  grundlegenden  Merkmale  dieser  Gesellschaften  zum  Ausdruck 
bringen,  werden  nur  selten  offen  ausgesprochen,  da  sie  von  jedem  Teil  der  For- 
schungs- und  Entwicklungsprogramme  verinnerlicht  worden  sind. 

Ein  neues  Schema  von  Grundannahmen  muß  als  Bezugsrahmen  für  die  neuen  Tech- 
nologien, die  von  den  Entwicklungsländern  benötigt  werden,  formuliert  werden.  Für 
eine  Umorientierung  der  wissenschaftlichen  und  technologischen  Forschungspro- 
gramme sind  folgende  am  wichtigsten: 

•  Das  Hauptziel  der  Entwicklung  sollte,  zumindest  in  der  Übergangsperiode,  in  der 
Befriedigung  jener  Grundbedürfnisse  bestehen,  die  wie  Nahrung,  Wohnung,  Ge- 
sundheit und  Ausbildung  für  jeden  Menschen  Grundbedingung  einer  Teilhabe  am 
gesellschaftlichen  Leben  sind. 

•  Die  Entwicklung  eines  jeden  Landes  bzw.  jeder  Region  sollte  so  weit  wie  möglich 
auf  den  eigenen  Ressourcen  basieren  -  den  natürlichen  wie  den  menschlichen. 

•  Neue  Technologien  sollten  keine  soziale  Erschütterungswirkung  haben,  sondern 
einen  sanften  Übergang  von  traditionellen  Gesellschaften  zu  neuen  Formen  der 
sozialen  Organisation  zulassen,  der  die  besten  kulturellen  Elemente  der  alten  Ge- 
sellschaftsform bewahrt. 

•  Der  vernünftige  Umgang  mit  der  natürlichen  Umwelt  sollte  eine  grundlegende 
Richtschnur  wirtschaftlicher  Entwicklung  sein.  Mit  anderen  Worten,  es  kommt  dar- 
auf an,  eine  Gesellschaft  zu  bauen,  die  in  sich  umweltverträglich  ist. 

•  Die  beiden  grundlegenden  Ziele  der  neuen  Form  von  Entwicklung  sollten  in  der 
Verringerung  und  letztlich  im  Abbau  von  Ungleichheit  sowie  der  Sicherung  voller 
Teilhabe  aller  Glieder  der  Gesellschaft  an  gesellschaftlichen  Entscheidungen  lie- 
gen. (...) 


573 


Ökumenische  Wirtschafts-  und  Sozialethik 


IV.  Vom  richtigen  Gebrauch  moderner  wissenschaftlich-technologischer  Kenntnisse 

(...)  Das  zentrale  Problem  besteht  also  darin,  die  Kapazität  der  modernen  Forschungs- 
und Entwicklungsprogramme  mit  der  Erfahrung  und  dem  Wissen  der  traditionellen 
Gesellschaften  über  die  Umwelt  zu  vereinigen,  um  den  technologischen  Herausforde- 
rungen der  Entwicklung  begegnen  zu  können.  Die  Hauptaufgaben  bestünden  darin, 

•  zunächst  ungefähr  einen  Rahmen  von  praktischen  Richtlinien  zu  definieren,  die  als 
Kriterien  für  technologische  Lösungen  verwandt  werden  können,  mit  anderen 
Worten  eine  allgemeine  Beschreibung  der  Bedingungen  zu  geben,  die  von  den 
erforderlichen  Technologien  erfüllt  werden  müßten; 

•  die  bisher  verwandten  Technologien  und  ihre  empirischen  Voraussetzungen  ein- 
gehend zu  studieren,  vor  allem  die  aus  den  traditionellen  Sektoren  -  und  zu  klären, 
wie  sie  von  dem  Forschungs-  und  Entwicklungszusammenhang  genutzt  werden 
können,  um  technische  Lösungen  für  die  Befriedigung  der  sozialen  Grundbedürf- 
nisse zu  finden; 

•  auf  Basis  der  vorangegangenen  Analysen  für  jedes  Handlungsfeld  die  Art  und  die 
Eigenschaften  der  zu  verwendenden  Technologien  im  Blick  auf  die  zu  erfüllenden 
Funktionen  festzulegen;  das  Endergebnis  dieses  Stadiums  wären  wohldefinierte 
Forschungsprogramme  als  Baupläne  fertig  funktionierender  Technologien; 

•  die  Angemessenheit  der  sich  ergebenden  Technologien  zu  überprüfen. 

Quelle:  Science  and  Technology  for  Human  Development.  The  Ambiguous  Future  and  the  Chri- 
stian Hope,  Bucharest  June  24  -  July  2,  1974;  in:  Anticipation  No.  19,  November  1974,  p.4ff, 
hier  p.14f  (eigene  Übersetzung)  -  engl.  Berichtstext  auch  in:  Study  Encounter  Vol.X,  No.4,  1974, 
Dokument  Nr.  SE  69. 
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142     Wissenschaftsethik 

Sektion  III  der  MIT- Konferenz  über  Glaube,  Wissenschaft  und  die  Zukunft,  Boston 
1979 

Ein  im  allgemeinen  zu  wenig  beachteter  Zweig  ökumenischen  Sozialdenkens  hat  sich  mit  Fra- 
gen der  Wissenschaftsethik  im  Zeitalter  einer  "Industrialisierung  der  Wissenschaft"  befaßt.  Die 
auszugsweise  wiedergegebenen  Reflexionen  aus  dem  Bericht  der  unter  dem  Titel  "Science  and 
Education"  tagenden  Sektion  III  der  Bostoner  Konferenz  von  1979  sind  nach  wie  vor  von  hoher 
Aktualität  und  Brisanz. 


1.  Wissenschaftliche  Ausbildung  und  Ethik 

(...)  Die  "Industrialisierung  der  Wissenschaft"  bedeutet,  daß  die  Ziele  und  Ausrichtun- 
gen der  Forschung  weitestgehend  durch  Regierungen  und  Industrien  bestimmt  wer- 
den, wobei  das  Gemeinwohl  der  Gesellschaft  als  ganzer  oft  nur  kärgliche  Berücksich- 
tigung findet.  Wenn  Wissenschaftler  dies  nicht  einsehen,  dann  dies  bedeuten,  daß  sie 
sich  mit  der  Unterdrückung  verbünden. 

Selbst  die  Grundlagenwissenschaft  ist  und  war  nie  völlig  objektiv,  weil  selbst  der  am 
wenigsten  uninteressierte  Wahrheitssucher  seine/ihre  Entscheidungen  darüber,  wel- 
che Experimente  er/sie  durchführt  und  welche  nicht,  weitestgehend  subjektiv  fällt.  Auf 
der  anderen  Seite  ist  das  Element  der  Objektivität  selbst  in  der  am  stärksten  anwen- 
dungsorientierten  Wissenschaft  niemals  völlig  abwesend.  Es  ist  das  Wesen  der  Wis- 
senschaft, sich  die  im  Grundsatz  ethische  Verpflichtung  aufzuerlegen,  die  Ergebnisse 
eines  Experiments  anzuerkennen,  gleich  wie  willkommen  oder  unwillkommen  diese 
auch  sein  mögen.  Es  gibt  daher  eine  Grenze,  bis  zu  der  Wissenschaft  sich  selbst  pro- 
stituieren darf,  jenseits  derer  sie  einfach  aufhört,  Wissenschaft  zu  sein.  Ein  Wissen- 
schaftler, der  durch  ein  Industrieunternehmen  zu  zeigen  beauftragt  wird,  daß  die  Um- 
weltverschmutzung, die  durch  den  Betrieb  dieses  Unternehmens  hervorgerufen  wird, 
unbedenklich  ist,  ist  aufgrund  dieser  Ethik  der  Objektivität  gehalten,  einen  ehrlichen 
Bericht  zu  produzieren,  selbst  auf  Kosten  seiner/ihrer  Anstellung.  Er/sie  mag  sich  nicht 
so  verhalten,  aber  dies  zeigt  nur,  daß  einzelne  Wissenschaftler  der  Ethik  nicht  genü- 
gen, und  nicht,  daß  eine  solche  nicht  existiert. 

Die  Verpflichtung  zu  Ehrlichkeit  und  Objektivität  gilt  freilich  nicht  auf  Wissenschaftler 
beschränkt,  doch  ist  diese  Verpflichtung  dem  Wissenschaftler  in  sehr  besonderer 
Weise  durch  das  Wesen  der  Wissenschaft  auferlegt.  Diese  Ethik  wird  unzweifelhaft 
durch  bestimmte  Formen  angewandter  Wissenschaft  oder  Auftragsforschung  abge- 
schwächt: es  ist  zumindestens  erklärlich,  daß  einige  der  "wissenschaftlichen"  Tests, 
die  für  bestimmte  Konsumgüter  durchgeführt  werden,  von  höchst  fragwürdiger  Objek- 
tivität sind,  aber  das  scheint  niemanden  so  recht  zu  stören.  Doch  eine  absichtliche 
Fälschung  von  Ergebnissen  der  Grundlagenforschung  (wie  zum  Beispiel  bei  dem  be- 
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kannten  "Piltdown  Man  "-Betrug)  wird  immer  noch  mit  großer  Ernsthaftigkeit  angese- 
hen. Unsere  Reaktion  ist  mehr  als  die  gewöhnliche  Reaktion  auf  Unehrlichkeit.  Ein 
heiliges  Vertrauen  ist  damit  gebrochen  worden.  Die  Ethik  der  Wahrheit,  Ehrlichkeit  und 
Objektivität  überlebt  unabhängig  davon,  wie  weit  Wissenschaft  den  Kräften  des 
Marktes  ausgesetzt  ist,  und  keine  wissenschaftliche  Ausbildung  ist  vollständig,  wenn 
sie  nicht  die  Studierenden  mit  einem  starken  Bewußtsein  für  ihre  Bedeutung  ausstat- 
tet. (...) 

Die  Anwendungen  der  Wissenschaft  werfen  offensichtliche  Zwiespalte  auf.  Viele  Wis- 
senschaftler enthalten  sich  aus  ethischen  Gründen  von  der  Erforschung  von  Giftgas, 
von  biologischen  Kampfmitteln  oder  von  Nuklearwaffen.  Und  einige  Wissenschaftler 
haben  ähnliche  Bedenken  gegenüber  einer  Forschung  für  Verteidigungszwecke  im 
allgemeinen  oder  auch  gegenüber  der  Nuklearenergieforschung.  Doch  ist  dies  viel- 
mehr eine  individuelle  Entscheidung  als  eine  der  Wssenschaftsgemeinschaft  als  gan- 
zer: Wssenschaftler  finden  sich  bei  all  diesen  Tätigkeiten.  Das  ethische  Unbehagen, 
das  von  Wissenschaftlern  wie  NichtWissenschaftlern  gleichermaßen  empfunden  wird, 
zeigt  sich  im  Gebrauch  von  Euphemismen:  Militärische  Forschung  wird  als 
"Verteidigungsforschung"  bezeichnet,  ganz  gleich  wie  offensiv  ihre  Zielsetzung  sein 
mag. 

Dieses  moralische  Unbehagen  zeigt,  daß  es  nicht  ausreicht  zu  fragen,  ob  wir  den  Ge- 
brauch bzw.  die  Anwendung  von  Wissenschaft  und  Technologie  gutheißen.  Die  Ent- 
scheidung, in  der  Forschung  eine  bestimmte  Frage  zu  stellen  oder  ein  bestimmtes 
Kunstprodukt  zu  entwerfen,  setzt  eine  vorausgehende  Auswahl  sozialer  Ziele  voraus. 
Wir  unternehmen  bestimmte  Formen  der  Forschung,  weil  wir  bessere  Stahlsorten  her- 
stellen oder  weil  wir  Krebs  heilen  wollen.  Die  Auswahl  dieser  sozialen  Ziele  impliziert 
notwendig,  daß  bestimmte  andere  Optionen  dadurch  ausgeschlossen  sind.  Das  glei- 
che gilt  für  den  Bereich  der  Ingenieurwissenschaften:  Warum  eine  bestimmte  Ma- 
schine und  keine  andere  herstellen?  Wssenschaftler  können  sich  nicht  einfach  dem 
Urteil  über  die  praktischen  Auswirkungen  von  Wissenschaft  und  Technologie  entzie- 
hen, da  diese  Auswirkungen  zum  Teil  durch  die  Art  und  Weise  bestimmt  sind,  in  der 
Forschungsprioritäten  festgelegt  werden.  Ob  sie  sich  dessen  bewußt  sind  oder  nicht, 
sind  Wissenschaftler  von  Anfang  an  immer  Teil  des  Prozesses. 
Die  ethischen  Fragen,  die  von  der  Grundlagenwissenschaft  aufgeworfen  werden,  sind 
weit  weniger  offensichtlich.  Ein  Wssenschaftler,  der  sich  an  der  Erforschung  von 
Atombomben  beteiligt,  trägt  zweifellos  auch  zu  einem  großen  Teil  Verantwortung, 
wenn  diese  Bomben  verwendet  werden.  Aber  können  die  großen  reinen  Wissen- 
schaftler des  20.  Jahrhunderts  dafür  herangezogen  werden,  einen  besonderen  Anteil 
an  der  moralischen  Verantwortung  für  Hiroshima  und  Nagasaki  zu  haben?  Wir  können 
hier  keine  leichtfertige  Antwort  geben.  Die  Anwendungen  von  Wssenschaft  sind  zu 
einem  erheblichen  Teil  letztlich  nicht  vorhersagbar,  obgleich  es  eine  Lektion  der  jünge- 
ren Geschichte  ist,  daß  eine  wissenschaftliche  Entwicklung,  die  für  militärische 
Zwecke  verwendet  werden  kann,  verwendet  werden  wird.  Auf  der  anderen  Seite  hat 
Wssenschaft  auch  gute  Anwendungen:  wenn  die  kontrollierte  Kernfusion  sich  als  die 
Antwort  auf  unsere  Energiebedürfnisse  in  den  kommenden  Jahrhunderten  erweisen 
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sollte,  dann  muß  auch  dies  -  ebenso  wie  die  Wasserstoffbombe  -  den  Wissenschaft- 
lern zugerechnet  werden,  die  die  Geheimnisse  des  Atoms  aufgeschlossen  haben. 
In  den  meisten  Ländern  haben  sich  Wissenschaftler  in  Vereinigungen  zusammenge- 
schlossen, die  traditionellerweise  zu  vermeiden  versucht  haben,  sich  offen  politisch  zu 
engagieren.  Dennoch  wurden,  wie  wir  gesehen  haben,  ihre  Ergebnisse  häufig  für  poli- 
tische Zwecke  gebraucht,  für  Zwecke,  die  die  Wissenschaftler  selbst  oft  für  schädlich 
halten.  Aus  diesem  Grund  können  Wissenschaftler  der  politischen  Verantwortung,  die 
aus  ihrer  Arbeit  entspringt,  nicht  entrinnen.  Gemeinschaftlich  müssen  sie  dafür  Sorge 
tragen,  daß  die  Entscheidungen  der  Grundlagenforschung  und  die  der  Anwendung 
wissenschaftlicher  Erkenntnis  im  Lichte  des  Strebens  nach  einer  gerechten,  partizi- 
patorischen  und  überlebensfähigen  Gesellschaft  getroffen  werden.  Zu  diesem  Zweck 
müssen  sie  eine  Schlüsselrolle  dabei  spielen,  alle  Mitglieder  der  Gesellschaft  zu  in- 
formieren, was  bei  den  wissenschaftlichen  und  technologischen  Optionen,  die  der  Ge- 
sellschaft angeboten  werden,  jeweils  auf  dem  Spiel  steht.  Für  Wissenschaftler  ist  es 
deshalb  unabdingbar,  sich  als  organisierte  Gemeinschaft  zu  verhalten.  Die  isolierten 
Entscheidungen  einzelner  Wissenschaftler,  die  Problemen  der  Ausrichtung  und  An- 
wendungen ihrer  wissenschaftlichen  Forschung  gegenüberstehen,  mögen  zwar  lo- 
benswert sein,  aber  sie  lösen  noch  nicht  das  Problem  der  Grundentscheidungen  der 
Wissenschaftsgemeinschaft  als  ganzer.  Für  diese  sind  die  anstehenden  Entscheidun- 
gen grundsätzlich  kollektiver  Art.  (...) 

Unsere  Sektion  stimmt  darin  überein,  daß  die  Wissenschaft  sich  mit  menschlichen 
Werten  auseinandersetzen  sollte.  Damit  meinen  wir,  daß  im  allgemeinen  die  Aufwen- 
dungen an  menschlichen  und  materiellen  Ressourcen,  die  wir  für  wissenschaftliche 
Arbeit  haben,  ethisch  gerechtfertigt  sein  müssen  und  daß  die  Möglichkeiten  für  prakti- 
sche Nutzeffekte,  die  durch  die  Technologie  geliefert  werden,  nicht  vergeudet  werden 
sollten.  Teilnehmer  aus  Ländern  der  Dritten  Welt  machten  zwei  wichtige  Beobachtun- 
gen: 

1)  Es  ist  notwendig,  Wissenschaft  und  auf  ihr  basierende  Technologie  mit  spezifi- 
schen und  oft  ziemlich  konkreten  sozialen  Zielsetzungen  zu  verknüpfen; 

2)  Ebenso  ist  es  notwendig,  daß  die  Gesellschaft  im  ganzen  stärker  daran  partizipiert, 
welche  Ziele  ausgewählt  werden  und  festzulegen,  wie  eine  bestimmte  Technolgie 
angewandt  werden  soll,  um  diese  Ziele  zu  erreichen. 

Die  Wissenschaftsethik  leitet  jeden  Wissenschaftler  an,  die  Ergebnisse  seines/ihres 
Experiments  so  objektiv  wie  möglich  zu  berichten,  unabhängig  davon,  was  der  Geld- 
geber hören  möchte.  Der  Wissenschaftler  steht  auch  in  der  Pflicht,  danach  zu  fragen, 
ob  er/sie  die  richtigen  Experimente  durchgeführt  hat,  ob  also  die  Ziele,  die  von  der 
Regierung  oder  der  Industrie  festgelegt  worden  sind,  wirklich  mit  den  Bedürfnissen  der 
Gesamtgesellschaft  zusammenfallen.  Deshalb  ist  es  für  einen  Wissenschaftler  un- 
möglich, sich  von  politischen  und  wirtschaftlichen  Interessen  völlig  zu  lösen.  Er/sie  ist 
daher  dafür  verantwortlich,  daß  die  Forschung  in  konstruktive  Richtungen  gelenkt 
wird.  Dies  erfordert  eine  kontinuierlich  kritische  und  reflektierende  Einstellung  gegen- 
über den  Geldgebern. 
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Quelle:  Paul  Abrecht  (ed.),  Faith  and  Science  in  an  Unjust  World.  Report  of  the  1979  Confe- 
rence ofthe  World  Council  ofChurches  in  the  Massachusetts  Institute  of  Technology,  Boston 
1979,  Vol.  2:  Reports  and  Recommendations,  Geneva  1980,  hier  Part  III.  Science  and  Educa- 
tion,  p.  39-42  (eigene  Übersetzung) 
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ÖRK-Studie  über  "Transnationale  Unternehmen,  Technologie  und  menschliche 
Entwicklung",  Genf  1 980 

Die  Studie  der  ÖRK-Beratergruppe  zu  Wirtschaftsfragen  (AGEM)  über  Transnationale  Unter- 
nehmen" (sog.  TNC-Studie)  ist  einer  der  umfangreichsten  bisherigen  Versuche,  ein  neues  Pa- 
radigma einer  politischen  Ökonomie  (vgl.  Zürich-Konsultation  1978)  auf  einen  zentralen  Teilbe- 
reich der  internationalen  Wirtschafts(un)ordnung  anzuwenden,  nämlich  auf  die  transnationalen 
Unternehmen.  Der  65 -seitige  Schlußbericht  wurde  nie  vollständig  auf  deutsch  veröffentlicht.  Im 
folgenden  wird  ein  Abschnitt  aus  Kapitel  II  ("Technology  and  Progress")  der  Studie  wiedergege- 
ben, der  eine  Ideologiekritik  des  westlichen  Technologieverständnisses  beinhaltet. 


Der  Mythos  vom  technologischen  Fortschritt 

Der  europäische  Zugang  zu  Technologie  beruht  auf  einer  Konzeption  menschlichen 
Fortschritts  als  unbegrenztes  und  ungehindertes  Bemühen  um  eine  Transformation 
der  Natur  und  eine  Akkumulation  materieller  Güter.  Dieses  Konzept  geht  von  der  Vor- 
aussetzung aus,  daß  sich  das  individuelle  Glück  zwangsläufig  durch  den  allgemeinen 
Zuwachs  an  materiellem  Reichtum  einstellen  wird,  und  daß  wirtschaftliches  Wachstum 
unmittelbar  mit  Fortschritt  gleichzusetzen  ist. 

Der  europäische  Fortschrittsbegriff  wurzelt  in  einer  mechanistischen  Weltbeschrei- 
bung, die  -  wie  im  18.  Jahrhundert  bekräftigt  wurde  -  die  Basis  der  Philosophie  des 
Rationalismus  bildet.  Ein  Kern  des  Rationalismus  besteht  in  der  Annahme,  daß  die 
dem  Menschen  eigene  Einsicht  und  seine  kritische  Erfindungsgabe  den  Schlüssel  zur 
Erklärung  und  zur  Beherrschung  der  Welt  darstellen.  Seine  extreme  Variante  -  der 
Positivismus  -  beinhaltet  dann  die  Behauptung,  daß  nur  quantifizierbare  und  meßbare 
Dinge  wirklich  existieren  und  wirklich  einen  Wert  haben. 

Innerhalb  dieser  Sichtweisen  kann  behauptet  werden,  daß  es  eine  dem  Universum  in- 
newohnende präzise  mathematische  oder  technologische  Ordnung  gibt,  und  daß  die 
Welt  der  Menschen  so  umgeordnet  werden  muß,  daß  sie  diese  Ordnung  widerspiegelt 
-  nicht  um  der  Natur  willen,  sondern  für  den  Zweck,  die  Natur  zu  beherrschen  und  sie 
umzuformen,  um  materiellen  Zielen  zu  dienen.  Innerhalb  dieses  Rahmens  stellt  die 
Erzeugung  oder  der  Erwerb  materieller  Güter  durch  ein  Individuum,  ein  Unternehmen, 
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ein  Staat  oder  ein  Land  sowohl  die  Substanz  des  Fortschritts  dar  als  auch  die  Demon- 
stration jener  Rationalität,  die  dem  Individuum,  dem  Unternehmen,  dem  Staat  oder  der 
Gesellschaft  innewohnen.  Es  ist  sehr  einfach,  diese  Weise  einer  Legitimation  des  Ra- 
tionalismus durch  entsprechende  Ergebnisse  zu  verwenden,  wenn  man  zeigen  will, 
daß  die  Durchsetzung  des  Eigeninteresses  eine  Tugend  ist  und  daß  ein  Scheitern  am 
Erfolg  eine  Demonstration  von  Untugend  darstellt,  statt  daß  dahinter  die  Erfahrung 
steht,  zum  Opfer  gemacht  zu  werden. 

Der  positivistische  Zeitbegriff  ist  verknüpft  mit  der  Vorstellung  eines  linearen  Fort- 
schritts, der  gesehen  wird  als  eine  sich  permanent  ausdehnende  Ordnung  und  eine 
unbegrenzte  Expansion  und  Akkumulation  von  materiellem  Reichtum.  Innerhalb  des 
Verständnishorizonts  des  Positivismus  war  die  Wissenschaft  erheblich  eingeschränkt 
im  Blick  auf  den  Bereich  derjenigen  Fragen,  die  zu  stellen  ihr  erlaubt  waren.  Es  wurde 
als  eine  Methodologie  angesehen,  die  Geheimnisse  der  Natur  zu  entschlüsseln,  um 
sie  auf  eine  Reihe  konsistenter  Prinzipien  und  Regeln  zu  reduzieren.  Die  Welt  und  der 
Mensch  wurden  darauf  reduziert,  daß  sie  in  das  Rahmenkonzept  eines  mechanisti- 
schen Denkmodells  hineinpaßten,  und  gleichzeitig  wurde  die  Macht  zur  Transforma- 
tion der  Natur,  die  mit  diesem  Modell  konsistent  war,  gesteigert.  In  einer  für  diese 
Weltsicht  logischen  Theologie  -  dem  Deismus  -  wird  Gott  zum  Großen  Uhrmacher,  der 
die  universale  Weltordnung  geschaffen  hat.  Die  Schöpfung  wurde  verstanden  als  ein 
abgeschlossener,  fertiger  Akt.  Diese  Taktokratie  (die  Herrschaft  der  Ordnung)  geht 
von  der  Annahme  aus,  daß  alle  Momente  von  Ungewißheit  eliminiert  werden  können 
und  sollen,  so  daß  alle  Aspekte  des  menschlichen  Lebens  und  der  Natur  letztlich  vor- 
hersehbar und  kontrollierbar  werden. 

Solch  eine  Weltsicht  führt  zu  einer  Gesellschaftsform,  in  der  alle  Aktivitäten  und  Be- 
ziehungen, Strukturen  und  Institutionen  letztlich  dem  einzigen  Ziel  dienen,  die  Macht- 
ausübung über  materiellen  Reichtum  zu  steigern  und  eine  Position  der  Kontrolle  und 
der  Beherrschung  über  die  Natur  oder  über  andere  Menschen  zu  erlangen.  Dies  ist 
mit  einer  inhärenten  Tendenz  zu  autokratischen  und  hierarchi sehen  statt  partizipatoh- 
schen  Formen  der  sozialen  Organisation  verbunden.  Ordnung  ist  hier  leicht  in  Struktu- 
ren einer  zentralisierten  Entscheidungsfindung  sichtbar  und  in  der  Verstärkung  verti- 
kaler Beziehungen  zwischen  Individuen  und  sozialen  Gruppen. 

Die  Überzeugung,  daß  es  eine  präexistente  Ordnung  gibt,  die  man  kennen  und  kon- 
trollieren kann,  und  daß  der  eigene  Zugang  zum  Verstehen  dieser  Ordnung  der  einzig 
richtige  ist,  ist  einer  Toleranz  oder  einer  respektvollen  Haltung  gegenüber  anderen 
Wertsystemen  und  Weltsichten  nicht  förderlich.  Der  Ethnozentrismus,  der  die  moder- 
nen europäischen  Kulturen  prägt,  geht  zu  einem  erheblichen  Ausmaß  aus  der  Auffas- 
sung hervor,  daß  andere  Kulturen  und  Technologien  nicht  rational  sind,  daß  man  ihre 
Irrationalität  damit  demonstriert,  daß  sie  eine  vergleichbare  Akkumulationsleistung  und 
ein  vergleichbares  Wachstum  nicht  zu  erreichen  in  der  Lage  und  deshalb  als  unterle- 
gen anzusehen  sind.  Gewiß  hat  dieser  Strang  des  positivistischen  Denkens  auch  ei- 
nen großen  Teil  der  historischen  Missionsarbeit  von  Christen  in  der  südlichen  Hemi- 
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Sphäre  beeinflußt  und  die  Einstellungen  der  Kirchen  gegenüber  den  Armen  und  Aus- 
gestoßenen innerhalb  Europas  und  in  Nordamerika  mit  geprägt. 

Technologie  wurde  dadurch  in  ähnlicher  Weise  reduktionistisch  und  eindimensional 
verstanden.  Sie  wurde  betrachtet  als  bloße  Anwendung  jener  Regeln  und  Prinzipien 
auf  bestimmte  Fälle  mit  dem  Ziel,  Teile  der  Natur  zu  Gestalten  von  Werten,  Strukturen 
und  Ordnungszuständen  zu  transformieren,  die  auf  einer  höheren  Ebene  befindlich 
sind  als  im  vorherigen  Zustand.  Diese  Form  der  Technokratie  wurde  mit  dem  Ziel  der 
Erzeugung  eines  maximalen  Wachstums,  der  Rationalisierung  und  der  Akkumulation 
angewandt,  weil  diese  Ziele  als  in  sich  evident  und  legitimiert  galten. 

Weil  das  positivistische  Denken  die  Wirklichkeit  abschottet  und  sie  reduziert  auf  ihre 
materiellen  Bestandteile,  die  als  einzelne  Einheiten  sowohl  abstrahiert  sind  von  ihrem 
Bezug  zum  Ganzen  wie  sie  auch  untereinander  eine  lediglich  mechanische  Beziehung 
haben,  trennt  sie  auch  die  Menschen  von  der  Natur.  Die  positivistische  Weltbeschrei- 
bung sieht  den  Menschen  als  das  Zentrum  und  als  den  Herrn  der  Natur,  ausgestattet 
mit  unbegrenzten  Rechten  und  einer  unbegrenzten  Macht,  die  Natur  zu  domestizieren 
und  sie  zu  kontrollieren.  Dieser  Anthropozentrismus  kann  sich  selbstmörderisch  aus- 
wirken -  die  exponentielle  Steigerung  des  Energieverbrauchs  wird,  wenn  sie  unge- 
bremst verläuft,  auf  die  Auslöschung  der  Menschheit  hinauslaufen.  Umgekehrt  kann 
eine  prioritäre  Orientierung  an  der  Bestandfähigkeit  zu  Formen  einer  gesellschaftli- 
chen Organisation  und  der  Technologie  führen,  die  zu  einem  reduzierten  Verbrauch 
von  Energie  und  nichtemeuerbaren  Energiequellen  führen  sowie  zu  einer  Entwicklung 
von  erneuerbaren  Energiealternativen. 

(...) 

Auch  wenn  dies  so  nicht  oft  als  ideologische  Orientierung  klar  formuliert  wird,  sind  Va- 
rianten der  positivistischen  Weltsicht  im  europäischen  Denken  enthalten  und  liefern 
Kriterien  für  die  Bewertung  von  Institutionen  und  technologischen  Systemen.  Einer 
Technologie,  die  mit  diesen  Kriterien  nicht  übereinstimmt,  werden  nur  geringe  Ent- 
wicklungschancen gegeben  und  sie  wird  selten  auf  breiter  Ebene  angewandt.  Ande- 
rerseits wird  die  (herrschende;  Hg.)  Technologie,  die  mit  ganz  anderen  Wertvorstel- 
lungen und  Weltsichten  verbunden  ist,  zu  einem  Mittel  für  eine  maximale  Steigerung 
des  Wachstums,  der  Akkumulation  und  der  Modernisierung  gemacht. 

Quelle:  Transnational  Corporations,  Technology  and  Human  Development,  ed.  Marcos  Arruda 
WCC/CCPD;  Sehes:  An  Ecumenical  Approach  to  Economics  Vol.  2,  Geneva  1980,  p.  20-22 
(eigene  Übersetzung) 
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144  Genetik  und  die  Qualität  des  Lebens 

Studie  von  Church  and  Society,  Zürich  1973 

Als  eine  Folge  der  ÖRK-Exploratory  Conference  on  Technology,  Faith  and  the  Future  in  Genf 
im  Jahre  1970  (vgl.:  Wissenschaft,  Glaube  und  die  Zukunft  des  Menschen,  Dokumentarischer 
Bericht  von  David  M.Gill  über  die  internationale  Arbeitstagung  des  ÖRK  ...  "Die  Zukunft  des 
Menschen  und  der  Gesellschaft  in  einer  wissenschaftlich-technischen  Welt",  hg.  vom  ÖRK,  dt. 
Ausgabe  von  K.-M.  Beckmann,  Stuttgart/Berlin  1971)  fanden  im  Jahre  1971  in  Nemy/Italien  und 
im  Jahre  1973  in  Zürich  zwei  Konsultationen  statt,  die  sich  besonders  den  aufkommenden  Fra- 
gen der  Bio-Genetik  zuwandten.  Die  Tagung  in  Zürich,  die  gemeinsam  von  "Church  and 
Society"  und  der  "Christlich-medizinischen  Kommission"  des  ÖRK  organisiert  wurde,  brachte 
einen  ausführlichen  und  differenzierten,  ca.  20-seitigen  Fachbericht  hervor,  der  sich  u.a.  mit  den 
ethischen  Implikationen  der  pränatalen  Diagnostik,  des  Schwangerschaftsabbruchs  aus  medizi- 
nischen Gründen,  den  ethischen  Problemen  medizinisch-genetischer  Eingriffe,  der  eugenischen 
Beratung  sowie  generellen  Fragen  der  voranschreitenden  Genmedizin  befaßt.  Auf  seiner  Ta- 
gung 1974  empfahl  der  Zentralausschuß  diese  Studie  seinen  Mitgliedskirchen  zum  Studium.  Im 
folgenden  wird  ein  Ausschnitt  wiedergegeben,  der  sich  mit  der  Problematik  der  pränatalen  ge- 
netischen Diagnostik  und  der  ethischen  Problematik  der  genetischen  Schwangerschaftsbera- 
tung befaßt. 


/.  Neue  Möglichkeiten  und  neue  Fragen 

(...) 

B.  Durch  genetische  Defekte  verursachtes  Leiden:  Vermeidung,  Annahme  und 
Anteilnahme 

Ein  Zweck  der  Reduzierung  genetischer  Defekte  besteht  darin,  daß  menschliches  Lei- 
den vermindert  wird.  Obgleich  menschliches  Leiden  auch  einen  unausweichlichen  Teil 
des  Lebens  darstellt,  kann  es  doch  oft  vermieden  oder  verringert  werden.  Defekte  in 
der  Genstruktur  können  zu  Leiden  führen  durch  die  physischen  oder  geistigen  Ein- 
schränkungen, die  sie  einem  Patienten  -  bis  hin  zur  Lebensverkürzung  auferlegen, 
aber  auch  durch  die  folgenden  physischen,  psychologischen  und  finanziellen  Lasten, 
die  damit  für  andere  hervorgerufen  werden.  Die  Familie,  die  Medizin  und  die  Gesell- 
schaft sollten  bestrebt  sein,  solches  Leiden  wo  immer  es  möglich  ist  zu  verringern, 
ohne  daß  dabei  andere  grundlegende  ethische  Prinzipien  verletzt  werden. 
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Die  Verminderung  des  Leidens  ist  jedoch  nicht  in  sich  der  einzige  Wert,  der  hier  eine 
Rolle  spielen  sollte.  Denn  Leiden  ist  nicht  nur  bisweilen  nicht  zu  verhüten  und  unheil- 
bar, sondern  manchmal  kann  Leiden  auch  eine  erlösende  Rolle  spielen  für  diejenigen, 
die  von  ihm  berührt  werden.  Es  gibt  religiöse  Traditionen,  die  anerkennen,  daß  Men- 
schen durch  Leiden  hindurch  sowohl  wachsen  wie  auch  in  ihrem  Wachsen  gehindert 
werden  können,  daß  durch  Leiden  Dimensionen  des  Lebens  entdeckt  werden  können, 
die  sonst  verschlossen  bleiben  würden.  Die  Anstrengung,  jede  Berührung  mit  dem 
Leiden  zu  verhindern,  führt  nur  zu  oft  zu  menschlicher  Unsensibilität  und  zur  Entwer- 
tung und  Isolierung  all  derer,  die  mit  ihrem  Leiden  leben  müssen.  (...) 

C.  Das  Verhältnis  von  wissenschaftlichem  Fortschritt  und  Ethik 

(...)  Neue  wissenschaftliche  Erkenntnisse  bestimmen  nicht,  was  wertvolle  menschliche 
Ziele  sind.  Ethische  Entscheidungen  in  Gebieten,  die  noch  nicht  ausgelotet  sind,  er- 
fordern es,  daß  die  wissenschaftlichen  Möglichkeiten  von  Personen  und  Gemein- 
schaften verstanden  und  angewandt  werden,  die  gleichzeitig  einen  Kontakt  zu  ihren 
tiefsten  ethischen  Überzeugungen  und  ihrem  Verständnis  vom  menschlichen  Leben 
und  seinem  Ziel  behalten  haben.  Es  gibt  kein  wohlabgewogenes  ethisches  Urteilen  in 
diesen  Fragen  ohne  oder  unabhängig  von  wissenschaftlichen  Erkenntnissen,  aber 
andererseits  kann  die  Wissenschaft  nicht  aus  sich  selbst  heraus  schon  vorschreiben, 
was  jeweils  das  Gute  ist.  (...) 

Eine  verantwortliche  ethische  Entscheidungsfindung  erfordert  deshalb  den  bester- 
reichbaren Kenntnisstand  hinsichtlich  neuer  wissenschaftlicher  Möglichkeiten,  aber  sie 
hat  selbst  dann  noch  immer  auch  danach  zu  fragen,  welche  Möglichkeiten  im  Sinne 
der  Menschlichkeit  und  Menschenwürde  wünschenswert  sind.  Eine  solche  Entschei- 
dungsfindung wird  sich  immer  um  eine  genaue  Abschätzung  der  Risiken  bemühen 
müssen,  aber  auch  danach  wird  sie  noch  abwägen  müssen,  welche  Risiken  ethisch 
vertretbar  sind.  Einige  Entscheidungen  verlangen  eine  genaues  Abwägen  der  Be- 
deutung, die  persönliche  Freiheit  und  soziale  Ziele  oder  unmittelbare  Vorteile  und 
langfristige  Konsequenzen  jeweils  haben.  Auch  hier  kann  wissenschaftliche  Informa- 
tion zu  einer  ausgereiften  Entscheidung  beitragen,  aber  nicht  schon  in  sich  selbst  die 
klassischen  ethischen  Grundfragen  beantworten.  Wenn  wir  zu  der  Frage  gelangen, 
welches  durch  Krankheit  gezeichnete  Leben  es  wert  oder  nicht  wert  ist ,  gelebt  zu  wer- 
den, dann  brauchen  wir  einerseits  die  besten  wissenschaftlichen  Kenntnisse,  auf  der 
anderen  Seite  aber  müssen  wir  immer  auch  noch  fragen,  was  wir  eigentlich  unter 
menschlichem  Leben  verstehen.  Wenn  wir  zu  entscheiden  versuchen,  ob  das  Leben 
des  Fetus  in  seinen  verschiedenen  Stadien  eine  unverletzbare  menschliche  Würde 
hat,  dann  werden  wissenschaftliche  Erkenntnisse  über  die  Entwicklung  des  Fetus  auf 
die  Antwort  einige  Auswirkungen  haben,  aber  gleichwohl  kann  die  Wissenschaft  al- 
leine nicht  Leben  und  menschliche  Würde  definieren.  (...) 

Als  ein  Beispiel  für  die  Problematik  der  Risikoabschätzung  können  wir  uns  die  neue 
Methodik  der  pränatalen  Diagnostik  ansehen.  Gegenwärtig  ist  die  effektivste  Form  der 
intrauterinen  Diagnose  die  Amniozentese,  bei  der  ein  Teil  des  Fruchtwassers  aus  der 
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Fruchtblase  innerhalb  des  Uterus  entnommen  und  eine  Untersuchung  der  Flüssigkeit 
sowie  der  fetalen  Zellen  in  ihm  vorgenommen  wird.  Andere  Techniken  beinhalten  Fe- 
toskopie und  intrauterine  Fotografie,  die  Anwendung  von  Ultraschall  und  das  noch 
höchst  experimentelle  Verfahren  der  Entnahme  von  kleinen  Blutproben  aus  dem  Fe- 
tus. In  jedem  Falle  haben  die  Risiken,  die  solche  Eingriffe  für  Fetus  und  Mutter  be- 
deuten -  eine  medizinische  Frage  -,  Auswirkungen  auf  die  ethische  Bewertung  der 
Frage,  welche  menschlichen  Risiken  für  welche  gewählten  menschlichen  Ziele  zu 
rechtfertigen  sind.  Die  Risiken  der  Amniozentese  scheinen  bisher  gering  zu  sein,  aber 
sie  sind  noch  nicht  in  vollem  Umfang  bekannt.  Wenn  einer  Amniozentese  ein 
Schwangerschaftsabruch  folgt,  dann  ergeben  sich  zusätzliche  körperliche  und  seeli- 
sche Risiken  für  die  Mutter.  Weitere  Erfahrungen  werden  das  Wissen  über  mögliche 
Risiken  verbessern  und  diese  eventuell  vermindern.  Auf  jeden  Fall  werden  diese  Risi- 
koabschätzungen in  das  ethische  Urteil  eingehen  und  es  beeinflussen,  aber  sie  kön- 
nen es  nicht  völlig  bestimmen.  (...) 

In  einigen  Kliniken  wurde  die  Amniozentese  unter  der  Bedingung  vorgenommen,  daß 
Frauen  vor  der  Behandlung  versprachen,  in  einen  Schwangerschaftsabbruch  einzu- 
willigen, wenn  ein  behinderter  Fetus  diagnostiziert  werden  sollte.  Die  Festlegung  einer 
solchen  Bedingung  verursacht  eine  schwere  Belastung  für  die  elterlichen  Entschei- 
dungsprozesse  und  schließt  von  den  Nutzen  dieser  Untersuchungsmethode  jene  aus, 
die  unsicher  sind,  ob  sie  einen  Schwangerschaftsabbruch  vornehmen  wollen  oder  die 
sie  gegenwärtig  ablehnen.  Des  weiteren  kann  eine  Entscheidung,  die  vor  einer  klaren 
Diagnose  fällt,  nicht  nach  aller  nötigen  Aufklärung  gefällt  und  auch  nicht  mit  Rechts- 
mitteln durchgesetzt  werden.  Auf  der  anderen  Seite  ist  die  Amniozentese  auch  eine 
kostspielige  Angelegenheit  im  Blick  auf  ihre  medizinischen  Ressourcen,  und  sie  bein- 
haltet Risiken  (die  zum  Teil  nicht  nicht  einmal  völlig  feststehen)  für  die  Morbidität  und 
Mortalität  (Erkrankungs-  und  Sterberate;  Hg.)  der  Mutter  und  des  Kindes.  Deshalb 
kann  diese  Untersuchung  nicht  einfach  leichtfertig  oder  lediglich  aus  Gründen  der 
Neugier  vorgenommen  werden.  Und  selbst  wenn  Kosten  und  Risiken  sorgfältig  abge- 
schätzt sind,  kann  es  auch  Eltern  geben,  die  sich  für  eine  Amniozentese  entscheiden, 
ohne  damit  den  Plan  eines  Schwangerschaftsabbruchs  zu  verbinden,  um  sich  und 
ihre  Familien  zum  Beispiel  auf  die  Geburt  eines  behinderten  Kindes  besser  vorberei- 
ten zu  können  oder  um  eine  bestehende  Ungewißheit  (die  sogar  den  Gedanken  eines 
Schwangerschaftsabbruchs  einschließen  kann)  durch  eine  Diagnose  auszuräumen, 
die  besagt,  daß  der  Fetus  nicht  beeinträchtigt  ist. 

Alle  diese  Beispiele  illustrieren,  daß  weder  Christen  noch  humanistisch  gesonnene 
Menschen  den  Herausforderungen  der  Zukunft  einfach  auf  der  Basis  von  vergange- 
nen autoritativen  Antworten  begegnen  können,  sondern  daß  menschliche  Entschei- 
dungen zwar  ein  solides  Maß  an  wissenschaftlich-medizinischer  Information  benöti- 
gen, daß  aber  wissenschaftliche  Kenntnisse  nicht  selbst  ein  ethisches  Werturteil 
(moral  wisdom;  Hg.)  oder  eine  Sensibilität  gegenüber  Fragen  ethischer  Grundwerte 
des  Menschlichen  beinhalten.  (...) 
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//.  Fetaldiagnose  und  selektiver  Schwangerschaftsabbruch 

(...) 

A.  Kriterien  für  verantwortliche  Entscheidungen 

(...)  Die  Entscheidung  für  eine  genetische  Untersuchung  des  Fetus  und  einen 
Schwangerschaftsabbruch  ist  eine  gewichtige  und  schwierige  Entscheidung,  da  der 
Fetus,  obgleich  er  noch  abhängig  existiert,  bereits  eine  potentielle  Existenz  als  ein  un- 
abhängiges menschliches  Wesen  hat  -  abgesehen  von  jenen  Fällen  wie  der  Anenze- 
phalie, wo  der  Fetus  zwar  bis  zum  Ende  der  Schwangerschaft  heranwachsen,  aber 
nicht  selbständig  außerhalb  des  Mutterleibes  überleben  kann.  Eine  Entscheidung, 
dem  Fetus  diese  Lebensmöglichkeit  zu  nehmen,  hängt  von  einer  Schlußfolgerung  ab, 
daß  die  Nachteile  seiner  Geburt  die  Vorteile  überwiegen. 

Zu  den  Kriterien,  die  eine  Berücksichtigung  im  Entscheidungsprozeß  der  Eltern  ver- 
dienen, gehören  die  folgenden  Gesichtspunkte: 

1.  die  Schwere  der  genetischen  Störung  (disorder;  Hg.)  und  ihre  Auswirkungen  auf 
die  Möglichkeit  eines  erfüllten  Lebens;  oder  die  Wahrscheinlichkeit  eines  Todes: 
wenn  z.B.  ein  Tod  innerhalb  der  Kindheitsjahre  als  medizinisch  sicher  gilt,  werden 
manche  Eltern  diesen  Weg  gegenüber  einem  Schwangerschafts abbruch  vorzie- 
hen; 

2.  die  physischen,  emotionalen  und  wirtschaftlichen  Auswirkungen  eines  genetischen 
Defektes  auf  die  Familie  (Eltern  und  andere  Kinder)  sowie  die  Gesellschaft; 

3.  das  Vorhandensein  von  adäquaten  medizinischen  Hilfsmöglichkeiten  sowie  von 
speziellen  Betreuungs-  und  Bildungseinrichtungen: 

4.  die  Verläßlichkeit  der  Diagnose  und  die  Vorhersagbarkeit  eines  sichtbaren  Aus- 
drucks der  betreffenden  genetischen  Unregelmäßigkeit  sowohl  im  Blick  auf  ihr 
Ausmaß  als  auch  hinsichtlich  der  Variationsbreite  auf  der  Ebene  der  Symptomma- 
nifestation; 

5.  die  Berücksichtigung  der  Tatsache,  daß  ein  mit  genetischem  Defekt  in  einer  be- 
stimmten Hinsicht  existierender  Mensch  in  einer  anderen  Hinsicht  durchaus  ande- 
ren überlegen  sein  kann,  ja  sogar  diesen  Defekt  durch  die  Entwicklung  anderer 
Talente  und  Fähigkeiten  kompensieren  oder  sogar  überkompensieren  kann; 

6.  die  Zunahme  schadhafter  genetischer  Dispositionen  in  der  Bevölkerung,  die  von 
einer  Fortpflanzung  von  Trägern  genetischer  Erkrankungen  resultieren  kann. 

ß.  Die  Rolle  von  Eltern  und  Fachleuten 

Die  letzte  Entscheidung,  ob  eine  genetische  Untersuchung  oder  ein  Schwanger- 
schaftsabbruch  durchgeführt  werden  soll,  liegt  wie  alle  schwierigen  Entscheidungen 
auf  der  persönlichen  Ebene  und  sollte  getroffen  werden  im  Licht  der  tatsächlichen 
Gegebenheiten  und  des  individuellen  Gewissens;  eine  Entscheidungsfindung  in  die- 
sen Fragen  ist  am  besten  möglich  im  Rahmen  der  Prinzipien  einer  verantwortlichen 
Elternschaft,  d.h.  die  Entscheidung  muß  in  die  Hände  der  künftigen  Eltern  gelegt  wer- 


584 


VI. 4  Bioethik 

den,  die  sie  nach  sorgfältiger  Abwägung  einer  Reihe  von  Schlüsselfragen  treffen  soll- 
ten. Ihre  Entscheidung  sollte  getroffen  werden  nach  Beratung  und  Information  von 
Experten,  einem  Arzt,  der  in  genetischer  Beratung  kompetent  ist,  oder  einem  Berater 
in  Humangenetik,  dazu  auch  -  je  nach  den  Wünschen  der  Eltern  -  durch  Beratung  mit 
ihren  Seelsorgern-  ihrer  Familie  und  ihren  Freunden.  Zudem  ist  es  auch  nicht  ange- 
messen, wenn  die  ganze  Last  des  Abwägens  zwischen  den  verschiedenen  Proble- 
men allein  durch  Eltern  und  Berater  getragen  wird:  Regierungen  sollten  ebenfalls  ihre 
Verantwortung  wahrnehmen  und  die  relevanten  ethischen  und  sozialen  Fragestellun- 
gen genauer  untersuchen  und  einen  unterstützenden  Informationsdienst  leisten. 
Gleichwohl  sollten  -  wie  bei  anderen  Grundfragen,  die  mit  Familie  und  der  Fürsorge  für 
Kinder  zu  tun  haben  -  die  Eltern  diejenigen  bleiben,  die  in  der  Entscheidung  das  letzte 
Wort  haben. 

Quelle:  Genetics  and  the  Quality  of  Life,  in:  Study  Encounter,  Vol.  X,  No.  1,  1974,  Dokument 
Nr.SE  53,  p.  1-26,  hier:  p.4-9  (eigene  Übersetzung) 


145     Ethische  Fragen  in  der  biologischen  Manipulation  des  Lebens 

Sektion  IV  der  M IT-Konferenz  über  Glaube,  Wissenschaft  und  die  Zukunft,  Boston 
1979 

Die  offenen  Fragen  der  Zürich-Konsultation  aus  dem  Jahre  1973  gaben  Anlaß  dafür,  die  The- 
matik der  Bioethik  auch  auf  der  Weltkonferenz. über  Glaube  und  Wissenschaft  in  Boston  1979 
auf  die  Tagesordnung  zu  setzen.  Deutlich  werden  im  folgenden  Textauszug  des  20-seitigen 
detaillierten  Berichtes  die  Ideologie  des  "lebenswerten  Lebens"  als  Voraussetzung  einer  huma- 
nen Eugenik  sowie  die  Kalkulation  eines  Kosten-Nutzen-Denkens  im  Zusammenhang  mit  der 
Legitimation  des  Schwangerschaftsabbruchs  kritisiert  und  zurückgewiesen. 


Humangenetische  Beratung,  pränatale  Diagnostik  und  Schwangerschaftsabbruch 

Wir  kritisieren  den  Gebrauch  des  Begriffs  "lebenswertes  Leben"  als  ein  Kriterium  (für 
die  Rechtfertigung  eines  Schwangerschaftsabbruchs  im  Falle  der  Wahrscheinlichkeit 
einer  genetisch  bedingten  Behinderung),  weil  dieser  Begriff  unscharf  ist.  So  wie  er 
verwandt  wird,  hat  er  nicht  die  gleiche  Bedeutung  wie  die  Vorstellung  eines  Lebens, 
das  seinen  Lebenswert  und  Lebenswürde  durch  Gottes  schöpferischen  Akt  empfan- 
gen hat,  wie  ersieh  in  dem  Bildungsprozeß  jeder  menschlichen  Person  vollzieht.  We 
kann  der  undefinierbare  Begriff  eines  "lebenswerten  Lebens"  überhaupt  für  irgend  je- 
mand aus-  oder  vorhergesagt  werden?  Zumindest  können  wir  im  Verständnishorizont 
des  christlichen  Glaubens  so  viel  sagen,  daß  ein  Leben  darin  bedeutungsvoll  wird, 
daß  es  den  Ausdruck  von  Glauben,  Hoffnung  und  Liebe  zusammen  mit  der  Fähigkeit 
Leiden  anzunehmen,  ermöglicht.  Dieser  Ausdruck  des  Lebens  kann  im  Leben  eines 
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individuellen  Kindes  durch  seine  Auswirkungen  auf  das  Leben  anderer  sichtbar  wer- 
den, oder  auch  im  Leben  sowohl  eines  Kindes  und  anderer  Menschen. 

Wir  lehnen  es  nachdrücklich  ab,  ein  "Kosten-Nutzen-Denken"  als  einen  bestimmenden 
Faktor  in  der  Entscheidungsfrage  anzuwenden,  ob  ein  Schwangerschaftsabbruch  im 
Falle  solcher  Kinder,  die  als  abnormal  diagnostiziert  wurden,  vorgenommen  werden 
soll  oder  nicht.  Wo  immer  die  Möglichkeiten  und  Verfahren  der  Beratung  und  der  prä- 
natalen Diagnostik  gegenwärtig  zur  Verfügung  stehen,  darf  es  nicht  dazu  kommen, 
daß  die  ökonomisch-finanziellen  Implikationen  der  Pflege  und  Begleitung  eines  behin- 
derten Kindes  den  letzten  Ausschlag  in  der  Frage  geben,  ob  dieses  Kind  geboren 
werden  darf  oder  nicht. 

Es  ist  zudem  mehr  als  fraglich,  ob  künftige  Eltern  damit  gut  beraten  sind,  sich  mit  der 
Frage  herumzuschlagen,  welche  Auswirkungen  die  Geburt  ihres  Kindes  auf  das  ge- 
samtmenschliche genetische  Potential  haben  dürfte,  da  diese  Auswirkung  in  jedem 
Fall  gering  sein  wird.  Nur  im  Rahmen  eines  sehr  rigiden  eugenischen  Kontrollpro- 
gramms, in  dem  es  weder  einem  behinderten  Individuum  noch  einer  menschlichen 
Person,  die  Träger  defekter  Erbanlagen  ist,  in  irgendeiner  Weise  Fortpflanzung  ge- 
stattet wäre,  könnte  es  überhaupt  einen  nachweisbaren  Effekt  einer  Individualent- 
scheidung  auf  das  gesarrtmenschliche  genetische  Potential  geben. 

Die  Unterscheidung  schließlich  zwischen  "selektivem  Schwangerschaftsabbruch"  und 
anderen  Formen  des  Schwangerschaftsabbruchs  erweist  sich  ebenfalls  als  irrefüh- 
rend. Es  scheint  besser,  ganz  auf  den  Begriff  des  "selektiven  Schwangerschaftsab- 
bruchs", wie  er  im  Zusammenhang  der  humangenetischen  Debatte  verwandt  wird,  zu 
verzichten,  da  sich  mit  ihm  zum  Teil  die  Vorstellung  verbunden  hat,  daß  der  Schwan- 
gerschaftsabbruch unter  gewissen  Umständen  grundsätzlich  nicht  rechtfertigungsbe- 
dürftig, d.h.  moralisch  akzeptabel  sei.  Dabei  erfordert  auch  ein  Schwangerschaftsab- 
bruch im  Falle  genetischer  Anomalien  eine  bewußte  Entscheidung,  die  nicht  von  der 
Notwendigkeit,  jeweils  den  inhärenten  Wert  des  Lebens  gemeinsam  mit  anderen  per- 
sönlichen, sozialen  und  religiösen  Faktoren  in  jedem  Einzelfall  genau  abzuwägen, 
ausgenommen  ist.  (...) 

Affirmationen : 

1)  Als  Gemeinschaften  und  Anwälte  der  Humanität  in  der  Gesellschaft  sollten  die  Kir- 
chen eine  Führungsrolle  dabei  übernehmen,  jedem  Versuch  einer  Stigmatisierung 
von  Eltern,  die  Kinder  mit  anlagebedingten  oder  angeborenen  Behinderungen  ha- 
ben, zu  widerstehen.  Sie  sollten  auch  Eltern  unterstützen,  die  nach  sorgfältigem 
Abwägungsprozeß  sich  dafür  entschieden  haben,  daß  es  im  Interesse  ihrer  familiä- 
ren Situation  und  der  Gesellschaft  liegt,  einen  Schwangerschaftsabbruch  im  Falle 
einer  genetischen  Behinderung  des  Fetus  einzuleiten. 

2)  Für  künftige  Eltern,  die  einen  Zugang  zu  Mitteln  der  pränatalen  Diagnostik  haben, 
besteht  ein  umfassendes  Informationsrecht  im  Blick  auf  die  möglichen  Implikatio- 
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nen,  einschließlich  der  Tatsache,  daß  sie  unter  Umständen  mit  der  Frage  eines 
Schwangerschäftsabbruches  konfrontiert  sein  könnten. 

3)  Jeder  Amniozentese  oder  anderen  Formen  der  pränatalen  Diagnostik  sollte  eine 
Beratung  vorangehen  und  ihr  auch  folgen,  wenn  sich  irgendwelche  Probleme  her- 
ausstellen. Jede  Form  von  Zwang  durch  das  Gesetz  oder  durch  die  öffentliche 
Meinung,  die  eine  pränatale  Diagnostik  zur  Pflicht  macht,  muß  zurückgewiesen 
und  vermieden  werden.  (...) 

Ethische  Fragen  der  Gentechnologie  bei  Menschen  und  Wirbeltieren 

(...)  Die  MöglichKenen,  in  die  genetischeAusstattung  (des  Menschen;  Hg.)  einzugrei- 
fen und  sie  zu  verändern,  wirft  neue  Probleme  von  großer  Bedeutung  für  die  Gen- 
technik an  Menschen  und  anderen  Wirbeltieren  auf.  Diese  sind: 

1)  Die  Änderung  der  menschlichen  genetischen  Konstitution  bedeutet  einen  qualitati- 
ven Sprung  in  der  biologischen  oder  medizinischen  Manipulation  des  menschlichen 
Lebens.  Ein  Individuum  kann  seine  bewußte  Zustimmung  zu  einer  medizinischen  Ver- 
änderung am  eigenen  Körper  oder  sogar  zu  einer  Veränderung  seiner  eigenen  Kör- 
perzellen geben,  solange  diese  Veränderung  nicht  den  folgenden  Generationen  wei- 
tergegeben wird.  Ein  Individuum  kann  aber  keine  bewußte  Zustimmung  geben  zu  ei- 
ner genetische  Veränderung  seiner  Konstitution,  die  auch  die  nachfolgenden  Genera- 
tionen betrifft.  Wegen  ihrer  viel  weiteren  Implikationen  müssen  solche  Entscheidungen 
in  einem  viel  weiteren  sozialen  Zusammenhang  getroffen  werden.  Sie  können  nicht 
einfach  nur  Gegenstand  von  Vereinbarungen  zwischen  einem  Individuum  und  einem 
einzelnen  Wissenschaftler  bzw.  Mediziner  sein. 

2)  Biologische  Manipulationen  am  menschlichen  Erbgut  konzentrieren  sich  auf  Indivi- 
duen und  ihre  Gene.  In  Konsequenz  dessen  werden  aber  gerade  die  Faktoren  über- 
sehen, die  an 'erster  Stelle  Schäden  verursachen:  Mutagene  (Agenzien,  die  Mutatio- 
nen verursachen;.  Hg.),  Karzinogene,  Strahlung,  verklebte  Eileiter  als  Ursache  (für 
Unfruchtbarkeit;  Hg.)  bei  Frauen,  die  eine  In-vitro-Fertilisation  anstreben  usw.  Die 
meisten  medizinischen  und  sozialen  Probleme  sind  nicht  genetisch  verursacht.  Un- 
sere Aufmerksamkeit  sollte  sich  daher  eher  der  Frage  zuwenden,  wie  eine  Gesell- 
schaft so  gestaltet  werden  kann,  daß  unser  Erbgut  geschützt  wird  vor  unnötigen 
Schäden,  und  unsere  Anstrengungen  sollten  vor  allem  darauf  abzielen,  unsere  vor- 
handenen Fähigkeiten  zu  entwickeln  und  es  sollten  alle  Möglichkeiten  für  eine  volle 
Entfaltung  aller  Anlagen  des  Menschen  gegeben  werden.  (...) 

6)  Weil  die  Bereitstellung  von  menschlichen  Eizellen  im  Reagenzglas  sich  als  schwie- 
rig herausstellt,  ist  es  durchaus  wahrscheinlich,  daß  sich  die  ersten  Anstrengungen 
darauf  richten  werden,  embryonale  Zellen  in  einem  frühen  Stadium  im  Reagenzglas 
zu  klonen.  Das  Klonen  bewirkt  die  Herstellung  von  genetisch  identischen  Duplikaten. 
Wenn  Klone  (geklonte  Embryonen;  Hg.)  in  der  Gebärmutter  ausgetragen  werden 
könnten,  dann  würden  wir  mit  der  Herstellung  von  geklonten  Menschen  konfrontiert. 
Dies  bringt  erhebliche  ethische  Einwände  mit  sich,  die  sehr  ähnlich  denen  sind,  die 
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bereits  bei  der  Frage  der  positiven  Eugenik  aufgeworfen  wurden.  Zentral  für  diese 
ethischen  Einwände  ist  die  Frage  nach  der  Macht,  zu  entscheiden,  welche  Art  von 
Menschen  erwünscht  sind  und  welche  nicht.  Hier  dominiert  ein  instrumentales  Ver- 
ständnis des  menschlichen  Lebens  statt  der  Vorstellung  eines  in  sich  gegebenen 
Wertes  menschlichen  Lebens. 

7)  Probleme  stellen  sich  auch  im  Blick  auf  die  Fragen  genetischer  Manipulation  bei 
Menschen  und  anderen  Lebewesen.  Tierische  Lebewesen  und  besonders  Menschen 
sind  mehr  als  bloße  Ansammlung  von  Genen.  Jedes  individuelle  Lebewesen  hat  eine 
eigene  Subjektivität,  es  fühlt,  leidet  oder  freut  sich.  Diese  Fähigkeit  des  Fühlens  macht 
es  für  das  menschliche  Leben  möglich,  einem  Reichtum  von  Erfahrungen  gegenüber 
offen  zu  sein,  den  wir  für  einzigartig  in  der  gesamten  geschöpflichen  Welt  halten.  Eine 
Anerkennung  dieser  Tatsache  ist  einer  der  Gründe  dafür,  daß  wir  von  einem  besonde- 
ren, allem  menschlichen  Leben  inhärenten  Wert  sprechen.  Darüber  hinaus  hat  der 
Mensch  nicht  nur  ein  Bewußtsein,  sondern  weiß,  daß  er  Bewußtsein  hat.  Es  ist  dieses 
reflexive  Selbstbewußtsein,  das  es  uns  auch  ermöglicht,  unsere  Verantwortung  ge- 
genüber anderen  Menschen,  gegenüber  der  Schöpfung  und  gegenüber  Gott  wahrzu- 
nehmen. Diese  Verantwortlichkeit  schließt  die  Aufgabe  ein,  bestimmte  Grenzen  fest- 
zulegen und  zu  markieren,  innerhalb  derer  wir  berechtigterweise  zu  Manipulationen 
des  menschlichen  Körpers  und  der  Person  greifen  können.  Christlicher  Glaube  be- 
zieht sein  Verständnis  vom  menschlichen  Leben  aus  einer  ganzen  Reihe  von  Quellen. 
Eine  davon  ist  sicher  der  Gedanke  der  Ebenbildlichkeit  Gottes  und  auch  die  Vorstel- 
lung einer  Beziehung  von  Gott  zur  gesamten  übrigen  Schöpfung.  Wir  sind  jedoch  nicht 
einfach  individuelle  Duplikate  Gottes.  Die  Christen  sind  der  Teil  der  gesamten 
Menschheit,  der  in  gegenseitiger  Hilfe  danach  strebt,  diese  Gottesebenbildlichkeit  des 
Menschen  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Wir  sehen  uns  verpflichtet,  dieses  Bewußtsein 
und  die  Empfindsamkeit  des  Menschen,  die  ihn  zur  Beziehung  mit  anderen  und  mit 
Gott  befähigt,  nicht  zu  gefährden.  Unser  Verständnis  von  der  Beziehung  Gottes  zu 
allem  menschlichen  und  nicht-menschlichen  Leben  bedarf  noch  mancher  Erweiterung, 
bevor  wir  zu  einer  ausreichend  fundierten  ethischen  und  theologischen  Basis  für  die 
genauere  Bewertung  der  Möglichkeiten  der  biologischen  Manipulation  des  geneti- 
schen Materials  von  Menschen  und  Wirbeltieren  kommen.  Noch  ist  die  Theologie 
nach  unserem  Eindruck  nicht  ausreichend  in  der  Lage,  zu  den  Herausforderungen  der 
modernen  Biologie  in  einer  relevanten  Sprache  zu  reden. 

Quelle:  Paul  Abrecht  (ed.),  Faith  and  Science  in  an  Unjust  World.  Report  of  the  1979  Confe- 
rence of  the  World  Council  of  Churches  in  the  Massachusetts  Institute  of  Technology,  Boston 
1979,  Vol.  2:  Reports  and  Recommendations,  Geneva  1980,  p.49ff  (eigene  Übersetzung) 
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146     Manipulation  des  Lebens  -  Ethische  Probleme  der  Genmanipulation 

Studie  von  Church  and  Society,  1982 

Nach  dem  starken  Impuls  zur  ökumenischen  Diskussion  über  Fragen  der  Bioethik,  der  von  der 
Konferenz  in  Boston  1979  ausging  (der  Berichtstext  wurde  an  über  200  Biologinnen  und  Biolo- 
gen weltweit  versandt  und  kritisch  kommentiert),  wurde  1981  in  Tiltenberg/Holland  eine  Kon- 
sultation veranstaltet  zum  Thema  "Ethical  and  Social  Issues  in  Genetic  Engineering  and  the 
Ownership  of  Life  Forms".  Der  ca.  30-seitige  Bericht  dieser  Konsultation  wurde  1981  dem  Zen- 
tralausschuß in  Dresden  vorgelegt  und  von  diesem  den  Mitgliedskirchen  zum  Studium  empfoh- 
len. Es  folgt  ein  Textauszug,  der  sich  vor  allem  mit  der  Problematik  der  Veränderung  menschli- 
cher Keimzellen  befaßt. 


1.  Einführung 

Die  Entwicklungen  in  der  modernen  Biologie  haben  eine  breite  neue  Diskussion  in 
vielen  Gesellschaften  über  die  Natur  des  Lebens  und  den  rechten  Gebrauch  des 
neuen  Wissens  über  das  menschliche  Leben  und  andere  Formen  von  Leben  entfacht. 
Die  Kirchen  sind  verständlicherweise  an  dieser  Diskussion  interessiert  und  bereits  in 
sie  einbezogen.  Die  historischen  christlichen  Lehren  über  die  Würde  des  menschli- 
chen Lebens  und  die  Wege,  in  denen  diese  zu  bewahren  ist,  sind  für  einige  Menschen 
neu  herausgefordert  worden  durch  solche  medizinisch-biogenetischen  Verfahren  wie 
Amniozentese,  genetische  Test  verfahren,  selektive  Abtreibung,  in-vitro-Befruchtung, 
künstliche  Besamung,  Leihmutterschaft  und  Gentransplantation.  Für  die  Kirchen  wer- 
den damit  zwei  Anliegen  bedeutsam:  1)  Was  sollen  sie  im  Blick  auf  verantwortliche 
Einstellungen  und  Handlungsweisen  bezüglich  dieser  neuen  medizinischen  Entwick- 
lungen lehren?,  und  2)  wie  können  sie  zu  einem  besseren  Verständnis  der  Bedeutung 
des  christlichen  Glaubens  im  Licht  dieser  neuen  Erkenntnisse  und  der  Machtmöglich- 
keiten gelangen,  die  die  biologischen  Wissenschaften  gebracht  haben?  (...) 

2.  Genmanipulation  beim  Menschen 

Biologen  haben  in  den  vergangenen  Jahren  außergewöhnliche  Fortschritte  dabei  ge- 
macht, die  Funktion  der  Körperzellen,  der  Gewebe  und  der  Moleküle,  die  diese  kon- 
stituieren, zu  analysieren.  Der  wichtigste  Fortschritt  in  der  Erforschung  bestand  in  der 
Entwicklung  der  DNA-Rekombinations-Technologie,  die  eine  Verknüpfung  der  Gene 
von  unabhängigen  Organismen  miteinander  sowie  ihre  Einbringung  und  Reproduktion 
innerhalb  von  lebenden  Zellen  ermöglicht.  Diese  Technologien  sind  das  Ergebnis  von 
mehreren  Jahren  öffentlicher  Investition  in  biologische  und  biomedizinische  For- 
schung, vieles  davon  in  Verfolgung  des  Zieles,  die  allgemeine  Gesundheit  und  Wohl- 
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fahrt  zu  verbessern.  Genteehnologie  beim  Menschen  eröffnet  neue  wissenschaftliche, 
soziale  und  medizinische  Möglichkeiten: 

a)  eine  enorme  Zunahme  der  Akkumulationsgeschwindigkeit  des  Wissens  über  die 
Gene  von  Menschen  und  anderen  Lebewesen; 

b)  die  Möglichkeit,  die  genetische  Konstitution  von  Menschen  (selbst  wenn  das  noch 
weit  entfernt  wirkt)  und  anderen  Organismen  zu  verändern.  (...) 


Ethische  und  soziale  Probleme  sowie  mögliche  Mechanismen  sozialer  Kontrolle  von 
biologischen  Experimenten 

Viele  der  sozialen  und  ethischen  Probleme,  die  in  Debatten  über  Genmanipulation 
aufgeworfen  werden,  haben  weniger  mit  Biogenetik  als  solcher  zu  tun  als  vielmehr  mit 
grundsätzlicheren  Fragen  dessen,  was  für  den  Menschen  als  gut  anzusehen  ist.  Es 
gibt  natürlich  ein  paar  sehr  spezifische  ethische  Fragen  über  genetische  Verfahren  wie 
z.B.:  Sollten  bestimmte  Operationen  durchgeführt  oder  sollte  von  ihnen  abgeraten, 
sollten  sie  erlaubt  oder  verboten  werden?  Doch  auch  solche  Fragen  sind  zumeist  in 
umfassendere  Fragenzusammenhänge,  die  mit  der  Bedeutung  und  dem  Zweck 
menschlichen  Lebens  grundsätzlich  zu  tun  haben,  eingebettet.  Weil  es  in  der  Genma- 
nipulation um  neue  Möglichkeiten  menschlicher  Machtanwendung  geht,  werden  da- 
durch viele  alte  Fragen  im  Blick  auf  den  Gebrauch  und  die  Ausrichtung  von  Macht  neu 
aktualisiert. 

1.  Genetische  Veränderungen  einzelner  Körperzellen 

Versuche,  die  genetische  Struktur  von  bestimmten  Zellen  von  Individuen  zu  verän- 
dern, die  unter  bekannten  Krankheiten  genetischer  Herkunft  leiden,  sind  grundsätzlich 
anderen  Formen  experimenteller  Therapie  vergleichbar.  Dementsprechend  sollten  sie 
nur  unternommen  werden,  wenn  andere  Formen  einer  angemessenen  Behandlung 
nicht  zur  Verfügung  stehen  und  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  den  Betroffenen  der 
bei  Forschungszwecken  übliche  Schutz  zuteil  wird.  Dieses  beinhaltet  das  Erfordernis, 
daß  eine  ausdrückliche  Einwilligung  des  Patienten  als  Subjekt  der  Behandlung  oder 
einer  entsprechend  autorisierten  Ersatzperson  vorliegt  und  daß  die  wissenschaftliche 
und  ethische  Sinnhaftigkeit  des  Experimentes  vorher  von  verantwortlich  zusammen- 
gesetzten Gremien  anerkannt  wurde.  Jedem  Beginn  eines  Experiment  vorausgehen 
sollte  ein  genaues  Verständnis  der  Art  und  Weise,  in  der  die  neue  DNA  in  die  Körper- 
zellen eingebracht  wird,  wie  dieser  neue  Genabschnitt  gesteuert  wird  und  wie  er  sich 
ausprägt  (d.h.  welche  Folgen  für  den  Organismus  zu  erwarten  sind;  Hg.). 
Solange  die  Gene  als  solche  unveränderbar  waren,  mochten  zwar  die  Lasten,  die 
durch  die  genetische  Ausstattung  auferlegt  wurden,  ungleich  verteilt  sein,  aber  sie 
stellten  jedenfalls  keine  Ungerechtigkeit  in  dem  Sinne  dar,  wie  sie  durch  irgendwelche 
menschliche  Institutionen  verursacht  wird.  Die  Fähigkeit,  die  menschlichen  Gene 
selbst  zu  verändern,  verändert  dies.  Künftig  wird  die  Wahl,  das  eine  Gen,  aber  nicht 
das  andere  einer  Änderung  zu  unterziehen,  zu  einer  Angelegenheit,  die  einer  ethi- 
schen Rechtfertigung  bedarf.  Eine  Gesellschaft  mag  darüber  Übereinstimmung  erzie- 
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len,  daß  bestimmte  Bedingungen  so  nachteilig  sind,  daß  sie  Priorität  bei  der  Nach- 
frage nach  Mitteln  der  Genmanipulation  haben  sollten.  Jenseits  aber  dieser  eindeutig 
extremen  Fälle  wird  die  Entscheidung  im  Blick  auf  Genmanipulation  zu  einer  Angele- 
genheit eines  subjektiven  ethischen  Urteils,  das  auf  Grund  von  persönlichen  Wertvor- 
stellungen erheblich  differieren  kann. 

2.  Genetische  Veränderungen  unter  Einbeziehung  von  Keimzellen 

Größere  Vorbehalte  und  Fragen  würden  entstehen,  wenn  Veränderungen  in  der  DNA- 
Struktur  von  Keimzellen  oder  auch  in  Körperzellen  mit  der  Folge  vorgenommen  wer- 
den, daß  dann  nicht  nur  das  betroffene  Individuum  sondern  alle  Nachfahren  in  der 
Folge  davon  betroffen  sind.  Die  Möglichkeiten  eines  Eingriffs  in  das  menschliche  Erb- 
gut dehnen  sich  zu  qualitativen  Proportionen  aus,  die  eine  biologische  Manipulation 
des  Lebens  weit  über  eine  bloße  Therapie  von  genetischen  Erkrankungen  hinaus  ein- 
schließen. Ob  es  jemals  zu  einer  Anwendung  solcher  Möglichkeiten  kommt,  ist  vor  al- 
lem eine  soziale  und  politische  Frage.  Ein  Diktator  hat  jedenfalls  heutzutage  neue  und 
sehr  viel  raffiniertere  Werkzeuge  zu  seiner  Verfügung  als  diejenigen  Mittel,  die  bereits 
innerhalb  unserer  Generation  von  Diktatoren  angewandt  wurden. 

a)  Ethische  Fragen 

1.  Wenn  der  Schmerz  einer  anderen  Person  erleichtert  oder  vermieden  werden  kann, 
wird  dies  gemeinhin  als  gut  angesehen;  tatsächlich  wird  es  sogar  in  den  meisten  Um- 
ständen als  moralisch  verwerflich  angesehen,  wenn  man  auf  eine  solche  Hilfe  ver- 
zichten würde.  Deshalb  kann  ein  genetisches  Behandlungsverfahren  von  Körperzellen 
als  gut  angesehen  werden  -  obgleich  wiederum  andere  Fragen  angesprochen  werden, 
wenn  dabei  auch  Veränderungen  in  den  Keimzellen  hervorgerufen  werden.  Die  Ein- 
bringung von  Genen  in  Keimzellen  ist  eine  dauerhafte  Veränderung.  Die  Grundlage 
für  die  Entscheidung,  eine  solche  Veränderung  durchzuführen,  würde  ein  detailliertes 
Wissen  über  alle  möglichen  Konsequenzen  dieser  Manipulation  erfordern.  Es  würde 
ein  reales  Entscheidungsproblem  entstehen,  wann  ausreichend  Informationen  darüber 
zur  Verfügung  stehen,  welche  genetische  Konsequenzen  eine  solche  Entscheidung 
für  eine  Zukunft  haben  würde,  die  sehr  verschieden  von  der  Gegenwart  ausssehen 
mag.  Nichtsdestotrotz  können  Veränderungen  von  Genen,  die  das  Auftreten  von 
Krankheiten  vermeiden,  nicht  allein  deshalb  für  unerlaubt  gehalten  werden,  weil  sol- 
che Veränderungen  auch  das  genetische  Erbe  zukünftiger  Generationen  mit  beein- 
flussen. Wenn  ein  schädliches  Gen  auch  für  zukünftige  Generationen  eliminiert  wer- 
den könnte,  könnte  sich  ein  heilvoller  Effekt  einer  solchen  Veränderung  auch  in  zu- 
künftigen Generationen  potenzieren.  Es  ist  in  der  Tat  richtig,  daß  eine  Mutation  in  den 
Geschlechtszellen  auch  Veränderungen  in  der  genetischen  Ausstattung  mit  sich  brin- 
gen. Dies  geschieht  die  ganze  Zeit.  Mindestens  10%  der  befruchteten  menschlichen 
Eizellen  besitzen  ein  mutiertes  Gen,  das  vorher  noch  nicht  bei  einem  der  Eltern  prä- 
sent war. 
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2.  Die  Reflexion  über  Gerechtigkeit,  wie  sie  oben  aufgeworfen  wurde,  würde  noch  mit 
größerer  Schärfe  anstehen,  wenn  es  möglich  wäre,  genetische  Strukturen  in  einem 
befruchteten  Ei  im  Entwicklungsprozeß  oder  in  einem  Embryo  zu  verändern.  Hier  gibt 
es  keine  absolute  Unterscheidungsmöglichkeit  zwischen  einer  Eliminierung  von 
"genetischen  Fehlern"  und  einer  "Verbesserung"  des  menschlichen  Erbgutes.  Eine 
Korrektur  von  geistiger  Behinderung  kann  sich  unmerklich  in  einen  Versuch  verwan- 
deln, die  menschliche  Intelligenz  zu  steigern,  Heilversuche  von  schwererer  körperli- 
cher Behinderung  können  transformiert  werden  in  Versuche  zur  Steigerung  der  kör- 
perlichen Tüchtigkeit  und  Leistungsbereitschaft.  Dann  werden  die  Wertvorstellungen, 
die  sich  damit  verbinden,  höchst  kontrovers. 

3.  Unter  diesen  Umständen  kommt  die  Möglichkeit  in  den  Blick,  das  Potential  eines 
Kindes  zu  steigern,  statt  nur  spezifische  Defekte  zu  lindern.  Für  einige  Eltern  mag  das 
Fehlen  von  gewissen  Merkmalen  bei  ihrem  Kind  eine  ebenso  große  Belastung  dar- 
stellen, wie  medizinisch  definierte  "Defekte"  es  für  andere  Eltern  sind.  Es  ist  die  Ver- 
antwortung der  Wissenschaftsgemeinschaft  und  anderer  aufgeklärter  Leute,  die 
Öffentlichkeit  von  der  Vorstellung  abzubringen,  als  ließen  sich  solche  "positiven 
Merkmale"  gegenwärtig  in  irgendeiner  Weise  genetisch  identifizieren,  oder  als  seien 
sie  in  Fällen  einzelner  Individuen  dem  Wllen  verfügbar.  Auf  einer  tieferen  Ebene  -  und 
hier  schon  formuliert  wider  den  Tag,  an  dem  die  Fähigkeiten  für  eine  "positive"  Gen- 
manipulation zur  Verfügung  stehen  könnten  -  sollte  man  dazu  ermutigen,  daß  Men- 
schen im  Lichte  ihrer  ethischen  und  religiösen  Überzeugungen  grundsätzlicher  prüfen, 
ob  ein  Gebrauch  solcher  Möglichkeiten  wirklich  wünschenswert  wäre.  Die  Transfor- 
mation der  Mitschöpfung  in  ein  biologisches  Laboratorium  oder  die  Verwandlung  der 
Nachkommen  in  Produkte  mit  austauschbaren  Einzelmerkmalen,  die  je  nach  Wunsch 
auswählbar  sind  -  all  dies  würde  einen  gewaltigen  Wechsel  im  menschlichen  Selbst- 
verständnis mit  sich  bringen. 

Die  zentrale  Vorstellung  von  der  menschlichen  Person  als  einem  Wesen,  das  nicht  auf 
seine  Einzelbestandteile  reduzierbar  und  das  Gefäß  einer  unverwechselbaren  und 
unantastbaren  Würde  ist,  hat  nahe,  wenngleich  sehr  komplexe  Berührungspunkte  mit 
unseren  Ideen  von  Freiheit,  Verantwortung  und  Gerechtigkeit. 

Eine  Sichtweise  der  Menschheit  als  eines  manipulierbaren  Objektes  kann  den  gegen- 
seitigen Respekt  der  Menschen  voreinander  vermindern  und  demzufolge  das  Risiko 
einer  zusätzlichen  Ausbeutung  von  Menschen  durch  Menschen  erhöhen. 
We  andere  Technologien  der  modernen  Wssenschaft  steht  die  Genmanipulation  für 
eine  Tendenz  zum  totalen  Reduktionismus  und  beschleunigt  diesen.  Zunächst  trägt 
sie  zu  einer  Erweiterung  des  Wissens  über  die  physischen  Grundlagen  des  Erbgutes 
bei,  an  die  sich  existierende  philosophische  Systeme  anpassen  müssen.  Wenn  sie 
dann  aber  zweitens  direkt  und  absichtsvoll  bei  menschlichen  Wesen  angewandt  wird, 
verwandelt  die  Genmanipulation  das  menschliche  Subjekt  in  ein  zusammengesetztes 
Objekt  austauschbarer  Einzelelemente.  Eine  solche  Bedrohung  des  Verständnisses 
von  Menschlichkeit  mag  als  ebenso  wichtig  angesehen  werden  wie  jede  mögliche  un- 
erwünschte Konsequenz  der  Anwendung  dieser  Technologie.  (...) 
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4.  Eine  Zunahme  der  Möglichkeiten,  Gesundheit  und  Wohlbefinden  zu  erlangen,  ist 
ethisch  wünschenswert.  Es  bleibt  gleichwohl  wichtig,  darauf  zu  bestehen,  daß  neue 
Optionen  nicht  zu  neuen  Dogmen  werden.  Die  Wahlmöglichkeit,  ein  genetisches 
Merkmal  bei  einem  Nachkommen  durch  eine  Veränderung  der  Keimzelle  zu  vermei- 
den, sollte  nicht  zu  einem  rechtlichen  Anspruch  führen,  daß  solche  Veränderungen 
vorgenommen  werden.  Eltern,  die  ein  Kind  erwarten,  sollten  eine  volle  und  informative 
Aufklärung  über  alle  Mittel  erhalten,  die  der  genetischen  Gesundheit  ihrer  Kinder  die- 
nen können,  aber  weder  die  Gesellschaft  noch  die  Medizin  sollten  auf  einem  be- 
stimmten Verfahren  der  Genmanipulation  insistieren.  Es  gibt  eine  legitime  Begrenzung 
der  elterlichen  Entscheidungsfreiheit,  vor  allem,  wenn  sie  nötig  ist,  um  ein  Kind  oder 
ein  werdendes  Kind  vor  einer  Intervention  zu  schützen,  die  in  ihren  Auswirkungen 
überwiegend  als  schädlich  bekannt  ist. 

Quelle:  Manipulating  life.  Ethical  issues  in  genetic  engineering,  Church  and  Society,  WCC,  Ge- 
neva 1982,  p.1-8  (eigene  Übersetzung) 
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Zentralausschuß  des  ÖRK,  Moskau  1989 

Die  bioethische  Debatte  innerhalb  des  ÖRK  wurde  erst  am  Ende  der  80-er  Jahre  mit  einer  grö- 
ßeren internationalen  Konsultation  fortgesetzt.  Der  dem  Zentralausschuß  in  Moskau  1989  vor- 
gelegte Schlußbericht  stellt  die  Fragen  der  Bioethik  in  den  Zusammenhang  einer  erneuerten 
ökumenischen  Schöpfungstheologie  und  behandelt  sechs  Themenbereiche:  Humangenetik, 
Technologien  zur  genetischen  Reproduktion,  Patentierung  von  Leben,  ökologische  Effekte  bio- 
technologischer Verfahren,  militärische  Anwendungsprobleme  biotechnologischer  Verfahren, 
Auswirkungen  der  Biotechnologie  auf  die  Zweidrittelwelt.  Bemerkenswert  sind  die  klaren 
Schlußempfehlungen,  die  u.a.  ein  vollständiges  Verbot  von  Genuntersuchungen  zur  Ge- 
schlechtsselektion vorsehen. 


1.  Schöpfung  als  Gabe  Gottes 

(...)  Gottes  Gerechtigkeit  in  der  Welt  wird  geleugnet,  wenn  die  Biotechnik  dazu  benutzt 
wird,  die  Kontrolle  reicher  Staaten  und  Interessengruppen  über  die  natürlichen  Gaben 
der  Schöpfung,  die  allen  Menschen  gehören,  auszudehnen.  Gottes  Gerechtigkeit  wird 
verletzt,  wenn  die  Biotechnik  zum  Werkzeug  der  genetischen  Diskriminierung  von 
Gruppen  in  der  Bevölkerung  gemacht  wird.  Und  Gottes  Gerechtigkeit  wird  verletzt, 
wenn  die  Biotechnik  Frauen  gefährliche  und  ausbeuterische  Fortpflanzungsmethoden 
aufdrängt. 
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Der  Friede  Christi  in  der  Welt  wird  von  all  denen  verletzt,  die  die  Biotechnik  dazu 
mißbrauchen,  die  militärischen  Möglichkeiten  zur  Verbreitung  von  Krankheit  und  Tod 
zu  perfektionieren. 

Die  Schöpfung  wird  beschädigt,  wenn  die  Biotechnik  von  wirtschaftlichen  Interessen- 
gruppen benutzt  wird,  um  neue  Lebensformen  zu  produzieren,  die  allein  an  ihrem 
Handelswert  gemessen  werden.  Die  Schöpfung  wird  angegriffen,  wenn  die  Biotechnik 
dazu  benutzt  wird,  die  reiche  Vielfalt  menschlichen  Lebens  und  die  Einzigartigkeit  je- 
des einzelnen  Menschen  zu  verändern.  Die  Schöpfung  wird  bedroht,  wenn  neue  Or- 
ganismen hergestellt  und  in  unverantwortlicherweise  freigesetzt  werden. 
Die  biologischen  Wissenschaften  können  dazu  beitragen,  die  innersten  Geheimnisse 
des  Lebens  in  der  Schöpfung  zu  entschlüsseln.  Die  Größe,  Schönheit  und  die  Wunder 
der  Schöpfung  werden  so  der  menschlichen  Wahrnehmung  zugänglich  und  die  kreati- 
ven Möglichkeiten  menschlichen  Einfallsreichtums  werden  entfaltet. 
Die  technischen  Werkzeuge,  die  solche  Entdeckungen  ermöglichen,  verleihen  zu- 
gleich eine  ungeheure  Macht.  Diese  Werkzeuge  könnten  auch  so  beschaffen  sein, 
daß  sie  die  Menschen  für  die  Größe  der  Schöpfung  empfänglich  machen  anstatt 
Feindseligkeit  gegen  die  Schöpfung  zu  verstärken. 

Die  Kunst  und  das  Amt  der  Heilung  können  durch  die  Entdeckungen  der  Biotechnolo- 
gie gewinnen.  Sie  könnten  dazu  beitragen,  die  Wunden  der  Menschen  und  der 
Schöpfung  zu  heilen.  Der  innere  Zusammenhang  des  Lebens  in  der  Welt  kann  mit 
Hilfe  der  Erkenntnisse  aus  der  Biotechnik  tiefer  sichtbar  gemacht  werden. 
Damit  diese  Verheißungen  sich  jedoch  erfüllen,  brauchen  wir  eine  Vision  und  eine 
Verpflichtung  zur  Bewahrung  der  Schöpfung  ais  Gabe  Gottes.  Die  Schöpfung  bewah- 
ren, Gerechtigkeit  schaffen  und  dem  Frieden  dienen  -  dies  sind  die  Ziele,  an  denen 
sich  Arbeitsweise  und  Anwendung  der  Biotechnik  orientieren  muß.  Nur  wenn  sich  die 
Biotechnik  dieser  Verantwortung  bewußt  ist,  kann  sie  Früchte  tragen,  die  aus  Gottes 
Liebe  zu  dieser  Welt  erwachsen  und  die  die  Herrlichkeit  Gottes  bezeugen.  (...) 


2.  Empfehlungen  und  Vorschläge 

Der  ÖRK  hat  sich  die  möglichen  Gefahren  wie  auch  die  potentiellen  Nutzen  zahlrei- 
cher Verfahren  der  Biotechnik  bewußt  gemacht  und  legt  seinen  Mitglieds kirchen  nahe, 
geeignete  Schritte  in  ihren  Heimatländern  zu  unternehmen,  um  die  Öffentlichkeit  auf 
diese  Thematik  aufmerksam  zu  machen  und  Regierungen,  Wissenschaftlern  und  Un- 
ternehmen bei  der  Ausarbeitung  geeigneter  Sicherheitsvorkehrungen  und  Kontrollen 
behilflich  zu  sein.  Er  beschließt  insbesondere: 

Der  Ökumenische  Rat 

a)  fordert  ein  Verbot  von  Genuntersuchungen  zum  Zweck  der  Geschlechtsselektion 
und  warnt  vor  der  potentiellen  Auswertung  genetischer  Daten  für  andere  Formen 
der  gentechnischen  Manipulation  der  Gesellschaft; 

b)  macht  darauf  aufmerksam,  in  welcher  Weise  Informationen  über  die  genetische 
Beschaffenheit  eines  Menschen  mißbraucht  werden  können  und  in  einigen  Fällen 
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mißbraucht  werden,  indem  diese  Kenntnisse  zum  Anlaß  für  Diskriminierung  zum 
Beispiel  am  Arbeitsplatz,  in  der  Gesundheitsversorgung,  beim  Abschluß  von  Versi- 
cherungen sowie  im  Bildungswesen  genommen  werden; 

c)  unterstreicht  das  Bedürfnis  nach  seelsorgerlicher  Beratung  für  Personen,  die  sich 
vor  schwierige  Entscheidungen  im  Bereich  der  Fortpflanzung  gestellt  sehen,  oder 
die  aufgrund  genetischer  Informationen  über  sich  selbst  oder  andere  Entschei- 
dungen für  sich  oder  ihre  Familie  treffen  müssen; 

d)  schlägt  zum  jetzigen  Zeitpunkt  ein  Verbot  gentechnischer  Experimente  an  der 
menschlichen  Keimbahn  vor  und  regt  zu  einer  ethischen  Reflexion  an,  die  der 
Ausarbeitung  künftiger  Richtlinien  auf  diesem  Gebiet  vorausgehen  muß;  erfordert 
ferner  eine  strenge  Kontrolle  von  Experimenten  mit  gentechnisch  veränderten  so- 
matischen Zellen  und  macht  auf  den  möglichen  Mißbrauch  beider  Technologien  als 
ein  Mittel  zur  Diskriminierung  von  Menschen  aufmerksam,  die  als  genetisch  'defekt' 
eingestuft  werden; 

e)  fordert  ein  Verbot  des  kommerziellen  Austragens  von  Kindern  (partielle  und  voll- 
ständige Leihmutterschaft)  sowie  des  Handelns  mit  dem  menschlichen  Ei,  mit  Em- 
bryonen, Feten  oder  Teilen  von  Feten,  sowie  mit  menschlichem  Samen; 

f)  rät  den  Regierungen,  die  Embryoforschung  zu  verbieten,  und  fordert,  daß  für 
eventuelle  Ausnahmefälle  klar  definierte  Bedingungen  festgelegt  werden; 

g)  empfiehlt  seinen  Mitgliedskirchen  und  interessierten  Gruppen,  sich  darüber  auf 
dem  laufenden  zu  halten,  in  welcher  Weise  sich  neue  Entwicklungen  im  Bereich 
der  Fortpflanzungstechnik  auf  Familien  und  besonders  auf  Frauen  auswirken,  und 
seelsorgerliche  Dienste  für  Menschen  einzurichten,  die  mit  solchen  Problemen 
konfrontiert  sind,  einschließlich  Personen,  die  sich  für  derartige  Reproduk- 
tionstechniken entscheiden  oder  dazu  überredet  werden; 

h)  ist  der  Ansicht,  daß  tierische  Lebensformen  nicht  patentiert  werden  sollten,  und 
fordert  eine  genauere  Untersuchung  der  tiefgreifenden  ethischen  und  gesellschaft- 
lichen Konsequenzen  der  Patentierung  von  Lebensformen; 

\)  drängt  auf  eine  unverzügliche  Annahme  strenger  internationaler  Kontrollen  der 
Freisetzung  gentechnisch  erzeugter  Organismen  in  die  Umwelt; 

j)  fordert  die  Staaten  der  Welt  auf,  jegliche  Anwendung  gentechnischer  Methoden  in 
Forschungsprogrammen  zum  Zwecke  der  biologischen  und  chemischen  Kriegfüh- 
rung einzustellen,  und  erneut  Konferenzen  einzuberufen,  um  neue  und  wirksame 
Protokolle  für  ein  Verbot  der  Entwicklung,  Herstellung  und  Anwendung  solcher 
Waffen  zu  vereinbaren; 

k)  beschließt,  Konsultationen  zwischen  Vertreter/innen  internationaler  Organisatio- 
nen, nichtstaatlicher  Organisationen,  aus  der  Wissenschaft  sowie  aus  der  Dritten 
Welt  und  Vertreter/innen  der  Kirche  und  anderer  Einrichtungen  durchzuführen,  um 
über  die  Auswirkungen  der  biotechnischen  Entwicklung  im  politischen  Bereich  so- 
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wie  auf  die  Gerechtigkeitsverhältnisse  in  der  Welt  nachzudenken  und  Vorschläge 
auszuarbeiten,  wie  diese  Entwicklung  zum  Vorteil  der  Armen  genutzt  werden  kann. 

Quelle:  Biotechnologie:  Herausforderung  an  die  Kirchen  der  Welt,  Bericht  des  ÖRK,  Kirche  und 
Gesellschaft,  Teil  1:  Schöpfung  als  Gabe  Gottes  (Zentralausschußdokument);  Teil  2:  Empfeh- 
lungen und  Vorschläge:  Zentralausschuß  Moskau  16.-27.7.1989,  veröffentlicht  in:  epd- 
Dokumentation  36a/89,  S.4f. 
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148     Eine  neue  Ethik  des  Ressourcenverbrauchs 

Weltkonferenz  über  Wissenschaft  und  Technologie  für  eine  menschliche  Entwicklung, 
Bukarest  1974 

Die  Beteiligung  des  ÖRK  an  der  internationalen  Debatte  über  Energiefragen  begann  mit  der 
Konferenz  von  Bukarest  (1974)  über  Wissenschaft  und  Technologie  für  eine  menschliche  Ent- 
wicklung. Im  folgenden  Textabschnitt  wird  erstmals  auf  einer  internationalen  ökumenischen 
Konferenz  die  Frage  der  nuklearen  Energieoption  diskutiert. 


A.  Energie  -  langfristige  Perspektiven 

Die  Bedeutung  der  Verfügbarkeit  von  Energie  wird  mit  dem  auf  das  Bruttosozialpro- 
dukt bezogenen  Zugang  zur  Bewertung  des  Wirtschaftswachstums  verschleiert.  Prof. 
K.E.  Boulding  hat  über  die  Rolle  der  Entdeckung  neuer  Material-  und  Energiequellen 
folgendes  geschrieben:  "Die  moderne  Gesellschaft,  die  auf  einer  großen  Akkumulation 
von  Wissen  aufbaut,  hängt  bezüglich  ihrer  hohen  Produktivität  nicht  allein  von  diesem 
Wssensstand  ab,  sondern  auch  von  der  großen  Zunahme  des  Energieverbrauchs,  die 
durch  eben  jenes  Wissen  möglich  wurde.  Es  überrascht  nicht,  daß  eine  hohe  Korrela- 
tion zwischen  dem  Pro-Kopf-Energieverbrauch  einer  Gesellschaft  und  ihrem  Pro-Kopf- 
Bruttosozialprodukt  besteht.  Unsere  gegenwärtige  Technologie  kann  daher  nicht  für 
eine  wirklich  lange  Zeit  aufrechterhalten  werden,  einfach  deshalb,  weil  die  Energiere- 
serven, die  sie  funktionsfähig  halten,  erschöpfbar  sind." 

Gegen  diese  Beschreibung  des  Zusammenhangs  zwischen  dem  Energieverbrauch 
und  der  Entstehung  der  modernen  Gesellschaft  werden  nur  wenige  etwas  einzuwen- 
den haben.  Das  Problem,  wie  man  eine  wachsende  Weltbevölkerung  am  Leben  er- 
halten kann,  ist  zu  einem  großen  Teil  identisch  mit  dem  Problem,  wie  eine  ständige 
Zunahme  in  der  Verfügbarkeit  von  Energie  zu  dem  niedrigstmöglichen  Preis  erreicht 
werden  kann.  Die  Vervierfachung  der  Ölpreise  hat  bereits  erhebliche  ungünstige  Aus- 
wirkungen auf  die  industrialisierten  Länder  gehabt,  doch  hat  diese  Kostensteigerung 
noch  ungleich  ungünstigere  Belastungen  für  die  Entwicklungsländer  zur  Folge.  Dies 
ist  deshalb  der  Fall,  weil  die  Industrieländer  die  Freiheit  haben,  ihre  Investitionsmuster 
an  die  neuen  Voraussetzungen  anzupassen  und  (bis  zu  einem  gewissen  Ausmaß) 


597 


Ökumenische  Wirtschafts-  und  Sozialethik 

das  Niveau  des  individuellen  Konsums  zu  kontrollieren,  wogegen  für  die  Ent- 
wicklungsländer mit  ihrer  Subsistenzwirtschaft  hierdurch  ein  weiterer  Lebensnerv  für 
Nahrungsmittel  und  landwirtschaftliche  Produktion  gefährdet  ist.  Um  es  in  den  Worten 
der  Washington  Oil  Conference  vom  Februar  1974  zu  sagen:  "Es  wurde  bekräftigt, 
daß  auch  die  intensivsten  Anstrengungen  gemeinsamer  Kooperation  zwischen  den 
Nationen  nur  einen  Bruchteil  jenes  Schadens  werden  ausgleichen  können,  der  vielen 
Ländern  durch  den  abrupten  und  spektakulären  Anstieg  der  Ölpreise  entstanden  ist. 
Ganz  klar  müßte  eine  hohe  Priorität  allen  Aktionen  gegeben  werden,  die  die  Notlage 
der  Entwicklungsländer  zu  verbessern  trachten,  da  bei  ihnen  höhere  Ölimportrech- 
nungen  die  Entwicklungshilfezahlungen  aufzuzehren  drohen." 

Es  ist  zweifelhaft,  ob  dies  bereits  versucht  wurde.  Darüber  hinaus  ist  es  klar  zur 
Kenntnis  genommen,  daß  das  Öl  eine  endliche  und  erschöpfbare  Energieressource 
darstellt  -  zumal  Abschätzungen  der  zukünftigen  Verfügbarkeit  von  Öl  auf  der  Basis 
der  gegenwärtigen  Produktionsraten  ungewiß  bleiben.  Dies  wird  nur  dazu  helfen  kön- 
nen, den  Übergang  zu  sinnvolleren  und  leichter  zugänglichen  Energieressourcen  zu 
finden.  (...) 

Allein  die  Verfügbarkeit  von  neuen  Ressourcen  wird  den  Übergang  zu  einem  be- 
standfähigen Zustand  der  Energieproduktion  ermöglichen.  In  unmittelbarer  und  mittel- 
fristiger Perspektive  sollten  diese  neue  Energieressourcen  folgenden  Kriterien  ent- 
sprechen: 

a)  die  Energie  (träger)  sollten  leicht  zugänglich  sein,  so  daß  keine  systemische  oder 
naturbedingte  Monopolstruktur  entsteht; 

b)  die  Energie(träger)  sollten  dazu  in  der  Lage  sein,  Energie  für  eine  breite  Vielfalt 
möglicher  Anwendungsbereiche  zu  liefern  (z.B.  von  einer  größeren  städtischen 
Besiedlung  bis  hinab  zu  einem  einzelnen  Generator  für  eine  dörfliche  Produktions- 
stätte); 

c)  die  produzierte  Energie  sollte  leicht  für  die  Verteilung  zu  handhaben  sein,  wie  z.B. 
im  Falle  von  Elektrizität,  obgleich  hier  die  Verteilung  teurer  ist  als  bei  den  meisten 
anderen  Energieträgem. 


B.  Die  Option  der  Nuklearenergie 

Es  bleibt  eine  offene  Frage,  ob  eine  weite  Verbreitung  von  Nuklearkraftwerken  eine  zu 
wünschende  Option  für  eine  Gesellschaft  darstellt.  Zwar  gibt  es  in  der  ganzen  westli- 
chen Welt  Anzeichen  für  eine  wachsende  Abhängigkeit  von  dieser  Form  der  Energie- 
produktion. Doch  da  nationale  Energiepolitik  häufig  im  Alleingang  entwickelt  wird, 
bleibt  zweifelhaft,  ob  die  kollektiven  internationalen  Auswirkungen  dieser  schnell  ex- 
pandierenden Bauprogramme  bereits  systematisch  bewertet  wurden.  (...) 

Die  Technologie  der  Brutreaktoren  ist  noch  in  keiner  Hinsicht  bewährt  und  als  verant- 
wortbar erwiesen.  Es  sind  noch  erhebliche  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  wobei 
nicht  nur  an  das  ungelöste  Problem  der  nuklearen  Abfallentsorgung  zu  denken  ist, 
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sondern  auch  an  die  Entwicklung  einer  Sicherheitstechnologie  für  einen  möglichen 
Störfall.  Und  selbst  wenn  diese  neue  Technologie  die  scharfen  Bewertungstests  über- 
stehen wird,  die  vor  einer  breitgestreuten  Einführung  elektrischer  Energieerzeugung 
mit  kommerziell  genutzten  nuklearen  Brutreaktoren  notwendig  sind,  gibt  es  keinerlei 
Aussichten  darauf,  daß  diese  Reaktoren  einen  wesentlichen  Anteil  an  der  Energiepro- 
duktion vor  der  Mitte  der  90er  Jahre  werden  übernehmen  können. 

Die  Aussichten  auf  eine  mögliche  Nutzung  der  Kernfusionsenergie  liegen  noch  weiter 
in  der  Ferne.  Und  die  Deuterium-Tritium-Fusion,  die  vermutlich  die  einfachste  Variante 
ist,  wirft  noch  langfristige  Probleme  auf  hinsichtlich  der  Verfügbarkeit  von  Tritium,  das 
mit  Hilfe  von  Lithium  hergestellt  wird.  (...) 

Bei  einer  realistischen  Einschätzung  der  Implikationen  nuklearer  Energieproduktion 
scheint  man  mit  einem  nie  dagewesenen  Bedarf  an  Kapital,  Mineralstoffen  und  indu- 
striellen Fähigkeiten,  mit  zunehmend  zentralisierten  Formen  der  Produktion  sowie  mit 
einer  möglicherweise  gravierenden  Umweltbeeinträchtigung  rechnen  zu  müssen.  Die 
nukleare  Option  bringt  ein  Risiko  mit  sich,  dessen  Größe  Gegenstand  der  Diskussion 
ist.  Sehr  divergierende  Einschätzungen  dieses  Risikos  werden  im  Bereich  der  Wis- 
senschaft laut.  Viele  halten  die  mit  der  Nuklearenergie  verbundenen  Risiken  für  unan- 
nehmbar, während  es  noch  Chancen  gibt,  daß  Öl  und  Kohle  so  verwendet  werden, 
daß  mit  ihnen  eine  Versorgung  in  dem  Übergangszeitraum  stattfinden  kann,  in  dem 
alternative  Energietechnologien  entwickelt  werden,  die  nicht-umweltbelastende  und 
sichere  Energiequellen  darstellen. 

Eine  kurze  Übersicht  über  Pro-  und  Contra-Argumente  hinsichtlich  der  Atomenergie 
kann  die  Sache  verdeutlichen: 

Pro: 

•  Ein  Energieträger  vor  allem  in  Situationen,  in  denen  andere  Energiereserven  knapp 
werden; 

•  Nuklearenergie  hilft  fossile  Energieträger  für  andere  Verwendungszwecke  in  der 
chemischen  Energie  aufzusparen; 

•  Nuklearenergie  verursacht  weniger  Luftverschmutzung. 

Contra: 

•  Radioaktiver  Abfall  verursacht  eine  Bedrohung  für  die  gegenwärtige  und  die  zu- 
künftigen Generationen; 

•  Unfallgefahr,  die  mit  einer  Verbreitung  radioaktiven  Materials  verbunden  ist; 

•  Verwundbarkeit  der  Nuklearkraftwerke  gegen  Sabotage; 

•  Zentralisierung  der  Energiequelle; 

•  Zunahme  der  technologischen  Kluft  zwischen  armen  und  reichen  Ländern; 

•  Möglichkeit  eines  erleichterten  Zugangs  zu  nuklearem  Material  für  Kernwaffen. 
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C.  Alternative  Energietechnologien 

Nach  dieser  kurzen  Beschreibung  der  nuklearen  Energieoption  -  die  ohnehin  nur  von 
einigen  wenigen  Ländern  in  der  sog.  entwickelten  Welt  aufgegriffen  und  verwirklicht 
werden  kann  -  ist  es  für  uns  sicher,  daß  es  eine  wachsende  Nachfrage  nach  flexible- 
ren und  vielfältigeren  Systemen  der  Energieversorgung  geben  wird.  Diese  werden 
sich,  wenn  die  langfristigen  Probleme  der  Energielieferung  gelöst  werden  sollen,  sehr 
viel  stärker  auf  die  "Einnahme"-Energiequellen  wie  besonders  Wind,  Wellen  und  Sola- 
renergie stützen  müssen  als  auf  die  "Kapital"-Energiequellen  fossiler  Brennstoffe.  In 
den  meisten  Fällen  genügen  diese  Technologien  auch  den  Kriterien  eines  geringeren 
Umfangs,  einer  größeren  Zugänglichkeit  sowie  einer  geringeren  Umweltbelastung.  (Es 
folgt  eine  Beschreibung  von  Sonnenergietechnologien,  geothermischer  Energie,  elek- 
trischen Windgeneratoren  etc.;  Hg.) 

Quelle:  Science  and  Technology  for  Human  Development.  The  Ambiguous  Future  and  the  Chri- 
stian Hope,  Bucharest  June  24  -  July  2,  1974;  in:  Anticipation  No.  19,  November  19  74,  p.4ff; 
hier:  p.8-10  (eigene  Übersetzung)  -  engl.  Berichtstext  auch  in:  Study  Encounter  Vol.X,  No.4, 
1974,  Dokument  Nr.SE  69 


149     Energie  für  eine  gerechte  und  überlebensfähige  Gesellschaft 

Studienbericht  von  Church  and  Society  1976 

In  der  ökumenischen  Diskussion  ist  die  Frage  des  Energieverbrauchs  der  entscheidende  Test- 
fall für  den  Übergang  von  einer  anthropozentrischen  zu  einer  lebenszentrierten  Ethik.  Nachdem 
die  Konferenz  in  Bukarest  1974  erstmals  die  Debatte  über  atomare  Energiegewinnung  eröffnet 
hatte,  veranstaltete  der  ÖRK  1975  in  Sigtuna/Schweden  ein  Internationales  Ökumenisches 
Hearing  zu  Fragen  der  Atomenergie.  Im  Jahre  1976  wurde  dazu  von  Kirche  und  Gesellschaft 
ein  Studienbericht  veröffentlicht,  der  die  Energieoptionen  der  Zukunft  hineinstellt  in  die  Suche 
nach  dem  Modell  für  eine  gerechte,  partizipatorische  und  überlebensfähige  Gesellschaft. 

/.  Die  Entwicklung  der  rechten  Perspektive 

1.  Allgemein 

(...)  Wir  fragen,  wie  eine  gerechtere  und  überlebensfähigere  Gesellschaft  (...)  ge- 
schaffen werden  kann  und  befassen  uns  hier  im  besonderen  mit  der  Energie.  Wie 
steht  es  zuallererst  um  die  Beziehung  zwischen  Energie  und  sozialer  Gerechtigkeit? 
(...)  Kurz  gesagt  verbrauchen  die  entwickelten  Nationen  mehr  als  sie  sollten  und  die 
Entwicklungsländer  viel  weniger  als  sie  brauchten.  In  der  Bilanz  müßte  die  weltweite 
Energieerzeugung  also  mindestens  für  einen  erheblichen  Zeitraum  ansteigen,  einen 
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Zeitraum,  in  dem  dann  soziale  Gerechtigkeit  und  Gleichheit  mehr  oder  weniger  allge- 
genwärtig werden  würden.  Doch  wieviel  Energie?  Welcher  Art?  An  welchen  Stellen? 
Alles  dies  kann  ausgearbeitet  werden  unter  der  Voraussetzung,  daß  sich  ein  Einver- 
ständnis darüber  ausbildet,  was  eigentlich  "überlebensfähig"  (sustainable;  Hg.)  meint. 
Dieser  Begriff  hat  nur  eine  Bedeutung,  wenn  man  ihn  in  Beziehung  setzt  zu  einer  ge- 
sellschaftlichen Zeitperspektive.  Wie  lang  ist  diese  Zeit? 

2.  Eine  kurzfristige  Perspektive 

In  einer  relativ  kurzfristigen  Perspektive  von  zum  Beispiel  25  Jahren  betrachtet,  würde 
eine  Neuverteilung  des  Erdölverbrauchs  sowie  eine  intensivere  Nutzung  von  Erdgas 
und  Kohle  ausreichen.  Weder  Nuklear-  noch  Sonnenergietechnologien  noch  irgend- 
welche anderen  Optionen  müßten  entwickelt  werden.  Energieeinsparung,  Rationalisie- 
rung des  Verbrauchs  und  eine  Steigerung  der  Effizienz  würden  nicht  in  Erwägung  ge- 
zogen. 

Die  Schwierigkeit  bei  diesem  kurzfristigen  Szenario  besteht  darin,  daß  eine  Katastro- 
phe sozusagen  unmittelbar  im  26.  Jahr  anstünde.  Denn  es  würde  überhaupt  keine 
Pläne  dafür  geben,  was  man  tun  kann,  wenn  die  Öl-  und  Erdgasvorräte  aufgebraucht 
sind;  es  gäbe  keinerlei  sorgfältig  ausgearbeitetere  Alternativen  in  langfristigerer  Per- 
spektive, und  man  kann  sich  ausmalen,  wie  sich  dann  die  verschiedenen  Bereiche  der 
Gesellschaft  über  die  verbleibenden  Reste  streiten.  Normale  ökonomische  Zeitper- 
spektiven sind  kurz,  normalerweise  sogar  kürzer  als  25  Jahre,  während  viele  andere 
soziale  EntScheidungsprozesse  eher  eine  sehr  viel  längere  Zeitperspektive  benötigen, 
wie  z.B.  die  Fragen  des  Wohnungsbaus,  des  Transportwesens  und  der  industriellen 
Fertigung.  Die  Zeit  ist  viel  zu  kurz,  um  eine  spürbare  Umverteilung  des  weltlichen 
Reichtums  herbeizuführen,  so  daß  soziale  Gerechtigkeit  eben  geopfert  wird.  Zu  die- 
sem Zeitpunkt  leben  wir  in  der  Zu  kunft  von  vor  25  Jahren,  als  die  gegenwärtigen  Pro- 
bleme der  Energieressourcen  noch  jenseits  aller  denkbaren  Vorstellung  waren,  und 
deshalb  stecken  wir  heute  in  tiefen  Problemen. 

3.  Eine  mittelfristige,  aber  immer  noch  unzureichende  Perspektive 

Geht  man  einmal  von  einem  Szenario  von  50  Jahren  aus,  dann  sehen  die  Fragen  und 
Aktionen  schon  ganz  anders  aus.  Es  geht  nicht  einfach  darum,  aus  einem  Zug  mit  25 
Wagen  einen  Zug  mit  50  Wagen  dadurch  zu  machen,  daß  einfach  25  Wagen  ange- 
hängt werden.  Der  ganze  Zug  muß  anders  aussehen. 

Öl  und  Erdgas  werden  substantiell  erschöpft  sein,  wenn  nicht  andere  Optionen  unter- 
dessen eingeführt  worden  sind;  Kohle  wird  wieder  eine  wichtigere  Rolle  spielen,  was 
eine  Vielfalt  von  eigenen  Problemen  mit  sich  bringt.  Die  Kernspaltungsreaktoren  von 
heute  könnten  sich,  auch  wenn  dies  nicht  absolut  notwendig  ist,  als  in  sozialer  und 
ökonomischer  Hinsicht  akzeptabler  erweisen  als  viele  Optionen,  die  auf  fossile  Brenn- 
stoffe setzen.  Die  Kohlendioxidanteil  der  Atmosphäre,  der  durch  die  Verbrennung  fos- 
siler Brennstoffe  entsteht,  wird  weit  genug  angestiegen  sein,  daß  er  uns  einem  gravie- 
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renden  Klimawandel  von  ungewissen  Ausmaßen  sehr  nahe  bringt.  Dennoch  können 
einige  Energieoptionen  (wie  z.B.  die  kontrollierte  Kernfusion  oder  der  Schnelle  Brüter) 
nach  wie  vor  ignoriert  werden.  Energieeinsparung  und  Rationalisierung  des  Energie- 
verbrauchs werden  wichtig,  teilweise  durch  simple  ökonomische  Wirkungen,  teilweise 
auch  durch  neue  Möglichkeiten,  einer  Umverteilung  des  Energieverbrauchs  zugunsten 
einer  gerechteren  Gesellschaft  näherzukommen. 

Wir  sehen  also,  daß  eine  50-Jahres-Perspektive  nicht  nur  eine  bloße  Verlängerung  ei- 
ner 25-Jahres-Perspektive  bedeutet.  Es  sind  Elemente  in  diesem  Szenario,  die  eine 
Lösung  erfordern  (z.B.  sozialverträgliche  Entwicklung  von  neuen  Kohle-Technologien 
(...))  und  deren  Entwicklungszeiten  viel  länger  sind  als  allgemein  angenommen.  Die 
gegenwärtige  Kernspaltungstechnologie  brauchte  25  Jahre,  ein  Zeitraum,  der  für  die 
meisten  neuen  Energieoptionen  zutrifft,  und  zwar  nachdem  die  grundlegenden  wis- 
senschaftlichen Voraussetzungen  bereits  klar  sind.  Diese  längere  Periode  entsteht 
aus  der  Notwendigkeit,  Pilotprojekte  aufzubauen,  Prototypen  für  neue  Produktionsan- 
lagen und  schließlich  auch  sinnvolle  Vertriebsnetze  aufzubauen.  (...) 

Es  überrascht  vielleicht,  aber  auch  für  ein  50-Jahres-Szenario  müßten  die  notwendi- 
gen Vorüberlegungen  und  Planungen  bereits  heute  beginnen,  ebenso  wie  beim  25- 
Jahres-Szenario.  Doch  werden  die  Aktivitäten  andere  sein,  denn  die  Optionen  für  die 
Zukunft  wären  vielfältiger  und  es  bestünde  die  Möglichkeit,  einiges  (wenn  auch  nicht 
viel)  von  unserem  Öl  und  Erdgas  für  spätere  Jahre  zu  sparen. 

Doch  auch  in  dieser  Perspektive  wird  das  Leben  der  Gesellschaft  vergänglich  sein: 
Abhängigkeit  von  fossilen  Brennstoffen  macht  spätere  klimatische  Veränderungen  un- 
ausweichlich. Alle  Vorräte  an  fossilen  Brennstoffen  werden  eines  Tages  zu  Ende  sein. 
Und  die  drei  wirklich  dauerhaften  möglichen  Energiequellen  -  die  Sonnenenergie,  die 
Kernfusion  und  die  Kernspaltung  -  werden  noch  nicht  ausreichend  verstanden,  ge- 
schweige denn  entwickelt  sein.  Die  Gesellschaft  wird  zwar  nicht  bereits  im  51.  Jahr 
zusammenbrechen,  aber  spätere  Übergangsperioden  würden  sehr  schwierig  werden. 

4.  Eine  wirklich  bestandfähige  /  überlebensfähige  Zukunft 

In  einem  Szenario  von  einer  Periode  von  100  Jahren  (oder  vorzugsweise  länger)  wird 
man  davon  ausgehen,  daß  Öl  und  Erdgas  nur  noch  einen  so  kleinen  Anteil  ausma- 
chen werden,  daß  man  ernsthaft  darüber  nachdenken  sollte,  aus  ihrer  Verwendung  so 
früh  wie  möglich  ganz  auszusteigen  (in  25  Jahren?).  Eine  fortgesetzte  grundsätzliche 
Abhängigkeit  von  irgendeinem  fossilen  Brennstoff  bringt  so  viele  Schwierigkeiten  mit 
sich,  daß  man  nun  Kohle  (die  weltweit  größte  Reserve  fossiler  Energie)  in  neuem  Licht 
als  chemischen  Rohstoff  für  gegenwärtige  und  zukünftige  Zwecke  betrachten  wird. 
Eine  vernünftigere  Energieausnutzung,  eine  gesteigerte  Energieeffizienz  sowie  an- 
dere Strategien  zur  Minimierung  des  Energieverbrauchs  werden  die  Szene  beherr- 
schen. Auf  der  Angebotsseite  werden  die  drei  langfristigen  Optionen  auf  Weltebene  in 
den  Vordergrund  treten:  Sonnenenergie,  Kernspaltung  und  Kernfusion.  Diese  können 
und  sollten  ergänzt  werden  durch  attraktive  regionale  Energiequellen,  deren  Bedeu- 
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tung  je  nach  Zeit  und  Situation  unterschiedlich  sein  wird:  Biomasse  (besonders  für  ei- 
nige begünstigte  Länder  im  tropischen  Bereich),  Windkraft  (besonders  für  einige  klei- 
nere Anwendungsbereiche,  wo  die  Schwankungen  der  Windkraft  verkraftet  werden 
können),  geothermische  Energie  (in  tektonisch  aktiven  Gebieten  wie  dem  Pazifischen 
Rücken  oder  dem  Mittelmeer)  sowie  die  Energie  von  Wellen  (in  Gebieten  mit  Meeres- 
bewegung). 

Diese  Zeitperspektive  erfordert  ebenfalls  eine  frühzeitige  Entscheidung  über  eine 
ganze  Reihe  von  Punkten  und  einen  bewußten  Start.  Sonst  bleibt  es  durch  bloßes 
Versehen  bei  den  Szenarien  mit  der  geringeren  Zeitspanne.  Öl  und  Kohle  können 
nicht  gespart  werden,  wenn  nicht  die  wesentlichen  Energiealternativen  bald  entwickelt 
werden  und  zur  Verfügung  stehen.  Doch  haben  alle  drei  zukünftigen  Energieoptionen 
ihre  spezifischen  Probleme.  Die  kontrollierte  Kernfusion  ist  in  wissenschaftlicher  und 
technologischer  Hinsicht  sehr  komplex,  sie  mag  erst  spät,  unter  Umständen  sogar 
praktisch  überhaupt  nicht  erreichbar  und  durchführbar  sein.  Die  Verwendung  von 
Sonnenenergie  wird  umfassende  mittelbare  technologische  Anwendungsbereiche  von 
großem  Nutzen  haben  (direkte  sonnenenergieabhängige  Heizung  oder  Kühlung  von 
entsprechend  gebauten  Gebäuden  z.B.).  Aber  Stromerzeugung  im  großen  Maßstab 
durch  Sonnenenergie  wird  um  ein  Vielfaches  teurer  sein  als  andere  Optionen,  wenn 
es  nicht  noch  wissenschaftliche  und  technologische  Fortschritte  geben  wird,  die  bisher 
nicht  vorhersehbar  sind.  Wenn  Nuklearenergie  eine  langfristige  Aussicht  haben  sollte, 
dann  müßte  dies  über  Schnelle  Brüter  geschehen  (...),  denn  die  Weltressourcen  von 
natürlich  spaltbarem  Uran-235  werden  wahrscheinlich  für  nicht  viel  länger  als  50  Jahre 
reichen,  ähnlich  lang  also  wie  Öl  und  Erdgas.  Das  hieße,  um  eine  wirklich  verläßliche 
und  geordnete  Zukunft  nuklearer  Energieversorgung  zu  ermöglichen,  müßten  die  Op- 
tionen für  einen  Schnellen  Brüter  etwa  innerhalb  der  nächsten  25  Jahre  entwickelt 
werden. 

5.  Was  ist  die  Antwort  zum  jetzigen  Zeitpunkt? 

Wr  haben  es  bereits  zu  erkennen  gegeben:  Wir  sind  der  Überzeugung,  daß  das  ein- 
zige Szenario,  das  eine  wirklich  dauerhafte  und  überlebensfähige  Gesellschaft  ver- 
spricht, eine  Zivilisation,  die  dieses  Wortes  würdig  ist,  die  langfristige  Perspektive  dar- 
stellt. Sie  verspricht  eine  maximale  Sicherheit  gegen  eine  unachtsame  Zerstörung  von 
Lebensoptionen  zukünftiger  Generationen.  Sie  ermöglicht  am  besten  eine  mögliche 
Umverteilung  der  Energie  auf  dem  Wege  zu  einer  gerechteren  Weltgesellschaft,  was 
sehr  viel  Zeit  erfordern  wird.  Sie  macht  uns  zu  Partnern  in  einem  Nutznießungsvertrag 
mit  der  Natur,  selbst  wenn  wir  noch  nicht  die  Unterschriften  aller  Vertragsunterzeich- 
ner klar  entziffern  können.  (...) 

Quelle:  Energy  for  a  Just  and  Sustainable  Society.  Report  prepared  by  the  Working  Group  on 
Church  and  Society,  WCC  in  May  1976,  in:  Study  Encounter,  No  12/3  (1976),  p.19-21  (eigene 
Übersetzung) 
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150  Energie  für  die  Zukunft  -  Die  Energiefrage  und  die  Suche  nach  einer 
gerechten,  partizipatorischen  und  bestandfähigen  Gesellschaft 

Sektion  VI  der  MIT-Konferenz  über  Glaube,  Wissenschaft  und  die  Zukunft,  Boston 
1979 

Auf  der  Weltkonferenz  im  MIT  in  Boston  erreichte  die  Energiedebatte  des  ÖRK  ihren  bisherigen 
Höhepunkt.  Bemerkenswert  sind  die  klaren  energiepolitischen  Empfehlungen  am  Ende  des  Be- 
richts, die  u.a.  eine  (umstrittene)  Option  für  eine  vorübergehende  Nutzung  von  Kernkraftwerken 
und  die  Empfehlung  für  ein  fünfjähriges  Moratorium  für  den  Bau  neuer  Kernkraftwerke  enthalten 
(vgl.  zum  ganzen  auch:  K.  Shrader-Frechette  (ed.),  Nuclear  Energy  and  Ethics,  WCC,  Genf 
1991). 


Das  Problem  des  Energieangebotes 

Die  Brisanz  des  Energieproblems  wird  mittlerweile  weltweit  anerkannt.  Es  hängt  mit 
fundamentalen  Fragen  zusammen,  die  die  Zukunftsaussichten  jeder  Gesellschaft  be- 
treffen. Es  ist  in  einer  ersten  Hinsicht  ein  Problem  der  Energieträgerversorgung.  We- 
gen der  zurückgehenden  Vorräte  an  Öl,  dem  primären  Brennstoff  in  vielen  Gesell- 
schaften, wird  es  einen  Übergang  geben  müssen  zu  einer  Ära  ohne  Öl.  Darüber  hin- 
aus gibt  es  in  vielen  Entwicklungsländern  einen  kritischen  Mangel  an  Feuerholz  für  die 
einfachsten  Zwecke  des  Kochens  und  Heizens.  Gleichzeitig  werden  sehr  schwierige 
Fragen  aufgeworfen  im  Blick  auf  den  Einsatz  von  Nuklearenergie  und  im  Blick  auf  die 
Umweltbelastungen,  die  durch  eine  weitere  Zunahme  der  Verbrennung  von  fossilen 
Brennstoffen  weit  über  das  gegenwärtige  Niveau  hinaus  entstehen.  Ein  zweites  Pro- 
blem entsteht  dadurch,  daß  ein  erhebliches  Mehr  an  Energie  gebraucht  wird,  um  die 
Grundbedürfnisse  der  Mehrheit  der  Weltbevölkerung  zu  befriedigen.  Andere  wiederum 
verbrauchen  Energie  in  einem  solch  enormen  Umfang,  daß  schwere  ökologische  und 
soziale  Belastungen  die  Folge  sind. 

Es  ist  offensichtlich,  daß  nur  eine  globale  Perspektive  dafür  ausreichend  ist,  auf  der 
Suche  nach  Lösungen  weiterzukommen.  Eine  Vision  für  langfristig  wünschenswerte 
soziale  Ziele  ist  ebenfalls  vonnöten.  In  diesem  Bericht  wird  unter  "kurzfristig"  eine  Pe- 
riode verstanden,  in  der  Entscheidungen  und  Investitionen  Auswirkungen  haben,  die 
bereits  getätigt  worden  sind  (die  nächsten  5-10  Jahre).  Unter  "mittelfristig"  verstehen 
wir  eine  Periode,  in  der  Entscheidungen,  die  noch  zu  treffen  sein  werden,  Auswirkun- 
gen haben  können  (die  nächsten  10-25  Jahre)  und  unter  "langfristig"  verstehen  wir  die 
Periode  jenseits  der  nächsten  Jahrhundertwende. 

In  diesem  Zusammenhang  ist  es  ebenfalls  erforderlich,  zwischen  erneuerbaren  und 
nicht-erneuerbaren  Energiequellen  zu  unterscheiden.  Nicht-erneuerbare  Brennstoffe 
repräsentieren  ein  Stammkapital,  das  wir  von  der  Erde  zur  Verfügung  gestellt  bekom- 
men. Die  bisher  verfügbaren  sind  fossile  Brennstoffe  (Kohle,  Gas,  Öl)  und  Uran.  Die 
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nicht-erneuerbaren  Energiequellen  mit  langfristigem  Potential  sind  Kohle,  Uran  (wenn 
Schnelle  Brüter  oder  Reaktoren  mit  Brüter-Merkmalen  verwandt  werden)  und  Kernfu- 
sion, die  sich  allerdings  noch  als  praktisch  durchführbar  sich  erweisen  muß. 
Erneuerbare  Energiequellen  sind  ein  kontinuierlicher  Energieeintrag,  der  von  natür- 
lichen Energieströmen  und  Materiezyklen  abhängt.  Diese  schließen  Solarenergie, 
Wind,  Biomasse,  ozeanische  und  geothermische  Energie,  Wasserkraft  sowie  die 
Energie  von  städtischen  und  ländlichen  Abfallverwertungsanlagen  ein.  Das  Maß  des 
jeweiligen  Energiezuflusses  und  die  Bedingungen  des  Ökosystems  setzen  dem 
Potential  an  Energie,  das  von  diesen  Quellen  zu  erhalten  ist,  gewisse  Grenzen. 

Ethische  Fragen  und  die  Kirchen 

(...)  Die  Diskussion  der  Energieproblematik  kann  nicht  auf  ihre  wissenschaftlichen, 
technischen,  ökonomischen  oder  politischen  Gesichtspunkte  begrenzt  werden.  Sie 
wirft  die  Frage  nach  dem  Grundcharakter  unserer  Gesellschaft  auf,  in  der  wir  leben 
und  nach  der  wir  streben. 

(...)  Es  wäre  tatsächlich  wahrhaftiger,  wenn  wir  sagen,  daß  die  gegenwärtige  Energie- 
situation die  Ungleichheiten  zwischen  Reich  und  Arm  sowohl  innerhalb  wie  zwischen 
den  verschiedenen  Ländern  betont.  Sie  begünstigt  die  Verschleuderung  von  Ener- 
gieressourcen auf  Kosten  einer  schweren  Schädigung  der  Umweit  und  verfolgt  eine 
Entscheidung  für  bestimmte  Optionen  ohne  ausreichende  Information. 

Diese  Konferenz  ruft  die  Kirchen  dazu  auf,  dieser  Situation  besondere  Aufmerksam- 
keit zu  schenken.  Die  Kirchen  müssen  die  gegenwärtige  Situation  verurteilen  und  - 
obwohl  sie  ihren  Ausgangspunkt  bei  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  nehmen  -  pro- 
phetisch sein  in  ihrem  Zeugnis  für  eine  neue  Gesellschaft.  (...) 
Alle  Länder  beginnen  sich  ernsthafte  Fragen  zu  stellen  hinsichtlich  der  Konsequenzen 
ihrer  bisherigen  Energiepolitik  für  den  zukünftigen  Grundcharakter  ihrer  Gesellschaf- 
ten sowie  hinsichtlich  der  Hinnehmbarkeit  von  Risiken,  die  mit  alternativen  Entschei- 
dungen zusammenhängen.  Wr  schlagen  die  folgenden  ethischen  Erwägungen  zur 
Abwägung  der  verschiedenen  Optionen  vor: 

1)  das  Ausmaß,  in  dem  Treibstoffreserven  geteilt  werden  können,  so  daß  die  Grund- 
bedürfnisse der  Armen  befriedigt  werden  können; 

7)  das  Ausmaß  eines  möglichen  Risikos  für  die  Gesundheit  der  vorhandenen  Bevöl- 
kerung; 

3)  das  Ausmaß  einer  möglichen  Beeinträchtigung  der  Gesundheit  zukünftiger  Gene- 
rationen; 

4)  das  Ausmaß,  in  dem  gegenwärtige  Konsumstandards  die  zukünftigen  Nachkom- 
men um  ihre  Lebensrechte  bringen  können; 

5)  das  Ausmaß  des  ökologischen  Schadens; 

6)  das  Ausmaß  einer  Gefährdung  der  persönlichen  Freiheit; 

7)  das  Ausmaß  einer  Beeinträchtigung  der  sozialen  Stabilität. 
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Zusätzliche  Rahmenkriterien  werden  sichtbar,  wenn  verschiedene  Energieoptionen  im 
Kontext  der  Frage  nach  Gerechtigkeit,  Bestandfähigkeit  und  Partizipation  gesehen 
werden. 


Energieoptionen  in  der  Suche  nach  einer  gerechten,  partizipatorischen  und 
bestandfähigen  Gesellschaft 

Gerechtigkeit:  in  einer  gerechten  Gesellschaft  muß  jeder/jede  einen  Zugang  zu  Ener- 
gieressourcen haben,  die  nötig  sind,  um  seine/ihre  Grundbedürfnisse  zu  befriedigen. 
Die  Menschen  müssen  lernen,  ihre  Bedürfnisse  zu  begrenzen,  statt  sie  endlos  auszu- 
weiten. (...) 

Gerechtigkeit  erfordert  außerdem  eine  ausgeglichenere  Verteilung  der  Energie  zwi- 
schen Reich  und  Arm  innerhalb  wie  zwischen  den  Ländern.  Dies  betrifft  nicht  nur  die 
eigentlichen  Energieträger,  sondern  auch  die  Technologien  für  die  Energieverwen- 
dung. Die  Entwicklung  von  "Ungleichheitsreduzierenden  Technologien"  ist  notwendig. 
(...) 

Partizipation:  Sowohl  die  Ziele  wie  die  Mittel  sind  wichtig  für  einen  Prozeß  in  Richtung 
auf  eine  gerechte,  partizipatorische  und  überlebensfähige  Gesellschaft.  Wir  betrach- 
ten Partizipation  sowohl  als  ein  Ziel  wie  auch  als  ein  Mittel  in  der  Suche  nach  energie- 
politischen Entscheidungen,  die  von  den  Normen  der  Gerechtigkeit  und  der  Bestand- 
fähigkeit bestimmt  sind.  (...) 

In  einer  Gesellschaft,  die  auf  Partizipation  aufgebaut  ist,  können  die  Grundentschei- 
dungen nicht  von  einem  kleinen  Gremium  von  Experten,  Planern  oder  Unternehmern 
allein  getroffen  werden.  Trotz  der  Komplexität  vieler  der  zu  lösenden  Probleme  darf 
die  Demokratie  ihren  Platz  nicht  derTechnokratie  preisgeben. 
Dies  bedeutet  insbesondere,  daß  der  Zugang  zu  allen  elementaren  Informationen 
nicht  begrenzt  werden  darf  und  daß  Verfahren  der  Bewertung  und  der  Kontrolle  nicht 
geheimgehalten  werden  dürfen.  Es  bedeutet  ebenfalls,  daß  die  gesamte  Energiepolitik 
und  die  Muster  des  Energieverbrauchs  und  ihrer  Hauptträger  so  breit  und  offen  wie 
möglich  diskutiert  werden  müssen  -  mit  besonderer  Aufmerksamkeit  für  die  ganze 
Skala  der  möglichen  Risiken  und  Vorzüge  jeder  vertretenen  Option. 

Bestandfähigkeit:  Eine  Gesellschaft,  die  bestandfähig  und  zukunftsbewußt  handelt, 
muß  entschieden  gegen  alle  Vergeudung  von  Reichtümern  der  Erde  angehen  und  die 
Entwicklung  von  erneuerbaren  Energieträgern  zu  einer  ersten  Priorität  machen.  Dies 
impliziert  eine  Suche  nach  einem  höheren  Niveau  von  Effektivität  und  einem  sparsa- 
men und  sorgfältigen  Gebrauch  von  nicht-erneuerbaren  Brennstoffen.  Eine  bestand- 
fähige Gesellschaft  muß  eine  prioritäre  Aufmerksamkeit  allen  Risiken  und  möglichen 
Ungerechtigkeiten  schenken,  die  durch  ihre  Aktivitäten  und  ihren  Energiekonsum  so- 
wohl anderen  Menschen  als  auch  der  Natur  zugefügt  werden.  Energiepolitische  Op- 
tionen sollten  sorgfältig  geprüft  werden  hinsichtlich  ihrer  Implikationen  für  die  langfri- 
stige ökologische  Bestandfähigkeit  der  Erde  und  die  Existenz  anderer  Lebewesen  auf 
der  Erde.  Energiepolitik  muß  darauf  ausgerichtet  sein,  internationale  Spannungen  zu 


606 


VI. 5  Energie 

reduzieren  und  zur  Lösung  anderer  globaler  Probleme  beizutragen,  einschließlich  der 
Aufrichtung  einer  neuen  Weltwirtschaftsordnung. 

Empfehlungen 

A.  Wir  empfehlen  den  Kirchen, 

1.  der  Entwicklung  von  Strategien,  die  innerhalb  ihrer  Mitgliedschaft,  in  ökumenischen 
Organisationen  und  in  der  Öffentlichkeit  auf  die  Mitbestimmung  aller  in  Diskussionen 
und  Entscheidungsprozessen  über  Energiefragen  abzielen,  hohe  Priorität  einzuräu- 
men; (...) 

4.  ethische  Kriterien  zu  formulieren,  nach  denen  die  sozialen  Konsequenzen  von 
Energietechnologien  zu  beurteilen  sind,  und  sich  dafür  einzusetzen,  daß  diesen  Krite- 
rien bei  der  Entscheidung  über  energiepolitische  Maßnahmen  dasselbe  Gewicht  bei- 
gemessen wird  wie  technischen  und  wirtschaftlichen  Faktoren; 

5.  dafür  zu  sorgen,  daß  Kirchenglieder  mit  speziellen  Fachkenntnissen  oder  verant- 
wortlichen Positionen  im  Energiesektor  einander  und  anderen  zu  den  Kenntnissen 
verhelfen,  die  für  eine  effektive  Mitbestimmung  verantwortlich  sind;  (...) 

9.  die  nationale  und  internationale  Energiepolitik  ihres  jeweiligen  Landes  einer  kritisch- 
konstruktiven Analyse  zu  unterziehen,  jede  Möglichkeit  zu  nutzen,  mit  der  Regierung 
ein  Gespräch  über  diese  Politik  aufzunehmen,  und  sich  untereinander  über  Fort- 
schritte oder  Probleme  im  Rahmen  dieser  Bemühungen  auf  dem  laufenden  zu  halten; 

10.  sich  aktiv  an  Projekten  zu  beteiligen,  in  deren  Rahmen  die  Bürger  auf  Gemein- 
deebene als  einzelne  oder  als  Gruppe  Lebensstile  ausprobieren,  die  eine  vernünftige 
Nutzung  der  vorhandenen  Energiequellen  demonstrieren  und  das  ÖRK-Programm 
"Verantwortlicher  Energiekonsum"  zu  unterstützen. 

B.  Internationaler  Energiesparappell 

Zur  Unterstützung  individueller  Initiativen  zur  Energieeinsparung,  die  die  staatlichen 
und  behördlichen  Maßnahmen  begleiten,  empfehlen  wir,  einen  allgemeinverbindlich 
formulierten  "Energiesparappell"  zu  erlassen  (...) 
Wir  schlagen  für  den  Appell  folgenden  Wortlaut  vor: 

Ich  verpflichte  mich,  zu  Hause,  an  meinem  Arbeitsplatz  und  in  meiner  Freizeit  Ben- 
zin, Heizöl  und  Elektrizität  zu  sparen  und  dazu  beizutragen,  daß  für  die,  deren 
Grundbedürfnisse  nicht  gedeckt  sind,  mehr  Energie  zur  Verfügung  steht. 
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C.  Wir  empfehlen  allen  Regierungen, 

1.  den  tatsächlichen  Verbrauch  aller  Energieformen  in  ihren  Ländern  zu  untersuchen 
und  sich  nicht  nur  auf  die  Verbrauchsziffern  der  handelsüblichen  Brennstoffe  zu  stüt- 
zen; 

2.  bei  der  Vorausberechnung  der  künftigen  Energienachfrage  den  realen  Bedarf  an 
den  verschiedenen  Energieformen  in  den  einzelnen  Verbrauchssektoren  zu  berück- 
sichtigen, und  nicht  vom  bisherigen  Brennstoffgesamtverbrauch  ausgehend  eine 
Wahrscheinlichkeitsrechnung  aufzustellen; 

3.  Anreize  zu  schaffen  für  die  schnellstmögliche  Umstellung  auf  eine  rationelle  und  ef- 
fiziente Bedarfsorientierung  der  Energiequellen; 

4.  dafür  zu  sorgen,  daß,  wenn  finanzielle  Mittel  und  technisches  Know-how  nur  be- 
grenzt verfügbar  sind,  diese  in  erster  Linie  für  die  Entwicklung  von  Systemen  bereitge- 
stellt werden,  die  (...)  eine  dem  tatsächlichen  Bedarf  entsprechende  Energie  aus 
Quellen  verfügbar  machen,  die  regenerierfähig  sind  oder  erneuert  werden  können;  (...) 

6.  dafür  zu  sorgen,  daß  der  Verbrauch  an  fossilen  Brennstoffen  möglichst  einge- 
schränkt wird,  und  diese  Brennstoffe,  vor  allem  Kohle,  mittel-  und  langfristig  als  Über- 
brückungsbrennstoffe  während  der  Umstellung  auf  erneuerbare  Energiequellen  einzu- 
setzen; 

7.  in  der  Zwischenzeit  die  bestehenden  Kernkraftwerke  nur  in  dem  Maße,  für  die 
Zwecke  und  so  lange  einzusetzen,  wie  keine  besseren  Alternativen  entwickelt  sind; 

8.  umgehend  und  für  einen  Zeitraum  von  fünf  Jahren  ein  Moratorium  für  den  Bau  von 
neuen  Kernkraftwerken  einzuführen.  Mit  diesem  Moratorium  soll  die  Öffentlichkeit  in 
allen  unmittelbar  betroffenen  Ländern  durch  sachdienliche  Informationen  angeregt 
werden,  sich  maximal  an  der  Diskussion  über  Risiken,  Kosten  und  Vorteile  der  Kern- 
energie zu  beteiligen;  (...) 

Quelle:  Paul  Abrecht  (ed.),  Faith  and  Science  in  an  Unjust  World.  Report  of  the  1979  Confe- 
rence ofthe  World  Council  of  Churches  in  the  Massachusetts  Institute  of  Technology,  Boston 
1979,  Vol.  2:  Reports  and  Recommendations,  Geneva  1980,  hier:  Energy  for  the  Future.  Report 
of  Section  VI,  p.  39-42  (eigene  Übersetzung);  Empfehlungen  von  Sektion  VI  deutsch  in:  epd- 
Dokumentation  38/1979,  S.41ff 
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151     ÖRK-Programm  „Energy  for  my  Neighbour" 

Projekt  „Verantwortlicher  Energiekonsum",  Church  and  Society  1980 

Im  Jahre  1975  beschloß  der  ÖRK  die  Durchführung  eines  weitgespannten  Bewußtseinsbil- 
dungsprogramms für  Energiefragen  in  seinen  Mitgliedskirchen.  Eine  ganze  Reihe  von  regiona- 
len Konsultationen  fand  in  den  folgenden  Jahren  im  Rahmen  des  "Energy  for  my  Neighbour"- 
Programms  statt,  um  insbesondere  den  Entwicklungsländern  bei  der  Umstellung  auf  eine  ange- 
paßte Energienutzungspolitik  zu  helfen  (vgl.  zum  ganzen:  Janos  Pasztor,  Energy  for  My 
Neighbour,  Perspectives  from  Asia,  WCC  1981).  Im  folgenden  wird  ein  Ausschnitt  aus  der  Ein- 
leitung und  Begründung  dieses  Aktionsprogramms  wiedergegeben. 


Seit  1973  hat  der  ÖRK  seine  Aufmerksamkeit  auf  Fragen  der  Energiepolitik  gerichtet. 
Zwei  Anliegen  waren  dabei  bestimmend:  die  Fragen  der  Kernkraft  und  das  Teilen  von 
Energieressourcen.  Letztere  Frage  führte  zur  Entwicklung  des  Programms  "Energy  for 
my  Neighbour"  (deutscher  Titel:  "Verantwortlicher  Energiekonsum";  Hg.).  (...) 
Das  Programm  "Energy  for  my  Neighbour"  war,  wie  der  Titel  schon  sagt,  ausgerichtet 
darauf,  den  reichen  Kirchen  dabei  zu  helfen,  im  Zusammenhang  von  Energiefragen 
auch  an  andere  zu  denken.  Es  wurde  angestrebt,  daß  Einzelne  wie  auch  Gemein- 
schaften in  den  reichen  Nationen  sich  um  Energieeinsparung  bemühen,  und  daß  die 
eingesparten  Energieanteile  dann  gesammelt  und  von  den  Kirchen  dahin  ausgerichtet 
werden,  bedürftigen  Gemeinschaften  in  den  ärmeren  Entwicklungsländern  zu  helfen. 
Es  handelt  sich  also  um  ein  Programm  der  Bewußtseinsbildung,  um  Energie  einzu- 
sparen und  anderen  zu  helfen.  (...) 

Bei  den  Problemen  der  Energiepolitik  geht  es  allerdings  noch  um  mehr  als  die  hier 
angedeuteten  Fragen.  Die  Sektion  der  Bostoner  Konferenz  über  Energiefragen  hat 
gezeigt,  daß  sowohl  vom  Einzelnen  wie  von  Gesellschaften  viel  gefordert  wird.  Die 
Partizipation  der  Menschen  am  Treffen  von  Entscheidungen  wurde  hervorgehoben. 
Es  wird  häufig  vergessen,  daß  man  durch  die  Vermeidung  einer  Entscheidung  eben- 
falls eine  Entscheidung  trifft,  nämlich  dadurch,  daß  man  jemand  anderem  erlaubt,  sie 
für  uns  zu  treffen.  Ob  wir  es  mögen  oder  nicht,  wir  sind  involviert  in  energiepolitische 
Entscheidungen  -  deshalb  ist  es  besser,  zu  unserem  Vorteil  daran  beteiligt  zu  sein. 

Einzelne  können  vielleicht  nicht  so  viel  tun.  Gemeinschaften  und  kirchliche  Initiativ- 
gruppen (wie  z.B.  die  "Aktion  E"  von  Brot  für  die  Welt)  können  viel  mehr  bewirken.  Es 
reicht  nicht,  daß  die  Reichen  Geld  senden  an  die  Armen  für  den  Aufbau  von  Brenn- 
stoffvorräten oder  die  Anschaffung  entsprechender  Energiesysteme.  Wirklich  nötig  ist, 
daß  die  Armen  selbst  neue  Wege  finden,  sich  mit  Energie  zu  versorgen.  Dafür  mögen 
auch  finanzielle  Hilfe  und  Know-How-Transfer  nötig  sein,  aber  entscheidend  bleibt, 
daß  diejenigen,  die  bedürftig  sind,  selber  entscheiden,  was  sie  brauchen,  was  sie  er- 
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reichen  können  und  was  sie  demzufolge  wollen.  Es  sind  die  Gesellschaften  auf  der 
Empfängerseite,  die  die  Auswirkungen  einer  bestimmten  angewandten  Technologie 
zu  spüren  bekommen  (und  nicht  die  Techniker,  die  diese  Technologie  entwickeln);  (...) 

Der  ÖRK  ist  davon  überzeugt,  daß  "Liebe  Deinen  Nächsten  wie  Dich  selbst"  im  Zu- 
sammenhang der  Energie  bedeutet,  daß  uns  die  Frage  der  Energieressourcen  für  un- 
seren Nächsten  genauso  wichtig  sein  muß  wie  die  Frage  unserer  eigenen  Ener- 
gieressourcen. (...) 

Die  Absicht  des  "Energy  for  my  Neighbour"-Programmes  ist  es,  hierzu  Diskussionen 
und  Aktionen  zu  fördern  und  anzuregen. 

Quelle:  Janos  Pasztor,  The  WCC-Programme  on  Energy  for  my  Neighbour.  The  Search  for  a 
New  Look,  in:  Anticipation  27  (1980),  p.34f  (eigene  Übersetzung);  weitere  ausführliche  Beiträge 
zum  Energy  for  My  Neighbour-Programm  sind  enthalten  in:  Anticipation  No.28  (1980),  p.  1-44 


152     Kernenergie  und  Ethik 

Kommission  von  Church  and  Society,  Kinshasa  1989 

Die  bereits  1974  begonnene  ökumenische  Debatte  über  Fragen  der  Kernenergie  wurde  bei  der 
1989  in  Zaire  durchgeführten  Konsultation  mit  Energiespezialisten  und  Vertretern  von  Kirchen 
unter  Rücksichtnahme  auf  die  fortgeschrittene  technologische  Entwicklung  noch  einmal  weiter- 
geführt. In  einem  Sammelband  von  K.  Shrader-Frechette  liegen  der  10-seitige  Konsultationsbe- 
richt sowie  die  Beiträge  der  internationalen  Expertinnen  und  Experten  vor. 

2.  Partizipation  im  Entscheidungsprozeß  über  Kernenergie 

(...)  Es  ist  durchaus  zu  behaupten,  daß  die  für  die  Energiepolitik  Verantwortlichen  ihre 
energiepolitischen  Optionen  und  Entscheidungen  weder  in  einem  politischen  oder 
ideologischen  Vakuum  verstehen  noch  begründen.  Als  Politiker  sind  sie  alle  Machtträ- 
ger und  beeinflußt  durch  andere  Machtträger.  Nur  zu  oft  wird  ihre  Energiepolitik  fest- 
gelegt, ohne  daß  die  Bedürfnisse  und  die  Interessen  derjenigen,  die  von  den  Folgen 
ihrer  Entscheidungen  betroffen  sind,  mit  berücksichtigt  werden.  In  den  meisten  Fällen 
sind  die  letzteren  weder  in  den  Entscheidungsfindungsprozeß  einbezogen  worden, 
noch  ist  ihnen  die  nötige  Information  zuteilgeworden,  um  solch  eine  Rolle  wahrzu- 
nehmen. Besonders  im  Blick  auf  Fragen  der  Kernenergie  ist  immer  wieder  ein  Klima 
der  Geheimniskrämerei  und  eine  politische  Atmosphäre  der  zentralisierten  Kontrolle 
geschaffen  worden,  was  einen  gemeinsamen  Entscheidungsprozeß  verunmöglicht. 
Oft  werden  die  Geheimhaltung  und  die  Zentralisierung  zu  Recht  oder  zu  Unrecht  mit 
Sicherheitsbelangen  gerechtfertigt. 
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Es  gibt  darüber  hinaus  Gründe  für  die  Vermutung,  daß  politische  Entscheidungsträger, 
ob  sie  es  wahrhaben  oder  nicht,  wie  alle  anderen  durch  eine  bestimmte  Weltsicht  be- 
einflußt sind,  durch  eine  bestimmte  Art  und  Weise,  die  Wirklichkeit  wahrzunehmen,  die 
als  Hintergrund  für  ihre  politischen  Absichten  fungiert.  Diese  Weltsichten  geben  dem 
Politiker  ein  Gefühl  dafür,  was  wirklich  ist  und  was  nicht;  dafür,  was  Wissen  ist  und 
was  nicht;  dafür,  was  das  Wesen  und  das  angemessene  Ziel  menschlichen  Lebens  ist 
oder  nicht  ist;  dafür,  was  der  Wert  der  natürlichen  Welt  abseits  ihres  Nutzens  für  Men- 
schen ist  oder  nicht  ist.  (...) 

Worin  bestand  die  eigentümliche  Weltsicht,  die  in  der  bisherigen  Debatte  der  politi- 
schen Entscheidungsträger  sichtbar  wurde?  Könnte  es  sein,  daß  diese  Weltsicht  be- 
einflußt war  durch  das  mechanistische  Paradigma  klassischer  Naturwissenschaft,  in 
dem  die  dingliche  Welt  nahezu  ausschließlich  als  ein  Material  für  die  menschliche 
Nutzung,  ohne  Eigenwert  und  ohne  eigenen  Sinn,  verstanden  wurde?  Hat  diese  Welt- 
sicht die  Menschen  eher  primär  als  individualistische  Energie-Konsumenten  betrachtet 
denn  als  Personen  in  einem  Netzwerk  von  Gemeinschaft?  Handelte  es  sich  um  eine 
Weltsicht,  in  der  die  Wirtschaftsentwicklung  vor  allem  als  Frage  der  Zunahme  der  Pro- 
duktivität und  des  Konsums  verstanden  wurde,  und  nicht  als  eine  Förderung  der 
menschlichen  Gemeinschaft  in  einem  gerechten  und  überlebensfähigen  Kontext?  War 
diese  Weltsicht  durch  die  Annahme  geprägt,  daß  als  das  eigentlich  entscheidende 
Wissen,  das  allein  zur  Partizipation  an  der  Debatte  über  die  Nukleartechnologie  be- 
rechtigt, das  naturwissenschaftliche  Wissen  erachtet  wurde?  Waren  andere  Arten  von 
Wssen  bezüglich  Gesellschaft  und  Natur,  wie  z.B.  das  Wissen  von  Benachteiligten 
oder  das  Wissen  von  Naturvölkern,  vernachlässigt  worden?  War  diese  Weltsicht  da- 
durch geprägt,  daß  wissentlich  oder  unwissentlich  westliche  Werte  gegenüber  den 
Werten  nichtwestlicher  Kulturen  für  überlegen  gehalten  wurden?  Wenn  eine  solche 
Weltsicht  tatsächlich  ein  Hintergrund  für  einen  großen  Teil  der  gegenwärtigen  Kern- 
energiediskussion gewesen  ist,  könnte  und  sollte  eine  alternative  Weltsicht,  die  viel- 
leicht durch  den  Dialog  zwischen  westlichen  und  nicht-westlichen  Stimmen  geprägt  ist, 
einen  Hintergrund  für  die  vorhersehbare  Zukunft  bilden?  In  jeglicher  Diskussion  über 
Kernenergieprobleme  verdienen  diese  Fragen  eine  beständige  Aufmerksamkeit.  (...) 

4.  Kernenergie  und  Theologie 

In  den  biblischen  Schöpfungsberichten  gibt  es  eine  Vielfalt  von  Bildern,  mit  denen  die 
Beziehung  zwischen  Gott,  den  Menschen  und  dem  Rest  der  Schöpfung  beschrieben 
wird.  Die  Schöpfungsgeschichte  (Gen  1,26-28)  berichtet,  daß  die  Menschen  als  Got- 
tes Ebenbild  geschaffen  wurden,  um  zu  "herrschen"  und  "untertan  zu  machen".  Wäh- 
rend einige  Interpretationen  Haltungen  einer  menschlichen  Herrschaft  über  die  Natur 
gerechtfertigt  haben,  bezeichnet  das  hebräische  Verständnis  einer  Herrschaft  als 
"Gottes  Ebenbild"  eine  menschliche  Präsenz  in  der  Schöpfung  mit  dem  Ziel,  Gottes 
Herrschaft  durchzusetzen,  und  zwar  nicht  für  menschliche  Ziele,  sondern  für  die  Ziele 
Gottes.  In  der  biblischen  Flutgeschichte  und  der  Erneuerung  des  Schöpfungsbundes 
werden  diese  Worte  wiederholt,  aber  ohne  die  Einfügung  des  "Untertanmachens" 
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(Gen  9,1-7) .  Darüber  hinaus  wird  immer  wieder  Bezug  genommen  auf  den  Bund,  der 
zwischen  Gott  und  der  ganzen  Erde  besteht  (Gen  9,9-13).  Mehrere  biblische  Stellen 
geben  dem  Menschen  die  Rolle  eines  "Pflegers"  der  Erde,  so  wie  jemand  einen  Gar- 
ten pflegt.  (...) 

Gottes  Geist  ist  gegenwärtig  inmitten  der  Schöpfung.  Wir  verstehen  dies  als  die 
"Heiligkeit"  oder  das  "Mysterium"  der  Schöpfung.  Alle  Schöpfung  ist  deshalb  unseres 
Lobpreises,  unserer  Feier  und  unseres  Staunens  würdig.  Es  gibt  eine  gegenseitige 
Bezogenheit  und  eine  gegenseitige  Abhängigkeit  zwischen  allen  Teilen  der  Schöp- 
fung. Diese  bilden  ein  integrales  Ganzes.  Die  Menschheit  hat  eine  einzigartige  Ver- 
antwortung gegenüber  der  Schöpfung.  Die  Menschheit  hat  an  der  Schöpfung  teil  und 
gestaltet  sie  mit  durch  ihre  Entscheidungen,  die  sie  bewahren  oder  zerstören  können. 
(...) 

Die  menschliche  Haltung  einer  Herrschaft  über  die  Natur  hat  unsere  Entscheidungen 
für  bestimmte  Formen  von  Technologien  mitbestimmt.  Ebenso  bestimmen  die  Ent- 
scheidungen, die  wir  hinsichtlich  von  Energietechnologien  treffen,  tief  die  Gestalt  der 
Gesellschaften  mit,  in  der  wir  leben.  Bestimmte  Anwendungen  verschiedener  techno- 
logischer Systeme  können  das  Gemeinwohl  befördern,  es  aber  auch  zerstören.  Para- 
doxerweise kann  Technologie  sowohl  Isolation  hervorrufen  wie  Kommunikation  er- 
möglichen, Freiheit  vergrößern  wie  Wahlmöglichkeiten  einschränken,  Leben  zerstören 
oder  bewahren.  Wir  können  auch  zuviel  Hoffnung  in  die  Technologie  setzen,  in  der 
Annahme,  daß  jedes  technologische  Problem  mit  einerweiteren  technologischen  In- 
novation beseitigt  werden  kann. 

Theologische  Perspektiven  können  energiepolitische  Optionen  beeinflussen.  Mensch- 
liche Einstellungen  einer  Herrschaft  über  die  Natur,  oftmals  durch  bestimmte  theologi- 
sche Interpretationen  gerechtfertigt,  haben  bisweilen  zu  Energieoptionen  geführt,  die 
wenig  oder  keine  Rücksicht  nehmen  auf  ökologische  oder  soziale  Folgewirkungen. 
Eine  Theologie  der  Haushalterschaft  legt  nahe,  daß  Energieoptionen  dem  Ressorcen- 
verbrauch  wie  auch  den  Auswirkungen  auf  die  Umwelt,  die  Gesellschaft  und  die 
Wirtschaft  Rechnung  tragen.  Theologische  Perspektiven,  die  die  Beziehung  zwischen 
Menschen  und  dem  Rest  der  Schöpfung  hervorheben  sowie  die  Integrität  der 
Schöpfung  und  unsere  Verantwortung  ihr  gegenüber  unterstreichen,  führen  dazu, 
energiepolitische  Entscheidungen  im  Licht  ihrer  unterschiedlichen  Auswirkungen  auf 
die  Schöpfung  zu  betrachten.  Solche  energiepolitischen  Entscheidungen  werden  die 
Entwicklung  einer  partizipatorischen  und  ökologisch  überlebensfähigen  Gesellschaft 
unterstützen. 

Quelle:  Report  of  the  Consultation  of  the  Church  and  Society  Working  Committee  in  Kinshasa 
1989,  in:  Nuclear  Energy  and  Ethics,  ed.:  Kristin  Shrader-Frechette,  WCC,  Church  and  Society, 
Geneva  1991,  p.  164  ff  (eigene  Übersetzung) 
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153     Die  Rolle  der  Kirchen  beim  Schutz  der  Erdatmosphäre 

Konsultationsbericht  von  Kirchen  der  nördlichen  Hemisphäre,  Gwatt  1991 

Die  ÖRK-Weltversarhmlung  für  Gerechtigkeit,  Frieden  und  Bewahrung  der  Schöpfung  in  Seoul 
1990  hatte  im  Rahmen  des  konziliaren  Prozesses  den  Kirchen  vorgeschlagen,  einen  Bund  zu 
schließen,  der  dem  Schutz  der  Erdatmosphäre  und  der  Erhaltung  der  klimatischen  Bedingun- 
gen des  Lebens  auf  der  Erde  gewidmet  sein  sollte.  Dieser  Impuls  wurde  nach  der  zweiten  Welt- 
klimakonferenz der  UN  (1990  in  Genf)  durch  eine  internationale  Tagung  in  Gwatt/ Schweiz  auf- 
genommen, auf  der  70  Vertreterinnen  und  Vertreter  verschiedener  Konfessionen  aus  17  Indu- 
strieländern Ost-  und  Westeuropas  sowie  Nordamerikas  über  Konsequenzen  aus  der  Weltkli- 
masituation für  die  Rolle  der  Kirchen  beraten  haben.  Der  ca.  40-seitige  Bericht,  der  an  den 
ÖRK,  die  KEK  und  die  CCEE  gerichtet  wurde,  ist  das  bisher  detaillierteste  Dokument  von  Kir- 
chen der  nördlichen  Hemisphäre  zur  Weltklimakrise  (vgl.  dazu  auch:  Lukas  Vischer,  Churches 
on  Climate  Change). 

Theologische  Erwägungen  zur  Weltklimakrise 

1.  Herausforderung  durch  die  Klimaveränderung 

Die  Wissenschaftler  sagen,  daß  unsere  heutige  Situation  einzigartig  und  noch  nie  da- 
gewesen ist.  Der  Mensch  gefährdet  durch  seine  Kreativität  und  seine  Erfindungen  das 
Leben  künftiger  Generationen,  ja  er  bringt  auch  einen  Großteil  des  gesamten  Lebens 
auf  der  Erde  heute  in  Gefahr.  (...) 

Wir  als  Christen  sehen  in  dieser  Situation  jedoch  mehr  als  nur  ein  Drama,  in  dem  wir 
Menschen  die  Schauspieler  sind.  Wir  sehen  in  der  drohenden  Klimaveränderung  ein 
'Zeichen  der  Zeit'  (Luk  12,54fr).  Solche  'Zeichen  der  Zeit'  sind  in  der  Bibel  Aufforde- 
rungen, Buße  zu  tun  und  die  Beziehung  zu  Gott  und  zur  gesamten  Schöpfung  zu  er- 
neuern. Durch  die  Zeichen  der  Zeit  macht  uns  Gott  kein  neues  Angebot,  sondern  sie 
sollen  unsere  Aufmerksamkeit  auf  das  lenken,  was  seit  jeher  Gottes  Wille  und  Plan  für 
den  Menschen  und  die  Schöpfung  war.  So  ist  es  auch  jetzt,  und  Gottes  Ruf  klingt  zu 
uns  hin  mit  einer  neuen  Dringlichkeit. 
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Es  ist  leicht,  die  Warnung  in  den  klimatischen  Veränderungen  einfach  zu  überhören 
und  fremden  Ursachen  die  Schuld  zu  geben  anstatt  zu  prüfen,  inwieweit  unser  eige- 
nes Verhalten  mitverantwortlich  ist.  Manche  werfen  Gott  vielleicht  vor,  daß  er  alle 
diese  Entwicklungen  zuläßt. 

Im  Grunde  sind  die  Klimaentwicklungen  ein  Urteil  über  unseren  Lebensstil,  der  die 
Schöpfung  eigensüchtig  ausbeutet.  Lange  haben  wir  nicht  sehen  wollen,  daß  unser 
Lebensstil  und  unsere  Gesellschaftsstrukturen  in  den  Ländern  der  Dritten  Welt  viel 
Schaden  anrichten,  aber  nun  wird  uns  das  durch  die  Auswirkungen  der  Klimaverände- 
rungen auf  unsere  eigenen  Gesellschaften  unmißverständlich  vor  Augen  geführt. 

Die  Menschheit  hat  den  Auftrag  erhalten,  bei  der  Erfüllung  der  Schöpfung  mitzuwirken 
(Gen  1  und  2).  Aber  wir  haben  versagt.  Manchmal  ist  dieser  Auftrag  auch  falsch  aus- 
gelegt worden  oder  wir  sind  den  Verantwortungen  gegenüber  Gott  und  anderen  be- 
wußt ausgewichen. 

Trotzdem  sollten  wir  die  Klimaveränderungen  nicht  einfach  als  eine  Strafe  Gottes  se- 
hen, sondern  vielmehr  als  eine  Aufforderung,  zu  Gottes  Wegen  zurückzukehren  und 
unser  Leben  entsprechend  neu  auszurichten.  Im  Grunde  ist  Gottes  richtendes  Urteil 
über  unsere  falsch  verstandene  Verantwortung  und  unseren  Lebensstil  ein  Zeichen 
seiner  Liebe.  Und  Gottes  Liebe  umfaßt  eine  Aufforderung  zur  Umkehr.  Allerdings 
dürfen  wir  das  Wissen  um  diese  Liebe  nicht  als  Vorwand  dafür  nehmen,  unsererseits 
nichts  zu  tun  und  zu  verändern. 

2.  Neuer  Geist  für  menschliches  Tun 

In  der  Lebensspanne  unserer  Generation  hat  der  Verbrauch  an  Weltressourcen  durch 
die  Länder  des  Nordens  überhand  genommen.  Viele  früher  durch  die  menschliche  Ar- 
beitskraft gesetzten  Grenzen  für  die  Beschaffung  und  Verwendung  von  nichterneuer- 
baren  Energieträgern  sind  durch  die  Entdeckung  des  Erdöls  fortgefallen.  Selbst  die 
Verwendung  einiger  erneuerbarer  Ressourcen  ist  so  intensiv  geworden,  daß  die  Er- 
neuerung mit  dem  Verbrauch  nicht  mehr  Schritt  halten  kann. 

Wir  sind  in  der  Schöpfung  über  die  dem  Menschen  gesteckten  Grenzen  hinausgegan- 
gen. Der  Lebensstil  und  die  Vorgehensweisen  unserer  Gesellschaft  haben  die 
Schöpfung  schwer  geschädigt.  Wir  haben  mehr  zum  eigenen  Verbrauch  beansprucht 
als  für  ein  erfülltes  Leben  notwendig  ist.  Für  ein  solches  Leben  brauchen  wir  die 
Schöpfung  nicht  zu  plündern.  Wir  Völker  des  Nordens  haben  eine  besondere  Verant- 
wortung, bei  der  Verwendung  der  Grund-  und  Rohstoffe  nach  Gerechtigkeit  zu  stre- 
ben, damit  unsere  Ungerechtigkeiten  unsere  Brüder  und  Schwestern  im  Süden  nicht 
zugrunderichten.  (...) 

Die  Bewertungskriterien  für  die  uns  gesteckten  Grenzen  hängen  von  dem  Geist  ab,  in 
dem  wir  handeln.  Und  dieser  Geist  war  nur  zu  häufig  der  falsche.  Selbst  unsere  theo- 
logischen Reflexionen  sind  manchmal  in  einem  solchen  falschen  Geist  angestellt  wor- 
den. Zu  oft  haben  wir  die  Möglichkeit,  unsere  uns  gesetzten  Grenzen  zu  überschrei- 


614 


VI.6  Klimawandel 

ten,  als  Tugend  dargestellt.  Wir  suchen  einen  neuen  Geist  für  unser  Denken  und  Tun, 
einen  Geist,  der  mit  dem  Geist  Gottes  mehr  in  Einklang  steht. 

3.  Einbezogenheit  in  die  ökologischen  Zyklen 

Die  durch  die  Klimaveränderung  verursachte  Krise  bringt  viele  Fragen  an  unsere 
christliche  Spiritualität  mit  sich.  Wie  müssen  wir  unser  menschliches  Sein  im  Vergleich 
zum  Rest  der  Schöpfung  sehen  und  verstehen?  Die  Ressourcen  der  Erde  sind  be- 
schränkt, wir  müssen  sie  umsichtig  einsetzen.  Wir  müssen  uns  wieder  besser  gewahr 
werden,  daß  auch  wir  in  die  ökologischen  Zyklen  einbezogen  sind  und  von  ihnen  ab- 
hängen. Schon  der  Sauerstoff,  den  wir  atmen,  wird  von  Pflanzen  hergestellt,  so  daß 
wir  für  jeden  Atemzug  einer  Pflanze  dankbar  sein  müssen. 

Aber  diese  ökologischen  Zyklen  unterscheiden  sich  sehr  von  denen,  die  wir  uns  selbst 
geschaffen  haben.  Sie  haben  ihre  eigenen  Zeitabläufe,  vor  allem  für  Regeneration 
und  Erneuerung.  Rückgriff  auf  geistliche  Dimensionen,  z.B.  eine  Meditation  oder 
geistliche  Betrachtung  der  Psalmen,  kann  uns  helfen,  uns  unserer  organischen  Ein- 
bindung in  die  Schöpfung  wieder  besser  bewußt  zu  werden.  Wir  haben  einen  Schöp- 
fer und  die  Schöpfung  ist  eins.  Durch  eine  spirituelle  Diszplin  lernen  wir,  uns  den  an- 
deren Teilen  der  Schöpfung  wieder  mit  der  Einfühlsamkeit  und  Würde  zu  nähern,  die 
diese  verdienen.  In  diesem  Geist  sollten  wir  unsere  Haushalterschaft  ausüben.  Und  so 
können  wir  uns  der  Energie,  die  wir  der  Natur  entnehmen,  wieder  besser  gewahr 
nehmen  und  besser  begreifen,  welche  Anforderungen  wir  an  die  regenerativen  Zyklen 
in  der  Natur  stellen.  (...) 

5.  Bevölkerungswachstum 

Der  Mensch  als  Gattung  lebt  neben  vielen  anderen  Gattungen  in  der  Schöpfung. 
Trotzdem  hat  er  in  der  Vielfalt  der  Lebensformen  auf  der  Erde  eine  besondere  Auf- 
gabe zu  erfüllen.  Ihm  obliegt  es,  für  das  Wohl  aller  Lebewesen  zu  sorgen.  Das  ist  ei- 
nes der  Kennzeichen  seiner  Gottebenbildlichkeit.  Aber  der  Bevölkerungszuwachs  un- 
ter den  Menschen  bedroht  das  Gleichgewicht  unter  den  Arten.  Das  Gebot  'Seid 
fruchtbar  und  mehret  euch'  hat  sowohl  theologische  als  auch  natürliche  Grenzen. 

Und  selbst  dieses  Gebot  ist  im  Zusammenhang  mit  des  Menschen  Haushalterschaft 
gegeben  worden.  Ein  Gleichgewicht  kann  nur  gefunden  werden,  wenn  wir  unsere  für- 
sorgende Rolle  für  die  ganze  Schöpfung  Gottes  aktiv  erfüllen  und  die  Erde  nicht  als 
ein  bloßes  'Rohstofflager1  für  uns  Menschen  betrachten. 

Der  Bevölkerungszuwachs  belastet  die  für  den  Menschen  verfügbaren,  begrenzten 
Ressourcen  unserer  Welt.  Und  wenn  unter  den  Völkern  Konflikte  über  die  knappen 
Grund-  und  Rohstoffe  ausbrechen,  stehen  wir  vor  der  Frage  der  Friedensstiftung  und 
der  wirtschaftlichen  Gerechtigkeit.  Beide  sind  eine  besondere  Verantwortung  der  Län- 
der des  Nordens. 
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Größere  Klimaveränderungen  könnten  dazu  führen,  daß  viele  Gebiete  unseres  Pla- 
neten für  den  Menschen  unbewohnbar  werden.  Die  manchmal  zu  hörende  Aussage, 
daß  weitverbreitete  Hungersnöte  und  viele  Hungertote  das  Überleben  des  Rests  der 
Menschheit  erleichtern  würden,  erfüllt  uns  mit  Abscheu  und  Entsetzen.  Als  Christen 
dürfen  wir  keinen  Teil  der  Menschheit  einfach  'abschreiben'.  Durch  unser  Wissen  um 
die  Ganzheit  und  Verflochtenheit  aller  Teile  der  Schöpfung  fühlen  wir  uns  auch  mit  al- 
len Menschen  solidarisch  und  eins.  Wir  bekräftigen  unsere  Verantwortung  füreinander 
und  für  den  Rest  der  Schöpfung. 

Quelle:  Die  Rolle  der  Kirchen  beim  Schutz  der  Erdatmosphäre.  Bericht  einer  ökumenischen 
Konsultation  von  Kirchen  aus  Industrienationen  der  nördlichen  Hemisphäre,  Gwatt  1991.  Bericht 
veröffentlicht  durch  Dr.  Lukas  Vischer,  Arbeitsstelle  Ökumene  Schweiz,  Bern  1991 ,  hier:  S.34- 
36 


154  Auf  der  Suche  nach  dem  neuen  Himmel  und  der  neuen  Erde:  Brief  an  die 
Kirchen 

Stellungnahme  zur  UNCED-Konferenz,  Baixada  Fluminense,  Pfingsten  1992 

Anläßlich  der  UN-Konferenz  über  Umwelt  und  Entwicklung  (UNCED)  in  Rio  1992  trafen  Pfing- 
sten 1992  in  Baixada  Fluminense/Brasilien  54  Vertreterinnen  und  Vertreter  von  Mitgliedskirchen 
des  ÖRK  und  der  römisch-katholischen  Kirche  zusammen,  um  im  Kontext  des  konziliaren  Pro- 
zesses für  Gerechtigkeit,  Frieden  und  Bewahrung  der  Schöpfung  über  die  Implikationen  der 
globalen  ökologischen  Krise  für  das  Zeugnis  der  Kirchen  zu  beraten.  Neben  dem  Appell  an  die 
Mitgliedskirchen,  die  Umsetzung  der  Rio-Beschlüsse  bei  den  jeweiligen  nationalen  Regierungen 
sorgfältig  zu  überwachen,  enthält  das  Schlußdokument  selbstkritische  Passagen  über  den  Ei- 
genanteil der  christlichen  Traditionen  an  der  Begründung  des  Gewaltverhältnisses  zur  Natur  in 
der  Moderne  sowie  die  notwendige  Umkehr  zu  einer  neuen  Schöpfungsspirtualität. 


Wir  dürfen  nicht  leugnen,  daß  wir  an  der  Krise,  von  der  wir  nun  überwältigt  werden,  als 
Kirchen  unseren  Anteil  haben.  Wir  haben  nicht  selbst  die  prophetische  Stimme  erho- 
ben. Ja,  haben  wir  nicht  einmal  hingehört,  als  kürzlich  andere,  auch  eine  Anzahl  Wis- 
senschaftler, diese  Stimme  erhoben.  Viel  weniger  noch  hörten  wir  das  Schreien  von 
Urvölkern,  welche  uns  seit  Jahrhunderten  sagen,  daß  die  moderne  Zeit  ihr  eigenes 
Nest  beschmutzen  und  sogar  ihre  eigenen  Kinder  verschlingen  werde.  Daher  müssen 
wir  Buße  tun  und  Reue  empfinden.  Wir  haben  unseren  Gott  beleidigt,  den  "Schöpfer 
des  Himmels  und  der  Erde",  und  gegen  das  Leben  und  gegeneinander  gelästert.  Wir 
sind  erst  sehr  spät  zur  Besinnung  gekommen  oder  tun  es  noch  jetzt  nicht  wirklich. 
Durch  unsere  grobe  Nachlässigkeit,  Ungerechtigkeit  und  Zerstörung  haben  wir  das 
harte  Gericht  des  unendlich  Barmherzigen  und  Gnädigen  über  uns  gebracht.  Wir  bit- 
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ten  um  Vergebung  und  beten  für  einen  tiefgreifenden  Wandel  unseres  Herzens,  eine 
radikale  Umkehr  vom  Weg  des  Todes  zu  Gott  und  zum  Weg  des  Lebens. 

Denn  es  gibt  eine  Hoffnung  (2. Kor  4,7.12).  Unser  Gott  ist  ein  Gott  des  Lebens,  und  die 
Kraft  des  Heiligen  Geistes  durchdringt  die  ganze  Schöpfung.  Deshalb  sollten  wir  eine 
Spiritualität  der  Schöpfung  entwickeln.  Biblisch  gesehen  bedeutet  Spiritualität,  nach 
dem  Heiligen  Geist  zu  leben.  Der  Geist  spendet  und  bewahrt  das  Leben.  Alles,  was 
das  Leben  fördert,  wie  Gerechtigkeit,  Solidarität  und  Liebe,  und  alles,  was  das  Leben 
schützt,  wie  die  im  Evangelium  gründende  Verpflichtung,  sich  auf  die  Seite  der  Armen 
zu  stellen,  der  Kampf  gegen  Rassismus  und  Kastendenken  und  die  Forderung  nach 
Reduzierung  des  Waffenarsenals  und  der  Gewalt,  bedeutet  konkret,  nach  dem  Heili- 
gen Geist  zu  leben.  Für  Christen  ist  dies  mehr  als  politisches  Handeln,  es  ist  eine 
geistliche  Praxis,  ja  noch  mehr,  nach  dem  Heiligen  Geist  leben  heißt,  seine  Gegen- 
wart in  der  ganzen  Schöpfung  zu  erfassen.  Denn,  wie  wir  bereits  erwähnt  haben, 
wohnt  der  Geist  dem  ganzen  Kosmos  inne,  spendet  Odem  allem  Leben  und  stimmt 
unsere  Herzen  darauf  ein,  den  Herzschlag  der  Erde  zu  vernehmen  und  den  Weg  der 
Wahrheit  und  Schönheit  zu  erkennen.  Was  daher  dem  Geist  entgegensteht,  ist  nicht 
die  Materie  und  die  Welt,  sondern  vielmehr  die  Sünde  und  die  Macht  des  Todes.  Und 
was  für  uns  stets  am  Anfang  stehen  muß,  ist  die  Verehrung  und  Achtung  aller  Ge- 
schöpfe, insbesondere  der  Menschen,  zuallererst  derjenigen,  die  die  größte  Not  lei- 
den. Der  Geist  lehrt  uns,  zuerst  dorthin  zu  gehen,  wo  die  Gemeinschaft  und  die 
Schöpfung  ganz  offensichtlich  leiden,  an  jene  traurigen  Orte,  an  denen  sich  das 
Schreien  der  Menschen  und  das  Schreien  der  Erde  miteinander  vermischen.  Hier  be- 
gegnen wir  Jesus,  der  vorangeht,  in  der  Solidarität  und  im  Heilen.  Hier  empfangen  und 
geben  wir  Brot  für  die  Hungrigen,  Bekümmerten.  Hier  bringen  wir  als  Glieder  unterein- 
ander unseren  wahren  vernünftigen  Gottesdienst  dar  (Rom  12,1). 

Unsere  Kirchen  müssen  ihrerseits  Orte  sein,  wo  wir  neu  lernen,  was  es  bedeutet,  daß 
Gottes  Bund  alle  Geschöpfe  einschließt,  indem  wir  die  ökozentrische  Dimension  der 
Bibel  neu  entdecken.  Dies  beinhaltet  einen  materiell  bescheidenen  Lebensstil,  bei 
dem  der  Mensch  die  Erde  liebt  und  behutsam  mit  ihr  umgeht,  wie  Gott  dies  tut. 
Gleichzeitig  sollten  wir  die  materiellen  Elemente  bei  unseren  Feiern  einbeziehen  und 
den  kosmischen  Einklang  preisen,  den  der  Heilige  Geist  unablässig  erzeugt.  Dabei 
sollten  wir  eine  Haltung  der  Buße  für  die  gegenüber  der  Natur  begangenen  Sünden 
entwickeln  und  Mitleid  empfinden  für  die  Lebewesen,  denen  wir  Schaden  zufügen 
(Phil  2,1-5).  Wir  sollten  Beziehungen  aufbauen,  in  denen  beide  Geschlechter,  alle 
Rassen,  Kulturen  und  Völker  einbezogen  und  miteinander  versöhnt  werden,  in  einer 
segnenden  und  salbenden  Haltung  gegenüber  jedem  einzelnen  Lebewesen  und  der 
Gesamtheit  aller  Lebewesen.  Denn  vergeßt  nicht,  liebe  Schwestern  und  Brüder,  daß 
wir  der  Leib  Christi  und  Glieder  des  kosmischen  Tempels  Gottes  sind.  Laßt  uns  nun  in 
dieser  Pfingstzeit  dafür  beten,  daß  der  heilige  Geist  neu  über  uns  kommt.  Laßt  uns 
von  ganzem  Herzen  ausrufen:  "Komm,  Heiliger  Geist,  erneuere  die  ganze  Schöpfung!" 

Quelle:  Auf  der  Suche  nach  dem  neuen  Himmel  und  der  neuen  Erde.  Eine  ökumenische  Stel- 
lungnahme zur  UNCED-Konferenz,  Pfingsten  1992,  Baixada  Fluminense,  Brasilien;  ÖRK,  Genf 
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1992  (ohne  Seitenzahlen).  Engl.  Fassung:  Searching  for  the  New  Heavens  and  the  New  Earth. 
An  Ecumenical  Response  to  UNCED,  Wesley  Granberg-Michaelson  (ed.),  WCC-UNCED-Staff 
Group,  WCC,  Geneva  1992 


155  Erklärung  zur  Erderwärmung  und  zum  Klimawandel:  ein  Aufruf  an  die 
Kirchen 

Zentralausschuß,  Johannesburg  1994 

Der  im  Zusammenhang  der  UNCED -Konferenz  in  Rio  de  Janeiro  (1992)  im  ÖRK  begonnene 
Studienprozeß  über  die  ökologischen,  entwicklungsbezogenen  und  wirtschaftsethischen  Her- 
ausforderungen des  Weltklimawandels  kam  1994  im  Zentralausschuß  in  Johanesburg  zu  einem 
vorläufigen  Abschluß.  Dort  wurde  ein  ausführlicheres  ÖRK-Studiendokument  unter  dem  Titel 
"Accelerated  Climate  Change:  Sign  of  Peril,  Test  of  Faith"  vorgestellt.  Gleichzeitig  wurde  die  er- 
ste offizielle  ÖRK-Erklärung  zum  Klimawandel  verabschiedet,  in  der  wichtige  Impulse  dieser 
Studie  zusammengefaßt  werden.  Als  Hinweis  darauf  werden  im  folgenden  die  ersten  Abschnitte 
der  Erklärung  wiedergegeben. 


1.  Die  Weltversammlung  des  Ökumenischen  Rates  der  Kirchen  über  Gerechtigkeit, 
Frieden  und  die  Bewahrung  der  Schöpfung,  die  1990  in  Seoul  (Korea)  stattgefunden 
hat,  rief  alle  Kirchen  auf,  "die  Ursachen  der  gefährlichen  Veränderungen  der  Atmo- 
sphäre, die  das  Klima  der  Erde  grundlegend  zu  verändern  drohen  und  viel  Leid  mit 
sich  bringen  werden,  zu  bekämpfen".  Der  Ökumenische  Rat  der  Kirchen  wiederholt 
diesen  Aufruf,  weil  er  die  Bedrohung  für  sehr  schwerwiegend  hält  und  weil  zwischen 
Klimawandel  und  ungerechter  Verteilung  von  Reichtum,  Ressourcen  und  politischer 
Macht  ein  Zusammenhang  besteht. 

2.  Die  Aktivität  des  Menschen  ist  an  dem  kritischen  Punkt  angelangt,  wo  sie  grundle- 
gende Veränderungen  in  der  Erdatmosphäre  und  in  den  Lebensbedingungen  auf  dem 
Planeten  zur  Folge  hat.  Die  anhaltende  und  intensive  Verwendung  fossiler  Brennstoffe 
hat  zum  Treibhauseffekt  beigetragen  und  beschleunigt  die  langfristige  Erderwärmung. 
Zudem  wird  die  schützende  Ozonschicht,  die  die  Erde  umgibt,  durch  die  Emission 
zerstörerischer  Gase  immer  dünner. 

3.  Es  müssen  zwar  noch  weitere  Forschungen  betrieben  werden,  doch  sind  sich  die 
Wissenschaftler  darin  einig,  daß  wir  nicht  länger  untätig  bleiben  können.  Die  be- 
schleunigte Klimaveränderung  ist  nicht  lediglich  ein  weiteres  Anzeichen  für  ökologi- 
sche Unordnung.  Vielmehr  wird  das  Gleichgewicht  des  Ökosystems  der  Erde  durch 
die  zunehmende  Verwendung  fossiler  Brennstoffe  mit  einem  entsprechenden  Anstieg 
an  Kohlendioxid-Emissionen  nachhaltig  bedroht. 
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4.  Eine  allgemeine  Erderwärmung  wird  voraussichtlich  einen  Anstieg  der  Meereshö- 
hen zur  Folge  haben  und  damit  das  Leben  auf  kleinen  Inselstaaten  sowie  in  zahlrei- 
chen dichtbevölkerten  Küstengebieten  bedrohen.  Die  Völker  und  Staaten  im  Pazifik 
sehen  sich  besonderen  Gefahren  ausgesetzt.  Überschwemmungen  im  Norden  wie  im 
Süden  werden  wahrscheinlich  immer  häufiger  und  schlimmer;  Klimazonenverände- 
rungen werden  aller  Voraussage  nach  zunehmend  Dürre  und  Desertifikation  nach  sich 
ziehen;  weiter  muß  auch  mit  stärkeren  und  häufigeren  Stürmen  gerechnet  werden. 
Darüber  hinaus  haben  bereits  viele  der  am  ehesten  durch  solche  Veränderungen  be- 
troffenen Gebiete  unter  der  Ungerechtigkeit  des  Weltwirtschaftssystems  zu  leiden  und 
sind  nicht  in  der  Lage,  wirksame  und  kostspielige  Präventivmaßnahmen  zu  ergreifen. 

5.  Zwar  sind  die  Auswirkungen  dieser  Krise  weltweit  zu  spüren,  doch  haben  sie  ihren 
Ursprung  in  bestimmten  Regionen.  In  ihrem  Streben  nach  immer  größerer  Pro- 
duktions- und  Konsumsteigerung  sind  die  Industriestaaten  inzwischen  zu  den  größten, 
wenn  auch  nicht  einzigen,  Verursachern  von  Treibhausgasen  geworden.  Diese  Akti- 
vitäten bringen  Gottes  Schöpfung  in  Gefahr,  bedrohen  nachhaltig  die  übrige  Welt  und 
stellen  die  eigene  Zukunft  in  Frage.  (...) 

als  Reaktion  darauf 

7.  *  unterstreicht  der  Zentralausschuß  des  ökumenischen  Rates  der  Kirchen,  daß  die 
Erderwärmung  und  der  beschleunigte  Klimawandel  sichtbare  Zeichen  der  Zivilisa- 
tionskrise sind,  in  der  wir  uns  heute  befinden,  und  daß  sie  ihren  Ursprung  in  der  Wei- 
gerung haben,  die  Grenzen  von  Gottes  Schöpfung  anzuerkennen; 

8.  *  ist  er  zu  der  Ansicht  gelangt,  daß  ein  radikaler  Kurswechsel  nur  dann  zu  erzielen 
ist,  wenn  die  Reichen  nicht  mehr  ausschließlich  eine  ständige  Konsumsteigerung  an- 
streben, sondern  ihren  Lebensstil  bereuen  und  verändern; 

9.  *  versteht  er  die  durch  den  Klimawandel  verursachte  Verschlechterung  der  sozialen 
und  ökologischen  Lebensbedingungen  als  Versündigung  gegen  Gott  und  als  eine 
Verletzung  der  Schöpfung ; 

10.  *  erklärt  er,  daß  die  Atmosphäre  als  ein  grundlegendes  und  unschätzbares  Ge- 
meingut dieser  und  künftiger  Generationen  geschützt  werden  muß. 

Quelle:  Erklärung  zur  Erderwärmung  und  zum  Klimawandel:  ein  Aufruf  an  die  Kirchen.  Zentral- 
ausschuß des  ORK  in  Johannesburg  Januar  1994,  Dokument  8.6.  (Übersetzung:  Sprachen- 
dienst des  ÖRK) 
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Anhang: 


Chronologisches  Verzeichnis  der  aufgenommenen  Texte 


Jahr    Ort 


1908 
1917 
1924 
1925 
1927 
1928 
1928 
1929 
1933 
1934 
1937 
1937 
1937 
1948 
1948 
1948 
1948 
1948 
1954 
1959 
1959 
1959 
1960 
1960 
1961 
1961 
1964 
1966 
1966 
1966 
1966 
1966 
1966 
1966 


USA 

Uppsala 

Birmingham 

Stockholm 

Lausanne 

Jerusalem 

Prag 

Avignon 

Sofia 

Fan0 

Oxford 

Oxford 

Oxford 

Amsterdam 

Amsterdam 

Amsterdam 

Amsterdam 

Amsterdam 

Evanston 

Thessaloniki 

Thessaloniki 

Thessaloniki 

Cottesloe 

St.  Andrews 

Neu  Delhi 

Neu  Delhi 

Tübingen 

Genf 

Genf 

Genf 

Genf 

Genf 

Genf 

Genf 


Versammlung  Text 

Federal  Council  of  Christ  in  America  1 

Weltbund  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen  2 

COPEC  3 

1 .  Weltkonferenz  Life  and  Work  4 
Faith  and  Order  Konsultation  110 

2.  Weltmissionskonferenz  5 
Weltbund  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen  60 
Weltbund  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen  61 
Weltbund  für  Freundschaftsarbeit  der  Kirchen  90 
Andacht  Dietrich  Bonhoeffer  62 
2.  Weltkonferenz  Life  and  Work  Sektion  1  105 
2.  Weltkonferenz  Life  and  Work  Sektion  2  &  3  6 
2.  Weltkonferenz  Life  and  Work  Sektion  5  63 
1.  Vollversammlung  Erklärung  91 
1.  Vollversammlung  Rede  J.H.OIdham  8 
1.  Vollversammlung  Sektion  3  7 
1.  Vollversammlung  Sektion  4  81 

1.  Vollversammlung  Sektion  6  64 

2.  Vollversammlung  Sektion  3  41 
Studienkonferenz  Church  and  Society  9 
Studienkonferenz  Church  and  Society  42 
Studienkonferenz  Church  and  Society  106 
Konsultation  92 
Kommission  82 

3.  Vollversammlung  Erklärung  83 
3.  Vollversammlung  Sektion  2  118 
Konsultation  127 
Weltkonferenz  Church  and  Society  AG  A  140 
Weltkonferenz  Church  and  Society  AG  B  10 
Weltkonferenz  Church  and  Society  AG  B  1 30 
Weltkonferenz  Church  and  Society  Sektion  1  102 
Weltkonferenz  Church  and  Society  Sektion  1  115 
Weltkonferenz  Church  and  Society  Sektion  1  &  3  43 
Weltkonferenz  Church  and  Society  Sektion  2  23 
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Jahr    Ort 


1966 
1966 
1966 
1966 
1966 
1966 
1966 
1968 
1968 
1958 
1968 
1968 
1968 
1968 
1968 
1968 
1968 
1968 
1969 
1970 
1973 
1973 
1973 
1973 
1973 
1974 
1974 
1974 
1974 
1974 
1974 
1974 
1974 
1974 
1974 
1974 
1975 
1975 
1975 
1975 
1975 
1975 
1975 
1975 
1975 
1975 
1976 
1976 


Genf 

Genf 

Genf 

Genf 

Genf 

Genf 

Genf 

Notting  Hill 

Sagorsk 

Uppsala 

Uppsala 

Uppsala 

Uppsala 

Uppsala 

Uppsala 

Uppsala 

Uppsala 

Uppsala 

Canterbury 

Montreux 

Bangkok 

Genf 

Genf 

Genf/  Rom 

Zürich 

Berlin  (West) 

Berlin  (West) 

Berlin  (West) 

Bukarest 

Bukarest 

Bukarest 

Bukarest 

Bukarest 

Bukarest 

Montreux 

St.  Polten 

Genf 


Na 
Na 
Na 
Na 
Na 
Na 
■Na 
Na 
Na 


robi 
robi 
robi 
robi 
robi 
robi 
robi 
robi 
robi 


Bossey 


Versammlung  Text 

Weltkonferenz  Church  and  Society  Sektion  2  73 

Weltkonferenz  Church  and  Society  Sektion  2  77 

Weltkonferenz  Church  and  Society  Sektion  2  79 

Weltkonferenz  Church  and  Society  Sektion  2  107 

Weltkonferenz  Church  and  Society  Sektion  2  &  3  65 

Weltkonferenz  Church  and  Society  Sektion  3  56 

Weltkonferenz  Church  and  Society  Sektion  4  93 

Internationale  Tagung  95 

Konsultation  Church  and  Society  1 1 

4.  Vollversammlung  Erklärung  122 

4.  Vollversammlung  Rede  W.A.Visser  't  Hooft  12 

4.  Vollversammlung  Sektion  3  44 

4.  Vollversammlung  Sektion  4  57 

4.  Vollversammlung  Sektion  4  66 

4.  Vollversammlung  Sektion  4  80 

4.  Vollversammlung  Sektion  4  84 

4.  Vollversammlung  Sektion  4  94 

4.  Vollversammlung  Sektion  6  52 
Zentralausschuß  des  ÖRK  96 
Konsultation  45 
Weltmissionskonferenz  Sektion  2  24 
Zentralausschuß  des  ÖRK  74 
Zentralausschuß  des  ÖRK  116 
Erklärung  85 
Studie  von  Church  and  Society  144 
Konsultation  111 
Zentralausschuß  des  ÖRK  32 
Zentralausschuß  des  ÖRK  33 
Weltkonferenz  25 
Weltkonferenz  46 
Weltkonferenz  131 
Weltkonferenz  136 
Weltkonferenz  141 
Weltkonferenz  148 
Konsultation  CCPD  /  CICARWS  AG  1  47 
Konsultation  CCIA  86 
Konsultation  Faith  and  Order  /  PCR  97 

5.  Vollversammlung  Erklärung  67 
5.  Vollversammlung  Sektion  1  123 
5.  Vollversammlung  Sektion  2  128 
5.  Vollversammlung  Sektion  5  26 
5.  Vollversammlung  Sektion  5  87 
5.  Vollversammlung  Sektion  5  98 
5.  Vollversammlung  Sektion  5  112 
5.  Vollversammlung  Sektion  6  58 
Vortrag  von  Charles  Birch  132 
SODEPAX  34 
ÖRK-Konsultation  48 


622 


Anhang:  Chronologisches  Verzeichnis 


Jahr 

Ort 

Versammlung 

Text 

1976 

Bossey 

Studientagung 

78 

1976 

Zürich 

Church  and  Society  Studienbericht 

149 

1977 

Glion 

Konsultation  über  Militarismus 

68 

1978 

Glion 

Konsultation  über  Abrüstung 

69 

1978 

Zürich 

Konsultation  über  Politische  Ökonomie 

35 

1979 

Boston 

M IT-Konferenz  Sektion  3 

142 

1979 

Boston 

M IT-Konferenz  Sektion  4 

145 

1979 

Boston 

M IT-Konferenz  Sektion  6 

150 

1979 

Boston 

M  IT-Konferenz  Sektion  8 

36 

1979 

Boston 

MIT-Konferenz  Sektion  10 

13 

1979 

Boston 

MIT-Konferenz  Vorbereitungstext 

137 

1979 

Kingston 

Zentralausschuß  des  ÖRK 

14 

1979 

Kingston 

Zentralausschuß  des  ÖRK 

27 

1979 

Kingston 

Zentralausschuß  des  ÖRK 

70 

1980 

Genf 

AGEM 

37 

1980 

Genf 

Arbeitsheft  für  Kirchen,  Gemeinden  und  Gruppen 

119 

1980 

Genf 

Projekt  Church  and  Society 

151 

1980 

Genf 

TNU-Studie 

143 

1980 

Genf 

Zentralausschuß  des  ÖRK 

28 

1980 

Genf 

Zentralausschuß  des  ÖRK 

88 

1980 

Lee  uwen  hörst 

PCR-Konsultation 

99 

1980 

Melbourne 

Weltmissionskonferenz  Sektion  1 

29 

1980 

Melbourne 

Weltmissionskonferenz  Sektion  2 

53 

1980 

Melbourne 

Weltmissionskonferenz  Sektion  4 

75 

1980 

Rom 

AGEM 

50 

1981 

Amsterdam 

Hearing  über  Atomwaffen  und  Abrüstung 

71 

1981 

Aya  Napa 

Konsultation  CCPD 

15 

1981 

Dresden 

Zentralausschuß  des  ÖRK  Erklärung 

103 

1981 

Sheffield 

Konsultation 

30 

1981 

Sheffield 

Konsultation 

113 

1982 

Genf 

Studie  Church  and  Society 

146 

1982 

Genf 

Zentralausschuß  des  ÖRK 

100 

1982 

Genf 

Zentralausschuß  des  ÖRK:  AG  TNCs 

51 

1983 

Vancouver 

6.  Vollversammlung  Erklärung 

89 

1983 

Vancouver 

6.  Vollversammlung  Fachgruppe  2 

16 

1983 

Vancouver 

6.  Vollversammlung  Fachgruppe  6 

54 

1983 

Vancouver 

6.  Vollversammlung  Fachgruppe  6 

72 

1983 

Vancouver 

6.  Vollversammlung  Fachgruppe  8 

124 

1984 

Genf 

AGEM 

38 

1985 

Buenos  Aires 

Zentralausschuß  des  ÖRK:  CCIA 

17 

1985 

Genf 

AGEM 

39 

1986 

Larnaca 

Konferenz 

120 

1987 

El  Escorial 

Konferenz 

121 

1988 

Granvollen 

Konsultation 

133 

1988 

Hannover 

Zentralausschuß  des  ÖRK 

114 

1989 

Basel 

Kontinentale  Konvokation 

18 

1989 

Genf 

Life  and  Work 

55 

1989 

Kinshasa 

Konsultation  Church  and  Society 

152 
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Jahr 

Ort 

Versammlung 

Text 

1989 

Manila 

WACC  Konferenz 

125 

1989 

Moskau 

Zentralausschuß  des  ÖRK 

147 

1989 

Moskau 

Zentralausschuß  des  ÖRK:  CMC 

129 

1990 

Kuala  Lumpur 

Konferenz 

134 

1990 

Seoul 

Weltkonvokation 

19 

1991 

Berlin 

Seminar  CCPD 

31 

1991 

Canberra 

7.  Vollversammlung  Erklärung 

59 

1991 

Canberra 

7.  Vollversammlung  Erklärung 

108 

1991 

Canberra 

7.  Vollversammlung  Sektion  1 

135 

1991 

Canberra 

7.  Vollversammlung  Sektion  2 

126 

1991 

Gwatt 

Konsultation 

153 

1992 

B-Fluminense 

Stellungnahme 

154 

1992 

Genf 

Studiendokument 

40 

1992 

Genf 

Studiendokument 

138 

1993 

Bossey 

Visser  't  Hooft  Memorial  Consultation 

139 

1993 

Rande 

Konsultation  Faith  and  Order  /  JPIC 

20 

1994 

Johannesburg 

Zentralausschuß  des  ÖRK 

155 

1994 

Sri  Lanka 

Konsultation 

109 

1995 

Genf 

ÖRK-Konsultation 

49 

1995 

Genf 

Zentralausschuß  des  ÖRK 

101 

1995 

Genf 

Zentralausschuß  des  ÖRK 

117 

1995 

Genf 

Zentralausschuß  des  ÖRK  Entwurf 

21 

1995 

Genf 

Zentralausschuß  des  ÖRK  Erklärung 

104 

1995 

Genf 

Zentralausschuß  des  ÖRK  Zwischenbericht 

76 

1996 

Genf 

Joint  Working  Group 

22 
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Abkürzungen: 

AGEM  Advisory  Group  on  Economic  Matters 

CCEE  Rat  der  Europäischen  Bischofskonferenzen 

CCIA  Commission  of  the  Churches  on  International  Affairs 

CCPD  Commission  on  the  Churches'  Participation  in  Development 

CICARWS  Commission  on  Inter-Church  Aid,  Refugee  and  World  Service 

CMC  Christian  Medical  Commission 

COPEC  Conference  on  Christian  Politics,  Economics  and  Citizenship 

DIFÄM  Deutsches  Institut  für  Ärztliche  Mission 

EDCS  Ecumenical  Development  Cooperative  Society 

G7  Gruppe  der  7  führenden  Industrieländer 

GATT  General  Agreement  on  Tariffs  and  Trade 

IMR  Internationaler  Missionsrat 

IWF  Internationaler  Währungsfonds 

JPIC  Justice,  Peace  and  the  Integrity  of  Creation 

JPSS  Just,  Participatory  and  Sustainable  Society 

KEK  Konferenz  Europäischer  Kirchen 

KKIA  Kommission  der  Kirchen  für  Internationale  Angelegenheiten 

LWB  Lutherischer  Weltbund 

MIT  Massachusetts  Institute  of  Technology 
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206;  211;  325;  351;  389;  463;  535 

Aufklärung  323;  332;  374;  568 

Aufklärung,  medizinische  585;  595 

Ausbeutung  35;  88;  97;  102;  127;  152 
153;  155;  165;  176;  205;  214;  234;  243 
244;  254;  255;  258;  273;  297;  301;  389 
390;  404;  405;  406;  407;  409;  410;  415 
420;  421;  423;  435;  444;  445;  459;  461 
462;  466;  473;  480;  483;  501;  515;  534 
541;  546;  548;  557;  558;  563;  594 

Ausbildung  IV;  115;  118;  119;  156;  188 
217;  229;  235;  261;  330;  374;  377;  380 
390;  458;  476;  479;  521;  523;  557;  575 
577 

Ausbildung,  theologische  II;  17 

Ausbildung,  wissenschaftliche  578 

Australien  75;  423;  424;  444;  445;  495; 
519 


Autonomie  184;  388;  495 
Avignon  1929  303;  304 
Avignon-Eisenach  Resolution  304 
Aya  Napa  1981   72;  625 

e 

Bad  Boll  264;  268;  270 

Bangkok  1973  126;  128;  443;  624 

Bangladesch  483 

Banken  154;  159;  196;  199;  280 

Baptisten  115 

Baptistisch  467 

Barmer  Erklärung  361 

Basel  1989  88 

Basisbewegung  69;  72;  96 

Bauer  572 

Bauern  12;  202;  204;  255;  278;  370;  77; 
102 

Bedürfnis  32;  39;  42;  103;  132;  142;  168; 
174;  178;  186;  247;  290;  453;  458;  478; 
511;  557;  560;  575;  597;  601;  610 


Befreiung  I;  20;  34;  81;  82;  92;  95;  96;  97 
126;  127; 
152;  153; 
228;  242; 
253;  258; 
411;  418; 
466;  468; 


128 
155 
243 
277 


130;  134;  135;  149;  151 
156;  186;  204;  206;  214 
244;  249;  250;  251;  252 
278;  287;  294;  299;  359 
421;  438;  450;  457;  458;  460 
472;  517;  518;  527;  570;  629 


Befreiung,  Kampf  um   133;  135;  299;  389; 
417;  458;  496 

Befreiung,  ökologische  536 

Befreiungsbewegungen  354;  536 

Behinderte    65;  105;  396;  509;  523;  524; 
588 

Beirut  1968  261 
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Bekennende  Kirche  305 

Bell,  George  11;  300,303;  305 

Berlin  157;  160;  161;  166;  303;  304;  429; 
456;  458;  477;  572;  624;  626;  630 

Beruf  9;  203;  237;  464;  466 

Berufung  7;  48;  52;  62;  67;  87;  306;  325; 
335;  365;  375;  379;  399;  432;  451;  454; 
488 

Berufung,  politische  79 

Bestandfähigkeit  (siehe  auch  sustainability) 
563;  582;  608 

Beten  10;  30;  110;  111;  147;  155;  276; 
310;  378;  456;  463;  619 

Bevölkerung    21;  24;  100;  125;  142;  143 


176;  179;  184;  201;  202 
234;  246;  248;  254;  267 
394;  402;  403;  440;  453 
482;  484;  485;  486;  514 


217;  225;  226 
283;  313;  321 
475;  479;  480 
516;  517;  543 


552;  553;  557;  558;  586;  595;  607 

Bevölkerungsexplosion  165;  247;  475;  480 

Bevölkerungspolitik  477;  478;  479;  480; 
481;  485;  486;  568 

Bibel  49;  54;  65;  66;  70;  79;  113;  138;  144; 
146;  204;  205;  214;  219;  286;  402;  493; 
506;  530;  547;  570;  615;  619 

Bildung  26 

Bildungsarbeit  II;  512;  517 

Biotechnologie  595;  596;  598 

Birch,  Charles  342;  529;  535;  537;  624 

Birmingham  1924  5 

Bodenreform  103;  216 

Bodenschätze  27;  104;  190;  220;  420;  445 

Bonhoeffer,  Dietrich  305;  306;  397;  623 

Bossey  254;  256;  350;  358;  368;  503;  563; 
569;  624;  625;  626; 

Boston  1979  64;  68;  181;  185;  555;  577; 
580;  587;  590;  591;  606;  610 


Boulding,  Kenneth  E.  599 

Boykott  156;  280;  283;  284;  519 

Brasilien  216;  424;  549;  618;  619 

Briand-Kellogg-Pakt  302 

Bruttosozialprodukt  160;  168;  244;  245; 
258;  479;  480;  543;  599 

Buddhismus  66 

Buenos  Aires  85;  196;  625 

Bukarest  1974  129;  242;  531;  552;  555; 
573;  599;  602 

Bund  60;  90;  91;  95;  97;  138;  213;  214; 
279;  399;  426;  471;  538;  546;  614;  615; 
619 

Bundesgemeinschaft  74 

Buße    15;  22;  46;  48;  87;  108;  149;  150 


154 
339 

545 


168;  235;  250;  251;  252;  275;  338 
343;  414;  415;  444;  492;  498;  499 
615;  618;  619 


Canberra  1991  I;  300;  301;  443;  445;  517; 
519;  542;  545;  549 

CCIA  85;  166;  170;  319;  321;  329;  331; 
374;  384;  393;  395;  475;  508;  624;  625; 
627;  631 

CCPD  72;  129;  139;  157;  160;  161;  175 
196;  201;  202;  207;  208;  238;  249;  253 
254;  256;  264;  271;  294;  582;  624;  625 
627;  629 

Charismatisch  56;  57 

Chile  424 

China  215;  254;  315;  317;  373 

Church  and  Society  IV;  45;  47;  51;  129 


175 
340 

455 


181;  218;  223;  242 
342;  354;  369;  403 
475;  477;  489;  529 


285;  311;  331 
428;  436;  442 
531;  570;  573 
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583;  591;  595;  599;  602;  605;  611;  612; 
614;  623;  624;  625;  629 

CiCARWS    249;  253;  428;  429;  496;  624; 
627; 

CMC  520;  525;  626;  627 

COPEC  5;  623 

Corrymeela  342;  350 

Cottesloe1960  401 

Cox,  Harvey  529 


DIFÄM  520;  627 

Doktrin  der  nationalen  Sicherheit  69;  100; 
143;  327 

Dresden  1981  429;  431;  525;  591;  625 

Drimmelen,  Rob  van  VII;  629 

Dritte  Welt  52;  126;  155;  188;  193;  199 


223;  230;  242;  243;  248 
263;  264;  267;  317;  324 
419;  479;  481;  494;  495 
579;  595;  597;  616 

Duchrow,  Ulrich  629 


254 
333 
501 


256;  261 
339;  387 
513;  516 


Daly,  Hermann  E.   181 

Deismus  581 

Demokratie  191;  246;  261;  357;  386;  438; 
608;  630 

Demokratisierung  52;  184;  215;  548 

Demut  16;  310;  399;  508;  545;  566;  571 

Deutsche  Christen  107;  434 

Deutschland  1;  3;  156;  305;  397;  398;  434; 
467;  513 

Diakonia  489;  499;  631 

Diakonie  249;  252;  364;  395;  432;  487; 
489;  496;  497;  498;  499;  502;  631 

Diakonie,  prophetische  496 

Dialog  14;  49;  62;  63;  78;  86;  95;  112;  117; 
118;  120;  136;  172;  241;  328;  339;  388; 
431;  508;  512;  613 

Dialog,  christlich-marxistischer  56 

Dialog,  interdisziplinärer  52;  54;  171 

Dialog,  interreligiöser  IV;  73;  451 

Dialog,  ökumenischer  112;  117;  118;  120; 
292;  348 

Dienstleistung  142;  200;  208;  224;  244; 
246;  248;  410;  549;  553;  556;  557 


Effektivität  118;  200;  360 

Effizienz  266;  333;  547;  548;  562;  569; 
603 

Egoismus  212;  286;  556;  559 

Ehe  114;  456;  461;  467;  469;  476;  478; 
491 

Ehe,  Scheidung  der  370;  467;  470;  471 

Eigeninteresse  21;  47;  178;  180;  181;  186; 
195;  419 

Eigeninteresse,  aufgeklärtes  223;  224 

Eigentum  2;  9;  17;  27;  28;  32;  130;  225; 
233;  295;  357;  377;  542;  544;  546;  561 

Ekklesiologie  52;  55;  56;  57;  139;  524 

Ekklesiologie  und  Ethik  58;  74;  105;  276; 
413;  496 

EIEscorial  1987  499 

Eliten  66;  153;  176;  183;  192;  263;  357; 
418;  572 

Emanzipation  193;  436 

Embryo  589;  597 

Energie  164;  166;  168;  246;  247;  248;  263; 
283;  562;  566;  570;  582;  599;  600;  601; 
602;  606;  611;  612;  613;  617 
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Energie,  erneuerbare  607;  610 

Energie,  fossile  604 

Energie,  Umverteilung  der  605;  608;  609 

Energiepolitik  301;  600;  607;  608;  609; 
611,612 

Energy  for  my  Neighbour-Programm  611; 
612 

Enteignung  257;  420;  424;  445 

Entfremdung  10;  127;  128;  188;  193;  205; 
507;  526;  564 

Entmythologisierung  197;  529 

Entwicklung  46;  59;  112;  129;  215;  227; 
229;  233;  239;  241;  255;  294;  443;  547; 
558 

Entwicklung  und  Abrüstung  324;  337 

Entwicklung  und  Wachstum  544 

Entwicklung,  industrielle  21;  559 

Entwicklung,  ländliche  216 

Entwicklung,  wirtschaftliche  218;  219;  225; 
227;  238;  428;  442;  458;  480 

Entwicklungsdienst  139;  201;  237;  238; 
249;  254;  280;  628;  629;  630 

Entwicklungshilfe  46;  59;  61;  112;  130; 
229;  232;  234;  236;  237;  251;  267;  317; 
502 

Entwicklungskonzept  230;  244;  254;  295; 
481;  484;  564;  631 

Entwicklungsmodell  256 

Entwicklungsziel  244 

Erholung  1;  177;  504;  511 

Erlaßjahr  145 

Erlösung  7;  35;  38;  47;  70;  73;  91;  127 
128;  133;  143;  206;  211;  242;  306;  307 
335;  346;  369;  375;  379;  404;  439;  440 
459;  482;  520;  535 

Erwählung  426;  452 


Erziehung  1;  5;  9;  10;  20;  83;  99;  125;  188; 
216;  225;  237;  252;  358;  359;  375;  376; 
439;  443;  456;  457;  458;  475;  556 

Ethik  des  Überlebens  544 

Ethik,  politische  72;  73;  74;  75;  76;  77;  78; 
80;  81;  82;  83;  631 

Ethnizität  434;  446;  447;  451;  452;  453; 
454 

Ethnozentrismus  403;  404;  407;  411;  581 

Eucharistie  84;  85;  134;  277;  365;  489; 
494;  630 

Europa  75;  154;  173;  182;  188;  305;  426; 
452;  463;  467;  494;  525;  527 

Euthanasie  56;  117 

Evangelium  4;  6;  8;  9;  11;  55;  72;  78;  84 
88;  91;  92;  110;  120;  131;  133;  134;  146 


148 
314 
413 
508 


149;  251;  275;  285 
336;  367;  389;  390 
424;  425;  436;  449 
512;  619 


296;  303;  306 
392;  399;  411 
450;  452;  462 


Evangelium,  Einengung  des  539 
Evanston1954  161;  215;  377 
Existenzminimum  2;  226;  242;  479 


Faith  and  Order    51;  151;  358;  413;  455; 
524;  623;  624 

Familie    1;  9;  12;  26;  31;  53;  60;  63;  91 

365 
451 
478 
587 


104;  152;  188 
375;  380;  383 
456;  461;  467 
485;  491;  515 
597 


197;  215;  220;  275 
401;  402;  409;  434 
468;  469;  470;  471 
516;  527;  583;  586 


Familienplanung    56;  217;  476;  477;  485; 
486 

Fan0l934  305;  623 

Federal  Council  of  the  Churches  of  Christ 
in  America  1 ;  623 
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Feminismus  465 

Femsehen  343;  503;  505;  506 

Feste  83;  445;  508;  511;  619 

Fetoskopie  585 

Finanzsystem  196;  198;  201 

Flüchtlinge  98;  338;  392;  428;  429;  430; 
431;  432;  448;  500 

Föderalismus  74;  356 

Fortschritt  10;  21;  31;  37;  49;  58;  168;  217 
224;  228;  229;  266;  292;  327;  368;  394 
442;  475;  481;  483;  484;  547;  580;  584 
591 

Fortschritt,  sittlicher  43 

Fortschritt,  technologischer  527 

Frankreich  315 

Frau  9;  65;  94;  96;  9 
154;  156;  157;  193 
209;  212;  217;  276 
387;  390;  391;  396 
455;  456;  457;  458 
464;  465;  466;  468 
474;  484;  485;  486 
515;  536;  536;  547;  585;  589;  595;  597; 

Frauen  und  Männer  98;  151;  154;  155; 
156;  157;  210;  458;  459;  460;  461;  462; 
463;  464;  465;  469;  471;  472;  485 

Frauenarbeit  1 

Frauenbilder  465 


7;  98;  104 

137;  153 

194;  203 

204;  205 

278;  299 

352;  381 

431;  432 

448;  450 

459;  460 

461;  462 

469;  470 

472;  473 

498;  500 

502;  513 

Freiheit  17 

30;  33;  34;  36 

41;  < 

*3;  45;  48 

55;  64;  75;  85;  92;  104; 

125; 

126; 

127 

130;  133 

141;  148 

152 

153; 

155; 

156 

165;  194 

198;  212 

216 

217; 

218; 

219 

224;  228 

237;  250 

252 

254; 

266; 

267 

270;  274 

279;  288 

298 

308; 

327; 

343 

345;  346 

347;  354 

356 

360; 

362; 

366 

370;  371 

375;  376 

378 

379; 

380; 

381 

384;  388 

394;  395 

409 

438; 

439; 

440 

441;  443 

444;  460 

468 

470; 

471; 

507 

518;  540 

546;  557 

560 

584; 

594; 

599 

607;  614 

Freiheit,  bürgerliche  16 

Freiheit,  christliche  107;  156 

Freiheit,  kulturelle  559 

Freiheit,  menschliche  38;  123;  477;  559 

Freiheit,  persönliche  37 

Freiheit,  politische  32;  127;  128;  362 

Freiheit,  religiöse  76 

Freizeit  40;  387;  504;  515;  553;  609 


Frieden  I;  II 

;45; 

48;  56;  74 

;  75; 

82;  84;  85 

87;  88;  90;  91;  92;  94;  95;  96;  99;  100 

101 

104 

105 

107 

108 

112 

115;  166 

167 

168 

192 

198 

206 

218 

242;  252 

258 

274 

275 

279 

280 

285 

286;  287 

288 

289 

290 

291 

292 

293 

294;  301 

302 

304 

305 

306 

308 

310 

311;  314 

315 

318 

321 

322 

325 

326 

327;  328 

329 

330 

335 

337 

338 

339 

343;  346 

351 

352 

371 

372 

373 

388 

395;  396 

397 

405 

407 

419 

429 

450 

452;  473 

497 

498 

500 

511 

512 

514 

515;  516 

537 

539; 

596; 

615; 

620; 

628; 

631 

Friedman,  Milton  194 


G7  158;  159;  627 

Gambia  467 

Gandhi,  Mahatma  343 

Garmisch  1980,  EKD-Synode  148 

GATT  159;  627 

Gebet  8;  67;  86;  110;  111;  218;  237;  252; 
272;  335;  521;  523;  527;  566 

Gebrauchswert  548 

Geburtenkontrolle  217;  370;  476;  480;  485 

Geld    23;  253;  273;  324;  377;  493;  494; 
505;  543;  544;  548;  562;  611 


Geldanlage  217 
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Genesis  1,28  530;  613 

Genetik  587;  589;  591;  592;  594;  597 

Gentechnologie  589;  592 

Gentransplantation  591 

Gerechtigkeit  18;  23;  45;  74;  92;  101;  130; 
132;  135;  136;  156;  352;  498;  533;  539 

Gerechtigkeit,  Kampf  für    82;  192;  268; 
278;  416 

Gerechtigkeit,  soziale   19;  21;  22;  53;  126 


128;  129;  132 
185;  229;  231 
294;  296;  342 


133;  137;  139;  165;  174 
237;  242;  243;  255;  287 
349;  361;  362;  391;  439 


477;  479;  481;  483;  502;  547;  603 

Gerechtigkeit,  wirtschaftliche  29;  34;  36; 
60;  62;  127;  128;  194;  410;  481;  617 

Gerechtigkeitsverständnis  133;  135 

Gerechtigkeitsverständnis,  christliches  130 

Geschichten  (siehe  auch  peoples  story)  83; 
431;  444;  446;  510;  518 

Gesellschaft,  Gerechtigkeit  der  70;  135; 
136;  189;  236 

Gesellschaft,  Veränderung  der  70;  239 

Gesellschaftsdiakonie  487;  488 

Gesellschaftsordnung  12;  40;  46;  48;  369; 
417 

Gesellschaftsordnung,  christliche  1 

Gesetz  4;  18;  21;  33;  49;  53;  76;  114;  124 
141;  145;  205;  208;  210;  211;  224;  233 
246;  281;  282;  287;  345;  355;  356;  361 
370;  376;  377;  378;  399;  414;  420;  429 
439;  506;  542;  548;  589 

Gesetz  der  Liebe  20 

Gesetz,  Erfüllung  des  19;  20 

Gesundheit  1;  2;  31;  91;  174;  179;  195; 
203;  217;  244;  325;  347;  359;  426;  479; 
485;  520;  521;  524;  525;  526;  527;  528; 
575;  591;  595;  607 

Gesundheit,  Verständnis  der  520;  525 


Gewalt  99;  115;  128;  324;  340;  341;  347; 
351 

Gewalt,  institutionalisierte  128;  340 

Gewalt,  ökonomische  160 

Gewalt,  Programm  zur  Überwindung  der 
350;  352;  353 

Gewalt,  revolutionäre  341 

Gewalt,  unsichtbare  341 

Gewaltlosigkeit  93;  115;  340;  341;  342; 
346;  347;  348;  349;  350;  351 

Gewaltmonopol  15 

Gewerkschaft  2;  24;  41;  124;  298;  355; 
357;  568 

Gewinn  13 

Gewissen  3;  10;  14;  20;  22;  24;  34;  35;  43; 
52;  65;  87;  114;  117;  219;  224;  229;  291; 
306;  308;  315;  341;  366;  375;  376;  382; 
435;  476 

Gewissensentscheidung  307;  378 

Gewissensfreiheit  41 

Gewissenskonflikt  343;  344;  382 

Glaube  und  Wissenschaft  47;  532;  587 

Glauben  und  Kirchenverfassung  (siehe 
auch  Faith  and  Order)  84;  105;  413;  416; 
456;  491;  529;  631 

Glaubensfreiheit  377;  378 

Gleichberechtigung  17;  141;  282;  378; 
381;  412;  440;  442;  444;  445;  480 

Gleichheit  24;  36;  168;  173;  176;  192;  240; 
382;  607 

Glion  1977  319;  322 

Glion  1978  322 

Golfkrieg  300;  445;  548 

Gottes  Ebenbild  35;  60;  73;  98;  212;  371; 
463;  534;  590;  613 
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Gottes  Gerechtigkeit  95;  100;  126;  130; 
135;  144;  149;  213;  214;  251;  271;  306; 
595 

Gottes  Gericht  48;  150;  347;  540 

Gottes  Gnade  85;  131;  146;  291;  500 

Gottes  Handeln  54;  134;  472 

Gottes  Herrschaft  45;  361;  466;  613 

Gottes  Liebe  43;  58;  60;  92;  103;  134;  146; 
211;  212;  277;  338;  379;  400;  417;  466; 
487 

Gottes  Macht  95 

Gottes  Wille  7;  10;  15;  34;  50;  66;  212; 
214;  309;  313;  434;  435 

Gottesdienst  17;  29;  67;  111;  137;  207; 
220;  292;  375;  376;  378;  386;  392;  444; 
451;  461;  562;  619 

Gotteslästerung  96;  97 

Götzendienst  23,  270;  275;  276;  336 

Goudzwaard,  Bob  561;  630 

Granvollen  1988  537 

Großbritannien  3;  202;  426;  497 

Grundbedürfnis  140;  296;  484;  557;  575; 
576;  606;  607;  608;  609 

Grundbesitzer  216 

Grundlagenforschung  577;  579 

Grundrechte  9;  97;  99;  114;  129;  130;  137; 
142;  374;  381;  385;  389;  390;  393;  404; 
423;  424;  438 

Guatemala  153;  424 


H 


Handel  29;  59;  141;  154;  163;  172;  174; 
200;  228;  230;  231;  234;  243;  266;  268; 
278;  297;  321;  453;  506 

Handwerk  31 


Harare  1998  I;  108 

Häresie  1;  235;  280;  410 

Häresie,  moralische  III;  58;  61;  105;  107; 
126 

Hausarbeit  203;  465 

Haushalterschaft  93;  94;  130;  201;  208; 
220;  327;  371;  479;  499;  533;  547;  562; 
614;  617 

Hayek,  Friedrich  A.   194 

Heil  49;  126;  127;  128;  145;  196;  361;  365; 
441;  520 

Heil,  Dimensionen  des  127 

Heiliger  Geist  50;  63;  147;  212;  444;  449; 
462;  510;  522;  533;  534;  540;  542;  619 

Heilsplan  34;  36;  44;  45;  212;  219;  311; 
322;  324;  325;  345;  346;  377;  398;  399; 
401;  441;  499;  546 

Heilung  84;  101;  352;  452;  520;  521;  522; 
525;  526;  527;  528;  539;  541;  545;  596 

Hinduismus  66 

Homosexualität  471 

Humangenetik  587;  595 

Humanum  51;  54 

Hunger  32;  59;  155;  161;  165;  185;  203; 
228;  265;  267;  338;  466;  475;  488;  497; 
573 


/ 


Ideologie  36;  50;  75;  88;  89;  97;  134;  188; 
298;  299;  310;  320;  346;  389;  405;  440; 
464;  538;  548;  587 

Ideologie,  Definition  der  50 

Ideologiekritik  52;  580 

Imperialismus  151;  153;  154;  155;  186; 
387;  441 

Indien  156;  202;  216;  411;  444 
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Individualethik  42 

Individualismus    124;  132;  355;  464;  466; 
468;  488;  526;  527 

Individuum .  2;  4;  43;  182;  188;  194;  283; 
326;  553;  580;  589;  593 

Indonesien  154 

Industrialisierung  III;  11;  14;  32;  45;  172; 
216;  217;  227;  356;  466;  488;  546 

Industrienationen   52;  172;  223;  231;  266; 
267;  268;  369;  480;  481;  573;  574;  618 

Inflationsrate  163;  177 

Information  78;  99;  105;  158;  174;  261 
266;  270;  321;  375;  393;  462;  476;  504 
505;  506;  511;  570;  584;  585;  587;  607 
612;  631 

Informationsfreiheit  43 

Informeller  Sektor  158;  202 


Interessen  (siehe  auch  Eigeninteresse)  12 


Initiative    33;  40;  44;  241; 

257; 

314; 

328 

350 

Institution  19;  44;  45;  61;  82;  97 

143; 

147 

148;  160;  176;  178;  180; 

196; 

198; 

199 

200;  209;  212;  215;  224; 

227; 

229; 

230 

232;  233;  241;  246;  254; 

255; 

257; 

265 

275;  278;  287;  288;  290; 

297; 

299; 

314 

322;  325;  328;  356;  357; 

359; 

361; 

370 

371;  372;  392;  408;  412; 

418; 

423; 

453 

481;  484;  488;  494;  501; 

509; 

516; 

543 

547;  581;  582;  592 

Institution,  christliche  523 

Institution,  gesellschaftliche  478 
Institution,  kirchliche  155 
Institution,  politische  45;  216;  376;  480 
Institution,  religiöse  538 
Institution,  soziale  554 


127;  131;  139;  142;  143 

162 

164 

165 

174;  176;  178;  184;  193 

194 

199 

204 

227;  229;  233;  234;  259 

262 

267 

278 

290;  299;  300;  312;  330 

340 

345 

391 

403;  414;  417;  420;  421 

426 

446 

448 

450;  470;  485;  499;  505;  572;  579;  612 

Interessengruppen  320;  323;  332;  391; 
440;  595;  596 

Investitionen  179;  193;  225;  243;  262;  267; 
269;  283;  299;  345;  406;  476;  484;  558; 
606 

Investment  559 

Islam  66;  187 

Israel  60;  90;  136;  145;  149;  334;  399 

IWF  196;  199;  258;  627 


J 

Japan  216;  495;  513 

Jerusalem  1928  III;  11; 

374; 

Jesus  Christus   6;  10 

11; 

54;  60;  72;  87; 

90;  91;  97;  100;  108 

131 

133;  144;  145; 

147 

148;  189;  206; 

218; 

251;  270;  273; 

276 

278;  280;  285; 

299; 

306;  315;  325; 

337 

344;  365;  389; 

399; 

402;  449;  452; 

472 

510;  526;  534 

Johannesburger  Erklärung  401 

Journalismus  5;  507;  516 

JPIC  {siehe  auch  Konziliarer  Prozeß)  88; 
94;  105;  106;  107;  259;  517;  627 

JPSS  68;  72;  80;  83;  135;  143;  159;  171; 
175;  178;  181;  189;  192;  193;  267;  276; 
329;  535;  537;  552;  579;  602;  608;  627 

Judenmission  400 

Judentum  49;  92;  398;  399;  400 

Jugend  10;  35;  103;  343;  391 
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Justitia  et  Pax,  päpstliche  Kommission 
171,383 


K 


Kairo  482 

Kanada  85;  280;  339;  396;  412;  424;  513; 
561 

Kapitalismus    21;  22;  31;  34;  35;  36;  37; 
157;  158;  161;  191;  453 

Katholizität  109;  365;  366 

Keimbahn  597 

Kenia    154;  299;  319;  393;  418;  461;  508; 
525 

Ketzerei  20 

Kinder  12;  24;  96;  97;  103;  149;  152;  153 


154;  203;  213;  327 
396;  432;  444;  465 
509;  511;  515;  518 
588;  595;  618 


352;  375;  376;  387 
467;  468;  469;  485 
524;  546;  586;  587 


Kinderarbeit  1;  387;  567 

King,  Martin  Luther  342;  343 

Kingston  1979  68;  71;  135;  138;  329;  330; 
625 

Kinshasa  1989  612;  614 

Kirche  29;  61;  127;  251;  252;  363;  364; 
367 

Kirche  als  Institution  40 

Kirche  und  Gesellschaft  (siehe  auch 
Church  and  Society)  I;  51;  57;  87;  98 
123;  125;  230;  236;  292;  314;  326;  329 
341;  358;  372;  405;  429;  443;  473;  477 
529;  531;  570;  572;  598;  602 

Kirche  und  Staat  14;  16;  29;  74;  75;  358; 
362;  364;  367;  368;  369;  395 

Kirche  und  Volk  434 


Kirche,  Aufgabe  der  3;  4;  16;  17;  38;  39; 
50;  132;  148;  224;  270;  285;  310;  314; 
328;  366;  381;  401;  424;  436;  520;  526 

Kirche,  Einheit  der  IV;  57;  63;  67;  84;  105; 
107;  329;  368;  450;  458;  491;  524;  630 

Kirche,  Freiheit  der  16;  17 

Kirche,  Herausforderung  der  144 

Kirche,  politisches  Handeln  der  79;  86 

Kirchenleitung  17 

Kirchenverfassung  8;  63;  456 

Kirchliche  Gruppen  55;  57;  450 

Klasse  der  Gesellschaft  35 

Klassismus  151;  153;  423 

Klimakrise  615;  617;  620 

Koinonia  105;  106;  108;  432;  489;  499; 
502;  631 

Kollektive  Entscheidungen  41;  42 

Kollektivismus  216 

Kolonialismus  140;  186;  297;  387;  412; 
446 

Kolumbien  424 

Kommunikation  64;  99;  291;  503;  506; 
508;  509;  510;  511;  512;  513;  514;  515; 
516;  517;  518;  570;  614 

Kommunikationsmedien  124;  298;  355; 
414;  465;  503;  508;  510;  511;  513;  515; 
516;  517;  518;  561;  574 

Kommunismus  22;  30;  31;  34;  35;  36;  37; 
215;  217 

Konfessionen  3;  8;  55;  107;  108;  395;  487; 
491;  615 

Konkurrenz  9;  56;  111;  142;  191;  318 

Konservatismus  19;  71;  356;  370 

Konsum  131;  173;  176;  179;  181;  222 
224;  242;  245;  248;  250;  265;  272;  280 
298;  364;  482;  544;  547;  548;  554;  558 
567;  568;  575;  600;  613 
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Konsumgesellschaft  244;  272;  482;  558 

Kontextualität  48;  54;  56;  64;  65;  75;  76 
81;  109;  110;  123;  136;  147;  167;  183 
187;  204;  205;  207;  209;  210;  254;  256 
264;  265;  267;  275;  298;  303;  311;  322 
335;  346;  352;  354;  359;  364;  387;  388 
420;  422;  436;  459;  468;  477;  481;  524 
529;  562;  563;  573;  608;  613 

Konziliarer  Prozeß  275;  305;  618 

Korea  105;  278;  620 

Korruption  228;  240;  250;  396;  505;  511 

Krankheit  26;  488;  522;  526;  584;  596 

Krieg  1;  114;  309;  313;  352 

Krieg  als  politisches  Mittel  3;  101;  304;  315; 
323;  325 

Krieg,  gerechter  307;  308;  309;  311;  342 

Kriegsdienstverweigerung  103 

Kuba  234 

Kultur  21;  39;  42;  60;  65;  66;  77;  85;  102 
210;  256;  258;  266;  275;  276;  290;  298 
314;  350;  352;  366;  375;  383;  387;  394 
419;  425;  432;  434;  436;  437;  439;  440 
441;  442;  449;  450;  453;  463;  464;  466 
505;  514;  515;  517;  518;  556;  557;  565 
570 

Kultur,  technische  536 

Kulturell  20;  298 

Kunst  83;  553 

Kurien,  CT.  181 


Laien  I;  29;  116;  137;  352;  407;  517 
Landrechte  419;  420;  423;  443;  444;  445 
Landreform  145 

Landwirtschaft  172;  174;  216;  549 
Larnaca  1986  496 


Lateinamerika  45;  46;  69;  129;  130;  140; 
186;  221;  222;  223;  278;  297;  387;  395; 
437;  438;  441;  443;  463;  467;  506 

Lausanne  1927  455 

Lebensqualität  160;  170;  193;  243;  244 
245;  246;  296;  386;  477;  478;  484;  51 1 
513;  548;  552;  553;  555;  556;  557;  558 
559;  560;  561;  562 

Lebensstil  73;  132;  139;  181;  242;  248 
249;  253;  263;  272;  273;  274;  275;  280 
351;  461;  467;  471;  482;  517;  526;  540 
616;  619;  621 

Leiden    79;  81;  83;  92;  95;  134;  140;  149 


170;  205;  206 
280;  308;  316 
415;  472;  488 
583;  584;  587 


227;  252;  265;  273;  276 
344;  349;  350;  384;  392 
504;  505;  508;  525;  562 


Leihmutterschaft  591;  597 

Liberalismus  30;  132 

Life  and  Work    8;  11;  14;  305;  306;  340; 
434;  623;  625;  630;  632 

Liturgie  112;  137;  459;  496;  527 

Lucknow1952  216;  217;  467 

Luxus  20;  140;  553;  557 


M 


Macht    31;  123;  178;  269;  296;  345;  354; 
506;  515 

Macht,  ideologische  298 

Macht,  kirchliche  299 

Macht,  militärische  298 

Macht,  politische  297;  572 

Macht,  wirtschaftliche  297 

Mammon  23;  127;  270 

Management  323 

Manila  513 


641 


ökumenische  Wirtschafts-  und  Sozialethik 


Mann    94;  153;  154;  209;  352;  455;  456; 
457;  458;  460;  461;  466;  468;  485 

Markt    141;  159;  227;  229;  257;  268;  270; 
517;  543;  567 

Marktstrukturen  160 

Marktwirtschaft,  soziale  157;  159 

Marxismus  60;  67 

Massenproduktion  21;  102 

Massenvernichtungswaffen  319;  324;  325; 
327;  382 

Materialismus  5;  6;  22;  36;  468;  526;  548 

Medien  99;   301;  503;  504;  505;  506;  507; 
508;  510;  511;  512;  514;  515;  517;  518 

Medizin  5;  521;  522;  523;  527;  583;  595 

Melbourne  1980   148;  150;  274;  275;  349; 
350 

Menschenbild  222 

Menschenrechte  35;  75;  79;  104;  114 
299;  319;  322;  338 
371;  374;  378;  379 
384;  385;  386;  388 
396;  405;  421;  429 
511;  516;  517;  527 


135;  195;  215;  282 
345;  349;  359;  360 
380;  381;  382;  383 
389;  390;  392;  393 
430;  450;  451;  496 
559;  629;  631 


Menschenrechte,  Allgemeine  Erklärung  der 
125;  374;  379;  383;  384;  549 

Menschenrechte,  soziale  104 

Menschenwürde    22;  24;  75;  84;  96;  114 


127;  128;  167;  170;  237;  240 
277;  278;  360;  381;  382;  389 
429;  432;  439;  473;  497;  500 
557;  584 


241;  275 
390;  407 
512;  513 


Menschheit,  Einheit  der 
314;  404;  449 

Messianisches  Reich  70;  75 

Methode,  deduktive  53 

Methode,  induktive  54 

Methodisten  467 


I;  60;  61;  285; 


Methodologie  II;  5;  14;  37;  51;  52;  53;  54; 
72;  80;  81;  82;  83;  85;  112;  249;  439; 
477;  508 

Mexiko  154;  172;  216;  424;  484;  513 

Migration  421;  428;  429;  432 

Militär  174;  183;  267;  311;  312;  320;  323; 
324;  329;  332 

Militärdienst  308;  309;  310 

Militarisierung  143;  153;  317;  320;  497; 
501;  518;  538 

Militarismus  103;  267;  279;  316;  319;  320; 
321;  322;  327;  329;  330;  350;  381;  396; 
420;  462;  515;  625 

Minderheiten    17;  24;  34;  42;  57;  67;  140 


157;  167;  178 
297;  312;  314 
390;  391;  394 


193;  273;  275;  282;  295 
321;  323;  360;  386;  388 
396;  404;  420;  428;  430 


435;  438;  447;  448;  505;  511;  515 

Minderheitskirche  17 

Mises  von,  Ludwig  194 

Mission  III;  11;  17;  35;  38;  61;  87;  117;  156; 
237;  253;  329;  364;  365;  377;  451;  464; 
489;  494;  496;  627 

Missionarisch  13;  111;  395;  425;  441 

MIT  64;  181;  555;  560;  577;  587;  606;  625; 
627 

Mitbestimmung  69;  329;  362;  391;  396; 
609 

Mitgliedskirchen  85;  86;  109;  110;  111 
112;  170;  188;  208;  235;  292;  296;  300 
367;  392;  401;  408;  410;  421;  430;  444 
445;  459;  460;  476;  518;  520;  560;  583 
591;  596;  597;  611;  618 

Mittlere  Axiome  78;  370 

Modernisierung  142;  158;  190;  255;  257; 
266;  582 

Monopol  66;  70;  426 

Montreal  1969  261 
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Montreux  1970  238 

Montreux  1974  249;  253 

Mütter  116;  460;  476 

Mythen  187;  403;  423;  447;  469;  580 


Nolde,  Frederick  374 
Nuklearenergie  288;  600;  601;  605;  606 
Nuklearwaffen  288;  318;  578 
NWWO  166;  172;  173;  174;  175;  186 


N 


Nachfolge  73;  106;  108;  113;  205;  366; 
451 

Nächstenliebe  18;  19;  45;  53 

Nahrungsmittel  162;  173;  564;  600 

Nairobi  1975  133;  135;  242;  264;  294;  299 
316;  319;  337;  389;  393;  395;  417;  418 
456;  458;  461;  489;  508;  524;  525;  535 
537 

Nation  4;  8;  107;  131;  170;  203;  224;  232 
233;  250;  312;  314;  355;  362;  371;  375 
403;  405;  410;  414;  434;  436;  438;  439 
440;  441;  442;  448;  449;  453;  558 

Nationalismus  125;  293;  323;  336;  364 
372;  397;  403;  434;  436;  437;  438;  439 
440;  441;  442;  443;  446;  451;  452;  453 
454 

Nationalstaat  125;  184;  243;  262;  437; 
438;  440;  442;  448;  452;  453 

Naturgesetz  114 

Naturrecht  370 

Naturwissenschaften  532;  538;  540;  570; 
613 

Neokolonialismus  169;  297;  446 

Neoliberalismus  159 

Neu  Delhi  1961  215;  377;  379;  381;  428; 
487;  489;  529 

Neuseeland  75;  412;  424;  495 

Neutralität  189 

NICs  (Schwellenländer)  190;  191 

Niederlande  154;  483;  494 


Obrigkeit  46;  270;  308;  376;  478 

Odense1958  221 

Offenbarung  III;  6;  12;  38;  45;  50;  60;  61; 
91;  131;  149;  244;  272;  378;  424;  449; 
450;  452;  472;  117;  530 

Ökologie  103;  173;  181;  484;  514;  544; 
549;  563;  564;  567;  568;  614 

Ökonomie  5;  157;  158;  159;  175;  177;  181; 
184;  188;  189;  192;  208;  210;  247;  262; 
489;  566;  575;  625;  629;  630 

Ökonomie  und  Ökologie  547;  563 

Ökonomie,  politische  175;  179;  180;  181; 
182;  187;  422;  580 

Ökonomie,  positivistische  182 

Ökumenische  Bewegung  629 

Ökumenisches  Miteinander-Teilen  487 

Oldham,  Joseph  H.  14;  37;  44;  623;  630 

Oligopol  262 

Ölkrise  129;  172;  242;  243;  531 

Opfer  23;  35;  46;  64;  76;  79;  97;  142;  162 
165;  178;  206;  207;  214;  222;  233;  245 
251;  288;  330;  338;  341;  363;  384;  406 
417;  420;  429;  462;  494;  515;  518;  581 

Option  für  die  Armen  47;  130;  148;  153; 
213;  214;  426;  560 

Ordination  460;  462 

Ordnung,  internationale  9;  187;  285;  293; 
294 

ÖRK,  Mitgliedschaft  im  108 
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Orthodoxie  377;  487;  489;  531 

Ortsgemeinde    40;  328;  362;  365;  366; 
391;  496;  502;  111 

Östliche  Kultur  156 

Oxford  1937  I;  14;  161;  305;  306;  309;  397; 
434;  436 

Ozon-Schicht  558;  565 


Paradigma    81;  157;  158;  175;  177;  178; 
181;  186;  188;  189;  257;  258;  613 

Paradigmenwechsel    175;  178;  265;  566; 
580;  631 

Paraguay  424 

Parmar,  Samuel  L  342;  630 

Parteien,  politische  41;  124;  235;  276;  355 

Partizipation   69;  75;  77;  79;  80;  82;  130 


135;  136;  137 

138 

142 

159 

169;  171 

172;  181;  182 

183 

184 

185 

189;  192 

193;  195;  254 

255 

257 

259 

265;  267 

362;  457;  458 

514 

517 

557 

558;  573 

608;  611;  612;  613 
Partizipatorisch  69;  80 
Pasztor,  Janos  61 1 
Paternalismus  229 

Patriarchalismus  23;  117;  427;  465;  474 
Peoples  story  81;  82 
Person,  Entwicklung  der  38 
Persönlichkeit,  Heiligkeit  der  12 
Philippinen  154;  155;  424 
Pietismus  71 
Pneumatologie  542 


Politik  24;  45;  67;  75;  76;  79;  80;  81;  87 
96;  102;  103;  163;  164;  173;  182;  189 
201;  208;  209;  233;  234;  258;  259;  266 
280;  281;  299;  304;  318;  331;  332;  333 
336;  346;  366;  401;  405;  426;  440;  441 
456;  505;  543;  548;  572;  630 

Populorum  progressio  236 

Positivismus  580;  581 

Potter,  Philip  128;  383;  384 

Prag  1928  302 

Praktisches  Christentum  {siehe  auch  Life 
and  Work)  I;  III;  1;  5;  8;  11;  29;  84;  304; 
308;  340;  436;  630;  632 

Pränatale  Diagnostik  583;  584;  587;  588; 
589 

Praxis  III;  29;  39;  61;  81;  109;  119;  120; 
136;  178;  182;  208;  210;  242;  253;  254; 
350;  377;  391;  394;  395;  459;  619 

Prebisch,  Raul  59 

Preissystem  21;  163;  221;  236;  266;  410; 
543;  547;  548 

Prinzipien  87;  113;  168;  245;  254;  269; 
324;  325;  394;  422;  514;  556;  581;  586 

Prinzipien,  christliche  2;  43;  470 

Prinzipien,  deduktive  54 

Prinzipien,  ethische  4;  53 

Prinzipien,  ewige  53 

Prinzipien,  soziale  53 

Prinzipien,  theologische  54 

Privilegien  100;  320;  321;  345;  360;  392; 
394;  401;  416;  418;  423;  425;  426;  444; 
473 

Privilegierte  226 

Produktion  21;  33;  129;  130;  176;  179 
183;  191;  193;  194;  195;  200;  203;  205 
207;  208;  219;  221;  229;  244;  245;  246 
255;  261;  263;  264;  265;  266;  270;  277 
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278;  315;  363;  364;  543;  547;  552;  553; 
558;  561;  562;  567;  600;  601 

Produktionsmittel    12;  32;  88;  124;  245; 
355;  556;  575 

Profit   13;  21;  23;  25;  142;  182;  246;  262; 
265;  268;  269;  270;  414;  538;  556 

Proliferation  332;  333;  334 

Prophetie  50;  85;  99;  230;  339;  362;  418; 
506;  519;  607 

Proselytismus  111;  377;  425 

Prostitution  153;  462 

Puerto  Rico  154;  420;  424 


Q 

Quäker  115 


Raiser,  Konrad  I;  II;  VII;  14;  47;  94;  105; 
499;  502;  524;  545;  631 

Rasse  9;  34;  104;  405;  406;  409;  430;  505; 
511 

Rasse  und  Kirche  435 

Rassismus  I;  85;  97;  99;  133;  135;  151 
153;  277;  279;  280;  281;  283;  338;  342 
381;  397;  401;  403;  405;  406;  407;  408 
409;  410;  411;  412;  413;  414;  415;  416 
417;  418;  419;  420;  421;  422;  423;  424 
425;  427;  445;  458;  462;  473;  488;  515 
519;  619;  628;  629 

Rassismus,  Definitionen  des  422 

Rassismus,  globaler  427 

Rassismus,  institutionalisierter  416;  417 

Rassismus,  Manifestationen  des  422;  423 

Rassismus,  populärer  421 

Rassismus,  Theologie  gegen  den  413 


Rassismus,  verdeckter  425;  426 

Rassismus,  weißer  405;  406;  407 

Rassismus,  wirtschaftlicher  419;  421;  422 

Rationalismus  580;  581 

Rauschenbusch,  Walter  1 

Realismus  14;  49;  53;  117 

Recht  19;  293;  369;  372;  374 

Recht,  Funktionen  des  370;  371 

Recht,  internationales  76;  101;  300;  370 

Reformation  61 

Reich  Gottes  13;  19;  20;  49;  65;  68;  70 
71;  72;  94;  103;  126;  135;  144;  146;  147 
148;  149;  196;  212;  231;  244;  271;  274 
277;  303;  449;  451;  632 

Reichtum  12;  21;  23;  27;  38;  96;  97;  108 
111;  118;  131;  141;  142;  144;  150;  238 
240;  246;  249;  273;  278;  293;  321;  344 
348;  383;  410;  412;  418;  435;  448;  465 
490;  491;  494;  496;  502;  543;  547;  553 
562;  566;  580;  581;  590;  620;  630 

Reichtum,  kultureller  559 

Religion  19;  22;  76;  187;  213;  235;  366; 
370;  375;  378;  380;  384;  386;  394;  436; 
437;  451;  452;  453 

Religionen  5;  56;  66;  95;  99;  235;  328; 
343;  381;  393;  394;  395;  445;  451;  464; 
468;  472;  501;  509;  526 

Religionen,  asiatische  537 

Religionsfreiheit  104;  114;  276;  349;  360 
374;  375;  376;  377;  378;  379;  380;  381 
382;  386;  388;  389;  392;  393;  394;  395 
396 


Ressourcen    12; 


165 
174 
194 
244 
297 
447 
495 


166;  167; 
176;  178; 
197;  198; 
245;  247; 
317;  322; 
480;  483; 
496;  527; 


118;  138; 
168;  169; 
179;  182; 
199;  200; 
248;  255; 
324;  327; 
489;  490; 
532;  547; 


159 
171 
183 
209 
277 
419 
491 
548 


;  162 

163 

;  172 

173 

;  184 

193 

;  242 

243 

;  295 

296, 

;  422 

424- 

;  492 

493; 

;  553 

561; 
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562;  563;  565;  566;  567;  568;  573;  575; 
579;  585;  600;  616;  617;  620 

Revolution  36;  38;  48;  52;  123;  140;  188; 
233;  237;  286;  341;  357;  370;  371;  411; 
515;  570;  628 

Revolution,  industrielle  32 

Revolution,  technologische  64;  123;  317 

Reycling  568 

Römer  13  73 

Romero,  Erzbischof  96 

Römisch-katholisch  114;  383;  467 

Rundfunkanstalten  503;  504;  505;  506; 
513;  517 


Sabbat  206;  207;  547 

Sagorsk1968  51.;  389 

Sakramente  462;  521 

Säkularisierung  359;  468 

SALTI  und  II  318 

Santa  Ana,  Julie  de  631 

Schalom  74;  91;  325;  351 

Schöpfung   52;  64;  67;  70;  74;  88;  89;  90 


91;  93;  94;  97 


129 
204 
277 
371 
497 
529 
539 
560 
613 
629 


131 
205 
278 
379 
498 
530 
540 
562 
614 


138 
207 
279 
405 
500 
531 
541 
567 
615 


101 
151 
212 
301 
409 
501 
532 
542 
581 
616 


102; 
158; 
213; 
324; 
444; 
506; 
533; 
545; 
590; 
617; 


107 
189 
258 
325 
459 
507 
534 
546 
595 
618 


108 
197 
273 
351 
472 
511 
535 
547 
596 
619 


126 
203 
276 
369 
482 
526 
537 
548 
598 
621 


Schöpfung  aus  dem  Nichts  541 

Schöpfung,  Bewahrung  der  I;  V;  89;  94;  95; 
96;  99;  105;  108;  197;  275;  301;  451; 


473;  500;  515;  517;  537;  541;  542;  545; 
596;  615;  618;  620;  631 

Schöpfung,  Eigenwert  der  531;  537;  541 

Schöpfung,  Erlösung  der  531 

Schöpfung,  Erneuerung  der  535 

Schöpfung,  fortdauernde  207;  533;  534 

Schöpfung,  Herrschaft  über  die  47;  93 

Schöpfung,  Integrität  der  91;  541;  614 

Schöpfung,  Krone  der  530 

Schöpfung,  Mitte  der  538 

Schöpfung,  neue    47;  49;  73;  90;  93;  98; 
152;  321;  449;  450;  451 

Schöpfung,  nichtmenschliche  534;  536 

Schöpfung,  Partnerschaft  mit  der  534 

Schöpfung,  Reintegration  der  541 

Schöpfung,  sakramentales  Verständnis  der 
533 

Schöpfung,  Spiritualität  der  619 

Schöpfung,  Verständnis  der  532 

Schöpfung,  Vollendung  der  545 

Schöpfung,  Zerbrochenheit  der  538 

Schöpfungsethik  II;  529;  531;  535;  537; 
542;  545 

Schöpfungslehre  38 

Schöpfungsverständnis     484;  538;  539; 
540;  542;  545;  546; 

Schuldenkrise  96;  103;  196 

Schumacher,  Ernest  536 

Schwangerschaftsabbruch    114;  477;  485; 
585;  586;  587;  588 

Schweiz    238;  241;  319;  321;  329;  350; 
467;  493;  615;  618;  631 

Segen  467;  478;  499;  535;  561 
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Selbstbestimmung  169;  215;  240;  281; 
319;  338;  374;  376;  386;  390;  391;  396; 
401;  420;  423;  430;  440;  444;  445;  501 

Seoul  1990  1;  94;  301;  615 

Sexismus  99;  .133;  135;  151;  153;  279; 
423;  455;  456;  458;  459;  473;  515;  519 

Sexualität  98;  463;  464;  465;  485;  486 

Sheffield  1981  151;  157;  419;  456;  461; 
462;  463;  471;  625 

Shell  280;  281;  282;  283;  284 

Sicherheit  16;  35;  48;  91;  100;  103;  134 
150;  188;  198;  231;  270;  274 
287;  288;  289;  293;  302;  305 
321;  322;  323;  325;  326;  327 
332;  333;  334;  335;  339;  352 
372;  376;  419;  430;  431;  443 


Sicherheit,  nationale  544 

Siegmund-Schultze,  Friedrich  374 

Sittler,  Joseph  529 

Sittlichkeit  41;  42 

Sklaverei    25;  120;  222;  244;  382;  410; 
411;  421;  445;  450;  567 

Smith,  Adam  208;  210 

Social  Gospel  1 

SODEPAX   112;  171;  175;  230;  508;  624; 
627 


136 

146 

278 

286 

312 

316 

330 

331 

369 

370 

554 

605 

Söderblom,  Nathan  3 

Sofia  1933  397 

Solidarität   34;  48;  59 

78; 

83;  91;  9^ 

\\  95 

102 

110;  127;  128; 

133 

134;  139; 

144 

145 

146;  147;  148; 

150 

152;  153; 

187 

188 

189;  193;  212; 

229 

231;  232; 

254 

256 

264;  267;  273; 

281 

284;  294; 

303 

349 

350;  367;  382; 

384 

389;  391; 

392 

395 

398;  413;  415; 

431 

444;  456; 

460 

472 

473;  474;  492; 

495 

516;  533; 

535 

619 

Solidarität,  ökumenische  78;  79 


Sozialisierung  32 

Sozialismus  22;  30;  158;  161;  254;  557 

Sparquote  480 

Spiritualität  83;  102;  155;  185;  425;  446; 
463;  474;  526;  547;  617;  619 

Sport  553 

St.  Polten  1974  384;  389;  393;  624 

Staat  15 

Staat,  Aufgaben  des  75;  123;  124;  125; 
308;  311;  313;  358;  360;  361;  369;  442; 

Staat,  Gewalt  des  46;  308;  356 

Staat,  Macht  des  124;  355;  356 

Staaten,  junge  215;  241;  436 

Staatsbeamte  396 

Staatskirchen  17 

Status  quo  19 

Steuerbelastung  568 

Steuersystem  163;  234;  246;  568 

Stockholm  1925  8;  305;  630 

Strukturanpassung  157 

Strukturveränderung  194;  195 

Strukturwandel  162;  188;  225 

Südafrika  I;  107;  153;  154;  277;  278;  280; 
281;  282;  283;  284;  300;  334;  342;  401; 
402;  412;  421;  425;  426;  467 

Sudan  156 

Sünde  15;  16;  18;  30;  46;  48;  87;  97;  100 
113;  129;  133;  134;  150;  151;  205;  211 
212;  219;  220;  231;  244;  249;  250;  271 
276;  277;  291;  296;  306;  307;  309;  324 
328;  331;  334;  398;  400;  409;  411;  414 
415;  417;  434;  435;  497;  526;  532;  533 
534;  546;  619 

Sünde,  kollektive  416 

Sünde,  Strukturen  der  540 
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Sündenlehre  38 

Sustainability  68;  158;  259;  552;  563;  567 


Takenaka,  Masao  487 

Tambaram  1938  374 

Tansania  254 

Tanz  511 

Taufe  84;  108 

Tauschwert  548 

Tawney,  Richard  H.  11 

Technik  31;  38;  48;  52;  89;  123;  125;  138 
162;  217;  223;  226;  237;  238;  311;  317 
354;  355;  357;  443;  508;  535;  537;  538 
540;  570;  572 

Technik,  Kontrolle  der  572 

Technik,  Neutralität  der  571 

Technokratie  582;  608 

Technologie  65;  66;  89;  129;  130;  132 
133;  141;  159;  172;  183;  185;  194;  242 
243;  245;  246;  255;  261;  262;  263;  264 
268;  269;  270;  277;  278;  279;  294;  295 
332;  383;  482;  525;  529;  531;  532;  534 
552;  555;  570;  573;  574;  578;  579;  580 
582;  591;  594;  599;  600;  612;  614 

Technologie,  angepaßte  573;  575 

Technologie,  traditionelle  573 

Technologie,  Typen  der  574 

Teilen  110;  247;  276;  457;  489;  490;  491; 
493;  495;  499;  500;  502;  611 

Temple,  William  5 

Terms  of  trade  169 


Theologie    5;  50;  51;  54;  55;  61;  81;  82 


117; 

132; 

146;  147;  168; 

171; 

175; 

188 

189; 

238; 

256;  335;  369; 

371; 

413; 

459 

464; 

465; 

484;  486;  496; 

503; 

529; 

530 

546; 

581; 

590;  613;  630 

Theologie  der  Befreiung  126;  133 

Theologie  der  Schöpfung  531;  532;  539; 
546;  614 

Theologie  des  Lebens  205;  425;  484 

Theologie,  schlechte  536 

Theorie  173;  226;  242 

Thessaloniki  1959  45;  218;  436 

Thomas,  M.M.  300 

Tinbergen,  Jan  223 

TNCs  154;  174;  190;  191;  261;  262;  263; 
264;  265;  266;  267;  268;  269;  270;  625; 
627 

Tod  14;  30;  84;  96;  98;  126;  127;  134;  149 
159;  203;  205;  206;  207;  231;  249;  278 
334;  338;  344;  360;  389;  463;  491;  497 
498;  521;  525;  526;  544;  586;  596 

Todesstrafe  104;  119;  395 

Totalitarismus  40 

Tourismus  153;  419 

Tradition  33;  44;  51;  53;  57;  61;  62;  73;  76 
85;  92;  109;  112;  113;  114;  115;  116 
117;  119;  128;  134;  191;  214;  215;  357 
361;  365;  370;  383;  385;  394;  437;  439 
452;  461;  477;  494;  504;  529;  567 

Tradition,  christliche  66;  291;  530 

Tradition,  kirchliche  523 

Transnationale  Konzerne  (siehe  auch 
TNCs)  261;  264;  268;  271;  297;  324 

Trinität  89;  533;  540 

Tugenden  118;  418;  469;  581;  617 
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u 

Über-  und  Unterentwicklung  250 

Überbevölkerung  476;  477;  479;  483 

Überlebensfähigkeit  (siehe  auch  sustain 
ability)  101;  158;  171;  172;  182;  183 
184;  185;  189;  190;  192;  193;  195;  197 
198;  201;  266;  267;  548;  553;  554;  557 
558;  563;  564;  565;  603 

UdSSR  315;  318 

Umwelt    38;  85;  88;  130;  137;  158;  159 


176 
301 
515 
570 


227;  245;  257;  258;  265;  272;  296 
335;  352;  426;  482;  483;  484;  514 
526;  536;  542;  543;  544;  552;  565 
575;  576;  607;  614 


Umweltgipfel  545;  549;  563;  618 

Umweltverschmutzung  95;  129;  131;  165; 
166;  168;  172;  257;  296;  431;  432;  480; 
483;  500;  543;  547;  554;  558;  577 

UN  81;  125;  163;  167;  168;  172;  173;  223 


230;  236;  257;  285;  286 
291;  293;  295;  300;  301 
374;  379;  381;  382;  383 
476;  477;  483;  484;  552 


288;  289;  290 
325;  372;  373 
396;  421;  456 


UNCED  618;  619;  620;  627 

UNCTAD  172;  173;  223;  339;  627 

Ungerechtigkeit,  Strukturen  der  128;  133; 
135;  321;  389;  417;  458;  501 

Unordnung,  internationale  309;  311 

Unsichtbare  Hand  210;  560 

Unterdrückung,  Netz  der  151 

Uppsala  1917  3 

Uppsala  1968  58;  63;  230;  238;  272;  274; 
293;  294;  315;  316;  372;  373;  381;  382; 
405;  407;  475;  503;  507 

Urvölker  39;  98;  102;  276;  395;  412;  419; 
423;  424;  425;  443;  444;  445;  547 


USA  279;  315;  318;  424;  426;  623 

Utilitarismus  181 

Utopie  22;  71;  196;  524;  630 


V 


Vancouver  1983  84;  85;  94;  186;  275;  280; 
305;  337;  339;  395;  396;  496;  509;  513; 
524;  525 

Väter  116;  460;  464;  469 

Verantwortbarkeit  (siehe  auch  sustainabi- 
lity)  68;  69;  135;  138 

Verantwortliche  Gesellschaft  I;  11;  30;  33 
37;  43;  44;  48;  68;  123;  124;  135;  197 
215;  218;  223;  230;  231;  235;  355;  357 
371;  438 

Verantwortung,  christliche  42;  45 

Verantwortung,  persönliche  31;  39;  40;  44; 

Verantwortung,  politische  I;  41;  46;  218 

Verantwortung,  soziale  46;  197;  218;  242; 
265 

Verantwortungsethik  80 

Verbände  124;  220;  355 

Verbrauchsobergrenze  245 

Vischer,  Lukas  IV;  VIII;  615;  618;  631 

Visser  't  Hooft,  W.A.  III;  30;  36;  44;  58;  63; 
107;  311;  377;  401;  459;  563;  624 


Volk  14;  15;  16; 
76;  77;  78;  79; 


100 
145 
190 
278 
339 
381 
426 
453 


104;  107 
147;  149 
201;  219 
279;  298 
347;  356 
398;  399 
434;  435; 
497;  499; 


18;  29;  62; 
80;  81;  82; 
125;  127; 
165;  170; 
221;  254; 
299;  305; 
357;  358; 
400;  404; 
436;  440; 
505;  526 


69;  70;  74;  75 
83;  85;  91;  98 
137;  142;  143 
186;  187;  189 
267;  269;  277 
308;  312;  321 
359;  363;  364 
408;  409;  420 
442;  443;  452 
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Volk  Gottes    48;  63;  74;  109;  127;  144; 
273;  277;  339;  364;  452;  497;  500 

Volk,  Macht  des  187;  278;  298 

Volk,  Partizipation  des  558 

Völkerbund  5;  302;  303 

w 

WACC  509;  513;  626;  627 

Wachstum  13;  34;  40;  116;  120;  159;  168 


178;  182;  185;  190 
227;  232;  238;  244 
267;  274;  275;  294 
479;  481;  494;  544 


193;  223;  224;  225 
255;  259;  262;  266 
295;  296;  317;  471 
547;  549;  552;  557 


561;  563;  564;  565;  566;  580;  581 

Wachstum,  Grenzen  des  135;  138;  181; 
242;  295;  477;  531 

Wachstum,  krebsartiges  317 

Wachstum,  qualitatives  555 

Wachstum,  Strategie  der  Krebszelle  544 

Waffenhandel  174;  289;  548 

Wahrheit  43;  133;  155;  250;  273;  301;  306 
327;  364;  369;  371;  378;  450;  459;  498 
504;  512;  513;  516;  517;  518;  561;  578 
619 

Wanderarbeit  154;  402;  419;  448;  462; 
500 

Wechselkurse  163 

Wehrdienst  (siehe  auch  Militärdienst)  382 

Wehrdienstverweigerung  (siehe  auch 
Kriegsdienstverweigerung)  382 

Weisheit  71;  82;  112;  114;  118;  132;  199; 
237;  426;  474;  506;  547 

Weltbank  157;  159;  196;  199;  200;  502 

Weltbund  für  Freundschaftsarbeit  III;  302; 
303;  305;  340;  397;  623 

Welthandel  240 


75;  76;  81;  87 

113 

180;  189 

192 

195 

263;  270 

273 

275 

360;  364 

372 

415 

453;  460 

504 

512 

571;  574 

575 

579 

Weltordnung  164;  186;  287;  288;  296;  300; 
301;  314;  319;  339;  372;  443;  581 

Weltwirtschaft  96;  132;  157;  164;  169;  183 
192;  193;  194;  202;  208;  214;  247;  257 
261;  264;  265;  266;  297;  339;  481;  483 
484;  560;  562;  563;  565;  629 

Weltwirtschaftsordnung,  neue  (siehe  auch 
NWvVO)  161;  171;  172;  186;  294;  295; 
324;  329;  609 

Werte  44;  50;  65;  66; 
118;  143;  149;  152; 
196;  197;  224;  242; 
295;  298;  320;  322; 
419;  425;  439;  448; 
532;  533;  558;  566; 
582 

Werte,  christliche  244;  532 

Werte,  ethische  88;  120 

Werte,  gesellschaftliche  26;  480;  515 

Werte,  Hierarchie  der  538 

Werte,  innere  132 

Werte,  kleinbürgerliche  143 

Werte,  neue  38 

Werte,  ökonomische  175;  197;  198 

Werte,  politische  76 

Werte,  spirituelle  457 

Werte,  westliche  613 

Wertsystem  466;  500 

Werturteile  210 

Westlich  36;  39;  47;  59;  62;  66;  76;  140 
155;  177;  185;  215;  218;  221;  227;  241 
272;  374;  384;  437;  439;  441;  466;  470 
494;  508;  536;  538;  564;  580;  600;  613 

Westliche  Kultur  155;  156 

Wettbewerb  163;  466;  483 
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Anhang:  Index 


Widerstand  46;  54;  76;  78;  92;  95;  106 
128;  201;  214;  279;  310;  340;  342;  345 
346;  347;  361;  362;  363;  407;  409;  484 
485;  498;  567 

Wirtschaftsethik  II;  14;  123;  181;  555 

Wirtschaftsethik,  ökologische  547;  552 

Wrtschaftsordnung  14;  18;  20;  21;  22;  23 
24;  25;  26;  28;  29;  53;  158;  161;  167 
169;  186;  278;  279;  295;  296;  320;  324 
497;  548 

Wirtschaftspolitik  198;  210;  221;  356;  424 
483;  630 

Wirtschaftspolitik,  Neuorientierung  der  568 

Wirtschaftssystem  18;  88;  96;  165;  179; 
194;  196;  197;  198;  210;  214;  226;  267; 
278;  295;  390;  422;  481;  555;  557;  565; 
566 

Wirtschaftstheorie  52;  171;  179;  194;  247; 
270;  555;  567 

Wrtschaftswachstum  139;  140;  141;  142; 
144;  158;  164;  198;  201;  223;  266;  483; 
484;  561;  563;  566 

Wissenschaft    12;  47;  64;  89;  129;  132 


171;  172;  180 
279;  332;  363 
552;  555;  570 


181 
529 
573 


185;  190;  242;  277 
530;  531;  532;  534 
574;  577;  583;  584 


587;  594;  597;  599;  601;  606 

Wissenschaft  und  Technik  37;  39;  88;  177; 
241;  276;  296;  324;  327;  329;  507;  535; 
536;  570 

Wssenschaft,  Anwendung  der  578 

Wssenschaft,  Industrialisierung  der  577 

Wssenschaft,  Objektivität  der  577 

Wssenschaft,  positivistische  581 

Wissenschaft,  schlechte  536 


Wissenschaft,  Verantwortung  der  579 

Wissenschaft,  Ziel  der  579 

Wissenschaftsethik  577;  579 

Wohlfahrt  33;  125;  183;  195;  235;  376; 
377;  520;  592 

Wohlstand  12;  130;  146;  167;  169;  175; 
176;  187;  242;  243;  244;  245;  246;  251; 
274;  421;  442;  479;  480;  485;  573 

Wohlstandsgesellschaft  176;  242;  243; 
246;  275;  479;  480;  495 


.        z 

• 

:               Zahlungsbilanz  163;  262 

;               Zentralausschuß  des  ÖRK    68 

85; 

108; 

111;  135;  139 

161;  166 

196; 

208; 

261; 

264;  319;  322 

329;  331 

342; 

350; 

353; 

377;  379;  393 

395;  411 

423; 

425; 

427; 

428;  429;  430 

431;  443 

472; 

477; 

482; 

486;  525;  560 

583;  595 

598; 

620; 

621; 

624;  625;  626;  627 

Zeugnis  III;  15;  16;  29;  48;  50;  55;  58;  63 
67;  70;  73;  78;  80;  81;  84;  85;  92;  105 


106 
144 
290 
349 
367 
414 
524 


107;  109;  110;  115 
148;  152;  212;  252 
291;  292;  305;  338 
360;  361;  362;  363 
368;  377;  378;  381 
424;  490;  492;  496 
574;  607;  618 


118;  119;  131 
274;  279;  284 
341;  343;  346 
364;  365;  366 
392;  400;  407 
508;  518;  521 


Zeugnis,  biblisches  73;  79;  90 

Zeugnis,  politisches  72;  78;  79 

Zivilisation    12;  13;  32;  63;  131;  290;  296; 
364;  402;  532;  605 

Zwischenkirchliche  Hilfe  249;  489;  497 
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